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E. €. &. = Preußifches Sefet über den Eigenthungerwerb vorm 
5. Diai 1872. 
ER. = Elfaf-Lothringen. 
5. = Rheinifch-Franzöfiiches Ned. 
®©.8.9. = Grundbudyordnung. 
G.9D. = Gewerbeordnung oder Gebührenordnung. 
GR. = Gemeined Red. 
®.©. = Gefeßfammlung. 
9.8.8. = Handelsgejeßbud). 
8.D. = Konkursordnnung. 
D.9. 6. = Offene Handelsgejellichaft. 
D.T. = Berliner Obertribunal. 
PL. = Plenarentfcherdung. 
Br. = Preußen. 


Erjte Abtheilung. 
Nechtögnellen, Örtliches und zeitliche Nedht. 


1. Kläger Hatte zu der Zeit, als feine Ehefrau im 9. 1884 Oertliches 
während ihres Aufenthalts in Köln a. Rh. einen Sohn gebar, Reit. 
feinen bisherigen Wohnfig Affuncion in Paraguay verlaffen und 
befand fi) auf der Nüdreife nad) England am Bord eines eng- 
lifchen Dampfers, ohne bisher einen Wohnfit genommen zu haben. 
Später fehrte er nach Deutichland zurüd. Hier will er, während 
er in Charlottenburg wohnte, zum erjten Dale am 11. Aug. 1890 
Kenntniß von ber Geburt jenes Kindes erhalten, am 4. Dit. 1890 
feiner Ehefrau erklärt haben, daß das Kind nit von ihm jet. 
Am 2. Nov. 1890 erhob er dann die Illegitimitätsflage gegen den 
Sohn. Damit ift er abgewiefen, weil fi) die Zuläfjigfeit der 
Sllegitimitätsflage gegen das Kind nad) dem Rechte des Wohn- 
fite8 richte, den der Ehemann zur Zeit der Geburt des Kindes 
hatte. Nah dem Rechte von Argentinien müfje aber der Ein- 
jprud) des Ehemannd (d. h. die Illegitimitätsflage) gegen die Ehe- 
lichkeit eines während der Ehe von feiner Ehefrau empfangenen 
Kindes binnen 60 Tagen von bem Zage geltend gemacht werden, 
an welchem er von ber Geburt Kenntniß erhalten habe. Revifion 
zurüdgewiefen. Denn folange der Kläger keinen andern Wohn- 
fig genommen hatte, war da örtliche Recht des bisherigen Wohn- 
fites maßgebend. — v. Bar, Bd. 1, $.46, ©. 160; ‘Dernburg, 
Bandelten, Bd. 1, 8.46; Stobbe, Bd. 1, 8.30, Nr. 3; v. Savigny, 
Syitem, Bd. 8, ©. 101, 102. — IV, 16/95 vom 10. Juni. 

2. Die Beklagte in Friedrichitadt hatte von der Neder- 
landfche Phospaat Maatihappy in Amfterdam ca. 2000 tons 
Phosphatfteine gekauft, weldhe März/April 1892 von Zampa 
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u nach einem Hafen der Nord- oder Dftfee verjchifft werden follten. 

Red. Zum Zransport diefer Waare hatte die Verkäuferin ein ‘Dampf- 

Ihiff gehartert; in dem Vertrage war unter anderem beftimmt: 

„Ihis contract shall be governed by the law of the flag of 

the vessel carrying the goods.” Die Berjdiffung erfolgte in 

dem ber Klägerin gehörenden englifhen Dampfer „Merchand 

Prince”. Das von dem Schiffer gezeichnete Ordrefonnofjenent 

enthält die Klaufel: ‚„Freight and all other conditions as per 

charter party including negligence clause.” Danad) waren 

aud) die aus dem Fradıtvertrage hervorgehenden Verpflichtungen 

der Beflagten al8 Ladungsempfänger, weldye Inhaber des Drdre- 

fonnofjement® waren, nad) engliihem echt zu beurtheilen. I, 
178/95 vom 26. Juni. 

3. Der Bellagte, jest in Hamburg, früher in Stodholm, 
wo er ein Gefchäft betrieb, unterzeichnete in Stodholm am 1. Dec. 
1882 ein in jchwedifher Sprache ausgeftelltes Scdriftitüd, in 
welhem er an Hrn M.W. ©. (in Stodholm) oder Drdre nad) 
30 Zagen Kündigung die Geldjumme von Kronen acıttaujend 
und fünfzig fowie 6 Proz. Zinfen jährlich, bis volle Bezahlung 
geichehen, zu zahlen veripradh; Baluta erhalten. Diejer Schein 
it ohne Indoffament von verjchiedenen Berjonen in Zahlung ge- 
geben oder verkauft, zulegt an den in Kreuznach wohnhaften 
Kläger abgetreten. Nah Schwedihem Nechte fteht, wie das 
Berufungsgeriht angenommen hat, ein folder Schein einem 
Snhaberpapiere gleich, jodaß die Legitimation des Klägers zur 
GSeltendmadhung des Anjprucdes aus dem Sculdicheine al vor- 
liegend anzunehmen fei, und es fih nur noch fragen fünne, ob 
dem Beklagten Einreden gegen den fid) aus dem Inhalt des 
Scduldicdeines ergebenden Anfprud) zuftehen. Da fo weit und 
bezüglich der Verjährung Schwedisches Recht maßgebend, wurde 
Bellagter verurtheilt, Revifion zurücdgewiejen. Der Beklagte hatte 
zwar behauptet, der Schein jet ihm vom eriten Gläubiger zurüd- 
gegeben und demnächft geitohlen. Allein der Kläger hatte den- 
jelben vedlich erworben; und in Bezug auf den Schuß des rebd- 
lien Inhabers von gejtohlenen Inhaberpapteren joll das jchwediiche 
Sefeg mit dem deutjchen übereinftimmen. I, 51/95 vom 1. Suft. 

4. Im Fall Bd. XV, 10 hat.nun das Oberlandesgericht 
auf Grund des NRedhts von New-Nork den Streit für den Kläger 


Dertlihes Redt. oo. 3 


gegen den Intervenienten entjchieden, weil nad) jenem Necht die 
VBollmaht, wie fie ertheilt ift, al8 Cejfion gelten müfje. Diele 
Geffion und jelbit die Denuntiation ift älter als die vom Gläu- 
biger an den Intervenienten gethätigte Geffton und deflen ‘De- 
nuntiation, jodaß der Kläger nad) Gem. R. vorgeht. Auch hat das 
Dberlandesgericht e8 als feine Ueberzeugung ausgefprodhen, daß 
der vom Nevifionskläger behauptete Nechtsfag, nad) welchem bie 
ganze Vollmacht des Kläger wegen ausbedungener Provifion von 
10 Proz. ungültig fei, nicht beftehe, und die Ueberzeugung be- 
gründet. Demnadh bedurfte e8 einer dahin gehenden DBemweis- 
aufnahme nicht. Nevifion zurücgewiejen. VI, 112/95 vom 1. Juli. 

5. Ob bie Erblafjerin, weldye im Nechtsgebiet des Gem. R. 
ihren Wohnfig Hatte und, bevor fie nad) dem badiichen Orte 
Heiligenberg überfiedelte, in Sigmaringen verftorben ijt, ihren 
Wohnfig durd) den nicht ausgeführten Entfchluß, ihn in Heiligen- 
berg zu nehmen, dort begründet hat, ift nad) Badiihen Recht 
zu beurtheilen, das aber in Sat 103 mit dem Gem. Recht die 
Ausführung fordert. III, 190/95 vom 12. Yult. 

6. Colmar. DBellagter in Bafel hat zwei eigene Wechiel 
an die Ordre von DB., welcher gleihfalls in Bafel feinen Wohnfik 
hatte, ausgeftellt. Sie waren am Domizil de8 Ausftellers (Bajel) 
zahlbar. Für die Verbindlichkeit des Ausjtellers aus dem Wechjel- 
veriprechen blieb daher, auch foweit die Klage nur als Bereiche- 
rungsflage erhoben ift, da8 am Orte der fpäteren Disfontirung 
der Wechfel durd) das Elagende Bankhaus R., Ch. & Co. in Dele- 
mont geltende, aljo das Wechjelrecht des Kantons Bern, ohne 
Einfluß. Vielmehr blieb die Wechjelordnung für den Kanton 
Bafel- Stadt entjcheidend darüber, ob da8 Berufungsgericht für 
dieje Klage die Vorlage der Originalwecdjjel mit NRedjt verlangt 
hat. Die Urtheilsgründe erflären für erforderlich, daß der Kläger 
fit al8 Inhaber der Wechlel, auf die er feine Anfprüche ftüte, 
legitimire, und daß er zu diefem Zwede in der Kegel die Wechjel 
im Original, oder ein diefelben erjekendes Amortifationsurtheil, 
oder wenigitend den Nachweis über die Einleitung des Amorti- 
fationsverfahrens ($. 79 der Bajeler Wechjjelordnung) dem Gericht 
‚vorlege, fofern er nicht etwa bemweije, daß die Originalmwechiel 
vernichtet feten oder daß nur. er aus denjelben berechtigt fei. 
Nevifion zurüdgemiefen. II, 98/95 vom 5. Yult. 

1* 
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7. Unter den Parteien, von denen die Kläger in England, 
die Beflagten in Berlin domiziliren, war burd) Vertrag eine Gejell- 
Ichaft begründet, und durch die Drdre des engliichen Geridhts- 
hofes waren die Kläger zu Verwaltern des in England, die Be- 
ELagten des in Deutichland belegenen Gefellihaftspermögens ernannt. 
Ueber die prozefiualen Vorbedingungen der von den Klägern be- 
antragten einjtweiligen Verfügung, daß die Verwaltung der Be- 
flagten der dauernden Kontrole und Aufficht eines vom Gericht 
zu bejtellenden Dritten unterworfen werde, und darüber, ob die 
Borausfegungen einer einjtweiligen Verfügung vorliegen, ift ftet8 
nad) den Prozeßgejegen des ProzeßgerichtS zu beurtheilen. Sie 
wurde mit Recht abgelehnt. I, 262/95 vom 29. Aug. 

8 Die Klägerin, Chefrau des in unbefannter Abwefenheit 
(cbenden M., fordert namens ihres minderjährigen Kindes von 
bem bei Dresden lebenden Adoptivvater ihres Ehemanns Ali- 
mente für ihr Kind mit einer bei dem Landgericht Karlsruhe 
erhobenen Klage. Nah DB. 2%. R. III, Abf. 3 erjtreden fid) die 
Gejete, welche den Zuftand und die NRechtsfähigfeit der Perjonen 
beftimmen, auf die Inländer jelbft dann, wenn fie fi) im Aus- 
lande aufhalten. Das verpflichtet den badischen Richter mittel- 
bar, benfelben Grundfat auf die Ausländer anzuwenden. Danad) 
it für die Frage, ob die Mutter das Kind vertreten kann, bda® 
Gefeß des Heimathsftants des Vaters maßgebend. Da hierüber 
feine Crörterungen ftattgefunden haben, aufgehoben, zurüdver- 
wiefen. II, 176/95 vom 11. Oft. 

9. Der Bellagte, angeblid) aus Yaffy, berief fih in einem 
Prozeß vor dem Landgeriht Berlin darauf, daß die geflagte 
Forderung in Iaffyp arreftirt ei. Nach dem Grundfak, daß aus- 
Ländifche Prozeßhandlungen nad) ausländischen Recht zu beurtheilen 
find, tft maßgebend für die Beantwortung der Frage nad ber 
Nechtsgültigkeit des Arreftes dag Rumänische Recht, nad) welchem 
in Betreff der Zuftändigfeit, foviel bi8 jet erfichtlich, die Ent- 
iheidung davon abhängen wird, ob der Bellagte zu ber Zeit, 
als die Forderung des Klägers mit Arreft belegt wurde, feinen 
Wohnfig nicht in Wien, jondern in Iaffy Hatte. Allerdings find 
ausländische prozefjualiiche Handlungen, die einen Eingriff in die 
diesfeitige Gerichtsbarkeit enthalten, al8 vechtswirfjam nicht anzu- 
erfennen. Ein folder Eingriff liegt hier aber nicht deshalb vor, 
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weil Erfüllungsort der mit Arreft belegten Forderung Berlin ift. 
Denn nah ıumferen eigenen, hier allein in Betracht fommenden 
prozefjualen Zuftändigfeitsporjchriften gilt das im einer Forderung 
beitehende Vermögensitüd al8 befinblich nicht an dem Erfüllungs- 
ort der Forderung als folhem, fondern an dem Ort, wo ber 
Schuldner feinen Wohnfig hat, und nur daneben, wenn für bie 
Torderung eine Sache al8 Sicherheit haftet, aud) an dem Ort, 
wo fich die Sache befindet. ‘Die eventuell in Betracht zu ziehende 
materiellrechtliche Frage, ob nicht Kläger, wenn die Arreitverfügung 
fi) al8 rechtögültig erweift, anftatt Zahlung die Hinterlegung des 
geforderten Betrages verlangen kann, würde nad) dem Recht des 
Erfüllungsorts, mithin nad) Preußiihem Recht zu beurtheilen und 
danad) unbedenklich zu bejahen fein. (DVgl. R. G. E., Bb. 17, 
Nr. 65.) 1, 180/95 vom 12. D8t./6. Nov. 

10. Das fchädigende Schreiben, welches den Kläger über 
die Kreditwürdigfeit des ©. täufchte, ift zwar in dem im Gebiet 
bes Gem. R. belegenen Wohnort des Beklagten verfaßt und ab- 
gefandt, doc erhielt der Kläger daffelbe in feinem unter der 
Herrichaft des Franzöfiihen Rechts ftehenden Wohnfig, und ift 
dort feine Täufhung bewirkt. Bet diefer Sachlage konnte ber 
Bellagte gegenüber der auf Arglift gegründeten Klage nicht die 
fürzere Verjährungsfrift des Gem. R. anrufen. Der im Gebiet 
des Tranzöfifchen Nechts entitandene Klageanfprud), welcher in 
materieller Beziehung den Orundfägen diefes Nechts unterliegt, 
ftatuirt eine dreißigjährige Verjährungsfrift. Vgl. au) Bolze, 
Prarie, Bd. II, 26. Danad ift der Beklagte verurtheilt, Re- 
bifion zurücdgewiefen. III, 161/95 vom 18. Oft. 

11. Nachdem der Beklagte in Flensburg dur) Schlußnote 
vom 20. Suni 1893 von ©. & Co. New-Hork in Hamburg 
25000 Bushels Weizen per ‘December 1893 gefauft Hatte, hat er 
am 7. Suli 1893 laut Bemerkung auf der Schlußnote den Kläger 
in Flensburg an diefem Gejchäfte mit 5000 Bujheld betheiligt. 
Kontrahent ©. & Co. gegenüber ift allein der Beklagte geblieben. 
Die gegenfeitigen Rechte und Pflichten der Parteien aus diefer 
Betheiligung find mit Necht nad inländifchem Aechte beurtheilt 
worden, nicht nad) dem von New-Nork. III, 164/95 vom 18. Oft. 

12. Die Eltern der Kläger find zu Duisburg ohne Er- 
rihtung eines Chevertrages zur Ehe gefchritten und haben dort 
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zu ihren erften Wohnfig gehabt. Später haben fie denjelben in das 
Red.  (Gehiet des Rheiniihen Rechts verlegt, wo der Ehemann gejtorben 
ist. ALS eheliches Güterrecht des erften Wohnfiges der Eheleute 
blieb da8 Pr. Gejeß für die Provinz Weftphalen vom 16. April 
1860, aud) die Beitimmung maßgebend, daß ber überlebende 
Ehegatte bei fortgejegter Gütergemeinschaft bis zur Scichtung 
die volle Verfügungsgewalt über das gütergemeinschaftliche Ver- 
mögen habe, weil diefe Vorjchrift nicht dem Gebiete des Erb- 
rechts, fjondern des ehelichen Güterrecht8 angehört: wie alfe bie 
Beitimmungen, weldhe den Nießbraud) und die VBerfügungs- 
befugniß des Ueberlebenden, die fortgefekte Gütergemeinfchaft be- 
treffen. — Dal. Bd. V, 25; Bd. VIIL, 10. — Das wäre nur dann 
anders, wern zwingende Beitimmungen des Rheinischen Rechts die 
Anwendung des Gefeged vom 16. April 1860 ausichlöffen. Das 
ift aber nicht der Fall. Denn die Regelung des ehelichen Güter- 
rechts ift nah Rheiniihem Recht PVertragsjahe unter den Che- 
gatten. Die öffentliche Ordnung ift dabei nicht betheiligt. Die 
Witwe und Mutter der Kläger durfte alfo zur Sicherheit für 
eine von ihr fontrahirte Schuld das im Gebiete des Rheinischen 
Ncchts belegene Hausgrundftücd, welches fie gemeinichaftlich mit 
ihrem verftorbenen Ehemann von ihren Eltern fäufli erworben 
hatte, gültig verpfänden. II, 184/95 vom 25. Oft. 

13. Die redhtlihe Natur der Eagenden Gejellichaft, hier 
einer in Xondon beftehenden nichtregiftrirten Gefellfchaft (partner- 
ship), infonderheit die Trage, ob die Gejellichaft als juriftifche 
Perfon anzufchen tft, oder ob die Firma lediglich der Kollektiv» 
name ift, unter welchem die Xheilhaber ihr Handelögewerbe be- 
treiben und ihre Prozeffe führen, tft nach dem an ihrem Sike 
geltenden Rechte zu beurtheilen. VI, 201/95 vom 2./25. Nov. 

14, Für die Schadenserfatansprücde aus Delikten das Ges 
je des Ortes maßgebend, wo bafjelbe begangen ift. Da die 
KRommanditgejellichaft in Weimar ihren Sit und ihren Gejchäfts- 
betrieb hatte, die Mitglieder des Auffichtsraths als jolche ihre 
Funktion ausübten, das dortige Gejeß für die Anjprüce aus 
ihren Verfehlungen und Unterlaffungen maßgebend. VI, 191/95 
vom 4. Nov. 

15. Im Fall 121 tft, foweit die damaligen XLandesgefete 
von einander abweichende Beitimmungen enthielten, jofern bei der 
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erneuten Verhandlung Feine eine andere Beurtheilung bedingende 
Momente herantreten, das am Orte bes Wohnfiges de Malers 
geltende Recht, fofern er das Bild dort gemalt hat, in Bezug 
auf die Frage anzuwenden, ob dem Maler das Urheberrecht nod 
zuitand, obichon er das Bild im Auftrage der Prinzeffin DH. ge- 
malt hatte. I, 218/95 vom 9. Nov. 

16. Im Fall 395 war das Gem. R., niht di U. NR. 
für die Trage maßgebend, ob dem N. gegen die von ihm angeb- 
lich bejchenkten Kinder eine Kompetenz zuftehe. Denn zu den 
perjönlichen KEigenfchaften und Befugnifjen eines Menihen — 
8. 23 Einl. U. 2%. R. — gehört jener Kompetenzanfpruch nid. 
E8 handelt fi) namentlich nicht um Erb- und Familienverhält- 
niffe, no um bie aus den legteren fließenden Alimentations- 
verbindlichkeiten. Für das Recht des Widerrufs der Schenkung 
ift aber nicht mit v. Bar, Bd. 2, ©. 113, das Perjonalftatut des 
Scentgebers maßgebend, vielmehr ift das Recht nach demjelben 
Gelege zu beurtheilen, welches für die Wirkung der Schenkung 
maßgebend ijt. IV, 377/94 vom 14. Nov. 

17. Im Fall 43. Eine befondere Form des Uebertragungs- 
geihäfts bei Kuren ift im Sädfiihen DBerggejege nicht vor: 
geichrieben. Dagegen erfordert $. 105, Ab. 1 des Preußiichen 
BDerggeletes vom 24. Juli 1865 die fchriftliche Form. Diele 
hätte beobachtet werden müffen; denn für die Form eines Nechts- 
gefchäfts, welches den Webergang einer beweglichen Sadhe aus 
dem Vermögen des Einen in dasjenige eines Andern zum Gegen- 
Itande hat, find die Gejeke des Ortes maßgebend, an weldem 
das Gefchäft gejchloffen if. Da die Eheleute ihren Wohnfik in 
Yauban Hatten, jo war in Ermangelung eines andern Bartei- 
vorbringens hier der Ort der angeblichen Schenfung. IV, 170/95 
vom 21. Nov. 

18. Der Grundfag, daß Rechtsverhältniffe an beweglichen 
Saden nad dem Rechte ihres Aufbewahrungsortes zu beurtheilen 
feien, Tann nicht ohne weiteres dazu führen, einmal entjtandene 
Rechte an folhen Sachen untergehen und wieder aufleben zu 
lafien, je nachdem die Saden ihren Ort wecdjeln. ‘Der unter 
der Herrihaft des Badifhen Rechts gültig erklärte Eigenthums- 
vorbehalt an den gelieferten Mafchinen würde alfo auch wirkjam 
bleiben, nachdem die Mafchinen in ein anderes Rechtsgebiet über- 
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ee geführt find. Da aber nad) der irrevifibelen Annahme des Ober- 
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landesgerichtE 8. 60 ded Weimarer Pfandgejeges im öffent- 
lichen Interefje die Vorjchrift trifft, daß ein derartiger Eigen- 
thumsvorbehalt nicht anzuerkennen ift, bleibt diefe zwingende 
Borichrift für den Weimarer Richter maßgebend, wenn aud in 
dem VBertrage Mannheim als Erfüllungsort bezeichnet war. III, 
233/95 vom 29. Nov. Pgl. Bd. XVL, 7. 

19. Der geflagte Wecjjel ift von einem. Hamburger auf 
eine Firma in Dporto gezogen, von Hamburg 16. Aug. 1894 
ansgejtellt. Zahlbar drei Weonat nad) Dato. Der Proteft mangels 
Zahlung ift am 15. Nov. 1894 in Oporto beim Zraffaten redht- 
zeitig erhoben. ‘Denn nad der Feititellung des Berufungsgerichts 
ift nad) portugiefiichem Recht, abweichend von Art. 32 der Deutjchen 
Wecjelordnung, die Frift von drei Monaten einer foldhen von 
90 Tagen gleichzufegen. Das Bortugiefiihe Recht ift aber für 
die Beurtheilung der Verfallzeit und der Nechtzeitigfeit des Pro 
tefte8 auch rüdfichtlich der Negreßpflicht des Ausjtellers maßgebend. 
Denn der Zeitpunkt, in welchem der ZTrafjat bezogenermaßen 
Zahlung zu leiften hat, fällt zufammen mit dem Zeitpunkt, in 
welcdrem die Negreßpflicht des Ausjtellers eriftent wird. Der 
Aussteller verjpricht Zahlung für den Tall, daß der Traffat nicht 
bezogenermaßen Zahlung leiltet. Das Wechfelveriprechen des Aus- 
jteller8 wird alfo durch den Inhalt des aus der Zratte erficht- 
lihen Zahlungsauftrags bejtimmt. Und der Zahlungsauftrag ift 
dem Recht des Zahlungsortes unterftellt. Zwingende Beitimmungen 
der Deutfchen Wechfelordnung ftehen hiermit nicht in Wideriprud. 
I, 266/95 vom 11. Dee. 

20. Gemäß jchriftlicher und telegraphiicher Verhandlungen 
zwiichen 9. & Co. zu Karlsruhe und der beklagten Firma zu Paris 


309 jene auf dieje zwei Cheds an die DOrdre des Klägers zu 


Karlsruhe. Die Frage, ob die Beklagte dem Kläger nah Maß- 
gabe jener Verhandlungen auf Zahlung der Cheds Hafte, ifi nad) 
dem in Paris al8 dem Erfüllungsort geltenden Recht zu be- 
urtheilen. II, 258/95 vom 13. Dec. 

21. Der Erblaffer ift in Hamburg 1892 verftorben. Die 
(ebenslängliche Rente, welche der B. hinterlaffen ift, war zum 
erften Male am 1. Ian. 1894 fällig. Nach Gemeinem Recht liegen 
fo viele Nentenvermäcdtniffe vor, al die VBermäctnißnehmerin 
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Nententermine erlebt. Das Berufungsgericht hat deshalb an- 
genommen, daß die durch da8 Hamburger Erbichaftsiteuergejet 
vom 9. Mai 1894 auf 4 Proz. herabgefettte Steuer nad) feinen 
eigenen Beitimmungen für jene erite Rate zu zahlen fei, und 
nicht 10 Proz. nad) dem früheren Erbichaftsfteuergejeg. Revifion 
zurüdgewiejen. VI, 199/95 vom 2. Nov. 

22. Celle für Lippe. Dem feit 1862 al Bauptlehrer und 
Küfter angeftellten Kläger ift das am 17. Mat 1872 von den 
frädtifchen Behörden beichlofjene Regulativ für die Gehaltszahlung 
im Auftrage des beflagten Magiftrats zugeftellt und fein Gehalt 
nad) Deaßgabe der normirten Skala am 1. Juli 1872 feitgejett 
und am 1. Yebr. 1874 erhöht. Danad) Hat fich Beklagter ver- 
tragsmäßig verpflichtet, dem Kläger gemäß dem Beichluß vom 
17. Dat 1872 zu zahlen. Das fpätere Gefeß vom 28. Febr. 
1878 berührte den Vertrag auch bezüglich der jpätern Alters= 
zulagen niit. III, 201/95 vom 12. Nov. 
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23. Einzelne, nad) bejtimmten Richtungen auftretende Wahn- 
ideen, welche von der Medizin als Geijtesfranktheit bezeichnet 
werden, fchliegen die Handlungsfähigfeit nur auf den Gebieten 
und in den Fällen aus, welche durch fie beeinflußt werden. SDie 
Wahnideen des Beklagten haben aber gerade fein eheliche® DVer- 
hältniß zu der Klägerin zum Gegenftande. ‘Deshalb ift er auf 
diefem Gebiete handlungsunfähig, mithin für den vorliegenden 
Tall prozeßunfähig. III, 78/95 vom 14. Juni. 

24. Die Handlungsunfähigfeit des Klägers wegen QBlöds 
finns fann in dem von demjelben eingeleiteten Prozeß, in welchem 
er ein einzelnes MNecht verfolgt, für diefen Prozeß feitgeftellt 
werden, jodaß es eines Entmündigungsverfahrens nicht bedarf. 
Unerheblid, ob in einem andern Prozeß der Nichter deffen Hand- 
(ungsfähigfeit annimmt. IV, 46/95 vom 1. Iult. 

25. 830, ,R,1UÜ.UNR. erftredt fi) nicht bloß auf 
die Subftanz des Vermögens, fondern auf jeden Vermögend- 
nadtheil, fodaß eine Vermögensverminderung im Sinne des Ge: 
fete8 auh dann vorliegt, wenn derjenige, dem der Nie 
brauch einer Sache zufteht, fi zwar nicht des Nießbraucdhs ent- 
chlägt, aber über die Nußungen der Sadje zu feinem Nachteile 
verfügt. Mit Net ift die Klägerin für eine Verfchwenderin er- 
achtet, weil fie feit ihrer Genefung Mitte oder Ende 1890 der 
Dealerfrau W., wenn aud) in dem Glauben, allein durch deren 
Heilmittel gefund geworden zu fein, bis zur BVerheirathung der 
Frau W. im Yuli 1892 und bei deren Verheirathung, abgejehen 
von Eleineren Summen in Höhe von 30 und 20 Marf, im 
Ganzen 1100 Mark baar gejichenft hatte, obgleich ihr Einfommen 
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nur in dem Zinsgenuffe aus dem an ihre Kinder abgetretenen 
Kapitalvermögen, im Betrage von 695 Mark jährlich, beitand. 
Klägerin hatte fich auch der W. fchriftlich verpflichtet, ihr 6000 Mearf 
zum Bau eines Daufes zu geben. IV, 99/95 vom 7. Oft. 

26. Nah dem Wortlaut de8 8IOAU.U.R. LI 1 und nad) 
dem Zwed diejer Beitimmung fanrıı al VBerfchwender entmündigt 
werben, wer fich fo verhält und handelt, daß durch eine Tort- 
jegung diejes Verhaltens fein Vermögen beträdtlih vermindert 
wird; die Vermögensverminderung braucht nicht jchon eingetreten 
zu fein. Es genügt, daß die durd) das Verhalten hervorgerufene 
Sadlage Grund für die Annahme und Veranlafjung zu der Be- 
fürchtung gibt, daß eine beträchtliche Vermögensverminderung nicht 
ausbleibt. Kein Widerjpruh mit den Urtheilen nah Gem. R. 
bei Bolze, Bd. IV, 39 und €, 3b. 21, ©. 167 (Bolze, Praris, 
Bd. VI, 21). Kläger, ein Mühlenbefiger, hat fih um den Wirth- 
Ichaftsbetrieb gar nicht gefümmert, Frau und Kinder, welche bei 
einer jo Heinen Wirthichaft mitthätig fein mußten, von der DBe- 
wirthichaftung und dem Füttern des Viehes abgehalten, fie be- 
droht, aus dem Haufe gejagt und geäußert, er werde Alles ver- 
bringen, e8 jolle Alles zu Grunde gehen, das Vieh jolle umfommen, 
Srau und Kinder Fünnten fchnurren oder dienen gehen. Es find 
eine Reihe von Thatjachen feftgeftellt, aus denen hervorgeht, daß 
Kläger fein Vermögen beträchtlich) vermindere, und es ift an- 
genommen, daß die muthwillige VBernadjläffigung ihren Grund in 
der Zrunffucht des Klägers hat. Derfelbe ift al8 Berichwender 
entmündigt, die wider feine Ehefrau erhobene Anfechtungsflage 
abgewiejen; Revifion zurücgewiejen. IV, 131/95 vom 28. Oft. 

27. An öffentlichen Sadjen können privatredhtliche Nutungs- 
rechte beftellt werden, wenn foldje zu der Zeit, wo die Privat- 
rechte entjtehen, dem öffentlichen Zwede, dem die Sache dient, 
nicht wideripredhen. Ein Nechtsjag, daß folhes Nutungsredht 
jtets unter dem felbftverftändlichen Vorbehalt Eonftituirt werde, 
daß Ddafjelbe weder jet nod) fünftig mit den Zweden, deren die 
öffentliche Sache als folche zu dienen beftimmt ift, nicht in Wider- 
jprud gerathe, befteht niht. V, 444/94 vom 12. Iuni 9. 
: Bol. 660. 

28. Der Kläger hat ein an zwei Straßen liegendes Ed- 
haus; die zweite Straße läuft in einen todten Winkel aus, welcher 
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eingezogen und dem Nachbar des Klägers veräußert ift. Diejer 
ift mit feinem Neubau vorgerüdt, fodaß das Haus des Klägers 
nur noch jo weit an jener Straße liegt, al8 e8 ein auf diejelbe 
hinausgehendes Fenfter hat. Der verbaute Theil der Straße 
hatte weder ein Feniter noch eine Thür. Dem Kläger fteht des- 
halb wegen theilweifer Einziehung ber Straße auch fein Schabens- 
erfaganfpruch gegen die Stadt zu. Denn die Anwohner einer 
Straße haben zwar ein nicht zu verfümmerndes Necht bezüglich 
des Verkehrs mit der Straße und bed Lichtbezugg — une ser- 
vitude de vue et d’issue sur la voie publique — Xaurent, 
Bd. 7, Nr. 133; Demolombe, Bd. 12, Nr. 699A —, aber nicht 
auf die Eriftenz der Fronte al® foldhe. II, 107/95 vom 18. uni. 

29. Das Kurifche Haff ift nad) der Annahme der Inftanz- 
richter nicht Meerestheil, fondern ein zu den öffentlichen Gewäffern 
zu rechnendes im gemeinen Eigentum des Staates ftehendes {chiff- 
bares Stromausmündungsgebiet. Im einer Entfernung von 500 
bis 1000 Meter vom Ufer zieht fi eine fandbanfartige Erhebung 
verichiedener Breite, das Neff, Hin. Daffelbe war ehemals feites 
Land und ftand im Eigenthum der Gemeinde Gilge. Bei einem 
dem mittleren Stand de Wafferd am Gilgener Pegel um 
11 Gentimeter überfteigenden Wafferftarb war das Neff 35 Eenti- 
meter bis 1 Meter Hoch mit Waffer bededt. Bei niedrigem 
Wafferftand tritt das Neff an einzelnen Stellen um 2—3 Zoll 
aus dem Waller hervor. Daffelbe fann aber immer noch vom 
Eigenthümer genußt werden, und ift vom Fiskus dadurch genukt, 
daß derfelbe Rohr gepflanzt hat. Die Initanzgerichte haben des- 
halb angenommen, daß das Eigenthum der Gemeinde nicht unter- 
gegangen it — S.LÜU.R. I 16 —, und die Klage des Fiskus, 
welcher die Nußung für fih in Anjpruh nimmt, abgewiejen; 
Nevifion zurücdgewieien. Wenn die Grenze zwiichen dem Strom 
und dem Lande zweifelhaft ift, entjcheidet allerdings nad) Gem. R. 
und Preußifchen Rechte der mittlere Wafferftand. — V, 51/92 
vom 27. Deai 95. — Diefe Enticheidung findet aber feine Ans 
wendung, wenn e8 fi um die Frage handelt, ob das Eigenthum 
eines Grunditüds durch) dauernde Ueberfluthung verloren tft. Da 
das Kigenthum hier immer nod durdy) NRohrpflanzung genutt 
werden fan, auch wo und wenn e8 unter Wafjer fteht, und das 
Neff immer als ein Ganzes behandelt ift, jo ift die Ablehnung 
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des Cigenthbumsuntergangd aud) nicht auf diejenigen Stellen zu armugt 
beichränten, welche bei niedrigem Stande des Waflers aus dem. Saden. 
jelben hervorragen. V, 8/95 vom 3. Zuli. 

30. Die Stadt Berlin hat einen Bauzaun errichtet, ver- 
anlaßt dur) Neparaturarbeiten an der Moabiter Brüde. Der 
Bauzaun ging bis hart an den Bürgerftieg. Dadurch) wurde zwar 
der Eingang zu den von dem Kläger gemietheten Reftaurationg- 
räumen freigelaffen, ein Vorfahren von Wagen aber gehindert, 
auch die Sichtbarkeit des Lofals des Klägers erichwert. Dadurch 
hat Kläger Schaden gehabt. Wenn er als Miether wegen Be- 
einträchtigung des fervitutariihen Nechts an der Straße Ent- 
Ihädigungsanjprüde erheben Tann, fo ftehen ihm doc die in 
Bd. IV, 48 audgefprochenen Grundfäge entgegen. Nur foweit 
die vom Kläger gerügten Beläftigungen das Maß überfchritten, 
welches durch den Umbau der Brücde geboten war, und ein Ver- 
ihulden vorlag, kommen Entfhädigungsanfprüche in Trage. V, 
145/95 vom 16. Nov. 

31. Die Beklagten find verurtheilt, fich der Benugung eines 
fisfalifchen Zufuhrweges zur Eifenbahn zu enthalten und die Aus- 
gänge aus ihren Grundftüden, welche auf jenen Weg führen, zu 
verichließen oder fchließen zu laffen. Das Neichsgericht hat aufs 
gehoben, zurüdverwieien. Der Gefichtspunft, aus weldem das 
Verhalten der Staats- oder Gemeindebehörden in Betreff ber 
Deffentlichfeit zu beurtheilen, ift ein anderer, wenn der Weg von 
vornherein nicht lediglich für die unmittelbaren Zwede des Eijen- 
bahnbetriebes als Eifenbahnzufuhrweg, fondern zu dem aus 
geiprodenen oder doc erfennbaren Zmwede angelegt worden ift, 
daß daran Villenbauten errichtet werden möchten, deren Bewohnern 
er, gleich einer ftädtifchen oder Dorfftraße, ald Kommunifations- 
mittel dienen follte. Wenn aus dem Verhalten der ftädtifchen 
Behörden, insbefondere aus der Genehmigung der Anfiedelungen 
an diejem Wege auf ein Einverftändniß der Behörden zu fchließen 
ift, jo würde eine Widmung des Weges zum öffentlichen Gebraud) 
vorliegen, welche nicht einfeitig und eigenmächtig wieder rüd- 
gängig gemacht werden fan. V, 184/95 vom 14. Dec. 

32. Ueberbies würden, wenn die Zwecbejtimmung des Weges 
bei der Anlegung und ftraßenmäßigen Herrichtung beffelben aus- 
gejprochen worden oder offenfundig gewejen wäre und num bie 
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Beklagten oder deren VBorbefiger fih an dem Wege angeftedelt 
hätten, die Elemente für die Konftruftion eines ftillichweigenden 
Vertrages gegeben fein, durch den die Anbauer das Recht, 
jih der an ihren Orundftüden vorüberführenden Straße ale 
KRommunifationsmittel zu bedienen, al8 eine ihrem Grundftüd zus- 
itehende Servitut erworben haben würden. — Doll. R. ©. E., 
Bd.7T, ©. 213. — V, 184/95 vom 14. Dec. 

33. Nah Solmfer Landredit bedürfen Schenkungen der In 
finuation, foweit der gejchenfte Werth die Summe von 100 Gulden 
überfteigt.. Die 100 Gulden Hat der Berufungsridhter auf 
171 Mark 42 Pf. berechnet, die Revifionskfläger wollen fie mit 
Rüdfiht auf den Guldenfuß der Reihemünzordnung von 1559 
auf All Mark 40 Pf. deuticher Reichswährung berechnen. Wenn 
aber bei Aenderungen des Miünzfußes das Gefeß die zur Trage 
jtehende Beftimmung nicht geändert hat, jo kann der Richter nicht 
Statt der gejetlichen Grenze eine den verjchiedenen Münzfüßen 
folgende Grenze feitjtellen. III, 176/95 vom 25. Oft. 

34. Da durd) H.G.3. Art. 271, Nr. 1 („Aktien und andere 
für den Handelsverfehr bejtimmte Werthpapiere) Aktien allgemein 
für Werthpapiere erklärt find, aljo auch folche, welche auf Namen 
lauten, und deren Uebertragung im Gejellichaftsvertrage von der 
Einwilligung der Gefellichaft abhängig gemadt, die aljo nad 
Art. 182 und 220 nicht indoffabel find: fo find folche Aktien und 
denjelben gleichitehende Interimsjcheine auch im Sinne des Art. 313 
ale Werthpapiere anzujehen, an denen ein Taufmännijches 
Zurüdbehaltungsredht zuläffig ift. Der Umftand, daß, wenn die 
Aftiengefellichaft die Genehmigung zu dem vom Zurüdhaltenden 
gemäß Art. 315 beantragten Verkauf verjagt, Schwierigkeiten der 
Nealifirung des Verlaufs veranlaßt, reicht nicht aus, um joldhen 
Altien die Bedeutung von Werthpapieren im Sinne des Art. 313 
zu verjagen. IL, 195/95 vom 5. Nov. Vgl. 569. 

35. Der Subjtanztheil ift notwendig, um den Gegenstand 
fertig und zwar zu der bejtimmten Sadhe zu maden, die er im 
Verfehr vorjtellen fol. Das Fehlen einer Pertinenz, mag diele 
nod) fo nothwendig oder nüglid für den Gebrauch der Sadıe 
fein, nimmt der Sadje nicht ihre begrifflihe Volljtändigfeit und 
Zugehörigkeit zu der Kategorie, zu welcher fie gehören fol. Die 
eleftriiche DBeleuchtungsanlage, namentlich die Dynamomafdine, 
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tonnte ohne wejentlihe Beihädigung des Gebäudes aus der Kur- Subftanztheil. 
nnd Badeanftalt in Brandenburg a. 9. wieder entfernt werden. 
Auch hat das Berufungsgericht ohne Nechtsirrthum verneint, daß 
diefe Anlage zu den für die Zwecbeftimmung der Badeanftalt 
weientfich erforderlichen Dingen gehört. Die eleftrifche Beleudh- 
tung madıt die Anftalt nicht zu einer folchen bejonderer Art, und 
deren Fortnahme nicht zu einer Anftalt anderer Art. Die vor- 
übergehende DBetriebsitörung, welche mit einem Wechjel der De- 
lfeuchtungsort verbunden fein Tann, äußert auf das Wefen der 
Sade überhaupt feinen Einfluß. Injofern liegt die Sache anders 
als im Fall Bd. XVIL, 21. Die Anlage war nur Zubehör, des- 
halb ein den Uebergang auf den Erfteher ausfchließender Eigen- 
thumsvorbehalt de8 Lieferanten wirkffam. 8. 108 A. XL. RI, 2; 
8.30 €.€.©. V, 175/95 vom 7. Dee. 

36. Kläger nimmt gewilfe Mafchinen, welde fich in dem 
ihm verpfändeten Grundftücde befinden, gegenüber dem SKonfure- 
verwalter und einer Handlung, welche fie vor Bewilligung der 
Hhpothef gefauft und durdy constitutum possessorium übergeben 
erhalten haben will, als feiner Hypothek unterfallend in Anfprud). 
Das ift ihr zugefprochen, Revifion zurüctgewiefen. Denn das Grund- 
ftüd ftellt ein Eifenwalzwerf dar; ohne die mit dem Orund und 
Boden in Verbindung gebradhten Deafchinen Fönnte dafjelbe nicht 
das fein, was e8 vorjtellen fol. -— SAAU.UR. IL 2. — Un 
erheblich, daß der Cornmwallfeffel mit dem Boden nur durch jeine 
eigene Schwere, andere Majchinen mit ihren Fundamenten nur 
durh Schrauben verbunden find. Denn nicht die Gebäude find 
die Sadje, um deren Subftanz es fich handelt, fondern die Ge- 
bäude kommen felbft nur al® Theile des Eifenwalzwerls in Be- 
tradht, deijen Zwed allein fie dienen. Das Eijenwalzwerk ift das 
Grundftüd mit aufhaftenden Gebäuden und Majcdhinen. Aud 
‚bie Lojen Walzen müfjen als Subftanztheile der Walzenftraße und 
damit des Walzwerks behandelt werden. Iede Walzenftraße er- 
fordert fo viele verjchiedene Walzenpaare, als verfchiedene Formen 
und Kaliber gewalzten Eifens hHergejtellt werden follten. Alte 
Walzen find wesentliche Beftandtheile der Walzenftraße, ohne die 
fie nit vollftändig fein würde; auch wenn fie vorübergehend 
herausgenommen werden, hören fie ebenjowenig auf Subjitanz- 
theil zu fein, wie e8 beifpielsweife mit der vorübergehend heraus 
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genommenen Thür eines Haufes der Fall if. V, 198/95 vom 
21. Dec. 

37. Wie bei Bolze, Praris, Bd. III, 47. Die Pfändung 
fteht der Veräußerung nicht gleih. — Vgl. Bolze, Praris, Bb. III, 
132; 8.3. €., 2d. 80, ©. 46. — Aus $. 206, Abf. 1 des Gefeßes 
vom 13. Suli 1833 folgt, daß eine bereits erfolgte Pfändung bes 
wegliher Zubehörftüde mit dem Moment der Einleitung des Ime 
mobiliar- Zwangsverjteigerungsverfahrens eingeftellt werden muß. 
Der Erfteher hat an dem beweglichen Zubehör, weldjes vor der 
Beichlagnahme im Immobiliar-Zwangsverfteigerungsverfahren ge- 
pfändet, aber bis zur BVerfteigerung von dem Grundftücde nicht 
getrennt war, pfandfreies Eigentum erworben, da jene Zubehör- 
ftüde von der Subhaftation nicht ausgenommen find. Der Pfän- 
bungsgläubiger fannn fich nicht darauf berufen, der Erjteher habe 
die Pfändung gefannt und fei deshalb nicht in gutem Glauben 
geweien. — Vgl. E., Bd. 19, ©. 323. — Iene Folge tritt aud) 
dann ein, wenn da8 Grundftüd mit Hhpothefen nicht belaftet war. 
V, 454/94 vom 19. Iuni 95. 

37b. Der Berufungsrichter hat angenommen, daß mit dem 
jubhaftirten Rittergut R. auch der Dampfer auf den Criteher 
übergegangen ift, da die Subhaftation einen Verkauf in Paufch 
und Bogen darjtelle. Wenn er aud) nad $. 1* des Pr. Gefeßes 
vom 13. Juli 1883 in Anjehung der Zwangsvollitredung zu den 
unbeweglichen Saden gehörte, jo Fünnen auch foldhe nad) $. 44 
AU. R. I, 2 Pertinenzftüde werden. Der Dampfer hatte acht 
Sahre lang dazu gedient, die landwirthichaftlichen Produkte, die 
Erzeugniffe der Zuderfabrif, Brennerei und Ziegelei des Nitter- 
guts fortzufchaffen, Kohlen und Materialien für 8. und die 
Brennerei, Rüben und Kartoffeln Heranzufchaffen, und Tehrte 
immer wieder nach Beendigung der Schleppidiffahrt, welcder er 
vier Monate lang diente, nad) 8. zurüd. Revifion zurücdgemiefen. 
Der Eigenthümer bes an der fhiffbaren Warthe belegenen Ritter» 
guts war dadurd in den Stand gejett, das ihm gehörige Schiff 
in fortwährende Verbindung mit dem Ufer zu jegen, jodaß «8 
an der räumlichen Verbindung nidht fehlte. V, 113/95 vom 
30. Oft. 

370. Das fubhaftirte Grundftüd war ein reguläres Ber. 
Iiner Gefchäfts- und Wohnhaus, in welchem ein Reftaurant be- 
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trieben wurde, welches nad) der Behauptung der Revifion nur Zubehör. 
ben vierten Zheil des Erdgefchoffes in dem fünfftüdigen Gebäude 
eingenommen hat. Allein dur einen Umbau, durch Anlegung 
zweier Kegelbahnen im Kellergefhoß, durch einen im Grundbud 
befonders aufgeführten Saalanbau hat ber betreffende Gebäubde- 
theil die dauernde Beitimmung erhalten, zum Betriebe eines 
Reftaurants zu dienen; diefer Beftimmung hat er aud) troß 
Wechfeld der Eigenthümer feither gedient. Dieje Reftaurations- 
räume find mit dem erforderlichen Inventar ausgerüftet, und das 
jo ausgerüftete Reftaurant ift nicht vom Cigenthümer felbit be- 
trieben, fondern als einheitliches Ganzes zunädft an W., dann 
an Sc. für einen Einheitspreis von jährlich 18000 Mark ver- 
padhtet. Das Berufungsgeriht hat ohne NRechtsirrthum an- 
genommen, daß das bewegliche Inventar nach den allgemeinen 
Grundfägen der 88.42 F.A..R. I, 2 und der befondern Vor: 
Ihrift des $. 79 al8 Zubehör des Hausgrundftüds anzufehen ift 
und auf den Erjteher mit übergegangen ift, wenn fon das 
Reftaurant nicht als folches befonders Gegenftand des Zmangs- 
verfaufs gewejen ift, aud die Gebäubetheile, in denen das Reftau- 
rant betrieben wurde, nicht als befonderes Ganzes zugejchlagen 
find. V, 118/95 vom 2. Nov. 

37d. Gem. R. Das Gebäude war von Anfang an zu einem 
Sägewerk bejtimmt, die Baueinrihtung war in NRüdficht auf die 
aufzuftellenden Mafchinen getroffen, e8 handelte jih um ein blei- 
bendes induftrielles Werk. Der Berufungsrichter konnte deshalb 
annehmen, daß die aufgeftellten Mafchinen Zubehör der Anlage 
jeien, für welche fie angeihafft waren, und diefelben der Hhypo- 
thek unterfielen, wenn jchon der Betrieb zeitweilig unterbrochen 
war. LI, 244/95 vom 6. Dec. 

38. Gem. R. Unvordenfliche Verjährung gilt aud) für den Unvorbentlid)- 
Eigenthumserwerb an Grundftüden. III, 143/95 vom 4. Dft. ai 

39. Der Beklagte ließ in feinem Reller in Friedridroda Ei raun: 
bauen; Kläger war fein Arbeiter. Diejer hadte, vor der etwa 
1,50 Meter hohen Kellerwand ftehend, mit einer Pide in diefelbe 
hinein, um für die Aufmauerung Raum zu gewinnen. Cinige 
Schritte hinter ihm ftand der Beflagte. In Folge des BPidken- 
Ihlages flel Erdreich herunter; ein Xheil eines in der Erdwand 
veritecten, mit verroftetem Draht ummwundenen thönernen Zopfes 
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wurde fichtbar und von beiden Perfonen wahrgenommen. Beide 
Perjonen wurden fih zugleich der Offenlegung eines Scates 
bewußt, als der Kläger einen Schlag durd) die Topfwandung 
hindurch) in das in dem Zopfe befindliche Metalfgeld führte und das 
Geld erflang. Der Beklagte hat den Schaf gehoben. Das Reichs- 
gericht hat dem Kläger den Anfprud auf die Hälfte zugejprodhen. 
Muß, wie hier, die verbergende Hülle mit mehr oder weniger 
Mühe abgejtreift werden, fo gehört diejes Abftreifen zum Ent- 
deden; ein unthätiger Zufchauer, welcher nur die Bloßlegung 
gleichzeitig wahrnimmt, tft nicht al8 Meitentdeder anzujehen. Dem 


. Bellagten blieb die Hälfte, welche er al8 Grundeigenthümer zu 


beanfpruchen hatte. III, 71/95 vom 7. Juni. 

40. Im Fall 283. Das Berufungsgericht führt aus: Die 
Auswürfe der Thiere gehörten zu den Früchten derfelben; fie 
würden aljo mit der Entftehung Eigenthum der Thiereigenthiümer ; 
wenn lettere nun in dem Gaftitall diefe Auswürfe zurüdließen, 
jo fei anzunehmen, daß fie fi zu Gunften des Gaftwirths des 
Eigentums daran entichlagen wollten, zumal wenn von dem 
Lesteren Stroh untergeftreut fei; danad) fönne nur der Gaftwirth 
als Eigenthümer diefes Düngers angejehen werden; was die im 
Hofe zurücgelaffenen Auswürfe anlange, jo erlange das Eigen- 
tum an denfelben derjenige, welcher fie in der Abjiht, Eigenthum 
daran zu erwerben, in Befig nehme; dem Kläger fei dadurd) 
allein, daß er Miether des Beklagten und als folder zur Mit- 
benutung des Hofes berechtigt fei, weder die Decupation des auf 
dem Hofe befindlichen Düngers verwehrt, noch die Verpflichtung 
auferlegt, die Occupation für den Beklagten vorzunehmen, bezw. den 
occupirten Dünger demjelben zu überlaffen oder Miteigenthum 
daran einzuräumen; die von dem Beklagten beantragte Feititellung 
jet daher al8 unrehtmäßig abzulehnen. Revifion zurücdgemitefen. 
VI, 99/95 vom 17. Iunt. 

41. Gem. R. Die Rechtsverbindlichfeit eines dem Vertrage, 
dur) welchen Eigenthum an bewegliden Sachen mitteljt Weber- 
gabe übertragen wird, zu Grunde liegenden, die Eigenthumsüber- 
tragung rechtfertigenden NRechtsgejchäfts it, abgejehen von wenigen 
Ausnahmen (z.B. Schenkung unter Ehegatten), nit Erforderniß 
für den Uebergang des Eigenthums. Das Berufungsgericht hebt 
hervor, daß da8 dem DBeräußerer P. gezahlte Darlehen fofort 
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fällig fein folle, wenn ®B. jeine Vertragspflichten nicht erfülle, — 
daß nur für diefen Fall Klägerin die Saden aus ®P.’8 Gewahr- 
jam entfernen und an fi nehmen dürfe, — daß der Klägerin 
nur geftattet jet, die Sachen öffentlich verfaufen zu laffen und 
den Neinerlös auf die Schuld zu verrechnen, die zu dem dadurd) 
nit gededten Betrage bejtehen bleibe, und daß Klägerin die 
Saden jogar würde behalten dürfen, nadydem der größte Theil 
des Darlehns bezahlt fei. Alle diefe Gründe laffen jedoch den 
vom Berufungsgericht daraus gezogenen Schluß, daf Kontrahenten 
den Willen der Eigenthumsübertragung nicht gehabt Haben, über- 
haupt nicht zu; fie entiprechen vielmehr völlig dem im Vertrage 
ausdrüdlid erklärten Zwede der Cigenthumsübertragung, die 
Klägerin wegen der Befriedigung ihrer Forderung ficherzuftellen. 
Mit diefem Zwede und dem ernitlichen Uebertragungsmillen fteht 
e8 durhaus in Einklang, wenn die Klägerin fich verpflichtete, von 
ihrem Cigenthumsrecdhte einen weiteren Gebraud nicht zu machen, 
al8 zu ihrer Sicherung und Befriedigung erforderlid war, und 
es ijt in folhem Falle felbftverjtändfich, daß der dur den Ber- 
fauf erzielte Erlös auf da8 Darlehn verrechnet wird und dies zu 
dem nicht getilgten Betrage beftehen bleibt. Das Berufungs- 
gericht hat die aus 8. 690 E. PB. DO. erhobene Klage abgewicfen; 
das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. III, 86/95 
vom 21. Juni. 

42. Im Fall 687 war der Beihluß vom 6. Mai 1840, 
wenn aud wegen mangelnder Zuftimmung der größern Gemeinde- 
repräjentation und der Auffichtsbehörden al DVeräußerungsaft 
nicht gültig, doch für die Bejigverhältniffe von Bedeutung. Da 
zu jener Zeit der Lehrer, weldyer zugleich Küfter war, den Befik 
der Grundftüde für den Gigenthümer ausübte und auch ferner 
im Befit bleiben follte, fo fam es nur darauf an, daß die Be- 
theiligten beftimmten, für wen von ihnen der Lehrer fortan den 
Befiß fortfegen follte, und daß demnädjft die Schulgemeinde that- 
fählich den Befiß durd) den Lehrer, welcher als jolcher ihre Nechte 
auszuüben hatte, fortjegte. Diefer Befik ift mehr ald 44 Jahre 
bis zur Erhebung der Klage fortgefegt. Gegen den guten Glauben 
des Schulvorjtandes bei Beginn der Erfikungsfrift fan Angefichts 
des Beichluffes vom 6. Mai 1840 fein Bedenken obwalten. Die 
Wirfjamkeit des Beichlufjes wird dadurcd nicht beeinträchtigt, daß 

9* 
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jein Motiv gewejen fein mag, den Grundjtüden die Steuerfreiheit 
zu fihern. Der Erfitungseinwand läßt fih auch nicht dadurd) 
befeitigen, daß die Küjterei al firhliche Stelle im Hhypothefen- 
buch eingetragen fet, und deshalb gemäß $. 6 €. E. ©. die Er- 
figung gegen die Kirchengemeinde nad) dem 1. Dft. 1872 nicht 
mehr habe vollendet werden Fünnen. Denn die Küfteret ift fein 
felbjtändiges Nechtsjubjeft.e. Die auf ihren Namen gefchehene 
Eintragung ift al8 zu Guniten des Nechtsjubjefts bewirft anzu= 
jehen, von weldhem das Amt refjortirt. Da ber Mutterrollen= 
auszug auf den Namen der Schullehrerftelle Iautete, durfte der 
Hhpothefenrichter den Befittitel nicht auf den Namen der Küfterei 
berichtigen, wenn er dadurch ein anderes Rechtsjubjeft als Eigen- 
thümer bezeichnen wollte al8 dasjenige, auf deflen Eigenthum die 
Eintragung in der Meutterrolle Hinwies. Und ebenfo wenig war 
der Pfarrer bereditigt, eine das ausfchliekliche Eigenthum der 
Kirchengemeinde Tennzeichnende Eintragung im Hhpothefenbudh zu 
begehren. Die bezüglich der Befigtitelregulirung erlaffenen Ver 
ordnungen ergeben, daß der Hhypothefenrichter auf Grund des die 
Scullehrerftelle als Eigenthümerin nennenden Mutterrollenauszugs 
und der Zeugenausfagen den Beligtitel für die Küfteret nur dann 
ohne Anhörung des Schulvorjtandes berichtigen durfte, wenn er 
in den Bezeichnungen „Schullehrerftelle” und „‚Küfterei” einen 
materiellen Unterfchied nicht erblicdte, und daß er gejegwidrig ge= 
handelt Haben würde, wenn er burd) die Eintragung für die 
Küjterei hätte zum Ausdrud bringen wollen, daß nicht die Schul- 
gemeinde, fondern bie Kirchengemeinde Eigenthümerin jet. Alle 
Dperationen beim HYypothefen-(Grund-) Buche aus den Sahren 
1845—1874 find von einem und demjelben Richter ausgeführt. 
Er hat dadurd), daß er die jpätere Auflaffungserflärung von Ver- 
tretern der Schulgemeinde und der Küjterei ohne Zuziehung der 
Kirchengemeinde entgegennahm, gezeigt, daß er diefe Zuziehung 
nicht für nöthig erachtete, alfo die von ihm jelbft bewirkte Ein- 
tragung von 1845 für eine erfennbare Bezeichnung der Grund- 
ftüde al8 Kirchenvermögen nicht angefchen hat. V, 143/95 vom 
13. Nov. 

43. Nah dem Sädhfiihen Berggefeß vom 16. Yuni 1868 
88. 13, 10 tft der Kur eine unförperliche bewegliche Sadje. Der: 
jelbe wird aljo nicht durd) Förperliche Uebergabe übertragen, viel- 
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mehr genügt ein auf Webertragung des Kigenthums gerichtetes Tigenthuns- 
Beräußerungsgefhäft, mithin aud eine Schenkung, wie fie von eb- 
dem Ehemann, dem urfprünglichen Erwerber des Kures, an feine 

Ehefrau gemadjt fein fol. Daß die Ehefrau im Gewerfenbucdh 

als Eigenthümerin eingetragen ift, Hatte nur die Bedeutung, fie 

ber Gewerfichaft gegenüber als Eigenthümerin zu legitimiren. 

IV, 170/95 vom 21. Nov. 

44. Ein Kaufmann 3. hatte dem Kläger ©. fein Waaren- 
lager verfauft. ‚Die Uebergabe des Waarenlagers und der Uten- 
filien erfolgt in der Weile, daß die Vertragjchließenden an der 
Hand ber Inventur und Falturen die einzelnen Sorten durd)- 
gehen und abzählen. ©. beauftragt den 3. mit dem Verkaufe 
des Waarenlagers in der bisherigen Weife unter der Bedingung, 
daß er der noch zu treffenden Anweijung gemäß regelmäßig Red- 
nung legt und die vereinnahmten Beträge an das Bankgefchäft M. 
abführt.” Das Eigenthum ift durd) constitutum possessorium 
— 8 711UUR IL, 7 — auf ©. übergegangen. Damit, daß 
3. den Auftrag annahm, das Gefchäft für Rechnung des ©. fort- 
zufegen, gab er zu erkennen, daß er das Waarenlager für den 
Kläger als deffen Beauftragter in feinem Gewahrfam halte. Lin 
erheblich, ob er im Namen des ©. oder in eigenem Namen weiter 
verfaufte. Denn in dem einen wie im andern Falle übertrug er 
Eigentum auf den Dritten. Der Vorbehalt fpäterer Natural- 
übergabe hat nur eventuelle Bedeutung für den Eigenthumsüber- 
gang, fall8 da8 constitutum possessorium nidht wirfjam wäre; 
und e8 follte damit nur genauer feitgejtellt werden, welche ein- 
zelnen Gegenftände von dem Eigenthumswechjel betroffen wurden. 

V, 159/95 vom 30. Nov. 

45. Ein Theil der Streitfläche, und zwar fowohl der, welchen Befondere 
der Kläger als fein Eigenthum in Anspruch nimmt, als der, auf 
weldyen er nur die Yahrgeredhtigfeit behauptet, ift mit einem Stalle eigenthums. 
bebaut. ES Liegt danad) und, wie die Karte zeigt, nicht der Fall 
der 88. 327—333, , IA. R. (Erridtung ‚eines für fi felbit 
beitehenden Gebäudes auf fremdem Grund und Boden‘), fondern 
der Tall der SS. 340 ff. dafelbft (Bau auf der Grenze) vor, und 
nad diefen Vorfchriften bleibt, wenn der Bau thatfächlich die 
Grenze überjchritten hat, dem Nachbar das Cigentbum an der 
zu Unrecht bebauten Flädje dann unter allen Umftänden gewahrt, 
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wenn der Bauende die Anzeige, wie weit er das Gebäude vor= 
zurüden gedenfe, unterlajfen hat ($. 342). Daß diefe Anzeige 
vor der Erbauung des Stalle® gemacht worden fei, hat der Be- 
flagte nicht behauptet. Danad) jtellt fi) die Enticheidung 46 aud) 


bezüglich diejes dem Kläger gehörigen Wegetheils al® richtig dar. 


Rechtsverhält- 
nifie in Be- 
zichung auf 
den Eintrag 
im Grund» 


bud). 


V, 88/95 vom 12. Suli. 

46. Im Fall Bd. XII, 45 Hat das Berufungsgericht ander- 
weit dem Kläger das Eigenthum der an feinen Beliß auftoßenden 
Wegehälfte zuerfannt. Die Revifion des Beklagten ift zurüde 
gewiefen. Das Berufungsgeriht hat ermittelt und feitgeftellt, 
daß unter dem in den Verträgen und im Grundbuch erwähnten 
„Mefalifhen Anrecht an dem Wege” das Eigenthbum an der halben 
Wegejtrede (pro diviso) längs des Grunditüds des Klägers zu 


 verftehen fei. Diefer Zufak auf dem Titelblatt ift durch die 


Zurüdführung auf das Katafter, welche fi) nur auf das Haupt- 
grundftüc erftredt, nicht berührt. Wenn nun auch eine jolcde 
unvollftändige Zurüdführung der Abfiht der ©. 9. DO. und den 
Infteuftionen nicht entiprehen mag, jo hat dod) die Wegeitrede 
dadurch nicht aufgehört in erfennbarer Weife eingetragen zu jein, 
und fonnte deshalb mit aufgelaffen werden. Allein die ftreitige 
Släche ift auf den Grundbuchblättern beider Parteien eingetragen. 
E8 ift aber weiter ermittelt und feftgeftellt, daß der Weg im S. 
1831 zwifchen beiden Grundjtüdseigenthümern getheilt, und die 
reale Hälfte je dem einen und dem andern Grumdjtüde zugelegt, 
aud) die Hälfte des Klägers bei den inzwifchen erfolgten DBer- 
äußerungen jedesmal mit übergeben ijt, fodaß das materielle Recht 
für den Kläger fpridt. V, 88/95 vom 12. Juli. Vgl. 45. 
47. Der frühere Eigenthümer des Gutes Alt-Döberig hat 
von diefem im $. 1870 das VBorwerf Neuhof abgezweigt, für 
welches ein bejonderes Hhpothefenfolium angelegt wurde. Im 
%. 1875 wurden die beiden Güter auf das Katajter zurücgeführt. 
Seitdem bilden die Kartenblattparzellen 1, 20, 21, 22, in Größe 
23 Heltar 48 Ar 5 Quadratmeter, einen Tataftermäßigen Beltand- 
theil von Neuhof. Im Bejik der Parzellen befindet fich aber 
der Bellagte al8 Eigenthümer von Alt-Döberig ebenjo wie feine 
Vorbefiger. Im 3. 1883 ijt Neuhof jubhaftirt, und zwar mit 
jenen Parzellen. In Folge des mit der Subhaftation verbundenen 
Aufgebots, und da Bellagter nicht behaupten fann, daß er oder 
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feine Borbefiger Eigenthumsanjprüde auf die 23 Heltar 48 Ar Redteverhält- 
5 Quadratmeter angemeldet habe, ift der damalige Erfteher B. a nn 
formell und materiell Eigenthümer diejer Stüde geworden, aud) den Eintrag 
wern er deren Erwerb nicht gewollt haben follte. (Zurnau, Bd. 2, en 
©. 475.) V, 56/95 vom 2. Oft. 

48. 3. hat im I. 1892 Neuhof „fo wie e8 fteht und Liegt“ 
an den Kläger verkauft und demjelben aufgelaffen, aud ihm einen 
Ratafterauszug übergeben, in weldyem die drei Stüde aufgeführt 
waren. Kläger fordert von dem Beklagten Anerkennung feines 
Eigentbum® an den drei Stüden. Damit ift er abgemiejen. 
Denn der Berufungsrichter nimmt für erwiejen an, daß nad) der 
übereinjtimmenden und aus den Umftänden erflärbaren Willens- 
meinung bes DB. und des Klägers die Streitflächen dem Kläger 
nicht verfauft und aufgelaffen werden follten. Wenn er hieraus 
den Schluß zieht, daß Kläger durch die Auflaffung, obwohl bei 
diejer die Streitjtüde nicht ausdrüdlic ausgefchloffen worden feien, 
Eigentbum an den leßteren nicht erworben habe, fo befindet er 
fi) in Uebereinftimmung mit ber Redhtipredhung des Reicysgeridht®. 
Die mangelnde Aktivlegitimation des Klägers, welcher als Eigen- 
thümer eingetragen ift, konnte aud, gegenüber 8.7 €. E. ©. vom 
Beklagten geltend gemacht werben, obwohl derjelbe der wahre 
Eigenthümer nit ift. — Vgl. R. ©. E., Bd. 28, ©. 307. — 
V, 56/95 vom 2. Dt. 

49. Andererjeits tft aud) die Widerflage des Beklagten, den 
Kläger zur Auflaffung zu verurtheilen, abgewiejen. Beflagter 
gründet feinen Anjprud) darauf, daß die Stüde dur ein Ver- 
fehen des Katafteramts im Grundbuch al8 Beftandtheile von Neu- 
hof ftatt von Alt-Döberig geführt feien. Allein, wenn aud die 
Vorbefigerin Alt-Döberit, da8 1883 ohne die Stüde fubhaftirt 
und zugeihhlagen wurde, jene dem Bellagten hat verkaufen und 
auflaffen wollen, jo fonnte fie ihm nicht echte übertragen, die 
fie jelbft nicht erworben Hatte. Aus eigenem Rechte hatte er aljo 
gegen den Kläger einen Anfpruh auf Berichtigung des Grund- 
budi8 nidt. Und mit der erft in der Berufung beigebradten 
Sejltion der Rechte des DB. wurde er nicht gehört, weil darin eine 
Klagänderung lag. V, 56/95 vom 2. Oft. 

50. ÜLU.R. Der Beklagte hat das von einem Kommunal: Nadbarregit. 
wege herabfommende Wafler, das bis dahin feinen Ablauf in 


Nachbarredit. 
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den Grenzbad) dur den unterhalb der Wiefe der Kläger ein- 
münbenden Graben hatte, durch einen neu angelegten Graben bis 
an die obere Grenze der Wiefen der Kläger geleitet. Ihm ift 
die Zuführung von Waffer zu den Wiefen der Kläger bei Strafe 
unterfagt; Revifion zurücdgewiejen. Denn die angebliche, jeden 
fall8 nicht den Klägern zur Laft fallende Nothlage des Beklagten 
(die dur Dritte geichehene Behinderung des Wafferablaufs durch 
den alten Graben) berechtigt biefen nicht, jedenfall® nicht eigen 
mächtig und ohne den gejeglid) geordneten Weg einzufchlagen, 
jeinen Nacdıtheil dur Eröffnung eines neuen Wafferabzugsweges 
auf die Kläger abzuwälzen. Glaubt aber der Bellagte, die Der- 
jtellung des alten Wafferlaufs durd) Klage gegen die Stadt 
Mülheim oder fonftige oberliegende Grundbefiter erzwingen und 
dadurch feine Nothlage befeitigen zu fünnen, fo muß ihm die An- 
jtellung diefer Klage überlaffen bleiben; eine Nöthigung für die 
jegigen Kläger, an diefer Klage fid) zu betheiligen oder auf die- 
jelbe fich verweilen zu laffen, bejteht nicht; fie find befugt, an 
den Beklagten ih zu halten, da er e8 ift, der dur Deffnung 
des neuen Grabens in ihr Eigenthum ftörend eingegriffen hat. 
Was Nechtend wäre, wenn der Beklagte nicht durch den unbefugt 
angelegten Graben das Wafler den Klägern zuleitete, fondern e& 
in ungeregeltem Laufe über fein Grundftüd auf die Wiejen der 
Kläger abfließen Tieße, ift an diefer Stelle nicht zu entidheiben. 
V, 439/94 vom 8. Juni 95. 

51. Der Bremifche Staat ift auf Grund des Bremifden 
Drdeeld von 1433, wonad) jeder Bauende verpflichtet jei, dem 
Schaden, der bei feiner Bauführung durd Einwirkung auf das 
Nachbargrundftüc diefem entjtchen möchte, jedenfalls fomweit e8 im 
Bereiche de8 angemefjener Weite Möglichen fi) thun laffe, durch 
zwedentiprechende Meaßregeln vorzubeugen, verurtheilt, dem Kläger 
den Schaden zu erjtatten, welcher an dem Haufe des Klägers 
durch die Schwemmungen verurfadt ift, die zum Zwede ber Be- 
feftigung des vom Beflagten neben dem Grundftüde des Klägers 
neu angelegten Straßendammes vorgenommen worden find. Res 
vifion zurücgewieien. Das Ordeel gibt für den Fall eines Baues 
dem Grundftücsnacdhbar ohne weiteres die Rechte, welche er nad 
Gem. R. erit durch gerichtliches Verlangen einer cautio damni 
infecti erlangt. — Pgl. Stadtländer und Lahufen, Sammlung 
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der E. d8 D. A. ©. Kübel in Bremer Redtsfadhen, ©. 51 fg. — Nahbarredıt. 
L. 15, 8.10; L. 24 pr. D. de damn. infe. 39, 2 verfagen aber 

den Anfprucd auf die Cautio nur bei einem Werfe, welches auf 

einem locus publicus von der zuftändigen Behörde unternommen 

ift. Hier find aber Arbeiten auf einem im Privateigenthum des 
Bremifhen Staates ftehenden Grundftüd aufgeführt, mittelft 

welcher eine öffentliche Straße erft hergeftellt werden follte. VI, 

119/95 vom 24. Yuni. 

52. Die beflagte Dynamitfabrit benutt einen Kulturweg, 
welcher von der Landftraße nad ihrer Niederlaffung führt, zu 
Laftfuhrwerfen. Ihre Arbeiter haben, wenn Hoher Schnee lag, 
eine Fahrbahn gefhippt. Dabei tft Schnee in größerer Dtenge 
auf da8 mnebenbelegene Aderftük des Klägers geworfen. ‘Das 
ferner thun zu laffen ift der Bellagten bei Strafe verboten; Re- 
vifion zurüdgewiefen. Die Anwendung der nadhbarredhtlichen Vor- 
Ihriften wird auch nicht dadurd) ausgeichloffen, daß die läftigen 
Immiffionen von einem Grundftüde aus geihehen, an welchem 
dem Kläger da8 Miteigenthum zufteht. Wenn aber Revifions- 
Hägerin weiter ausführt, daß der fragliche Kulturweg ohne Be- 
feitigung der Schneemaffen nicht zu feinem bejtimmungsmäßigen 
Zwede benutt werden fünne, und baß nach der Natur der ‘Dinge 
jeder Miteigenthümer das der Größe feiner anftoßenden Grund- 
ftüde entiprehende Quantum aufnehmen müffe; fo fan dahin- 
gejtellt bleiben, ob im Wege der Verhandlung unter den jämmt- 
lihen MiteigenthHümern und im Mangel einer Einigung im Ber- 
waltungswege oder durch Nichterfpruh der Kläger angehalten 
werden Ffünnte, die fraglichen Schneemafjen aufzunehmen; feines- 
fall aber ift erfindlih, mit welhem Rechte die Beklagte allein 
und ohne vorherige Vertheilung der in der Aufnahme des Schnees 
liegenden Laft befugt fein follte, die ihr Hinderlihen Schnee- 
maflen auf da8 Hlägerifche Grundftücd zu werfen. V, 26/95 vom 
10, Sult. 

53. Im Fall 64 hat der Kläger damit, daß er das Ned 
auf das Feniter in der gemeinfchaftliden Mauer erjeflen Hat, 
and) den Schuß der SS. 142, 143 AU. X. R. 1, 8 erlangt, ba das 
Teniter feit länger als 10 Iahren beitand. Hat aber der Kläger 
in dem durch das Tenjter erleuchteten Treppenhaus Dberlidht, 
jo fommt zu feinem Schuße nur $. 143, nit $. 142 zur An- 
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wendung. Unter der andern Seite ift auch die Bertifale, nicht 
bloß die Horizontale zu verjtehen. V, 68/95 vom 5. Dft. 

54. Im Fall Bd. XIX, 750 hat nun das Oberlandesgericdht 
den Neichsmilitärfisfus verurtheilt, da8 Neichsgericht die Revision 
zurücgewiefen. Denn die Befikftörung liegt darin, daß der Kläger 
durd) die beitehende Gefahr an der freien Bewirthichaftung und 
der Benubtung der Aeder dur) das Ueberfliegen der Geichoije 
gehindert ift. Daß thatjächlich der Kläger oder feine Leute durch 
die Gefchoffe befchädigt worden, oder der Gefahr der Beihädigung 
durch Betreten der Weder ausgejett wurden, ift nicht erforderlich). 
V, 138/95 vom 16. Nov. Dgl. 577. 

55. Das Berufungsgericht ift weit über die in Bd. XVIL, 41; 
E., Bd. 32, ©. 283 ausgefprocdhenen Grundjäge Hinausgegangen. 
Erjt der Eifenbahndamm habe den Abfluß des Hocwaffers ge- 
hemmt, da8 Waffer nad) den drei Deffnungen gedrängt, deifen 
Gewalt dadurd) vervielfältigt und Ausfolfungen und Verfandungen 
der Ländereien bei Dammbrüden ermöglicht habe. Fiskus fei 
verpflichtet gewejen, die Deffnungen in folder Weife herzujtellen, 
daß diejer Gefahr unter allen Umftänden vorgebeugt wurbe; die 
Brüden und Durdjläffe feien bejtimmt gewejen, auf viele Jahr: 
zehnte dem Kifenbahnbetriebe zu dienen, und hätten daher jo an- 
gelegt werden müffen, daß fie nicht nur unter gewöhnlichen, jondern 
auch unter außerordentlichen Verhältniffen im Stande waren, das 
Hochwaffer ohne Schaden für die Anfieger abzuführen. Auf- 
gehoben, zurücverwiefen. Danah wird Fisfus auh für den 
nicht vorausfehbaren, alfo zufälligen Schaden verantwortlich ge: 
madt. Hat aber Fiskus die zum Scuke der Anlieger zwed- 
dienlichen Vorkehrungen nad) Anordnung der Yandespolizeibehörde 
getroffen, jo Haftet er nicht für einen Schaden, den er nidt er- 
weisbar vorausgefehen hat, auch bei gehöriger Aufmerkjamfeit 
nicht vorherjehen fonnte. Allerdings ijt aud) für außerordentliche 
Berhältniffe Vorfehrung zu treffen, injoweit deren Eintritt fich 
vorausjchen läht. Das Lestere beftimmt fi) aber nicht nad) der 
abitraften Möglichkeit, die bei Hocdhwafjer überhaupt feine erfenn- 


bare Grenze hat; fondern danad), welcde Waffermengen und welche 


Wirfungen derjelben in Berücdjichtigung der vorliegenden Verhält- 
nifje, insbefondere der bis dahin befannten größten Sluthen, für 
die Zukunft, wenn aud) als ein feltenes und ungewöhnliches Bor- 
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fommniß, erwartet werden fönnten. Nur wenn den in diefem Sinne Nahbarredit. 
vorausfehbaren Gefahren nicht vorgebeugt ijt, liegt ein Verjchul- 

den vor, aus weldhem Eijenbahnfisfus für den dadurch eingetretenen 

Schaden verantworlich gemacht werden fanın. VI, 198/95 vom 

18. Nov. gl. 210. 

56. Kifenbahnfisfus ift verurtheilt, dem Flagenden Grund- 
jtücseigenthümer 24 Proz. desjenigen Schadens zu erjegen, welcher 
ihm aus der Ueberfhwemmung erwadjen ift. Nevifion des Klägers 
zurücgewiefen. Die Anlegung des Dammes und der Brüde über 
die Ruhr erfolgte in Ausübung des Cigenthums, weldjes dem 
Eijenbahnfisfus an der Ruhr und deren Ufer zufteht. Ein Ent- 
Ihädigungsaniprud ift nur aus dem Verichulden des Fiskus ab- 
zuleiten. Daffelbe lag injoweit vor, als die Brüde nicht mit 
derjenigen Durdjlaßmweite angelegt war, welche dem hödjiten bis 
dahin befannten Wafferftande von 1808 entiprad. Die Hod)- 
flutH vom 24. Nov. 1890 Hat aber jene von 1808 überjchritten, 
was nicht vorausgejehen werden fonnte. Danad ift der Schaden 
repartirt. VI, 223/95 vom 21./28. Nov. Val. 115. 

57. UÜ.L.R. Kläger foll den Beklagten eine Ladeneinrich- Eigenthums- 
tung unter Vorbehalt des Cigenthums bis zur Bezahlung des fage- 
Kaufpreifes verkauft oder ihnen diejelbe geliehen haben. Die 
Beklagten haben die Yadeneinrichtung veräußert. Wäre der Kläger 
auch no Eigenthümer, und hätten die Beklagten im böfen Glauben 
veräußert, fo würde er von ihnen nicht minder den Werth oder 
Erlös erjegt verlangen fünnen, ohne daß er verpflichtet wäre, zu= 
vor den derzeitigen Befiger aufzufuchen, um von diejem die 
Herausgabe der Sadhen zu fordern. — R. G. €, Bd. 11, ©. 67. 
— Auch würden, wenn ein Leihvertrag vorläge, die DBellagten 
von ihrer Haftung aus dem BVertrage nicht dadurch befreit, daß 
fie die Sachen veräußerten. I, 119/95 vom 3. Yuli. 

58. Der Kläger ift nach dem Tode feines Bruders Eigen- 
thümer von beffen Kolonat geworden, während der Nießbraud) 
der Witwe zufiel. Die Beflagte hat das gejammte Vermögen 
der Witwe durch einen PVitalitienvertrag erworben. Sie tft nad) 
deren Tode wegen der Inventarienftüde verklagt, welche zur Zeit 
des Todes des Erblaffers vorhanden gewejen, feitdem aber ver- 
braucht oder fortgeihafft jeien. Das Berufungsgericht hat die 
Klage abgewiefen, weil Kläger die fortgeichafften Sachen gemäß 
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ee AL. NR. 1L, 15 von dem dritten Befiter hätte vindiziren follen. 


Bindikation. 


Allein 8. 133, I, 21 geftattet den Rüdgriff gegen den Nießbraucher. 
Wenn ferner das Gefek dem Niepbrauder die Ergänzung des 
eingehenden Wirthichaftsinventariums in gewiflen Umfange zur 
Pflicht macht (8$. 68, 69, L, 21), fo läßt fih doch daraus der 
Rechtsjak nicht herleiten, daß nach beendigtem Nießbraudhe der 
Eigenthümer darauf bejchränft ift, die nicht vorhandenen Stücke 
durch andere gleichartige und gleichwerthige erjeßt zu verlangen. 
Vielmehr tritt bezüglich diefer Gegenjtände, joweit der Nießbraucher 
überhaupt haftbar ijt, die Verbindlichkeit zur Wertheritattung ein 
(8. 132, 1, 21). Die bei der Rüdgewähr nod vorhandenen Stüde 
darf zwar der Eigenthümer nicht zurüdweifen, aber zur Begrün- 
dung des Anfpruch® auf Wertherftattung bedarf e8 nicht erft der 
Konftatirung des Nichtvorhandenfeins vermittelft der Zwangsvoll- 
jtredung, jondern e8 genügt, daß der Niekbrauder zur Heraus: 
gabe nicht willens oder nicht im Stande zu fein erklärt. IV, 
54/95 vom 8. Jult. 

59. Sd. sen. befaß Aktien der Zuderfabrif Eilenftedt, 
welche auf feinen Namen lauteten. Die Aktie 16 wurde nad) 
feinem Zode dur Erbrezeß im 3. 1874 feiner Witwe übereignet, 
fie ift aber im 3. 1879 ebenfo wie die übrigen Altien, welche 
©&d. sen. befaß, im Aftienbuc auf den Namen feines Sohnes 
umgefchrieben. Bei feinem im %. 1883 erfolgten Ableben befand 
fih die Altie 16 in feinem Befik. Sie wurde bei der Erb- 
auseinanderjegung im 3. 1886 feinen Kindern, den Beflagten, 
übereignet und auf deren Namen tm Aftienbucd) umgefchrieben. 
Die Aktie ift von den Beklagten im 9. 1893 zu den Prozeßaften 
eingereicht. Im 3. 1887 foll durch Beichluß der Generalverfamm- 
fung der Aftiengejellichaft das Aktienkapital von 1080000 Marf 
auf 600000 Mark herabgefegt und in 600 Aktien zu 1000 Mart 
zerlegt fein. An Stelle der Aktie 16 feien die neuen Aktien 151 
bi8 160 getreten. Im 3. 1885 verftarb die Witwe Sc). sen. 
und wurde von den beiden Klägerinnen zu je einen Drittel und 
von den Beklagten beerbt. Die Beflagten behaupten, was Kläge- 
rinnen bejtreiten, die Aftie 16 fei von der Witwe Sch. ihrem 
Sohne gejhenft. Die Klägerinnen fordern Anerkennung, daß 
zum Nachlaß der Witwe Sc. die Aftie 16, jett die Aktien 151 
bi 160 gehören, und daß fie Miteigenthümer zu je einem Drittel 
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geworden feten, Verurtheilung zur Herausgabe von zwei Dritteln PBindilation. 
des Werthes der Aktien oder Geftattung des öffentlichen Verkaufs 

und der Herauszahlung von zwei Dritteln des Erlöjes an die 
Klägerinnen, Rechnungslegung über die feit dem Zode der Witwe 

Sc. gezogenen Dividenden. Das Berufungsgericht hat die Klage 
abgewiejen, das Neichögericht hat aufgehoben, zurücdverwicjen. IV, 

141/95 vom 4. Nov. 

60. Da die Beklagten behaupten, daß ihr Erblaffer auf 
Grund eines Singulartitel befige, fo handelt es fi nicht um 
eine Erbichaftsflage, fondern eine nad) den Grundfäken der Bin- 
difation zu beurtheilende Klage. ‘Denn da die Namensaktie das 
Mitgliedsrecht des Aftionärs am der Aftiengefellihaft und damit 
das Antheilsrecht deffelben an dem Gefellihaftsvermögen in fidh 
Ichließt, fo wohnt ihr die Bedeutung eines jelbftändigen Vermögens 
rechts und alfo einer felbftändigen Sache bei, fan daher ver: 
möge diefer Natur eines bejonderen Vermögensrehtd und nicht 
bloß eines perjönlihen Forderungsrehts Gegenftand der Vindi- 
fation fein. — 8.3 U.U.RL 155 8.7. €, Bd. 56, ©. 121; 
Striethorft, Bd. 69, ©. 273; NRehbein, E., Bd. 2, ©. 742, 743. 
— W, 141/95 vom 4. Nov. 

61. Der Bindifationsanfprudy wird regelmäßig durd den 
Nachweis begründet, daß der Vindikant oder deffen Gefammtrecdhts- 
vorgänger das Cigenthum zu irgend einer Zeit erworben hat; 
hier genügte der VBeweis, daß die Aftie 16 bei der Auseinander- 
jegung über den Nachlaß des Sc. sen. defjen Witwe übereignet 
und von ihr in Befit genommen ift. Die Beklagten haben zu be- 
weifen, daß ihr Erblaffer die Aftie auf Grund des von ihnen 
behaupteten Singulartitel8 der Schenkung von der Witwe Sc. 
in vechtögültiger Weife erworben habe. A.U.R.I, 7, 88. 179, 
180, wonad) der Befiger, welcher die Vermuthung der Nedlichkeit 
und der Rechtmäßigkeit des Befites für fich hat, den Zitel feines 
Befies nicht anzugeben und zu beweifen braucht, bezicht fi) 
nicht auf das DVerhältniß des Eigenthümers zum DBefiger. — 
Striethorft, Bd. 8, S. 8. — IV, 141/95 vom 4. Nov. Dgl. 567. 

62. Zu Anfang diefes Iahrhunderts wurde die Kilver Mark Klaffenredte. 
getheilt. Dabei find Heuerlingsweiden ausgewiejen. Im Separa- 
ttonsverfahren über die TFeldmark Weftkilver find diefelben von 
den altberechtigten Kolonen als ihr gemeinfchaftliches, bei der Zu- 


Klafjenredte. 
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lammenlegung aufzutheilendes Eigenthum in Aniprud genommen. 
Das Oberlandeskfulturgericdht zu Berlin hat ben Widerfprud der 
Gemeinde und der Heuerlinge gegen die Xheilung der Grund- 
jtücfe zurücgewiefen, dieje für Intereffentenvermögen nah Maß- 
gabe des reftifizirten Theilungsplanes der Kilver Marf vom 
25. Dec. 1800 und der dazu gehörigen Defignation der Kilver 
Marf-Intereffenten erflärt, der Gemeinde aber für die Heuerlinge 
und Neubauern das Nutungsrecht nach den Beitimmungen biejes 
Planes zuerkannt. Das NReichögericht hat die Revifion der Kolonen 
zurüdgewiejen. Wenn man die Heuerlinge und Neubauern ledig- 
fih nad) ihrer privatrechtlihen Stellung, jene ald Miether der 
Kolonen, diefe ald neue Anfiedler, fei es auf Grund und Boden 
der Kolonen, fei e8 auf Marfengrund, auffaßt, ließe fi fchwer- 
fih ein Redt Fonftruiren, das ihnen an der Mearf zugeitanden 
haben fol. Aber beide Klafien bildeten mit ihren Familien den 
für alle bäuerlihen Wirthicdhaften unentbehrlichen feiten Stamm 
von Lohnarbeitern. Das gemeinjchaftliche Intereffe der bäuer- 
lichen Wirthe führte dazu, ihnen aud) ohne beftehendes Recht die 
unentbehrliche Viehweide neben dem Vieh der Kolonen zu geftatten, 
und wenn diefe Weide duch ZTheilung der Marf aufhörte, für 
angemefjenen Erjaß zu forgen. Wirkffam konnten Befchränfungen 
der Kolonen in der Verfügung über die Heuerlingsabfindungen, 
wie die Beitimmung über ein allen gegenwärtigen und zukünftigen 
Heuerlingen und Neubauern zuftchendes Nutungsredht an den 
gemeinschaftlichen Weidepläßen nur fein, wenn zugleich ein NMechts- 
jubjeft bejtand, da8 als Zräger der entiprehenden Berechtigungen 
anzufehen ift. Die Oefammtheit der Heuerlinge und Neubauern 
fann das nicht fein, denn fie bildet feine Korporation. — U. NR. 
IH, 7, 8.24. — Der Markenverband aud) nit, denn er Lüfte 
fih dur Zheilung der Mark auf. Es blieben aljo nur die an 
der Mark betheiligten Gemeinden, die alten Bauerjchaften übrig. — 
A.LU.R U, T, 8. 18 — Jene Redte fallen ihrem Zwed nad) 
in die Kategorie derjenigen, dem gemeinchaftlichen Intereffe an 
der Yorterijtenz der Klaffe dienenden Bermögensgegenftände, welche 
AL NR. als Gemeindevermögen anerfennt. Die Rechte wurden 
alfo zufolge der auch aus den im 9. 1782 von der Regierung 
und der Domänenfammer zu Minden aufgeftellten Marken- 
theilungsgrundjägen erfennbaren dauernden Zwecdbeftimmung Ges 
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meindevermögen, wie Gemeindewege oder das Benutungsredt an 
folden, die in dem Xheilungsplan ausgewiejene VBorabfindung 
für die Schulhalter, die Hebammen des Kirchipield. Die Ge- 
nehmigung der von dem Zheilungstommifjar nach diefer Richtung 
aufgeftellten Borjchläge durch die Theilungsintereffenten liegt in 
der von denjelben bewilligten thatlächlichen Ausführung der XThei- 
lung nad) Maßgabe diejer Vorichläge. Sie können nidt von 
einer einzelnen ihnen läftigen Vertragsbeitimmung zurüdtreten, 
ohne da8 ganze Theilungsgefchäft rüdgängig zu maden. —- A... NR. 
I, 5, 88. 156, 157. — Da aber die Theilungsinterefjenten zu- 
gleih die ftimmberedhtigten Mitglieder der Gemeinden waren — 
AU.R. U, 7, 8.20 — und die Beitimmung eines Nechts zu 
fommmunalen Zweden eine innere Gemeindeangelegenheit war, fo 
war die allfeitige Genehmigung des Theilungsplanes zugleich ein 
gültiger Gemeindebefchluß, den die Gemeindeglieder nicht einfeitig 
widerrufen fönnen. — $.1 der Deklaration vom 26. Suni 1847. — 
V, 172/95 vom 7. Dec. 

63. Die Einftellung einer fortlaufenden Leijtung vor der 
zur Verjährung durd) Nichtgebrauch erforderlichen Zeit, hier von 
geiftlihen Abgaben, muß von dem bewiefen werden, der den 
Untergang der LXeiftungspflicht durch Verjährung behauptet. Bol. 
R.G. €, 38.6, ©. 236. Der Sat, daß man eine Verneinung 
nicht zu bemweijen habe, ift vom Neichögericht mehrfady als in 
diefer Allgemeinheit unrichtig bezeichnet worden; ebenjfo unrichtig 
ijt die Anficht, daß den Pflichtigen der Beweis der unterbliebenen 
Rehtsausübung unmöglich fei. V, 51/95 vom 28. Sept. 

64. Der Giebel des Haufes des Klägers ift fein und des 
Nahbars gemeinjchaftliches EigentHum. Im diefer das benachbarte 
Haus überragenden Wand befindet fi) feit mehr als 30 Jahren 
ein zur Erleuchtung des Treppenhaujes dienendes Fenfter. Damit 
bat der Kläger das Recht auf das enter erjeflen, aber folange 
nicht ein Unterfagungsreht gegen foldhe Einrichtungen des Nad)- 
barhaujes Hinzugetreten ift, durch welche die Lichtzuführung be- 
einträchtigt wird, nocd nicht ein Recht auf ein gewiffes Maß der 
ichtzuführung. Auf 8.12 A.L.R. I, 9 kann fi) der Beklagte 
nicht berufen. Denn e8 gehört zu den Pflichten eines ordentlichen 
Hausvaters, die gemeinshaftlide Mauer auf feiner Seite 
dahin unter Aufficht zu Halten, daß fein Anderer fich derfelben 


Klafjenredhte. 


Erfigung und 
Verjährung 
dinglicher 
Rechte. 
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Erfigung und in unzuläffiger Weife bediene, und wenn der Bellagte oder fein 


Verjährung 
dinglicher 
Rede. 


Borbefiger jelbjt fich diefe Aufficht erfchwert oder unmöglich ge- 
madjt haben, indem fie ihr Dad fo niedrig an die Mauer an: 
fetten, daß dafjelbe von dem jett durch das Fenfter duchbrochenen 
Theile der Mauer überragt wurde, fo fünnen fie aus dem von 
ihnen jelbft gewollten Beftehen de Daches eine entichuldbare Un- 
fenntniß von dem, was oberhalb de8 Dades an der Mauer vor- 
genommen wurde, nicht herleiten. Eine beabficdhtigte Heimlichkeit, 
aljo ein Befitfehler, Liegt auf Seiten des Klägers nicht vor. 
V, 68/95 vom 5. Dft. Val. 53. 

65. Im Fall die politiihe Gemeinde das Subjekt des durch 
ihre Glieder auszuübenden fervitutifchen Rechts ift, brauchen zwar 
nicht alle Gemeindeglieder das Recht ausgeübt zu haben, die Ab- 
ficht der Rechtsausübung muß aber für alle Gemeindeglieder, für 
das ganze Gemeindegebiet vorgelegen haben, wenn das Recht un 
befchränft erworben fein foll. Hier tft das ferpitutiiche Necht 
nidht für den ganzen Umfang der klagenden Gemeinde, fondern 
nur mit Ausschluß des Gebiets der Domäne Allersheim erworben. 
Bon Bedeutung ift, daß es fi) nicht um ein gewöhnliches Ge- 
meindeglied, fondern um eine jelbjtändige fisfaliiche Befikung von 
iehr großem Landgebiet und Viehftand handelt, ferner, daß bis 
in das jegige Sahrhundert hinein diefe Befigung nicht zur Ge- 
meinde gehörte, deren Erwerbshandlungen großentheil® weiter 
zurüdliegen werden, — daß niemals eine Ausübungshandlung 
für die ganze Domanialgebiet ftattgefunden hat, und daß ein 
befonderer Grund für die Einjchränfung darin lag, daß das 
Domanialgebiet und da8 belaftete Grundftüd denjelben Eigen- 
thümer hatten. III, 163/95 vom 15. Oft. 

66. Die Eigenthümer dc8 Rittergut Noyomfo, auf deffen 
Territorium die Stadt NRoyowo erbaut ift, haben jchon im An 
fang diefes® Iahrhunderts und weiter ununterbrochen bis 1874 
da8 Recht zur Erhebung des Marktitandgeldes in der Stadt 
NRoyomo dadurd) ausgeübt, daß fie daffelbe verpachteten und ihre 
Pächter da8 Mearktitandegeld frei, offen und ungejtört an den 
Sahrmärkten der Stadt Royowo erhoben. Ohne Gefegesverlegung 
ift angenommen, daß fie durch ununterbrochenen Rechtsbefiß von 
mehr ald8 30 Sahren vor 1872 da8 Recht erjejfen Haben; die 
Klage der Stadt Royowo gegen den jebigen Eigenthümer, daß 
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ihm das Recht nicht zuftehe, ift abgewiefen. Dem $.3 de8 Ge- Erfigung umd 
feßes vom 2. März 1850, weldjes die aus gutsherrlichen und ee 
grundherrlichen Rechten abgeleiteten Abgaben und Leiftungen, welhe Nedhte. 
bie Natur der Steuer haben, unterfällt das Marktitandsgeld nicht. 

Denn nah 8. 77 der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Ian. 

1845 darf der Marktverfehr in feinem Falle mit andern als folchen 

Abgaben belaftet werben, welche eine Vergütung für den über- 

Lafjenen Raum und den Gebrauch von Buden und Geräthichaften 

bilden, und die Verordnung vom 4. Dft. 1847 Hat die Marft- 
ftandsgelder als Abgaben für den Gebraud öffentlicher Pläte 

und Straßen zum Feilhalten von Gegenftänden bezeichnet; zu= 

gleih aber unter Vorbehalt anderweiter Regulirung die Erhebung 

von Marktitandsgeldern, wo fie bisher ftattgefunden, weiterhin 

geitattet. Damit ift dafielbe, wo e8 urjprünglicd al8 Steuer aus 
obrigfeitliher Gewalt erhoben fein follte, diefer Natur entfleidet. 

— Bol. Enticheidungen des Dberverwaltungsgerihts, Bd. 17, 

©. 212. — V, 83/95 vom 16. Oft. Entjpredend V, 345/95 

vom 29. April 96 bezüglich der Orundherren von Neuftadt bei Pinne. 

67. Daß die Grundherrlichkeit der Beliker von Noyomfo 
über die Stadt Royowo aufhörte, übte auf den Lauf der DVer- 
jährung feinen Einfluß. Denn die jelbftändigen Privatredhte, 
deren Duelle die Grumdherrlichkeit ift, dauern nad) der Aufhebung 
der obrigfeitlihen Rechte des Grumdherrn fort, fofern fie vom 
Gefeßgeber nicht ausdrüdlicdh aufgehoben find. Wolgereht muß 
auch der Erfigungsbefit folcdyen Rechts fortdauern. V, 83/95 vom 
16. Oft. 

68. 2gl. 113. Die Kläger find Eigentümer eines in Gilge 
am Kuriichen Haff belegenen Grundftüdes. Ste und ihre Vor- 
befiger haben durch AOjährige Erfitung das Recht erworben, in 
einem bejtimmten Theile des Haffes die Fifcherei mit dem Reitel-, 
Etint- und Kaulbarsnege auszuüben. Denn fie haben während 
jenes Zeitraums die Filcheret al8 ein ihnen zuftchendes Nedht jo 
ausgeübt. Der Zins, welchen fie dem Fiskus gezahlt Haben, fteht 
diefer Annahme nicht entgegen, aud) wenn die Parteien den Zins 
nicht als einen Grundzins aufgefaßt haben follten, vorausgefekt 
nur, daß der Zins nicht al8 Miieth> oder Pachtzins gezahlt worden 
it (8.527, 1, IUL. NR). Und wenn die Vorinftanz das Vor- 
liegen eines Mieth- oder Padjtverhältniffes verneint hat, fo fann 
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Erfigung und das mit Nüdficht auf die Geringfügigfeit und die Gleihmäßigfeit 


Verjährung 
dinglicher 
Nedte. 


des Zinfes während der ganzen Erfikungszeit nicht gemißbilligt 
werben (vgl. Striethorft, Bd. 31, ©. 128, und Grudjot, Bd. 8, 
©. 36). Unridtig ift e8 endlich, daß zur Erfikung des Nedhts als 
eines Nealrechts gehöre, daß jeitens der Kläger und ihrer Vorbefiger 
dem Beklagten oder deffen Beamten gegenüber das Necdht ausdrück- 
(ih al8 Realreht in Anfpruh genommen worden jei; c& genügte, 
daß beide Theile von der Meinung ausgegangen find, daß das Recht 
als Realrecht ausgeübt werde, und daß diefe Meinung beide Theile 
während der Erfitungszeit beherricht hat. V, 102/95 vom 23. Oft. 

69. Die Stadt Mühlhaufen ti. Th. ift verurtheilt, das Recht 
des Hagenden Fabrikbefiters anzuerkennen, daß diefer da8 zu feiner 
Tärberei erforderliche Waffer aus dem Breitjulgenbah in der 
Wahlitraße zu Mühlhaufen beziehe, und, falls die Beklagte dem 
Kläger diejes Recht in Folge Anlegung einer neuen Wafferleitung 
entziehen oder beichränfen follte, den ihm dadurch entftehenden 
Schaden zu erjegen, Revifion zurüdgewiejen. Denn die Vor- 
befiger des Klägerd und diejer haben feit 1749 bi8 heute das 
zur Färberei erforderliche Waffer aus dem Bade unausgefekt, 
frei, offen und ungeftört entnommen mit dem Willen, ein NRedt 
auszuüben. Sie würden zwar eine Grundgeredtigfeit an der 
Woafferleitung nicht erworben haben, wenn fie Waffer aus dem 
Bade nur in den Grenzen entnommen hätten, wie died jedem 
andern Bürger zuftand. Diele Grenze haben fie aber weit über: 
ihritten. Sie find aud) nicht Anlieger des Wafferlaufs; die Vor- 
befiger haben von den Eigenthümern der dazwilchen Tiegenden 
Grundftüde gegen Entgelt ein Wafferleitungsrecht erworben und 
zur Ausübung diejes Rechts eine bejondere NRohrleitung angelegt, 
die in dem Tlußbett mündet und hier befondere Anlagen noth- 
wendig gemacht hat. V, 450/94 vom 27. Nov. 95. 

70. Wenn der Umfang der jeßigen Wafferentnahme dem 
Umfange vor 30 Jahren nicht entjpricht, fo ift die Grundgeredhtig- 
feit in dem Umfange, wie fie zur Zeit ausgeübt wird, nicht er- 
jelfen. Sollte alfo bei Ablöfung der Grundgeredhtigkeit die Waffer- 
menge ftreitig werden, jo jteht der Beklagten das Berufungsurtheil 
nicht entgegen, und Kläger wird dann zur Begründung des Ent- 
Ihädigungsanipruch® den Umfang des erjeffenen Nechts bejonders 
nachzumweifen haben. V, 450/94 vom 27. Nov. 95. 
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71. Der Bater der Beflagten hatte denfelben auf feinem 
Gute eine zu 5 Proz. verzinsliche Grundfchuld eintragen Laffen, 
an welcher er fich den Tebenslänglichen Zinsgenuß vorbehielt. Er 
hat das Gut an die Anfiedelungsfommiffion verfauft, welcher die 
Beflagten ihre Grundfchuld, der Vater fein Zinsredht cedirt hatten. 
Bor dem 1. Sept. 1890 Hat dafür die Kommilfion an die Be- 
Hagte R. 70000 Mark, an den Beklagten M. 80000 Marf ge- 
zahlt. Im Iuni 1890 bradıte Kläger einen Arreft und eine 
Pfändung in die Rechte feines Schuldners, des Vaters, aus, 
weldje diefem gegen den Fiskus und gegen die Bellagten auf die 
von dem Fisfus zu zahlende Valuta und das Zinsredht an der 
Baluta zuftehen. Im Iuni 1891 find dem Kläger dieje Zinsrechte 
zur eigenen Ginziehung überwiejen. Die Bellagten haben in- 
zwijchen die ihnen ausgezahlten Kapitalien unter Einräumung des 
febenslänglichen Zinsredht8 an den Vater verzinslich angelegt. 
Die Bellagten find zur Hinterlegung der Zinjen verurtheilt, da 
aud) andere Gläubiger Erefutionen ausgebradht haben. Das Be- 
rufungsgericht beurtheilt ohne Nedtsirrtbum das Berhältniß 
zwifchen den Beklagten und ihrem Vater nach den BVorjchriften 
über den Nießbrauh an Kapitalien. Dana) bedurfte es eines 
bejondern neuen Necdhtsgrundes für das Zinsrecht des Vaters an 
dem Erlöfe nicht; e8 ijt unerheblich, ob DBellagte ihm das Zins- 
recht an den aus dem Erlöfe neu erworbenen Hhpothefen in An- 
erfennung feines beitehenden Zinsrechts oder in der Abjicht, für 
diejes einen neuen Nechtsgrund zu fchaffen, abgetreten haben. V, 
6/95 vom 3. Juli. 

72. Allein das zurüdgezahlte Kapital trägt zu Gunften des 
Niegbrauchers erft von da ab wieder Zinjen, wo ed mit Zuftimmung 
des Nießbrauchers entweder von dem Eigenthümer anderweit zind- 
bar angelegt oder dem Eigenthümer felbit mit der Bedingung 
der DVerzinfung an den Nießbraudher überlafien worden tit; cs 
jet denn, daß der Eigenthümer die Wiederanlegung jchuldhaft ver- 
füumt hatte. Weil dies wegen des Anfangs der Verzinjung nicht 
berüclichtigt war, aufgehoben, zurüdverwiefen. V, 6/95 vom 
3. Zult. 

73. Im Fall Bd. XVIII, 60, 64 hat da8 Berufungsgericht 
nun den Beklagten verurtheilt. Iett ift auf deflen Nevifion das 
Berufungsurtheil aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn die Cinrede 
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des Bellagten ijt nicht richtig gewürdigt, daß er die Riejelung 
de8 Klägers wegen der dadurd) eintretenden Benactheiligung feiner 
weiter oberhalb an der Ieeke belegenen Wiejen und feiner weiter 
unterhalb liegenden Mühle ferner nicht zu dulden braude. Der 
Belagte ift al8 Singularfucceifor der früheren Befiker der beiden 
mit der Wiefe des Klägers zufammen beriejelten Wiefen, des R. 
und des W., in einen Bertrag diejer beiden Vorbefiter aus dem 
%. 1844 nicht eingetreten, diejer Vertrag war längft ausgeführt 
und durch Beitellung der Grundgeredtigfeit, verbunden mit der 
Ausführung der dazu erforderlichen Anftalten, erihöpft. Auf ihn 
ift nur die Grundgeredtigfeit, fo wie fie beftellt war, pajfiv 
(übrigen®d aud aktiv) übergegangen. Die Verbindlichkeit aus der 
Grundgeredhtigfeit belaftet aber nur die Grundftüde der früheren 
Kontrahenten und trifft den Beklagten nur al8 Eigenthümer diejer 
Grundjtücde. UWeberdies befteht diefe Verbindlichkeit nicht darin, 
daß die Beihädigung derjenigen andern Grundftüce des Beklagten, 
die nach jeiner Behauptung durd) die Ausübung der Grundgeredhtig- 
feit Schaden erleiden, geduldet werden müßte; dics konnte auch 
dur das Abfommen von 1844, bei dem der Beklagte nicht be- 
theiligt war, gar nicht herbeigeführt werden. Durd den Ankauf 
der belajteten Grundjtüde übernahm alfo der Beklagte nur die 
auf diefen Orundftücden vuhende Laft, belaftete aber nicht noch 
andere Grundjtüde mit derjelben, und feine hier in Frage ftehende 
Einrede jtügt fih nur auf ein jchädliches Mebergreifen der Wir: 
fungen der Grundgeredtigfeit auf andere unbelajtete Grundftüce, 
ohne den rechtlichen Beitand der Grundgerecdhtigfeit als folche in 
Stage zu Stellen. V, 67/95 vom 5. Oft. 

74. ÜULENR Nah dem Erbpadtbrief von 1777 ift dem 
Erbpadhtgrundftüd das Recht verliehen, das zum Hausbedarf cr» 
forderliche Holz in geringen Mengen dem Walde des Klägers zu 
entnehmen. Daraus Eünnen die Beklagten das Recht nicht ab- 
leiten, für ihre auf dem Grundftüd eingerichtete Tabrif das Holz 
zu entnehmen, felbit wenn fie fih in der Entnahme für ihren 
Hausbedarf jo einfchränfen, daß fie quantitativ nicht mehr ent- 
nehmen, al® wenn fie e8 nur für den Hausbedarf bezögen. V, 
154/95 vom 27. op. 

75. Der Eigenthümer des ferpitutpflichtigen Waldes darf 
jo lange fein Holz Ichlagen, al8 e8 nicht ohne Beeinträchtigung 
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der Holzberechtigten gejchehen kann. Die näheren Modalitäten 
des nach 8.229 A... R. I, 22 zu erlafjenden Abholzungsverbotd 
hinfichtlich feiner Geltungsdauer, die Bedingungen feines Erlöfchens 
oder Wiederauflebens find nad) den Umftänden des Einzelfalles 
feftzuftellen.. In der Klage braucht das nicht fpeziell formulirt 
zu werden; e8 genügt, daß hier erkennbar ein dem $. 229 ent- 
Iprechendes Verbot nadjgefucht wird. V, 154/95 vom 27. Nov. 

76. AU... NR. Die Klägerin ift Eigenthümerin eines an 
der Gijenbahn belegenen Ziegeleigrundftüde. Das Eifenbahn- 
betriebsamt hat fie unter Hinweis auf SS. 315 und 316 St. ©. 2. 
erfuht, die Ausihadhtung nad) der Bahnfeite einzuftellen, weil 
dadurch der Cifenbahnbetrieb gefährdet wurde. ‘Das Betriebsamt 
hat ähnlich gegen das Auspumpen bed Waffers aus der Grube 
proteftirt. In diefen Aufforderungen und Warnungen ift weder 
die Prätenfion eines das Eigenthum der Klägerin einjchränfenden 
NRehts ausgeiprochen nod) ein dauernder Eingriff in das Tläges 
riihe Eigentum enthalten, da Klägerin nicht gezwungen war, 
den an fie ergangenen Aufforderungen Yolge zu leiften, wenn fie 
diejelben für unbegründet erachtet. Die Negatoria wird aud 
nicht durch die entiprechende polizeiliche Verfügung veranlaft. 
Ebenjomwenig fann von einer privatrechtlichen Verpflichtung des 
Eijenbahnfisfus die Rede fein, auf feinem Terrain Maßnahmen 
zu treffen, welche eine etwaige Gefährdung des Eifenbahnbetriebs 
dur) das Ausgraben von Lehm und Thon auf dem Grundftüd 
des Klägers ausfchliefen. V, 212/95 vom 30. Dft. Bgl. 662. 

77. Der Kläger hatte dem Bellagten eine Revenüenhypothef 
bejtellt; diefer hat aber unterlaffen, die Zinjen der erften HYypo- 
thef für das erjte Quartal aus den Nevenüen zu zahlen, obwohl 
er fi) dazu verpflichtet hatte. Diefe Nichtzahlung hat die Hhypothef- 
gläubigerin veranlaft, die Einleitung der Zwangsverwaltung und 
der Zwangöverfteigerung zu bewirken. Dem Beklagten ift für 
fein Höchftgebot das Grundftüd zugefchlagen. Er ift verurtheilt, 
dem Kläger das Grundftüd mit der bei Einleitung der Zwangs- 
verfteigerung vorhanden gewejenen DBelaftung aufzulaffen bezw. 
ohne die nach der Verfteigerung eingetretene Belaftung aufzulafien; 
Revifion zurüdgewielen. Dem Bellagten ftand ein Betrag von 
1586 Mark 15 Pf. zur Verfügung. Hätte er diefen dem Hypothek: 
gläubiger gezahlt, fo durfte er mit Nüdficht darauf, daß diejer 
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Ihon einmal auf die Zinfen für das vierte Quartal de8 Bor- 
jahres eine geringere Abjchlagszahlung angenommen hatte, ohne 
wegen des Neites die Zmangsvollftredung zu betreiben, erwarten, 
der Gläubiger werde aud) wegen des Keinen Nejtes von 95 Mark 
95 Pf. bis zum nädften Eingange von Miethezinfen Frift er- 
theilen. Wenn fi der Bellagte ftatt deffen unthätig verhielt 
und e8 an jeder Aufklärung feines Benehmeng fehlen ließ, aud) nicht 
einmal behauptet hat, der Gläubiger würde feinen Verjudy, die Arı= 
gelegenheit zu ordnen, zurüdgewiejen haben, jo bleibt nur Die 
Annahme übrig, der Beklagte habe abfichtlid) oder aus vertretbarem 
Berjehen die Zwangsverfteigerung herbeigeführt. Der DBeflagte 
hat auc, nichts dafür vorgebracht, daß der Gläubiger, welder in 
Volge Nichtzahlung der Zinjen des erjten Quartals die Zwangs- 
verwaltung eingeleitet hatte, jodaß die antichretifche Verwaltung 
de8 Bellagten wegfiel, die Subhajtation wegen der Zinien des 
zweiten Duartal8 eingeleitet haben würde. V, 453/94 vom 
19. Sunt 95. 

78. Auf dem Grundftüd 106 des R. war eine Hhpothef 
eingetragen. 8. hat eine Barzelle an P. verkauft, ohne daß dieler 
die Hhpothef übernahm. Sie wurde aber auf die Parzelle über- 
Ihrieben. Dann verfaufte 8. das Neftgrunditüd dem DBellagten 
und ließ es auf; diefer übernahm die Hhpothel. Die Piche 
Parzelle ift jubhaftirt, der Gläubiger tft aus dem Kaufgeld be- 
friedigt, die Hhpothet aud) auf dem Grundftüd des Beklagten 
gelöfht. Die Klage eines Eeffionars des K. auf den Betrag der 
Hhnpothef als Theil des Kaufpreifes war abgewiejen; das Reiche- 
gericht Hat aufgehoben, zurücverwielen. Sit von dem Käufer 
eines Grundjtüds eine auf diefem haftende Hypothek in Anrech- 
nung auf den Kaufpreis übernommen, fo ift der Käufer ohne 
weiteres verpflichtet, den Verfäufer dur) Befriedigung des Gläu- 
biger8 oder in anderer Weile von feiner Zahlungspflicht zu be> 
freien und, wenn die übernommene Hypothek zugleich auf einem 
anderen Grunditüd, fei e8 des Verkäufers oder eines Dritten, ein- 
getragen tft, deren Xölchung zu bewirken, wenn er von der Mit- 
haft Kenntniß hatte oder diefe aus dem Grundbuch zu erjehen 
war. — Bol. Zurnau, ©. 3.0., 5. Aufl., 38.1, ©. 806 fg., 
Anmerkung 31a —. As RK. dem Beklagten da8 Reftgrundftüd 
verfaufte, bejtanden feine Verbindlichfeiten bezüglich der Dhpothef 
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darin, daß er dem Gläubiger für die Forderung perfönlic) haftete, 
und daß er dem BP. verpflichtet war, die von diefem ohne Uebernahme 
der Hhpothek erworbene Parzelle von der Mithaft für die Hypothef 
zu befreien. Der Beklagte hat mit Mebernahme der Hhpothef nicht 
bloß die erite Verpflichtung, fondern aud) die Verpflichtung über- 
nommen, die Parzelle, deren Mithaft er aus dem Grundbud) erjehen 
fonnte, zu enthaften. Keiner hat er genügt, und Hat auch nichts 
angeführt, um feine Säumniß zu entichuldigen. Die zweite Ber- 
pflichtung ift damit nicht erledigt, daß die erjte durd) Befriedigung 
des Gläubigers aus den Kaufgeldern der Parzelle hinweggefallen 
ift. Der Beklagte Hat die Erfüllung der zweiten Verpflichtung 
unmöglich gemacht dadurd), daß er fie vor der Subhajtation der 
Parzelle nicht erfüllt Hat. K. war daher nad) $.36IA.UR. LT, 5 
befugt, eine andere Erfüllungsart zu wählen. Diefe Wahl hat 
er angemefjen durch Ceifton des entiprechenden Tcheil® des Kauf: 
preifes ausgeübt. Er verfchafft fi) auch nicht durch die Ber- 
änderung mit dem Schaden des Beklagten einen Vortheil, den er 
nit erlangt haben würde, wenn der Vertrag auf die beftimmte 
Art erfüllt wäre — $. ZZ MUR L5 — Das würde nur 
vorliegen, und die Klage abzumeijen fein, wenn Bellagter, wie 
er behauptet Hat, den P. bereits 1880 dburd) Zahlung von 
3000 Mark wegen feines Anfprudie an R. befriedigt hätte. V, 
23/95 vom 6. Juli. 

79. Auf dem fubhaftirten Gute des DB. Haftete an eriter 
Stelle ein amortifirbares Pfandbriefdarlehn für die Pojener Yand- 
haft von 598500 Mark. Die Landiehaft gab bei der Kauf: 
geldervertheilung den Antheil des B. an dem Amortifationsfonds 
auf 116384 Mark 4 Pf. an, verrechnete diefen auf ihre Forde- 
rung, und wurde außer wegen ihrer Zinfen und Kojten nur für 
den Neft der Hhypothel aus den Staufgeldern befriedigt, jodaß in 
Höhe von 116384 Marf 4 Pf. eine Eigenthümerhhpothef frei 
wurde, da auch die Rechte aus den von einem Vorbefiter ge- 
zahlten Amortifationsheiträgen nad) dem Statut des neuen Kredit: 
vereind für die Bofener Yandichaft auf den jeweiligen Eigenthümer 
übergehen. Auf diejelbe machten Anfprud) die Klägerin, welche 
al8 zweite Hypothefgläubigerin mit einem größeren Betrag aus- 
gefallen ift, und die beflagten Gläubiger des B., welche Hatten 
pfänden lafjen. ‘Die Klägerin leitete ihren Anfpruch in erjter 
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Linie aus einer Erklärung des DB. ab, auf Grund deren bei dem 
Pfandbriefpoften im Grundbud) und auf dem Hhpothefenbrief über 
das Pfandbriefdarlehn vermerkt ftand: Der Eigenthümer hat jich 
bi8 zur Zilgung des für die Klägerin eingetragenen ‘Darlchne 
von 115000 Dark nebit Nebenredhten des Nechts begeben, über 
die Antheile der Pfandbriefsdarlehne an dem Amortijations- und 
Nejervefonds zu verfügen. Damit wurde die Klägerin abgemiejen. 
Denn die Eigenthümerhypothef entfteht nicht Schon durd) Zahlung 
der Amortifationsbeiträge, jondern erft dur) deren Verrechnung 
feitens der Landfchaft. Vor diefem Zeitpunkt fann der Schuldner 
weder ein Pfandredt an der Eigenthümerhypothet beitellen, noch 
feinem BVerfügungsreht über diejelbe zu Gunften eines Dritten 
entjagen, nod) ein VBorredht vor derjelben einräumen. Solde Er- 
flärungen erlangen Wirkfamfeit erjt durd einen neuen Nedhtsaft 
nad) Entjtehung der Eigenthümerhhpothef. (Qgl. Bd. V, 116.) An 
olhem neuen Recdtsaft fehlte e8 hier. V, 57/95 vom 2. Oft. 

80. Wäre die Erflärung des DB. al8 eine Vorredtsein- 
räumung an bem Amortijationsfonds zu Gunjten ber Klägerin 
aufzufaffen, jo würde diefelbe ebenjo wie die Verpfändung des 
Tonds ihre Wirkfamfeit durd die Verrechnung des Fonds feitens 
der Landichaft verlieren. Zuzugeben tft, daß nach dem Willen 
der Betheiligten folhe Erflärung wie die eines Verzicht perfün- 
lihe Berpflidtungen de8 Schuldners einschließen kann, nad) 
erfolgter VBerredinung den Inhalt der Erklärung in Bezug auf 
die Eigenthümerhhpothef gelten zu laffen. (Vgl. Bd. VIII, 96.) 
Allein den Beklagten als Pfändungspfandgläubigern ftehen diefe 
perjönlichen Verpflichtungen des Schuldners nicht entgegen. V, 
57/95 vom 2. Oft. 

5. AÜL.R. Auf der Herridaft des Beklagten ift für die 
Klägerin, ein Bankhaus zu Berlin, eine Kautionshypothef von 
6 Millionen Mark wegen aller Anfprüde für ein dem Beklagten 
gewährtes Darlchn von 5500000 Mark unter den in der Ur- 
funde vom 26. März 1890 feftgeftellten Bedingungen mit dem 
Bemerken eingetragen, daß, wenn aud durd) die Weiterbegebung 
der nad) Deafgabe diefer Bedingungen auszuftellenden Theilichuld- 
verjchreibungen jeitens des Banfhaufes die mit den durch dieje Ver- 
Ihreibungen jeiten® des Banfhaufes verbrieften Forderungsrediten 
verbundenen Pfandrehte auf die neuen Erwerber übergehen, die- 
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felben doch nur nad) Maßgabe der Anleihebedingungen dur Ver- 
mittelung des Banfhaufes, bezw. des an defjen Stelle tretenden ge- 
meinfchaftlichen Vertreters aller Obligationsinhaber ausgeübt werden 
fönnen, und daß demgemäß das Bankhaus allein berechtigt bleibt, die 
öihung der Kautionshypothef zu bemwilligen, Anträge auf Ein- 
tragungen und Löfchungen zu ftellen, daß aber fein einzelner In- 
haber einer Zheilfchuldverfchreibung berechtigt ift, feinen Autheil am 
Pfandredt im Grundbuch vermerken ober für fid) einen Theilhypo- 
thefenbrief bilden zu laffen. Ueber die gefammte Anleihe find auf 
den Namen der Klägerin lautende, durd) Giro übertragbare Schuld- 
verjchreibungen zu A000 Mark und 400 Mark ausgefertigt und mit 
4 Proz. Zinsicheinen verfehen. Auf die dingliche Klage des YBanf- 
haujes ift der Beklagte verurtheilt, Zug um Zug gegen Aushändigung 
der fämmtlichen Theilfchuldverfchreibungen (mit Ausnahme bereits 
ausgeloofter 600000 Marf) an die Klägerin zur Vermeidung der 
Zwangsvollitredung in die Herrichaft 402000 Marf fammt Zinfen 
zu zahlen und darein zu willigen, daß Klägerin diefe Summe 
nebjt Zinjen aus der eingetragenen Kaution im Wege der Ziwangs- 
bolfjtredung in das Grundftüd einzieht. Yale die Klägerin nur 
einen Theil der Schuldverjchreibungen aushändigt, vermindert fi) 
der von dem Bellagten zu zahlende Kapitalbetrag um den Nenn 
werth der nicht ausgehändigten Schuldverjchreibungen. Revifion 
ded Beklagten zurüdgemiejen. Die Gültigkeit der Hhnpothet und 
die Legitimation der Klägerin find nicht zu beanjtanden. Aller: 
dings läßt fih das Pfandredht von der perfönlichen Forderung 
nicht völlig loslöjen; die der Klägerin in den Anleihebedingungen 
ertheilte Befugniß, die aus der Kautionshypothef fich ergebenden 
Nechte geltend zu mahen, um aus den Eingängen derfelben bie 
Anfprüce der Befiger der Theilfchuldverfchreibungen zu befriedigen, 
Ihließt naturgemäß aud die Befugniß ein, die Forderung, für 
welche die Kautionshhpothef haftet, einzuziehen, infoweit diefelbe 
entitanden und fällig ift. Pofitive Vorjchriften der Gefete ftehen 
der Begründung eines fiduziarifchen Nechtsverhältniffes, wie es 
die Anleihebedingungen enthalten, nicht entgegen, fowie e8 aud) 
allgemeinen Rehtsgrundfägen nicht widerfpricht. — Vgl. R. ©. €., 
Br. 31, ©.%0 —. V, 34/95 vom 8. Dft. 

82. Die Klägerin wurde aud) für befugt erachtet, die 
Kautionshppothet wegen der Devaftationen des Beklagten zu 
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fündigen, wie dies zwifchen ihr und dem Beklagten für diejen 
Tall vertragsmäßig feitgeftellt war. Einen Einwand dahin, daß 
diefe im Grundbuch nicht eingetragene und in die Schuldvers 
Ichreibungen nidyt aufgenommene Vereinbarung die Obligationg- 
inhaber nicht verbinde, fünnte Beflagter nur unter der QVoraus- 
jeßung erheben, daß er Gefahr laufe, einen Theil der von der 
Klägerin eingeflagten Summe nodhmals an Einzelgläubiger zahlen 
zu müffen, welche die Kündigung nicht billigten. Dem tft durd) 
die Saffung der Verurtheilung vorgebeugt. Webrigens Haben die 
Inhaber der Obligationen der Kündigung und Einziehung zu- 
geitimnt. Da aud) der Kündigungsfall vorlag, war die Forderung 
fällig. V, 34/95 vom 8. Oft. 

83. Der Beflagte war antichretiicher Pfandglänbiger. Als 
folder Hatte er nah 88. 139 F.A.%.R. L, 20 das Grundftüd 
an Stelle de Eigenthümers zu verwalten und die Zinfen der 
auf dem Grundftüd haftenden Nealforderungen nad) deren Reihen: 
folge aus den Einkünften zu zahlen. — 88. 152, 153. — Reichten 
die Einkünfte aus, um die Zinfen eines vorhergehenden Gläubigers 
zu zahlen, jo fann er vor einem jenem nachfolgenden Gläubiger nicht 
dadurd Rechte auf prioritätifche Befriedigung erlangen, daß er 
dem vorhergehenden Gläubiger die Zinjen in eigenem Namen 
zahlt und fic) defjen Hhypothefarifches Nedht cediren läßt. Der 
ausgefallene Gläubiger hat mit Recht Anjiprud auf den aus den 
Eritehungsgeldern für die liquidirten Zinfen deponirten Geldbetrag 
erhoben. V, 158/95 vom 30. Nov. 

84. Eine Kautionshypothef ift jo eingetragen: „Zur Sider- 
heit für die Erfüllung jämmtlicher von der Firma 9.3. in dem 
Bertrage von 25. Ian. 1892 übernommenen Verpflichtungen mit 
Einichluß der Konventionalitrafen.” Das widerfpricht nicht dem 
E. €. ©.8.19!. Dem Intereffe des Grundbuchverfehre genügt 
eine Bezeichnung des zu fidhernden Anfprucdhs, die erfennen läßt, 
um welde Forderungen e8 fich handelt, und diefem Bedürfniß 
wird hinreichend entfprochen durch VBerweifung auf den Vertrag, 
dejjen Erfüllung gefichert werden foll. V, 163/95 vom 30. Nov. 

85. Der Eintrag lautet: Wird diefe Hhpothef vor dem 
1. Ian. 1904 aus irgend einer Veranlaffung fällig, fo ift für 
jedes bis dahin nicht abgelaufene Jahr Y/, Proz. de& Darlehne 
an die Gläubigerin zu zahlen, wibrigenfalis die Kündigung der 
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Poft unwirffam if. Das ijt richtig dahin ausgelegt, daß da8 
1. Proz. nur zu zahlen ift, wenn der Schuldner, und nicht wenn, 
wie hier, der Gläubiger fündigt. Die Kontrahenten fünnen nicht 
gewollt haben, daß aud) in diefem zweiten Fall der Schuldner 
duch eine weitere Säumigkeit die Folgen der Kündigung wieder 
aufheben fünne. V, 201/95 vom 11. Dec. 

86. Die beflagte Ehefrau wird aus einem Gewährleiftungs- 
veriprechen, da8 fie bei Cejfion einer Grundichuld abgegeben hat, 
belangt. Sie ift verurtheilt, Revifion zurücdgemwiefen. Unerheb- 
lich, daß die Ceffion mit Gemährleiftungsverfpredhen jchon am 
30. Juni erklärt, die Grundichuld aber, nachdem deren Eintragung 
von dem Ehemann als Eigenthümer am 27. Juni beantragt war, 
erft am 1. Yuli eingetragen und der Grundichuldbrief erft nad) 
dem 23. Juli, dem Lage der Umfchreibung der Grundihuld auf 
den Namen des R., diefem ausgehändigt ift. Denn aud) eine zu- 
fünftige Grumdjchuld fann cedirt werden; die Ceffion wird mit 
Eriftenz der Grundfchuld vehtswirffam. Daß ‚‚die eingetragene 
Grundihuld” cedirt wurde, erklärt fi daraus, daß bei ber 
Ceifion vorausgefet wurde, die drei Tage vorher beantragte Ein- 
tragung jet inzwijchen erfolgt. Wenn auch der Grundjchuldbrief 
zunächft dem Ehemann in feiner Eigenfchaft al8 Grundjtüdseigen- 
thümer ausgehändigt tft, jo hat doch die Ehefrau als Gläubigerin 
unter Zuftimmung ihres Ehemanns in die Herausgabe de8 Grund- 
\huldbriefs an F. ausdrüdlich gewilligt, der Grundfchuldbrief ift 
darauf mit der Cejfion zu den Grundaften eingereicht und dems 
nädhft nad) Umfchreibung der Grundichuld auf den Namen des 
Sejlionars an diefen herausgegeben. IV, 114/95 vom 14. Oft. 
Vgl. 354. 

87. Cöln. Der Ehemann hatte für fid) und feine mit ihm 
in Gütergemeinjchaft lebende Chefrau die Eintragung einer Grund- 
Ihuld von 15000 Mark auf ihre Grundftüd bewilligt. In dem 
Notariatsaft wurde die Erklärung beurfundet: „Ich unterwerfe 
mid) und meine Ehefrau ber fofortigen Zwangsvollftredung aus 
diefer Urkunde.‘ Der urjprüngliche Gläubiger hat cedirt. Nad)- 
dem der Notar die Ertheilung einer Vollitredungsflaujel ver- 
weigert hatte, wurde auf die von dem Ceijionar gegen die beiden 
Eheleute bei dem Landgericht erhobene Klage der Notar angemiejen, 
eine vollitredbare Ausfertigung der vor ihm errichteten Urkunde 
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Grundiguld. mit einer Vollftredungsffaufel zu ertheilen, welche zur Zwang$- 
vollitredung in da8 Grundftüc bereditige; Berufung und Re- 
vifion zurücgewiejen. Der Eigenthümer des Grundftüds, gegen 
den die Zwangsvollitredung gerichtet wird, darf zum Zwed der 
Vermeidung der dinglichen Klage fih gemäß S. 702° CP. ©. 
in Anfehung des verpfändeten Grundftücds der fofortigen Zwangs- 
vollitredung unterwerfen. Die Vollftredungsflaufel ift dann diefer 
Urkunde, nicht dem Grundjchuldbrief beizufügen. IL, 216/95 vom 
15. Dt. 

88. 3. erwarb von W. durd) Auflaffung das Grundjtüc 
Nr. 4016 und bewifligte die Eintragung einer Grundfhuld für 
WB. Eine Parzelle diefes Grundftüds, welche jett allein noch 
den Beitand des auf Nr. 4016 eingetragenen Grundftücs bildet, 
follte nad) dem übereinftimmenden Willen der Kontrahenten nicht 
mit aufgelaffen und nicht mit der Grundichuld belajtet werden. 
Sie blieb im Befig de8 W., während der Reit des Grundftüde 
von dem Grundbucdhblatt abgeichrieben und demnächft fubhaftirt 
ift. Ienen Sadjverhalt fannte M., als ihm W. die Grundihuld 
cedirte. M. ift mit Hinterlafjung der Kläger als feiner Erben 
verftorben. Danad) ift die Grundichuld bezüglich jener Parzelle 
nicht zur rechtlichen Eriftenz gelangt; da® fönnen die Beklagten, 
auf welche die Parzelle übergegangen ift, aus eigenem Necht geltend 
maden. Der Einwand ftand auch dem M. gegenüber wegen feiner 
Wilfenfchaft beim Erwerb, nad E. E. ©. $. 38, Abf. 1, folge- 
weiß aud) wegen anzunehmender Identität der Perjonen beijen 
Erben gegenüber zu, aud) wenn diefe bei ihrem Erwerb den 
Mangel nit Fannten. Linerheblich, daß diefe durdd) Grundichuld 
zunächt an eine Miterbin abgetreten, dann aber von biefer zurüd- 
erworben haben. Denn das ift eine innere Angelegenheit der 
Erbregufirung, durch die der Charakter des Erwerbs der Kläger 
al® Univerfalfuccefforen ihres Erblafjers nicht geändert wird. — 
Striethorft, Archiv, Bd. 36, ©. 145. — V, 406/94 vom 
30. Nov. 95. 

89. Den Grundfchuldbrief, welcher fid) bis zu dem Tode 
im Befige der Gläubigerin befand, Hat der Grundeigenthümer 
nad) deren Tode eigenmäcdtig an fi) genommen. Die Erbin 
fonnte ihn auf Herausgabe des Grundjchuldbriefs verklagen, aber 
auch die dingliche Klage auf Zahlung der Grundfchuld erheben, 
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ohne daß Beklagter einwenden Eonnte, er brauche nid)t zu zahlen, 
weil Klägerin den Grundjchuldbrief nicht in Händen habe. Die 
Erbin hat dem Kläger den Reit der Grundfchuld nebjt allen ihren 
Anfprüden, namentlid) dem auf Herausgabe der Grundfchuld mit 
Wirkjamfeit abgetreten. Allerdings gehört zur vollwirffamen Abs 
tretung ber NRedhte aus der Grundihuld aud) die Uebergabe des 
Srundihuldbriefs. Dem Eeifionar, mwelder fih im Befite des 
Grundfchuldbriefs noch nicht befindet, und der daher das DVer- 
fügungsredt eines Grundjchuldgläubigers im Sinne 8.20, €. €. ©. 
noch nicht erlangt hat, fteht 8. 38 des E. EC. G. nit zur Seite; 
aber unbeihadet der dem Schuldner erwacjenen Einreden fann 
ein folder Cejfionar die ihm abgetretenen Rechte in demjelben 
Umfange und unter denfelben VBorausfegungen geltend machen, 
wie dies jeitens des Cedenten felbft m geichehen Fünnen. V, 
187/95 vom 18. Dec. 

90. Im Fall 357 wurde der Revifionsangeiff gegen die An- 
nahme, die Beklagte jet wegen ihrer Forderung an den Cedenten des 
Klägers befriedigt, zurücigewiefen. Nach der Behauptung des Klägers 
batte ©. der Beklagten Hppothefen im Betrage von 20400 Darf 
abgetreten zur Sicherheit einer Forderung von 14000 Mark. Die 
Bellagte hat von den Hhpothefen nicht bloß 15000 Mark cedirt, 
fondern anjcheinend die ganzen 20400 Marf, und für die Annahme, 
daß die Forderung der Beklagten an S. an Kapital, Zinfen und Kojten 
mehr al® 15000 Darf betragen habe, bietet das fejtgeftellte Sad)- 
verhältnig feine Veranlaffung. In der Weiterceffion der Hhypothef 
an rau BD. würde aber eine Kealifirung des Pfandreditd mit 
dem Erfolge liegen, daß die perjönliche Forderung der Bellagten 
an ©. dadurd) gededt il. 15000 Mark waren bei der Sub- 
haftation des Pfandgrundjtüds gededt, 2307 Mart 24 Pf. baar 
gezahlt und der Reit für Frau B. als rüdjtändiges Kaufgeld ein- 
getragen; demnädjft aber von Frau B. gegen Empfang der vollen 
Baluta an S. weiter cedirt Unerheblich, daß die Beklagte Garantie 
für die Sicherheit der abgetretenen Poft übernommen hat. Denn 
die Frau OB. hatte an S. ohne Gewährleiftung weiter cedirt. Und 
zu den der Forderung anhaftenden, auf den Geifionar ohme weiteres 
übergehenden Rechten gehört der Gemwährleiftungsaniprud) des 
Gedenten an feinen Bormann nidt. — D.T. E., 3.71, S.31—. 
IV, 157/95 vom 11. Nov. 
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91. Die Beklagte hatte dem Erblaffer der fünf Kläger ein 
Theater vermiethet. Die Uebergabe jollte am 16. Aug. 1892 er: 
folgen, am 15. Febr. 1892 follte der Miiethszins für das erite 
Vierteljahr im Betrage von 87500 Mark gezahlt werden. Das ijt 
nicht gezahlt, der Erblaffer hat nod) im April und Mat zum 
Zwed des Unternehmens 45000 Marf Darlehn von der De: 
flagten erhalten. Im Iunt ift der Erblaffer geftorben. Im 
September find drei Erben unter Abänderung des Miethsvertrags 


“ in denfelben mit der Verpflichtung eingetreten, die Genehmigung 


Vorlaufsredt. 


der zwei andern Erben beizubringen. Dieje haben nicht genehmigt. 
Später ift der Miethsvertrag aufgehoben. Der Nadlaf ift un- 
getheilt. Ein Zurüdbehaltungsreht an den dem Erblaffer ge- 
hörigen Saden fann die Beklagte nicht ausüben. Denn den 
Miethsvertrag mit dem Erblaffer hat die Beklagte nicht erfüllt; 
fondern ftatt deifen mit drei Klägern einen neuen Miethsvertrag 
geichloffen; fie hat aljo aus jenem DVertrage eine Forderung an 
den Nadhlaß nit, aud ein Zurücdbehaltungsreht wegen der 
45000 Dark ift nicht begründet. Denn die Sachen find meder 
von dem Erblafier nod von fänmtlichen Erben in die gemietheten 
Räume gebradt, alfo nicht mit dem Willen des Darlehn$- 
ihuldners oder feiner Erben in den Befig der Bellagten ge 
fommen — 9. ©. 3.313 —; ebenjowenig find fie — ÜLENR. 
I, 20, 8. 539 — aus dem Darlehnsgeihäft mit dem Erblafjer in 
die Hände der Beklagten gelangt, noh ijt die Darlehnsichuld 
in Anfehung diefer Sadıen entjtanden. V, 87/90 vom 10. Suli. 

92. Im Fall Bd. XVI, 86/87 hat das Berufungsgeridt 
die Summe, welche dem Kläger al® gezahlter Kaufpreis und für 
Berwendungen zurüdzuzahlen jei, auf 5657 Marl 50 Pf. be 
rechnet. Mit den Berufungsgericht ift anzunehmen, daß die Ber 
flagte erit dann zum Antrage auf Zwangsverfteigerung berechtigt 
ift, wenn fie dem Kläger jene Summe gezahlt hat, fodaß bis 
dahin der Antrag auf Zmwangspollftredung unzuläffig ift. 8 ift 
deshalb mit Recht erfannt, daß die Jmangsverfteigerung aufzu: 
heben und der Berjteigerungsvermerf im Grundbuch zu Löfchen 
fei._ Revifion zurüdgewielfen. V, 60/95 vom 2. Oft. Bgl. 
Bd. XVL 4. 

93. Das Vorfaufsrecht, welches durd) $. 57, Abf. 2 und 3 
des Pr. Enteignungsgefeges verliehen ilt, fanrı nur von demjenigen 
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ausgeübt werden, weldher zu der Zeit, zu weldyer das zu den Ent- Vorkaufsredt. 
eignungszmweden entbehrlich gewordene Grundftücd verkauft werden 
fol, Eigenthümer des NReftgrundftüäds ift, von weldem die ent- 
eignete Parzelle abgezweigt wurde. Sind feit der Zeit weitere 
Parzellen abgezweigt, jet e& durch freiwillige Veräußerung, fei es 
durh Enteignung, jo fünnen nur die jegigen Eigenthümer aller 
der Parzellen, welche zujammen das bei der früheren Enteignung 
verbliebene Reftgrundftüd bildeten, das Vorfaufsreht ausüben. 
Die Klage des Kigenthümers eines nad) weiteren Enteignungen 
verbliebenen Rejtgrundftüds gegen die Erwerber, denen die erite 
enteignete Parzelle von dem Eifenbahnfisfus verfauft war, wurbe 
abgewiejen. Unerheblich, ob in den jpäteren Enteignungsfällen ber 
Enteignungszwed fid) auf das Vorkaufsreht nicht mit erftrecdkte. 
Unerheblih aud), ob die fpäteren Unternehmer ihrerfeitS auf das 
Borfaufsredht in diefem Talle verzichtet haben, da es dadurd) 
nicht dem Kläger anwudhs. II, 106/95 vom 18. Juni. 

94. Die Aktiengefelihaft, Pommerfcher Induftrieverein, 
bat dem Beklagten ihr Gut Ederberg, auf welchem ein Vorfaufs- 
- reht für die Stadt Stettin eingetragen war, aufgelafjen, ohne 
daß diefer die Ausübung des Vorfaufsrehts ermöglidht if. Die 
von der Stadt erhobene Klage ift abgewiejen. Der Vertrag war 
zwar al& Kaufvertrag bezeichnet und entiprad) auch allen gejek- 
lihen Erfordernifien eines foldhen, enthielt inS&bejondere die Be- 
ftimmung eines Kaufpreifes; aber es fet nicht zweifelhaft, dak 
diefer Preis nur um formell den Erforderniffen eines Kaufvertrages 
zu genügen, fejtgelett jei, daß in Wahrheit aber ein Einverjtänd- 
niß über einen Kaufpreis nicht vorliege, auch nicht verjudht worden 
fei, einen in Wahrheit maßgebenden Preis zu vereinbaren — was 
fih aus dem Umijtande erfläre, daß der DBellagte Inhaber fait 
aller Aktien jei, alfo das, was er als Kaufpreis hingab, als 
Hauptaftionär faft vollftändig zurüderhielt. Revifion zurücgewiefen. 
Denn die Kontrahenten waren durch bie Verwendungen de8 Bes 
Hagten in ein der Aktiengejellichaft gehöriges Landgut, zumal ba 
dieje Verwendung fi zum Theil als Bauten auf fremdem Grund 
und Boden darftellten, die Zweifel an den Eigenthumsverhältniffen 
hervorrufen konnten (88. 327 fg., LI AL. R.), in mehr oder 
weniger unklare Beziehungen gerathen, die einer Auseinander- 
jegung bedurften. Dieje Auseinanderjegung zu bewirfen war der 
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Vertrag beftimmt und auch injofern geeignet, al® die Uebertragung 
des Landguts an den Beklagten die Eigenthumsfrage löfte und 
als die vom Beklagten zu zahlende Summe etwaige Entihädigungs- 
und fonjtige Forderungen der Aftiengejellichaft befriedigt. Dann 
lag aber fein Kauf und feine Hingabe an Zahlungsftatt, fondern 
ein Gefchäft vor, das unter die „anderen Arten der Veräußerung”’ 
fällt, auf die der $. 575, I, 20 im Gegenjaß zu „wirkliden Ver- 
fäufen” das VBorkaufsredht für unanwendbar erklärt. V, 94/95 
vom 16. Oft. 

95. Die hier ftipulirten Laften und die ohne Unterfchied 
an deren Nichterfüllung gefnüpfte Nechtsfolge der Verwirkfung der 
beflagtiichen Nechte würden eine in Erbpadjtfontraften ganz außer 


. gewöhnliche Beitimmung enthalten. Zudem bietet die Faffung 


Lehnredit. 


der Kontrafte feinen Anhalt dafür, daß im Wefentlichen ein Erb- 
pachtverhältnig gewollt und daneben der Erbpächter perfönlich zu 
Dienften verpflichtet werden jollte, fondern e8 find die Leiftungen 
von der einen Seite den Gegenleiftungen im Ganzen gegenüber- 
geftellt, und ift dabet überall das gutsherrlihe Verhältniß fcharf 
betont, indem der Gutsherr feinem Kötter Schuß und Vertheidigung 
zujagt, ber Kötter dagegen jidh verpflichtet, wenn Arbeit am Haufe 
des Gutsheren vorfalle, folhe vor allen anderen zu verrichten, 
und falls er fih nicht verhalte, wie getreuen Köttern gebühre, 
oder mit diebilchen, boshaften Leuten zuhalte, dergeitalt, daß dem 
Herrn des Haufes dadurd) Schade oder Verdruß gejchehe, jein 
Haus wegzubrechen und die Stätte zu verlaffen. Endlich ift eine 
Rechtsnachfolge der Kinder des erften Erwerbers nur mit Konfens 
des Grundheren und Erneuerung des Weinfaufs zugelaffen. Des: 
halb Hat das Neichegericht Wegfall der nicht auf einem Erbpadt- 
vertrage beruhenden, jondern an das Gut gefnüpften NRealverbind- 
lichkeit mit der Aufhebung des gutsherrlicdyden Verbandes ange- 
nommen. Dgl. R.G. €, Bd. 12, ©. 202; Bd. 18, ©. 254 ff. 
III, 154/95 vom 11. Oft. 

96. DBgl. Bd. XVII, 9. Derjelbe Kläger madt jett eine 
weitere Forderung gegen denfelben Beklagten geltend. Diejer iit 
mit der Maßgabe verurtheilt, die Schuld aus den von ihm ge- 
zogenren und nod) zu ziehenden Erträgniffen des Lehnsguts M. 
zu zahlen, daß dem Beklagten gegenüber dem Kläger das Recht 
auf eine im SJmwangsvollftrefungsverfahren feitzuftellende Lehne- 
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fompetenz jowie das Recht vorbehalten bleibt, die in der Zeit bis 
zur Erhebung der Klage gezogenen Erträgniffe des früheren Lehne- 
gut8 auf feine Forderungen an den Nachlaß feines Vaters im 
Betrage von..... anzurechnen, die nad) der Klage gezogenen und 
nod zu ziehenden Erträgnifje aber antheilig auf diefe Forderungen 
zu verrechnen. Der Beklagte hat eine der de8 Benefizialerben 
analoge Stellung; das D. 7. hat aber angenommen, daß der 
DBenefizialerbe die nicht bevorredtigten Gläubiger befriedigen darf, 
wie fie fi melden. Wenn man aud) diefer Anficht nid)t bei- 
treten wollte, jo fann man dod) eine Verpflichtung des Xehns- 
befigers, die Früchte zur antheiligen Befriedigung aller aus ben- 
jelben zu befriedigenden Gläubiger, folange fich diefe nicht melden, 
zu verwenden, nicht annehmen, weil es ihm an einem gefeglichen 
Mittel fehlt, den Kreis der Gläubiger feftzuftellen, wie e8 früher 
den Benefizialerben durch das erbjchaftliche Liquidationsverfahren 
und jegt dur das Gejek vom 28. März 1879, betreffend die 
Zwangsvollitredung gegen Benefizialerben und das Aufgebot der 
Nadjlapgläubiger, gegeben ift. Daraus folgt, daß der Beklagte 
nicht gehindert war, die Einkünfte des Lehnsguts jo lange auf 
feine eigenen Forderungen zu verrechnen, al& fein anderer Gläubiger 
Hagend feine Befriedigung verlangt hatte. I, 377/95 vom 16. Nov. 

97. Der Preußifche Bergfisfus hat am 28. Aug. 1882 beim 
zuftändigen Nevierbeamten unter dem Namen Teha Muthung auf 
Steinfalz eingelegt, ohne daß bisher Schlußtermin abgehalten wäre. 
Auf Grund des von dem Fiskus erihürften, der Muthung zu 
Grunde Liegenden FTundes Tegte der Kläger am 3. Suli 1893 
Muthung auf Steinfalz ein; damit ift er in Folge Widerfprud)e 
des Fisfus zurückgewiefen, weil ihm das beffere Necht des Fiskus 
entgegenfteht. Seine Klage, die Muthung des beklagten Fiskus 
für ungültig zu erklären, ift abgewiefen. Allerdingd muß die 
Muthung des Beklagten, wenn fie zur Verleihung des Teldes 
führen foll, ernftlich gemeint gewejen fein, aljo in der Abficht, 
Bergwerkseigenthum zu erlangen. Dafür fpricht aber die Ver- 
muthung. — 88.53 F. WER. LI, 4. — Das Gegentheil folgt 
noch nicht daraus, daß von dem mit der Muthung beauftragten 
Beamten entiprechend der minifteriellen Anmeifung bei Einlegung 
der Muthung der Antrag geftellt wurde, einen Schlußtermin nicht 
anzuberaumen. Gefetlich fteht dem nichts entgegen, und die Berg- 
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behörde ift an die Anträge de8 Muthers nicht gebunden. Un- 
erheblich auch, daß Beflagter, nachdem Kläger jelbit Hat Bohrungen 
auf feinem Grundjtüd vornehmen laifen, zwifchen beiden Punkten 
von Neuem Hat bohren lafien, obwohl er in der Lage gewefen 
ift, die Bohrungen des Klägerd vom Fundorte Teha zu über: 
deden. Denn bei größeren Bergmwerkfsunternehmungen werden die 
Aufichlußarbeiten Häufig aud) nad) der Muthung fortgejegt, um 
einen bejjern Einblid in das Vorkommen des Minerals zu ge- 
winnen. Unerheblih, daß die Muthung auf der Muthungsüber- 
fichtsfarte nicht eingetragen ift: denn dies fann auf einem DVer- 
jehen beruhen. V, 432/94 vom 8. Juni 95. 

98. Dem Bellagten ijt aud) fein Mißbrauch feiner Redjte 
zur Laft zu legen; der Mißbraud) foll darin liegen, daß der Be- 
flagte überall, wo von Andern auf Kalifalze gebohrt wird, Ichleunigit 
eigene Muthung herftellt, aber nicht in der Abficht, felbjt das 
Mineral zu gewinnen, fondern bis auf Weiteres jeden Andern 
von der Mineralgewinnung abzuhalten. Selbft wenn diefe Aus- 
führung zuträfe, würde fi) doch, da der Mifbraud) eines Rechts 
nicht zu beffen Aufhebung führt, jondern den DBeredtigten nur 
hindert, c8 gegen den Berlchten zu verfolgen, nur der fich darauf 
berufen können, deifen Bohrlöcder durd) das Muthungsfeld des 
Beklagten überdecdt find, nicht der Kläger, welcher fid) einfach die 
foftjpieligen Schürfarbeiten des Beklagten zu Nuke gemacht Hat 
und allein darauf feine Meuthung gründet. V, 432/94 vom 
8. Juni 95. Vgl. 100. 

99. Der Berufungsridgter hat die beklagte Zeche zu einer 
Entihädigung von 1764 Marf verurtheilt, Meinderwerth, welchen 
die zum Bauplak geeigneten 7 Ar des Pfarrgartens in Tolge 
der durch den Bergbau Hervorgerufenen Bodenfentung erlitten 
haben. Unerheblich, daß die Bodenbewegung inzwilhen aufgehört 
hat, weil mit Rüdficdht auf die einmal jtattgehabte Senkung des 
Bodens und die Ungewißheit, ob nicht fpäter wiederum Bewegungen 
eintreten, die von den Sacdverftändigen für nothwendig eradjteten 
Berankferungen bei Bornahme eines Baues aud) dann vorgenommen 
werden müfjen, wenn thatjächlich eine folcdhe Bodenbewegung nicht 
wieder eintritt. V, 442/94 vom 15. Suni 95. Bol. 202/3. 

100. Der Breugifche Fisfus hatte im I. 1887 auf Sal; 
und beibrechende Salze die Muthung Salz» Dingelftedt eingelegt. 
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Deren Feldeösgrenzen wurden auf der Muthungsüberjichtsfarte 
vorichriftsmäßig eingetragen. Al® die Kläger im 3. 1892 die 
Schürfarbeiten begannen und bie beiden Bohrlöcdher außerhalb 
des Teldes der Muthung Salz- Dingeljtedt anjetten, verzichtete 
Tisfus, ehe Kläger fündig wurden, auf die Meuthung Salz- 
Dingelftedt und legte gleichzeitig auf den Yundpunkt der bie- 
herigen Muthung unter dem Namen Salz: Dingelftebt I eine 
neue Meuthung ein, deren Teldesgrenzen er fo fteckte, daß fie die 
von den Klägern niedergetriebenen Bohrlöcher überdedte. Das 
wurde al8 nicht dem Pr. A. Berggejeß widerfprechend angefchen. 
Die fpätere Muthung der Kläger war zurüdgewiejen, weil bie 
Tundpunfte innerhalb der Felder der ältern (zweiten) fisfaltjchen 
Muthung gelegen feien. Die Klage, daß die vom Beklagten ein- 
gelegte Muthung Salz: Dingelftedt I ihnen gegenüber ungültig 
und deshalb nicht alS befjere® Nedht ihren am 16. und 19. Mai 
1892 eingelegten Muthungen Herne I und II entgegenftehe, wurde 
abgewiejen. Revifion unter Bezugnahme auf $. 24 des Berg: 
geleßes und den Bericht der Kommijfion des Abgeordnetenhaufes — 
Hahn, Kommentar, ©. 75 — zurüdgemwiefen. Die Beichränkungen 
des 8. 19 finden durch die Zurüdnahme der Muthung ihre Er- 
ledigung; Arglift oder Chifane aus ähnlichen Gründen wie in 
Tall 97 und 98 abgelehnt. V, 420/94 vom 19. Sunt 9. 

101. Die Gutsherrichaft hatte dem Vorbefiter des Beklagten 
al® dem Befiter einer regulirungsfähigen Stelle das Eigenthum 
übertragen. In dem auf Grund des NegulirungsediltS vom 
14. Sept. 1811 und der hierzu erlaffenen Deklaration vom 29. Mai 
1816 abgejchloffenen Nezeffe vom 3. 1821 hat fi) die Gut&herr- 
ihaft die „Sofjilien‘ vorbehalten. Der Kläger will darunter aud) 
Sand und Lehm verftanden wijfen. Mit dem Sand, aber nicht 
mit dem Lehm, Hat ihn das Berufungsgericht abgewiefen. Aus 
dem Spracgebraud) des A. 8. R. SS. 69—75, U, 16 läßt fidh 
indefjen dieje Unterfcheidung nicht ableiten. Denn zu den andern 
Fofjilien, die in ihrer natürlichen Geftalt fogleich zum öfonomijchen 
Gebraud), bei Künften, Sandwerfen oder zum Bauen gebraucht 
zu werden pflegen — 8. 72 —, würde der Sand fo gut wie der 
Lchm gehören. Aus S. 75 ergibt fi), daß der Gefetgeber nur 
die regalen und nidhtregalen Foffilien hat fcheiden, nicht aber den 
Begriff der Folfilien überhaupt hat einjchränfen wollen. Die 
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Hervorhebung einzelner nicht rvegaler Fofjilien in $. 73 geihah, 
weil bei ihnen die Negalität zweifelhaft fein fonnte. Andererjeits 
hat die Generalfommiffion bei den gut&herrlich-bäuerlichen NRegu- 
lirungen Lehm und Sand regelmäßig von dem Vorbehalt der 
Gutsherrihaft ausgeichloffen. Durd) das Edilt vom 14. Sept. 
1811 und die Deflaration vom 29. Mai 1816 waren aber die 
Gutsherrihaften verpflichtet, den Befigern vegulirungsfähiger 
Stellen das Eigenthum zu übertragen, und zwar grundfäßlich 
ohne andere als die gejetlich zugelafjenen Einjchränfungen. Für 
die Treiheit des Figenthums fpricht die Vermuthung. ‘Die Deflara- 
tion beftimmt aber, daß das Eigenthbum der bäuerlichen Wirthe 
fih aud) auf die Foffilten erftredt, infofern fie nad) den Landes- und 
Propinzialgefegen dem Eigenthümer de8 Landes zuftehen. Auf dieje 
Hoflilien haben, wie e8 im Nezeffe von 1821 heißt, die Stellen- 
bejiger verzichten wollen. Nun führt die Schlefiicdye Bergordnung 
vom 5. Juni 1769 eine Anzahl von Mineralien auf, welche den 
Grundherren (domini) eigen find. Und es beftand fchon vor 
1821 eine Kontroverfe darüber, ob darunter der Grundeigenthümer 
oder die Grundherrichaft veritanden werden fol. Es bleibt zu 
erwägen, ob burd) das Refervat der Foifilien nicht bloß diefer 
Etreit zu Gunften der Gutsherrichaft hat gefchlichtet werden follen, 
jodaß aljo Xehm wie Sand dem Bellagten zuftehen. Auf deffen 
Nevijion aufgehoben, zurüdvermiejen. V, 38/95 vom 18. Sept. 
Nach) anderweiter Verhandlung hat das Berufungsgericht die Klage 
auch bezüglich des Lehms abgewiejen. V, 7/96 vom 13. Juni. 

102. Der Berufungsrichter hat dem Kläger als Erfag für 
die nad) ausgeführter Reparatur noch verbleibende Entwerthung 
der durch den Bergbau beichädigten Befigung eine Entihädigung 
zugebilligt, die er auf 10 Proz. des TZarwerthes bemigt Nevifion 
zurüdigewiefen. Denn ein Hausgrundftüd, das durd) Erdbewegungen 
in Tolge umgebenden Bergbaues bejchädigt, wird von Käufern 
weniger gejucdht, als ein unbejchädigtes, und deshalb niedriger be- 
zahlt. V, 171/95 vom 21. Sept. 

103. Die Verankerung des Gebäudes ift nicht als bloß 
prophylaftiiches Mittel anzufehen. Die Gebäude des Klägers 
haben durch die in Folge de8 Bergbaues eingetretenen Erfchütte- 
rungen an Beltigfeit verloren. Um den Gebäuden die Konfiftenz 
wiederzugeben, die fie vor der Beihädigung gehabt haben, und 
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ihre Integrität aud) den zu erwartenden Bodenbewegungen gegen- 
über fiherzuftellen, bedarf e8 der Verankerungen; der Berufungs- 
ridhter fpridht daher mit den Berankerungsfoften dem Kläger nur 
Crfat für die Nachtheile zu, die jett jchon beftehen. V, 171/95 
vom 21. Sept. 

104. Werden bei Ausführung eines Hülfsbaues im Felde 
eines andern Bergmwerkseigenthümers Meineralien gewonnen, auf 
welche der Lettere berechtigt ift, jo müflen diefe Mineralien dem- 
jelben auf fein Verlangen unentgeltlich herausgegeben werden 
(8. 63 bes Pr. Allg. B. ©.) Das findet aud) bei Kohlenabbau- 
gerechtigfeiten Anwendung ($. 9 des Gefeßes vom 22. Febr. 1869). 
Thatfächlich wurde angenommen, daß bei den vor der Bergbehörde 
ergangenen Verhandlungen über die Geftattung des Hülfsbaues 
auf dem Grundftüd des Klägers jenes Verlangen von demjelben 
erklärt war, wenn aud aus denjelben direft nur hervorgeht, daß 
die Abtretung von Grund und Boden und das dafür zu gemährende 
Entgelt fejtgeftelit find und daß dabei die Beflagte fid) ausdrüd- 
ih erboten hat, die bei Herjtellung de8 Baues fallenden Kohlen 
dem Grundjtüdseigenthümer auszuliefern: welche Verpflichtung 


dann in dem auf Grund der Verhandlungen ergangenen Beichluffe 


des Oberbergamts ausgejprochen if. Da die Bellagte 41270 
Sektoliter Braunfohlen aus dem Grundftüd des Klägers gefördert 
und für fic) verwendet hat, wurde fie zur Zahlung von 3714 Marf 
30 Pf. ohne Abzug von Förder: und Gewinnungstoften verurtheitt. 
Revifion zurüdgewiefen. V, 79/95 vom 12. Oft. 

105. 2. legte am 26. April 1889 beim zuftändigen Nevier- 
beamten auf einen im I. 1876 gemachten Fund von Steinkohlen 
unter dem Namen Oftergrube Muthung ein. Der Fund wurde 
jodann amtlich nachgewielen. Vor Ablauf der jechswöcdigen Frift 
zur Weldesftredung verzichtete X. auf die Feldftredung und legte 
gleichzeitig auf denfelben Fund von neuem Muthung ein. Cbenfo 
verfuhr er am 1. Suli, am 12. Aug., am 23. Sept. 1889. An 
dem legten Zage hatte vorher I. Muthung eingelegt unter dem 
Namen Athlet. Das Oberbergamt hat den Kläger abgewielen, 
dem DBellagten, der nun rechtzeitig Teldesftredung vorgenommen 
bat, da8 Bergwerfseigenthum zugejprocden. I. nimmt die Priorität 
gegen %. Hagend in Anfprud. ‘Die Vorinftanzen haben den Be- 
Eagten verurtheilt. Denn fein Verfahren laufe auf eine Umgehung 
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Bergredt. de8 8. 18 des Pr. Allg. B. ©. hinaus. Das Reichsgericht hat die 
Klage abgewielen. Der Verzicht des %. auf die Muthung war vor 
Ablauf der fechswöcigen Frift zur Feldesitredfung erklärt. Dieje 
Entjagung zeritörte das Recht des %. erft von dem Zeitpunft ab, 
wo fie erflärt wurde, und madıte nicht, wie eine Verfäumung der 
Srift, die Muthung von Anfang an hinfällig, da eine rückwirkende 
Kraft feines Verzichts feinem Willen nicht entiprad. Legte num 
2, eine neue Muthung ein, fo würde ihm allerdings die in ber 
Zwifchenzeit eingelegte Muthung des Klägers vorgehen, wenn fie 
auf Grund bejondern Fundes eingelegt wäre. Dean Tann aber 
nicht annehmen, daß der Gejetgeber Leute habe begünftigen wollen, 
die, wie der Kläger, auf einen fremden, meift mit großen Koften 
aufgeichloffenen Fund, während diefer no) von der Muthung des 
Beklagten beftridt war, Muthung einlegen, nur von der Abjicht 
geleitet, fi) die Früdjte fremder Arbeit mühelos anzueignen. V, 
136/95 vom 27. Nov. 

106. Die beflagte Gewerfichaft hat das Geviertfeld Amatus 
durh Kauf an fi gebradt. Che fie mit dem Abbau begann, 
mußte fie fi) fichere Kenntniß darüber verichaffen, ob fie dies an 
einem Orte that, der ihrer Bergbauberedhtigung unterworfen war. 
Ihr Repräfentant mußte daher, wenn er nicht fchon anderweit 
über die Teldesgrenzen unterrichtet war, die auf die Bereditiame 
von Amatus bezügfichen Urkunden einjehen. Wäre dies gefchehen, 
jo würde er, da die Klägerin bei Verleihung des Geviertfeldes 
ihre Rechte an dem Längenfelde geltend gemacht hatte, von dem 
Borhandenjein des Klägeriichen Längenfeldes Kenntniß erhalten 
und erjehen haben, daß es die Teldestheile berühren fünne, wo 
er den Abbau in Ausjicht genommen Hatte. Cs mußten ihm 
wenigitend Zweifel darüber auffommen, ob er dabei nicht die 
Teldesgrenzen von Amatus überjchreiten werde. Daß %. in der 
That dieje Zweifel Hatte, beweist der Umftand, daß er den Marl: 
icheider 2. mit Ermittelung der Grenzen beauftragte. Al® vor- 
fihtiger Mann durfte 3. nunmehr mit dem Abbau an der frage 
lichen Stelle fo lange nidyt vorgehen, als ihm über den räumlichen 
Umfang der Bergbauberedtigung von Amatus nit Gewißheit 
geworden war. Nahm er dennod den Abbau vor, fo handelte 
er auf jeine Gefahr Hin, und er madıte die von ihm vertretene 
Gewerfichaft verantwortlid, wenn fich hinterher im Prozeß heraus- 
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ftellte, daß er in die Redhtsiphäre der Klägerin übergegriffen hatte. 
8.15, RL TUR. Da thatjächlic in dem Tlög, welches inner. 
halb des der Klägerin verlichenen Feldes liegt, abgebaut ift und 
die Gewerfichaft aus der rechtswidrigen Handlung ihres Repräfen- 
tanten haftet, ift diefe zum Schadenserjak verurtheilt, auf welchen 
fie haftet, auch wenn die Beftimmungen der älteren Bergordnung 
anzumenden wären, unter denen die Telder verliehen find, und 
nad) denen der, welcher in fremdem elde gutgläubig vor einem 
Verbot abbaut, Eigenthümer der weggehauenen Erze oder Stein- 
fohlen bleibt. V, 186/95 vom 18. Dec. 

107. gl. 38. XII, 101. Die Kläger find Eigenthümer 
eines Braunkohlenbergwerfs in den Feldmarfen Brumby und Neu- 
gattersleben. Die Berlin-Wetlarer Eifenbahn überfchreitet einen 
Theil des Feldes, welcher dem Erblaffer der Kläger vor 1867 ver: 
liehen fein foll. Behufs Sicherung der Bahn ift den Klägern auf- 
gegeben, einen Sicherheitspfeiler ftehen zu laffen. Die Klage wider 
den Gifenbahnfisfus auf Erjag des Werthes ift abgewiefen. Das 
Direftionsprinzip der ältern Gefeßgebung — UL. R. IL, 16, 
88. 82, 108 — geftattete der Bergbehörde, dem Bergeigenthümer 
Betriebsbefhränfungen zum Schuße des Grundeigenthums aufzu- 
legen, ohne daß dadurd) dem Bergeigenthümer ein Entjhädigungs- 
aniprud) gegen den Grunbeigenthümer ermucdhs. Dies Prinzip ift 
zwar in dem Gefet vom 21. Mai 1860, bezw. dem Gefeß vom 10. Iunt 
1861 im Uebrigen aufgegeben, aber ausdrücklich aufrecht erhalten, 
joweit e8 zur Wahrung der Sicherheit der Oberfläche im Intereife 
des öffentlichen Verfehrs nothwendig ift. Auf dem gleichen Stand- 
punft fteht no Allg. B. ©. grundfäglid” — vgl. die Ausnahme 
des 8. 154 —. In den nad Maßgabe des $. 153 ergangenen 
Verhandlungen zwijchen der Behörde und den Klägern ijt aber 
der Boden, welcher durch das Gejeß gegeben ift, nicht verlaffen. 
V, 189/95 vom 18. Dec. 95/4. Ian. 96. 

108. Der Stadt Naugard gehört ein See, aber nicht deifen 
Ausflug, an welchem die Mühle des Klägers liegt. Das Eigen- 
thum der Stadt am See, aljo diefer Strede des Privatfluffes, 
Ichließt nicht da8 Recht des Müllers aus, eine dem $. 13, Abf. 2 
des Pr. Gejetes vom 28. Febr. 1843 widersprechende Benubung 
zu unterfagen. Die beklagte Eijenbahngefellichaft entnimmt auf 
Grund eines mit ber Stadt gefchloffenen Vertrages mitteljt einer 


Bergredt. 


Gemwäjler. 


Gemäjler. 


56 Dinglihe Rechte und verwandte Nechtsverhälmnifie. 


Wafferleitung Waffer, das fie nicht zurüdleitet. Ste wurde ver- 
urtheilt, fi) diefer Entnahme zu enthalten. NRevifion zurücd- 
gewiefen. V, 24/95 vom 6. Yuli. 

109. Im Fall Bd. XV, 30, 31, 132 hat das Berufungs- 
gericht nad) anderweiter Verhandlung die Klage abgewiejen; auf- 
gehoben, zurüdverwiejen. Die Anlage des unterhalb der Friedrid)- 
Wilhelmsbrüde gelegenen Theil8 der Umfluthanlage, insbefondere 
der Damm CD, ift erjt fpäter, lediglid) in Tolge der neuen 
Trace der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eijenbahn und in deren 
Intereffe errichtet, während den Deichgenofjen daraus fein Vor- 
theil erwädlt. Dadurd) wird das Wafler bis in die Nähe des 
Hägerifhen Grundftüds zufammengedrängt und ergießt fih auf 
diejes in vollem Strome. Hier würde alfo eine Schadenserjaß- 
pfliht der Eijenbahn in Trage fommen. Andererjeitd übt aber 
auch der obere, den Deichgenofjen zum VBortheil gereichende Theil 
der Anlage einen fchädigenden Einfluß auf das Flägerifche Grund- 
jtüd, da in Folge der Umfluthanlagen die zeritörenden Hodfluthen 
für daffelbe häufiger wiederfehren. Obwohl danah die dem 
Intereffe und dem Bortheil der Deichgenofjen dienende obere An= 
lage für den größeren Schaden des Klägers Faufal geworben it 
und biernadh eine Haftung der Beklagten aus 8. 75 Einl. zum 
AE.NR. an fi in Frage kommt, weift da8 Berufungsgericht die 
Klage zunädjit ab, weil Kläger den aliquoten Theil des Schadens 
nicht anzugeben vermöge, welcher auf diefen Theil der Anlage 
entfalle. Allein, wenn feine folidarifche Verpflichtung des be- 
Elagten Deichverbandes und des nicht mitbeflagten Eifenbahn- 
fisfus begründet ift, fo darf fich der Richter nicht der Aufgabe 
entziehen, den Theil feftzuitellen, zu welchem jeder diefer Beiden 
für den Beiden zufammen zur Laft fallenden Schaden haftet. Im 
Tall einer von Mehreren unter Ausschluß korrealer Verhaftung 
eingegangenen vertraglichen Verpflichtung beftimmen die SS. 427 
und 428, I, SUR, daß die Art und das Maß des von 
jedem zu leiftenden Beitrags nad dem Zwed feiner Theilnehmung 
und der Natur des Gejchäfts zu beurtheilen, daß aber, wenn da- 
nad) der Streit nicht entichieden werden fünne, anzunehmen fei, daß 
die Sämmtlihen Verpflichteten zu gleichen Zheilen verhaftet find. 
Ebenfo wie in diefem Fall kann aud im Fall auferkontraftlicher 
(nicht jolidarifcher) Entihädigungspfliht Mehrerer der Anjprud) 
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de8 Berechtigten nit an der Schwierigkeit de8 Antheilsverhält- 
niljes jcheitern, wen der Richter von der ihm durch $. 260 E.P.OD. 
gegebenen Befugniß Gebraud) madt; Kläger würde jonft überhaupt 
feinen Schadenserjat erlangen. V, 268/94 vom 28. Sept. 95. 

110. Der Berufungsrichter nimmt weiter an, daß auc, der 
beflagte Deichverband für den durd die obere Anlage verurjachten 
Schaden nit allein haften würde, weil die gefammte finfe Eib- 
niederung mit den am linfen Elbufer belegenen Städten, induftriellen 
Ctabliffements, jowie die Bahrdämme der Eifenbahn durch den 
Deich gefhütt würden, dev überdies auch im Intereffe der Sciff- 
fahrt angelegt fet; und Hier lafje fich wiederum der Schaden nicht 
repartiren. Allein um eine Verpflichtung zum Schadenserfat aus 
8. 75 Einl. zum U. R. zu begründen, genügt nicht fhon, daß 
die betreffende Einrichtung einer Gemeinde oder fonftigen Korpora= 
tion thatjächlich zum Vortheil gereicht, und zwar auch dann nicht, 
wenn diefer Vortheil bei der zu Grunde Tiegenden ftaatlichen An- 
ordnung in DBetradht gezogen wäre und al8 Motiv mitgewirkt 
hätte. E8 muß vielmehr die Begünftigung eines beftimmten Ge- 
meinmwejend oder auch mehrerer beitimmter Gemeinwefen ald un- 
mittelbarer Zmwed des einen Eingriff in das Privateigenthum 
enthaltenden Staatsaft8 ausgejproden fein oder dod) aus den 
Umftänden Far erhellen. Die gefamınte Linfsfeitige Elbniederung 
jtellt fein Gemeinwefen dar, ebenfo wenig die induftriellen Etabliffe- 
ments, die wiederholt vor der Anlegung der Umfluth in Waifers- 
noth gerathen waren. Das vom Berufungsrichter bejonders her- 
vorgehobene Intereffe der Elbichiffahrt an der Umfluthanlage fällt 
Ihon deshalb hier außer Betracht, weil bdiefes durh Schließung 
des Pretiner Wehres gewahrt wird, während der hier in Rede 
jtehende Schaden umgefehrt aus der Offenhaltung des Wehres 
beit Docmwafjer fi) ergibt. Anlangend aber die oben genannten 
Städte, jo erhellt nicht, daß die Umfluth fpeziell zu deren Guniten, 
um fie gegen das Hodwaffer zu jchüten, geplant und angelegt 
worden tft; e8 fehlt eine individuelle Beziehung der Anlage zu 
diefen Städten, wie fie bezüglich der beflagten QDeichverbände durd) 
das Statut von 1868 gegeben ift. Noch weniger erhellt ein jolcher 
Zufammenhang gegenüber der Berlin: Potsdam - Magdeburger 
Eijenbahn, foweit e8 fi um die urjprüngliche Anlage handelt. 
Hiernad konnten die mehrfadhen Intereffen, welde für die Errichtung 
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der Umfluthanlage mitbeftimmend gewejen fein follen, die VBor- 
theile, welche diejelbe außer den beklagten Deichverbänden nod) 
andern Gemeinwejen und Privatperjonen bieten mag, nidt dahin 
führen, dem Kläger fein Klageredit aus $. 75 Einl. zum UL. R. 
gegen diejenige Korporation zu nehmen oder zu verfümmern, bie 
von der Staatsregierung felbft in unmittelbare Beziehung zu der 
Anlage gejett und dadurd) al® dasjenige Gemeinmwefen bezeichnet 
worden ift, zu deifen Gunjten diejelbe in erjter Linie fungiven 
follte. V, 268/94 vom 28. Sept. 95. 

111. Der Klageaniprud auf Erftattung des Schabens, welcher 
durd) Schuldvolle Unterlaffung der Befeitigung eines Hinderniffes 
im Wlußbette jeitens der Großherzoglidden Amtsbaubehörde zu 
Dömit herbeigeführt fein joll, fan von der Firma &. in Mlagde- 
burg gegen den Staat Medlenburg- Schwerin nit fchon aus 
dem diejem an der fraglihen Strede des Elbftromes zuftehenden 
Hoheitsrechte und feiner Strompolizei hergeleitet werden. Durd 
die Elbjchiffahrtsafte vom 23. Sunt 1821 und die Additionalafte 
zu derfelben vom 13. April 1844 haben fi die Fontrahirenden 
Staaten nur untereinander und nicht jeder an der Sachlage 
intereffirten Perjon gegenüber verpflichten wollen. Dur deren 
Befanntmahung haben dieje Perfonen feinen Anjprud auf Er- 
füllung der von den Staaten übernommenen Berpflicdtungen, 
bezw. auf Schadenserfaß wegen unterlaffener Erfüllung erlangt. 
Nur den fontrahirenden Staaten bot der Vertrag im Fall der 
Säumniß eine wirffane Handhabe, auf die Erfüllung zu dringen 
und dadurd die Interejfen ihrer Unterthanen zu fchügen. II, 
137/95 vom 8. Oft. 

112. Solange das auf dem Grundftüd des Hagenden Stifte 
entipringende Quell» und Bachwaifer auf diefem Grundjtücd bleibt, 
jteht den Beklagten fein Recht auf daffelbe, auf deflen Nutung 
und Behandlung zu, c8 fteht vielmehr zur freien Verfügung des 
Stifts, welches daffelbe unbefümmert darum, ob e8 nachher zum 
Öffentlichen Fluffe werden und dem Mitgebraud der untern Ufer- 
bejiter unterliegen würde, zurüdhalten, umleiten oder abfließen 
laifen darf. III, 150/95 vom 11. Dkt. 

113. Die Filcherei war im Kurifchen Haff jhon vor der 
Vifchereiordnung für dies Haff vom 7. März 1845 Regal umd 
konnte deshalb erjefien werden. (AÜL.R. LI, 14, 88.26 ff.) Mag 
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man mit Pr. O.T. €, Bd. 25, ©. 100 das Haff als eine be- 
Tondere Art von Meerbucdhten anjehen, welche rechtlich ebenfo be- 
handelt werden müfjje, wie der die Bucht umgebende Strand 
(AL. R. IL, 14, $. 80), oder mag man das Haff als Fortfekung 
der einmündenden öffentlichen Ylüffe und daher als öffentlichen 
Strom auffaffen ALU. R. IL, 14, $. 21; 15, 8.73). Die Be- 
ftimmung des 8. II, Art. III, Titel I, Bud) III de8 Preußifchen 
Zandredhts vom 27. Yunt 1721 tft in das Oftpreußiiche Provinzial- 
reht vom 4. Aug. 1801 nicht übernommen. V, 102/95 vom 
23. Oft. D2gl. 68. 

114. Duch Ichriftlihen Privatvertrag genehmigten die fon: 
zeffionsberechtigten Intereffenten des Tülicher Miühlenteiches, jechs 
Mühlenbefiger, daß die Bellagte das zum Betriebe ihrer Yabrit 
nöthige Fabrifationswaffer dem Leiche entnehme gegen einen jähr- 
{ih zur Unterhaltung des Mühlenteiches zu Leiftenden Beitrag von 
100 Marf, zahlbar am 1. Iuli jedes Jahres zu Händen des Vor- 
fitenden ber Zeichintereffenten. Die Befitnachfolger von fünf 
Kontrahenten und ein Mühlenbefiter, weldjer den Vertrag mit 
abgeichloffen Hatte, Klagten auf den Iahresbeitrag, wogegen die 
Beklagte widerflagend Auflöfung des Vertrages und die Yelt- 
ftellung beanjprucdhte, daß fie die darin ftipulirten Zahlungen an 
die Kläger nicht zu leilten habe. Das Oberlandesgericht ftellt feft, 
daß der Vertrag jubjeftiv und objektiv dinglid) wirken joll, daß 
die auf der einen Seite ftehenden Deühlenbefiger und ihre fänmt- 
lihen Nachfolger im Beige der Mühlen das Redt haben follen, 
von dem jeweiligen Bejiger der beflagtifchen Fabrik die Zahlung 
eines jährlichen Geldbetrages zu erheben. Eine foldhe auf ein 
Grundjtüd gelegte Laft Hat die Natur der Neallaft, welche im 
Sranzöfiihen Net nicht anerfannt wird. — Vgl. Code 526. — 
Ein Vertrag, welder die Erridtung einer foldhen Xajt zum 
Gegenitande hat, ijt rechtsungültig. Wollte man entgegen dieler 
Auslegung die Auffaffung für zuläflig halten, daß der DVer- 
trag allein oder neben der dinglihen Wirkung für die da- 
maligen Bertragsichliegenden perjünliche Wirkungen Haben jollte, 
jo würden die mitflagenden Singularfuccejjoren deshalb nicht 
lagen fönnen, weil ihnen das perfönlich geichaffene Recht nidıt 
übertragen ift und mit bem Belit der Mühle nicht von felbft 
auf fie überging. ‘Der Mitkläger, welcher felbft no) den Vertrag 
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mit abgejchlojfen hat, würde gegen die Beflagte, welche ebenfalls 
noch die urjprüngliche Vertragsichliegerin ift, den Klageanjprud 
aus dem Grunde nicht erheben fönnen, weil nad) dem Inhalt de 
Vertrages nicht etwa der einzelne Mühlenbefiger für feinen ver: 
hältnigmäßigen Antheil, fondern nur die fämmtlichen beredtigten 
Mühlenbefiger zufammen einen Aniprud) auf Zahlung des Bei- 
tragced zu Händen des Vorfienden der Zeichintereffenten haben 
Sollten. Auch der Gefihtspunft, daß durch den Vertrag zu Gunjten 
der beflagtifchen Fabrif und zu Laften des Mühlenteiches eine 
Srundgeredhtigfeit auf Entnahme von Waffer aus dem Teich. für 
den Bedarf der Fabrik Fonftruirt werden follte, wobei der zu 
zahlende Beitrag als eine nebenjächliche fogenannte NRefognitiong- 
gebühr anzufchen fei, würde zu Gunjten des Klageanfprudhs nicht 
verwerthet werden fünnen, weil nur die jämmtlidden Mitbefiger 
des Teiches die Grundgerecdhtigfeit hätten errichten können. Klage 
abgewiefen und auf die Widerflage fejtgeitellt, daR der Vertrag 
nicht zu Recht befteht.. II, 171/95 vom 25. Dft. 

115. Im Fall 56 konnte eine weiter gehende Haftung nicht 
aus AU. R.1L, 8, $S. 99 abgeleitet werden. Denn unter Privat: 
flug tft nur das eigentliche Slußbett, nicht das Inundattondgebiet 
zu verftehen. Von deffen Einengung handelt das Pr. Gefek vom 
28. Jan. 1848, deifen Anforderungen bei Anlegung des Bahn: 
dammes genügt tft. Mur die Brüdenpfeiler fonnten als Der: 
anjtaltungen im Sinne des $. 99 angejchen werden. Ein abjo- 
[utes Verbot der Hemmung de8 Wafferabfluffes bejteht aber nicht, 
wie fi) aus 8. 97 (‚„aud)’) ergibt. Vielmehr fanı die Ueber: 
brüdung nach Vernehmung der Nachbarıı mit Bewilligung des 
Staatd erfolgen. Nur muß jih der Internehmer folder DVer- 
anftaltungen enthalten, welche den Wafferablauf zum Nacdtheil 
der Anlieger und der unterhalb Tiegenden llferbefiger enthalten; 
der Eijenbahnfisfus Hat alfo, was auf dafjelbe hinausläuft, Her- 
jtellung der zum Schuße der Nadybarn erforderlichen Einrichtungen 
zu treffen — 8. 14 des Gefehes vom 3. Nov. 1838 —. Daraus 
ergibt fich Feine Haftung für den nicht vorausjehbaren Schaden. 
®.0.8.26 findet auf Eifenbahnunternehmungen feine Anwendung. 
VI, 223/95 vom 21./28. Nov. 

116. Im Fall 251. Wenn der $. 17, Abf. 1 des Jagd: 
polizeigefetes in Ermangelung einer fchriftlihen Erlaubniß die 
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„Begleitung des Iagdberechtigten‘ für die Ausübung der Jagd 
auf fremdem Sagbdbezirke erfordert, jo fann dies nicht dahin ver- 
ftanden werden, daß der Iagdgaft fid) während der ganzen ‘Dauer 
einer agb in unmittelbarer Nähe des Jagdberechtigten aufhalten 
und, folange fich diefer in einem entfernteren Theile des Iagd- 
bezirf8 befindet, das Zödten von Wild und wildernden Hunden 
unterlaffen müffe; vielmehr ift der gedachten Gejetesvorichrift ge- 
nügt, fofern die Ausübung der Iagd auf fremdem Iagdbezirke 
mit Erlaubniß des Iagdberechtigten erfolgt, während der Jagd- 
berechtigte gleichzeitig im SIagdbezirke zum Zwede der Ausübung 
der Jagd anwefend ift. VI, 157/95 vom 3. Oft. 

117. Die Beklagte hat zu den ihr patentirten Mufifwerfen 
Dielodien, mwelhe von dem Kläger komponirt find, ohne deifjen 
Genehmigung für ihre Notenjcheiben benußgt und vertrieben. Die 
Inftanzgerichte haben zwar angenommen, daß jich Beklagte dadurch 
eined Nahdruds Ichuldig gemadt. Die Schadenserfagflage ift 
aber abgewieien, obwohl Beklagte aus dem Nachdrud Nuten ge- 
zogen hat, weil dem Kläger fein Schaden erwadfen fe. Denn 
in Folge des DVertriebes der Beklagten feien die Melodien des 
Klägers fo befannt geworden, daß dadurd der Kläger für bie 
in feinem Selbftverlage erjchienenen Kompofitionen einen größeren 
Adfak gefunden Habe, als er ohne jenen Nachdrud der Beklagten 
gefunden haben würde. Das Reichögericht Hat aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. Denn der Beranftalter des Nachdrude haftet nad 
$. 18 des Gefeße8 vom 11. Juni 1870 für den entitandenen 
Cchaden bi8 zur Höhe feiner Bereicherung, wenn den Veranftalter 
fein Berjchulden trifft. Daraus ift abzuleiten, daß der Urheber 
auh dann, wenn den DBeranftalter ein Verjchulden trifft, un 
abhängig von einer Bereicherung deflelben Echadenserja oder 
eventuell die. Bereicherung fordern fan. I, 13/95 vom 8. Juni. 

118. Die Bereicherung, welche die Beflagte aus dem geiftigen 
Cigenthum des Klägers gezogen hat, ift nur eine andere Art des 
Schadenserfages. Denn Schaden ift der Vermögensnactheil ein- 
Ichließlich des entgangenen Gewinns, welcher durch das befchädigende 
Greigniß hervorgerufen ift, fodaß der Unterfchied feftzuftellen ift 
zwilchen dem nad) dem befchäüdigenden Creigniß bejtehenden Ver- 
mögen des Klägers und dem Betrage befjelben, wie er ohne jenes 
Ereigniß fein würde. ALS befchädigendes Ereigniß Tann aber der 
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Kläger anfehen die Handlung der Bellagten in ihrer Totalität. 
Schadenserjfag ift in diefem Falle der Unterfchied, welcher fid) im 
Vermögen des Klägers dadurd herausgeftellt haben würde, daf 
die Beklagte überhaupt nacdgedrudt hat, gegenüber dem Zu- 
ftande, welcher eingetreten fein würde, wenn folche Benutung der 
Melodien des Klägers gar nicht ftattgefunden hätte. Der Kläger 
fann aber auch das ald Schadenserjag fordern, was er gehabt 
haben würde, wenn die Beklagte nicht ohne feine Genehmigung 
(8. 4 des Gejehes) die Kompofitionen des Klägers zu ihren Noten 
blättern verwerthet hätte. Läßt fih annehmen, daß, wenn bie 
Beklagte die Genehmigung nacgefucdht, der Kläger bereit gemejen 
jein würde, die Genehmigung zu ertheilen, und zwar für eine 
Xicenzgebühr, fo hat der Kläger Anspruch auf die Licenzgebühr in 
der Höhe, in welder fie vorausfichtlih die Beflagte bei einem 
nicht rechtswidrigen Verfahren bewilligt haben würde, eventuell 
auf eine angemefjene Xicenzgebühr. Er fann diefen Schadens: 
erjaß jchlehthin beanfpruchen, wenn die Beklagte im VBerfchulden 
war, fonft innerhalb ihrer Bereicherung. Dabei ift e8 unerheblid), 
ob Kläger in Folge der Handlung der Beklagten keinen Schaden 
im obigen Sinn, fondern fogar Vortheil gehabt hat. Denn bieje 
indireften Vortheile würde der Kläger aud) gehabt haben, wenn 
die Bellagte ihre Notenblätter nicht rechtswidrig, fondern nad 
Verabredung einer Licenzgebühr mit dem Kläger vertrieben hätte, 
ohne daß DBellagte deshalb berechtigt gewefen wäre, dem Kläger 
einen Abzug an der Licenzgebühr zu madjen. I, 13/95 vom 8. Juni. 

119. Der Kläger fann aber nod) einen dritten Standpunft 
einnehmen. Er fanı al8 Schaden ftiftendes Ereigniß anjehen, daß 
die Beflagte den Nahdrud, welchen der Kläger im Webrigen gelten 
läßt und im Ball mangelnden Berfchuldens gelten laffen muß, 
zu ihrem BVBortheil getrieben hat, daß fie fi. Früchte des 
geijtigen Eigenthums des Klägers angeeignet hat umd diefelben 
behalten will, au) nachdem fie erfannt hat, daß fie fi) ohne 
Recht aus fremdem Gut bereichert hat. Sein Schaden beftcht 
hier in dem, was er in Folge diejes Ereigniffes nicht hat umd 
doh Haben würde, wenn die Bellagte zwar die nußbringende 
Umfegung der Kompofitionen des Klägers ins Werf gefekt hätte, 
aber nicht für eigene oder dod) nicht ausschlieglich für eigene Ned) 
nung, jfondern wie ein Gejchäftsführer für fremde Nedynung, zum 
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Nuten und für Necdhnung des Klägers oder doch mwenigftend zum Urheberregit. 
gemeinichaftliden Nuten. Der Kläger darf diefe Bereiherung 
aud) dann fordern, wenn er, zuvor angegangen von der Beklagten, 
die Denugung feiner Kompofitionen nicht genehmigt haben würde, 
ja wenn er biejelbe ausdrüdlicdh abgelehnt Hätte, indem er jetzt 
nadhträglich die einmal gefchehene Benugung gelten läßt, aber die 
Aneignung des Vortheils, welchen die Beklagte für jich gezogen 
hat, anfechtet. I, 13/95 vom 8. Suni. Bel. Bd. XV, 168; 
Bd. XIX, 196. 

120. Dafür fpricht einerjeits die Analogie des Bürgerlichen 
Nechts. a) Bei den prätoriichen Deliktöklagen Fanın der Beichädigte 
nah Ablauf eines Iahres gegen den Urheber de8 Delifts und 
ebenjo gegen die Erben defjelben auf Herausgabe des ge- 
zogenen Gewinns Hagen; das ift ein Nefidtuum des auf 
Schadenserfag fchlehthin gerichteten Aniprudh® — L. 10, 8. 24 
D. quae in fraudem creditorum (42, 8); L.5 D. de calumnia- 
toribus (3, 6); L.35 D. de O. et A. (44, 7) —. b) Bei ben 
Stondiftionen, a. neg. gest., her. p. u. |. w., geht der Aniprud) auf 
den ex re actoris gemachten Gewinn auch auf den Kaufpreis der 
dem Kläger entzogenen, in dritter Hand untergegangenen Sade. 
Der Stläger Tann jo etwas erlangen, mwa® er felbjt nicht erlangt 
haben würde, wenn die Sade ihm nicht entzogen und bei ihm 
untergegangen wäre — L. 18 D. quod metus causa (4, 2); 
L. 49 D. de neg. gest. (3, 5); L.3C.der. v. (3, 32); L.1 
C. de reb. al. non al. (4, 41); L.23 D. de reb. cr. (12, 1); 
L. 17 pr. D. de r.v. (6,1). c) L.22deh.p. (5,3). d) L.13, 
8.1 D. commod. vel contra (13), 6 —. Ienes Refultat ergibt fich 
aus der Natur des Urheberrehts. Denn der Urheber Hat das 
ausjchliekliche Recht, fein Geijtesproduft auf mechanischen Wege 
zu vervielfältigen. Der Nachdruder maßt fid) diefes Necht an, 
und deshalb ftedt in feinem Erlöje für den Niederfchlag diejer 
Nechtsausübung das Produft, ein Gewinnantheil, weldjer dem 
Inhaber jenes NReht8 auch dann gebührt, wenn er felbit diejes 
Produft zu gewinnen nicht in der Lage wäre und wenn fein 
Detrieb dadurch nicht allein nicht gefchädigt, fondern gefördert 
wird. Die Rejtitution, weldje der Urheber gegenüber der As 
eignung feines geiftigen Eigenthums vom Nadhdruder beanspruchen 
fann, erfolgt jachgemäß dadurd, daß die Aneignung ungejchehen 
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Urheberrecht. gemacht wird, aljo durd) Vernichtung der Nachdrudseremplare, 
Einziehung der Formen und Platten u. |. w. ($. 21 des Gejeßes 
vom 11. Sunt 1870). Sie fann auch dadurch erfolgen, daß der 
Urheber die Nahdrudseremplare gegen Erftattung der Heritellungs- 
foften übernimmt ($. 21, Tetter Abfat). Sie muß, wenn die 
Naturalreftitution nicht mehr möglich ift, weil die Nacdruds- 
eremplare vertrieben find, durch NReftitution des daraus gezogenen 
Gewinns erfolgen. — Vgl. Motive zum Bürgerl. Gefegbud, Bd. 2, 
©. 46. — Wie weit diejer Gewinn reicht, ma® von dem gezogenen 
Erlöfe auf die Koften, einschließlich der Generalfojten des Ge- 
Ihäftsbetriebs, im vorliegenden Fall etwa auf einen für die durch 
ein Patent gejchütte Fabrikation der Ariftonmufilwerfe in Anjat 
zu bringenden Gewinnantheil zu rechnen ift, da8 muß der fon 
treten Beurtheilung überlaffen bleiben, welcher das Gefek vom 
11. Suni 1870 im $. 19 freien Raum eröffnet. I, 13/95 vom 
8. Sunt. 

121. Der Maler 3. in Düffeldorf hatte im I. 1862 für 
eine PBrinzeffin H. zu Baden-Baden ein Altarbild gemalt, defjen 
Mittelflügel die heilige Familie darftellt. Im 93. 1865 hat er 
nod einmal die heilige Bamilie gemalt. Cine photographiiche 
GSefellichaft zu Berlin will das Net der Vervielfältigung diefes 
letsteren Bildes im I. 1888 von der Erbin des Malers erworben 
haben, eine Münchener Gefellfchaft Teitet ihr Recht der DVerviecl- 
fältigung des im 9. 1862 gemalten Bildes aus einem Vertrage 
ab, den fie im 3. 1892 mit der NRechtsnachfolgerin der Prinzeffin 
geichloffen Hat. Die Klage, welche die Berliner Gefellichaft wider 
die Münchener wegen angeblichen Nachdruds erhoben Hat, ift von 
den beiden Vorinftanzen abgemwiejen. Das NReichögericht hat auf- 
gehoben, zurüdverwicien. Das Neichögericht hat angefichts der 
zu den Alten gebrachten und ihm vorgelegten beiderjeitigen Photo- 
graphien angenommen, daß das eine Bild von dem anderen nur 
unerheblid) abweicht, jodaß, wenn jchon derfelbe Meifter Hinter: 
einander die beiden Driginalbilder gejchaffen hat, zwei Werfe, an 
deren jedem ein felbjtändiges Urheberreht im Sinne des 8. 4 des 
Gejeßes vom 9. Juni 1876 begründet fein Fünnte, nicht vorliege. 
Die Entjcheidung des Nechtsftreits wird alfo davon abhängen, ob 
dem Künftler bezw. deffen Erbin im I. 1888 nocd) das Urheberrecht 
zujtand, bezw. mit dem Gefeß vom 8. Ian. 1876 wieder in Kraft 
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getreten ift: oder ob das Urheberrecht mit dem Eigenthum des 
im 3. 1862 gemalten Bildes auf die Prinzeffin H. übergegangen 
ift. I, 218/95 vom 9. Nov. Bgl. 15. 

122. Den Bellagten, Arnftein & Martin zu Berlin, wurde 
da8 Patent 59311 auf Hufeifen mit Polftereinlage ertheilt. 
Das NReichsgericht hat das Patent vernichtet. Denn fchon vor 
ErtHeilung des Batentes 59311 war die Einflammerung von 
Gummiplatten in Hufeifen durch umzubiegende Wandlappen oder 
aud durch, Ichwalbenfchwanzförmige Einschnitte zum Felthalten der 
Einlagen befannt. Aud) find Hufeifen nad) dem vom Kläger vor- 
gelegten Modell I fchon viele Iahre vor der Patentanmeldung 
durd) den Schmiedemeifter Siefert in Berlin offenkundig ange- 
fertigt und aufgefchlagen worden. Nach diefem Modell werden 
die in eine Ausiparung in den Zracdhtenden eingelegten Filzpolfter 
durch gegenüber liegende Zaden feitgehalten. In der Sadıe er- 
füllen diefe Aussiparungen und Zaden ganz den gleichen Zmed 
wie die in den ber Beklagten patentirten Hufeifen angebradjten 
Ausiparungen und Stäbe. Wenn aud) zugegeben werden mag, 
daß durch die Verftärfung der Stäbe an ihrem unteren Theil die 
Widerftandskraft derjelben gegen Umbiegen vermehrt wird, fo kann 
doch weder darin für fi nod) in der Kombination der Stäbe 
mit den befannten Ausiparungen eine patentfähige neue Erfindung 
im Sinne des Gefeßes erkannt werden. DBloße Aenderung be- 
fannter Ginrichtungen ohne qualitativ neue Wirkung ift nidt 
patentfähig, wenn auch dadurch ein Vortheil für den Gebraud) 
erzielt werden follte. Auch waren jchwalbenichwanzförmige Aus- 
jparungen vor der Anmeldung des Patents 59311 in den 
Patentichriften Nr. 9644 und 1742 beichrieben, und dienten foldje 
zur Felthaltung der Polfter an dem Hufe. Der Erjat der Stäbe 
durch diefe Vorjprünge ift alfo nicht neu und fehlt in bem 
angefochtenen Urtheile jede Begründung dafür, inwiefern bie 
Aenderungen im Patent 59311 in ganz anderer Weife wirfen 
follen als die Schwalbenfchwanzfürmigen Einjchnitte in den anderen 
Hufeifen. Daraus allein, daß beim patentirten Hufeifen ein 
leichteres Auswechjeln der Polfter möglich ift, fannn wiederum nicht 
das VBorhandenfein einer patentfähigen Erfindung hergeleitet werden. 
I, 82/95 vom 8. Iuni. 

Brarid des Neichögerihts. XXI. 5 
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123. Kine Nichtigfeitsflage wider das Lanolinpatent ijt 
wiederholt abgewiejen. Das Verfahren, Xanolin aus den Ab- 
wäflern der Wollwäfchereien zu gewinnen, befteht in der Behand- 
(ung der Abwäffer in einer Abjatcentrifuge, dem Reinigen des 
jo gewonnenen Rohlanolins durd) Waffer, eventuell durch Aether, 
andere Löjungsmittel oder durd) heiße Centrifugirung und in dem 
Einfneten von Waffer in das gereinigte Wollfett. Das Hanbele- 
wollfett joll durd Behandlung mit Waffer, fohlenjfaurem Natron, 
Natronhydrat, Seife oder irgend einem anderen Alkali emulgirt, 
und hierauf deinfelben Verfahren wie die Wollwaichwäfjer unter- 
worfen werden. Die Nichtigkeit kann nicht darauf gegründet 
werden, daß die Eigenichaften des nad) den Anordnungen der 
Patentihrift gewonnenen Yanolins® auch bei Salbenftoffen an= 
zutreffen jeien, welche zur Zeit der Batentanmeldung längft befannt 
waren, aber nicht aus Wollfett, fondern aus anderen Fetten oder 
fettähnlichen Körpern hergeftellt waren. Daß ferner das Gejamnt- 
verfahren der Neuheit entbehre, haben die Kläger nicht darzuthun 
vermodt. Insbefondere bejtehen zwifchen den Anordnungen der 
Patentichrift und der Anmweilung des Dioscorides (ein Jahrhundert 
nad) Chrifti) jo erhebliche Verichiedenheiten, daß durd defjen Vor- 
veröffentlichung die Batentfähigfeit nicht ausgefchloffen wird. Weder 
das Gentrifugiren noch das Cinfneten von Waffer ift dem Dios- 
corides entnommen. Wenn die Gentrifuge und die Mifchung von 
Waffer mit anderen Fetten zur Zeit der Patentertheilung befannte 
Dperationen waren, jo war dod) da8 Gefammtverfahren zur Her: 
ftelung des Lanolins eine Erfindung. 8 lag auch ein neuer 
technischer Erfolg vor, injofern das Verfahren zum Gegenjtande 
eines Fabrifbetrieb® geeignet war, wenn fchon daffelbe fpäter ver- 
beffert ift. Die Anweilung des Dioscorides eignet fi zu folchem 
Tabrifbetriebe nit. I, 99/95 vom 19. Juni. 

124. Die Berufung des Nichtigfeitsflägers bezüglich des 
Patents 30207 des Dr. Aron zu Berlin auf einen Cleftri- 
zitätszähler wurde bezüglich der Patentanjprüche 1 und 2, welcher 
Ießtere vom Patentamt entiprehend eingejchränft war, zurüd- 
gewiefen. Das angefochtene Patent beruht auf dem Gedanten, 
die magnetiiche Einwirkung eines eleftrifchen Stromes auf das 
Pendel oder die Unruhe oder die fonftige Negulirvorrichtung einer 
Uhr, melde fid) durd) das Vor- oder Nacdhgehen der Uhr zeigt, 
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in Verbindung mit dem Erfahrungsiag, daß diefe Einwirkung 
proportional der Strommenge oder Stromftärfe it, zu benußen, 
um durch die Vergleichung des Maßes diefer Einwirkung auf die 
Uhr mit einer anderen, magnetifd) nicht beeinflußten Uhr die 
Strommenge und die Stromftärfe felbft zu meflen. ‘Diefer Ge- 
danfe war durch die engliihe Patentihrift von Ayrton & Perry 
vom 5. Suni 1882 vor der Anmeldung des angefochtenen Patents 
befannt geworden. Der Apparat diefer mißt nicht die Eleltrizitäts- 
menge, jondern die Eleftrizitätsarbeit. Nun war zwar der Erfat 
einer von A. & B. angemeldeten Spule durch einen Magneten be- 
fannt, aber die bewußte Anwendung diejes Erjates durd) den 
befannten zu einem neuen Zwed enthielt eine die Aufrechterhal- 
tung des 1. Patentaniprudy® vechtfertigende Erfindung. Sodann 
geht aber die foummetrifche Anordnung der Spule, d. 5. die Ans 
ordnung unter dem magnetilchen Pendel, in deflen Schwingung®- 
ebene, oder bei Anordnung mehrerer Spulen die fymmetrifche 
Anordnung fo, daß fie die Schwingung in der Ebene nicht be- 
einfluffen, al8 gewollt aus den Zeichnungen des angefochtenen 
Patents unzweideutig hervor. Daß fie wejentlih, ift nad dem 
Ergebniß der mündlichen Verhandlung und den Darlegungen des 
Sadverftändigen dem Gerichtshof ebenjo unzweifelhaft geworden, 
wie daß fie jih nicht al8 jelbftverftändlich für jeden Fachmann 
ergibt, daß vielmehr A. & B. diefen mefentlichen Baltor für die 
Herftellung eines praftiih, auch außerhalb des Laboratoriums, 
und gewerblidy verwerthbaren Zählers nicht erfannt haben. Der 
Bellagte hat behauptet, daß er in dem von ihm für England ge- 
wonnenen Patent die jymmetriiche Anordnung der Spulen aus- 
drüdlich betont und in die Patentanfprücde aufgenommen hat, 
und daß dies fein englifches Patent unangefochten geblieben ift. 
Das ijt vom Kläger unbeftritten gelaffen. Die Bedeutung diefer 
Zhatfadhe fann durch den Hinweis des Klägers auf die der An- 
legung elektrischer Centralen ungünftige frühere englifche Gejeß- 
gebung nicht befeitigt werden. Daraus ergibt fi) die Aufredht- 
haltung des Batentanipruchs 2 für die Ausführungsformen 2—10 
der PBatentzeihnung. I, 93/95 vom 19. Iunt. 

125. Dagegen wurde der Patentanfprud) 3, welcher fich auf 
die Benußung der Feder einer Uhr für die Coulomb- und Watt- 
meffung bezieht, vernichtet, weil die Patentfchrift feine Ausführungs- 
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formen für den bereits befannten Gedanken wiedergibt. I, 93/95 
vom 19. Juni. 

126. Die Nidtigfeitsflage wider das Patent von Setter 
& Sceerer 59030 auf Berihluß für zerleg- und wieder zu=- 
janmenfetgbare Zange, Sceere oder ähnliches Werkzeug und 
Zufaßpatent 66487 it abgewiejen. Denn an feiner der VBor- 
veröffentlichungen fommen die drei charakterijtifchen Merkmale des 
Hauptpatents zufammen vor: 1) ein Schlig mit Fonijcher Ber- 
breiterung; 2) ein verdidter Zapfen; 3) der Einjchnitt in eine 
der beiden Hälften. Das Eintreten des Zapfens in den Sdlik 
wird aber dadurd) ermöglicht, daR die mit Schlitz verjehene Hälfte 
an ihrer unteren Seite in der Breite der anderen Hälfte jo weit 
eingejchnitten oder eingefräft ift, daß ihre Dide der Höhe des 
Zapfens entipricht, fodag in einer beftimmten Xage beider Hälften 
der Zapfen in den Sclit hineingejchoben werden fann, I, 82/94 
vom 22. Sunt 95. 

127. Dem Beklagten ift auf feine Anmeldung vom 12. Mai 
1892 das Patent 73342 auf eine durd) ein Geldftüd bethätigte 
Auslöfevorridtung an Mufifwerken (Automaten) ertheilt. Nad) 
der Anmeldung trennte fi) die Gabel, welde das eingeworfene 
Seldjtüd aufnimmt, in Folge der Beweglichkeit des Verfchlußftüds 
von diefem. Nach längeren Verhandlungen legte aber Beklagter 
am 10. Ian. 1893 eine Darftellung vor, nad) weldjer das Ber- 
Ihlußftüc feitfigt und die Gabel fi) von demfelben trennt. Wäre 
mit dem Patentamt davon auszugehen, daß nur dieje leßtere 
Konftruftion als patentirt anzufehen jei, jo würde das Patent 
vom 11. Ian. 1893 ab laufen. I, 104/95 vom 26. Iunit. 

128. Das Patent de8 Mafchinenfabrifanten Gräpel in Bubdas- 
peit (Bd. XVII, 118) ift jeßt vernichtet. Im der früheren Ent- 
Icheidung ift davon als unftreitig ausgegangen, daß eine annähernde 
Gewichtsausgleihung bei der patentirten Kugelmühle jtattfinde 
und damit eine Verminderung der Betricbsfräfte erzielt wird. 
Das ift jeßt angefochten. Die theoretifhen Gründe des Nichtig- 
feitsfläger® hat das Patentamt dahingeftellt gelajjen, weil bei den- 
felben auf die edige Geftalt der Kammern, den im Innern an- 
gebrachten Vorjprung, die Centrifugalkraft und die Maffenwirfung 
der Füllung nicht Rücdjicht genommen fei. Der vom Neichsgericht 
zugezogenre Sadjverftändige hat fid) dahin ausgeiprocden, daß dieje 
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Umftände überwiegend nur ungünftig einwirfen, weil dadurd) heftige, 
dem ftetigen Gange der Majchine entgegenwirkende Stöße hervor: 
gerufen werden müßten. Der Sacdverftändige ift deshalb der 
Meinung, daß wegen der im Laufe der Umdrehung hödjft un 
gleichmäßig und ftoßend wirkenden Tageveränderungen der Füllung 
in den einzelnen Kammern, welche nur in wenigen Momenten 
eine wirffiche Gemwichtsausgleihung zulicken, eine Eriparung von 
DBetriebsfraft bei der patentirten Kugelmühle gegenüber einer ein- 
fammerigen nicht zu erwarten fei. Die von dem Sadverftän- 
digen aufgeftellte Möglichkeit, daß bei gleicher Betriebsfraft und 
Größe die patentirte Rugelmühle wegen der Mehrzahl der Arbeits- 
ftellen eine größere Arbeitsleiftung aufweifen möchte, ift außer 
Betradht zu Laffen, weil eine dahin gehende Behauptung weder in 
der Patentjchrift enthalten, noch von dem Beklagten im Laufe 
des Prozeffed aufgeitellt worden ift. Ift aber hiernady da® paten- 
tirte Mehrfammeriyftem de8 Beklagten zur Erreichung des an- 
geftrebten technifchen Zwedes, nämlich) der Erfparung von Be- 
triebstraft, nicht geeignet, fo Tann aud) in der Befähigung deffelben 
zum fontinuirlichen Betriebe ein technischer Fortjchritt nicht ge- 
funden werden, da auch mit Hülfe des kontinuirlichen Betriebes 
eine erhöhte Wirkung gegenüber dem Einfammerspitem, bei welchem 
ein derartiger Betrieb bereits vor Anmeldung des Patents beftand, 
nicht erreicht wird. Hierbei fällt nod) ins Gewicht, daß nad) dem 
Gutadhten de8 Sadjverftändigen diejenigen Vorrichtungen des 
patentirten  Apparats, durcd weldhe die Abführung des fertigen 
Mehlprodufts bewirkt werden joll, fo mangelhaft ericheinen, daf 
ihon nah kurzer Dauer Verjtopfungen und damit Störungen 
des Betriebes zu befürdten find. Cine patentfähige Erfindung 
lag danach nicht vor. I, 105/95 vom 8. Juli. 

129. Dem Conz ift vom 18. Jan. 1887 ab das Patent 
44338 auf eine Schaltvorrichtung zur Abgabe verjchiedener Signale 
mittelft eines einzigen Schlüffels ertheilt. Die Nichtigfeitsflage 
ift abgewiefen, weil entgegen den Ausführungen der Klage der 
Ausdrud in der Patentbeichreibung ‚das dreiwerthige Metallftüc 
M” icon im Patentertheilungsverfahren verjtanden ift als ein 
aus drei von einander ifolirten Metallftüden zujammengefekter 
Theil. Daß fo verftanden die Erfindung gewerblich verwerthbar 
ift, gibt Nichtigfeitsfläger felbft zu. Die Ifolirung der drei Theile 
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ift eine felbjtverftändliche Vorausjekung, wenn der angeftrebte 
Zwed erreicht werden foll, und fann dem Erfinder fchon bei der 
Anmeldung nicht unbefannt geblieben fein. Die faliche Zeichnuug 
ift nad) der Beichreibung zu Forrigiren, nicht die Beichreibung 
nach der falfchen Zeichnung auszulegen. I, 142/95 vom 21. Sept. 

130. Dem RKaubhaufen ift das Patent 56623 vom 14. Oft. 
1890 ab auf durchlochte Tedertreibriemen ertheilt mit dem Patent- 
anfpruch: durchlochte Xedertreibriemen, bei welchen durch die Köcher 
an der Auflaufftelle die Yuftverdichtung und an der Ablaufftelle 
die Luftverdünnung verhindert werden joll. Das Patent ift ver- 
nidhtet. Denn in der engliichen Patentjchrift des Tlemming 10646 
vom 20. Aug. 1886 find bereits durdjlochte LXebertreibriemen mit 
Angabe deffelben Zweds befchrieben. Und in dem gedrudten mit 
einem Kataloge ihrer Tabrifate verjehenen Kalender von Flemming, 
Sohn & Co. von 1889 find nicht allein derartige mit runden 
Löchern verjehene Treibriemen dargeftellt, wie fie die Zeichnung 
der englifhen Patentichrift aucd darftellt, jondern es findet fich 
in jenem Kalender ©. 61 die Zeichnung eines Stüces des Riemens 
mit Ober- und Unteranficht, welche jolde Schlite wiedergibt, 
wie fie die Zeichnung der deutichen Patentichrift darftellt. Wenn 
auch die Sclite des englischen Katalogs einen anderen Zwed 
dienen follten, al8 die in der engliihen Patentjchrift dargeitellten 
Durdlodhungen, fo fan dod), nachdem die Durcdlodhung der 
Ledertreibriemen zur Verhinderung der Luftverdichtung und Xufts 
verbünnung in Form von freisrunden NXöcern durd) öffentliche 
Drudicriften zur Zeit der Anmeldung der dem Nichtigkeits- 
beflagten patentirten Einrichtung jo beichrieben war, daß danad) 
die Benugung durd andere Sadverftändige möglich erjcheint, in 
jener abweidyenden Sormgebung des NichtigfeitSbeflagten 
um fo weniger eine Erfindung erblidt werden, als dieje andere 
Vormgebung durdjlodhter Riemen jelbft in jener Drudichrift fund: 
gegeben war, jelbjt wenn anzunehmen wäre, daß mit Schligen 
versehene Riemen den in den Batentichriften bezeichneten Zwed 
der Durdlodhung wirffamer erreichen ließen, al® mit freisrunden 
Löchern verjehene Riemen. I, 136/95 vom 18. Sept. 

131. Dem Iofef Monier in Paris wurde das Patent 14673 
auf ein Verfahren zur Berjtellung von Gegenftänden verjchiedener 
Art aus einer Verbindung von Metallgerippen mit Gemtent er: 
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theilt. Das Patent ift vernichtet, weil deijen Gegenjtand dem 
englifchen Patent 1999 vom Jahre 1870 gegenüber, welches eben- 
fall dem Monier ertheilt war, nicht mehr neu und patentfähig 
war. Die Engliihe Patentichrift machte den Gedanken befannt, 
Gerippe von Eifen, runden ober fantigen Eifenftäben in Ber- 
bindung mit Eifendraht und Ein- und Umgießen von Cement zur 
Herftellung von Gegenftänden aller Art zu verwenden. Ein neue® 
Berfahren zur Berftellung der Gerippe und zum Ausgießen der- 
felben mit Cement gibt das deutiche Patent nicht an. Als neu 
ericheint nur die Verwendung der befannt gegebenen Mittel zur 
Herftellung von Eijenbahnjchwellen. Das englifche Patent |pricht 
aber jchon von ber Verwendung für Röhren und Leitungen, bie 
große Drucfeftigfeit und Widerftandsfähigfeit verlangen. Die 
Uebertragung der Erfindung auf Schwellen lag für jeden Sad)- 
verftändigen nahe. Und zur Zeit der Patentanmeldung war da$, 
was zur Tragfähigkeit eiferner Gitterträger erforderlich ift, be- 
fannt, ohne daß dasjenige, was die deutiche Batentichrift hierüber 
und über die Konftruftion des feften Gerüftes angibt, über das 
technische Können Hinausgeht, oder einen Erfindungsgedanten ent- 
hält. I, 140/95 vom 21. Sept. 

132. Die Nichtigfeitsflage wider das Patent Vogel 72827 
vom 24. Febr. 1892 ift abgewiefen. Wie nicht mehr ftreitig ift, 
ift vor der Anmeldung des angefochtenen Patents ein beidrechtes 
Bildgewebe mit farbigen Setchenillemuftern in derartiger Bindung, 
daß der da& Mufter Herjtellende Chenille-Cinjchlag nidyt die ganze 
Stoffbreite durchläuft, fondern nur die Breite de8 Mufters ein- 
nimmt, während der den Yonds bildende, aus anderm Faden be- 
Itehende Einichlag nur den WReft der Stoffbreite einnimmt, nicht 
befannt gemwejen. Das patentirte Gewebe muß daher ald neu 
gelten. E8 erfcheint aber aud) gerechtfertigt, in der Herjtellung 
dieje® Gewebes eine Erfindung zu erbliden, denn wenn aud) vor- 
her jchon einerfeit® beidrechte Bildgewebe mit Setdjenillemujtern 
und andererjeitS einfarbige Chenillegemebe mit der Bindung des 
patentirten Gewebes befannt waren, jo war damit die Anwendung 
diefer Bindung bei einem Bildgewebe mit Setcjenillegewebe nicht 
ohne weiteres gegeben. E8 mußte fraglich ericheinen, ob die an 
ih für die WVildweberei mit Setschenille beftehenden Schwierig- 
feiten aud) bei diefer Bindung de8 Gewebes übermindlich feien, 
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ob aljo diefe Bindung für die Bildweberei mit Setchenille über- 
haupt brauchbar fein würde. Darin, daß der Bellagte fich dieje 
Aufgabe geitellt und diefelbe erfolgreich gelöjt Hat, liegt feine Er- 
findung. Von einer bloßen Materialvertaufchung gegenüber dem 
bereit® befannten Umberto-Gewebe, bei welchem es fich nicht um 
die Herjtellung farbiger Mufter handelte, Tann wegen der Ber: 
Ichiedenheit der Behandlung, welde die Setcdhenille beim Ber: 
weben erfordert, und wegen des ganz anders gearteten Endproduftsg, 
auf welches ihre Verwendung abzielt, feine Rede fein. I, 135/95 
vom 28. Sept. 

133. Dem Fabrikdefiger Hampel zu Dresden war fchon 
da8 Patent 352 auf einen Maifch- und Kühlapparat ertheilt, in 
weldem ein fich fchneller drehendes jogenanntes Mifchradb das 
Maifchmaterial in kurzer Zeit fo mischen foll, daß das Malz mit 
dem aufgelöften Material innig vermengt wird, wobei bajfelbe 
verzudert. Durd) Patent 7015 find dann verjchieden geformte 
Gefäße mit Mifchrädern gejchütt, welche der Form des Gefühes 
angepaßt find. In einem zweiten Zujakpatent 12350 find die 
Mifhräder wieder etwas anders geformt. Das NReichögericht hat 
Anfprud) 3 diejes Patents vernichtet. Gedrehte Flügel hatte jchon 
das Mifchrad 7015. In 12350 find die Flügel nur etwas weiter 
gedreht und nach oben gebogen. Das ift feine Erfindung. ‘Der 
Gedanke, eine zu mifchende Maffe durd) Schnelle Rotation eines 
am unteren Ende mit nad) oben gebogenen Anfägen verfehenen 
MWerkzeuges in Bewegung zu jegen, wobei an der Adhje ein Schlund 
entfteht, während am Rande des Gefäßes die Maffe fi) empor- 
hebt und wieder zurüdjinkt, Jodaß fi die Mifchung in energifcher 
MWeife vollzieht, wird feit alter Zeit durd) Handhabung des Duirle 
in jeder Küche ausgeführt. I, 248/95 vom 18. Nov. 

134. Die Patentanfprüdje des Kaufınanns Carl Wittlowsfy 
zu Berlin 60156 find dahin abgeändert: Verfahren zur wafler: 
feften Verbindung von Holzförpern mit einander dadurd gefenn- 
zeichnet, daß die zu verbindenden Hölzer mit dem aus der be- 
Ichriebenen Verbindung von Wafjerglas, Cajein und Kalf beftehenden 
wafjerlöslihen Bindemittel bejtrihen und nad) dem Eintrodnen 
unter Anwendung von Hite und Drud wafferfeft mit einander 
verbunden werden. Löjung von Gafein, Kalt und Wafferglas 
waren befannt. Das Bindemittel des Beflagten, wie e8 in Anz 
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ipruh 1 bezeichnet, ift aber das Vorbereitungsmittel für das 
Verfahren des Anfprudhe 2, nad) welchem die wajlerfeite DVer- 
bindung dburd;) Anwendung von Hite und Drud hergeftellt wird. 
Daß dies befannt gemejen, tft nicht nachgewiejen. ‘Deshalb war 
das Patent unter Zufammenziehung der beiden Patentaniprüche 
aufreht zu halten. I, 249/95 vom 18. Nov. 

135. Die Nichtigkeitsflage wider das Patent 49914 von 
Seidel & Naumann auf eine drehbare Fußbant — Bd. XVIIL 
104 — ift abgewiejen. Obwohl fjchon feit geraumer Zeit Näh- 
mafchinen fabrizirt waren, ift Niemand vor den Beflagten auf 
den Gedanfen gefommen, fie mit drehbaren Tußbänfen zu ver- 
jehen. Der Gedante war neu, und feine Verwirklihung durd) 
eine patentfähige Erfindung von einiger Bedeutung. Wenn aud) 
drehbare Fußtritte Schon bei anderen Gegenftänden, 3.3. bei Rutfchen 
vorgelommen fein mögen, fo jteht der Uebertragung diejes Mittels 
auf die Nähmafdjine die Annahme einer Erfindung nicht entgegen, 
die darin zu finden ift, daß der die Aufgabe Löfende fich die- 
jelbe ftellte. I, 212/95 vom 30. Nov. 

136. Die Nichtigfeitsflage wider das Patent 33 161, jekt 
des Enfe zu Schfeudig, ift abgewiefen. Anjprucdh, die Verdoppe- 
lung der unter Nr. 31495 patentirten Rotationspumpe in ber 
Weife, daß jeder ‘Dedel (DD’) mit je einem Cylinder (ZZ) ver- 
jehen und die auf jeder Seite mit Zähnen (KK) verfchene 
Scheibe (S) fo geftaltet tft, daß fie mit den entiprechenden Ein- 
Ihnitten der Walze (T) in Eingriff fteht. Die Erfindung beiteht 
in ber Uebertragung der zmweifeitig fymmetrifchen Geftaltung der 
Rotationsförper, wie fie fi aud bei dem Patent 2253 findet, 
auf das Spftenm des Patents 31495, weldjes an Stelle der bis 
dahin beftehenden, unfichern Lintendichtung die Wlächendichtung 
zweier chlindrifchen Tlächen einführt. Dabei ift die Antrieb- 
iheibe in die Mitte der Rotationsförper gelegt, wodurd die Rei- 
bungen vermieden find, welche die nur an einer Seite der be- 
wegenden Sceibe angebrachten Zapfen des Patent® 31495 bei 
einer gewiffen Länge hervorriefen. Iene Kombination enthielt 
einen Erfindungsgedanfen. Zwar wird aud) in der Beidhreibung 
de8 Patents 2253 erwähnt, daß fich bei befonderer Gejtaltung 
des Werks für beftimmte Zwede eine Berührungsfläche zwischen 
der Walze (ID) und den chlindriichen Vorjprüngen des Gehäufes 
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ergebe; indejjen ift das hier nur das gelegentliche Ergebniß einer 
andere Zwede verfolgenden Konftruftion, und die Flächenberührung 
führt einen dauernden und vollfommenen Abfchluß, wie das bei 
Patent 33161 der Fall ift, nicht herbei. I, 243/95 vom 30. Nov. 

137. Nad) Auflöfung des Vertrags war Beklagte verpflichtet, 
dem Kläger die Patente zurüdzuübertragen. Der Erfinder Sc. 
hatte zur Zeit der Bertragsauflöfung das Nordamerifaniiche Patent 
auf feinen Namen, aber im Auftrage und für Rechnung der Be- 
Elagten angemeldet. Da nad) dortigem Recht das Patent nur an 
den Erfinder ertheilt und nur auf deflen Anmweifung auf einen 
Dritten übertragen wird, fo durfte Kläger begehren, daß die Be- 
Hagte ihm alle Rechte abtrete, welche fie gegen Sch. darauf habe, 
daß er die Anmeldung profequire und das ihm zu ertheilende 
Patent auf fie übertrage.. Einen Anfprudh darauf, daß Bellagte 
ihre Nechte unter der von ihr zu beichaffenden Mitwirkung des 
Sd. in der nad) Amerifaniichem Batentredht erforderlichen Form 
auf ihn übertrage, hatte Kläger nit. III, 248/95 vom 10. Dec. 

138. Der Beklagte Hatte die Klägerin beauftragt, eine 
Winfelbohrmajcine zu bauen, welche dem Batent 27540 entjprechen 
folite, ohne dafjelbe zu verlegen. Die Klägerin hat in der Zeit 
vom 30. Nov. 1885 bis 15. Febr. 1886 eine Mafchine gebaut, 
welche fie dem Beklagten abgeliefert hat. Diefer hat am 10. Suli 
1886 die Erfindung durch einen Andern zur PBatentirung anmelden 
lafien. Das Patent ift vernichtet, weil die Mafchine nad) den 
Zeichnungen der Klägerin oder der Beklagten in der Fabrik der 
Klägerin ohne Geheimhaltung der Erfindung hergeftellt, und der 
Gegenftand der Erfindung dabei den jachverftändigen Leuten der 
Klägerin und anderen Sadverjtändigen erfennbar geworden ift, 
fodaß die Benußung durd) andere Sadperjtändige möglich erichien 
I, 175/95 vom 11. Dec. 

139. Das Batent 75909, eine Kohlenftaubfenerung, ift auf: 
reht zu erhalten. Das Wefen der Einrichtung und die Wirkung 
der angewendeten Mittel (eine am Ausgang eines Beichidungs- 
trichter8 angeordnete votirende Bürfte oder Bürftenwalze, dur 
deren aus federnden Drähten oder Stäben gebildeten Bejak das 
Material kommt, zertheilt und über den Rand einer Auswurf- 
Öffnung in den Teuerraum gejchleudert wird, und eine das Zu- 
fammenbaden des Kohlenftaubs verhindernde NRüttelvorrichtung) 
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befteht im Gegenfaß zu dem früheren Patent 63909, bei welchem 
e8 fi um herabfallendes Material handelt, darin, daß ber 
Kohlenftaub gehörig vertheilt und in den Feuerraum gejchleudert 
wird. Dadurch wird ein mefentlicher Fortfchritt auf dem Gebiet 
der VBerwerthung und rauchlojen Verbrennung von jtaubfürmigen 
Brennftoffen erzielt. I, 270/95 vom 18. Dec. 

140. Dem Nictigfeitsfläger im Tall 129 (Kafelowsky zu 
Berlin) ift das Patent 76636 ertheilt auf eine Vorrichtung zum 
Geben eleftrifcher Signale. Die Nichtigfeitsflage, welche der In- 
haber des dortigen Patents erhoben hat, ift abgemwiejen. Denn 
das von dem Kläger vorgezeigte Modell einer nach feiner Be- 
hauptung vorbenugten Einrichtung zeigt nicht die dem angefochtenen 
Patent eigenthümliche Anordnung eines mit DBertiefungen ver- 
lehenen Stromfchlußförpers; vielmehr bildet bei jenem der Strom- 
ihlußförper eine gleihmäßige Flädhe. Und die Ifolivung wird 
dort durd) Ausfüllung mit Sfolirmaterial, bei dem Beklagten durd) 
Luftunterbrehung ausgeführt. Lettere Form bietet auch gegen- 
über der des vorgezeigten Modell Vorzüge dar, da fie ficherer 
wirft als die Einrichtung des lekteren. Der Beklagte verwendet 
ferner federnde, in ihrem Hube begrenzte Stromjchlußitifte, und 
die Verwendung diefer in Verbindung mit dem mit Vertiefungen 
verjcehenen Stromichlußförper ift eine auf einem Krfindungs- 
gedanfen beruhende Kombination. I, 277/95 vom 21. Dec. 

141. Der Bellagte ift verurtheilt, das für ihn auf Grund 
der Anmeldung vom 3. Juli 1892 al8 Gebraudhsmuiter ein- 
getragene Kunftfiihbein aus Celluloid löfchen zu laffen. Denn 
eine neue Formgebung liegt nicht vor. Das Material einer längjt 
. gegebenen Geftaltung allein ift aber feine neue Geftaltung; die 
Revifion wurde deshalb zurücdgewielen. I, 133/95 vom 8. Yuli. 

142. Gegen den Beflagten ift ausgefproden, daß das für 
ihn eingetragene Gebrauchsmufter eines Paftenrifirapparats für 
Taßbiere, deffen Erwärmungs- und Kühlraum zwiichen Kager- und 
Ausihank- bezw. Erportfaß im Drudgefälle angeordnet find, zu 
löfchen if. Denn unter den als Gebraudhsmufter zu fchügenden 
Modellen find jolde von Majchinen und Betriebsvorricdhtungen 
nicht mit begriffen. Hier aber handelt e8 fi) um einen aus einer 
Reihe jelbjtändiger, befondern Arbeitsvorgängen bdienender Vor: 
richtungen, welche in ihrer Gefammtwirkung die Bafteurifirung 
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von Bier ermöglichen follen, zujammengejekten Apparat. Aud) 
begründet den Mufterfchug nur die äußere Formgebung, wie fie 
in der neuen Geftaltung, Anordnung oder Vorrichtung zur Dar- 
itellung fommt; nicht aber der Arbeitspvorgang, welcher fidh bei 
der Handhabung eines Arbeitsgeräths vollzieht. Cine neue oder 
eigenthümliche Yormgebung liegt aber bier fo wenig bei den 
Apparaten vor wie bei der Art ihrer Verbindung durd) Rohre 
und Bentile. I, 194/95 vom 23. Oft. 

143. Für die Klägerin ift eingetragen eine erzentrifch zur 
Deffnung angeordnete Verbreiterung des Randes bei Kannen, um 
das Herunterfallen de8 Dedels beim Neigen derjelben zu ver- 
hindern. Das fpäter für den Bellagten eingetragene Meujter tjt 
nicht erzentriich; der Rand der Kannen überragt hier den Dedel 
nicht bloß zu einem geringen Theile, jondern umjchließt den Rand 
des Dedels al8 halbjeitiger Tonzentrifcher Doppelfalz, unterjtügt 
denselben alfo auch) feitlih. Der Fonzentrifche Hand des Beklagten 
fann bei der Fabrikation der Kanne in der Drehung fofort mit 
hergeftellt werden, während der erzentriihe Rand bejondere her- 
geftellt und eingefett werden muß. Da die Cinriditung, daß 
durch Uebergreifen des Nandes der Dedel feitgehalten wird, jchon 
vor der Anmeldung der Klägerin befannt war, fo ift der Klägerin 
nur die befondere Konftruftion gejchüßt. Mit diefer tft die des 
Beklagten nicht identiich, fie greift aljo in das Recht der Klägerin 
nicht ein. Klage abgewiejen. I, 195/95 vom 23. Oft. 

144. Für den Kläger ift als Gebraudhsmufter eingetragen 
eine aus Diamantine hergejtellte edelfteinartige Verzierung, weldje 
durch Weberftreuen der vorher mit einem Slebitoff verjehenen 
Stellen des zu verzierenden Schmudgegenftandes mit Diamantine- 
pulver erzeugt wird. Ald Modell ift der Anmeldung eine Probe 
des NRohmaterial® Diamantine beigefügt, das aus Slasglimmer 
oder Metallblättchen, und ein Scimucgegenftand, deijen Enopf> 
artige Erhebungen zur Verzierung mit Diamantine geeignet find. 
Die wegen angebliher Nahahmung gegen den DBellagten, für 
welchen im Meufterregifter des Landgerichts Nürnberg ein Mujfter 
von Beinbrodhen eingetragen ift, erhobene Klage ift abgewiejen. 
Denn das Verfahren, Schmudgegenftänden durd) Aufftreuen von 
Diamantine eine edelfteinartige Verzierung zu geben, ijt fein Ge- 
brauchsgegenjtand im Sinne 8. 1 de8 Gefehes vom 1. Suni 1891; 


Dinglihe Rechte und verwandte NRechtsverhältniffe. 17 


und die fo verzierten Schmudgegenftände üben eine äfthetifche, 
nicht eine tehnifche Wirkung aus. Ihr Schuß Fann nur in bas 
Gebiet der Gefhmadsmufter und unter das Gefeß vom 11. Ian. 
1876 fallen. I, 238/95 vom 27. Nov. 

145. Die Rehtsporgänger der Parteien und andere Firmen 
in Leipzig, Berlin und Sommerfeld, welde QTude nad) China 
erportiren, haben ihre buntbemalten Marfen von Pietro del Vecchio 
in Yeipzig bezogen. Diefelben waren dreitheilig, mit dem eng» 
tiichen Wappenfichilde in der Mitte, darunter dem Doppeldradhen, 
darüber einer weiteren bildlichen Darjtellung ausgeftattet. Aus 
diefer anfcheinend früher englifchen Marke find die Waarenzeichen 
der Parteien hervorgegangen. Kläger bat da8 Wappen durd) 
einen Anker, Beflagter durd) einen Stern erjeßt. Kläger hat 
außerdem den Wappenthieren eine andere Stellung gegeben. Hinzu- 
gefügt ift in beiden Zeichen oberhalb des Wappenfchildes ein 
weiteres Bild, vom Kläger ein Stern, vom Beklagten ein frei» 
jchwebender Löwe. Beide Zeichen find in mehreren Punkten ver- 
Ihieden; wa® gemeinjam tft, ift ihnen nicht eigenthümlich. Beide 
haben al& je für die NRechtsporgängerin des Klägers und des Be- 
Hagten eingetragene Zeichen von 1875—1885 im Verkehr neben 
einander bejtanden, und müfjen in diefen Jahren ihre Beitimmung, 
als Unterjcheidungsmerfmale der Fabrifate der Zeicheninhaber zu 
dienen, erfüllt haben. Die Sade ijt dadurch feine andere ge- 
worden, daß das von dem Beklagten weiter geführte Zeichen im 
3.1885 gelöiht ift. Das Neichsgericht hat aud) al8 Berufungs- 
gericht, abgefehen von jenem Umjtande, thatfächlich angenommen, 
daß die vorhandenen Unterjchiede beider im WVerfchr lange be- 
fannter Zeichen ohne Anmeldung befonderer Aufmerkjamtfeit aud) 
für den wahrnehmbar find, welcher da8 Zeichen des Klägers nur 
in der Erinnerung hat. Die Klage ift abgewiejen. I, 397/94 
vom 12, Suni 95. 

146. Im Fall Bd. XIX, 145 hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung angenommen, die Beklagte Habe, 
wiffend, daß die von ihr gelieferten, den Klägerifchen nachgebildeten 
Etifetts zur Bezeichnung von aus ihrer Effenz berzujtellendem 
Liqueur benugt werden jollten, welcher Tiqueur dazu beftimmt war, 
mit diefer Bezeichnung in Verkehr gebradit und feil gehalten zu 
werben, dieje nacdhgebildeten Etifetts dem Kaufmann W. auf deffen 
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Verlangen geliefert; hierdurch) aber al® Gehülfin bei einer das 
Markenrecht der Klägerin verlegenden Handlung mitgewirkt. Das 
rechtfertigte die WVerurtheilung zur Unterlaffung diefer das Recht 
der Klägerin ftörenden Handlungsmeife. Wenn aud) die Beftrafung 
der Beihülfe die vollendete Strafthat oder doch einen vollendeten 
Berjud, derjelben vorausjegt, jo Handelt e8 fich Hier weder um 
eine Beitrafung noch um eine Entihädigungsforderung. Zur Ab- 
wehr einer drohenden NRechtsverlegung — $. 13 des Gefekes vom 
30. Nov. 1874 — war aber für die Klägerin fhon Anlaß ge- 
geben durch die vorbereitenden Handlungen, welche ermweislich auf 
eine dem Gefeß widerjprechende Verlegung des Flägerifchen Rechte 
abzielten. I, 162/95 vom 2. Oft. 

147. Unerheblid der Wechfel in den Perfonen der Inhaber 
der beflagten Handlung, da aud) die jegigen Inhaber die Hand- 
lung begangen haben, weldje eine bewußte Beihülfe zu der ob- 
jeftiven Verlegung des Hägeriihen Red)ts darftellt. LUnerheblich 
auh, daß die Bellagte die Etifetts in einer YBuchdruderei, in 
welcher fie verfäuflich waren, gefauft hat; denn ihr etwaiger guter 
Glaube würde das Unterfagungsreht der Klägerin nicht aus 
ihlicßen. I, 162/95 vom 2. Oft. 

148. Die Kläger, Firma 9. ten Doornlaat-Koolman Söhne, 
und deren Inhaber Ian ten Doornlat-Koolman und H. ten Doorn- 
faat-Koolman zu Norden, haben ihren Branntwein unter dem 
Namen Doornfaat in den Handel gebradt. Die Beflagte joll 
aud) nad) dem 1. Dit. 1894 in von ihr ausgeftellten Yakturen 
über aus ihrer Brennerei verfaufte Waare diefe ald Doornfaat- 
Genever bezeichnet haben. Das fällt, wie das Keichsgeridht an- 
nimmt, unter $. 14 des Gelee vom 12. Mai 1894. Dazu 
genügt e8, daß in der Rechnung der Nante eines Andern ans 
gebracht if. ES ift nicht erforderlicd), daß die Rechnung fi als 
von dem Inhaber des betreffenden Namens ausgegangen direkt 
oder indirekt bezeichnet. Soweit Beflagte in derjelben Weife vor 
dem 1. Dft. 1894 verfahren find, wurde die Klage abgewiejen. 
Denn e8 liegt feine Zuwiderhandlung wider Art.279.©.2. vor, 
weil die Beklagte fi) nicht bei ihrem Geichäftsbetriebe einer fremden 
Yirma bedient hat; nod) eine widerredhtliche Bezeichnung der Waare 
oder deren DVerpadung im Sinne der SS. 13, 14 ded Gefches 
von 30. Nov. 1874; nod der Thatbeitand eines Betrugs im 
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Sinne 8.EHAL.R. 1,4, wenn jhon eine Abficht der Täufchung ; 
noch der Gcebraud eines fremden Namens. Denn die Beklagte 
hat den Namen nicht für fich geführt, vielmehr fteht ihr eigener 
Name über der Recdhnung. I, 190/95 vom 19. Oft. 

149. Der Bellagte W. hat mit dem Schloffer Karl Herder 
einen Gejellichaftsvertrag Tediglid zum Schein und nur zu dem 
Zwede abgejchlojfen, um nad Eintragung der Firma E. Herder 
& Co. unter dem mit Rüdfidt auf die beftehenden geichäftlichen 
Berbindungen und das Abjaßgebiet der Klägerin Friedrich Herder 
Abraham Sohn für den vom Beklagten betriebenen Fabrifations- 
zweig wichtigen Namen Herder Gejchäfte betreiben zu Fönnen. 
Danad) ift die Firma eine objektiv unberechtigte, jowohl injoweit, 
al8 darin ber Name Herder enthalten ift, al8 auc, infoweit, ale 
der Zufaß „& Co.” ein Gefellichaftsverhäftnig andeutet (Art. 16 
9.6.83.) Die Klägerin ift berechtigt, von dem Beklagten die 
Unterlafjung der weiteren Führung der Firma und Schadenserfag 
zu verlangen. Denn der Beklagte hat unter der unberectigten 
Sirma in das Abjatgebiet und den Kundenfreis der Elägerifchen 
dirma, insbefondere in Holland und deffen Kolonien, eingegriffen 
und dadurd die Klägerin in ihren Rechten verlegt (Art. 27). Un: 
erheblich ift bei der Berechtigung des Inhabers der Flagenden 
dirma, daß er nicht den Familiennamen Herder trägt. Ebenjo 
wenig jchließt der für Art. 20 9.©. 2. bedeutungsvolle Umftand, 
daß fich die angefochtene Firma von der Flägerifchen deutlich unter: 
Icheidet, die Möglichkeit einer im Art. 27 dafelbft vorgejehenen 
Berlegung der beredhtigten Firma rechtlich oder thatjächlich auß. 
II, 180/95 vom 22. Oft. 

150. Im Fall Bd. XVII, Nr. 125 und 215 hat die Rhederei 
des „Zell in dem Verfahren über die Höhe des Schadens Wider- 
Klage mit dem Antrage erhoben, die Kläger, Nhederei des „Eduard“ 
und die Ladungsintereffenten zu verurtheilen, gegen Zahlung der 
Schadensbeträge die Ansprüche der Kläger an die mitbeflagte 
Rhederei der „Anna“ abzutreten. Damit tft fie vom Berufungs- 
gericht abgewiejen, weil der Gejammtichuldner aus einem von 
Mehreren begangenen dolojen oder tulpojen Delikt durch die Zah: 
lung nur das erfüllt, wozu er auf Grund feines Verfchuldens 
verpflichtet ift, jodaß er feine Erjaßforderung hat und ihm aud) 
nicht die Rechte zuftehen, welche der hat, welcher in fremden An- 
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gelegenheiten handelt. Namentlic, gebe da8 Gem. R. in joldem 
Falle nicht allgemein den Anfpruc auf Abtretung der Klage gegen 
den auf daffelbe haftenden andern Schuldner. Für die actio legis 
Aquiliae ift da8 Gegentheil beftimmt. Wevifion zurücgemiejen. 
Im Fall Bd. XVII, 488, 489 handelt e8 fih darum, daß 
Semand mit einem Andern aus fremden PVerjchulden haftete — 
|. die Begründung R. ©. €, 38.33, &.75 —; inR.G.€., 85.5, 
©. 25 um UL. R.; im Fall Bd. XIV, 60 (R.G. €, Bd. 28, 
©. 190) lag ein Vertragsverhältniß vor. Auc, ift es fehr zweifel- 
haft, ob fi) die angeftrebte Ausgleihung unter den mehreren 
Schuldnern erreichen läßt. Das größere oder geringere Maß der 
Verjhuldung läßt fi) der Ausgleichung nicht zu Grunde legen, 
und die einfache gleihmäßige Vertheilung nad) der Zahl der Ge- 
fammtjhuldner würde nicht zuläffig fein, weil jeder nur nad) 
Mapgabe des Werthes feines Schiffes und der Fracht bdefjelben 
haftet. I, 176/95 vom 28. Sept. 

151. Die Bellagten hatten dem R., einem Golbarbeiter, 
auf deffen Beftellung Garnituren von Goldwaaren zur Auswahl 
überjendet — vgl. 469 —. 8. hatte nicht ausgewählt, jondern 
war flüchtig geworden und hatte unter Anderem die ganze Aus- 
wahljendung mit fich genommen in der Abficht, die Garni- 
turen mitteljt Unterjchlagung für fich zu behalten. K. wurde ver- 
haftet, die Garnituren bei ihm vorgefunden und von dem Ber: 
walter in dem inzwiichen über RK. eröffneten Konkurfe zur Kon- 
fursmaffe gezogen und zur DVerfteigerung gebradt. Inzwijchen 
hatten die Beklagten wider R. Arreftanträge geftellt und Klage 
auf Zahlung des Kaufpreifes für die Garnituren erhoben, aud) 
aus den von FR. zurüdgelaffenen, für die Beklagten gepfändeten 
Saden Befriedigung erlangt. Der Konkursverwalter focht bdieje 
Pfändung und Befriedigung der Beflagten auf Grund $. 23, 
Ziffer 2 8.D. an und beantragte Rüczahlung des von den Be- 
Eagten eingezogenen Betrages. Die Bellagten machten compen- 
sando geltend, daß der Konkursvermalter von dem Gemeinfchuldner 
benadhrichtigt fei, daß die Garnituren zur Auswahl gefendet feien; 
wenn der Konfursverwalter dennoch, ohne weitere Nachforichungen 
anzuftellen, das Eigenthum der Beklagten [chuldhaft zur Konfurs- 
mafje gezogen und zur Veräußerung gebracht habe, jo hafte er 
ihnen auf den Dandelswerth. ‘Das Berufungsgericht gab der 
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Klage ftatt, hielt aber die Kompenfationseinrede für begründet. 
Das Reihögericht hob auf. Damit, daß die Beklagten gegen den 
Gemeinfhuldner die Kaufpreisforderung beanspruchten, erklärten 
fie, daß FK. die Waare gegen Zahlung des KRaufpreijes haben 
jolite. Damit, daß fie den Kaufpreis empfingen, wurde der Rüd- 
tritt ausgejchloffen und die Erklärung bindend. Auf den Gemein- 
Ihuldner ift damit das Eigenthum übergegangen — 8. 7OAU.L.R. 
I, 7 —. Den Bellagten ftand alfo ein Ausfonderungsredt nicht 
zu und den Konfursverwalter trifft fein Verjchulden, wenn er bie 
Sadıen zur Veräußerung brachte. VI, 96/95 vom 13. Iuni/8. Iufi. 

152. Andererfeit widerjpricht e8 dem Reftitutionsprinzip 
de8 8. 30.8. D., daß die Konfursmaffe, wenn fie die Zahlung 
anficht, die Nüdgewähr des gezahlten Kaufpreifes verlangt und 
zugleich die erft durch diefe Zahlung vom Gemeinfchuldner zu 
Eigenthum erworbenen Waaren behält. Da die Waaren ver: 
äußert find, fo tritt gemäß K. DO. 8. 31 der Erlös, um den die 
Dtaffe bereichert ift, an deren Stelle. Da nad) den Erklärungen 
der Parteien der Erlös mindeftens 866 Markt 50 Pf. betragen 
hat, fo war die Aufrechnung diefed Betrags zuläflig, den DBe- 
flagten ift aber der Beweis nadhzulaffen, daß der Erlös mehr 
betragen habe. VI, 96/95 vom 13. Suni/8. Yuli. 

153. Im Fall 154 hat der Hagende Kommittent durch die 
Vormulirung feiner Klagbitte ausreichend zu erfennen gegeben, 
daß es ihm auf individuelle Stüde der Italienischen Rente 
nit anltomme. 8 ift deshalb unerheblih, ob der Beklagte 
wirklich 7000 France Italienische Rente, die er für Kläger gelauft, 
hereingenommen hat und als deifen Depot verwahrt, oder ob er 
diefe 7000 France zu Unrecht verkauft hat, um fi) wegen jeiner 
Torderungen an den Kläger bezahlt zu machen. Auch in diefem 
Talle kann Kläger Erjat durch Herausgabe anderer 7000 Trance 
Rente, die er in genere fordert, beanjpruden. I, 199/95 vom 
30. Oft. 

154. Kläger hat beantragt, den Bellagten zu verurtheilen, 
nad feiner Wahl an Kläger 7000 Trance 5 procentige Italientfche 
Rente herauszugeben oder ihm 4660 Mark 65 Pf. fammt Zinjen 
zu zahlen. Da das verurtheilende erftinftanzliche Erfenntniß nur 
vorläufig vollftrekbar war, jo hat deffen Realifirung aud) nur 
die Bedeutung einer vorläufigen Erfüllung, die fi) al unhaltbar 
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ermweift, wenn dafjelbe in der höheren Inftanz wieder aufgehoben 
wird. Der Beflagte hat nicht definitiv gewählt, wenn er zur 
Abwendung der Zwangsvollftredung aus dem erftinftanzlichen 
Urtheil Geldzahlung geleistet hat. Würde fich bei Prüfung in 
der Berufungsinftanz herausftellen, daß der Beklagte zur Leiftung 
der Rente nur vorbehaltlich feines Zurücbehaltungsredhts wegen 
einer Gegenforderung an den Kläger verurtheilt werden durfte, ohne 
daß diejer Vorbehalt auf die Verurtheilung zur Zahlung baaren 
Geldes ausgedehnt werden durfte, jo würde das erftinftanzliche Ur- 
theil dementiprechend abzuändern und der Kläger auf Antrag des 
Beklagten zur Rüdzahlung des eingezogenen Betrages mindeftene 
für den Fall zu verurtheilen fein, daß der Beklagte die Lieferung 
der Italienischen Rente wählen follte. I, 199/95 vom 30. Oft. 

155. Beklagte hat bei der Klägerin die Lieferung der Klei- 
dungsftüde für die Schugmannschaft in bezeichneter Menge und 
Sorten beitellt. Die Lieferung follte in der Zeit vom 21. April 
bis 10. Mai erfolgen. Die Abnahme wurde biß auf wenige 
Stüde wegen mangelnder Probemäßigfeit abgelehnt; die wieder: 
holten Aufforderungen der Beklagten hatten feinen beijeren Er: 
folg. Am 28. Nov. forderte Bellagte die Klägerin auf, die noch 
fehlenden Stüde 5biß 1. Febr zu liefern, wibdrigenfalls fie die- 
jelben auf Koften der Klägerin von einem andern TFabrilanten 
berftellen Lafjen werde, was im DVertrage vorgejehen war. Die 
Klägerin foll auch diefe Frift nicht innegehalten haben; am 6. Febr. 
Ichrieb Beklagte, fie mache von ihrem vertragsmäßigen Nechte 
Gebrauh und habe die Befleidungslommilfton angewiejen, vom 
9. Sebr. ab keine Sachen mehr von der Klägerin abzunehmen; 
die nocd) fehlenden Gegenjtände werde fie auf Koften der Klägerin 
anderweit heritellen lafjen. Die Bellagte hat darauf am 28. Febr. 
die Lieferung zu einem erheblich höheren Preije einem andern 
Vabrifanten S. aufgegeben. Die Beklagte macht die Forderung 
auf Erfag der Differenz zunädjft in Höhe von 1600 Darf geltend. 
Damit ift fie abgewiefen. Denn die Beklagte Hatte grob fahr- 
(äffig gehandelt, als fie die fih ihr darbietende Gelegenheit, die 
nicht gelieferten Kleidungsftücde von der Klägerin billiger zu er- 
langen, als fie diejelben demnädjit dem ©. bewilligte, unbenukt 
ließ. Die Klägerin hatte aber die Kleidungsftüde nachträglich 
und bevor die Beklagte fie an\:cweit bejtellte, biejer fertig und 
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probemäßig angeboten. ‘Da ein mittelbarer Schaden vorlag, findet 
ein Erjat nad) 8.1IA.L.R. L, 6 nicht Statt. VI, 86/95 vom 10. Sunt. 

156. Der Kläger, Kutfcher bei dem DBellagten, hat das 
feurige Pferd auf Befehl zwei Mal aus dem Stalle genommen 
und tm Hofe herumgeführt, das zweite Mal mit langem Zügel. 
Das war, wie da8 Berufungsgeriht angenommen hat, objektiv 
unzwedmäßig und gefährli; Kläger mußte fich auch diefer Ge- 
fährlichkeit bewußt fein, handelte alfo unvorfichtig und unüberlegt. 
Denn Kläger konnte fo von den Hufjchlägen der Dinterfüße ge- 
troffen werden, wenn, wie dann leicht möglich und gejchehen ift, 
da8 Pferd fich losriß. Wegen diejes eigenen Verjchuldens ift bie 
Klage wegen der fo erlittenen Verlegungen abgewiejfen, Revifion 
jurücgewiefen. II, 88/95 vom 14. Iunt. 

157. Im Fall 204 hatte Bellagter den Zuder am 17. Suni 
1889 übernommen und erft im Mai 1892 befichtigt. Bei der 
eriten Befichtigung ftellte fic heraus, daR die Säde an der Gichel- 
wand in Yolge herablaufender Feuchtigkeit in einer Zuderjchicht 
von etwa 1 Zoll Höhe ftanden. Der Zuder war durch diefe Art 
der längeren Lagerung erportunfähig geworden und fonnte nur 
noh im Inlande unter Entrihtung der Verbrauhsabgabe ver- 
werthet werden. Das ift auf ein Verfchulden des Beklagten zurüds 
zuführen. Denn diefer mußte, fobald er erfuhr, daß Kläger mit 
EigentHumsanfprüchen hervortrete, deren Geltendmachung im Pro- 
zeffe vorausfichtlich einen längeren Zeitraum erfordern würde, 
ohne Aufwendung eines höheren als des gewöhnlichen Grades 
ber Aufmerkfamfeit fih jagen, daß die Räume vielleicht ohne 
Schädigung des Zuders für längeres Lagern nit beibehalten 
werden durften. V, 477/94 vom 22. Suni 95. 

158. Im Fall 676 hatte der beflagte Kreistarator gemein- 
Ihaftlih mit einem anderen ein ftädtifches Grundftüd des ©. auf 
35702 Mark 85 Pf. tarirt; ©. hatte die Tare bei dem Haupt- 
fteneramt eingereicht und diefes hatte dem ©. gegen eine auf 
jenem Grundftüd eingetragene Hhypothet von 6000 Mark einen 
jechsmonatlichen Kredit für die Branntweinverbraudhsabgabe (Gefek 
vom 24. Suni 1887, 88. 1— 3) bewilligt. In der Subhajtation 
wurde das Grundftücd demnäcft für 13125 Mark verfauft, in 
Tolge deffen Steuerfistus mit 2693 Mart 25 Pf. ausfiel. Die 
Klage bes Steuerfisftus auf Erfag, weil der Beklagte fahrläffig 
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das Grunditid zu hoch abgeichätt Habe, wurde abgewiefen. In 
einem DBertragsverhältniß ftand der Beklagte zu dem Steuerfisfus 
nicht. Aber e8 war ein grobes Verjehen des Hauptiteeramts, 
wenn daffelbe fich mit einer Taxe von zwei Kreistaratoren be= 
gnügte, ftatt die TZare einer zuftändigen Behörde oder einer öffent: 
lihen Feuerverjicherungsgejellichaft zu fordern: in weldem Falle 
der Schaden nicht eingetreten jein würde. Revifion zurücgewiefen. 
Allerdings betrafen die Beitimmungen de8 Bundesraths, joweit 
fie hier in Betracht fommen, nur innere Angelegenheiten der Ver: 
waltung, aber fie enthielten VBorjchriften, zu deren Befolgung die 
einzelnen Qandesbehörden verpflichtet waren. Hatte auch der Be- 
Flagte auf foldhe Befolgung feinen Anfprud, jo kann ihm dod), 
wenn er vom Kläger auf Schadenserfat belangt wird, der Ein- 
wand nicht verfagt werden, daß der Kläger felbit den ihm er- 
wacdhjenen Schaden verfchuldet Hat. Da die Stundung von ben 
Hauptftenerämtern jelbjtändig bewilligt werden fann, tft da8 Ver- 
fehen, welches das Amt zu B. al8 da8 zur jelbftändigen Ver- 
tretung des Fiskus berufene Organ bei der Bewilligung des 
Kredits begangen hat, wie ein Verjehen des Fisfus jelbit zu be- 
handeln. IV, 110/95 vom 1. Juli. 

159. Im Fall 366. Die volljtändige Erblindung des Klägers 
hätte verhütet werden fünnen, wenn berielbe fih 3—4A Monate 
nach der Verlegung oder jobald er eine Störung des Sehvermögens 
und eine größere Empfindlichkeit auf dem rechten Auge bemerkte, 
einer jachgemäßen Behandlung und dauernder Beauffichtigung in 
einer Augenklinit oder entiprechenden Stranfenanftalt unterzogen 
hätte, fodaß die erften Anzeichen der fympathifchen Augenentzündung 
hätten beobachtet werden fönnen. ‘Daß der Kläger, ein Mufilant, 
das nicht gethan Hat, gereicht ihm nicht zum Verfchulden; denn 
er hatte feine medizinifchen Kenntniffe. NRevifion zurücgemieien. 
Das Berufungsgericht ift der Anficht, daß an den Kläger in Bezug 
auf jein Verhalten weitere Anfprücjhe nicht geftellt werden Fonnten 
al8 an einen gewöhnlichen Menjhen. VI, 121/95 vom 8. Yuli. 

160. Im Ball 313 traf den Verkäufer eine Pflicht der 
Unterfuchung feines Haujes auf Schwammfreiheit nicht. YSeder 
Verkäufer muß fi bewußt fein, daß er dem Käufer für den 
Mangel gewöhnlid) vorausgejegter Eigenjchaften haftet und info- 


weit auf jeine Gefahr handelt. Eine Pflicht würde er nur ver- 
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(legen, wenn er ohne vorherige Unterfuchung beim Vertragsichluffe 
Zufiherungen und Erklärungen abgäbe, die er vernünftigerweije 
nur auf Grund einer Unterfuchung abgeben fünnte. Solde Zu- 
fiherung hat der Berufungsrichter in dem Ausdrud „Unfinn‘ 
nicht gefunden. Ein grobes Verfehen des Verkäufers lag nicht 
vor. Die Annahme eines mäßigen Verjehens des Verläufers hat 
der Berufungsrichter unterftellt; dann aber ein gleiches Verfjehen 
des Käufers angenommen, welcher fi) nad) der ihm gemachten 
Mittheilung des Verkäufers bei deffen formlojer Erklärung nidt 
hätte beruhigen dürfen. V, 33/95 vom 12. Yult. 

161. Das Urtheil fpricht nur aus, daß der Kläger berechtigt 
gewejen fei, da8 Miethsverhältniß aufzulöjen, weil im Diiethslofale 
Schwamm hervortrete. Daraus folgt nicht ohne weiteres, daß 
der Bellagte, aud) wenn demjelben ein VBerjehen zur Yaft fällt, 
den vom Kläger geforderten Schaden erjegen müfje. Soweit der 
Kläger felbjt den Schaden vernünftigerweife hätte vermeiden fünnen, 
fann er von dem Bellagten feinen Erjat verlangen. 8 mag 
fraglich fein, ob e8 grundjäglic nicht Sache des Beklagten fein 
würde, nachzumweijen, daß Kläger den ihm dur die Räumung 
der ftreitigen Xofalitäten entftandenen Schaden durd) Benukung 
bon anderen Ermwerbsgelegenheiten hätte abwenden fünnen. Die 
Entjheidung des DBerufungsgerichts beruht aber auf der Yelt- 
ftellung, daß der Kläger dur die erforderlichen Reparaturen nur 
auf 14 Zage in der Denukung eines Theil der Miethsräume 
behindert gewefen fei und daß der Beflagte ihm aud für diefe 
Zeit auf dem Grumndftüce felbft noch angemeffene Räume zum 
Erjaß angeboten habe. Das Berufungsgeridt nimmt an, daß 
der Kläger, wenn er, wie er behaupte, einen erheblichen Verdienft 
von dem Betriebe der Gaftwirthfchaft auf dem Grundftüde des 
Dellagten gehabt und eine andere paffende Gelegenheit zum Er- 
werb nicht habe finden fünnen, vernünftigerweife den Betrieb der 
Sajtwirthichaft in den gemietheten Räumen hätte fortjegen müffen. 
Die Forderung von mehr al8 22000 Darf Schadenserjag ift 
mit Recht abgewiefen. VI, 134/95 vom 19. Sept. 

162. Der Beklagte hatte feinen Grundbefig einem Agenten 
verfauft, diefer hat gegen eine Vergütung von 1650 Mark feine 
Nechte aus dem Kauf an den Kläger abgetreten, und Bellagter 
hat jodann mit dem Kläger direkt den Kauf zu dem Preije des 


Berfehulden. 


Kaufalität. 


Raufalität. 
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Agenten abgejchloffen; Kläger hat die Entgegennahme der Auf- 
laffjung verweigert, weil Verkäufer ihm fchuldhafter Weife eine 
auf dem Grundbefig haftende Abgabe verfchwiegen hatte. Nad)- 
dem Käufer die Klage auf Anerkennung der Unverbindlichfeit des 
Kaufs, Rüdgewähr der Anzahlung u. |. w. erhoben hatte, ift das 
Grundftüd wegen Schulden des Verkäufers fubhaftirt und ber 
Verkäufer demnädft dem SKlageantrage des Käufers entiprechend 
unter Anderem aud zur Erftattung jener 1650 Darf verurtheilt; 
Revifion zurüdgewicien. ‘Denn wenn auch Käufer die Entgegen- 
nahme der Auflaffung wegen der aufhaftenden Abgaben zurüd- 
weifen durfte, jo war der Vertrag damit nicht aufgehoben — 
8.393 U.UR. 1, 5 —; Verkäufer hatte dafür Sorge zu tragen, 
daß er aud) ferner zur Erfüllung des Vertrags im Stande blieb. 
Er hat aber durch die weitere Verfhuldung und fjchlieklid) Ver- 
fteigerung de8 Grundftüds, das wieberzuerwerben er nicht im 
Stande ift, die relative Unmöglichkeit der Erfüllung herbeigeführt 
und haftet deshalb dem Käufer auf das Intereffe — 8. 360 —, 
zu dem aud die Erftattung der 1650 Mark gehört. Denn Kläger 
würbe, wenn vertragsmäßig erfüllt wäre, diejelben in dem Werth 
des Grundbefizes wiedererlangt haben. V, 92/95 vom 28. Sept. 

163. Die ‚„Elaudine” fchleppte oberhalb Hamburgs auf der 
Elbe thalabwärts einige Kühne und ftieß einen vor Anker liegenden 
S.Tchen Kahn in der Dunkelheit an, der in Folge deffen fan. 
Die Klage auf Erftattung des Schadens ift abgewiejen, weil nicht 
nachgewiefen war, daß der G.’iche Kahn ordnungsmäßig beleuchtet 
war, fodaß ein Verjchulden der „‚Elaudine” gegenüber dem G’ichen 
Kahne nicht feitzuftellen war. Nun muß allerdings nad) Art. 16 
der Uebereinfunft der Elbuferjtaaten vom 13. April 1844 jedes 
der ji im freien Fahrwaffer begegnenden Dampfichiffe beim 
Ausweichen, joweit es thunlich ift, das ihm zur Necdhten liegende 
Ufer Halten und einem begegnenden Schiffe rechts ausbiegen. Die 
„Slaudine‘ Hatte aber zwijchen fich und dem rechten Ufer jo viel 
Raum gelaffen, daß ein begegniendes Schiff diefen Zwilchenraum 
paffiren konnte. Sie war aud einem ihm in diefer Weife be- 
gegnenden Schleppzuge nad links ausgebogen. Dadurd) war e8 
veranlaßt, daß fie auf den G.’ihen Kahn ftieß. Allein jene 
Kontravention gegen Art. 16 würde zwar eine Verfchuldung gegen 
über dem entgegenfommenden Schiffe begründet haben, wenn die 
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„Slaudine” mit diefem zufammengeftoßen wäre. Sie begründet Kaufalität. 
aber nach dem Zwed der Vorjchrift kein Verfhulden gegenüber 
dem von der „Claudine” gar nicht wahrgenommenen G.’fchen 
Kahne. 8 liegt Feine Kaufalität des diefem erwachfenen Schadens 
vor. Der Zwed des Art. 16, den Zujfammenftoß ber einander 
begegnenden Schiffe zu vermeiden, ift auf andere Weife thatjäd)- 
lich erreidt. I, 245/95 vom 30. Nov. 

164. Im Tall 77 Tann ber Bellagte nicht einwenden, ed Unmöglichkeit 
werde ihm eine unmögliche Leiftung zugemuthet, weil der Velaftungs- der Feiftung. 
zuftand des von ihm aufzulafjenden Grundftücs nicht mehr fo fei, wie 
er bei Einleitung der Zwangsverfteigerung war. Denn dba der Beklagte 
Eigenthümer ift, ift ex, falls nicht befondere Hinderniffe im Wege 
jtehen, wovon nichts erhellt, in der Lage, eine dem früheren Zuftand 
gleihwerthige Belajtung herbeizuführen. V,453/94 vom 19. Juni 95. 

165. Der Beflagte ift Mitbefiter eines Fideifommiffes. 
Er Hatte die Berpflidhtung übernommen, der Klägerin ben fom- 
miffionsweifen Verkauf der auf feinen Fideilommißantheil mittelft 
Naturalvertheilung entfallenden Bergwerkserzeugnifje zu übertragen. 
Das war feine abjolut unmögliche Handlung (8. 5LA.L.R. 1,5), 
vielmehr könnte nur das Berfprechen einer bedingt unmöglichen 
Leiftung (8. 52) vorliegen, infofern die Naturaltheilung der Berg- 
werfsprodufte durch die Zuftimmung ber Mehrheit der Mitbefiter 
bedingt war (8$. 10, 12, 1,17). IV, 28/95 vom 24. Juni. Nad) 
erneuter Verhandlung hat das Berufungsgericht die Klage mit der 
Begründung wiederum abgewiejen, daß die Ausführung des Ber: 
trag® durch einen fpäter gefchloffenen unmöglich geworden fei. Nun 
ift die Repifion zurücgewiefen. IV, 38/96 vom 29. Juni. 

166. K&. und Genoffen waren 1892 verurtheilt, aus einem 
Raume, mit welchem fie bei dem Betriebe ihres Schieferbrudjeg, 
in die LXohhede von ©. und Genoffen eingebroden waren, den 
Schutt zu befeitigen und eine Abfchlußmauer zu errichten. Weil 
Sene dem Gebot nicht nachlamen, Tießen fich gemäß 8. 773 E.P.0D. 
dieje durch vechtsfräftiges Urtheil zur Vornahme der Arbeiten er- 
mädhtigen. Zugleih wurden Iene zur VBorausbezahlung von 
500 Mark Koften verurtheilt.e Nun haben KR. und Genoffen auf 
Veitftellung geflagt, daß das Urtheil von 1892 unausführbar, und 
daß die Unausführbarfeit durd) das BVerjchulden der Beklagten 
herbeigeführt fei, weshalb den Beklagten jede Zwangsvollftredung 
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Unmöglicjfeit aus dem Urtheil zu unterjfagen. Die Klage ift abgewiefen. 8 


der Yeiftung. 


ift ein Bergiturz erfolgt, deffen Gejteinsmaffen den den Gegen- 
ftand der früheren Verurtheilung bildenden Schutt überdedt hätten. 
Die Wegräumung fol nur mit Gefahr für Leib und Leben ge- 
Ihehen fönnen. Allein der Bergfturz war bereits im 9. 1890 
erfolgt. Deshalb kann Kläger nad) $. 686, Abf. 2 fih nicht mehr 
auf denfelben berufen. NRevifion zurücgewiejen. Die Kläger haben 
fih in der Berufung noch auf ein bergpolizeiliches Verbot be- 
zogen, welches fpäter erlaffen jei. Das war zuläffig, zumal das» 
jelbe wegen der jchon erjtinftanzlich behaupteten Gefahr ergangen 
fein fol. Das Berufungsgericht hat aber ohne NRecdtsirrthum 
ausgeführt, auf Grund der ihnen vom Richter ertheilten Ermäd)- 
tigung müfje den Bellagten geftattet bleiben, die Ausführung zu 
verjudhen, und wenn fid) ihnen dabei ein zur Zeit übrigens nod) 
nicht einmal förmlich vorliegendes Verbot des Bergrevierbeamten 
entgegenftellen follte, baffelbe durd) Anrufung der höheren und 
höchften Inftanz zu befeitigen. II, 167/95 vom 22. Nov. 

167. Hamburg. Klägerin hat bei dem Beklagten ein 
Petroleum-Motorboot für 6000 Marf beftellt; 3000 Marf find be- 
zahlt, 3000 Marf foliten mit 5 Proz. verzinft und bei der Altonaer 
Behörde, bei welcher das Boot auf den Namen der Klägerin ein- 
getragen werden jollte, als erfte Hypothek eingefchrieben werden. 
Diefe Eintragung ift aber, wie Parteien erjt im Laufe des Pro- 
zeifes erfuhren, in Altona, Hamburg und Harburg unmöglid, 
weil dies entweder überhaupt oder dod) bei Schiffen mit jo ge- 
ringem NRauminhalt gejetlich unzuläffig if. Der Bellagte ver: 
langte von ber Klägerin Beftellung anderer Sicherheit, 3. B. durd) 
Bürgfchaft, und verweigerte die Herausgabe des Bootes ohne 
folhe. Klägerin erklärte fich dazu außer Stande; e8 fei aud) bei 
Abichluß des Vertrags beiprodhen, daß Klägerin erft in den zwei 
Sahren, auf welche ihr der Reitfaufpreis Freditirt war, mit dem 
Boote die Mittel verdienen wollte, um jenen zahlen zu können. 
Die vereinbarte Hypothefbeftellung war aljo eine wefentliche Boraus- 
feßung für das Zuftandefommen des Vertrags überhaupt. Und 
da die Hhpothefbeftellung von Anfang an unmöglich war, jo ent- 
ftand für die Klägerin feine Verpflichtung aus dem DBertrage. 
Beflagter ift deshalb zur Zurüdzahlung der von der Klägerin 
gezahlten 3000 Mearf verurtheilt. Da die Klägerin aud) weder 
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argliftig verfahren ift, mod, bezüglich ihres Irrthums wegen der Unmöglichkeit 
Gintragungsfähigfeit der Hhpothek fi in grobem Verfchulden be» dr Feiltung. 
fand, fo haftet fie auch nicht für ein von dem Beklagten beanfprudhtes 

negatives Vertragsintereffe. I, 256/95 vom 27. Nov. 

168. Begründet ift die Revifion des Fiskus, infoweit dem Erfüllung. 
Kläger als Mitglied der Einihätungsfommilfion außer den ein- 
geflagten QTagegeldern 20 Pf. Porto für die Geldüberjendung und 
10 Pf. Beitellgebühr zugeiprodhen find. Diefe Kojten Hatte der 
Kläger, injofern er die ihm zufommende Zahlung von 6 Mearf 
60 Pf. nit abhob, jondern fi dur die Poft überfenden ließ, 
jelbft zu tragen. Ein allgemeiner NRechtsjat des Inhalts, daf 
der Schuldner Geldzahlungen portofrei an den Gläubiger zu über- 
fenden habe, befteht im Gebiet de8 Gem. R. nicht, und um die 
Annahme de8 DBerufungsgerichts zu begründen, daß es in diejem 
Falle die Abficht des Gejekes gewejen fei, dem Gläubiger die 
Zahlung auch bei deren Leberjendung unverfürzt zufommen zu 
laffen, hätte e8 eines bejonderen Ausfpruches im Gejete beburft, 
denn in der Negel werden vom Fiskus zu leiftende Zahlungen 
namentlih an Beamte geleiftet, wo fich eine fisfaliihe Zahlitelle 
befindet, und ift dies dort üblih, wo feine bezügliche Gefekes- 
bejtimmung, wie in einzelnen Bartifularreddteen — vgL.AÜ.L.R. 
$. 53, I, 16; 8$. 676, 677, L, 11; Sädf. Gejegbud $. 709 — 
erlaffen if. III, 131/95 vom 24. Sept. 

169. In der Zahlung liegt, wenn nit bei derfelben ein 
Vorbehalt der Nichtigkeit der Forderung erklärt ift, eine An: 
erfennung von deren NRichtigfeit. Das gilt bezüglich aller Arten 
von Schulden, aud) folder, wegen deren der Gläubiger an id) 
verpflichtet ift, Nechnung zu legen und Ausfunft zu ertheilen. Hat 
der Beklagte den Ordre-Wechjel, welchen Kläger über die bejtimmte 
Summe von 1600 Mark auf ihn gezogen hatte, acceptirt, und 
den vom Kläger begebenen Wechjel demnädjit eingelöft, ohne daß 
er vor dem Accept des Wecdjjels, deilen Valuta die von dem 
Kläger beanfpruchte Forderung für ausgelegte Zinfen bildete, An- 
jprudh auf Rechnungslegung über die Verauslegungen erhob, jo 
hat er eben damit anerlannt, daß Kläger 1600 Dlarf für veraus- 
legte Zinjen zu fordern habe, und er hat dem Kläger ohne weiteren 
Nachweis feiner Behauptungen geglaubt. Beflagter kann deshalb 
nur zurüdfordern, wenn er bemweift, daß er nicht fchuldig war 
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Erfüllung. umd fich überdie8 auf einen Irrthum berufen faın. — WUNR. 
I, 16, 88. 165, 166. — I, 160/95 vom 2. Oft. 

170. Im Fall 455 war zwifhen dem Sdiffsmafler als 
Vertreter des Schiffes und den Beklagten al8 Empfängern Streit 
über die Bedeutung ber Konnofjementsflaufel. Iener forberte, 
daß die Beflagten die Ladung fo fchnell empfingen, al8 das Schiff 
ausliefern Fünne, und drohten, die Ladung in Leichter zu werfen, 
wenn das nicht geichehe. Die Beklagten, welche fich rechtzeitig 
zur Abnahme der Ladung gemeldet hatten, beanfpruchten die übliche 
Löfchzeit, welche ihnen von dem Sciffsntafler nicht bewilligt wurde. 
Behufs Vermeidung der Leichterung haben fich die Bellagten ber 
von dem Schiffsmafler geforderten Bejchleunigung fchlieklich, jebod) 
unter wiederholtem Broteft und unter Vorbehalt ihrer Rechte 
wegen aller ihnen daraus entjtehenden Nachtheile gefüg.. Damit 
haben die Bellagten ihre Rechte nicht aufgegeben. Wenn über 
den Inhalt eines PVertrage Meinungsverfchiedenheiten entftehen, 
jo darf nur der feinen Standpunkt ungeftraft vertreten, deffen 
Anficht die richtige ift. Der einen falihen Standpunkt Vertretende 
haftet für allen dem andern Zheile durch fein Verhalten er: 
wachjenden Schaden aud) dann, wenn der Andere fih unter Wider: 
Iprucdh gegen den gegnerifchen Standpunkt unter Vorbehalt feiner 
Rechte thatfächlich gefügt Hat. Die Tolgen der NRechtsverlekung 
treffen jenen ohne NRüdficht auf eine etwaige Entichuldbarleit des- 
jelben. — R.©. €, Bb. 8, ©. 16 ff. — Die Beklagten dürfen 
deshalb die ihnen durch die beichleunigte Löihung erwachjenen 
Mehrkoften erfegt verlangen. — L. 2 pr. D. de cond. indeb. 12, 6; 
R.D.9.©.€., 3.19, ©.323 .; R.G. €, 38.7, ©.183 ff. — 
I, 206/95 vom 2. Nov. 

171. Der Kläger hatte eine Wechjelforderung im Konkurfe 
feines Schuldner8 angemeldet „‚foweit al® er bei der Zmwang®- 
verfteigerung des Pfandgrundjtüds nicht befriedigt werden würde”. 
Der Kläger hat dann an dem AZwangsvergleicdh theilgenommen 
und für denfelben gejtimmt, nahdem dur Beichluß des Konkurs- 
geriht® jein Stimmrecht in Höhe feiner ganzen Forderung mit 
Rüdfiht darauf feitgeftellt war, daß vorausfichtlid, feine Forderung 
bei der Zmwangsverjteigerung bes Grundftüd® ganz ausfallen werde. 
Demnädft ift dem Kläger die von der ganzen orderung be= 
rechnete Afkordrate gezahlt. Nad) beendigtem Konkurje hat der 
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Gläubiger auf Anerkennung feiner Kautionshhypothel und deren 
Umwandlung in eine definitive Hhpothef gegen Rüdzahlung der 
empfangenen 676 Mark 83 Pf. zur Hinterlegungsftelle geflagt. 
Der Berufungsrichter hat die Höhe der Forderung in der geflagten 
Höhe von 4512 Markt 20 Pf., jedoch ohne Zinfen, den Betrag 
ber definitiven Hhpothel auf 4500 Mark feitgeftellt, und den Be- 
Hagten verurtheilt, anzuerkennen, daß dem Kläger 15 Proz. des 
Ausfall8 an der Forderung von 4512 Mark 20 Pf. aus den 
hinterlegten 676 Mart 83 Pf. zu zahlen find. Die Repifion des 
Bellagten ift zurüdgemwiefen. Denn für die Bedeutung und Wirkung 
der Zahlung ift der rvechtögefchäftliche Wille von Gläubiger und 
Schuldner entjcheidend. — 8.149 A.U.R. 1, 16. — Etwas are 
deres ift au in E., Bd.1, ©. 183 und Bd. 16, ©. 68 nicht 
gefagt. Der Berufungsrichter ift aber aus thatjächlichen Gründen, 
welche eine Gejegesverlegung nicht enthalten, zu der Feftftellung 
gelangt, daß weder der zahlende Verwalter die gefammte Konkurs- 
forderung des Klägerd hat tilgen noch der Kläger mit Annahme 
der gezahlten Summe auf feine abgejonderte Befriedigung aus 
der Kautionshhpothef wegen des Neftes hat verzichten wollen. 
1, 233/95 vom 23. Nov. | 

172. Bellagter beftellte am 24. Sept. 15 Kippwagen, binnen 
14 Zagen zu liefern, am 6. Oft. nod einmal 15 Kippwagen. 
Am 18. Oft. erflärte er feinen Rüdtritt von ber Beftellung vom 
24. Sept., weil die Wagen noch nicht eingetroffen feien. Auf 
die Beitellung vom 6. Oft. müffe er verzichten, wenn die damit 
beitellten Wagen nicht bis 25. Oft. anlangten. Klägerin Iehnte 
den Rüdtritt ab und fchidte am 26. Oft. 15 Wagen, weldhe Be- 
Hagter annahm. Die Annahme der am 23. Dec. gelieferten andern 
15 Wagen lehnte Bellagter ab. Das Berufungsgericht hat die 
auf Abnahme und Bezahlung der 15 Wagen gerichtete Klage ab- 
gewiejen, das NReihögericht aufgehoben, zurüdverwiefen. War der 
Rücktritt berechtigt, fo war zu erörtern, ob der Bellagte nicht 
nadjträglih den NRüdtritt aufgegeben habe, denn Klägerin jchrieb 
ihm am 24. Oft., Bellagter würde inzwijchen in den Befit von 
15 Wagen gelangt fein; bezüglich der noch beorderten 15 Wagen 
jet eine Lieferfrift nicht beordert, fie werde bdiefe Wagen bald» 
möglichit liefern. Das Berhalten des Beklagten nah Empfang 
diefes Briefes und ber erften Sendung ift zu prüfen und danad) 


Erfüllung. 


Erfüllung. 


DOuittung. 
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zu enticheiden, ob nicht die erftgefendeten 15 Wagen auf die Be- 
ftellung vom 24. Sept. zu verrechnen feien, fodaß Beflagte die 
zweite Sendung nicht zurüchweijen könnte, fofern bei der zweiten 
Beitellung Feine Lieferfrift geftelt war. War der Rücktritt der 
Beklagten vom 18. Oft. unbereditigt, fo würde die Lieferung der 
eriten 15 Wagen auf die Beftellung vom 24. Sept. zu verrechnen 
fein, auch wenn die Klägerin nit in einem auf die Sendung 
vom 26. Oft. bezüglichen Avis bejonders erflärt Hatte, daß die 
Lieferung auf die Beftellung vom 24. Sept. erfolge, da Beflagter 
nicht behauptet Hat, daß er ausdrüdlich bejtimmt habe, die am 
26. Dt. gefendeten Wagen follten auf die Beftellung vom 6. Oft. 
gerechnet werden. Denn Bellagter hatte, foweit erfichtlich, die 
Erfüllung der Beitellung vom 6. Oft. zuerjt gefordert — $. 155 
AL. R. 1, 16 — und diefe Verpflihtung war die ältere — 
8.158 —. VI, 235/95 vom 2. Dec. Nach anderweiter Verhand- 
(ung hat da8 Berufungsgericht nad) der Klage erkannt; die Re- 
vilion des Beflagten ift zurücigewiejen. VI, 102/96 vom 18. Juni. 

173. Im Fall 274 wurde die Klage vom Neichsgericht fo 
weit abgewiejen, als in dem geforderten Kaufpreife die Spiritus: 
fteuer enthalten if. Die Beklagte hat die Waare verfteuert ge- 
fauft; H. hatte die Spiritusfteuer bezahlt und deshalb einen Anfpruc) 
gegen die Klägerin auf deren Erftattung. Der Verwalter im 
Konkurje des H. hat al8 Nebenintervenient der Beflagten Ab- 
weifung der Stlage beantragt, weil H. die Steuer bezahlt und 
diefe von der Beklagten erftatiet jei. Und denfelben Antrag hat 
die Beflagte unter Beitritt de8 Nebenintervenienten in der Be- 
rufung geftellt. Danad ift der Konfursverwalter damit einver: 
ftanden, daß der Beflagte die von 9. verlegten Steuerbeträge zur 
Tilgung der Klageforderung benußt. Die Bellagte fann fi aud) 
darauf berufen, daß fie durd) Zahlung des vollen, die Steuer 
enthaltenden Kaufpreijes an D. diefen al8 Gläubiger der Klägerin 
wegen der verlegten Steuer befriedigt hat und in deffen Rechte 
eingetreten ift. I, 255/95 vom 21. Dec. 

174. Im Fall 449, 450. Eine Quittung, welche über die 
Tradıt ausgeftellt ift, ohne daß darin ein Vorbehalt wegen Liege- 
gelder gemacht wurde, ift der Klägerin als Verfracdhterin nicht 
nadhıtheilig.‘ Denn da8 Liegegeld bildet feinen Theil der Fracht, 
fann alfo nachgefordert werden. I, 78/95 vom 26. uni. 
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175. Dgl. 275. Die Ausfage ded Zeugen I., Inhaber der Quittung. 
Yirma I. & &o., daß er den Beklagten die Quittung über die volle 
Stadt ertheilt habe in der Meinung, daß diefelbe nach Handels- 
gebrauch auf eine derartige reine Quittung Anfprucd) habe, ohne 
daß dadurch über die Trage entichieden werde, wer die bei der 
Zahlung abgezogenen Leichterfoften zu tragen habe, fchließt ein 
der Quittung zu runde liegendes Anerfenntniß aus. Ift aber 
die Quittung nad) Dandelsgebraud) ohne Prüfung der Nedt- 
mäßigfeit des Abzugs der Leichterfoften von der Fracht ausgefteltt 
worden, jo fonnten die Beklagten ihr auch nicht ftillfchweigend 
die Bedeutung beilegen, daß dbaburd diejer Abzug als berechtigt 
anerfannt werde. Die DBellagten müffen die Quittung als eine 
nur vorläufige gelten laffen, welche die Nachforderung bes ge- 
fürzten Trachtbetrags nicht ausschließt. Damit ftimmen auch, die 
gutacdhtlihen Aeußerungen der vernommenen Sacdjverftändigen 
überein. I, 78/95 vom 26. Iuni. gl. 449, 450. 

176. Im Fall 558/59. Gegenüber der von der Beklagten 
vorgelegten Quittung hat Kläger behauptet; Nachdem er mit dem 
Liquidator St. vereinbart habe, daß die von Gebr. Sc. eingehen- 
den Gelder ihm auf fein Einlagefonto gezahlt werden follten, 
habe er dem Ueberbringer des Duittungsentwurfs erklärt, daß er 
das Geld gemäß jener Vereinbarung nur auf fein Einlagefonto 
annehme, den auf die Verrechnung bezüglichen Vermerk in der 
Duittung nicht anerfenne und die Quittung nur zum DBeweife 
dafür unterfchreibe, daß der Bote das Geld abgeliefert Habe, 
worauf diefe Zahlung aud) wirflid in den Büchern ihm auf jein 
Einlagefonto ald baar von Gebr. Sc. zur Laft gelegt jet. Wären 
diefe Behauptungen richtig, fo würden fie den Schluß rechtfertigen, 
daß der Tiquidator und der Kläger darüber einig geworden wären, 
e8 folle die in der Duittung erklärte Verrechnung der Zahlung auf die 
jetst geflagte Forderung nicht wirkfam fein, die anerfannte Zahlung 
vielmehr auf die Einlageforderung des Klägers verrechnet werden. 
Infolge diejer Vereinbarung würde der auf die Verrechnung bezüg- 
liche Inhalt der Duittung als nicht ernitlicd) gewollt und nur zum 
Scheine erflärt fi) darjtellen und damit die rechtliche Wirkjamteit 
diefes Theile der Urkunde ausgejichloffen fein. 1I,235/95 vom 13. Dec. 

177. Die beflagte Ehefrau will mit einer Honorarforderung Kompeniation. 
ihres Erblaffers an die Klägerin fompenfiren. Die Klägerin 


Kompenfation. 


Erpromifion. 


Anipruchs= 
verjährung. 
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hat von der Bellagten das Anerfenntniß beaniprucdht, daß die 
13481 Mark 79 Bf., welche die Beklagte an fich genommen hat, 
zu einem Nadjlaffe, an welhem Parteien gemeinschaftlich betheiligt 
find, gehören und in ihrem gemeinschaftlihen Eigenthum ftehen, 
daß Beklagte in die ZTheilung diefer Summe unter den Parteien 
zu willigen, über die Verwaltung des Betrages bi8 zur vollftändigen 
Zahlung oder Hinterlegung zu einer gemeinschaftlichen Maffe Red 
nung zu legen und darein zu willigen, daß aus der Zheilungsmaffe 
im Voraus an Klägerin 1450 Mark gezahlt werden. Die Kompenfa- 
tion ift ausgefchloffen, weil die Beklagten Zahlung von 1500 Marf 
fordern, ber Klageanfprud; jedod) nicht auf Zahlung einer Geldfumme, 
jondern auf Abgabe gewilfer Anerfenntniffe oder Einwilligungen 
gerichtet ift, und daher feine gleichartigen gegenfeitigen Verbindlich 
feiten vorliegen. 8. 343, 1, 16WU.L.R. IV, 93/95 vom 3. Oft. 

178. Im Fall 610 Hatte die Theilung den Erbtheil der 
Ehefrau 2. für abjorbirt durd) die Schuld der Gütergemeinchaft 
%. im Betrage von 16500 Mark erflärtt. Mit diefer Schuld 
durfte Schon deshalb nicht aufgerechnet werden, weil fie dem Kläger 
zum Sauftpfande bejtellt war. II, 264/95 vom 17. Dec. DBgl. 250. 

179. DBeklagter Hatte dem %. 45000 Marf Darlehn ale 
Baugelder für ein von %. zu erbauendes Haus zugefagt, und war 
durh eine Hhpothef gefihert. Am 1. März hat 5. diejen Ver 
trag, indeifen, wie dem Beklagten befannt war, nur zum Scein 
an Z. cedirt. Im Auguft ift die Forderung des 3. an den Be- 
flagten für den Kläger in Höhe von 6253 Marf gepfändet und 
dem Kläger zur Einziehung überwiefen. Bellagter hat aber be- 
hauptet und unter Beweis geftellt, daß bereits im Juni zwifchen 
ihm und feiner Wirthichafterin N. und dem T. mündlid) verein 
bart war, die N. folle für die fünftig auszuzahlenden Darlehns- 
raten an jeine Stelle al8 Schuldnerin treten, er felbft aus dem 
Vertrage entlaffen fein. Die N. habe denn aud) aus einer ihr 
zugefallenen Erbichaft die Zahlung geleiftet. Auf diefe Erpromiifion 
fannn fi) der Beklagte aber nicht berufen. Denn &. war nidt 
der wahre Gläubiger, welchem nad) $S. 399, 400 U.L.R. 1, 14 
allein erpromittirt werden fan, und dem Bellagten war dies be- 
fannt. I, 102/95 vom 15. Juni. 

180. Der Beflagte hat in Vollmadt feines Stieffohnes 
dem Kläger ein Ziegeleigrundftücd verfauft. Der Kläger fordert 
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Schadenserfag dburd) Duittung über einen Theil der Kaufpreis- 
forderung wegen mehrfachen Betrugs, indem er zugleich geltend 
macht, der Beklagte jei felbft als der Verkäufer anzufehen, da er 
das früher auf feinen Namen eingetragene Grundftüd zum Schein 
feinem Stieffohn aufgelaffen habe. Beklagter ift unter Verwerfung 
der Cinrede der Verjährung theilweis bezw. bedingt verurtheift. 
Revifion zurücgewiefen. „Der 8.54, 1,6 WÜ.!X. R. bezieht fid) zwar 
auf Schäden, die jemand außerhalb eines Kontraftes erlitten hat. 
Aber wenn es auch richtig fein mag, daß der Beflagte bei Ab- 
Ichluß des Vertrages ald Benollmäcdhtigter thätig gewefen ijt und 
auf Erfüllung nit in Anfprud) genommen werden fannı, jo tft 
e3 doch allein der Vertrag, durd bdeijen Abjchluß der Kläger be- 
Ihädigt worden ift, und der Berufungsrichter geht darum nicht 
fehl, wenn er unter biejen Umftänden die erwähnte Gejeßesvor- 
Ihrift auf den vorliegenden Fall für unanmwendbar eradıtet.“ V, 
482/94 vom 19. Juni 95. 

181. Durd die vom Fiskus in dem Fahrlander- und 
Weißen See im Intereffe der Schiffahrt gemachten Anlagen find 
die fifchereiberechtigten Kläger jo geichädigt, daß ihnen ein Ent- 
Ihädigungsanjpruch zufteht; derjelbe ift noch nicht gemäß $. 54 
AL NR. 1, 6, Deklaration vom 31. März 1838 zu 1 als ver- 
jährt anzufehen, welche Beitimmung von einem Eingriff in den 
Nechtsfreis des Cigentbums- oder Nußungsberechtigten zu ver: 
ftehen ijt, den diefer zwar kraft Gefebes, jedoch nur gegen Ent- 
Ihädigumg dulden muß, ohne daß die zuftehende Vergütung ver- 
traglid) vereinbart if. V, 464/94 vom 22. Juni 95. 

182. Cbenfo VI, 102/95 vom 27. Juni. Mit Anlegung 
des Zehdenid-Liebenwalder Sciffahrtsfanals griff Fiskus un- 
mittelbar in das fontraftlihe Nutungsrecht des PBächters ein, da 
die Anlage quer durd die Pachtwiefen geführt wurde. Tisfus 
bewilligte ihm eine Entihädigung; der jest Elagende Pächter hat 
fih) im 3. 1832 weitere Entihädigung vorbehalten, ohne daß da- 
gegen vom Bellagten etwas erinnert wurde. Er hat dieje Ent- 
\hädigung jett gefordert, weil der Wafferpegel der alten Havel 
in Yolge der Kanalifirung gefunfen, die Winterüberfhwemmungen 
abgenommen und in Folge deifen der Heuertrag geringer geworden 
ji. _ E83 Handelt fi alfo nidt um einen Anfpruh wegen Be: 
Ihädigungen, die bei Gelegenheit öffentlicher Anlagen zugefügt 
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find, fondern um Vergütung für das zu foldhen Anlagen abzutretende 
Nugungsredt. Aljo nad der Deklaration feine kurze Verjährung, 
wenn mit dem Berufungsgericht anzunehmen wäre, daß ein An- 
ipruch aus dem Pachtvertrage nicht begründet jet. 

183. Die kurze Verjährung des Branzöfifchen Rechts hat 
nur die Bedeutung einer Vermuthung, die Schuld fei gezahlt — 
Code 2275 —. Da hier der Beklagte felbft eingeräumt hat, er 
habe nicht bezahlt, wurde er mit Recht zur Zahlung verurtheilt. 
II, 134/95 vom 9. Yuli. 

184. Im Fall 160 und 313. Der Anfprud des Käufers 
aus dem Fehlen ausdrüdlid vorbedungener oder gewöhnlich voraus: 
gefegter Eigenjchaften unterliegt an fih der furzen Verjährung. 
Nur wenn zu dem bloßen Fehlen der zu gewährenden Eigenjchaft 
ein jchuldvolles Verhalten des Verkäufers, fei es bei Abfchließung, 
fei e8 bei Erfüllung des Vertrags, hinzutritt, erwädjit dem Käufer 
der der gewöhnlichen Verjährung unterliegende Interefleaniprud) 
aus 88.285 Fe. AÜ.L.R.L 5. Aud im Fall 3. II, 1000® lag 
ein chuldhaftes Verhalten des Beklagten darin, daß er nad Zeit 
ftellung der Schwammbildung durd, fachverjtändiges Gutachten 
dom Kläger zur Ausführung der erforderlichen Reparaturen auf- 
gefordert, dieje verweigert hat, ohne jein Unvermögen dazu oder 
einen jonjtigen gejeglichen Weigerungsgrund zu behaupten. V, 
33/95 vom 12. Yult. 

185. Im Fall 208. Da der Lauf der Verjährung erft mit 
dem Zeitpunfte begonnen bat, in welchem der wegen des betrüg- 
fihen Briefe de8 Beklagten vom 3. Nov. 1889 dem Kläger zu 
erjegende Schaden ded Letteren aud dem Betrage nad) feititand, 
d. 5. mit der Beendigung des B.’fchen Konkurfes, in weldyem der 
Kläger den Ausfall erlitt, jo ift die Verjährung, gleichviel ob die 
zweijährige der actio doli oder die breijährige der preußifchen 
Schadenserjagklage noch nicht eingetreten. I, 181/95 vom 12. Dft. 

186. Code 2270, welder die Baumeifter und YBauunter- 
nehmer nad) Ablauf von zehn Jahren von ihrer Haftung befreit, 
ift, wie fid) aus der Entftehungsgefchichte ergibt, und auch durd 
Plenarurtheil des Barijer Kaffationshofs vom 2. Aug. 1882 aus- 
geiprochen ift, eine DVerjährungsvorfchrift. Unter der citation 
en justice im Art. 2244 ift die Erhebung der Klage zu verftehen. 
Die Unterbredung ift weder zufolge Antrags auf Sicherung dee 
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Beweifes noch der Erwirkung einer einftiweiligen Derfügung ein- Anfprucde- 
getreten. II, 207/95 vom 5. Nov. berjährung. 

187. Im Fall 247 war die Anfechtung dur Widerflage 
geltend gemacht. Der Antrag der Widerkfage ift in der münd- 
lichen Verhandlung vom 17. Febr. 1893 verlejen, bevor ein Yahr 
jeit Eröffnung des Konkurfes abgelaufen war. Der Umftanbd, 
daß der verlefene Antrag den Grund des Aniprudhs nicht erkennen 
läßt, am nit in Betracht; denn der Schriftfag, in welchem der An- 
trag angelündigt war, gibt den Grund an. II, 231/95 vom 3. Der. 

188. Unerheblid, daß der Ched über 2473 Mark 60 Bf., Kücforderung 

den T. dem Beflagten überfandte, um damit ben von dem Kläger een 
gezogenen, von dem Bellagten acceptirten Wechjel einzulöfen, auf 
Veranlaffung und für Rechnung der Klägerin ausgeftellt ift. Be- 
Hagter hat den Werthbetrag des Cheds auf die anderweiten 
Schulden des T. verrechnet. Wenn aud) T. berechtigt fein mochte, 
jolher Verrechnung zu widerfpredhen, fo hat Kläger feinen An- 
Iprud) gegen den Beflagten. Der Ched war von der 9.-Bant 
an die Ordre T. ausgeftelit und damit in deffen Vermögen über- 
tragen, jodaß er vechtsgültig über denfelben verfügen Yonnte. Hat 
X. den Chedbetrag durch den Beklagten einziehen laffen, und 
Legterer den Erlös in feinem Intereffe verwandt, fo ift er aus 
dem Vermögen 7.8, nicht aus dem der Klägerin bereichert. III, 
118/95 vom 17. Sept. 

189. Der Bellagte hat ein auf den Namen des Vaters 
lautende8 Sparkaffenbud nadı dem Zode deffelben bei der Kaffe 
erhoben. Der Gebrauch des fremden Sparfaffenbucdhes erfcheint, 
wenn er nicht als ein umrechtmäßiger angefchen werben foll, zu- 
nähft als für Rechnung des Berechtigten gefchehen. Damit ift 
die Erftattungsverbindlichfeit gegeben, falls nicht eine andere Auf- 

Härung geliefert wird. III, 136/95 vom 20. Sept. 

190. Die Stadt Halle a. ©. hat ein dem $. 15 des Pr. 
Öefeges vom 2. Yuli 1875 entiprechendes Statut erlaffen. Der 
Erblafjer der Kläger befaß ein Grundftüd, durch welches eine 
neue Straße gelegt werden follte.e Cr hat fon im 9. 1872 
Bauftellen verkauft und fi) den Erwerbern folcher Baupläße ver- 
pflihtet, da8 vor denjelben belegene Terrain, welches zur An- 
legung der Straße beftimmt war, unentgeltlid an die Stadt ab- 
zutreten. Dagegen verpflichteten fid) die Erwerber, die antheiligen 

Brazis des Meichägerihts. XXI. 7 
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Straßenbaufoften zu tragen. Nach Erlaß des Statut8 haben die 
Kläger der Stadt das Straßenbauterrain von 2 Heltar 66 Ar 
aufgelaffen, nahdem einer berjelben dem Magiftrat mitgetheift 
hatte, daß fich fein Vater zur unentgeltlichen Hergabe des Terrains 
verpflichtet habe. Die Klage wider die Stadt, deffen Werth mit 
6650 Mark zu zahlen, ift abgewiefen. Denn ein Vertrag, welder 
die Stadt zur Zahlung verpflichtete, Liegt nicht vor. Aus dem 
DOrtsftatut ift der Anjpruc nicht abzuleiten, da dafjelbe nur die 
Anlieger verpflichtet, Kläger aber zur Zeit der Auflaffung und als 
das Ortsftatut erlaffen wurde, nit Anlieger waren. Und wenn aud) 
die Auflaffung erfolgte, ohne daß die Kläger durd) ein fie bindendes 
Vertragsverhältniß der Stadt gegenüber verpflichtet find, jo er- 
mangelte fie doch nicht eine® Nechtsgrundes, da der Erblaffer fidh 
zur Abtretung in den Verträgen mit den Parzellenerwerbern ver- 
pflichtet Hatte. Weberdies Liegt eine Bereicherung der Stadt nidt 
vor, da dieje nach dem Ortsftatut die Koften des Erwerbs des Straßen- 
terrains auf die Anlieger abwälzt. V, 135/95 vom 13. Nov. 
191. Der Kläger hatte eine Hypothek von 6000 Mark auf 
einem durch Vermittelung des DBeflagten verflauften Rittergut; 
er foll von diefem dahin getäufcht fein, daß der von dem Käufer 
bewilligte Preis nicht ausreiche, feine Ohpothel zu deden, und 
deshalb den Wevers ausgeftellt Haben, in weldjem er fi mit 
4500 Marf begnügte. Wenn er dennod, bevor er feine HYpo- 
thef von 6000 Mark cedirte und den Notar anmwies, von den von 
dem Käufer gezahlten 6000 Mark an einen Genoffen des Be- 
flagten 1500 Mark zu zahlen, fo hält das Berufungsgericht 
für unerheblich, daß er damals bereits erfahren Hatte, der Kauf- 
preis reiche aus, feine Hhpothef zu deden. Denn der Kläger fei 
unter allen Umftänden damald der Meinung geweien, er handle 
lediglih in Erfüllung von Verpflichtungen, denen er fich nicht 
entziehen fünne. Daß das Berufungsgericht nicht angenommen, 
der Kläger Habe die im Never eingegangenen Verpflichtungen er- 
füllt, obwohl er an dem Beltehen diefer Verpflichtungen gezweifelt, 
ergibt ich insbefondere aus der weiteren Ausführung, das Ver- 
halten des Klägers in der erjten Zeit nach der Ceffion fpreche gerade 
dafür, daß ihm das Vorhandenjein eines Betrugs noch gar nicht 
zum Bemußtjein gelommen gewejen. Darin, daß das Berufungs- 
gericht nad) diefer Sadjlage ein unfreies, von dem fortwirfenden 
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Einfluffe der Täufchung beherrichtes Handeln annimmt, ift ein Recht®- Rüdforderung 
irrthbum nicht zu erbliden. Bellagter ift bedingt zur Rüdzahlung en. 
verurtheilt; Revifion zurüdgewiefen. VI, 104/95 vom 24. Iuni. 
192. Im Tall 236, 508, 553 hatte DO. einen Anjprud) aus 
der Verficherung nicht, weil derjelbe, wie feftgeftellt ift, das Schaben- 
feuer angelegt hat. Damit ift die Klage wider ©. & Söhne auf 
NRüdzahlung deffen, was dieje al8 Ceffionare von D. gezahlt er- 
halten haben, an fid) begründet. Dagegen beruht die Ablehnung 
eines Ausjpruchs, daß die Beklagte wie der wiffentliche Empfänger 
einer Nichtjchuld Hafte, auf Gejegesverlegung. Hat R. ©. für 
die 0. 9. ©. die Zahlung empfangen, fo haftet bdiefe wie ein 
wijjentliher Empfänger, wenn R. ©. beim Empfang ber Zahlung 
wußte, daß die Klägerin dem D. nichts fhuldig war. Dazu be- 
durfte e8 nicht der Behauptung auf Seiten der Klägerin und ber 
Beltftelung durd) den Berufungsridhter, daß R. ©. gerade ben 
$. 3 der allgemeinen Berficherungsbedingungen gefannt habe, nad) 
welchem die Verficherungsgefellihaft zur Aufhebung des DBertrags 
berechtigt war, wenn D. eine Frage wiffentlich faljch beantwortete, 
und daß R. ©. fi beim Empfang der Zahlung, alfo zu einer 
Zeit, wo die Branditiftung des DO. noch nicht befannt war, doc) 
bewußt gewefen wäre, daß die Klägerin fpeziell wegen jenes $. 3 
nicht zur Zahlung verpflichtet wäre, weil D. die Trage über den 
früheren Brandichaden falfch beantwortet Hatte. Die allgemeine 
Kenntniß, daß Berficherungsgejellfchaften überhaupt derartige Fragen 
itellen, um eventuell die Annahme des PVerficherungsantrags ab- 
zulehnen, wenn die weitere Erfundigung der Verficherungsgejell- 
Ichaft die Perjönlichkeit des Antragsftellers verdäditig erjcheinen 
läßt, reichte aus, um einem Menfden von gewöhnlichen Fähig- 
feiten zum Bemußtfein zu bringen, daß, wenn der Verficherungs- 
nehmer durch eine wifjentlic faljche Beantwortung diefer Trage 
die VBerfiherungsgejellfchaft täufcht, das ein Betrug ift. Die all 
gemeine Erfahrung eines Meenichen von gewöhnlichen Fähigkeiten 
begreift ferner die Kenntniß in fih, daß der Betrüger den Be- 
trogenen entichädigen muß, und daß der Betrüger feinen Aniprucd 
aus einem Bertrage ableiten fann, der auf feinem BBetruge be- 
ruht. Damit ift aber diejenige Kenntniß oder das Bemußtfein 
gegeben, welches das Gejeg — 8.18EI A.UR. 1, 16 — fordert, 
um die Haftung des unredlichen Befiters zu begründen. ‘Denn, 
7* 
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Rüdforderung ob die Entihädigungspflicht der Klägerin ipso jure befeitigt war, 


gezahlter 
Nichtichuld. 


oder ob die Klägerin eine Einrede gegen den Anfprud des DO. 
wegen defjen Betrugs oder wegen wejentlicdhen Srrthums hatte, 
ift für Annahme einer Nichtfehuld unerheblid. — Pgl. L. 26, 
88.3, 7; L.40 pr. L.43 D. h. t. (12, 6); Pörfter-Eccius, Bd. 2, 
8. 150 bei Anm. 43. — I, 170/95 vom 6. IYuli. 

193. Wäre aber anzunehmen, daß die beffagte 0.9. ©. 
und ihre Gejellichafter weder aus dem Gefichtspunft eines Dolus, 
nod) aus dem der wifjentlichen Annahme einer Nichtfchuld Hafteten, 
jo würden fie lediglich aus dem Grunde der ungeredhtfertigten 
Bereicherung verpflichtet fein — 88.10, 1IBAL.UR LT 16 —. 
Zum Ausschluß der ungerechtfertigten Bereicherung reicht freilich 
die Thatfache nicht aus, daß eine verficherte Dampfmajcdhine Eigen- 
thum der DBellagten war. Denn die Klägerin war nicht ver- 
pflichtet, der Beklagten einen Schaden zu erjegen, welchen dieje 
durd) eine Brandftiftung des DO. erlitten hatte. ‘Daß fie durch 
den Erwerb der angeblidyen Entjchädigungsforberung des D., welche 
ihr cedirt wurde, direft oder imdireft für einen Schaden “Dedung 
fand, weldyen fie erlitten hatte, für den aber die Klägerin ihr 
nicht aufzufommen hatte, fchließt jo wenig die ihr aus dem Em- 
pfang einer Nichtichuld erwacjlene grundlofe Bereicherung aus, 
wie wenn fie die angebliche Forderung gegen eine dem Cebdenten 
gezahlte Cejfionsvaluta erworben gehabt hätte. Solcher Erwerb 
der angeblichen Forderung und eine derartige Beziehung ber an- 
geblihen Forderung auf die übrigen Vermögensverhältniffe bes 
Geffionars berührt den Zahlenden nicht, der eben nur diefe an- 
gebliche Forderung tilgen will, ohne daß das Zahlungsgeichäft 
jene Berhältniffe, die in der Perjon des Zahlungsempfängers liegen, 
berührt. Ynjomweit trifft die Analogie der Vindilation gegen den 
redlihen Beliger einer Cache, weldjer diefelbe unter Aufwendung 
eines Kaufpreifes erworben hat, nicht zu. Anders liegt aud) die 
Cadje bei der Anmweifung, wenn der Affignatar, der fich nicht als 
Inhaber der durch die Zahlung des Schuldners zu tilgenden For- 
derung gerirt, von dem Affignaten die wirflihe Schuld des An- 
weifenden gezahlt erhielt. I, 170/95 vom 6. Iuli. 

194. Wäre aber der gutgläubigen Beflagten der betreffende 
Theil der angeblichen Forderung des jet flüchtigen und zahlung®- 
unfähigen D. an die Klägerin auf die Brandentihädigung zahlungs- 
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halber cedirt, jo wäre die Behauptung der Beflagten erheblidy: Rüdforderung 
Damals Hätten ihnen nicht nur beffen Illaten wegen der Pacht Fairen, 
forderung gehaftet, fondern fie hätten auch zur Sicherung ihrer 
fonftigen Anfprüche fein Inventar und Mobiliar unter einer Rüd- 
faufsflaufel Fäuflich übernommen gehabt. Dadurch; feien fie völlig 
gebedit geweien, da allein die vorhandenen Mafchinen, welche 
die Klägerin fpäter für 10000 Mark verkauft habe, einen Werth 
von 50000 Mark gehabt hätten, und diefe Dedung hätten fie in 
Volge der von der Klägerin geleifteten Zahlung aufgeben müffen. 
Segt fei aber von D. nichts mehr zu Haben. Das Reichsgericht 
hat bereitS bei einer Leiftung aus einem nichtigen Geidhäft an- 
genommen, daß der Empfänger der Leiftung, jofern er gegen ben 
ungültigen Empfang eine ungültige Zahlung geleiftet hat, nicht 
ichlechthin auf Rückgabe des Werthes des mittelft des nichtigen 
Gefhäfts Empfangenen haftet, fondern nur auf NRüdgabe nad) 
Abrechnung des mittelft deffelben nichtigen Gefchäfts Gegebenen, 
eben weil nur infoweit eine Bereicherung des Empfängers vor- 
liegt. Das war ein Fall, in weldhem das Pr. Ü.L.R. zur An- 
wendung fam. I, 231/93 vom 25. DH./8. Nov. Bezüglich der 
condictio indebiti ift in R.D. 9. ©. €, Bd. 17, Nr. 1 an- 
genommen, daß der Bezogene, welcher einen in des Indoffatars 
Hand befindlichen Wechfel in der irrthHämfichen Meinung einlöfte, 
er habe denjelben acceptirt, von dem Indofjatar feine Rücdzahlung 
fordern darf, weil der Indofjatar in Folge der von dem Bezogenen 
empfangenen Zahlung die Möglichkeit verloren hat, fein Regrep- 
recht gegen den Ausfteller des Wechjeld auszuüben. Durch den 
Empfang von Geld werde aber, wenn mit ihm ein Nachtheil, 
namentlich der Verluft eines Forderungsredhts verbunden ift, eine 
Bereicherung nur injoweit bewirkt, al8 der Betrag oder Werth 
des Empfangenen bdiejen Nachtheil überragt. Die Sache würde 
hier nicht anders liegen. Denn die Forderung der Beklagten an 
D. beitand troß der Ceffion noch ungetilgt fort und ging erjt in 
Tolge davon unter, daß die Beklagte von der Klägerin Zahlung 
erhielt; jei e8, daß diefe Zahlung zugleich jene Forderung der 
Bellagten an DO. tilgte, fei es, daß diejelbe dem D. eine Einrede 
gegen die Forderung der Bellagten gewährte, in Folge deren fie 
‚die angeblichen Sicherheiten aus der Hand gab und geben mußte. 
In jedem Falle hingen dann die von der Klägerin an die Beklagte 
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NRüdforderung geleiftete Zahlung und der Verluft jener Sicherheiten direkt zu- 
tn, fammen, fodaß diefer Verluft eine birefte und unmittelbare Folge 
jener Zahlung war. Der Grund diejes Verluftes war mit der 
Zahlung felbft gegeben. Deshalb ericheint die Beklagte nur in- 
jomweit al8 bereichert, wenn nad) Abzug der Aufwendungen und 
Auslagen, welde fie nad) Empfang der Zahlung machen mußte, 
etwas und foweit etwas für fie übrig blieb. I, 170/95 vom 6. Juli. 
Ritdforderung 195. Der Beklagte Hatte eine Verurtheilung aus einem Wechfel 
Den erlangt und pfänden laffen. Die Ehefrau des BVerurtheilten hat 
Erfofges. 4250 Mark in der Vorausfegung an den Bellagten gezahlt, daß 
das Urtheil beftätigt und das aus deflen Vollitredung erlangte 
refolutiv bedingte Pfandredht ein unbedingtes werben würde. Diefer 
Tall ift nicht eingetreten, vielmehr im ordentlichen Verfahren die 
Wechfelforderung wegen Wucher8 rechtskräftig für ungültig erklärt. 
Danadh durften, da fi die Zahlende im wejentlichen Irrthum 
befunden hat, die gezahlten 4250 Mark zurüdgefordert werben. 
— AU.NR.I, 16, 88.178, 183. — IV, 171/95 vom 21. Nov. 
Rüdforderung 196. Die Vollftredungsklaufel war der Mutter der Beklagten, 
a natürlichen Tochter des Klägers, ertheilt, auch der Vollftredungs- 
auftrag an den Gerichtsvollzieher von der Mutter ertheilt, und 
die Mutter hat die Bellagte während ber erften 14 Lebensjahre, 
für welche die Alimente eingezogen find, verpflegt. Das Ichlicht 
aber nicht aus, daß die Mutter bei Erwirfung der Zwangsvoll- 
ftredung im Intereffe des Kindes gehandelt hat, welches nad) 
8.612 A. R. I, 2 als Hauptberechtigte anzufehen war. “Der 
Serichtsvollzieher hat aud) das beigetriebene Geld an das Vor: 
mundjchaftsgericht abgeliefert. Das rechtfertigt die Annahme, daß 
die DBeflagte Empfängerin des Geldes gewejen ift, und deshalb 
ift gegen fie die Nüdforderungsflage nah $. 207 W.U.R. I, 16 

mit Necht erhoben. IV, 133/95 vom 28. Oft. 
Nittsliche 197. Als die Police des Anfelm Meyer zwangsweife ver- 
he fteigert wurde, hat fie Veit Cahn im Auftrage des Schmwagers 
von M., des David LXöwenthal, erftanden. M. ift geftorben und 
2°. hat die Verfiherungsfumme erhoben; die Kinder des M. haben 
auf die Summe gegen Erftattung der Koften geklagt mit der Er- 
zählung, daß Verwandte der Klägerinnen den Ankauf der Police 
beiproden haben, um fie für die Klägerinnen zu retten, daß X. 
offenbar mit Kenntniß jener Beiprehungen fich entichloffen habe, 
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die Police zu faufen, daß feine Ehefrau in feinem Auftrage ben 
Verwandten die Mittheilung gemadt habe, 2. werde bie Bolice 
für die Kinder des M. Taufen, daß fie insbefondere in der Ver- 
fammlung der Samilie erklärt habe: ‚der ‘D. hat’8 erlaubt, der 
D. Schießt’8 vor’, dag jchlieglih E. bei dem Ankauf erklärt habe, 
die Bolice werde für die Kinder gefauft, und in Yolge diefer 
Aeußerung eine Reihe von Kaufliebhabern aus Mitleid für die 
Kinder von der Berfteigerung zurüdgetreten fe. Die Klage 
wurde abgewiefen. X. hat nad) Annahme des Berufungsgerichts 
nicht in der Abficht gehandelt, einen Anspruch ber Klägerinnen 
auf Auszahlung der Verfiherungsfumme gegen fi) zu begründen, 
fondern mit dem Willen, die Rechte aus der Police für fih zu 
erwerben, wobei ihn die vechtlich unverbindliche Abficht geleitet 
hat, das Geld zum Beften der Klägerinnen aufzubewahren und 
anwacjen zu laffen. Eine Verlegung von L. 6, $.9 D. de neg. 
gest. 3, 5 liegt nicht vor. III, 93/95 vom 25. Juni. 

198. Im Fall 353 fanın auch der Gefichtspunft nicht für 
zutreffend erachtet werden, daß die Klägerin durch die von M. 
geleiftete Zahlung im Intereffe der Beklagten gehandelt und deren 
Gefchäfte beforgt habe. IV, 113/95 vom 14. Oft. 

199. Im Fall Bd. XX, 164 hat das Berufungsgericht 
wiederum aus nüßlicher Verwendung verurtheilt; der Beklagte 
habe zur Zeit der Lieferung gegen DB. den obligatorifchen An- 
Iprud) auf Abtretung der Hälfte des Haufes und Zheilung gehabt. 
Da der Werth des Haufes durd) Leiftungen der Klägerin erhöht 
fei, jo fei auch der Anfprucd auf Theilung werthvoller geworden. 
Das Neihegericht Hat aufgehoben, zurücdverwiefen. Denn eine 
Wertherhöhung des Theilanipruchs tritt dann nicht ein, wenn der 
Zheilungsberechtigte verpflichtet ift, dem Eigenthümer für die ein- 
getretene Wertherhöhung Erfaß zu leiften. Beklagter würde, wenn 
e8 zur Theilung mit DB. gelommen wäre, an dem Wortheile, 
welcher dem Haufe durch die vertraglichen Leiftungen der Klägerin 
zugeführt wäre, nur theilgenommen haben, wenn er dem B., falls 
diejer feine Cchuld an Klägerin gezahlt gehabt Hätte, Erfat ge- 
leitet oder die nicht gezahlte Schuld antheilig übernommen oder 
ein YAequivalent geleiftet hätte. Meit jenen Anlagen war aljo an 
fih eine Vermehrung des Vermögens des Beklagten nicht gegeben. 
Im Tal Bd. XX, 166 lag die Sade infofern anders, als dort 
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ein gültiger Gejellichaftsvertrag vorlag und angenommen wurde, 
der Erbauer des Haujes habe als Geichäftsführer der Gefellichaft 
Leiftungen angenommen, mit welchen alfo der Gefellfchaft ım- 
mittelbar geleiftet jei. II, 189/95 vom 1. Nov, 

200. Die Gemeinde Sinzig ift Eigenthümerin der An- 
landungen geworden, welche ihrem am Ausflug der Ahr in den 
Rhein belegenen Grundftüd zugewacfen find; der auf Erfah des 
gezogenen Nußens verflagte Fiskus ift mit feinen Anfprüchen auf 
Erfag der Koften für Unterhaltung und Vervollftändigung der 
baulichen Anlagen zur Sicherung und Befeftigung der Alluvion 
und Befeftigung der Ahrufer abgewiejen. Denn die Strombau- 
verwaltung hat bei Errichtung und Unterhaltung der Buhnen und 
fonftigen zur Befeftigung des Ahr- und Nheinufers dienenden 
Werke nur ihre eigenen Gejchäfte geführt und nicht daran gedacht, 
damit die Gejchäftsführung für die Gemeinde Sinzig zu über- 
nehmen. Hat der Verwendende Verwendungen auf eine Sache ges 
madt, die fich aud erft jpäter al8 eine fremde herausftellt, fo 
hat er nah Franzöfiihem Recht einen Anfprud) aus der Ber- 
wendung doch nur, wenn er die Koften in der Abficht aufgewendet 
hat, fie auf die Sadje zu verwenden, und wenn aus feinem Ver- 
mögen etwas in das Vermögen des Andern gefloffen ift. Beides 
ift aber ausgefchloffen, da der Fiskus nur in der Abjicht gehandelt 
hat, fein eigenes Intereffe in Ausübung der Strombauverwaltung 
zu fördern, nicht aber durch feine Arbeiten Anlandungen an dem 
Tlußufer zu Gunften deffen, dem fie eigenthümlich gehören würden, 
zu verbejlern oder die etwa fchon vorhandenen Anlandungen zum 
Vortheil des Cigenthümers zu verbeifern. Auch hat Fisfus felbft 
den Vortheil aus feinen Anlagen gezogen, indem er den Zwed 
der Regulirung der Slußufer erreichte. IL, 136/95 vom 29. Nov. 

201. Bat. Bd. XV, 271. Der dortige Verkäufer hat feine 
angeblichen Schadenserfaganfprüche an die dortige Käuferin feinem 
eigenen Lieferanten der Zinnafche abgetreten. Das Berufungs- 
gericht fpriht aus, daß Käuferin, felbit wenn fie fi bei Abgabe 
ihrer Vertragsofferte über den Gehalt der Zinnajche entjehuldbar 
geirrt hatte, ihre Offerte auf ihre Gefahr erklärt habe und daß 
fie deshalb ihrem Verkäufer auf das negative Vertragsinterefie 
hafte. Allein jelbit unter diefer Vorausfegung erachtete da8 Reichs» 
gericht den vom Leffionar widerflagend verfolgten Intereffeaniprud) 
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nicht für begründet. Denn e8 fteht feit, daß der damalige Ver- a. mb 
fäufer, bevor er den Vorprozeß anfing, fi) durdy eine Analyfe rg 
darüber vergewifjert hatte, daß die von ihm angediente Waare 
wirklich nicht einen der Kaufofferte entiprechenden höheren Prozent- 
gehalt an Zinn aufwies, jondern nur 13,37 Broz. Zinn enthielt. 
Wenn er trogdem auf feinem Schein beftand, wenn er bei diefem 
Sachverhalt glaubte, daß er von feinen Käufern, weil und ob- 
fhon fie fi geirrt hatten, zu feinem PVortheil und zu ihrem 
Schaden einen fo viel höheren Preis, den fie fich zu zahlen weigerten, 
nachdem fie die Waare jelbjt gejehen hatten, einklagen dürfe, fo 
handelte er damit auf feine Gefahr. Wenn es dort gleid;- 
gültig wäre, ob fi die Käufer mit oder ohne ihr VBerichulden 
über den Gehalt der gefauften Waare geirrt hatten: jo muß es 
auch hier gleichgültig fein, ob fich DVerfäufer mit oder ohne jein 
Verjchulden über die rechtlihen Folgen, welche jih aus diefem 
Sachverhalt ergaben, geirrt habe. Der Widerfläger fordert die 
Critattung der Prozepkoften, zu denen fein Cedent im Vorprozeß 
rechtsfräftig verurtheilt ift, der Koften der Lagerung während 
des Prozefjes, der Zinsverlufte und der Differenz des Preifes, 
weil fein Cedent die Waare nah Ablauf von drei Iahren hat 
öffentlich verlaufen Laffen. Für diefen Schaden ift der Irrthum 
der Käufer nicht Taufal, nachdem die Entwidelung durd) das 
Verhalten des Verkäufers unterbrochen if. 1, 86/95 vom 
8. Juni. | 

202. Im Fall 99 muß der Kirchengemeinde der Minder: 
werth des Grundftücds erjeßt werden, ohne daß zu unterfuchen 
ift, ob diejelbe das Pfarrgrundftücd zu bebauen oder zu verfaufen 
beabfichtige.” Denn maßgebend ift, daß das Grundftüd in Folge 
des DBergbaues einen objektiv geringeren Werth erlangt hat. V, 
442/94 vom 15. Juni 95. 

203. Das Nießbrauhsreht des Pfarrer® an der Fläche 
fteht der Bewerthung des deteriorirten Grundjtüds al8 Bauplag 
nicht im Wege. Im Fall Bd. XD, 705 ift nur von einem 
faftifchen Hinderniß der Bebauung die Rede. Ein zu den Pfarr: 
gütern gehörendes Grimdftüd (U... R. II, 11, Abth. 10) fan 
aber unter Zuftimmung ber Betheiligten gleich den Kirchengrund- 
ftüden (SS. 647/648) veräußert und folgemweife auch) zum eigent- 
lihen Kirchenvermögen gefchlagen werden. Das ift eine innere 
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Einwand ableiten kann. V, 442/94 vom 15. Suni 9. 

204. Dem Bellagten ift durd,) Urtheil vom 4. Juni 1889 
ein Rittergut zugejchlagen. Bei der Uebergabe des Gutes lagerte 
in der auf bdemfelben befindlichen Zuderfabrif unter fteueramt- 
Iihem Berfhluß Zudermaffe, die der Beklagte in rehtsirriger 
Meinung als jein Eigentfum in Anspruch nahm. Er ift dem 
Kläger, welcher fie nad Mobiliarpfändung und Verfteigerung von 
dem Erfteher erworben hatte, durch ein am 21. Mai 1892 rechts: 
fräftig gewordenes Urtheil zur Herausgabe verurtheilt. Das Ur- 
theil war nicht zu rvealifiren, weil die Steuerbehörde die Freigabe 
von der Entrichtung der auf dem Zuder Laftenden BVBerbrauds- 
abgabe von 9 Marf per Eentner abhängig machte, die Beklagter 
verweigerte. Er ift vom Neichsgericht in Uebereinftimmung mit 
dem Landgericht zur Zahlung von 3830 Mark 40 Pf. Schadens- 
erjag al8 dem Werthe verurtheilt, welchen der Zuder im Yuli 
1889 hatte, wenn er damals erportirt wurde. Denn als fingirt 
unredlicher Befiter haftet er für Verjehlimmerungen, welche in 
Tolge mäßigen Verjehens — vgl. 157 — eingetreten find, wie der 
unrechtfertige Befiter — WUR. IL, 7, 8.240 —. Auf diefen 
Tall find die Beftimmungen des A.L.R. I, 6, S. 91 über Schaden®- 
erfag bei außerkontraftlichem Verhalten anzuwenden. V, 477/94 
vom 22. Juni 95. 

205. Die H.fchen Eheleute behielten fi) im I. 1888 bei 
der Auflaffung ihres Grundftüds an ihre Tochter und deren Che- 
mann Anton 8. einen Auszug vor, der demnäcdft auf dem Grunb- 
ftüde eingetragen wurde. In Folge von Differenzen mit den 
Auszüglern beichloß Anton 8., das Grundftüd zur Zwangs- 
verjteigerung zu bringen. Er ließ feinen Grundjtüdsantheil feinem 
Bruder Karl zum Scheine auf, blieb jedoch im Befite des Grund- 
ftüds, bezahlte einer Hhypothelengläubigerin feine Zinfen und ver- 
anlaßte fodann diefe Gläubigerin zur Stellung des Zwangs- 
verjteigerungsantrages. Bet der Ziwangsverfteigerung wurde das 
Srundftüd dem Anton R. für das Gebot von 7000 Mark ohne 
Uebernahme des Auszugs, welcher vollftändig ausfiel, zugefchlagen. 
Anton 8. hat im Widerfpruh mit feinen fontraftlihen Pflichten 
gegenüber den Auszüglern vorfätlic) und argliftiger Weife das 
Erlöfchen des dinglihen Rechts und aller weiteren Auszugs- 
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ansprüche der H.’ichen Eheleute herbeigeführt und zwar zu einer Intereffe und 
Zeit, wo er in Wirffichfeit no) im Befite des mit dem Auszuge a 
belafteten Grundftüds war. Mit Reht ft ern ULU.R 1T 

5, $. 285 zur Vergütung des ganzen Intereffes der Auszügler 
verurtheilt. VI, 146/95 vom 26. Sept. 

206. Ü.L.R. Aus dem für vorläufig vollitredbar erklärten 
erftinftanzlichen Urtheil hat Kläger die Subhajtation des ihm ver- 
pfändeten Grundftüds betrieben. Der Berufungsrichter hat richtig 
angenommen, daß der mündlich abgejchloffene Stundungsvertrag 
den Kläger, einen Kaufmann, verpflichtete, daß deshalb die ge- 
Hagte Forderung nicht fällig war, als die Klage erhoben, und 
aucd noch nicht, als die Subhaftation vollzogen war, wohl aber 
zur Zeit des zmweitinftanzlichen Urtheils, welches auf die Der- 
urtheilung zum Ausfall bejchränft wurde. Das Neichsgericht hat 
das Urtheil aufgehoben und zurücverwiejen, weil die Kompenja- 
tionseinrede des Bellagten verworfen ift, welcher wegen der un 
berechtigten Subhaftation Schadenserfag begehrt. ‘Denn wenn 
auch die Volljtredung eines demnäcdhjit nicht für gerechtfertigt er- 
achteten, für vorläufig vollitredbar erklärten Urtheild den Extra- 
henten nur jchadenserfaßpflichtig macht, wenn er im Verjchulden 
war: fo erzeugt doc ein vertragswidriges Handeln den Anjprud) 
auf das Erfüllungsintereffe, wenn der Handelnde fich nicht zu 
erkulpiren vermag. Kläger hat aber gegen die im Stundung®- 
vertrag übernommene Verpflichtung gehandelt, und er fan id) 
al® Kaufmann nicht mit der Unfenntniß der bandelögejeglichen 
Beitimmungen entfchuldigen. Hatte er Zweifel darüber, ob der 
Stundungsvertrag ein Handelsgefchäft jei, jo war er im Der: 
ihulden, wenn er fic) über diefen Zweifel hinwegjette. V, 72/95 
vom 9. Dt. 

207. Kläger Hatte von ©. deffen Gefchäft und Waaren 
gekauft; er hat den Kauf wegen Betrugs angefochten und gegen 
©. auf Ungültigfeitserflärung und Rüdzahlung der angezahlten 
5000 Darf gellagt. Darauf it auch rechtskräftig geiproden. 
Während diefer Prozeß noch fchwebte, war Kläger verzogen und 
hatte die von ©. gefauften Saden im Gewahrjam des Mit- 
beflagten B. belafjen. Mit Bewilligung des B. find die Saden 
für den Mitbeflagten G., dem ein Anfprudy gegen ©. zujtand, 
gepfändet und verfauft. Der Erlös ift auf Anhalten des Klägers 
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Pflichten ala Verwahrer der Sachen verlegt hat, ift er verurtheilt, 
die Auszahlung der hinterlegten Summe zu bewilfigen und dem 
Kläger allen durch die Herausgabe der Sachen an den Geridts- 
vollzieher entitandenen Schaden zu erfeßen. Der Anfpruch bes 
Klägers ift an fih begründet. Die von ©. dem Kläger verlauften 
und übergebenen Saden waren defjen Eigentbum geworden und 
blieben e& bi8 zur Nüdgabe an S. Die Pfändung der Saden 
ohne Einwilligung des Klägers oder eines legitimirten Vertreters 
defjelben war ungültig. Da B. erft durd) feine Geftattung ber 
Pfändung die Verlegung der Rechte des Klägers ermöglicht Hat, 
fo hat er Alles zu thun, wa8 möglicherweife zur Wiederaufhebung 
derfelben erforderlich ift. Daher Verurtheilung, die Auszahlung 
zu bewilligen. Auch die generelle Schadensfeftftellungsflage wurde 
für zuläffig erachtet, weil der Umfang des Schadens zu der 
Zeit, al8 der Betrugsprozeß mit ©. fchwebte, ungewiß war. 
Das Intereffe des Klägers an alsbaldiger Peftftellung der 
Schadenserfagpflicht des DB. ergibt fi) daraus, daß die Klage 
gegen ©. von der Feltitellung eines VBerjchuldens des B. bei Ge- 
ftattung der Pfändung abhing und Kläger aus diefem Grunde 
rechtlich intereifirt war, diefe Teititellung gleichzeitig mit der Be: 
fangung des ©. herbeizuführen. Dennoch wurde aufgehoben und 
zurüdverwiefen, weil für den Anfprud) aud) gegen B. die Einrede 


des ©. erheblid) war, der Kläger fei bereit wegen aller feiner 


Aniprüde an ©. von diefem befriedigt. V, 103/95 vom 12. Oft. 

208. Kläger hatte dem jpäter fallit gewordenen B. einen 
Waarenkredit bi8 15000 Mark zugefagt auf die Angabe, Beflagter 
werde fi) bei dem Gefchäft mit 20000 Mark betheiligen. Er 
hätte die Zufage zurüdziehen können, wenn ihm DBeflagter auf 
die Anfrage mitgetheilt hätte, das jei nicht der Fall. Statt deffen 
hat Beflagter den Kläger durch die wiffentlich falfche Beftätigung 
ber Angabe des B. getäufcht. Wäre der Kläger dadurch beftimmt, 
den Kredit in der zugejagten Höhe zu gewähren, jo würde er von 
dem Beklagten das negative Vertragsintereffe fordern fönnen, fo- 
weit al® er dem B. den Kredit bei Kenntniß der wahren Sad)- 
lage nicht gewährt hätte. Das wird aud nicht dadurch aus: 
geichloffen, dag Kläger thatfächlich weit über 15000 Mark hinaus 
freditirt hat. 1, 181/95 vom 12. Dft. 
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209. Dgl. 382. Mit der vorbehaltlofen Annahme der nadı- auade umd 
herigen Erfüllung erlifht nicht bloß der Anfprucd auf die Kon- I är 
ventionalftrafe, jondern auch der Intereffeanfprüch wegen verzögerter 
Erfüllung. Das folgt aus 88. 292 —296 A.U.R.L 5. (Bpl. 
Striethorft, Bd. 20, ©. 131; 38.63, ©.74; R.D.9.©. €, 
Bd. 24, ©. 272.) VI, 190/95 vom 28. Oft. 

210. Soweit den Klägern im Fall 55 ein Anfprud auf 
Schadenserjag zuzuerfennen ift, ift ihnen mit Recht diejenige Bei- 
bülfe abgerechnet, welche Fiskus auf Grund des Pr. Gefebes vom 
13. Mai 1888 ihnen, al8 den duch Hochwaffer Befchädigten, ge- 
währt hat. Allerdings find die Beihülfen nicht zur Erfüllung 
von Verpflichtungen gewährt, aber behufs einer wenigftens theil- 
weiten Ausgleihung von Schäden. Hat aber der Berpflichtete 
Cchadenserja geleiftet, fo ift damit feine Verpflichtung erfüllt, 
ohne daß e8 darauf anfam, ob die Leiftung in Anerkennung der 
Verpflichtung oder ohne folche Anerkennung erfolgt ift. Eine 
Schenkung ift nicht anzunehmen. VI, 198/95 vom 18. Nov. 

211. Der Beklagte, Gutsbefiger in Proftlergut bei Marg- 
grabowa, war dem Flagenden Fabrikbefiger in Hilden bei ‘Düffel- 
dorf dur Iandgerichtliches Urtheil vom 23. Febr. 1892, welches 
gegen Sicherheitsleiftung in Höhe von 16500 Mark für vorläufig 
vollftredbar erflärt war, verurtheilt, 750 Sad Prima Kartoffel- 
mehl nad Maßgabe der überfandten Probe franto Waggon 
Marggraboma gegen Zahlung von 16500 Mark nad) Ankunft 
und Unterfuhung der Waare in Königsberg fogleich an Kläger 
zu liefern. Die Berufung des Beklagten ift zurücgewiefen, die 
Revifion am 30. Nov. 1892. Nah dem Berufungsurtheil ließ 
Kläger die Erefution gegen Beklagten nah 8. 770 E.P.O. am 
30. Suli 1892 vollftreden; diefelbe fiel fruchtlos aus. Im Oktober 
1892 hat er auf das Interefje geklagt, und als jolches die Differenz 
zwijchen dem vertragsmäßigen Preife von 22 Marf und dem 
Berliner Marftpreife vom 30. Juli 1892 von 34 Mark pro Sad 
gefordert. Unter Annahme eines Preijes von 33 Marl, von 
weldhem nod; 3 Mark 39 Pf. Transportkoften von Darggrabowa 
biß Berlin abgezogen find, ift Beflagter zur Zahlung von 5707 Dart 
50 Pf. fammt 6 Proz. Zinfen jeit 30. Sult 1892 verurtheilt; 
Revifion beider Theile zurücgewiejen. Mit der Erklärung, daß 
er am 1. Dec. 1892 dem Kläger die Lieferung der Waare ver- 
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dem im VBorprozeß die Revifion zurüdgemwiejen war, lag die Sade 
jo, als wie wenn da8 erequirte Urtheil vom 23. Yebr. 1892 
bereit am 30. Juli 1892 rechtsfräftig gewejen wäre. ft aber 
das (für vorläufig volljtredbar und demnächft beftätigte) Urtheil 
ohne Erfolg vollitredt, und hat hierauf der Kläger die ihm gemäß 
8. 778 erwachjene Intereffeforderung im Wege der Klage erhoben, 
jo verbleibt dem Beklagten nicht mehr das Nedit, diefe Forderung 
durch Angebot einer Naturalerfüllung wider den Willen des Klägers 
abzuwenden. VI, 214/95 vom 18. Nov, 

212. Da die Zwangsvollftrefung aus dem für vorläufig 
vollitrefbar erklärten Urtheil vor dem NRevifionsurtheil gefucht ift, 
fann der niedrigere Marktpreis zur Zeit der Nechtöfraft des Ur- 
theils für die Höhe der Intereffeforderung des Klägers nicht maf- 
gebend fein, vielmehr war der Tag der fruchtlofen Zwangsvoll- 
jtredung enticheidend (30. Yuli 1892). Hätte der Beklagte damals 
erfüllt, jo wäre der Kläger in der Lage geweflen, das Kartoffel- 
mehl zu dem damaligen Marktpreife zu verwerthen. Daß der 
Kläger nicht früher die Zwangsvollitredung unter Sicherheite- 
leiftung gejucht hat, wo der Preis niedriger war, ift weder ale 
Chifane, nocd, al® Verlegung von Treu und Glauben anzujehen. 
Der Beklagte hätte ja früher leiften Fönnen. VI, 214/95 vom 
18. Nov. 

213. Da der Kläger, wenn ihm am 30. Juli 1892 geliefert 
wäre, auch den damaligen Marktpreis hätte erlangen Fünnen, jo 
rechtfertigt fih damit die AZuerfennung von Zinfen jeit jenem 
Tage. VI, 214/95 vom 18. Nov. 

214. Da der Kläger von Anfang an den Berliner Marft- 
preis feiner Rechnung zu Grunde gelegt hat, fo tft der Abzug 
der Zransportfoften von Marggrabowa nad Berlin gerechtfertigt. 
Vebrigens hatte der Richter den Schaden nad) $. 260 E&.P.O. 
frei feftzuftellen. VI, 214/95 vom 18. Wov. 

215. Im Fall 84 hatte B., welcher eine Reftauration be- 
treibt, die Kautionshhypothef von 20000 Mark für alle der Aftien- 
brauerei aus dem mit ihm gefchloffenen Vertrage zuftehenden An- 
prücdje beftellt. Nach dem Bertrage Hatte er ein von ihr bis 
1902 nicht fündbares Darlchn von 135000 Mark zu 5 Proz. 
zu verzinfen und bi8 dahin alles benöthigte Bier von der Brauerei 
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zu einem beftimmten Preije zu beziehen. B. ift im April 1893 
in Konfurs gerathen, im Auguft 1893 find die Grundftücde fub- 
haftirt. Zwei nachfolgende Hypothefgläubiger, welche fonft aus- 
fallen, beftreiten der Rautionshypothef die Priorität. Damit find 
fie abgewiefen. Die Aktiengefellichaft berechnet für ihre Hhpothef 
den Zinsverluft des Kapitals von 135000 Marf, das fie nur zu 
einem niedrigeren Zinsfuße nugen fann; und 3 Marf als ent- 
gangenen Gewinn für jeden Heftoliter Bier, jährlich mindeftend 
1000 Heftoliter. Das die Haftung des DB. für diefe Differenz- 
forderung begründende Verfchulden Tiegt darin, daß er jeine 
Zahlungsverbindfichkeiten nicht erfüllt und dadurch feinen Konkurs 
herbeigeführt hat. Daß Umstände vorliegen, welche den Konkurs 
von DB. ohne Verfchulden verurjaht haben, ift von den Öhpothef- 
gläubigern nicht dargelegt. UWeberdie8 wurde aus dem Bertrage 
abgeleitet, daß e3 eines Verfchuldens wegen des unterlaffenen Bier- 
bezugs gar nicht bedürfe, weil B. auf die Einrede verzichtet hatte, 
daß der Bierbezug aus irgend einem Grunde unmöglicd) geworden 
ji. Die allgemeine Behauptung, daß die Härten des Bier- 
lieferungsvertrags und die unterbliebene Auszahlung eines weiteren 
Darlehns die Urfache feien, genügt dazu nit. Daß die Aftien- 
gejellichaft da8 Darlehn dem zahlungsunfähigen 9. hätte belaffen 
oder in die Mebernahme der Schuld durch die Erjteher des Grund- 
jtüds hätte willigen follen, obgleich dieje die Ucbernahme auch der 
damit zujammenhängenden Berpflichtung zur Bierabnahme ab: 
gelehnt Hatten, ift eine offenfichtlich unberechtigte Zumuthung. Der 
Aftiengefellfchaft wurde das Recht auf Auszahlung für die fällig 
gewordenen Zinfen und den entgangenen Gewinn aus dem nicht 
gelieferten Bier und das Recht zugefprocdhen, fi wegen der nod 
fällig werdenden an das Kapital zu halten. V, 163/95 vom 
30. Nov. 

216. Infolge Bergbaues ijt dem Brunnen des Elagenden 
Brauereibefigers da8 Waffer entzogen worden. E8 ijt auf Gelb- 
entichädigung erfannt. Denn das Anerbieten der Gewerkichaft, 
tiefer zu bohren und dadurch wieder Waffer für den Kläger zu 
erichroten, durfte diefer zurücweilen. Cine Wiederherjtellung des 
früheren Zuftandes, welche feine Dauer verjpricht, braucht Kläger 
al8 Schadenserfag nicht anzunehmen. Die von dem vernommenen 
Sadjverftändigen begutachtete Wahrfcheinlichkeit, dak mit dem fort- 
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Interefie und fchreitenden Bergbau der Beklagten die bereits eingeleiteten und 


Schadens- 


erfaß. 


eingetretenen Senfungen von Neuem in Bewegung gebradjt werden, 
und dann der tiefer gelegte Brunnen von Neuem verfiegen wird, 
reicht zur Zurüdweifung jenes Angebots aus. V, 9/95 vom 18. Dec. 

217. Erfat für den geringen Abjat, welchen der Kläger 
für das unter Benukung der ftädtifchen Wafferleitung gebraute 
Dier gehabt hat, darf der Kläger dann nicht fordern, wenn er 
durdy) Nachfrage bei Sachverftändigen erfahren konnte, daß die 
Viltrirung des Ruhrwaffers den Nachtheil befeitigt hätte, umd 
folange das nicht gefchah dadurd), daß er die Hefe nur einmal 
verwendete. Wer ein Bacfenntniß erforderndes Gejchäft unter- 
nimmt oder betreibt, ohne folche zu bejigen, Tann fich auf diefen 
Mangel nicht berufen, wenn bei eigener Sadfunde oder durd) 
Zuziehung von Sacdpverftändigen ein Schaden hätte vermieden 
oder verringert werden fünnen. V, 9/95 vom 18. Dec. 

218. Im PVorprogeß war die jest Magende Gewerkichaft ver- 
urtheilt, dem jeßigen Beklagten den durch die Entziehung des 
Wafjers in feinem beim Haufe 149 befindlichen Brunnen bis dahin 
entftandenen Schaden zu erjegen. In dem jpäteren Vergleich hat 
die Gewertkichaft e8 übernommen, dem jeßigen Bellagten den Schaden 
für die Zukunft dur eine Wafferleitung zu gewähren. Die Ge- 
werfihaft beanjprudht, daß DBeflagter die Leitung nicht für das 
nad dem DVergleid) auf der Parzelle 63 errichtete Haus bemuten 
dürfe. Das tft nicht daraus abzuleiten, daß beim Abfchluß des 
Vergleiche ein Schaden nur bei der damals beftehenden Haue- 
befigung in die Erfcheinung getreten fei. Denn der Schaden des 
Beklagten beftand darin, daß der Brunnen fein Waffer mehr gab. 
Die Gewerfichaft war aber verpflichtet, den Zuftand vor der DBe- 
Ihädigung wiederherzujtellen, I, 6, 8.79. Wenn eine Gelegen- 
heit zur Nubbarmadjung des damals überflüffigen Wafjers fi 
erit jpäter ergab, fo trat durch das Fehlen des Wafjers nicht eine 
neue Beihädigung ein. Nur fo weit Fünnte vielleicht ein Schaden 
überhaupt geleugnet werden, al8 der Brunnen eine Waffermenge 
geliefert hätte, die nad) vernünftigem Ermefjen niemals vollitändig 
verwendbar gemwejen wäre. Die Wafferleitung gibt ausgiebiges 
Waffer auch für das neue Haus. Dafür würde der Beklagte nur 
fo weit fein Recht haben, al8 der alte Brunnen für den neuen 
Bedarf nicht genügt haben würde. V, 202/95 vom 21. Dec. 


Die einzelnen Obligationen und Anfprücde. 113 


219. In der Klage waren nur 1500 Marf aus der Un- 
fallverfiherung gefordert; der Anipruch tft erft furz vor dem erft- 
inftanzlihen Urtheil über die Höhe des Schadens auf 3333 Marf 
33 Pf. erhöht. Beklagte ift dann zur Zahlung von 2500 Mart 
fammt Zinfen verurtheilt.e. Das Neichegericht hat dieje DVer- 
urtheilung bezüglich 1500 Mark jeit Erhebung der Klage (24. Febr. 
1889) beftehen laffen, für die vollen 2500 Mearf erjt feit jener 
Erhöhung des Anspruch® (10. Juli 1894) zuerfannt. III, 153/95 
vom 25. Oft. 

220. Da der Vater, welcher nad) dem Zode feiner Che- 
frau da8 Hauptjädhlich aus zwei Häufern beftehende Vermögen 
der ehelichen Gütergemeinjchaft ungetheilt in feiner Hand hatte, 
die Gemeinschaftsfchulden zu einer Zeit bezahlt Hatte, zu der er 
die Intereffen der an der Gemeinfchaft betheiligten Kinder nicht 
kraft Auftrags oder freiwilliger Gefchäftsführung, fondern al8 ge- 
jeglicher Vormund nad) Code 388 ff. wahrgenommen hatte, fonnte 
er Zinjen aus Art. 2001 nicht fordern. Er hatte die Schuld- 
beträge vielmehr, wenn er fie aus dem verwalteten Vermögen der 
Kinder nicht deden konnte, bei der abzulegenden Schlußrecänung 
unter den Paffiven einzuftellen, und war alsdann berechtigt, von 
feinem Saldoguthaben nad Code 474 von ber Mahnung ab 
Zinjen zu fordern. II, 223/95 vom 26. Nov. 

221. Im Fall 167 waren für die erhobene condictio sine 
causa Zinfen der zurüdgeforderten Anzahlung erjt feit Erhebung 
der Klage zuzufprechen. I, 256/95 vom 27. Nov. 

222. Im Fall 361 war die Darlehnsforderung der Klägerin 
von 4200 Mark (unter Hinzurechnung der Zinfen) mit 6063 Mart 
86 Pf. in die Bilanz vom 3. Aug. 1838 eingeftellt. Damit ijt 
indefjen eine Kapitalichuld bezüglich der in jenem DBetrage ent- 
haltenen Zinjen nicht fonftituirt. Die Parteien haben nicht ge- 
mäß 8.454 U. R.L, 16 an Stelle der bisherigen Zinjenfchuld 
eine Kapitalichuld ausdrücdlich gefett. Haben aber die rüdjtändigen 
Zinjen diefen Charakter nicht verloren, jo lief, wenn auch durd) 
Anerkennung die Verjährung unterbrochen war, eine neue Ver: 
jährung, und die Klage ift erft Anfang 1893 abgelaufen. Alle 
von Beginn des Iahres 1889 verfallenen Zinjen waren aljo ge- 
mäß SS. 2, 5 des Pr. Gefeßes vom 31. März 1833 verjährt. 
Il, 256/95 vom 10. Der. 
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223. IV, 115/95 vom 14. Oft. wie Bd. XVI, 174 bezüg- 
lic der Verpflichtung einer minderjährigen Enkelin, deren Vater 
nicht mehr lebt, und die ein Kapitalvermögen von 9500 Mark hat, 
ihre väterliche Großmutter zu alimentiren. ‘Die füämmtlihen Kinder 
der Großmutter find nad) den augenblidlich obwaltenden Um: 
itänden nicht fähig, etwas zur Alimentation beizutragen. Nach 
dem Erbrezeffe über den väterlichen Nachlaß Hat die Mutter der 
Beklagten den Zinsgenuß an den 9500 Marf als Beitrag zu 
den Erziehungstoften. Ein unbedingtes und uneingejchränftes Recht 
darauf, daß das Kapital in feinem Beitande erhalten bleibt, und: 
daß ihr die Zinfen von dem unveränderten DBejtande zufließen, 
fteht der Mutter um fo weniger zu, al® fie die gejetliche DVer- 
pflihtung hat, au aus eigenen Mitteln für ihr Kind zu forgen. 

224. Celle für Lippe. Der Kläger hat als BVertreter eines 
während der Che geborenen und in diefem Prozeffe ald ehelid, 
anerkannten Kindes wider den Beklagten auf Alimente geklagt. 
Der Bellagte ift verurtheilt, denn er hatte fich in einem mit dem 
Kläger geichloffenen Vergleiche zur Zahlung von Alimenten ver- 
glihen. Dabei konnte e8 fich wegen der nicht widerlegten prä- 
fumtiven Vaterihaft de8 Ehemanns nicht um gejeßliche Alimente 
handeln; der Vergleich bedurfte aljo auch nicht der gerichtlichen 
Beitätigung. III, 270/95 vom 13. Dec. Dgl. 616. 

225. Im Fall 649 war Kläger zum Anfprudh auf Red- 
nungslegung legitimirt, aud) ohne daß der Streit über das Recht 
an dem Kapitale auf Grund des Erbrechts entichieden wird. Denn 
diefer Anjprud) folgt aus dem Auftrage. Der Beklagte hat das 
Kapital auf Grund der ihm von den Erben de D. W. ertheilten 
Bollmadjt verwaltet, damit dejjen Zinsertrag zur Erhaltung des 
im Mai 1892 verftorbenen E&. W. gemäß den Vorfchriften des 
Teftaments verrumdt werde. Nad) dem Tode des Lesteren waren 
die Bollmadhtgeber berechtigt, Necdhnungsablage bezüglich diejer Ver- 
waltung zu fordern, und diefen Anjprud) madt der Kläger aus 
dem Rechte feiner Ehefrau al8 deren Xheilerbe geltend. III, 27/95 
von 9. Juli. 

226. ÜL.R. Die beflagte Gewerfihaft benußt jeit 1870 
ein der Klägerin gehöriges Anfchlußgeleife, und Hat fich verpflichtet, 
einen nach Verhältniß der Förderung beider Zehen zu ermitteln- 
den Theil der auf 10 Proz. der Anlagefojten feitgefegten Amorti- 
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jationsjumme des Geleifes zu zahlen. Die Beklagte ift bedingt Anfpruc auf 
verurtheilt, der Klägerin über die von ihr in neun Jahren ge nr 
förderten Kohlen eine eidlich zu beftärkende Rechnung zu legen; Bi: 
Revifion zurüdgemwiefen. Dem Einwande, daß Klägerin znnächft 
über die Anlagekoften und die eigene Förderung Rechnung zu legen 
habe, tft zurüdigewiefen. Denn die beiderjeitigen Rechnungen ftehen 
nicht im Verhältniß von Leiftung und Gegenleiftung. Die Red 
nungslegung ift die nothwendige Vorbedingung zur Zahlung. Zur 
Zahlung ift aber die Beflagte verpflichtet, nachdem die Klägerin 
den Vertrag durd Geftattung der Geleijebenugung Tängft erfüllt 
bat; die DBellagte muß aljo durd; Rechnungslegung über ihre 
Förderung den erften einleitenden Schritt zur Erfüllung diejer 
Berpflichtung thun, und kann es der Klägerin überlafjen, ob dieje 
jih dadurd, daß fie mit der ihr obliegenden Rechnungslegung 
nicht nachfolgt, in Empfangsverzug jeßen will. V, 112/95 vom 
30.08. j 

227. Der Klägerin ftand gegen ihren gejchiedenen Che- Deitt. 
mann eine Forderung von 15000 Marf zu. Sie ift bei Sub- 
haftation von beifen Grundftüd, welches dem Beklagten für 
40450 Mark zugeichlagen wurde, mit 11844 Marf 88 Pf. aus- 
gefallen. Der Beklagte ift zum Erjak von 9955 Mark ver- 
urtheilt. Seine Revifion wurde zurüdgewiefen. Der Ehemann 
M. Hat fi) durd Veräußerung des Inventars und der Ernte, 
die er bei drohender Smwangsvollitrefung in der Abficht, die Be 
friedigung der Klägerin durch Devaftation des Grundjtüds zu 
vereiteln, vornahm, einer dem $. 288 St. ©. unterfallenden Hand- 
lung fhuldig gemadt — R. ©. E. in Str., Bd. 15, ©. 114; 
Bd. 24, ©. 239; Bd. 26, S. 9 — und der Beflagte hat fidh 
einer Beihülfe im Sinne $. 49 ©t. ©. 3. jhuldig gemacht, indem 
er in Kenntniß davon, daß es id) für M. um Veräußerung des 
gefammten Inventars und der Ernte, d. h. um eine vollftändige 
Devaftation des Grundftüds handelte, und in der Abjidht, das 
dadurch entwerthete und fchwer verfäufliche Grundftüd in der Sub- 
haftation billig zu erwerben, durch Zufage thätiger Hülfe den M. 
in feinem Entjchluffe beftärtt. Das Thun des M. ift als ein 
einheitliches aufgefaßt, deffen Zwed dem Beklagten befannt war. 
Sr hat den von M. beabficdhtigten Erfolg in feinen Willen 
aufgenommen, und zu der eim einheitliches Ganzes bildenden 

8*+ | 


Delikt. 


116 Die einzelnen Obligationen und Anfprüdıe. 


Devaftation wifjentlich Hülfe geleiftet, indem er alle Pferde bis auf 
eins, 11 Stüd Rindvieh, fämmtlidhe Kartoffeln und die gefammten 
Rüben an fih nahm. Ihne jene Devaftation, welche dur) ein 
Zufammenwirfen des Bellagten und des DM. herbeigeführt ift, 
wäre das Grundftük um 10000 Mark höher verwerthet. VI, 
242/95 vom 24. Oft. 

228. Opfergänger gingen über da8 Grundftüd des DBe- 
flagten, ohne fi) durch die Warnungstafel, begütigende Worte 
und Zurufe abhalten zu laffen. Die Ehefrau des Beklagten wollte, 
weil die angehaltenen Perjonen die Nennung des Namens weigerten, 
das Pfändungsrecht des Befiters auszuüben. Die Opfergänger 
drangen auf den Beklagten und feine Angehörigen ein, die Che- 
frau fam zu Sal. Der Bellagte hat den Kläger aus einem 
Revolver in das Bein geichofjen, welches demnäcdft Hat amputirt 
werden müfjen. Im Strafverfahren ift der Beflagte freigejprodhen 
auf Grund putativer Nothwehr. Das Berufungsgericht hat den 
Bellagten für entichädigungspflichtig erachtet, weil nicht erwiefen 
lei, daß der Ehefrau eine ernite Gefahr gedroht habe, der Be- 
lagte jei über die Grenzen des Crlaubten hinausgegangen, wenn 
er, anjtatt von feinen Händen oder feinem Stode Gebraud zu 
machen, den feiner Ehefrau vermeintlich drohenden Angriff mit 
einem geladenen Revolver abgewehrt habe. Um den Angriff auf 
das Eigenthum des Beklagten abzumehren, fei die gewählte Ver- 
theidigung nicht die einzig denfbare und zugleich erforderliche ge- 
weien. Der Beklagte hätte fi) den Erjat des Schadens durch 
Veitftellung der Perfonen fichern können; auch fei die Art der 
Bertheidigung um jo mehr rechtswidrig gewefen, al® ein unerjet- 
liher Schaden dem Eigentum des Klägers nicht gedroht habe. 
Darin liege ein mindeftens mäßiges DVerjehen, das ihn zum 
Schabdenserjat verpflihte — ÜL.R.L, 3, $. 20; 1,6,8. 117 —. 
Das Neichsgeridht hat aufgehoben, zurücverwiefen. VI, 330/95 
vom 21. Nov. 

229. 8 mußte erwogen werben, welchen Erfolg ein be- 
fonnener Mann von dem Gebraud, feines Stodes oder feiner 
Faust fid) bei der getcjilderten Sadjlage einer zahlreichen DMenfchen- 
menge gegenüber hätte verjprechen fünnen, die fi) auch nicht durd) 
Abfeuerung von Schredihüffen abhalten lief. ‘Die Lage der zu 
Tall gefommenen Chefrau Tonnte einen ebenjo gefahrdrohenden 
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Eindrufd machen, wie wenn fie zu Boden geftoßen wäre, zumal 
wenn die Wahrnehmung der Einzelheiten de& Vorgangs durd) die 
Zahl der die Ehefrau umringenden Perjonen erjchwert wurde. 
Das Derufungsgericht befaßt fid) mit der Frage nicht, was der 
Beklagte in der von ihn geforderten Beichränfung feiner Ver- 
thetdigung hätte erreichen und in&bejondere für erreichbar hätte 
halten jollen, zumal naddem ihm fein Stod genommen fein foll. 
Zur Begründung de8 Mangel am gewöhnlichen Grade der Auf- 
merffamfeit gehörte auc der Nachweis, daß die Handlung, die 
diejem Grade der Aufmerkjamfeit als entiprechend erachtet wird, 
auch geeignet erjcheint, mindeitens muthmaßlich zu dem Erfolge 
zu führen, der berechtigter Weije angeftrebt wird. VI, 330/95 
vom 21. Nov. 

230. Der Kläger hat durd) Aufftellung einer größtentheils 
erdichteten Forderung de8 DB. ein zu jeinem und feiner Chefrau 
gütergemeinjchaftlichen Bermögen gehöriges Grundftüd zur Zwangs- 
verjteigerung in der Abjicht bringen laffen, bei der nad) erfolgter 
Eheicheidung eintretenden Vermögensauscinanderfekung feine Che- 
frau zu betrügen, indem er nad der Auseinanderfekung das 
Grundjtüd unter dem Dedmantel eines Scheinbar redlichen Nedhts- 
geihäfts an fich bringen wollte. Der Beflagte erkannte diefe 
Adjicht, al8 er den Auftrag übernahm, das Grundftüd für Red 
nung des Klägers zu erjtchen. Da fih der Kläger hiernad) 
mindejtend eines verjuchten Betrugs gegen feine Ehefrau jchuldig 
gemadjt hat, jo fann er nah U.L.R.1L, 3, SS. 35, 36 für fid) 
allein feine Rechte aus jenem Auftrage herleiten. Erjt nad) er- 
folgter Vermögensauseinanderfegung mit feiner Ehefrau oder unter 
deren Zuziehung würde er vom Beklagten die Herausgabe des 
Grundftüds fordern können. IV, 201/95 vom 16. Dec. 

231. Im Fall Bd. XX, 197 hat das Berufungsgeridt nad) 
anderweiter Verhandlung die Beklagten dem Stläger bedingt ver- 
urtheilt. Die Beklagten hätten bei Anwendung der gewöhnlichen 
Sorgfalt eined ordentlichen Gejihäftsmanns die in Wirklichkeit 
beitehende durchaus ungünstige Gcidhäftslage und die Unrichtigfeit 
der mit einem Gewinn abjchließenden Yilanz, jowie der Büd)er- 
abjchlüffe jehr wohl entdeden fünnen. Cine genaue und richtige 
Veftftellung des Vermögens- und Gefchäftsitandes der Gefellichaft, 
wie fie fpäter erfolgt ift, fei al8 Grundlage des der General» 
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verfammlung zu erftattenden Berichts, auch mit Rüdjicht auf die 
Schon mehrfach feitgeftellten großen Unregelmäßigfeiten in der ©e- 
Ihäftsführung des Direktors unerläßlicd) gewejen. Die Bellagten 
hätten fic) bewußt fein müffen, daß durch ihr jchuldhaftes DVer- 
halten nicht bloß Aktionäre, fondern aud) dritte Perjonen zur 
Zeichnung neuer Aktien beftimmt und dadurd) gejchädigt werden 
fünnen; auc, hätten fie vorausfehen fünnen, daß Dritte, welche 
den Erwerb neuer Aktien ins Auge gefaßt hätten, fi vor der 
Zeichnung nad dem Bericht des Auffichtsrath8 erkundigen künnen. 
Schwört Kläger unter anderm, daß er von den (unridhtigen) Aus- 
führungen über die Gefchäftslage der Gejellfchaft, welche in der 
Generalverfjammlung vom 23. April 1890 von dem Auffichtsrath 
oder einzelnen Mitgliedern deijelben abgegeben wurden, Kenntnif 
erlangt hat und dadurch zur Zeichnung feiner 30 Altien beftimmt 
wurde, jo ift die Schadenserfaßpflicht de8 Beklagten begründet. 
Unerheblih), daß Kläger die Aktien zu Spekulationszweden er- 
worben habe. NRevifion zurücdgewiefen, nahdem fih da® Be: 
rufungsgericht der früheren Ausführung des Neichdgerichts über 
Code 1383 angeidjloffen hat. IL, 265/95 vom 20. Dez. 

232. Die Kläger find durd betrügliche falfche Worjpiege- 
lungen der DBellagten dazu verleitet, ein für fie eingetragenes 
Ausgedinge auf dem Grunditüd 124 löjchen zu laffen und da- 
gegen die ganz werthloje Sicherheit anzunehmen, welche mit einem 
dritten Orundftük geleiftet wurde. Dana find die Beklagten 
mit Recht gemäß 8$. 84—86 I, 4, 88.79 ff. L,HU.UR. ver- 
pflichtet, die Wiedereintragung des Altentheild auf jenem erjten 
Grundftüd mit der früheren Sicherheit zu bewirken und den fonft 
den Stlägern erwadjenen Schaden zu erjeßen. Unerheblid, daß 
die Kläger den Auszug aud auf einem zweiten Grundftüd haben 
Löjchen lajjen, wenn fie das in Folge jener falfchen VBorjpiegelungen 
gethan haben. Denn die Bellagten haben nicht behauptet, daß 
die Ausgedinger die Yöihung bei dem zweiten Grundftüde nad) 
erlangter Kenntniß von dem gegen fie verübten Betruge argliftig 
oder in Yolge eines VBerfehens bewilligt hätten. Der Umitand, 
daß die Ausgedinger bei Unterlaffung einer an fi in ihrem 
freien Belieben ftehenden Handlung eine Beihädigung ihres Ver: 
mögen® ganz oder theilweije hätten vermeiden Fönnen, it für fidh 
allein nicht geeignet, die Beklagten von dem Erjate de3 durch den 
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Betrug ihrer Erblaffer verurfachten Schadens zu befreien. — 
Bol. auh SS.18 ff. U.R. LI, 6. — VI, 67/95 vom 6. Juni. 

233. Das Berufungsgericht hat den Beklagten für feine 
"Berfon zum Schadenserfag verurtheilt, weil derfelbe unterlaffen 
habe, die obervormundichaftliche Genehmigung eines von ihm als 
curator absentis gejchlofjfenen Vertrags einzuholen und denjelben 
dahin auszuführen, daß er die dem Kläger zugelagte Hhpothet 
an dem Grundftücd des Abwejenden für die Forderung aus dem 
Bau beitellte, während Kläger feiner Verpflichtung aus dem DVer- 
trage, den Bau zu vollenden, nachgefommen war. Durd den 
Ausbrucd) des Konkurjes war die Beitellung der Hppothet un- 
möglid; geworden. Die Subfidiarität der actio doli fteht wegen 
des Konkurfes nicht entgegen L.6 D. de dolo malo 4, 3. VI, 
120/95 vom 1. Juli. 

234. Die Trage, ob die obervormundfchaftliche Genehmigung 
ertheilt worden wäre, wenn fie vom Bellagten nachgefucht wäre, 
durfte aber nicht umgangen werden. Denn ohne jene fonnte 
da8 Webereinfommen nicht vollzogen werden. VI, 120/95 vom 
1. Yuli. 

235. Arglift jet aber nicht bloß Nechtswidrigfeit der Hand- 
lung, jondern auch da8 Bewußtjein der Nechtswidrigfeit voraus. 
(R.G.€, Bd. 8, ©. 179; Bd. 23, S. 137; Bolze, Praris, 
Bd. XVII, 184) Bon diefem fubjeltiven Gefichtspunfte aus 
wären auch die Bedenken zu würdigen, die der Kläger Hinfichtlid) 
der Anfechtbarkfeit einer ohne vorgängige Verpachtung vorgenom- 
menen Hhpothetbeitellung geltend gemadht. Mit Rüdlicht hierauf 
hätte aucd der über die vom Bellagten behauptete Unmöglichkeit 
der Erfüllung ohne Verpachtung des Lindenhofes angebotene Be- 
weiß berüdfichtigt werden müffen. Wird die Trage der Dos: 
willigfeit al8 Vorausfegung der actio doli fhon in Zweifel ge- 
ftellt, wenn der Zufagende begründete Bedenken trägt, ob er feine 
Zujage halten fanıı oder ohne Verlegung der Rechte Anderer 
halten darf, fo fann von einer bewußt rechtswidrigen Handlung 
dann nicht mehr die Rede fein, wenn der Zujagende von einer 
redhtlihen Auffaffung ausgeht, gemäß welcher er ich nicht für 
verpflichtet erachtet und demgemäß die Handlung nicht vornimmt, 
zu der er fi erft nad Eintritt einer Bedingung für verpflichtet 
eradhtet. VI, 120/95 vom 1. Suli. 
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236. Im Fall 508 fordert die Yeuerverficherungsgejellichaft,. 
welche, nadhdem bei D. ein Brand ausgebrochen war, diefem und- 
der DVerpädterin ©. & Söhne al8 jeinen Geffionaren die feit- 
geftellte Schadenssfumme ausgezahlt hatte, von ©. & Söhne den 
diejen und dem DO. gezahlten, d. 5. den gejammten Betrag, den fie 
gezahlt Hat, zurüd, nachdem inzwijchen feitgeftellt ift, daß DO. auch 
diefen Brand angelegt hat. Die Klägerin hat ihre actio doli 
auch darauf gegründet, daß einer der Gefellichafter von ©. & Söhne, 
R. ©,, wider befferes Wiffen eine vor Abjchluß des erjten Ver- 
fiherungsvertrags an ihn gerichtete Anfrage der Elägerifchen Ver- 
treter, ob DO. eine vertrauenswürdige Perjönlichfeit fei, dahin be= 
antwortet habe, daß DO. ein achtbarer Mann fei. Es ift indeiien 
nicht erwiefen, daß R. ©. diefe Antwort, wie Klägerin be- 
hauptet Hatte, wiffentlich falfc) abgegeben Hat. Allein damit 
ist die Möglichkeit einer argliftigen Täufhung nod) nit aus- 
geichloffen. E8 bleibt zu erörtern und es bedarf einer bündigen 
Veitftellung darüber, ob R. ©. vor Abichluß des zweiten, dritten, 
vierten und fünften VBerficherungsvertrags gewußt hat, daß DO. 
damit umging, die Klägerin durch eine faliche Beantwortung der 
Trage über einen früheren Brandichaden zu täufchen, und daß er 
in diejer Abficht die Tragen falicd) beantwortet hat. Sobald das 
dem R. ©. befannt wurde, hörte für ihn D. auf, ein adhtbarer 
Dann und eine vertrauenswürdige Perjönlichkeit zu fein. Hatte 
die Dandelsgejellichaft S. & Söhne ald Verpäcdhterin, welcher ein. 
Theil der verficherten Gegenstände gehörte, ein Intereffe an Auf- 
vechthaltung des eriten Berficherungsvertrags und an Schließung 
weiterer Verficherungsverträge ded D., und hätte R. ©. in der 
Abficht, diefe Verträge nicht zu ftören, damit da8 Interelfe feiner 
Sirma nicht gefährdet würde, der Klägerin diefe ihm fpäter ge- 
wordene Kenntniß von der Berfünlichkeit de8 D. verheimlicht, fo 
würde er fi einer argliftigen Täufhung der Klägerin jchuldig 
gemacht Haben, welche ihn und die beklagte offene Dandelsgefell- 
haft zum vollen Schadenserfag verpflichten würde. Der SIrr- 
thum, in weldyem die Klägerin danad) gehalten wurde, betraf die 
von der Stlägerin bei Abichluß fchon des erften Berficherungs- 
vertrags ausdrüdlicd) vorausgefette Eigenjchaft der Perjon ihres 
Gegenfontrahenten — $.7TUU.R IT, L— RS. war aber 
nicht allein verpflichtet, fich felbit übler Nathichläge zu enthalten, 
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welche auf eine Schädigung der Klägerin hinausliefen. Er mufte Arglift und 
fich in ganz entgegengefetstem Sinne verhalten. Wenn er O., als Perg. 
diejer mit einem DBetruge umging, nicht dazu bejtimmen fonnte, 
hiervon abzulafien oder den bereits abgeichlofjenen VBerficherungs- 
vertrag aufzugeben und einen neuen Berficherungsvertrag mit der 
Klägerin nicht zu fchließen, jo war er verbunden, ber Klägerin 
von den Madjinationen de8 D. Mittheilung zu maden, infofern 
der Abichluß und die weitere Aushaltung des erjten Vertrags und 
die Bereitwilligfeit der Klägerin, fernere Berficherungsverträge 
mit DO. zu fchließen, auf der fortwirfenden Empfehlung des R. ©. 
beruhte, die, wie dem R. ©. nun Elar werden mußte, nicht mehr 
zutraf. ALS redlicher Mann würde R. ©. nicht weiter Vortheile 
al® Theilhaber der Handelsgejellihaft S. & Söhne aus dem von 
D. mit der Klägerin gejchloffenen Vertrage und den noch zu 
Ichließenden Verträgen haben ziehen dürfen, wenn er wußte, daß 
die Aushaltung und der Abichluß diejer Verträge auf feiner durd) 
die Anfrage der Klägerin veranlaßten Empfehlung des DO. beruhte, 
die fich jest al8 auf falfher Grundlage beruhend herausitellte. 
Die im all I, 457/92 bei Bolze, Praris, Bd. XVI, 360 aus- 
gefprochenen Grundfäge find aud) hier entiprechend anzuwenden. 
I, 170/95 vom 6. Suli. Bgl. 553. 

237. Soweit Recdtshandlungen, die vor dem 1. Oft. 1879 Anfechtung, 
erfolgt feien, in Trage kämen, ift zu prüfen, ob deren Anfechtung 
nad) dem Preußifchen Gejete vom 9. Mai 1855 nod ftatthaft 
jein würde, da, fofern dies nicht der Fall, nad) dem Neichögefeke 
vom 21. Yuli 1879 8. 14 dann aud) die Anwendung diejes Ge- 
jeße8 ausgeichloffen ift. Nach $. 10 des Preußischen Gejeges vom 
9. Mai 1855 verliert aber der Gläubiger das Anfechtungsredt, 
jofern er daffelbe nicht innerhalb des ihm für die Erefution gegen 
den Schuldner zujtehenden Zeitraumes ausübt. Ein folder Ver- 
fujt ijt für die Nechtsporgänger des Klägers eingetreten, da die 
Erefution aus dem Urtheil wider die Gräfin PB. vom 8. San. 1879 
gemäß $. 3, I, 24 der Pr. Allg. G. OD. nur innerhalb eines Jahres 
zuläflig war. ‘Den Charakter einer Verjährung Hat diefe ein- 
jährige Frijt nit. Someit e8 fih um NRecdtsafte, die nach dein 
1. Oft. 1879 vorgenommen worben, handelt, jteht der Anfechtung 
auf Grund des Neichsgejetes vom 29. Zuli 1879 der erhobene 
Verjährungseinwand entgegen. ‘Denn da die hier in Betracht 
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fommende Redtshandlung vom 8. Nov. 1879 nad) dem Zeitpuntft, 
in weldhem der Gläubiger, d. h. die Konfursmaffe, bezw. der 9., 
den vollftredbaren Schuldtitel in Geftalt des Urtheild vom 8. Ian. 
1879 erlangt hat, erfolgt ift, fo hat nad) $. 12 de8 NReichsgejeßes 
vom 21. Juli 1879 der für die Verjährung des Anfechtungsredhts 
aus 8.3, Nr. 1 a.a.D. Plat greifende Zeitraum von 10 Iahren 
mit dem 8. Nov. 1879, al8 dem Zeitpunfte der Vornahme der 
Rehtshandlung, begonnen und folglich ift die Verjährung am 
8. Nov. 1889 vollendet gewefen. Die vorliegende Anfechtung ift 
aber erft im 3. 1892 anhängig gemadt. Revifion zurücgemiejen. 
IV, 20/95 vom 17. Iunt/S8. Jule. 

238. Das Verhältniß zwifcdhen dem Schuldner und deffen 
Mitkontrahenten bezw. den von demjelben Bedadhten wird durd) 
die gerichtlid, erwirkte Anfechtbarfeit nicht berührt. Hieraus folgt, 
daß der anfechtende Gläubiger die von ihm erzielte Rechtswirkung 
fediglicdy) durch die Klage gegen den Mitkontrahenten bezw. den 
Bedadıten erreihen fann. Wenn hiernad) die Dereinzichung des 
Schuldners in den Anfehtungsprozeß jedenfalls nicht erforderlid) 
ift, fo darf der Schuldner feine Bafjivlegitimation, wenn er mit 
verklagt wird, bejtreiten, da von ihm nichts zu verlangen ilt. Cs 
mag Välle geben, in denen ein bejondere® Intereffe auf Seiten 
des Gläubigers beftehen Ffann, die Anfechtbarfeit aud) dem Schuldner 
gegenüber fetitellen zu lafjfen; jolche Umjtände waren hier nicht 
behauptet. Das NReichögericht hat deshalb die gegen den Schuldner 
mit erhobene Anfehtungsflage diefem gegenüber abgewiejen. II, 
101/95 vom 9./12. Suli. gl. Bd. IIL, 376; 3b. VIIL, 267. 

239. Nad) dem angefochtenen Afte war der mitbeflagten 
U. von ihrer Mutter mittelft anticipirter Erbtheilung und als 
Seichitellung „„geichentt eine Summe von 200 Mark, welde fir 
befennt, fhon vor Pafjation des Gegenwärtigen von ihrer Mutter 
erhalten zu haben, worüber fie Duittung ertheilt”. Weldyes Redts: 
verhäftniß der Hingabe der 200 Mark zu Grunde liege, ijt nicht 
Elargeftellt. Lüge ein Darlehn vor und bedeutete der Aft einen 
Ichenfungsweien Scdyulderlaß, fo ergäbe fi) aus der Anfechtung 
nocd) nicht ohne weiteres cine Verpflichtung der Tochter, an den 
Gläubiger zu zahlen; vielmehr fönnte derjelbe nur auf die zu 
feinen Gunften wieder auflebende Forderung im Volljtrefungswege 
Zugriff nehmen. Waren aber die 200 Mark fofort fchenfung®- 
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weije gegeben und enthält der At nur eine nachträgliche Beurkundung 
des jchon gegebenen Handgejchenfs, fo genügt die Anfechtung des 
Aftes, durch welchen eine Vermögensverminderung der Mutter nicht 
erft bewirkt worden ift, nicht, vielmehr müßte die Schenfung®- 
handlung jelbit angefochten werden. II, 101/95 vom 9./12. Suli. 

240. Berlin. Die Klägerin ift von ihrem Ehemann durd) 
landgerichtliches Urtheil geichieden, der Ehemann für den jchuldigen 
Theil erklärt. Während der Dauer des Chejcheidungsprozefjcs 
tieß fich der Vater des Ehemann von jeinem Sohne eine Schuld- 
verichreibung über ein Darlehn ausftellen und diefe Schuld auf 
die Grundftüde des Sohnes bypothefarifch eintragen. ‘Der Ehe: 
frau war die Trennung von ihrem Ehemann richterlicd) geitattet; 
die Klägerin hat Anfprud) auf eine Abfindung in Höhe des vierten 
Theil ded DBermögens, Unterhaltsgelder für fi) und ihr Kind 
und Griak der Koften des Eheicheidungsprozeiles erhoben. Die 
gegen den Ehemann verjudhte Zmangsvollitredung blieb erfolglos. 
Auf ihren Antrag ijt gegen den Vater eine einjtweilige Verfügung 
auf Eintragung einer VBormerkung zur Sicherung ihrer Anfechtung®- 
anfprüde erkannt. Diejelbe konnte wegen des Abfindungsanfpruche, 
wegen der Alimente jeit der gejtatteten Trennung und wegen der 
Prozepfoften erfannt werden; injoweit ift die Revifion unbegründet. 
Denn der Abfindungsanipruch war durd) die Schuld des Ehe- 
mannsd begründet und entitand nicht erit durch das redhtsfräftige 
Scheidungsurtheil. Weberdied wird der Zeitpunkt der Scheidung, 
joweit e8 dem jchuldigen Ehegatten nadıtheilig ift, nad $. 771 
AER. II, 1 auf den Tag des in den folgenden Inftanzen be- 
ftätigten Scheidungsurtheil® zurüdbezogen. Der Anfprud) auf 
Eritattung der Prozeffoften wird Schon mit dem Beginn des Pro- 
zefles eriftent; und die nicht gewährten Alimente, welche der Ehe: 
mann außer dem Haufe zu gewähren hatte, Fonnte die Ehefrau 
nadjfordern. VI, 139/95 vom 23. Sept. 

241. Die Befürdtung des Käufers, welder nad) der ihın 
fonft nicht befannten Zahlungseinftellung des Verkäufers die Waare 
abgenommen hat, daß über defjen Vermögen bald Konkurs aus- 
brechen werde, jteht der Kenntniß der Zahlungseinftellung um jo 
weniger gleich, als eine foldye Befürdhtung häufig vorhanden jein 
wird, ohne daß e8 bereits zur Zahlungseinjtellung gefommen ift. 
UI, 142/95 vom 4. Ct. 
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242. Der Sohn de8 Beklagten war nicht Profurift oder 
Handlungsbevollmächtigter feines Vaters, fondern nur, nachdem 
der Güterabfertigungsitelle in Vechta telegraphifch die Anmweifung 
ertheilt war, dem Beklagten das Mehl nicht auszuliefern, von 
diefem zum Berfäufer mit dem Auftrage gejandt, dieje Angelegen- 
heit mit ihm in Ordnung zu bringen. Er follte daher nur die Rüd- 
nahme der Siftirungsordre betreiben, nicht bei der Uebergabe des 
Mehls mitwirken, die nur in Vechta, wo e8 lag, erfolgen fonnte 
und dort aud) an den Beklagten erfolgt ift. Die Kenntniß des 
Bevollmädtigten fann aber nur dann erheblich fein, wenn diejer 
bei der anfehtbaren Rechtshandlung enticheidend mitwirfte. Selbft 
wenn man nun in der die Mebergabe ermöglichenden Erwirfung 
der Rüdnahme der Siftirungsordre eine foldhe Mitwirkung finden 
fönnte, würde fie doch nicht vorliegen, da nach der unanfechtbaren 
Veititellung des Berufungsgeridt® Fr. Ihon vor der Ankunft des 
Sohnes de& Beklagten zu jener Zurüdnahme entichloffen, für deffen 
Mitwirkung daher fein Raum war. III, 142/95 vom 4. Oft. 

243. M. ©. verkaufte und ließ auf feine Grundftüde an 
feinen Sohn und deffen Ehefrau. Er ift darauf in Konkurs ge- 
fallen. Da der Konfursverwalter mit der Anfehtung drohte, 
haben die Käufer die Grundftüde dem VBerfäufer zurüdaufgelaffen 
und M. E. ift wieder al8 Eigenthümer eingetragen. Inzwilchen 
und vor Ausbruch des Konfurjes hatten die beflagten Gläubiger 
des M. E. im Wege des Arreitverfahrens eine Vormerkung auf 
die Grundjtüde eintragen laffen. Sie find auf die Klage des 
Konkursverwaltere verurtheilt, diefelbe Löfchen zu laffen. Denn 
die VBormerfung war, worin die Parteien einig find und wie id) 
injonderheit aus dem Arreitgefuh und Arreftbefehl ergibt, nicht, 
wie das Berufungsgericht auf Grund feiner Auslegung des Ein- 
trag& angenommen hat, zur Sicherung der Darlchnsforderungen, 
fondern zur Sicherung des Anfechtungsanfpruchs eingetragen, wenn 
aud) hierfür die einjtweilige Verfügung der richtigere Weg gewefen 
wäre. Freilid) war mittelbar Ziel der Sicherung die Zwangs- 
volljtrefung wegen der ‘Darlehnsforderungen. Während des Kon 
fursverfahrens konnte aber die Anfechtung nad) $. 29 K.D. allein 
vom Ktonfursverwalter ausgeübt werden; und der Erlös der Grumd» 
jtüde wird zur Befriedigung der Konfursgläubiger aufgebraudt. 
Da die Vornerfung der Verwerthung der Grundftüde im Wege 
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fteht und die Bellagten die Vormerkung dazu benußen wollen, 
um ein ihnen nicht zuftehendes Abjonderungsrecht geltend zu 
machen, waren fie zur Herbeiführung der Löfchung zu verurtheilen. 
VI, 180/95 vom 17. Dt. Gntiprechend bezüglich einer ähnlichen 
Bormerkung, weldhe zur Sicherung der Anfechtung einer für die 
Kinder von M. C. eingetragenen Hhpothef eingetragen war. VI, 
179/95 vom 17. Oft. 

244. Auf Grund eines Verfprechens des fpäteren Gemein- 
Ihuldners Hatte die beflagte Firma Anfprud auf eine vertrags- 
mäßige Hypothef. Diefen Anfpruch hat fie durd) befondere Klage 
verfolgt, aud eine entipredhende Verurtheilung erwirkt, das Ur- 
theil aber wegen der inzwifchen eingetretenen Konfurseröffnung 
nicht mehr zum Vollzug bringen können. Daneben hat fie aus 
einem einen Theil ihrer Forderungen bildenden Wechjel die Der- 
urtheilung der Beklagten zur Zahlung erlangt und auf Grund 
diejes Urtheils eine richterlihe Pfandrecdhtspvormerfung erwirlt. 
Auf eine folhe aber hatte fie aus jenem Versprechen, weldes auf 
eine vertragsmäßige, aljo wefentlich anders geartete Pfandbeitellung 
gerichtet war, feinen Anfprud. Die erlangte Vormerkung unter: 
fag der Anfechtung nad) 8.23? 8.0. IIL, 166/95 vom 18. Oft. 

245. Der Bellagte hat zu dem beiderfeits beabfichtigten 
Zwede, den Släubigern der Handelsgefellihaft 3. & Co. die Be- 
friedigungsobjefte zu entziehen, fi) von deren Vertreter über feine 
Vorderung eine vollitredbare Urkunde ausfertigen, auf Grund 
derjelben pfänden lajfen und dann durd, einen mit der Sculd- 
nerin gejchlojjenen Vertrag die gepfändeten Sachen unter ihrem 
Werthe gekauft. Der Kläger hat wegen feiner ausgeflagten Forde- 
rung an die Handelsgefellichaft jene Akte mit Erfolg angefodten. 
Mit dem Einwande, daß der Handelsgefellichaft höhere Wechjel- 
forderungen an den Anfechtungsfläger als defjen eigene Forderung 
an die Handelsgejellichaft zuftehen, was jener beftreitet, weil e8 fich 
um präjudizirte Gefälligfeitswechjel handle, ift Beflagter nicht gehört. 
Denn die Handelögejellichaft Hat weder in dem wider fie erhobenen 
Prozejfe die angeblichen Wedjielforberungen compensando geltend 
gemadt, nod) wider den jeßigen Kläger aus den Wedjjeln Klage 
erhoben. Die Höhe der Forderung des Klägers tjt in dem wider 
die Dandelögefellichaft geführten Prozeffe auf Grund der beider- 
feitigen Handelsbücher feitgeftellt. Sollte dev Anfechtungsfläger 
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auf Grund der Einrede des Anfechtungsbeflagten abgewiefen werden, 
weil ihm zugemuthet würde, auf feine eigene angeblihe Schuld 
als Erefutionsobjeft zu greifen, jo würde dadurch die Forderung 
der Handelögefellichaft dem Beklagten gegenüber im VBerhältni 
diefer beiden zueinander nicht rechtsfräftig feitgeftelt. Das ijt 
unzuläffig.. E8 wäre vielmehr Sadje der Handelögejellichaft ge- 
weien, ihre angeblidje Forderung an den Anfechtungsfläger im 
Prozepwege geltend zu machen. So, wie die Sache liegt, hat der 
Beklagte nicht nacdjgewiefen, daß bereite und genügende Erefutions- 
mittel für den Kläger im Vermögen feiner Schuldnerin vorhanden 
fcien. VI, 194/95 vom 4. Nov. | 

246. Am 5. Aug. 1893 wurde der Konkurs über das Ber- 
mögen einer Bank eröffnet, welcher der bei ihr ald Kaffirer an- 
geftellte Beklagte eine Kaution in Pfandbriefen bejtellt hatte. Die 
Banf hatte diefe Pfandbriefe ohne Oenehmigung des Beklagten 
bei der KRöniglihen Bank für ein Darlehn von 4500 Mark ver- 
pfändet. Sie hat diefelben am 4. Aug. mit einem Baarbetrage 
von 4540 Marf 19 Pf. ausgelöft und die ausgelöjten Pfandbriefe 
dem Beklagten kurz vor der Eröffnung des Konfurjes wieder aus- 
gehändigt. Der Konfursverwalter hat beantragt, die zum Zwed 
der Auslöfung der Sicherheit bethätigte Geichäftskaffenentnahme 
in Höhe von 4540 Marf 19 Pf. den Gläubigern gegenüber für 
unmwirfjam zu erflären und den Beklagten zu verurtheilen, zur 
Konkursmafje 4540 Mark 19 Pf. jammt Zinjen zu zahlen. Die 
Klage ift abgewiefen. Denn der Bellagte, weldyer den Anfprud) 
auf NRücdgabe der Pfandfadhe nad) Beendigung de8 Pfandredhts 
hat, fonnte im Konkurfe diefen Anjprud) auf dem Wege der Aus- 
fonderung verfolgen. Er ijt jomit nicht Konfursgläubiger, $. 23 
K.D. alfo gegen ihn nicht anzuwenden. Durch eine die Heraus: 
gabe vorbereitende Handlung, Wiederbeiihaffung des Pfandes oder 
Befreiung von einem die Herausgabe hindernden Pfande, gewährt 
aber der Pfandgläubiger dem Berpfänder nichtd Befonderes; er 
bereitet fich lediglich die Möglichkeit, feiner Herausgabepflicht zu 
genügen. Der Verpfänder hat nur fein Eigenthum zurüderhalten. 
Er ift nicht aus der Mafje bereichert. VI, 210/95 vom 14. Nov. 

247. Die Gemeinfchuldner follen am 10. März 1892 ihre 
Zahlungen eingeftellt haben. Am 28. März ift der Konkurs er- 
öffnet. Am 15. März hat auf ihr Erfuchen ©, dem fie ver: 
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iprodhen, eine entiprechende Partie Handichuhe zu liefern, einen 
von ihnen gezogenen Wechiel acceptirt und an ihre Gläubiger 
S. & R. ausgehändigt, welde den Wechjel disfontirt und die 
Baluta auf ihre Forderungen an die Gemeinfchuldner verrechnet 
haben. Die Handfchuhe find an G. nicht geliefert. Die Annahme 
der VBorderrichter, daß der Meaffe daraus Fein Nachtheil erwadjien 
jet und daß deshalb das Gefchäft der Anfechtung gegen S.ER. 
nit unterliege, entbehrt der Begründung. Auf Revifion des 
Konfursverwalters aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn die ©e- 
meinfchuldner wurden durd) das Accept des G. in die Lage ge= 
jet, daffelbe zu diskontiren und fid) Geld zu verichaffen. Das 
fehlte der Mafje in dem bald darauf eröffneten Konkurfe, nad 
dem die Gemeinihuldner ©. & R. in die Lage gejekt Hatten, zu 
ihren Gunjten über da8 Accept zu verfügen. Daß der Konkurs- 
verwalter die Rechte aus dem Accept, wenn er ed nod) vorgefunden 
hätte, gegen G. nur hätte geltend machen fönnen, indem er dem 
jelben Handichuhe lieferte, kommt nit in Betracht, denn die Ge- 
meinjchuldner jelbjit Fonnten vor Eröffnung des Konfurfes den 
Wechfel disfontiren und ihrem Vermögen zuführen. Daß die 
Gemeinschuldner fi) durch folde Verwerthung des Accepts einer 
Argfift gegen G. fchuldig gemacht hätten, ift weder behauptet nod) 
feitgeftellt. Die übrigen Gläubiger find aljo benadhtheiligt, und 
©. & R. haben eine Sicherung oder Befriedigung erlangt, auf 
welche fie feinen Aniprucd hatten. — 8. D. $. 231. — Beitand 
aud zwiihen ©. & R. und den Gemeinjchuldnern nicht etwa ein 
Bertragsverhältniß, welches jene berechtigte, für ihre Forderungen 
Wechfel zu verlangen, fo erhielten fie durd) das G.’jche Accept 
eine Sicherung oder Befriedigung, welche fie in diejer Art nicht 
zu beaniprucdhen hatten. — 8. DO. 8. 23°. — I, 231/95 vom 
3. Dec. Bol. 187. 

248. Die Bellagte ließ am 15. März Pfändung vornehmen 
und erhielt am 19. Mai, ohne daß c& zu einer Verfteigerung der 
gepfändeten Gegenftände gefommen war, Zahlung. SInzwifchen 
hatte jie, da fie noc) andere Forderungen hatte, am 21. März 
Konkurs über dad Vermögen ihrer Schuldnerin beantragt; das 
wurde am 24. März zurüdgewiefen, weil die Zahlungsunfähigfeit 
nicht glaubhaft gemadt jei. Die Beklagte erhob fofortige Be- 
Ichwerde, beantragte am 11. April Ausfegung der Enticheidung, 
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am 24. Iuli Entjheidung, worauf das Landgeridht am 16. Aug. 
der Beichwerde ftattgab; am 18. Aug. ift der Konfurs eröffnet. 
Der Konkursverwalter hat die Zahlung mit Erfolg angefochten, 
Revifion zurüdgewiefen. Da die Bellagte die Befriedigung nidt 
aus den gepfändeten Sadyen erlangt hat, kommt fie nicht als 
Abfonderungsberecdhtigte, Jondern als Konkursgläubigerin nah 8.O. 
8. 23! in DBetradt. Wenn die gepfändeten Saden, welde die 
Beklagte in Folge der Zahlung hat freigeben müffen, in die Kon- 
fursmafje gelangt find oder diefe um deren Werth bereichert ift, 
jo würde die Zahlung nicht ohne Eritattung deffen angefochten 
werden fönnen, um was die Maffe fich bereichern würde. Die 
Beklagte hat einen Einwand dahin nicht erhoben. Ihr würde 
aud) wegen Anfechtbarfeit der Pfändung aus 8.OD. 8.23? eine 
Replik entgegenftchen. VI, 246/95 vom 9. Dec. 

249. Der Antrag der Beflagten vom 24. Juli war fein 
neuer Antrag auf Konfurseröffnung, vielmehr beharrte Beklagte 
bei ihrem früheren Antrage und bat, der Bejchwerde Fortgang 
zu geben. Wenn aud, zwijcdyen dem Antrage vom 21. März und 
dem Eröffnungsbefhluß ein Zeitraum von ungewöhnlicher Dauer 
lag, blieb jener Antrag für die Anfechtbarfeit der Zahlung maf- 
gebend. Wenn jodann aud) das Gefet davon ausgeht, daß die 
Gläubiger einen Aniprud) auf gleichmäßige Befriedigung durd) 
den Eintritt der JZahlungsunfähigfeit erlangen, jo ijt doch für die 
Anfehtbarfeit der Antrag auf Konfurseröffnung, wenn ihm dem- 
nädhjjt die Konfurseröffnung folgt, al8 der maßgebende Zeitpunft 
zur Vermeidung der nicht leichten Feititellung des Zeitpunftes des 
Eintritts der Zahlungsunfähigfeit ein für allemal beftimmt. Cs 
war deshalb im vorliegenden Yal nicht auf die Behauptung der 
Beklagten einzugehen, daß die Zahlungsunfähigfeit der Schuldnerin 
erit al8 zur Zeit de8 DBejcluffes des Landgerichts glaubhaft ge- 
madt anzufehen und erft al® nun eingetreten zugejtanden fei, 
während fie früher bejtritten war. VI, 246/95 vom 9. Dec. 

250. Im Fall 610 hatte der Kläger einen vollftredbaren 
Zahlungsbefehl gegen die Ehefrau 2. für die Summe von 10000 
Mark erwirkt, die Erbtheilung war am 28. bezw. 29. Febr. 1892 
erfolgt; auf Grund Code 882 hat der Kläger Einiprud) gegen 
die ZTheilung erhoben, welcher den Erben der Witwe W. am 
2. Mai 1892 zugeitellt ift. Mit der am 8. Nov. 1893 zugeftellten 
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Klage hat er auf Grund des Anfechtungsgefeges 8. 3, Nr. 1 Anfechtung. 
wider die Erben die Erbtheilung angefochten. Der Anfechtung 
ift von dem Berufungsgerichte ftattgegeben. Allerdings Hatte 
der Gläubiger mit feinem Schuldner 8. einen Naclaßvertrag 
geichloffen, aber feinen Anfprudh gegen die Ehefrau ald Bürgin 
und gegen die Witwe W. vorbehalten, und jene hatten jid 
mit dem Vorbehalt einverftanden erklärt. Darin, daß die Witwe 
MR, ihre Forderung an 2%. dem Kläger verpfändet hatte, lag 
eine gewiffe Sicherheit, namentlid) injoweit, al8 Kläger für 
den Tall der Eröffnung des Konkurjes über 2%. die Konkurs- 
dividende aud) für die verpfändete Forderung zur Dedung jeincs 
Ausfalls einzufordern Hatte. Revifion zurüdgewieien. Die Be- 
nacdhtheiligung des Klägers liegt vor. Auf weldhe Summe fid 
diefe Benachtheiligung beläuft, ift für diefen Prozeß unerheblich, 
jedenfall® mußte der Ehefrau 2. ein Zheil de8 Nachlafjes ver- 
bleiben. Auch hat da8 Berufungsgericht die Abfiht der Ehefrau 
!, und ihrer Miterben feftgeftellt, die Theilung in der gefchehenen 
Weije zu thätigen, um die theilweife Befriedignng des Klägers 
aus der Theilungsmaffe durh Inanspruchnahme der Ehefrau ?. 
zu verhindern. Chbenfo ift das Erforderniß des $. 2, vorausfidht- 
fihe Erfolglofigfeit der Zwangsvollftredung, feitgeftellt. II, 264/95 
vom 17. Dec. 

251. Im Fall Bd. XIX, 116, 243 hat da8 Berufungs- Lex Aquilia. 
gericht anderweit die Klage abgewiejen; Revifion nun zurüd- 
gewiefen. Denn e8 war angenommen, daß der Bellagte ohne 
Uebertretung fonftiger Gefeßesvorjchriften in dem guten Glauben 
gehandelt, zum Xödten von wildernden Hunden dur die von 
dem Sagdpächter bei einer früheren Jagd ein für allemal ertheilte 
Ermädtigung befugt zu fein, und daß er zu joldhen Glauben nad) 
den vorliegenden Umftänden bei einem gewöhnlichen Grade von 
Aufmerkjamfeit berechtigt fei. Die Annahme, der Beklagte habe 
feinen Grund gehabt, an der Eigenihaft des H. al8 IJagdbered- 
tigten zu zweifeln, kann um fo weniger beanjtandet werden, als 
der Kläger nicht behauptet hat, daß dem Bellagten die Um- 
ftände, welche die Nichtigkeit der Jagdpadht begründen, bekannt 
gewefen jeien oder bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerkfam- 
feit hätten befannt fein müffen. VI, 157/95 vom 3. Dkt. 
Vgl. 116. 
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252. Gin Damenverein hatte von der Börfenhallengefell- 
ihaft zu Königsberg i. Pr. auf einige Tage Räume zur Ber- 
anftaltung eines Verkaufs Funftgewerblicher Handarbeiten gemiethet. 
Aus einem NRaume führten mehrere jchwer unterjcheidbare Thüren. 
Eine Bereinsdame, melde den Raum verlaffen wollte, gerieth 
Statt an die Ausgangsthür an die zur Wohnung des Kaftellans 
führende Thür, trat hinaus, verlor aber den Boden unter den 
Füßen und ftürzte eine neunftufige Treppe hinunter. Die beflagte 
Sefellfchaft ift ihr zum Schadenserfat verurtheill. Denn der 
unverdedte Kellerraum fei als eine Deffnung im Sinne $. 367"? 
St. ©. B. anzufchen. E8 war nicht genügend, daß dieje durd) 
eine verjchließbare Thür verwahrt war; die Bellagte mußte Anz 
ordnung an ihr Berfonal erlafjen, die Thür ftets verichloffen zu 
halten. Site hätte überdies befondere Vorkehrungen treffen müffen, 
3. DB. einen doppelten Schnepper ober eine Jedermann fichtbare 
Warnungstafel anbringen müfjen. Revifton zurücgewiejen. Aller: 
dings fanın die Treppe jo angebradjt fein, daß dort, wo fie oben 
mündet, eine weitere Verwahrung zum Ecdute von Menfchen 
nicht erforderlich if. Das war aber hier nicht der Tall. Aud 
war e8 Pflicht der beflagten Gejellichaft, dem ‘Damenverein die 
Räume in jolhem Zuftande zu übergeben, daß ein Unglüdsfall 
an der nad) dem Keller führenden Thür ausgefchloffen blieb. Für 
die dauernde Einrichtung eines die Deffnung verwehrenden Ber: 
chluffes hatte aber die Bellagte und nicht der Kaftellan zu jorgen. 
Da die Vorausfegungen de8 8.26 Ü.L.R. I, 6 vorliegen, wird 
die Haftung durd) ein eigenes grobes Verihuflden der Klägerin 
nicht ausgejchloffen. VI, 232/95 vom 18. Nov. 

253. Der Kläger ift im Vorprozeh verurtheilt, der Beklagten, 
welche zufolge feines mäßigen VBerjehens einen Beinbrud) erlitten, 
und die Hälfte ihrer Erwerbsfähigfeit verloren hat, eine lebene- 
längliche Rente von 60 Pf. für den Tag zu zahlen. Seine Klage 
auf Wegfall der Nente ift abgewielen. Denn nit fchon die 
Wiedererlangung der Arbeitsfähigfeit gibt dem Kläger diefes Recht 
nah UL. R.1L 6, 8. 119, fondern erit, wenn die Verlette einen 
wirflichen Erwerb madt, hat er den Anjpruch, denfelben auf die 
Nente anzuredinen; darüber Hinaus hat er nur einen Anfprud), 
wenn die Verlette einen ihr angebotenen und in fihere Ausficht 
gejtellten Erwerb fchuldhaft ohne erfitliden Grund, etwa aus 
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Zrägheit unterlaffen hat. Dafür lag aber nichts vor. VI, 331/95 Lex Aquilia. 
vom 25. Nov. 

254. Im Fall Bd. XVII, 131, 188/89 hat da® Berufungs- Berletung der 
gericht nun die Klage abgewiejen. Revifion zuridgewieen. Denn Amtspfliät. 
es ift jegt erwielen, daß der Schuldtitel nicht erigibel war. Das 
Kontumazialwechielurtheil des Kreisgerichts Lobjens datirte vom 
29. Mai 1879. Der Gerichtsfchreiber des Landgerichts Schneide- 
mühl hatte die Ausfertigung zum Zwede der Zwangspollitredung 
nur in der dem $. 663 ©. B. OD. entipredhenden Form ertheilt. 
Denn nad) 8. 19 des Br. Gefeßes vom 31. März 1879 war die 
Zujtellung des Urtheil zu bejcheinigen, wenn foldhe erfolgt 
war. War das nicht der Tall, das Urtheil alfo nod) anfechtbar, 
jo durfte nad) $. 20, Abf. 1 eine volljtredbare Ausfertigung nur 
auf Anordnung des Gerichts ertheilt werden, und diefe war in 
der DVolljtredungsflaufel zu erwähnen. Dem Gerichtsvollzieher 
ift aber nad) $. 50, Abf. 4 der Gefhäftsanweifung zur Pflicht 
gemacht, fi) von dem VBorhandenfein der vorichriftsmäßigen Voll- 
ftredungsflaujel in allen Fällen auf das Sorgfältigfte zu über- 
zeugen. ALS die Klägerin den Beklagten mit der Erefution be- 
auftragte, war aber innerhalb der Zeit, in welcher eine Erefution 
mit Erfolg volljtredt werden fonnte, eine vorjchriftsmäßige Voll- 
ftrefungsflaufel nicht mehr zu beichaffen. IV, 429/94 vom 
20. Sunt 95. 

255. Die Klage auf Scadenserfag wegen einer in die 
Konturstabelle nicht eingetragenen angemeldeten Forderung wurde, 
foweit fie gegen den Amtsgerichtsjefretär erhoben war, abgewiejen. 
Denn biefem, weldem die Gerichtsfchreiberei unterjtellt war, war 
die Bertheilung der Geicdhäfte der Gerichtsfchreiberet überlaffen. 
Er hatte aber dem Gerichtsaffiftenten R. den Eintrag der Yorde- 
rungen in die Zabelle übertragen, und diefem durfte nach SS. 4 
und 5 des Pr. Gefeßed vom 3. März 1879 diejes Gefchäft über- 
tragen werden. Unerheblid), daß K. bei einzelnen Eintragungen 
Ergänzungen oder Aenderungen vorgenommen bat. Daraus ift 
nicht die Verpflichtung abzuleiten, daß er für die ganze Arbeit 
des R. einftebt. IV, 41/95 vom 27. Juni. 

256. Der beflagte Gerichtsvollzieher hatte unter Ver- 
mittelung ded Gerichtsichreibers die Klagefchrift zum Zwed der 
Zuftellung erhalten. Termin war auf den 3. Mai anberaumt; 

9*F 
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Verfetsung der die Klägerin erfuhr das erft durch die mit der Zuftellungsurfunde 
Ampfiht eicgefandte lagefchrift, welche ihr von dem Bellagten am 
3. Mai zugingen, fodaß fie den Termin nicht mehr wahrnehmen 
fonnte. Sie fordert von dem Bellagten Erjaß der ihr erwachfenen 
12 Mark 46 Pf. Koften des Verfäumnißurtheils. Das Berufungs- 
gericht hat den DBeflagten verurtheilt. Allerdings habe der Be 
fagte, welcher mittelit der Poft zugeftellt hatte, die Zuftellungs- 
urfunde mit der Klagejchrift felbit erjt am Nachmittag des 2. Mai 
erhalten. Hätte er fie aber am Abend de8 2. Mai an die Klägerin 
abgefandt, fo würde dieje die Urkunde rechtzeitig empfangen und 
fi) in der Lage befunden haben, den Verhandlungstermin wahr: 
zunehmen. Der Bellagte hatte fid) damit entfchuldigt, daß er 
am 2. Mat 22 Wechfel zu proteftiren gehabt habe, in Folge beifen 
er mit Ausnahme der Mittagsftunde am ganzen Tage außer: 
halb des Haufes befchäftigt gewejen fei. Zu Haufe habe er die 
22 Wechjelprotefte entwerfen und ausfertigen müflen, was ihn 
bis tief in die Nacht beichäftigt habe. Das Berufungsgericht hat 
den Beflagten mit diefer Einrede nicht gehört, weil der Beklagte 
fih nicht durd) Uebernahme einer zu großen Anzahl von neuen 
Aufträgen außer Stande jeten dürfe, die ihm obliegende Prüfung 
der Eingänge des laufenden ZTaged vorzunehmen und die ge- 
botene Erledigung fchleuniger älterer Aufträge zu bewirken. Das 
Reichsgericht hat aufgehoben; denn nad) S. 34 der Br. Gerichts: 
bollzieherordnung vom 23. Febr. 1885 barf der Gerichtsvollzicher 
vorbehaltlich jeines Rechts, die Uebernahme eines Gejchäfts von 
der Zahlung eines VBorjchuffes abhängig zu machen, und abgejehen 
von freiwilligen Verjteigerungen, die Ausführung eines innerhalb 
feiner örtlichen Zuftändigfeit und feines Gejchäftskreijes erhaltenen 
Auftrags nur ablehnen, wenn er im einzelnen Tall von ber Aus- 
übung feines Amtes Traft Gefeßes ausgefchloffen wäre. Davon 
liegt nicht vor; aud) ift nicht erfichtlih, daß der Bellagte die 
für den Fall feiner Behinderung vorgefehenen Maßnahmen des 
8. 35 rechtzeitig hätte ergreifen fünnen. 8 wurde aber zurüd- 
vermwiejen, weil zu prüfen war, ob es nidjt ungeachtet der Be- 
Ichleunigung, deren die Erledigung der Wechjelprotefte bedurfte, 
Pflicht des DBellagten war, die Eingänge de& laufenden Tages 
alebald zu prüfen. Auch $. 112, Abf. 6 der Geihäftsanweifung 
vom 24. Iuli 1879, weldjer die befcjleunigte Aufnahme der Wechfel- 
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protefte betrifft, überhebt den Gerichtsvollzieher nicht der Pflicht, Verlegung der 
andere feinen Aufichub duldenden Gefchäfte mit der gleichen, unter Amtepfict. 
Umftänden mit noch größerer Beichleunigung zu erledigen. Bei 

gehöriger Prüfung hätte e8 dem Bellagten nicht entgehen fönnen, 

daß die Klagejchrift nebit Zuftellungsurfunde, um rechtzeitig an 

die Klägerin zu gelangen, no am 2. Mai an diefelbe abgefchict 

werden mußte. IV, 104/95 vom 7. Dt. 

237. Die Synbdifatsflage wurde abgewiefen; denn ein hin- 
reichendes Verjchulden der beiden beflagten Richter fei darin nicht 
zu finden, daß fie in dem Urtheile des Vorprozefies die Beftim- 
mung des $. 92, Abi. 2 E. P. DO. nicht bloß auf den Fall, wenn 
der Berufungskläger obfiegt, jondern aud) auf den Fall des Db- 
fiegs des Berufungsbeflagten für anwendbar erachtet haben. Aud 
ift nicht ein fjoldhe® Verichulden darin zu erbliden, daß in dem 
Urtheile gejagt wird, das neue Vorbringen des Berufungsbeflagten 
babe dahin führen müfjen, ihm die Koften der zweiten Inftanz 
zuzujchieben; denn e& erjcheint felbitverftändlih, daß die beiden 
Beklagten nit im Widerfpruh mit der Vorichrift des $. 92, 2 
a. a. D. haben ausfprechen wollen, diefe Koftenzufhiebung habe 
im vorliegenden Valle nicht zum Ermeffen des Richters gejtanben. 

Ill, 181/95 vom 29. Oft. 

258. Släger hatte bei einem Gaftwirth ©. Pferde eingeftellt, Haftung für 
welche dort gefüttert und gepflegt wurden, wofür ©. wöchentlic zen 
Zahlung erhielt. Zu deren Bejorgung hatte ©. einen Knecht 2. 
angenommen, den er im Einvernehmen mit dem Kläger auswählte. 

D. diente ©. zugleich al® Hausfnecht, erhielt aber vom Kläger 
und defjen Leuten die Weifungen wegen der Pferde. Eines ber 
Pferde hatte Steingallen; der beklagte Schmied erhielt deshatb 
den Auftrag, da® Pferd holen zu laffen und den Beichlag zu unter- 
juhen. Der Schmied beauftragte einen in feinem Haufe wohnen- 
den Burjhen X. mit der Abholung. 2. wurde von DB. auf das 
Pferd gejegt und damit fortgeihicdt. Das Pferd gerieth in Galopp 
und erlitt bet einer fcharfen Wendung eine Verlegung am rechten 
Vorderfuße. Die gegen den Schmied erhobene Klage auf Schadens- 
erjag wurde abgewiefen. Wenn aud) Beflagter für die unrichtige 
Behandlung des Pferdes durch 2. nah B. X. R. 1384, Abf. 3 
bafte, da eine Unmöglichkeit der Ueberwadhung (Ab. 3) nicht vor- 
lag, jo werde dieje Haftung durd ein Fonfurrirendes VBerjchulden 
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ded DB. als Geihäftsträgerd des Klägers ausgejchloffen. Zu den 
dem DB. anvertrauten VBerrihtungen gehörte auch die Sorge für 
den Hufbeichlag der Pferde. Darin aber, daß DB. das lahmende 
Pferd mit einem Weiter belajtete und auf das junge und tem- 
peramentvolle Pferd den jungen, fchwädjlichen und verwachienen 
Burichen 8., der im funftgerechten Reiten nicht ausgebildet war, 
legte, lag eine grobe Fahrläffigkeit. Bet gewöhnlicher Umficht 
und Adtfamkfeit konnte DB. den eingetretenen Schaden, welcher die 
direfte und natürliche Tolge feiner Handlung war, als möglichen 
Erfolg vorausfehen. Revifion zurücgewiejen. Zrog feines Dienjt- 
verhältniffes zu ©. ftand DB. in einem Abhängigfeitsverhältniß zum 
Kläger (B.%. R. 1384, Abf. 3); in feiner Handlungsweije ift aber 
die überwiegende und eigentliche Urjade der Beichädigung ge- 
funden. II, 168/95 vom 4. Dft. 

259. Wenngleich die Jagd in einem Gemeindewald ftatt- 
fand, unterftand derjelbe nach den überfommenen Verwaltungs: 
grundfägen der direkten Verwaltung der ftaatlichen Forjtbehörden, 
fodaß bezüglich der in denjelben ausgeübten dienftlihen Funktionen 
der Forjtbeamten nicht die Gemeinde, fondern der Staat ale 
commettant im Cinne des Art. 1384 Code anzufehen if. Aud 
fonnte die Betheiligung der Porftbeamten an den Jagden, ind- 
befondere den Zreibjagden, fpeziell in ihren Schußbezirfen objektiv 
al® eine im Interefje de8 Forft- und Iagdichures liegende dienft- 
liche Zhätigkeit erfcheinen, und der Förfter R. hat in der Ans 
nahme, daß es fih) um Ausübung feiner Dienjtfunftionen handele, 
an der SIagd theilgenommen. Dieje Ausführungen rechtfertigen 
die Folgerung, daß danah R. in Ausübung der ihm ftaatlicher: 
jeit8 übertragenen Bunftionen durch einen von ihm abgegebenen 
Schuß verjchuldet, daß Kläger die Schkraft auf dem Linken Auge 
einbüßte. Das Oberlandesgeriht hat danad) ohne Recdtsirrthum 
den Staatsfisfus auf Grund des Art. 1384 für den dem Kläger 
entjtandenen Schaden haftbar erflärt. II, 190/95 vom 29. Dft. 

260. Der Berunglüdte hat mit lleberfchreitung der Bord- 
Ihwelle den Bahnförper neben dem Anfuhrwege betreten, um, 
von diefer Seite aus, dem unruhig gewordenen Pferde eincd von 
ihm begleiteten Wagens befjer beifommen zu fünnen. Will man 
au in diefer an fich unerlaubten Handlungsweije nad) Xage der 
bejonderen Umstände ein den Anfprud) des Beichädigten aufgebendes 
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Berihulden nicht finden, fo läßt doch die weitere Würdigung, Haftpflicht. 
daß der Verunglüdte bei dem Betreten ded Bahnförpers nad) der, 
wie er wußte, nahen Lofomotive fich hätte umfchauen und deren 
Herannahen hätte bemerken müfjen, nicht erfennen, daß der vorige 
Richter von einer unrichtigen Auffaflung des Begriffs des eigenen 
Perichuldend ausgegangen jei. Ebenjo wenig ericheint die Ver- 
neinung eines VBerfchuldens der Bahnverwaltung und des Führers 
der Lokomotive ald auf einem Nechtsirrthum beruhend. Scub- 
maßregeln, welche mit einem zwedmäßigen Betriebe unvereinbar 
find, wie Erhöhung der Bordfchwelle in einer die Be- und Ent- 
ladung über diefelbe hinweg ausfchließenden Weile, oder Einitel- 
(ung des Rangirens in der Nähe des Wagenverfehrs, find nicht 
zu verlangen. Die Klage aus dem SHaftpflichtgejeg wurde ab- 
gewiejen. III, 82/95 vom 18. Juni. 

261. Der unmündige Kläger war zur Zeit feines Unfalle 
im Gejchäft jeines Vaters ohne Entgelt thätig, und ift aud) feit 
dem Unfall jo beihäftigt. Das fchließt feinen Anfprucd auf eine 
Rente fjeit jenem Unfall und für die Zufunft nicht aus. ‘Denn 
zufolge des Unfalls fiel für ihn die Möglichkeit hinweg, in fremde 
Dienfte gegen Lohn zu treten, oder wurde doc verringert. Die 
Beeinträdtigung diefer Möglichkeit ift ein VBermögensnadhtheil, 
für welden Eifenbahnfisfus aufzufommen hat. IH, 123/95 vom 
20. Sept. 

262. Zu dem Anfprudh auf eine Rente aus 8.3, Ziffer 1 
des Haftpflichtgefeges war der erjt acht Tage nad) dem Zode des 
durd) den Betrieb der Pferdebahn verunglüdten Vaters geborene 
Sohn beredtigt. R.D.9.©. €, Bd. 23, ©. 17; R.©. €, 

Dd.4, ©.105. II, 179/95 vom 29. Oft. 

263. Der Anfprud auf Erjag der Heilungs- und Be- 
erdigungsfoften, aus $. 3, 3. 1 des Haftpflichtgefetes fteht zunädjjt 
nur dem Nachlaß des Getödteten zu, feinen Angehörigen nur in 
jo weit, al® fie feine Erben geworden find. ILL, 179/95 vom 
29. Dt. 

264. Die Beklagten haben auf ihrer Betriebsjtätte einen Haftung aus 
Adtritt ihren Arbeitern zur Benutung überwiefen. Ohne Ge- ang 
jegesverlegung hat der Berufungsrichter angenommen, daß der 8.120 oder 
Zuftand deffelden einen Abfturz in die Tiefe fehr wohl zufieg, Mipredender 
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plötsliches Unwohffein, da8 Gleichgewicht auf dem Sitbalfen verlor; 
und daß danad) eine hyuldhafte Bernadhläffigung der den Beklagten 
aus ihrem Dienftvertrage mit dem Sohne des Klägers obliegen- 
den Sorgfalt vorlag, weldye den Tod de8 Sohnes zur Folge ge= 
habt hat. Aber diefe fchuldhafte Vernadjläffigung gibt dem Kläger 
feinen Aniprud auf Erfag für den Unterhalt, weldden er von 
feinem Sohne zu erhalten hatte. Dazu bedarf es einer DBer- 
urtheilung aus der Lex Aquilia. III, 116/95 vom 12. Jult. 

265. Nad) Sadfienfpiegel 2, 40, $. 1 haftet der Eigen- 
thiimer für den Schaden, weldhen das Thier geftiftet hat, wenn 
er daljelbe nad) der Schadenftiftung bei fich behielt. Diejfe Haft- 
pflicht ift gemäß $. 4 dadurch ausgefchloffen, daß das Thier in 
der Hut des Klägers war. Denn 8.4 ift auch) auf den Fall an- 
zuwenden, daß das ZThier den Hüter jelbft beichädigt.. Das Weien 
der Hut bejteht aber in einer dem betreffenden Knecht oder Arbeiter, 
wenn auch nur zeitweilig, über das Zhier zuftehenden Yürforge 
und Auffiht. Solche lag vor, da der Ochs fih zur Mittags- 
ruhe im Stall befand und vom Kläger ein Nachfutter zu erhalten 
hatte. Die Klage ift abgewiejen. IL, 75/95 vom 14./28. Iunt. 

266. An Scyluffe des zwiichen dem Verkäufer und Stanislaus 
Ch. geichloffenen Vertrags befindet fi) der Vermerk: „Obigen 
stontraft übernimmt für fi) Lufas Ch. aus 3. (Unterjchrift mit 
Datum). Der Berufungsrichter hat angenommen, daß darin ein 
jelbftändiger Kaufvertrag Liegt, welchen Berfäufer mit Xufas Ch. 
geichloffen hat. Darin liegt Fein Nechtsivrthum, insbefondere feine 
Verlegung de8 8.1 Ü.UNR. 1, 11. Aus diefem Kaufvertrag 
fonnte Verkäufer auch Lufas Ch. verklagen, ohne daß es darauf 
anfommt, wie fid) dadurch die rechtlichen Beziehungen zwijchen 
dem Berfäufer einerjeitS und Stanislaus Ch. anderfeits geftalten. 
V, 459/94 vom 15. Juli 95. 

267. Beitand Willenseinigung darüber, daß für das Ge- 
ihäft vom 23. Aug. 1893 der Schluß vom 23. Dec. 1892 maß: 
gebend jein fol, fo ftand objektiv der DVertragsinhalt feit umd 
fonnte e8 fi) nur darum handeln,. welches die Bedingungen des 
zum Vertragsinhalt erklärten früheren Scluffes gewejen feien. 
Nur darüber bejtand bi zum 2. Dec. Meinungsverjchiedenheit 
der Parteien, allein dieje hob die feftftehende Thatfache nicht auf, 
daß nad) dem Schluffe vom 23. Dec. 1892 Fontrahirt worden ift. 
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Sollte auh am 23. Aug. 1893 den Parteien oder einer derfelben 
der genaue Inhalt des zu Grunde gelegten älteren Schluffes nicht 
mehr in beftimmter Erinnerung gewefen fein, jo haben fie dod) 
auf diefer Grundlage fontrahiren wollen und Fonnte es fi nur 
um nachträgliche Crmittelung und Feltjtellung. diefes Inhalts 
handeln. I, 113/95 vom 1. Juli. 

268. Der Bellagte war Handlungsgehülfe bei der Flagen- 
den Handlung; er hatte fich durch Revers der Klägerin verpflichtet, 
innerhalb dreier Jahre nad feinem Austritt aus dem Flägeriichen 
Geihäft die Kundfchaft der Klägerin nicht zu befuchen bei Ver- 
meidung einer Konventionalftrafe von 3000 Marf. Die auf 
diefe Strafe gerichtete Klage wurde abgewiefen. Allerdings hat 
der Beklagte nad feinem Austritt, nachdem er ein eigenes Ge- 
Ihäft eröffnet hatte, fchwarze Zuche und ungemufterte Cheviots, 
welche and) die Klägerin, aber wie der erfte Richter angenommen 
hat, nur al8 Nebenartifel führte, an Schneider, welhe Kunden 
der Klägerin waren, verfauft. Aber der Beklagte hat der Klägerin 
vor jeinem Austritt mitgetheilt, er werde in dem nach jeinem 
Austritt zu gründenden Gejchäft jene Artikel führen, und nehme 
für fih das Recht in Anfprud, Beitellungen auf foldhe Waaren 
bei jedem beliebigen Dritten aufzujuchen, und diejelben an be=- 
liebige Perfonen zu verkaufen. Der Inhaber der Elagenden Hand- 
fung hatte dies ohne zu widerjpredhen angehört; fie hat dann, 
obwohl fie jenen Gejchäftsbetrieb des Beflagten kannte, 1'/, Iahre 
verjtreihen laffen, bevor fie ihr Recht geltend machte, und erit 
nad) weiteren 1'/, Iahren, nachdem die Zeit des Konfurrenz- 
verbot8 verftrichen war, die Klage erhoben. Iened Schweigen 
muß die Klägerin al8 Zuftimmung gegen fich gelten laffen. I, 
251/95 vom 4. Dec. 

269. Zwiihen Berfäufer und Käufer beitand 'ein Streit 
darüber, ob jener unter Zurüdnahme des mit Schwamm behafteten 
Haujes dem Käufer 10450 Mark zurüdzuzahlen habe. Sie haben 
fih dahin verglichen: ‘Der Verkäufer zahlt dem Käufer nad) er- 
folgter Eintragung des Erfteren al8 Eigenthümer de8 Grundftüde 
5400 Mark. Kläger verzichtet auf weiter gehende Anfprüche be- 
treffs der zwiichen den Parteien ftreitigen 10450 Marf nebit 
Zinfen. Der Berfäufer verzichtet feinerjeits auf Schadenserfak 
aus der Befitzeit des Käufers. Iebt fordert Kläger Erfats der 
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ihm als Käufer erwadjjenen 2093 Mark Stempel: und Auflajfungs- 
foften. Die Verurtheilung ift aufgehoben, zurüdvermwielen. ‘Der 
Kläger hat bei Abjchluß des Vergleichs diefen Anfpruh dem Be- 
flagten gegenüber nicht vorbehalten; er hat nur feinem Anwalt 
erklärt, daß er den Vergleich fo nicht abjichließen würde, wenn er 
damit den Anfprucd) auf Erjat jener Koften aufgebe. Erft ale 
er darüber beruhigt ift, hat er unterjchrieben. Steht die dem 
Gegenfontrahenten gegenüber nicht Fundgegebene Willensmeinung 
mit der protofollirten und genehmigten Willenserklärung nicht im 
Einklang, jo kann fi) der Kläger auf den feinem Anwalt gegen- 
über fundgegebenen Willen nicht berufen, weil e8 gegen Zreu und 
Glauben verstoßen würde, daß der Kläger der Vorausfegung, unter 
welcher er den Bergleid abfchließen wollte, dem Gegner gegen- 
über nicht offenen Ausdrud gegeben bat. — Del. R. ©. €., 
Bd. 25, ©. 169, 176; Dernburg, Br. Privatrecht, I, $. 94, Anm. 1; 
Windfcheid im Ardiv f. civ. Praris, Bd. 63, ©. 72 ff.; Deutjcher 
Entwurf, 8. 97. — V, 176/95 vom 7. Dec. Vgl. 302. 

270. Im Fall 617 war die Witwe nad) dem Teftament 
ihres Chemanns verwaltungsberechtigte Nießbräucdherin des Nad)- 
laffes, aber nicht zur Hälfte Miterbin, vielmehr follte der Sohn 
Alleinerbe fein. Danad) bleibt allein denkbar, daß fie mit dem 
Kläger al8 gejetliche Vertreterin ihres Sohnes oder in eigenem 
Namen den Bertrag geichlofien Hat. Bei Auslegung des Ber- 
trags ift zu berüdjichtigen, daß es fich wejentlih um die Nege- 
lung der Bermögensrechte de8 Sohnes und Erben des Sch. handelte 
und wird, fall8 angenommen werden follte, daß die Witwe als 
Bertreterin ihres Sohnes gehandelt habe, zu prüfen fein, ob fie 
jelbjt al8 Niekbräucherin des Nachlafjes jich verbindlich gemacht 
habe, die zur Erfüllung der dem Sohne auferlegten Verpflichtung 
erforderlichen Gegenftände von ihrem das Net der Erben be- 
Ichränfenden Rechte freizugeben, insbefondere alfo in die Abtretung 
de8 geforderten Antheil® an der für die Sch.’fdhen Erben ein- 
getragenen Hypothek zu willigen. IL, 50/95 vom 1./8. Nov. 

2711. Z., der Generalbevollmäcdhtigte der Beklagten, beitellte 
bei K. in Inowraclam zweimal 200 Etr. Palmfernichrot. T. er- 
hielt daffelbe beide Male von der Flagenden PBalmfernölfabrif zu 
Harburg zugejendet, nachdem ihm diefe unter WUeberjendung der 
Taftura gefchrieben Hatte, daß die Gefchäfte von KR. als ihrem 
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Vertreter für fie abgejchloffen fein. In den Talturen war ver= Verfonen der 
merft, daß die Zahlung an die Klägerin felbft zu leiften fei. ZI. Kontrahenten. 
nahm die Waare, ohne auf die Briefe etwas zu erwidern, in 
Empfang, und verbraudte fie für das von ihm verwaltete Gut 
des Beflagten. Diefer ift zur Zahlung des Kaufpreijes verurtheilt, 
ohne mit dem Einwand gehört zu werden, T. habe das Geld mit 
". verrechnet, von dem er die Waare gefauft habe. ‘Denn mit 
Recht nimmt das Berufungsgericht an, daß bei diefem Verhalten 
zwifhen ZT. und der Klägerin ftilljcehweigend vereinbart fei — 
A.UR IL 4, SS. 58, 59; 9. © 2.278 —, daß T. die Waare 
von der Klägerin gefauft habe. Unerheblich, wenn KR. nad) Kenntniß- 
nahme von dem erjten Briefe der Klägerin dem ZT. erflärt hat, 
diefer habe nur mit ihm zu thun, es müfje ein DBerjehen der 
Klägerin vorliegen, das er redreifiren werde. Denn es ift dem 
T. gegenüber nicht8 redreifirt, vielmehr erfolgte danach bie zweite 
Tieferung der Klägerin und deren zweite Faktura und Brief, 
ebenjo wie die erite. VI, 205/95 vom 7./11. Nov. 

272. Die beflagten Schiffer haben Ladejcheine ausgeftellt, 
in denen fie befannten, im Naume ihrer Zillen von der Klägerin, 
einer Handlung in Hamburg, näher bezeichnete Kadungen Holz 
erhalten zu haben, mit der Verpflichtung, diejelben in Breslau 
an die bezeichneten Adreffaten abzuliefern. Die Bellagten ver- 
pflichten fich ferner in den Ladefcheinen, ihre Fahrzeuge bis zum 
Beitimmungsorte fchleppen zu laffen und die Reife fofort, andern- 
fall® bei BVerluft eines Drittel ihrer Fracht anzutreten und ohne 
Unterbrechung fortzufegen. SIeder Bellagte, welcher 400 Marf 
für den Transport erhalten follte, hat von der Klägerin 200 Mart 
Sradtvorschuß erhalten. Die Beklagten find jech® Tage in Berlin, 
und einige Tage in Yürftenberg liegen geblieben, weil ihnen nicht 
freier Dampf zur Weiterfahrt gewährt wurde. Klägerin fordert 
von den Beklagten die Konventionalftrafe und Erjat ded Schlepp- 
(ohne für die unter Proteft gegen ihre Verpflichtung für die Tahrt 
von Fürjtenberg engagirten Dampfer. Sie will eine Berpflidj- 
tung, den Schleppdampfer zu ftellen, den Beflagten gegenüber 
nicht übernommen, vielmehr mit den Sciffsprofureuren KR. und 
Le. dahin fontrahirt haben, daß diefe den Transport für 1 Mark 
5 Pf. pro 100 Kilo übernommen hätten, während fie mit den 
Bellagten einen Unterfradtvertrag gefchloffen, die Bellagten aber 
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Perfonen der fih der Klägerin durch den Ladejchein nach deijen Inhalt ver- 
Kontrahenten. „erichtet haben. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewviefen 
und Klägerin auf die Widerflage verurtheilt, den Bellagten Liege: 
gelder zu zahlen. Mit Rüdficht auf das Verhalten der Profu- 
reure und der Bellagten bei Unterzeichnung der Xadejcheine, auf 
das Mißverhältniß zwilchen der den Beklagten zuftehenden Fradt 
bezw. dem ihnen gewährten Sradtvorfchuß und den Abjchleppungs- 
toften fowie auf die bedenkliche Lage, in welche fic) die Beklagten 
begeben Haben würden, wenn jie fich ihr gegenüber unbedingt, 
noh dazu unter einer Konventionaljtrafe zum Qiransport ver- 
pflichtet hätten, und darauf angewiefen gewejen wären, fih in 
Bezug auf die Beihaffung de8 erforderlichen Dampfers an die 
Profureure zu halten, nimmt da® Berufungsgericht an, daß die 
Bellagten bei Unterzeichnung der Radeicheine davon ausgegangen 
jeten, daß fie von nun an mit der Klägerin direft und nicht mit 
den Schiifsprofureuren, mit denen fie bi8 dahin verhandelt Hatten, 
zu thun hatten; daß die Klägerin fi) bei Entgegennahme der 
Zadefcheine diefer Auffaffung der Beklagten bewußt gemwefen fei, 
und daß, auch wenn den Beflagten ausdrüdliche Zuficherungen 
von der Klägerin nicht gemacht wurden, danadı ein Vertrag unter 
den Parteien dahin zu Stande gefommen ift, daß die Beflagten 
der Klägerin ihre Kühne zum Zransport der ihnen übergebenen 
Ladung zur Verfügung ftellten, Klägerin aber verpflichtet war, 
für die Abjchleppung Sorge zu tragen. I, 207/95 vom 23. Nov. 
273. Im Fall 322 wurde der Beklagte mit dem Cinwande 
nicht gehört, daß er nur in feiner Eigenjchaft ald Obmann des 
SGläubigerausschuffes Fontrahirt habe. Denn er gehörte jelbit zu 
den Släubigern, welche mit dem von ihnen getroffenen Ablommen 
einen Sefellichaftsvertrag im Sinne SS. 169 FF. LIT ÜULEN. 
geichlojfen haben, zufolge deflen fie gemäß SS. 230, 231, 239 aus 
den von dem Gläubigerausfhuß gemäß der ihm ertheilten Er- 
mädtigung in ihrem Namen gejchloffenen Verträgen perfünlid) 
und als Gejammtichuldner einftehen miüffen. I, 240;95 vom 
2I. Nov. 

274. Die beflagte Firma zu Nordhaufen hat einen Schluß: 
Ihein gezeichnet, nad) weldyem fie „durd) Vermittelung des 9. 
von der Klägerin (Spritaftiengejellihaft in Pofen) 64 Gebinde 
Sprit lieferbar zu den im Schlußfchein angegebenen Zeiten für 
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106 Mar 80 Pf. per 100 Liter reinen Alkohols gekauft hat. Perfonen der 
Für einige der gelieferten Gebinde hat die Belfagte den Preig Kontrahenten. 
an die Konfursmafjfe des H. gezahlt. Auf die Klage der Sprit- 
aftiengejellichaft ift die Beklagte zur Bezahlung diejer Gebinde, 

jedoch abzüglih des von 9. verlegten Stenerbetrags verurtheilt. 

— Bol. 173. — Denn 9. hat der Klägerin die Bellagte als 

Käuferin aufgegeben und den Schlußfchein für fie erhalten, die 

Beklagte hat ihn gezeichnet, und nad) diefem Schlußfchein war 9. 

nicht Verkäufer, fondern Vermittler. Den Gegenbeweis, daß ein 

anderer Sachverhalt vorgelegen habe, hat Beklagte nicht erbradt. 
Unerheblid, daß in den Baktıren H. fid) al8 Verkäufer bezeichnet 

hat, und daß etwa in den Büchern der Klägerin nicht richtig ge- 

bucht tjt. 1, 255/95 vom 21. Dec. 

275. Im Fall 499/450 war nad) der Chartepartie ba8 Stell- 
Schiff an die Agenten der Befradhter im Löfchungshafen for Vertretung. 
doing ships business gewiejen. AL® folche fungirte die Sciffs- 
maflerfirma 3. & Co. in Tönning. Diefe zogen von der Beklagten 
die fid) nad) dem Gewicht der Yadung ergebende Tradıt ein, die 
ihnen abzüglich der Neichterfoften gezahlt wurde. Cie quittirten 
über ben vollen Betrag der FTradt. Das tft der Klägerin un- 
nadtheilig._ Denn zu einem derartigen Aufgeben von NRedten 
des ARheders ohne befonderen thatjächlichen oder rechtlihen Grund 
ift, namentlih nah dem mafßgebenden englischen Nedte, ber 
Chiffer nicht befugt. E8& gehört nicht zu den „things, relating 
to the usual employment of his ship”, auf melde fi) nad) 
englifhem Recht die Vollmadıt des Sciffers befchräntt.e Der 
Rapitän D. konnte deshalb eine folche Befugniß an 9. & Eo,, 
denen er DBollmadıt ertheilt hatte, nicht Übertragen und ebenfo 
wenig fonnten 3. & Co. biejelbe für fi) in Anfprucd nehmen, 
wenn fie, von der Vollmadht des Kapitäns abgejehen, al8 Agenten 
der Rhederei bei Regulirung der Fracht an die Stelle des Kapitäns 
traten. I, 78/95 vom 26. Juni. Vgl. 175. 

276. Kläger war als Chemiker für die Guanowerfe der 
beklagten Hamburger Firma auf der Infel Mona für die Zeit 
bis 15. Aug. 1894 mit einem Gehalt von 5000 Mark für jedes 
der beiden lebten Jahre nebit freier Station engagirt. Am 
15. Sebr. 1894 follten Parteien erflären, ob fie eine fernere Ver- 
einbarung zu den dann feitzuftellenden Bedingungen eingehen 
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wollten. Die Beklagte hatte einen mit der Oberleitung des Be- 
triebes betrauten Direktor Dr. St. Cr hatte von der Bellagten 
Vollmaht erhalten, mit dem Kläger über Erneuerung des An- 
jtellungsvertrags zu verhandeln. Wenn Kläger beichwört, er habe 
ohne Vorbehalt der Genehmigung der Beklagten und ohne Kenntniß 
davon, daß die Vollmadht des Dr. St. befchränft geweien fei, mit 
diefem am 16. Yebr. 1894 mündlich fo, wie behauptet, Tontrahirt, 
itt Bellagie verurtheilt, die von dem Kläger behauptete Ver: 
lfängerung des Bertrags, welche ihm für die nächiten drei Jahre 
6500 Mark per Jahr und einen jährlichen mehrmonatlichen Urlaub 
zuficherte, gelten zu laffen. Revifion zurücgewiejen. Parteien find 
darüber einig, daß von feiner Seite eine direkte Verhandlung zwischen 
ihnen über die Bedingungen einer ferneren Vereinbarung, wie fie 
bis zum 15. Sehr. 1894 erfolgen follte, in® Auge gefaßt war. 
Wenn aber bei diejer Sadjlage, auf welche Dr. St. von den Be- 
Flagten noch ausdrüdlid in der ihm ertheilten Inftruftion Hin- 
gewiejen wurde, dem Dr. St. überhaupt die Vollmadıt zum Ab- 
Ichluffe eines erneuerten Dienftvertrags mit dem Kläger ertheilt 
war, fo mußten fie nad) Treu und Glauben feinem Ermeffen 
aud) die nähere Teititellung der Bedingungen diefer Vereinbarung, 
d. h. des näheren Inhalts de8 abzujchließenden Vertrags über: 
laffen, da Kläger ohne eine desfallfige Kundgebung feitens der 
Beflagten unmöglid annehmen Tonnte, daß der Bevollmädtigte 
der DBellagten nur unter den Bedingungen des urjprünglicdhen 
Vertrags oder unter fonftigen Beichränfungen zur Vertretung der 
Bellagten befugt fein folle. Der PBrinzipal haftet aber dem Dritten 
gemäß demjenigen Inhalte der VBollmadt, welden diefer ohne 
Verfhulden vorausjegen durfte. Im Zweifel ent|cheidet der ver- 
muthliche (nicht der wirkliche) Wille des Prinzipals; den ausdrüd- 
lichen oder ftillihmweigenden Angaben des Bevollmächtigten über den 
Inhalt feiner VBollmadt darf der Dritte, wenn fie feinen Verdacht 
erregen, vertrauen. Die Folgen der Täufchung des Dritten durd) 
den Mißbrauch (die Ueberfchreitung der Grenzen) der Vollmacht treffen 
dann nicht den Dritten, fondern den Prinzipal. VEER.D.H.S.E., 
DB). 10, ©. 142 ff. cum cit. I, 131/95 vom 10. Juli. 

277. Db der zum Abfchluffe eines Kaufe Bevollmächtigte 
feinem Machtgeber eine Konventionalftrafe auferlegen darf, ohne 
dazu bejonders ermächtigt zu fein — D.T. E., Bd. 80, ©.284 —, 
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bedarf Feiner Erörterung; zur Beitellung einer Wanbelpön ift 
der Generalbevollmäctigte, wenn feine Bollmadht ihm nicht Ein- 
Ichräntungen auferlegt, unter allen Umftänden befugt. Denn die 
Verabredung einer Wandelpön macht die Obligation nur zu einer 
refolutiv bedingten: der Verpflichtete erhält dadurd) das Necht, 
fih gegen Uebernahme einer Strafe von feiner Verbindlichkeit 
foszumaden (SS. 292 fg.; SS. 312 fg. R,SUUNR); die Ver- 
pflichtung zur Zahlung der Strafe tritt für ihn erjt dann ein, 
wenn er von dem Recht der Auflöfung Gebraud) madt. Der 
Bevollmädtigte, der im Vertrage feinem Machtgeber eine Wandel- 
pön auferlegt, verfhafft diefem hiernad) in erjter Reihe nur 
Nechte; die damit Forrefpondirende Pflicht ift von dem freien 
Willen des Machtgebers abhängig und fan ohne biefen Willen 
nie zur Entftchung gelangen. Die Beftellung einer Wandelpön 
fällt nad) alledem nicht unter die Handlungen, für die das Ge- 
fe eine Spezialvollmacht vorschreibt (88. 98 ff. L, 123 U.LUR.). 
V, 58/95 vom 18. Sept. 

278. Für den Kläger wurde von den Beklagten vor einem 
rheinifchen Notar eine erfte Hypothek bejtellt; weil noch Hhpo- 
thefen eingetragen waren, hinterlegte der Kläger die Darlchne- 
jumme bei dem Notar, weldhem die Aufgabe zuficl, aus der 
Summe die eingetragenen Hhpothefen zu tilgen, den Ueberfchuß 
an die Schuldner zu zablen. Der Notar hat nur einen Theil 
der Hnpothefen getilgt, den Reit der Summe unterfchlagen und ift 
arm verftorben. Das Berufungsgericht entnimmt aus der DVer- 
lautbarung der Schuld» und Pfandverfchreibung und den Rheinischen 
Gepflogenheiten, daß die Beklagten den Schaden zu tragen haben, 
weil der Notar ihr Vertreter gewefen fei. Revifion zurücgemwiejen. 
DI, 165/95 vom 15. Oft. 

279. Die verfaufende Uhrenfabrif in Furtwangen (Baden) 
hatte für die von dem Käufer zu Hamburg nah China zu erpe= 
direnden Uhren Hamburg als Erfüllungs- und Ablieferungsort ge- 
fordert, Der Käufer hatte darauf erwidert, Ablieferungsort fei 
jelbjtredend Schanghai bezw. Hongkong; fie fünne doc nicht alle 
Kiften in Hamburg öffnen laflen, um zu unterfuchen, ob die 
Uhren gut feien. Darauf beharrte Verkäuferin dabei, Hamburg 
müfje Ablieferungsort fein. Wurde hiernad) dieje BVertrags- 
bedingung von dem beflagten Käufer bewilligt, und fpäter jtets 
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unter den „bisherigen‘’ oder „befannten‘ Bedingungen Tontrahirt, 
fo kann fich diefer jelbit dann nicht auf ein davon abweichendes 
Ablommen, das er mit R., dem Agenten ber Klägerin in Ham- 
burg, hinter deren Rüden getroffen habe, beziehen, wenn R. im 
Allgemeinen zum felbjtändigen Abichluß von Verträgen ermädtigt 
war. Denn Bellagter wußte, daß das, was der Agent bemilligte, 
dem Willen ber Klägerin widerfprad. I, 211/95 vom 6. Nov. 
Vgl. 487. 

280. Der Yandrath des Kreifes Höchft hatte dem Kläger 
aufgetragen, Paftillen und andere Gegenftände auf ihre Gefund- 
heitsfchädlichkeit zu unterfuchen. Die wider den Preußischen Fiskus 
erhobene Klage auf die berechnete Vergütung für die Unterfuchung 
und das Gutachten wurde abgewiefen. Denn e8 ftand eine Hand- 
(ung in Trage, welche in da8 Gebiet der örtlichen Polizeiverwaltung 
fällt, weile in der Provinz Heflen-Naffau den Bürgermeiftern 
der Gemeinde zuftcht, fodaß der Landrath, wenn er die Abficht 
gehabt hätte für den Staat zu fontrahiren, bdiefen dur feinen 
Vertrag nicht verpflichtete. Auch wenn man annehmen wollte, 
daß der Landrath, dem die Lleberwachung der Ortspolizeibehörden 
zufteht, den Fiskus verpflichtet, wenn er in folcher Funktion, alfo 
in dinglihen Fällen, unmittelbar Anordnungen trifft, fo lag ein 
jolcher Fall Hier nicht vor. III, 203/95 vom 12. Nov. 

281. Der bisherige Konfursvermwalter behauptet, daß er 
vor erfolgter Befanntmachung des Bejchluffes, durch welchen der 
Eröffnungsbeichluß wieder aufgehoben wurbe, für die von ihm 
fontrahirten Maffefhulden von H. dem Direktor der in Konkurs 
gerathenen Brauerei an den vorhandenen Biervorräthen durd) 
deren fürperliche Uebergabe an Ort und Stelle ein Fauftpfand 
habe beitellen lajjen, und daß er darauf dieje Vorräthe, weil fie 
an Ort und Stelle liegen bleiben mußten, dem 9. zur Wahrung 
und Behandlung übergeben habe. Handelte H., deifen fich der 
Konfursverwalter bei Fortführung des Brauereibetriebes als feines 
Beauftragten bediente, bei der Pfandbeitellung al® Organ ber 
Aktiengefellichaft, deren Organilation nicht fchon durch den über 
fie eröffneten Konfurs gänzlich bejeitigt war, bei der Empfang: 
nahme der verfauftpfändeten Vorräthe al8 Beauftragter des 
Konfursverwalters, mithin in verjchiedener Rolle, jo kann nidt 
ohne weitere® angenommen werden, daß die Verpfändung rechts: 
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unwirffam geblieben oder wieder geworden if. Begrifflich ift 
die Bereinigung der gedachten beiden Nollen in der Perjon des 
HS. möglihd. Zur Erörterung diefes Punktes wurde die Sade 
zurüdverwiefen. II, 228/95 vom 15./22. Nov. Ebenfo III, 
229/95 vom 15./22. Nov. 

282. Der Vater lebte mit feiner Ehefrau in Gütergemein- 
Ichaft nad Weftpreußifchem Provinzialreht. Nad) dem Tode der 
Ehefrau wurde B. zur Prüfung der Trage al8 Pfleger des un- 
mündigen Sohnes M. beftelit, ob Namens des M. der von der 
Ehefrau eingeleitete Ehejcheidungsprozeß fortgeftellt werden joll. 
Am 12. Iuli ift B. auch zum Pfleger des M. zur Wahrnehmung 
von deflen Rechten auf Sicerftellung des Vermögens feinem 
Bater gegenüber beftellt. Das hat der Vater am 15. Juli er- 
fahren, nachdem er am 12. Iuli für fich und feinen Sohn als 
legitimirten Erben der Chefrau von einer diejer zuftchenden 
Hypothef 11000 Mark an den Kläger abgetreten hat. ‘Diefer 
hat gekündigt, die Schuldner, 3. und deilen Bruder, find zur 
Zahlung verurtheilt; Nevifion zurücgewiefen. Das Mluttererbe 
des M. gehört, da e8 dem Niekbraud) und der Verwaltung des 
Vaters durch legtwillige Verfügung nicht entzogen tft, zum nicht 
freien Vermögen de8 Kindes — 88. IE AU.U RI, 2 —. 
Nah $. 169 a. a. D. war der Vater ald Verwalter zur Ber- 
fügung über das Kapital beredtigt.. Daß er ale Witwer zur 
Rechnungslegung über das zum ungetheilten Nachlaß der Ehefrau 
gehörige Kapital verpflichtet ifft — SS. 653 — 657, U, 1 —, fchliekt 
jene Befugniß nicht aus. Ein Widerftreit der Intereffen entfteht 
erjt bei der Auseinanderjegung zwifchen Vater und Sohn. Sonft 
jind die Verwaltungsrechte des Waters auch hinfichtlich der ge- 
meinfchaftlichen Erbichaft allein nad) den Grundfägen von der 
väterlichen Gewalt zu beurtheilen. Daß die Ceifion eine Ber- 
äußerung ift, fchließt nicht aus, daß fie ein Berwaltungsaft ift. 
Die Bellagten haben das Gegentheil nicht erwiefen. Auch kann 
der Vater bei der Einziehung von Kapitalien fich felbft zum 
Schuldne? madhen. Daß er dabei als redlicher Dann gehandelt 
bat, ift bis zum Beweife des Gegentheild zu vermuthen. V, 
157/95 vom 27. Nov. 

283. Der Kläger bat mit dem Beklagten, dem jeßigen 
Eigenthümer, al8 damaligem Generalbevollmädtigten ihrer Mutter 
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einen Padıtvertrag über den Gasthof zum Adler gejhlojjen. Aus 
einem Berjehen ift in den Pachtvertrag nicht aufgenommen, daß 
ein Keller und daß der Pferdeitall für 20 Pferde in vollem Um- 
fang nur mit dem Vorbehalt, daß die Verpächterin ein Pferd 
einftellen Fönne, mit verpachtet feien. Der Kläger befindet fidh 
in deren Badıtbefig. Das Berufungsgericht Führt aus, der Miethe- 
vertrag jei in mefentlichen Bunkten nicht fchriftlich beurkundet; er 
fünne daher nur als ein mündlicher angejehen werden; injofern 
fei feine vechtliche Verbindlichkeit nah $. 269, LI, 21U.XL.R. be 
Ihränft; Beklagter könne alfo denfelben aufrufen; in dem gegen- 
wärtigen Rechtsjtreite verlange er aber, daß von der Nußung des 
Klägers Räumtichkeiten ausgefchieden würden, die ihm bei der 
mündlichen Abrede mitvermiethet feien; dazu fei er nicht berechtigt; 
folange er bei dem mündlichen VBertrage ftehen bleibe, müfje er 
ihn feinem ganzen Umfange nad) erfüllen. Ein Redtsirrthum ift 
in diefen Ausführungen nicht erfihtlih. Die Annahme des Bes 
rufungsgerichts, daß es fich bei den fraglichen, in die Vertrag®- 
urfunde nicht aufgenommenen Abreden nicht um mündliche Neben- 
abreden im Sinne des $. 128, I, 5 handle, ift unbedenklich. 
Revifion des Beklagten zurücdgewiefen. VI, 99/95 vom 17. Yuni. 

284. Der Kläger hatte von E. ein Haus jchriftlich gefauft; 
im Kaufvertrage war aber ein Kaufpreis 12400 Marf unter dem 
Werth feitgeitellt; unter demfelben Tage hat Kläger zwei Häufer 
dem EC. verfauft, und dabei ift auch ein 12400 Darf unter dem 
Werth bleibender Preis in den fchriftlichen Vertrag gejchrieben. 
Das Berufungsgericht Hat die Klage auf Auflaffung abgemieien; 
das Reichdgericht hat aufgehoben, zurücverwiejen. Die Ausführung 
de8 Berufungsgerichts, der fchriftlihe Kaufvertrag fei ungültig, 
weil die Kontrahenten in Wahrheit einen um 12400 Dart höheren 
Kaufpreis verabredet hätten, ohne daß biefe Verabredung einen 
Ausdrud im fchriftlichen Kontrakt gefunden babe, entipricht der 
Sadlage nidt. E83 fan aud ein unter dem Werth bleibender 
Kaufpreis ernitlich verabredet fein. Näher liegt die Auffaffung, 
daß jeder Theil die Abgeltung des über den gejchriebehen Preis 
hinausgehenden Werthes in einer gleichen Hergabe des andern 
Theil empfangen follte, daß alfo jeder Verkäufer den vollen 
Gegenwerth erjt durch die Erfüllung des von dem Käufer gleich- 
zeitig abgeichloffenen Verkaufs erhalten folltee Dadurch wurden 
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die beiden Kaufverträge miteinander in Verbindung gejett. Der 
Kläger hat auch die ihm nad) diefer Vereinbarung obliegende 
Leiftung erfüllt, indem er dem €. die diefem um 12400 Marf 
niedriger verkauften Grundftüde aufgelaffen hat. Darum fann 
er auch nad 8. 156 Ü.L.R.1L 5 die Erfüllung von E. fordern, 
und biefer Erfüllung Tann fih E. nicht durch bloßen NRücdtritt 
vom Bertrage, fondern nur durch NRüdgabe bes Empfangenen ent- 
ziehen. Davon aber hat er nichts verlauten laffen. V, 457/94 
vom 19. Suni 95. 

285. Der Kläger hat mündlich auf eine ihm fchriftlich zu- 
gelagte Provifion von 5 Proz. des Kaufpreifes aus einem von 
ihm demnädft vermittelten Verkauf des Hofes an DB. verzichtet, 
wenn DB. ihm die Parzellirung bes Hofes feiner Ehefrau gegen 
eine Vergütung von 5 Proz. übertrage; und das ift erfolgt. Kläger 
ift mit dem Anfprucd) auf jene 5 Proz. abgewiejen. Denn er hat 
den Beklagten in ben Glauben verjett, daß diejer den verabredeten 
Kaufpreis unverlürzt durch die Provifion behalten werde, und 
fann daher nicht, ohne dolos zu handeln, auf Grund des Zn- 
ftandefommens des Vertrags, von welchem die Provifion aus dem 
Daflervertrag abhing, die Provifion beanjpruden. Er fünne fich 
nicht gleichzeitig auf die Ungültigfeit des Verzichts und auf das 
durch diejen Verzicht mit bewirkte Zuftandelommen des vermittelten 
Vertrags berufen. Daß der Vertrag aud) ohne den Verzicht zu 
Stande gefommen wäre, läßt fid) ohne befondere Umftände nicht 
annehmen. Diefem Einwande der Arglift ftehen die gefetlichen 
Borichriften de8 A. 2. R. über die Schriftform nicht entgegen. 
VI, 98/9 vom 24. Juni. 

286. Im Fall 425 wurde der Bellagte nicht mit dem Ein- 
wande gehört, e8 fei beim PVertragsichluffe mündlich verabredet, 
daß der DBellagte für die Neparaturen nicht verantwortlich fein 
folle. Denn der Bellagte felbit ftellt fi auf den DBoden des 
Schriftlichen Vertrags. Die fchriftliche Willenserflärung ift aber 
zunäcdft als das Ergebniß der endgültigen Willenseinigung an- 
zujehen. — 8. 127 U.U.R. 1,5 — Die Nichtübereinftimmung 
der Aufzeihnung mit der vorhergehenden mündlichen Verhandlung 
würde nur eine Veränderung der Abficht der Parteien beweifen. 
Fächter müßte deshalb behaupten und darthun, daR die Abweichung 
des Inhalts der Schrift von dem mündlich Vereinbarten ihren 
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Grund in Betrug, oder in Irrthum, oder in Simulation, oder in 
gleichjtehenden Umftänden habe. Nicht8 Derartiges ift aber be 
hauptet. VI, 145/95 vom 16. Sept. Entjpredjend VI, 299/95 
vom 25. Jan. 96. 

287. Kläger hat ein Grundftücd gekauft und aufgelajjen er- 
halten, da8 nad feiner Angabe nur 4 Morgen 172 Duadrat- 
ruthen groß ift, während e8 nad) der mündlichen Zuficherung des 
Berfäuferse 5 Morgen 60 Duadratruthen groß fein follte. Der 
ichriftliche Kaufvertrag enthält feine Flächenangabe, vielmehr ift 
verfauft, wie e& fteht und liegt. Der Berufungsrichter hat die 
erhobenen Gewährleijtungsanfprüche bedingt zugeiprodhen. Auf: 
gehoben, zurüdverwiejen. ‘Denn 8. 10 € €. ©. heilt nur die 
Tormlofigfeit des der Auflaffung vorangegangenen NRechtsgejchäfte, 
ändert aber nichts an der Beweispflichtigfeit des Käufers, welcder 
Sewährleiftungsanfprud; erhebt. Die Präjumtion des 8. 214 
AU.R. L 11 kommt dem Kläger nicht zu ftatten, weil nad) Maß 
nicht gehandelt ift. Eine Vermuthung, daß eine Abmachung bei 
den Vorverhandlungen nod bi8 zum fchriftlichen Vertrage fort: 
beftanden habe, ift in Bd. VII, 1038 nidjt ausgefprodhen. Dort 
waren Parteien über die zufätgliche mündliche Beredung noch bei 
dem fchriftlichen Vertrage einig, fodaß die Wicderaufhebung der 
mündlihen Beredung bi8 zur Auflaffung zu bemeifen gemwejen 
wäre. Uimgefehrt läßt die Nichtwiederholung der mündlichen Ab» 
rede bei dem jchriftlichen Vertrage darauf jchließen, daß jene auf- 
gegeben ji — 8.2 U.UR. I, 5 —, und das ift dur) $. 10 
E. €. ©. nicht geändert. V, 48/95 vom 25. Sept. 

288. Neben dem jchriftlichen Kauf joll mündlich verabredet 
fein, der Kauf folle nicht gelten, wenn B., welchem die beflagten 
Berfäufer die Parzellivung ihres Gutes aufgetragen hatten, den 
Berlauf diefer Parzelle zu Stande bringe. Die Beklagten haben 
in den Vorinftanzen gegen den Inhalt und die Form des Ver- 
trags, welcher alle mwejentlihen Bedingungen eines Kaufs enthält, 
fein Bedenken erhoben, insbejondere nicht geltend gemacht, der 
mündliche Vertrag jei wegen mangelnder Form und der fchrift- 
liche Bertrag (ohne die Bedingung) wegen mangelnden Ronfenfes 
ungültig ; fie haben ji) vielmehr nad) ihrem DVortrage mit ber 
vom Kläger vor der Unterjchrift ertheilten mündlichen Zuficherung 
beruhigt, daß der Vertrag feine Wirfung haben jolle, wenn der 
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Verlauf durch 3. zu Stande fomme. Die Wirkung diejer Ab- 
rede ift nur die, daß Kläger, ber die Unterjchrift der Beflagten 
nur gegen jene Zuficherung erhalten haben foll, argliftig handeln 
würde, falls er trog Eintritts der gefegten Bedingung Erfüllung 
des Vertrags fordert. V, 86/95 vom 16. Oft. 

289. Der Beklagte hatte privatichriftlichen Vertrag mit feiner 
Ehefrau gejchloffen, in weldhem für die Zeit bis zur Enticheidung 
über die beabfichtigte Eheicheidungsflage über die Verwaltung und 
die Nutungen des gütergemeinfchaftlichen Vermögens vorläufige 
Bereinbarung unter Anderem dahin getroffen war, daß eine Hypo- 
thet der Ehefrau zum alleinigen Gebrauch und zur alleinigen 
Nutung überwiefen war. Der Schuldner hat das zur Zeit jenes 
Vertragsichluffes bereits gefündigte Kapital an die Ehefrau ge- 
zahlt, welcher der Hhpothefenbrief vom Beklagten übergeben war. 
Beklagter ift zur löichungsfähigen Quittung verurtheilt, feine Re- 
vifion ift zurücigewiejen. Der Mangel der in $.IIEA.LE.R.U, 1 
vorgefchriebenen Form gibt der Ehefrau nur das Recht der Anfechtung; 
fie Hat ihm nicht angefochten. V, 122/95 vom 6. Nov. Bgl. 609. 

290. Bol. Bd. I, 755, und Striethorft, Bd. 32, ©. 271. 
Wenn nad) der mündlichen Uebereinfunft der Kontrahenten das 
Kaufgeihäft fi) über zwei, auf verfchiedenen Grundbuchblättern 
eingetragene Grundftüde des Verfäufers verhält und demgemäß 
der Kaufpreis für beide Grundftüde zufammen verabredet, hier- 
nädjit aber in der fchriftlichen VBertragsurfunde nur das eine Grund: 
ftüd al8 verkauft bezeichnet ift: jo liegt dennod) aud, Hinfichtlich 
des anderen Grundftüds ein fchriftlicher Kaufvertrag vor, infofern 
die Kontrahenten unter der gebrauchten Bezeichnung beide Grund: 
jtüde begriffen haben. ‘Die Möglichkeit ift feineswegs ausgeichloffen, 
daß die Parteien unter der Bezeichnung „die zu Schönwalde be- 
legene, im Srundbucdje diejes Orts Band III, Blatt Nr. 13 ver: 
zeichnete Koloniftenftelle‘ auch die ftreitigen, vom Beklagten feit 
vielen Jahren al8 zu feiner Wirthichaft gehörig mitbewirthichafteten 
Parzellen mitverftanden haben, nämlicd) die Grundftüde Band II, 
56 Bakdorf, Band II, 46 Miühlenbed, Band III, 73 Schönerlinde 
und den Antheil des Verkäufers an dem Aderftücde Band VI, 185 
Schönerlinde. Das Kammergeridjt hat den Beklagten bedingt zur 
Auflaffung diejer Grundftüde verurtheilt, Revifion zurücdgemwiejen. 
V, 137/95 vom 16. Nov. 
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291. Der beflagte Bädermeifter hat von dem Flagenden 
Konditor in deffen Haufe eine Wohnung und die zum Betriebe 
der Konditorei und Bäckerei eingerichteten Räume auf fünf Iahre 
für 1200 Marf per Iahr gemiethet. Unter den Unterfchriften 
des Ichriftlichen Miethsvertrags fteht ein Nachtragsvermerf, wonad) 
der Beflagte das Inventar für einen Preis von 4500 Mark fäuf: 
(ih übernehmtn und nad) der Uebernahme nur I00 Marf Mieths- 
zin® zahlen foll. Die nah A. 2. R. erforderliche jchriftliche Form 
— dgl. 294 — ift für den Kaufvertrag, von weldhem in dem 
unterjchriebenen Zerte nichts erwähnt ift, nicht gewahrt. Denn 
die vorhergehende Unterfchrift dedt den folgenden Theil der Ur- 
funde nicht. Anders bei Ausfülung von Blankettö oder päteren 
Zujägen oberhalb der Iinterichrift. — Bd. XI, 262 (R. ©. €, 
Bd. 27, ©. 269 fi.); Bd. U, 687 (R.G.€., Bd. 14, ©. 297). — 
Auch 8.269 A. 2. R. I, 21 Spricht nicht für den Kläger. Das 
Inventar war dem Bellagten nur zur Benußung übergeben; erft 
nad Ablauf des erjten Miethejahres war Beflagter zur fäuflichen 
Uebernahme verpflichtet. Wäre der Miethsvertrag nur mündlich 
geichloffen, fo konnten fich die Wirkungen gemäß $. 269 über das 
erite Sahr hinaus nicht erftreden. Für diefe Zeit galt alsdann 
die Vermiethung zum Preife von 1200 Mark fowohl bezüglich 
der Miethsräume wie bezüglich des Inventars, und mündliche 
Vereinbarungen, die fi) auf die fpätere Zeit bezogen, bflicben 
troß der Uebergabe ungültig. Bellagter hat fih zur Nüdgabe 
des Inventars erboten. Die Klage auf Zahlung des Kaufpreijes 
wurde abgewiejen. VI, 209/95 vom 11. Nov. 

292. Der Kaufmann S. hat von der Klägerin, der Tante 
feiner Ehefrau, 6000 Mark erhalten, als er fi ein Haus baute. 
Die Klägerin fchlug ihm vor, das Haus größer und fo zu bauen, 
daß fie darin eine Wohnung unentgeltlid erhalte. Zu diejem 
Zwede gab fie 6000 Darf. ©. hat das Haus fo gebaut und 
eine Wohnung von drei Zimmern eingerichtet, welche die Klägerin 
bezogen und mehrere Jahre bewohnt hat. Die Klage auf Rüd- 
zahlung der 6000 Mark ift abgewiefen. ormvorfchriften jtehen 
nicht entgegen, man mag Schenfung zu einem Endzwed oder einen 
läftigen Vertrag annehmen, dejfen Hauptgegenftand Handlungen 
waren. Denn die Handlungen find jämmtlich geleijtet. IV, 185/95 
vom 2. Dec. 
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293. Im Fall 443 war die behauptete mündliche Abrede 
in den fchriftlichen Vertrag nicht aufgenommen, in welchem Kläger 
die Baugelder freigab, ebenfo wenig in die Ceffion über die Oypo- 
tet. Damit ift jene nicht aufgegeben; denn e8 handelte fich nicht 
um eine accefjoriiche Obligation zu den fchriftlihen Abmacdungen, 
fondern um eine felbjtändige vertragliche Verpflichtung; anders ald 
in R.D.9.©. €, Bd. 10, ©. 102 ff.; Bd. 16, 190 ff. IV, 
207/95 vom 12. Dec. 

294. Im Fall 291 ftand der Verkauf des Inventars mit 
der Vermiethung der Räume in untrennbarem SJufammenhang 
und bildete einen integrirenden Beftandtheil des Miethövertrags. 
Auch bildete die Vermiethung der Wohn- und Gejchäftsräume den 
Hauptgegenftand des Bertrage. E8 war aljo durdweg 9.©.2. 
275 maßgebend und Art. 317 nicht anzuwenden. VI, 209/95 
vom 11. Nov. 

295. Der Kläger hat zwei Pferde gekauft, wie angenommen 
in der Abfiht, diefelben nebenbei auch zu Gejhhäftsreifen zu be- 
nußen. Da aber Kläger nicht unter der Firma der offenen Handels- 


gejellichaft, bei welcher Kläger ald Mitglied betheiligt war, jondern. 


mit Unterzeichnung feines Namens mit dem Verkäufer, einem Nicht- 
faufmann, Eforrefpondirt hat, wurde angenommen, Kläger habe 
nit in jeiner Eigenidaft ald Kaufmann, fondern als Brivat- 
mann gefauft, ein Handelsgejchäft Liege nicht vor und Art. 347 
9.8.2. komme nicht zur Anwendung, wenn überhaupt ein Diftanz- 
geihäft vorliege, was auch nicht angenommen wurde. Revifion 
zurüdgewiefen. VI, 397/95 vom 19. Dec. 

296. W. Vater in Geldern hat zwei Wechjel acceptirt, welche 
DW. Sohn und D. an die Drdre des Kläger auf ihn gezogen 
hatten. Das Berufungsgericht hat den Beklagten auf die Wechfel- 
lage verurtheilt; da8 Reichsgericht hat aufgehoben, zurüdvermiejen. 
Die Valuta der Wechlel bildete der Kaufpreis für Pfeifen, welche 
Kläger an 8. & Wa. geliefert hatte, denen Kläger den Allcin- 
vertrieb feiner Pfeifen in Deutichland übertragen hatte. Das 
Geihäft von 8. & Wa. follte, wie in einem zwijchen dem Kläger 
und W. Sohn und D. geichlofjenen Vertrage vom 23. Oft. 1892 
angegeben, auf dieje übertragen werden, und diefe traten laut des 
Vertrags in das zwifchen Kläger und 8. & Wa. beftehende Ber: 
tragsverhältniß ein. Zu jener Uebertragung ift e& aber nidt 
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gefommen. Das Berufungsgeriht nimmt nun jelbft an, die 
Schuldübernahme fei nur mit Rüdjicht auf die geplante Gefchäfts- 
übertragung und im Zufammenhange damit erfolgt, das ganze 
Bertragsverhältniß fomit einheitlich zu beurtheilen. Andererjeits 
fei e8 nicht nachgemwiefen und nicht anzunehmen, daß die Vertrag- 
Ichließenden da8 Beitehen des Vertrags vom 28. Dft. 1892 von 
der Uebertragung der Firma 8. & Wa. auf W. Sohn und DO. ab- 
hängig gemacht hätten. Aber diefe Ausführung läßt fich nicht 
wohl mit der Feftjtellung vereinigen, der Kläger habe jenen Ber: 
trag, foweit er den Eintritt der Bellagten in jenes Vertrags- 
verhältnig zum Gegenftand habe, nur unter der Vorausfegung 
abgeichlojien, daß die anderen Dertragichließenden wirklich die 
Nachfolger jener Firma feien. It auch hier nicht von einer DBe- 
dingung, jondern nur von einer „DBorausjegung‘ die Rede, fo 
fann doc) die erwähnte Darlegung nur fo verftanden werden, daß 
der Kläger, der fi) durch eine Vertragsitrafe verpflichtet Hatte, 
feine Fabrifate nur an 8. & Wa. zu liefern, fid) lediglich für den 
Tal W. Cohn und D. gegenüber zur Lieferung verpflichten Fonnte 
und wollte, daß die Rechtsnachfolge wirflich eintrete. Bei diejer 
Sadjlage befteht entweder ein Widerfpruch zwifchen den im den 
Entiheidungsgründen enthaltenen Ausführungen oder Liegt die Ans 
nahme nahe, daß das Oberlandesgeridht in Beziehung auf den 
Begriff eines bedingten Nechtsgefchäfts von einer vedhtsirrthim- 
fihen Auffaffung ausgegangen ift. II, 120/95 und UI, 119/95 
vom 28. Yuni/9. Suli. 

297. Im Fall 326 haben die Beklagten eingewendet, das 
Rentenveriprechen fei von ihnen unter der jelbftändigen Voraus: 
jeßung und ftillfchweigenden Bedingung abgegeben, dag fie dur 
den Dertrag mit ihrem Vater Eigenthümer der ihnen überlaffenen 
Güter geworden jeien. Die Söhne zweiter Ehe feien aber durd) 
ein ergangenes lirtheil al8 an den Gütern zu einem Antheile 
fideifommißberechtigt anerfannt. Das Berufungsgericht hat die 
Beklagten mit diefer Einrede aud) aus dem Gefidhtspunft der ver- 
änderten Umjtände — AU. R. 1,5, 8.377 — nit gehört. Denn 
den Söhnen zweiter Ehe ijt das fideifommiffariihe Miteigenthum 
erft für die Zeit feit dem Tode des Vaters zugeiprochen. Die 
Bellagten hatten alfo bi8 dahin die Zinfen der eingetragenen 
Hnpothefen zu bezahlen. Die Rente der Witwe war aber die 
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Gegenleiftung dafür, daß ihr Vater für die Zeit bis zu feinem 
Tode feine Zinfen von den DVerflagten gefordert hat. IV, 50/95 
vom 8. Yult. 

298. Schuldner hatte das Darlehn gefündigt; Mitte Junt 
1891 hätte die Rückzahlung erfolgen follen. Die Kündigung tft 
dadurch nicht wieder hinfällig geworden, daß der Gläubiger bis 
Juni 1893 mit der Klage gewartet hat, nod) dadurd, daß er fi 
wegen der laufenden Zinfen durch Abrechnung auf den von ihm 
zu zahlenden Miethszins bezahlt gemacht hat. IH, 358/94 vom 
7. Juni 95. 

299. Das Uebereinlommen, wonach die Beklagte der Klägerin 
den Alleinverfauf der von ihr nad) einem Patent anzufertigenden 
Silterpreifen für die Provinzen Schlefien und Pofen dergeftalt 
geitattete, daß auch Beklagte direkte Verkäufe in diefen Provinzen 
vornehmen dürfe, aber aud) von foldhen Verkäufen die Propifion 
gezahlt werden follte, ift ohne Nechtsirrthum im Hinbli auf die 
Grundfäge von Treu und Glauben im Handelsverkehr dahin ver- 
ftanden: Provifionsforderungen haben der Klägerin für alle Tiefe 
rungen erwacen follen, von denen die Beklagte bi8 zur Erfüllung 
ihrerfeit8 wußte oder unter Anwendung der Sorgfalt eines ordent- 
lihen Kaufmanns annehmen mußte, daß diefelben nach Schlefien 
oder Pofen erfolgten, gleichviel ob der Befteller in diefen Pro- 
binzen wohnte oder nicht. Al W. in Halle feh8 Filterpreffen 
zum Weiterverfauf nad) Schottwiß bejtellte, welche von der Be- 
Hagten auf feine Anweifung auch dorthin verfandt find, war diejer 
in Folge ihres Gejchäftsverfehrs mit W. befannt, daß er diefelben 
nicht zum eigenen Bedarf beftellte. Wenn Beklagte aud) den Weiter: 
verfauf nicht ficher wußte, mußte fie darüber bei W. Erfundigungen 
einziehen und ihm die Lieferung nad Schlefien unterfagen oder fich 
mit ihm über die an Kläger zu zahlende Provifion ins Einver- 
nehmen fegen. Deijen Provifionsforderung wegen diejer fee 
Vilterpreffen war daher begründet. II, 159/95 vom 8. Okt. 

300. Kläger, welchem der Alleinverfauf der Cigaretten der 
Deflagten übertragen war, entnahm Cigaretten zum Preife von 
14000 Mark fejt und gab darüber Accepte, von denen er nur 
eins über 1849 Mark 50 Pf. eingelöft hat. Nach einem fpäteren 
Dertrage follte der Kläger an den früheren Vertrag gebunden 
fein, bis er feine im Belit der Beflagten befindlichen Accepte 
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Auslegung über 2349 Mark 60 Pf. und 2100 Mark gededt habe. Nad) 
ne Erfüllung diefer Bedingung erklärte fi) Beflagte bereit, den 
gefhäften früheren Vertrag zu annulliren und die dann noch auf dem Lager 
u.j.m. des SMägers befindlichen Cigaretten zurüdzunehmen. Der Kläger 
hat jene Accepte gededt. Weil er noch für 10117 Mark 75 Pf. 
Sigaretten auf Lager hat, hält er fich berechtigt, dieje dem Be: 
flagren zurückzugeben, welcher ihm dagegen 2447 Mark 65 Pf. zu 
zahlen habe. Damit ift er abgewiefen. Denn der Vertrag ift 
dahin zu verftehen, daß der Kläger nur fo viel Cigaretten zurüd- 
geben darf, als zur Dedung feiner Reftichuld Hinreiht. I, 204/95 

vom 2. Nov. 

301. Die Hagenden Fabrifanten, die .Beflagte und mehrere 
andere, an diefem Prozefje nicht betheiligte Firmen in Sacjen 
und Neuß Haben im Iuli 1894 ein Abkommen getroffen, deren 
Zwed war, die Preife für gewerbliche Leiftungen der Färbereien 
und Appreturanftalten in ihrem Bezirke zu heben. Nachher haben 
Verhandlungen ftattgefunden, in welchen abändernde Beftimmungen 
getroffen find, ohne daß an diefen Verhandlungen alle Firmen 
theilgenommen Haben. Die Bellagte, welche an diefen Verhand- 
lungen theilgenommen Hatte, hat die unterjchriftliche Vollziehung 
der darüber aufgenommenen Urkunde verweigert und fi) an das 
Abfommen nicht für gebunden eradtet. Das Berufungsgericht 
hat ausgejprocdhen, daß zwijchen den Parteien ein Vertragsverhält- 
niß des aus der Urkunde vom 28. Sept. 1894 fich ergebenden 
Inhalts nicht beftehe. Das Reichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Das Berufungsgericht hat ohne Verlegung revifibler 
Rechtsnormen feitgeftellt, daß das frühere Ablommen nur mit 
Zuftimmung aller Betheiligten habe geändert werden Fünnen. 
Soweit aber hierbei darauf Gewicht gelegt ift, daß D. der Abs 
änderung nicht beigetreten fei, ift 9. ©. DB. 278 verlegt. Die 
Parteien haben übereinftimmende Erklärungen über den Mitglieder: 
bejtand abgegeben, nad denen fie D. ganz außer Betradht gelafjen 
hatten. Auch) war der Beklagten am 27. Iuli von einem Redts- 
anmwalt gejagt, er getraue fih nicht, eine Klage wider D. auf 
Anerkennung feiner Mitgliedfchaft zu erheben. Wenn die Vereins- 
genofjen gleichwohl, ohne Schritte gegen D. zu thun, eine Reihe 
von Generalverfammlungen abhickten, Bejchlüffe faßten und in deren 
Ausführung mit dritten Berfonen, weldhe von den Maßnahmen 
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ded DVereind betroffen wurden, in Verhandlungen traten, au Auslegung 
einen Revifor beftellten, fo durfte fi das Berufungsgericht der ne 
Erörterung der Trage nicht entziehen, ob nicht der Wille der be= gefchäften 
theiligten Firmen dahin gegangen war, fi untereinander aud) Mule. 
dann endgültig zu verpflichten, wenn D. nicht gezwungen werden 

fönne, an der Gejellichaft theilzunehmen und fich den vereinbarten 
Beihränkungen in feinem Gejchäftsbetricbe zu unterwerfen. VI, 

226:95 vom 25. Nov. . 

302. Im Fall 269 genügt e& nicht, bei der Auslegung der 
von dem Kläger genehmigten Willenserklärung lediglid) deren Wort- 
laut und den jonftigen Inhalt des Vergleichs in Betracht zu ziehen, 
um anzunehmen, daß fid) derjelbe nur auf die früher vom Kläger 
geforderten 10450 Mark und nit auf die Auflaffungs- und 
Stempelfoften eritredt habe. E8 ift vielmehr zunächft der Streit- 
jtand in dem durch den Vergleich beigelegten Nechtejtreit feftzu- 
jtellen und danach zu enticheiden, ob die vom Kläger feinem An- 
walt gegenüber geäußerte Rejervation mit dem Inhalt dc& Vergleiche 
vereinbar ilt. Bon Erheblichkeit ift es, dabei feitzuitellen, durch 
welhe Berechnung Parteien zu der Summe von 5400 Marf ge- 
fommen find. V, 176/95 vom 7. Dec. 

303. Der Beflagte ift verurtheilt, die Unwirkfamkeit eines Ungültigteit 
Kaufvertrags anzuerkennen, den er mit dem im 9. 1889 für blöd- ig 
finnig erklärten Kläger im I. 1878 abgejchloffen Hatte, und dem 
Kläger da8 damals von demfelben gefaufte Grundftüd mit dem 
ihm überlaffenen todten und lebenden Inventar zurüdzugeben und 
aufzulaffen, weil Kläger jchon damals blödfinnig war; die Nüd- 
gabe habe mit den Rechten und Pflichten eines redlichen Beligers 
zu erfolgen. Das Neichögericht hat aufgehoben, weil dem DBe- 

Hagten die Rechte und Pflichten eines redlichen Befigers nur für 
die Rücgabe des Grundftüds, nicht auch für die Rüdauflaffung 
zugejprochen feien. Der Beklagte hat Erftattung feines dem Stläger 
gezahlten Kaufpreifes und der Verbefferungen des Grundjtüds wie 
des Inventar® gefordert. Zu der nah $.1EEÄULER. I 7 umd 
88. 25 ff. I, 15 angeordneten Rüdgabe der befeilenen Sache ge- 
hört nad) heutigem Recht bei Grundftüden die Auflaffung. Aud) 
fie braucht demnah nur Zug um Zug gegen Befriedigung des 
redlichen Befigerd wegen der ihm nach jenen Beitimmungen zu= 
ftehenden Gegenanfprüde zu erfolgen. Er Hat dieferhalb ein 
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Zurücdbehaltungsreht. — 8. 536 UL. R. I, 20. — Und da er 
fie in diefem Prozefje geltend gemacht Hat, jo war die Verurtheilung 
auszufprechen vorbehaltlich diefer in dem vorliegenden Prozefje 
feftzuftellenden Gegenanfprüde. V, 74/95 vom 12. Juni. 

304. Für einen dem Kläger im Kaufvertrage beitellten Aus» 
zug hat er fich in einem Dertrage von 1888 durd) Zahlung von 
3600 Mark abfinden laffen. Dur diejen Vertrag wollte fich, 
wie Dre Imjtanzgerichte annehmen, DBellagter mit dem Schaden 
des Klägers bereichern, jodaß die Vermuthung einer betrügerifchen 
Handlungsweife begründet ift. — 8.27 ULU.R. I, 4. — Deshalb 
ift mit Recht in diefer Beziehung der Beklagte ald unredlicher 
Befiger verurtheilt, denn er hat jene Vermuthung nicht wider: 
legt. V, 74/95 vom 12. Juni. 

305. ©., der Erblaffer der Kläger, hat an einem Tage 
zwei Urkunden außsgeftellt. Nad der eriten, von dem beflagten 
Dedanten mitunterichriebenen Urkunde hat er diejem fein über 
17395 Markt 77 Pf. lautendes Sparfaffenbud, gejchenft und über- 
geben. Im der zweiten Urfunde hat er bejtimmt, daß nad) feinem 
Ableben fein Baarvermögen und Sparfafjenbuc, über mweldjes er 
bereits in befonderer Urkunde verfügt hat, zu feinem Begräbniß, 
Erriditung eines Denkfteins und Lefung von Geelenmefjen, der 
Neft aber zur Gründung vefp. al® Beitrag zum Bau eines Waifen- 
haufes verwendet werden fol. Die lettwillige Verfügung ift 
Mangel® der gefeglichen Form als foldye ungültig. Als Schenfung 
an das Wailenhaus fann die Verfügung nicht gelten, weil e8 an 
einem zur Webertragung des Eigenthums geeigneten Titel fehlt; 
fie ift auch Fein läftiger Vertrag, weil Beflagter eine Gegenleiftung 
nit übernommen hat. Da das zweite Schriftjtück mit dem erften 
in unlösbarem Widerjprud) ftcht, ericheint die Ausführung des 
Landgerichts zutreffend, daß G. nicht beabjihtigt hat, das Spar: 
faffenbucd) an Beklagten zu verichenten, daß die Schenfung viel- 
mehr nur zum Schein vorgenommen ift, um das Bud) dem Waijen- 
haufe zuzumwenden. Die Annahme der Nevifion ericheint zumal 
bei dem Berhalten dc8 Bellagten, welcher jih nur auf die erite 
Urkunde bezogen hat, während die zweite erjt in Kolge der Zeugen- 
vernehmungen zum VBorjichein gefommen ift, nicht ohne Grund, 
daß die ganze Operation nur vorgenommen ift, um der nach dem 
Gefet vom 23. Febr. 1870 erforderlichen Königlichen Genehmigung 
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einer Zuwendung an das Waijenhaus überhoben zu fein. Die 
Srtheilung der Genehmigung mochte beim Vorhandenjein armer 
Inteftaterben zweifelhaft erfcheinen. DBeflagter ift vom Neidhe- 
gericht zur Herausgabe verurtheilt. IV, 128/95 vom 18. Nov. 

306. A... R Die Beklagten find für eine auf ihren 
Namen ausgeftellte Hypothek bei der Subhajtation mit 4279 Marf 
75 Pf. zur Hebung gelangt. War die Schufldverjhreibung nur 
zum Schein und mit der Verabredung ausgeftellt, daß daraus 
nicht den Beklagten, fondern nur der Klägerin ein Necht zuftchen, 
und daß die Beklagten verpflichtet fein follten, da8 Schuldbelfenntnig 
nicht für fi, Sondern für die Klägerin auszunügen und dem- 
gemäß den ihnen daraus zufließenden Betrag an die Klägerin 
abzuliefern, jo dürfen fie den Betrag nicht für fich behalten, 
jondern würden ihn zur Erbmaffe des gemeinichaftlidden Erb- 
laifers abzuliefern haben, welder die Schuldverjchreibung aus- 
gejtellt Hatte. it aber Klägerin bei jener Vereinbarung der Be- 
Flagten und ihres Vaters gegenwärtig gewejen und derjelben mit 
Genehmigung des Vaters beigetreten, jo war die Klägerin von 
Anfang an Mitfontrahentin und die Beklagten haben von ihrem 
Bater und der Klägerin einen Auftrag, in der angegebenen Weife 
zu verfahren, angenommen. In Folge der Ausführung des Auf: 
trags haften fie auf Herausgabe des erhobenen Betrags, obichon 
derjelbe nicht fchriftlic, ertheilt war, an die Klägerin. IV, 175/95 
vom 25. Nov. 

307. Die Beklagten hatten der Eagenden Stadtgemeinde 
Grundjtüde verfauft, zu 150 Marf für die Quadratruthe, mit 
der Verabredung, daß der Preis nad Wahl der Stadt entweder 
nad) der Größenangabe des Grundbuch oder nad dem Rejultat 
einer amtlichen Neuvermeffung berechnet werden follte. Die Stadt 
hat fih für die Größenangabe des Grundbucdhs entfchieden, fie ijt 
aber zur Zahlung nach dem erheblich höheren Refultate der Neu- 
vermeifung verurtheilt. An fi würden die Bellagten zum NRüd- 
tritt wegen Irrthums befugt fein; denn beide Theile find bei den 
Raufunterhandlungen davon ausgegangen, daß die Differenz zwiichen 
der grundbuchmäßigen und wirklichen Größe nur eine minimale fei. 
— 88.75, 73A.UR. 1, 4. — V, 21/95 vom 3. Juli. Dgl. 457. 

308. Der Bevollmädtigte des Beflagten bat bei dem Ab- 
Ichluffe des Raufvertrags über eine Waffermühle dem Käufer feine 
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Anfiht dahin ausgeiproden, daß in Folge der Lölchung eines 
früher eingetragen gewejenen Berzichts die Pflicht des Fiskus 
zur Unterhaltung des Mühlendamms wieder aufgelebt fei, aber 
wiederholt erklärt, daß er keine Gewährleiftung dafür übernehme. 
In dem fchriftlihen Vertrage ift über alles dies nichts gejagt. 
Die Klage ift darauf geftübt, daß DBellagte dich fchuldhaftes 
Verhalten den Käufer in den Irrthum verjeßt habe, die Geredtig- 
feit beftehe. Ein die Willenserklärung entkräftender Irrtum — 
8.DBfUUR LT 4 — liegt nidt vor. ‘Denn da der Bevoll- 
mädhtigte jede Gewährleiftung für das Beftehen der Unterhaltungs: 
pflicht des Fiskus abgelehnt hat, fo fteht feit, daß Kläger durd 
die Vorausfegung der Eriitenz des jener Verpflichtung korrelaten 
fubjeltiv dinglichen Rechts zum Abjchluffe de3 Vertrags nicht be- 
ftimmt worden tft. Auch liegt ein Zerichulden des Bevollmäd)- 
tigten nicht vor. Diefer hatte dem Kläger die thatjächlichen Unter- 
lagen zur Beurtheilung, ob die Pflicht rechtlich noch eriftent fei, 
geboten und damit alles gethan, was der Beflagten in diefer Be- 
ziehung oblag.e &8 war Sache des Klägers, fi) darüber zu 
unterrichten, ob die rechtlichen Konfequenzen, welche jener Bevoll- 
mädtigte aus den vorgebradten ZThatjachen z0g, richtig waren. 
Daß der Bevollmädjtigte ded Beklagten argliftig gehandelt Habe, 
war gar nicht behauptet. V, 168/95 vom 18. Sept. 

309. Beflagter hat Spiralen, die er fonft felbjt fertigte, 
vom Kläger bezogen, weil ihm diefer verfichert hat, daß fraft 
eines Patents die Firma W. & Cd). allein zur Fabrikation der 
Spiralen befugt jet und dieje dem Kläger den Alleinvertrieb über- 
tragen habe. Beflagter macht geltend, das fei nicht richtig, weil 
WB. & Sch. einem Dritten gegenüber mit dem Berbietungsredht 
rechtskräftig abgewicten feien. Wäre da8 richtig, jo würde Be- 
Hagter wegen Irrthums in vorausgefegten Eigenjchaften rüdtritts- 
beredtigt jein. -A.U.R. 1 4, 8. 77. — 1, 168/95 vom 9. Oft. 

310. Kläger Hat für den Bellagten ein Wohnhaus zu dem 
auf Grund des Anfchlags verabredeten Preife von 13000 Marf 
gebaut. Er fordert etwas über 2000 Mark nad, weil er fi) 
zufolge eines Additionsfchlers über die Gefammtjumme zu feinem 
Nachtheile geirrt habe. Das NReidyegeriht hat das bedingt ab- 
weifende Urtheil aufgehoben, zurüdverwielen. Allerdings Liegt 
dann, wenn die Parteien nicht auf die Cinzelpreife, jondern auf 
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die Sefammtjumme fontrahirt haben, nur ein Irrthum im Beweg- 
grunde vor. Denn der Irrthum betrifft nicht den Preis felbit, 
fondern die Thatfachen, die der Kläger vorausjette, ald er den 
Preis in diefer Höhe genehmigte. Allein hat der Beflagte, wie 
Kläger behauptet, den Irrthum des Klägers erkannt und wifjentlich 
benutt, um den geringeren Preis zu profitiren, jo darf er daraus 
feinen Bortheil ziehen. — 8.148 A. L.R. 1, 4; Striethorft, Bd. 2, 
©. 93; Bd. 36, ©. 230; Bd. 84, ©. 179. — Die Annahme des 
Berufungsrichters, der Beklagte Habe glauben Fönnen, die faljche 
Addition jei dem Kläger jelbit befannt gemweien, oder der Irrthum 
habe feinen Einfluß auf die Willensbejtimmung des Klägers ge- 
habt, würde bei der Eonfreten Sacjlage einer näheren Begründung 
bedurft haben. VI, 237/95 vom 2. ‘Dec. 

311. Der Kläger kaufte von den beflagten Eheleuten ihre 
Grundftüde; die Hofftätte war zur Fleifcherei benutt. ‘Der Kläger 
legte Gewicht darauf, mit dem Haufe zugleid) eine ausgebreitete 
Rundihaft für das von ihm darin zu betreibende Fleifchereigewerbe 
zu erwerben. Für den Fall, dap Kläger jchwört, der Ehemann 
habe bei den Kaufverhandlungen die im Eid bezeichneten un: 
wahren Angaben über den Umfang feines Gefchäfts gemacht, hat 
der Berufungsrichter die Anfechtung des Kaufs wegen Irrthums 
in wefentlichen Eigenjchaften für begründet erachtet. Die Ehefrau 
ift bei jenen Verhandlungen gegenwärtig gewejen und hat die von 
dem Chemann abgegebenen Erklärungen nicht fofort richtig ge- 
itellt, Todaß fie al® zuftimmend anzufehen fe. Wenn fidh die 
Chefrau aud) bei den Verhandlungen nicht betheiligt habe und 8. 34 
A.UNR.], 4 nicht anzuwenden fei, ftehe dem Kläger $. 75 zur 
Seite. Revifion zurüdgewiefen. Der Revifion kann zugegeben 
werden, daß ber jeweilige Umfag des Gejchäfts dann nicht als 
eine Eigenfchaft des Grunditüds angefehen werden kann, wenn 
die Urfachen, auf denen er beruht, nicht Dauer veriprechen und 
deshalb bei der Werthichägung nicht berüdfichtigt zu werden pflegen. 
Aber um folche vorübergehende Urfachen Handelt es fich felbft 
dann nicht, wenn al8 Urfadhe des Gejchäftsrüdgangs das Kon- 
furvenzgejchäft von Sc., der billiger verkaufe, und die Vernad)- 
lälfigung der Fleischerei dur den Sohn der Beklagten anzujehen 
fein follten, denn mit der Aenderung des Geichäftsinhabers hören 
diefe Urfachen noch nicht auf zu wirken, und eine Kundjchaft, die 
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Ungüttigfeit fich einmal weggewöhnt hat, Echrt, wie die Erfahrung lehrt, nidjt 
Se uneei ohne weiteres zurüd. Cs mag richtig fein, daß es dem Kläger 
möglicher Weife gelungen fein würde, dur Fleiß und Umficht 
dem Gefchäfte die verlorene Kundichaft wiederzugewinnen; aber 
jolhe Möglichkeiten beeinfluffen nit den Werth eines Gejchäfts- 
haujes als foldhen, da der Käufer gerade diefer Mühe überhoben 
fein will, wenn er ein fchon beftehendes Gefchäft erwirbt. V, 
178/95 vom 11. Dec. 
Anfechtung 312. Der Käufer hat der Klage der Verfäufer gegenüber 
eng feinen Rücktritt erklärt oder will wenigftens den Kaufpreis kürzen, 
weil Kläger ihn, wiljend, daß Grundwaffer in erheblihem Maße 
vorhanden fei, mit der Zuficherung getäufcht hätten, daß fämmt: 
lije Keller durdhaus troden feien. Den Einwand hat der Be- 
rufungsrichter unter Verlegung der Nechtsregel non valere, si 
convenerit, ne dolus praestetur (L. 23, D. de r. j.) für unzuläffig 
erklärt wegen der Vertragsbeftimmung, daB für bauliche DBe- 
ihaffenheit der dem Käufer genau befannten Gebäude nicht ge- 
haftet werde. Aufgehoben, zurüdverwiefen. III, 100/95 vom 
2. Yult. 
313. Anders ale im Fall Bd. XVII, 282 wurde feine Arg- 
(ift des Verfäufers angenommen, welcher dem Käufer erflärt hatte, 
fein Hausverwalter habe eine herausgenommene faule Diele als 
Ihwammpverbädtig bezeichnet, das jei Unfinn. ‘Dort Hatten fid 
Pilze gezeigt und Verkäufer hatte feine Ueberzeugung, daß er die 
Pilze nidt für Schwamm halte, beftimmt und ernfthaft aus- 
gefprochen. Hier lag neben jener objektiven Angabe nur eine 
ihrer Form nad) rein fubjektive Aeuferung vor; die DBeforgniß 
des Berfäufers war im Gejpräd mit Hausbefigern wieder be: 
ruhigt, und die Aeußerung dedte fi) mit feiner Weberzeugung. 
V, 33/95 vom 12. Juli. Vgl. 160. 
314. Die Höhe der Orundentihädigung und der weiteren 
Licenzgebühren betraf einen wejentlichen Punkt des gejammten 
Bertrages, und wenn diefelbe durch die Patentdauer beftimmt oder 
wejentlich mitbeftimmt wurde, jo ift der ganze Vertrag anfedht- 
bar, wenn die Beklagte über die Dauer der Gültigkeit des Patents 
getäufcht und dadurd) zur Bewilligung diefer Preife beftimmt 
wurde. Ein Vertrag auf kürzere Zeit zu geringeren Preifen würde 
ein anderer wejentlid; abweichender Vertrag fein, und ift e8 un- 
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erheblich, ob ohne Zäufchung ein folher Vertrag unter den Bar- 
teien zu Stande gelommen fein würde, abgejehen davon, daß e& 
fich jeder ficheren Beurtheilung entzieht, ob ein geringeres Gebot 
der Beflagten zu vertragsmäßiger Einigung geführt haben würde. 
Das Berufungsgericht hatte den Licenzvertrag nur für die Jahre 
für anfechtbar erklärt, für welche Bellagte die Geltung des Patents 
irrigerweife in Zolge der Täufcdhung angenonmten habe; für die 
übrige Zeit habe Beklagte die bewilligten Preije zu zahlen, da 
fie nicht dargelegt habe, zu welchem geringeren Preije fie fre- 
ditirt haben würde, und eine Srmäßigung der vertragsmäßigen 
Gebühren von ihr nicht beantragt fe. Das Weichsgericht hat 
Ungältigfeit des ganzen Vertrags angenommen. III, 132/95 vom 
27. Sept. 

315. Da fi die Beflagten bei dem Kaufvertrage nur als 
Gläubiger betheiligten, um die möglichfte Sicherftellung ihrer 
Hppothef zu erlangen, bezw. al® Uebernehmer der auf dem ver- 
fauften Srimdftüc ftehenden Windmühle, jo können fie nicht wegen 
argliftiger VBerfchweigung einer dem Grundftüd aufhaftenden Rente 
von dem Käufer in Anspruch genommen werden. Denn als 
Hppothefgläubiger Hatten fie nicht für die Nente einzuftehen, und 
waren fie nicht verpflichtet, diefelbe dem Käufer mitzutheilen. Solche 
Verpflichtung lag vielmehr nur dem Verkäufer ob. IIL, 189/95 
vom 5. Nov. 

316. Die Anfechtung des Hausfaufs wegen Betrugs war 
al® dadurch ausgefchloffen erachtet, daß der Käufer in Kenntnig 
des durch Verheimlihung des Schwammes verübten Betrugs drei 
Sahre lang die Zinfen des Kaufpreifes gezahlt und wider den 
Verkäufer einen Prozeß angejtrengt hat, welcher die Nechtsgültig- 
feit der Raufpreisreftforderung zur Vorausjegung hatte. Da für 
diefe Erklärung feine Formenfchrift befteht — vgl. Bd. XIX, 316 —, 
jo fonnte fie auch in einer konfludenten Handlung gefunden werben. 
V, 192/95 vom 18. Nov. 

317. Beklagte hatte Lieferung von Steinen an den Kläger 
übernommen, der feinerjeit8 die Steine an die Garnifonbauver- 
waltung zu Berlin zu liefern hatte. Dieje hat die Abnahme von 
Steinen, welche Kläger von der Bellagten nach vorausgegangener 
Bereinbarung über die zu liefernde Qualität angenommen hatte, 
dem Kläger gegenüber abgelehnt und ift dann mit der Beflagten 
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direft über die Lieferung folcher Steine, wie fie begehrte, in VBer- 
bindung getreten. Kläger hat der Beklagten auf deren Anfrage 
erklärt, daß ihm nun nichts anderes übrig bleibe, als auf deren 
ganze Lieferung zu verzichten. Die Beflagte hat der Garnijon- 
bauvermwaltung höhere Preife berechnet, als fie von dem Kläger 
und als diefer von der Garnifonbauverwaltung zu beaniprucden 
hatte. Die Differenz hat fie dem Kläger von beffen Forderung 
abgezogen. Er fordert von der Bellagten Erjag. Damit ift er 
abgewiefen. Denn aus dem durch beiderfeitige Einwilligung auf- 
gehobenen Bertrage kann Kläger Feine Anfprüdhe an die Beklagte 
maden; aud Fonnte er nad) den ihm von der Bellagten ab- 
gegebenen Erklärungen nicht erwarten, daß diefe zu feinen Preijen 
licfern und ihn dadburdh, daß fie einfach an feine Stelle trete, von 
feinen Verbindlichfeiten gegen die Garnifonbauverwaltung befreien 
werde. I, 261/95 vom 16. Oft. 

318. Die Klägerin hatte von dem Beklagten auf neun Jahre 
gemiethet; nach dem dritten Jahre follte fie zurüdtreten dürfen, 
wenn fie bei Kündigung dem Beflagten 1500 Merk zahle. Nad 
8.8 follte fie berechtigt fein, ohne Entjhädigung zurüdzutreten, 
wenn die Konzeffion zur Wirthichaftsführung ohne Verjchulden 
des Wirth8 oder der Brauerei aufgehoben oder beichränft würde. 
Nah drei Sahren ift die Klägerin unter Bezugnahme auf $. 8 
zurüdgetreten, ohne daß deijen Vorausjegungen vorlagen. Sie 
ift Schuldig eradhtet, der Beklagten 1500 Mark zu zahlen. WRe- 
bifion zurücgewiefen. III, 151/95 vom 2. Jult. 

319. DBellagter hatte dem Arditeften PB. einen Auftrag er- 
theilt, der fi) auch auf „Arbeitszeichnungen und ‘Details’ er- 
ftredte. Er will das Honorar dafür nicht zahlen, weil er vor 
Anfertigung diefer Arbeiten 8., einem Gehülfen des P., der ihn 
in deffen Auftrag um Angabe der bet dem Bau zuzuziehenden 
Handwerker erjuchte, erflärt hat, er habe mit P. nichts zu thun, 
was diefer fofort dem BP. beftellt Habe. Der Bellagte ift zur 
Zahlung verurtheilt. Denn jene Aeußerung enthielt nicht einen 
dem 8.167 AÜ.U. R. IL, 5 entipredjenden NRüdtritt von dem Ber- 
trage über Handlungen, fondern nur die Ableugnung eines dem 
PB. ertheilten Auftrags, von der nicht einmal zu erjehen war, ob 
dieje Erklärung für P. jelbft bejtimmt war. VI, 165/95 vom 
1./11. Nov. 
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320. Kläger Hatte die Konzeifion zum Bau und Betrieb 
einer Straßenbahn im Stadtbezirt Spandau erhalten. Er hatte 
ben Bellagten die Rechte aus der Konzeffion und dem mit der 
Stadt gefchloffenen Vertrage abgetreten und fih mit der Um- 
Ichreibung der Konzeffion auf die Beklagten einverftanden erklärt, 
fi aber die technifche Bauleitung gegen 21/, Proz. der Baukoften 
vorbehalten; 4500 Mark follten ihm für Vorarbeiten gezahlt 
werden. Die Bellagten haben dann den Vertrag mit der Stadt 
geichloffen, die Konzeffion ift ihnen ertheilt. Die Beklagten haben 
demnächft erflärt, daß fie dem Kläger die Bauleitung nicht über- 
tragen und die Vergütung nicht zahlen werden, weil fie fein Ver- 
trauen zu ihm haben. Das Berufungsgericht hat die Beklagten 
zur Zahlung der 4500 Mark und zur Entihädigung für die ent- 
zogene Bauleitung mit 528 Mark 29 Bf. verurtheilt; NRevifion 
zurüdgewiejen. Da Kläger fich alS unzuverläffig erwies, waren 
Beflagte berechtigt, ihm die Bauleitung vorzuenthalten, und Kläger 
mußte, da foldhes von ihm verjchuldet war, den hierdurch ent- 
ftandenen Schaden tragen; aljo fih anredhnen laffen, was Be- 
Hagte für die von ihnen anderweit bejchaffte Bauleitung bezahlt 
haben. Aber Beklagte find deshalb nicht berechtigt, dem Kläger 
da& vereinbarte Honorar überhaupt vorzuenthalten. Denn e8 lag 
ein einheitlicher Vertrag vor, und Beklagte konnten deshalb nicht 
bon einer einzelnen Leiftung zurüctreten. Auch bildete die Hand- 
lung der Bauleitung nicht den Hauptgegenftand des PVertrags, 
jo daß 8.408 AU. 2. R. I, 5 nicht anzuwenden war. Uebrigene 
feien auch die Bellagten nicht von dem ganzen Bertrage zurüd- 
getreten. Solder Rüdtritt von einem VBertrage über Handlungen 
würde vorausjegen, daß fie dem Kläger wenigitens anböten das 
Erforderliche zu thun, um den Zuftand vor Abfchluß des Ver- 
trags wieder herzuftellen. Das jet nicht gejchehen. VI, 255/95 
vom 16. Dec. 

321. Im Fall 399 und 537 war auf Seiten der Obligations- 
inhaber den Bürgen gegenüber ein DVerhältnig ber Gejammt- 
gläubigerfchaft begründet, auf welches 8.4 UU.NR.L 5 an 
zuwenden. Cine aftive Korrealobligation nad) Art der römischen 
würde nur begründet fein, wenn der erkennbare Vertragsmille 
darauf gerichtet war. Aus den Bürgichaftserflärungen geht das 
nicht hervor. E& würde anzunehmen fein, wenn, wie Klägerin 
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behauptet, mit den Bürgen, in&bejondere dem Beklagten vor und 
bet Webernahme der Bürgjchaft beiprochen und demjelben von 
dem inftrumentirenden Notar Elar gelegt wäre, daß jeder Theil- 
ceffionar den DBetrtg feiner Forderung, fobald er fällig, gegen 
den Hauptfchuldner und den Bürgen, foweit die Bürgfchaft reicht, 
aud) ohne Rüdficht auf die Forderungen der übrigen Obligationg- 
inhaber auszuüben berechtigt fein jolle, vorausgejegt, daß au 
der Wille der Darlehnsgeber auf eine Bürgfchaftsleiftung in diefem 
Sinne gerichtet war. I, 128/95 vom 6. Juli. 

322. Ein Bauunternehmer überwies, al8 er in Zahlungs- 
Schwierigfeiten gefommen war, feinen Gläubigern die fämmtlichen 
ihm zur Berfügung ftehenden Baugelder. Dagegen übernahmen 
die Gläubiger die Fortführung des Baued. Kin Gläubigeraus- 
Ihuß wurde ermächtigt, mit den vorhandenen Mitteln den Bau 
zu fördern, Abgaben und Zinfen zu berichtigen, Löhne zu zahlen, 
Handwerker zu engagiren und Lieferungen abzufchließen. Beflagter 
hat al8 Obmann des Gläubigerausfchuffes Zifchlerarbeiten bei 
der Klägerin beitellt und ihr Befriedigung aus den bei der H.- 
Bank eingehenden Baugeldern zugefichert, er werde die zu deren 
Befriedigung nothiwendige Summe aus jenen Baugeldern refer- 
viren. Der Beklagte ift zur Bezahlung der gelieferten Arbeiten 
perfönlich verurtheilt. Unerheblid, daß die von der H.-Bant ge: 
zahften Gelder nicht zur Befriedigung jänmtlicher Lieferanten 
ausreichten. Auch wenn der Klägerin vor oder bei der Beftellung 
der Inhalt des von den Gläubigern getroffenen Abfommens mit- 
getheilt wurde, ift nicht anzunehmen, daß fie die Lieferung auf 
die Gefahr übernommen habe, nicht volljtändig bezahlt zu werden, 
wenn die eingegangenen Gelder nicht bloß zu ihrer Befriedigung, 
fondern aud zu der aller übrigen Gläubiger unzulänglich waren. 
Die Verpflichtung, die zur Befriedigung der Klägerin erforder- 
(ihen Gelder aus den Baugeldern zu rejerviren, ergab fich, aud 
wenn fie nicht befonders übernommen war, aus der Sachlage. 
1, 240/95 vom 27. Nov. Bgl. 273. 

323. Der beflagte Zijchlermeifter hatte von dem Kläger 
ein Darlehn von 4500 Marf erhalten. Es wurde ausgemacht, 
daß Bellagter das Geld nit baar zurüdzahlen, fondern daß 
Kläger dafür Möbel aus dem Möbellager des Beklagten zur Aus 
ftattung feiner fieben Kinder entnehmen follte So lange die 
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Möbel nicht entnommen feien, fjollte Beflagter die 4500 Mart Beftinimigeit 
mit 4 Proz. verzinfen. Diejes Abkommen wurde für gültig er- a 
achtet, und die Klage auf Rüdzahlung des Darlehne abgewiejen; Vertrags: 
Revifion zurücgewiefen. Bei dem dem Käufer geftatteten Wap- bltgatton. 
recht unter verichiedenen Gegenftänden — vgl.$.3ZEMUR. 

I, 11 — müffen die in den Kreis der Wahl gehörigen Saden 
individualifirt fein. Aber diefe Individualifirung braudt nicht 

bei Abichluß des Kaufes vorhanden zu fein; e8 genügt, wenn fie 

bei Ausübung des Wahlredhts vorhanden ift. In dem Zeitpunkt 

aber, wo Kläger die Wahl auszuüben haben wird, Was zu ver- 

Ihiedenen Zeiten gejchehen fann, wird da8 Lager feinen feft- 
begrenzten Inhalt haben, und das ift genügend, um die Annahme 

der Bejtimmtheit des Kaufgegenftandes zu rechtfertigen. Die 
Kompenfation des Kaufpreifes mit der Darlehnsichuld ift im 

Boraus vereinbart. II, 299/95 vom 12. Nov. 

324. 68 ift nit richtig, daß der Bürge allgemein in Erfüllungsort. 

dem Orte zu erfüllen babe, welder al® GCrfüllungsort für die 
Berbindlichkeit des Hauptjchuldners zu gelten hat. — Vgl. R. ©. €., 
Bd. 10, ©. 282 ff. —. Hier hatte aber der Schuldner, welder 
in Yallersleben wohnte, fi) in der Schuldurfunde der Gerichtd- 
barkeit des dortigen Amtsgerichts unterworfen, und damit war 
zwifchen Gläubiger und Schuldner Fallersleben als Erfüllungs- 
ort für die Schuld vereinbart. Webernahm der felbftichufdnerifche 
Bürge diefe Schuld dur die Bürgfchaftsklaufel, jo Hat er fid) 
damit auch dem ftipulirten Erfüllungsort unterworfen, wenn jchon 
er die Bürgichaftsurfunde von feinem Wohnort datirt hat. IIL, 
122/95 vom 5. Iuli. 

325. Die Beflagte hatte an den furz nachher in Konfurs Anfprüce 
verfalfenen Bremer Kaufmann €. erhebliche Forderungen. €. hatte nu 
von der Klägerin zu Hamburg Rujfiihen Roggen prima Banf- abgeichlojienen 
rembours zweimonatlic) gefauft, den er vor dem 1. Oft. 1893 in der Perträgen. 
Hoffnung einführen wollte, daß ihm die Zollverwaltung die Ber- 
rechnung einer Zollvergätung für ausgeführte Mühlenfabrilate auf 
den Eingangszoll de8 Noggens geftatten würde. €. vereinbarte 
mit der Beklagten, daß fie die gegen die Konnoffemente valedirenden 
Accepte geben jollte, dagegen follten ihr die Konnoffemente und 
bezw. der Roggen zu Eigenthum übertragen werden. €. follte 
dann von ihr den Roggen zum Cinkaufspreife zuzüglich des er- 
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Anfprüde fparten Zolles und jonjtiger Unkfoften zurüdfaufen; der dadurd 
a erzielte Gewinn follte mit Forderungen, welche Beklagte gegen €. 
abgefchloffenen hatte, verrechnet werden. Weil die Zollbehörde auf jene VBerred- 


Verträgen. ung des Zolls nicht einging, weigerte E. bie Abnahme des 


Roggens, die DBeflagte die Acceptation der Wechfel; dieje ftellte 
auch die zugefandten Konnofjemente der Klägerin zur Verfügung. 
Die Klägerin hat nad) Selbfthülfeverfauf die Differenz von der 
Beklagten gefordert. Damit ift fie abgewiefen. Denn aus dem 
zwifchen der Beklagten und €. geichloffenen Vertrage, mit welchem 
fi) jene nur diefem verpflichten wollte, konnte die Klägerin feine 
Rechte ableiten. Der Vertrag bezwedte allein die wirthichaftlichen 
Intereffen der Kontrahenten, wenn aud jeine Ausführung der 
Klägerin zu Gute gefommen wäre. Da die Gewährung der Auf- 
rechnung des Eingangszolld die Vorausfegung für die Acceptation 
der Beklagten war, ift nicht anzunehmen, daR fich dieje vor deren 
Bewilligung durdy die Zollbehörde hätte der Klägerin verpflichten 
wollen. I, 87/95 vom 12. Iunt. 

326. Der Bater der DBellagten hatte bdiefen zwei Güter 
überlaffen, auf welde für einen Dritten eine verzinsliche Hhypo- 
thef eingetragen wurde. In einem fpäteren Vertrage haben die 
Beklagten ihrem Vater die freie Benutung der Filchteiche über- 
laffen, der Vater hat fich verpflichtet die Zinjen jener Ohpothef 
zu zahlen. Dieje noch zu zahlenden und die von dem Vater be> 
reit8 gezahlten Zinjen haben die Beklagten verjprocden, nad) dem 
Tode des Vaters deffen Witwe und den Kindern zweiter Che zu 
eritatten, bi8 zur Erfitattung aber der Witwe eine Leibrente von 
jährlid) 4500 Mark zu leiften. Der Beitritt zu dem Vertrage 
wurde der Stiefmutter der Beklagten vorbehalten, während der 
Bater für feine Kinder zweiter Ehe acceptirte. Der Vater Hat 
die Zinjen gezahlt. Die Beklagten find nad) dem Tode des Vaters 
verurtheilt, der Hagenden Witwe die Xeibrente, welche für 3?/, Sahre 
gefordert war, zu zahlen; Revifion zurüdgewiejen. Denn die 
Witwe war durch Erhebung der Klage dem zu ihren Gunjten ge- 
troffenen Stipulationen beigetreten. Den Beitritt zu erklären, 
war ihr Prozeßbevollmächtigter als folcher legitimirt. Die Ein- 
willigung der Kontrahenten in den Beitritt der Witwe lag in 
der Stipulation, daß ihr Beitritt vorbehalten werde. Daß ber 
Klägerin die Offerte zum Beitritt durd) ihren Ehemann zugegangen 
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ift, hat der Berufungsrichter angenommen. Auch war der Bei Anfprücde 
tritt der Klägerin auf unbeftimmte Zeit offen gehalten, fodaß eg Dritter aus 
ihrer fofortigen Acceptation gemäß 8. OWAL.U.NR. I, 5 nidt be- angeiglajieren 
durfte; und die Beklagten hatten diefe Offenhaltung nicht vor Perträgen. 
dem Beitritt zurüdgezogen. IV, 50/95 vom 8. Yuli. 

327. Die Klägerin, al8 Defcendentin des jeßigen Lehns- 
befiter®, ihres Vaters, ebenjo wie als Agnatin von ihrer ver- 
ftorbenen Mutter her, hat den von ihr gegen jenen erhobenen, auf 
Veitftellung feiner Nichtberechtigung zur hypothefariichen Belaftung 
des Lehngutes fowie auf Befreiung deffelben von diejer Hhpothef 
gerichteten Anspruch auf mündliche Zuficherungen des Beklagten, fein 
Lehngut nicht mit Schulden belajten zu wollen, geftügt. Der 
Beklagte habe feiner Ehefrau gegenüber mehrfad) das mündliche 
Beriprehen abgegeben, feine Güter 8. und M. nicht mit Schulden 
belaften zu wollen und diefes Verfprechen, zu Gunjten der beider- 
feitigen Kinder abgegeben; das fei zu Gunften der Ehefrau nad)- 
gehends auch von dem den Kindern beftellten Bormund angenommen 
worden. Dieje Behauptung ift nad) den Grundfägen der Verträge 
zu Gunften Dritten nicht bedeutungslos, infofern daraus zu ent- 
nehmen wäre, daß aus dem Abfommen der beiden Eltern den 
Kindern ein unmittelbares und jelbjtändiges Recht habe erwadjjen 
jollen. Die Möglichkeit ift nicht ausgeichloffen, die nähere Be- 
gründung durd Ausübung des richterlichen Fragerehts zır ge- 
winnen. III, 273/95 vom 20. Sept. 

328. Die barmherzige Schwefter E., welche von ihrem eäftiger Ber- 

verftorbenen Bruder al8 Erbin zur Hälfte eingefekt war, hat mit 9% 
der Genofjenjchaft, zu welcher fie gehörte, einen Vertrag geichloffen, 
laut dejjen fie zur Entihädigung für die feitherige und Fünftige 
Berpflegung ihr ganzes Vermögen, in&bejondere jenen Crbtheil 
der Genofjenihaft abtrat. Nach ihrem Zode hat die Genoffen- 
Ihaft wider die Schweiter und Miterbin der E., welche fid) im 
Befige des ganzen Nacjlafjes ihres Bruders befand, auf Seraus- 
gabe der Hälfte geklagt; damit ift fie abgewiefen. Denn ein läftiger 
Bertrag lag nicht vor, weil die Elagende Genofjenichaft ohnedies 
namentlich) nad) ihren Statuten verpflichtet war, die Schweiter 
GC. in gefunden und Franken Tagen in demfelben Umfange zu ver- 
pflegen, in welchem dies in dem Vertrage übernommen war. IV, 
152/95 vom 11. Nov. gl. 393. 
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329. Das Berufungsgeridht ftellt in Auslegung des Ber: 
trage® feit, daß die in diefem unter 1 erflärte Uebernahme der 
B’ihen Schuld durd die Firma ©. & 3. nicht Gegenleiftung 
gegen die unter 5 von der Klägerin übernommene Verpflidtung 
gewejen fei, während der Dauer de8 unter 3 für fünf Jahre ver- 
einbarten Interventions-Konjortiums gegen einen etwaigen Antrag 
auf Liquidation der Altiengefellihaft „Yaummoll- Kompagnie” zu 
ftimmen. &3 ift durchaus nicht ungewöhnlich, dag in einem Ber: 
trage verjchiedene rechtliche Beziehungen geordnet werden, ohne 
daß die von der einen Seite übernommenen Verpflichtungen jtets 
al8 Gegenleiftung gegen jede Leiftung des Mitfontrahenten er- 
iheinen. Bier beruht die Yeltitellung lediglich auf thatjächlichen 
Erwägungen und läßt einen Rechtsirrthum nicht erfennen. LI, 
94/95 vom 28. Juni. 

330. Die Bellagten Hatten dem Kläger die Ausführung 
von Studarbeiten in einem Bau für 3564 Mark übertragen. 
Diefelben follten gezahlt werden in drei Raten, jedesmal zwei 
Wochen nad) Einreichung der Rechnung über die in den bezeichneten 
Stocdwerfen aufgeführten Arbeiten, der Betrag von 1500 Mearf 
in Wecdjjeln. Die Beklagten verfauften das Grunditäd und ließen 
e8 dem FR. auf, welcher dem Kläger gegenüber die Verpflichtungen 
aus dem PVertrage der Beflagten übernahm, „bie über die Liefe- 
rung auszuftellenden Wechjel werde ich ausjtellen, und von Tr. 
und Hrä. (den Bellagten) acceptiren laffen”. Kläger führte die 
Arbeiten aus, ohne den Beklagten Xheilrechnungen zu überfenden. 
Er hat über die Gejammtausführung eine Rechnung an die Be: 
Elagten, und eine an SF. überjandt, von dem er nur hat 800 Mart 
erlangen fünnen. Zu dem WRejtbetrage find ihm die Bellagten 
verurtheilt, wenn Kläger fhwört, daß er die Belflagten nicht aus 
der Haft entlaffen habe. Revifion zurücgewiejen. Die Arbeiten 
jollten an einem bejtimmten Haufe ausgeführt werden. Die Mög- 
lichkeit der Ausführung wurde durd) den Berfauf des Haujes 
nicht geändert. E8 ift unbedenkflih, wenn das Berufungsgericht 
anninımt, daß die Beflagten nicht etwa dem Kläger Schabenserjak 
wegen Nichterfüllung des Vertrags Teiften wollten, fondern nad) 
dem Verkauf noch die Arbeiten ausgeführt haben wollten. Die 
Behauptung der Bellagten, daß Kläger bei Ausführung der Arbeiten 
wejentliche Acnderungen vorgenommen, und daß daraus die Haft- 
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entlaffung der Beklagten zu folgern ei, ift wegen mangelnder Gegenfeitiger 
Angabe diefer Aenderungen nicht fubftantiirt. Bd, IV, 526  Pertrag. 
(E., Bd. 19, Nr. 25) und Bd. XVL 498 (E., Bd. 31, Nr. 9) 

waren ganz anders geartet. VI, 115/95 vom 4. Yuli. Vgl. 

3b. XIIL, 500. 

331. Der Sohn der Bellagten hatte dem Kläger Gelder 
unterfchlagen. Beklagte hatte dem Kläger gegen die von diejem 
übernommene Berpflidhtung, den Sohn nicht zur Anzeige zu 
bringen, Wechjel über die unterichlagenen Beträge ausgeftellt. Da 
der Sohn den Kläger mit Anzeige bedrohte, falls der Kläger den 
Eltern nicht die Wechjel zurüdgebe, hat diejer den betreffenden 
Brief der Staatsanwaltichaft zur weiteren Veranlaffung eingereicht 
und bei feiner polizeilichen Vernehmung die Unterjchlagung auf- 
gedeckt. Auf Grund des Einwandes der Beflagten, daß der Kläger 
die übernommene Verpflichtung nicht erfüllt habe, ift er mit der 
Wechjelllage abgewiejen. Unerheblid, ob Kläger durd) das Ber: 
halten ded Sohnes zur Anzeige gezwungen jei; denn nad) 
88.360 F.A..R.L 5 fommt darauf nichts an, ob die Gegen- 
leiftung mit oder ohne DVerfchulden des DVerpflichteten ausgefallen 
ift. Dafür, daß die Beflagten die Anzeige bei der Staatsanwalt- 
ichaft herbeigeführt hätten, ift nichts beigebradjt. I, 167/95 vom 
9, Dt. 

332. Nad der Klage hat die Ehefrau auf Anmweifung ihre® Causa. 
Chemanns dem Beklagten ihre Hypothet von 37000 Marf auf 
die Schuld des Ehemanns an diejen cedirt. Da demnädjlit die 
Schuld al® nur in Höhe von 33187 Mark beftehend feitgejtellt 
wurde, erklärte der Beklagte dem Ehemann, daß er die Hhpothel 
nur in diefer Höhe für fi in Anjpruch nehme; er werde den 
Ueberreft diefem Herauszahlen, jobald e8 ihm gelinge, die Hhypo- 
the zu veräußern, jonft am Fälligfeitstage. Nadydem der Ehe- 
mann feine Ansprüche auf die überjchießenden 3813 Mark an ©. 
abgetreten Hatte, erklärte fi) Beflagter dem ©. bereit, ihm von 
der Hypothek diefen Betrag abzutreten. Inzwijchen war die Zwangs- 
verjteigerung ded verpfändeten Grunditüds eingeleitet. In dem 
Berfteigerungstermine foll nad) der Klage zwijchen dem Beklagten, 
welcher fi) dem G. verpflichtet Hatte, defjen Intereffe wahrzu- 
nehmen, und einem Konfortium, welches allein ein Gebot abgegeben 
und das Grundjtücd erftanden hat, ein Abkommen dahin zu Stande 
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gelommen fein, daß das Konfortium dem Bellagten die Hypothek 
von 37000 Marf ablaufte, fodaß fie diefer weder an einen 
dritten Bieter cediren noch felbit wegen derjelben mitbieten follte; 
al8 Entgelt hätten die Erfteher fich verpflichtet, die HYypothef, 
wenn fie — maß eingetreten — außerhalb des Meiftgebots fallen 
würde, in Höhe von 33000 Mark neu eintragen zu laffen und 
4000 Darf baar zu zahlen. ©. hat feine Anfprühe an die Ehe- 
frau cedirt, und diefe hat, nachdem das Konfortium für den Ber 
flagten eine Hypothek hat eintragen laffen, auf Abtretung eines 
Theilbetrags und Baarzahlung gellagt. Damit ift fie abgewiefen. 
Denn da der Beklagte fi verpflichtet Hat, nicht mitzubieten, 
würde ohne weitere anzunehmen fein, daß er al® Bieter hat auf- 
treten wollen und feine Abfiht nur in Folge des Abkommens 
aufgegeben habe, alfo Kaufluftiger im Sinne der Pr. Verordnung 
vom 14. Juli 1797 war. An diefem Abfommen war ©. auf 
Grund des ertheilten Auftrags oder der genehmigten Gejchäfts- 
führung al8 Mitlontrahent bezüglich der Antheilshypothel von 
3813 Mark betheiligt. Er Tann alfo aud al® Theilnehmer an 
einer gejeßwidrigen Handlung nad 8.36 A... R. L, 3 feinen 
Anipruh) aus dem Ablommen erwerben. IV, 27/95 vom 
24. Juni. 

333. Die Klägerin hat von dem Beklagten ein uneheliches 
Kind. In einem fchriftlichen Vertrage verpflichtete fie fich, diefes 
Kind dem Bellagten völlig zu überlaffen, und entjagte allen ihr 
ale Mutter dem Kinde gegenüber zuftehenden Rechten; der Be- 
Hagte veriprad ihr, nach Auslieferung des Kindes 90000 Marf 
zu zahlen. Das Kind ift ausgeliefert, und nun hat Beflagter 
eine Urkunde ausgeftellt, in welcher er bejcheinigt, daß die Klägerin 
die zu ihrer freieften Verfügung audgefeten 90000 Mark in 
jeinen Händen belaffen habe, um diefe Summe in Lima unter 
jiherer Garantie zu 12 Proz. jährlic) zu belegen, daß aber die 
Klägerin fich die jederzeitige Verfügung mit dreimonatiger Kündigung 
vorbehalten habe. Die Zinjen find fpäter auf 6 Proz. herabgejekt. 
Beklagter ift zur Zahlung rüdjtändiger 63000 Mark verurtheilt. 
Der erfte Bertrag war nicht unfittlih. Ob nicht der Verzicht der 
Klägerin auf ihre mütterlihen Nechte und folgeweife aud) das 
Berjprechen der Gegenleiftung vechtsunwirffam war, braudte nicht 
geprüft zu werden angefidts der in der fpäteren Urkunde über: 
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nommenen Verpflichtung, die er nicht etwa mit der condictio in- 
debiti angefochten hat. VI, 147/95 vom 26. Sept. 

334. Kläger Hatte von der Wirwme En. ben Auftrag er- 
halten, ihr Haus zu verlaufen. Er behauptet, der Beflagte 3. 
habe ihn aufgefordert, von feinen Bemühungen abzulaffen, da er 
(B.) das Haus, für dad er einen weiteren Käufer gefunden habe, 
für fi kaufen wolle. Nachträgfid) ift zu dem Gefchäft noch der 
zweite Beklagte E., weil er auf die En. Einfluß habe, zugezogen 
und vereinbart worden, das Haus folle für gemeinfame Rechnung 
der Parteien angelauft und der bei dem Wiederverfauf fi) er- 
gebende Gewinn dann unter fie zu gleichen Xcheilen vertheilt 
werden. Obgleich Kläger einen Käufer gefunden hatte, hat er der 
En. davon feine Mittheilung gemadt. Er fordert von ben Be- 
Hlagten 2100 Marf, weil fie, ohne ihn zuzuziehen, da8 Haus für 
30000 Marf gefauft und mit einem Reingewinn von 6300 Mart 
weiter verkauft haben. Die Klage ift abgewiefen. Denn jtatt das 
Intereffe der Verkäuferin, wie e8 feine Pflicht war, zu wahren, hat 
Kläger fie getäufcht und dadurch zu feinem eigenen Vortheil wie zu 
demjenigen der Bellagten fie zu fchädigen gejtrebt. Da das Ber- 
Ipredhen der Beklagten die Gegenleiftung für das ihm zugemuthete 
und von ihm zugejagte und bethätigte Verhalten gewejen fein fol, 
liegt dem von dem Stläger behaupteten Vertrage eine „cause illicite‘‘ 
im Sinne Code 1131 u. 1133 zu Grunde. II, 145/95 vom 27. Sept. 

335. Der Ehemann der Klägerin war wegen Brandftiftung 
zu Zudthausitrafe verurtheilt; er ift im Zuchthauje verftorben. 
Ihr als Miterbin (neben ihren Kindern) und gütergemeinichaft- 
licher Witwe find die Erben des Bruders ihres Ehemannd ver- 
urtheilt, 9000 Dark, weldhe 8. Sp., der Ehemann der Klägerin, 
vor jeiner Verhaftung dem Legteren zur Verwahrung gegeben 
hatte, mit den Zinfen zu 5 Proz. feit der Klagerhebung zu er: 
itatten; Revifion zurücgewiejen. Wenn 2. Sp. die Abficht gehabt 
hat, feine Gläubiger zu benacdhtheiligen, fo war feine Handlung 
unerlaubt nur feinen Gläubigern gegenüber, nicht im Verhältniß 
der Bertragichließenden zueinander, fodaß die Beklagten der Klägerin 
gegenüber aus 8.3HA.L.R. L 3 keine Einrede ableiten Fünnen. 
IV, 153/95 vom 11. Nov. Bgl. 402. 

336. Der NRegreßaniprud) des Indoffatars ijt ein jelb- 
ftändiger Wechfelaniprucdh, der außer dem Befit des Wechjels nichts 
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weiter als rechtzeitige Präfentation und Protefterhebung voraus- 
legt und von dem Nechtsverhältniß zwiichen Indoffatar und Accep- 
tanten ganz unabhängig ift, foda der Indoffatar dem Indofjanten 
nicht verpflichtet ift, die ihm vom Acceptanten für deffen Schuld 
beftellte Sicherheit zu feiner Befriedigung zu benugen. II, 135/95 
vom 12. Iuli. 

337. Der Ausfteller Hatte einen an eigene Drdre gezogenen, 
von dem DBellagten acceptirten Wechjel in blanco girirt. Aus 
demjelben Flagte I. in eigenem Namen auf die Wechjelfumme. 
Er Hat eingeräumt, daß er Inkaffomandatar des Ausjtellers 
D. fei. Die Baluta de Wechjeld war ein proxeneticum, 
welche® dem Ausjteller dafür verfprocdhen war, daß er die Che 
des Beklagten vermittelt hatte. Die Chefrau Hatte eine Mit- 
gift von 100000 Mark nicht erhalten. Der Beklagte wendete 
ein, da8 proxeneticum fet dafür verabredet, daß D. dem Bellagten 
eine Frau mit 100000 Marf Mitgift verjchaffe. Darüber hob 
Beklagter dem I. den Eid zu, welchen diefer zurüdichob. Im 
Schwurtermin erflärte 3., daß er den Eid erlaffe, weil DO. den 
Wechfel felbft einklagen wolle. Nun wurde die Klage abgewiejen. 
Die jet von D., welcher den Wechfel zurüderhielt, wider den: 
jelben Beklagten erhobene Wedjjelflage ift vom Neichögericht ab- 
gewiejen gegen R.OD.9.©. €, Bd. 1, Nr. 79; 38.7, Nr. 19. 
Denn der Indoffant Handelt unredlih, wenn er das ihm un: 
günjtige Ergebniß eines Prozeffes, den er für feine Rechnung 
von einem durch PVollindoffament Legitimirten Beauftragten hat 
führen laffen, unter Berufung darauf, daß er in jenem Progefle 
nicht Partei gewejen fei, nicht gelten Lafjen will. Qgl. aud) L. 63 
D. de re judicata 42, 1. In diefer Stelle ift der allgemeine 
Gedanke zu finden, daß, wer eine Sache, die er jelbft zum gericht- 
fihen Austrag zu bringen berufen ijt, durch einen Andern als 
defjen Sadje zum Austrag bringen, fich alfo thatjächlich durch diejen 
vertreten läßt, das Urtheil als ein aud ihm gejprochene® anzu- 
erfennen bat. I, 350/95 vom 23. Nov. 

338. Nad) dem Proteft erklärte der Domiziliat auf die Frage 
des Notare, dag weder am PVerfalltage noch jpäter der Acceptant 
&. fih zur Erfüllung des Wechfeld eingefunden babe, auch fei 
Dedung für den Wechfel nicht eingegangen. Nad) dem Zufammten- 
hange fanıı mit dem Berufungsgericht angenommen werden, daß 
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der Notar die Trage nad) Eingang der Dedung geftellt hat; und 
diefe Trage läßt fi) al8 Frage nad) Zahlung des Wechjels auf- 
faffen. Die an den Domiziliaten gejtellte Trage nah Zahlung 
drückt aber genügend da& Begehren der Zahlung aus. IIL, 241/95 
vom 6. Dec. 

339. Der Ausjteller hat den Wechjel auf die Beklagte an 
eigene Ordre gezogen und in deren Namen auf Grund feiner 
Generalvollmadht acceptirt. Damit, daß ber Ausjteller dies ge- 
than und den Wechfel girirt hat, um fi) Geld zu maden, und 
daß der Kläger dies bei Empfang des Geldes gewußt hat, ift 
eine die Klage wider die Bezogene ausfchließende Kollufion des 
Klägers nicht erwiefen, aucd, wenn die Behauptung bes Klägers, 
der Wechjel jet mit Wiffen und Willen der Bellagten gegeben, 
widerlegt ift. ‘Denn es ijt nicht feitgeftellt, daß Kläger beim Er- 
werbe des Wechfeld davon Kenntniß gehabt hat, daß der Aus- 
fteller von jeiner Vollmadht ohne Wiffen und gegen den Willen 
der DBezogenen Gebraud) gemadt hat. Das wäre anzunehmen, 
wenn er vor oder bei Begebung des Wechjeld dem Kläger erzählt 
hätte, die Bezogene dürfe von dem Wechjel nichts wiffen. I, 
379/95 vom 7. Dec. 

340. Der Bellagte war theild Ausfteller, theil® Indoffant 
der Wechjel, aus denen er ber Elagenden Siratarin L,E N. zur 
Zahlung verurtheilt ift; NRevifion zurüdgewteien. Klägerin hat 
auf die Wechlel gefett: „im alle ohne Koften bei 8. & N.“ 
und fie dann weiter begeben. Die Inhaberin ließ die Wechjel 
am Berfalltage im Gejchäftslofal der Klägerin vorlegen; dort 
wurden fie ohne weitere Erklärung eingelöjt. Klägerin durdhftrich 
die Indoffamente ihrer Nahmänner und ihre eigenen Giri, fowie 
jenen Vermerk und ließ dann die Wechfel für fich proteftiren. 
Da Klägerin den Proteit erlaffen bat, jo war fie ohne jolcdhen 
regreßpflichtig.. ES ift nicht erfichtlih, daß fie die mit einem 
Domizilvermerf nicht verjehenen Wechfel anders ald im Regreß- 
wege und daß fie diejelben Nanıens der Bezogenen eingelöft hätte. 
Auf den eingelöften Wechjeln durfte fie ihr Indoffament und das 
ihrer Nahmänner durchftreichen, fie proteftiren laffen und nun 
einflagen. VI, 244/95 vom 9. Dec. 

341. Der Bezogene eines der in 340 gedadhten Wedjjel 
wohnte in Chemnig, und der Wechfel war zahlbar bei 8. & N. 
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in Chemnit geitelt.e Das ift nur die Bezeihnung der Zahl- 
jtelle, an welcher der Bezogene zahlen fol. — R. G. €, Bd. 14, 
©. 148 ff. — Daß die Klägerin vom Bezogenen Auftrag gehabt 
hätte, al8 deifen Vertreter die Zahlung für ihn zu leiften, konnte 
weder aus ber Bezeichnung diejer Zahlitelle entnommen werben, 
noch ift ein folder Auftrag vom Beklagten behauptet. Es Läft 
fi) alfo au hier nicht annehmen, daß Klägerin den Wechfel für 
den Beklagten gezahlt habe. ‘Das Berufungsgericht hat überdies 
thatfächlich angenommen, daß Klägerin den Wechjel ald Indoffantin 
eingelöft hat. VI, 244/95 vom 9. Dec. 

342. Einer der in 340 gedachten Wedjjel war mit einem 
Domizilvermerf verjehen. &8 ift unbedenklich, gegen R.OD.H.®.€., 
DBr.5, ©. 313 und Bd. 12, ©. 115 anzunehmen, daß der Domi- 
ziliat, wenn er Indoffant ift, auch ohne Proteft al8 Indoffant 
einlöfen fann. — Vgl. Bolze, PBrarie, Bd. II, 807; 3b. IV, 555 
und 556. — Dahingeftellt gelaffen, ob, daß fo gezahlt ift, nur 
anzunehmen, wenn e8 vom Domiziliaten bei der Zahlung erklärt 
ift. Hier hatte Klägerin befondere Umftände behauptet, nämlid) 
fie habe mit der Inhaberin des Wechjeld ausgemacht, fie werde 
den Wechfel ‚‚zurüdnchmen‘, damit nit ein mit ihrem Giro 
vericehenes Papier von einer Chemniker Bank proteftirt werde. 
Dieje Umstände find geeignet, die Annahme auszuschließen, daß 
fie den Wechfel für den Bezogenen eingelöft habe. Dafür find 
zwar feine im Wechfelprozeß zuläffige Beweismittel angegeben. 
Das Berufungsgericht Hat aber angenommen, daß dem Beklagten 
die Beweislaft für jein Anführen treffe, die Gejammtlage der 
Berhältniffe zur Zeit der Zahlung der Wechfel jei eine derartige 
gewejen, daß die Zahlung ald Tilgung der ganzen Wedhjelobligation 
für Nedynung de8 Bezogenen erjcheine. Diefe Annahme verjtögt 
nicht gegen revifible Nechtsnormen. VI, 244/95 vom 9. Dec. 

343. Unerheblih, daß in den Fällen 340— 342 Klägerin 
fih al8 Nothadrefjatin bezeichnet hatte; der Indofjant kann zu- 
gleih Nothadreffat fein. Hat der Indofjant fich felbit al8 Noth- 
adreffaten bezeichnet, jo bedeutet das, er wolle, fall8 der Bezogene 
nicht zahlt, zu Ehren feines eigenen Giro den Wechfel einldjen, 
verlangen, daß ihm diefer nah) Maßgabe W. DO. 62 vorgelegt 
werde. — Ardiv für D. Wecfelredht, Bd. 10, ©. 217. — Hätte 
die Klägerin alfo die Wechfel als Nothadrefjatin bezahlt, jo würde 


Die einzelnen Berträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsflaufeln. 175 


fie zwar, weil nidht nad) Art. 62, 63 verfahren war, die Rechte 
des Inhabers gegen die Vormänner und den Acceptanten nicht 
erlangt haben, wohl aber waren ihr die Rechte verblieben, die 
fie al8 Imdoffatarin hatte. VI, 244/95 vom 9. Dec. 

344. Der Kläger hat gar nicht Preisminderung, jondern 
er hat Gewährung der Schwammfreiheit gefordert, was er nad 
88. 331, 3ZI5U.L.R.L, 5 ftatt Redhibition oder Preisminderung 
fornte. Da die Beklagten die hierzu erforderlichen Arbeiten weder 
vorgenommen, noch zu deren Vornahme fid) erboten haben, fo ift 
es nur ein für die Zuläffigfeit der Klage belanglofer formaler 
Unterichieb, daß die Klage fogleich auf Zahlung der zur Yejeitigung 
des Fehlers erforderlichen Koften anftatt auf Bejeitigung des 
Tehlers gerichtet ift. Die Koften richten fi) nad) der Zeit, zu 
welcher die nöthigen Arbeiten vorgenommen werden, und wie der 
Aniprud) auf Befeitigung des Tehlers dadurch fein anderer werden 
und feiner anderen Begründung bedürfen würde, daß die Beklagten 
die Arbeit verzögerten und dadurd Fojtjpieliger madıten, jo be» 
darf aud) der Anjpruh auf Zahlung der durch die verzögerte 
Arbeit fi vergrößernden Koften feiner anderen Begründung ald 
der urjprüngliche Klageanfpruh auf Zahlung der unter Voraus- 
fegung der fofortigen Vornahme der Arbeit entjtehenden Koften. 
V, 485/94 vom 8. Juni 95. 

345. Kläger hat von den Beklagten im 3. 1889 ein Ber: 
finer Haus gekauft, übergeben und aufgelafjen erhalten. Beklagte 
haben dem Kläger die Miethserträge angegeben, darunter den 
einer im Dachgeihoß befindlichen Wohnung mit 135 Mark jähr- 
fh. Auf Grund der Baupolizeiordnung vom 17. Mai 1887, 
nah welcher in den Dadhgeichoffen Wohnungen nicht hergeftellt 
werden dürfen, tjt dem Kläger die Verfügung der YBaupolizei- 
behörde vom 20. Mai 1893 aufgegeben, die Feuerungsanlagen 
aus den Räumen diefer Wohnung zu befeitigen, die Räume des 
Dachgefchofjes nicht wieder zu Wohnungen einzurichten und zum 
Aufenthalt von Menjchen nicht benuken zu laffen. Der Mangel 
fällt nicht unter 8. 3ZIAN..R.]L, 5, der nur juriftifche Mängel 
betrifft, welche in Anfprüden Dritter beruhen, fondern unter 
8. 343. Danad) würde bie einjährige Frift bei Erhebung der 
Klage abgelaufen gemefen fein. ‘Der Kläger hat VBerjchweigung 
des Deangeld aus Arglift oder grober Fahrläffigfeit behauptet. 
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Dann würde die gewöhnliche Verjährung laufen, deshalb zurüd- 
verwiejen. V, 455/94 vom 19. Juni 95. 

346. Die Kläger haben an Dome und die übrigen Be- 
Hagten 10C00 Mark für Abtretung des halben Antheil® an der 
Erfindung eines Fugelficheren Materials gezahlt. Sie haben die 
Auflöfung des Vertrags und NRüdzahlung der 10000 Marf ge- 
fordert, weil eine Erfindung nicht vorliege und deshalb die Paten- 
tirung verjagt jei; auch habe der Panzer, welder im Gewidt 
von 7 Pfund hätte hergeftellt werden follen, 17!/, Pfund gewogen 
und fei deshalb für das Militär unbraudbar. Die Klage it 
abgewiejen, Revifion zurüdgemwiejen. ‘Denn e8 war feitgeftellt, 
Kläger hätten gewußt, daß fie nicht eine fertige, Hinfichtlich ihrer 
Bedeutung endgültig feitjtehende Erfindung erwürben, daß viel- 
mehr erjt weitere Proben von zujtändiger Seite über deren DBer- 
wendbarfeit endgültig enticheiden Könnten; ferner es hätten die 
Beklagten den Klägern vor Abichluß des Vertrags erklärt, fie 
übertrügen die Erfindung jo, wie fie damals war, d. 5. in der 
Bollendung, welche fie bei der wenige Wochen vorher gemachten 
Beichiegungsprobe des Mannheimer Militärs befaß, fie Tehnten 
aber eine weiter gehende Haftung ab, jei es in dem Sinne, daß 
da8 Material in feinem derzeitigen Zuftande al8 Militärpanzer 
verwendbar fei, jei e8, daß durd) Hinzuerfindung von Verbefferungen 
erit diefer Erfolg werde erreicht werden. II, 166/95 vom 4. Dft. 

347. Kläger Hat in erfter Inftanz Erjaß des Mindermwerths 
des gefauften Gebäudes und der zur Bejeitigung des Schwammes 
aufzumendenden Koften, jowie de8 Schadens beanjprucht, welder 
ihm daraus erwachjen wird, daß er während der Reparaturarbeiten 
das Haus nicht bewohnen fünne. Im Laufe des Prozefjes hat 
der Schwamm aud die mitgefaufte Mühle ergriffen. Der Kläger 
hat danad) feinen Anjprud; erhöht. Dieje Erhöhung Hat ihm das 
Berufungsgeriht abgejprodhen, weil der Kläger nicht die Be- 
feitigung de8 Schwammes, jondern nur Entihädigung verlangt 
habe. Damit habe er die Befeitigung des Schwammes zu feiner 
eigenen DObliegenheit gemacht und die gewöhnliche Aufmerffamteit 
habe ihm geboten, alsbald Anftalten zu treffen, um das Yort- 
wucern des Schwammes zu verhindern. Das Reichögericht hat 
diefe Abweifung aufgehoben, zurüdverwiejen. E8 fehlt im Gejek 
jeder Anhalt für die Annahme, daß der Käufer feine eigenen 
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Mittel aufwenden müßte, um an Stelle des Berfäufers das Haus 
in vertragsmäßigen Zuftand zu verjegen. Dadurch, daß der Be- 
lagte den Anfprud) des Klägers beitritten und Abweifung der 
Klage beantragt, fich aljo geweigert hat, den Schaden zu befeitigen 
oder für die Reparaturfoften aufzufommen, wurde er verpflichtet, 
für die weiteren Folgen des vertragswidrigen Fehlers zu haften. — 
Del. V, 485/94 vom 8. Juni 95. — V, 100/95 vom 19. Oft. 

348. Der Bellagte hat von dem Kläger einen General- 
anzeiger gefauft. Hat der Kläger bei den VBertragsverhandlungen 
gejagt, „unter den Inferaten der vorgelegten Blätter fjeien nur 
wenige Lüdenbüßer‘, während über 90 Proz. Füllinferate waren, 
und „da8 Blatt Habe fi) bisher felbjt getragen‘, während e6 
eine nicht unerhebliche Unterbilanz hatte, jo waren jene Erklärungen 
nicht bloße Anpreifungen, jondern ein dictum im NRectsfinne, 
welches der Beklagte zunächft als zuverläjlig anjehen und feiner 
Chätung für die Beitimmung des zu bewilligenden Preifes und 
für die Entjchließung, auf den Handel einzugehen, zu runde 
legen durfte. IIL, 208/95 vom 22. Nov. 

349. Bellagter hatte dem Kläger die Lieferung von Tifchler- 
arbeiten zu einem Neubau übertragen, welche von ihm felbt über- 
nommen waren, und ihm an Zahlungsjtatt diejenige Torderung 
aus dem Berfaufe des Grundftüds cedirt, welche ihm jelbit von 
dem erften Beiteller abgetreten war. Kläger hat geliefert, ohne 
Zahlung zu erhalten, weil das Grundjtüd von dem Beiteller dem 
Käufer nicht aufgelaffen, und demnädjft fubhaftirt war. Mit 
Recht ift der Beklagte zur Zahlung verurtheilt. Allerdings ijt 
8.318 ÜU.U.R. L 5 nit auf die Eeffion anzuwenden; aber da 
mangel® Auflaffung die cedirte Forderung de8 Verkäufers nicht 
eriftent geworden, haftet Cedent nad) I, 11, 88. 420 ff. für die 
Verität. I, 368/94 vom 15. Juni 95. 

350. Der Bater hatte feiner ehelichen Defcendenz [denfunge- 
weis eine Hhpothet mit den Zinfen feit 1. Yuli 1889 mit der 
Maßgabe cedirt, daf ihm die Zinfen zum Zwede der Erziehung 
und Erhaltung feiner Defcendenz auf feine Lebenszeit zu zahlen 
feien, und daß der Defcendenzpfleger nicht berechtigt fein jollte, 
Rechnungslegung oder Nachweifung bezüglich der Zinfen zu fordern. 
Die Hypothek ift auf die Defcendenz im Grundbud mit diejen 
Vermerk umgejchrieben. Demnädjft hat der Vater die Zinfen bis 
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1. Oft. 1895 an die Beklagte cedirt. Auf die Klage der Pfleger 
der Defcendenz wurde gegen die Bellagte die Ungültigfeit diefer 
Seffion ausgeiprocdhen. Nevifion zurücdgewiefen. Denn der Vater 
durfte die Zinfen nicht durdy Abtretung ihrem Zwede entziehen. 
Das ift gejchehen, da die Kinder bis 1. Oft. 1895 unterhalts- 
bedürftig find und der Beklagten eine entjprechende Verpflichtung 
nidjt auferlegt ift. Die Beklagte muß aber auch den Eintrag im 
Srundbuh gegen fih gelten laffen — 8.IIWL.URLA—. 
Die Befreiung des Vaters von der Rechnungslegung entbindet 
ihn nicht von der vertraglichen Verbindlichkeit, die Zinjen zu dem 
Zwede zu verwenden. IV, 103/95 vom 27. Iuni. 

351. Im Fall 399 waren die Exrwerbungen der Partial- 
obligationen, obgleich diejfe nur dur) Blankfoceflionen übertragen 
waren, gültig, weil die Uebertragungen al8 von Kaufleuten vorge- 
nommene SHandelögejchäfte feiner Form bedurften. I, 128/95 
vom 6. Suli. 

352. Aus A. R. I, 5, 8. 450 ift übrigens nicht zu 
folgern, daß die Partialobligationen nur von den beiden eriten 
Inhabern hätten gemeinschaftlich cedirt werden können. Das war 
nit möglih, da fie ihnen nicht gemeinjchaftlich zuftanden, und 
der Anjpruch gegen die Bürgen ging mit Abtretung der Obli- 
gation von felbft auf den Eeffionar über. — 8.43 UN. 
l, 11. — ], 128/95 vom 6. Yulı. 

353. Der Klägerin war bei Erwerbung eines mit einem 
amortijirbaren Pfandbriefdarlehn belafteten Berliner Grundftüds 
von M. dem bisherigen Eigenthümer der ftatutenmäßige Antheil 
an dem Referve- und Amortijationsfonds abgetreten. Sie hat 
unter Vorbehalt jenes Anipruchs das Grundftid an W. veräußert, 
der Vorbehalt tft in die Büdjer des Pfandbriefamts eingetragen. 
Demnädjft hat M. gegen Rüdceifion des Anfpruche die Klägerin 
durd) Zahlung von 4883 Marf 85 Pf. befriedigt, ohne daß das 
Pfandbriefamt von diefer Rüdceiffion benachrichtigt if. Nah 
mehreren Zwifchenveräußerungen, bei denen jih W. den weiteren 
Anjprud) an den Fonds vorbehielt, haben Beflagte das Grund: 
jtüc erworben; welche mit Klägerin und W. wegen Löfchung der 
eingetragenen Vorbehaltsvermerfe verhandelten. Nach einer von 
Senen bei dem Pfandbriefamt abgegebenen Erflärung find fie 
wegen der von ihnen vorbehaltenen Beträge an den Fonds durd) 
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die Beklagten vollitändig befriedigt, und haben die Yöfchung der 
eingetragenen DVerfügungsbeichränfung bewilligt, jodaß die Be- 
Hagten berechtigt jeien, über die Antheile des Grundftüide am 
Neferve- und Amortifationsfonds ohne Zuftimmung der Erflären- 
ben nad) eigenem Ermeffen zu verfügen. Als Aequivalent für 
diefe Erklärung hat die Klägerin 3000 Mark von den Beklagten 
gezahlt erhalten. Den Beklagten find dann von dem Pfandbrief- 
amt die Antheile am Neferve- und Amortifationsfonds gutgerechnet. 
Davon rührten 7003 Markt 33 Pf. aus der VBejitzeit des M. 
her. Diefer hat die Klägerin, weil fie ihm unberechtigter Weife 
dur ihre Erflärung diefen Betrag entzogen hat, verflagt; und 
Klägerin hat ihm 7116 Marf 33 Pf. erftattet. Na) Abrechnung 
der ihr für jene Erflärung von den Beklagten gezahlten 8000 Dart 
fordert die Klägerin von ihnen 4116 Marf 83 Pf. fammt Zinfen. 
Damit ift fie abgewiefen. Denn was fie dem M. gezahlt hat, 
feiftete fie in Folge ihrer unerlaubten Handlung gegenüber dem 
M., jodaß fie ihre eigene Verbindlichkeit erfüllte. Sie kann dee- 
halb durch diefe Zahlung nicht im Wege der nothiwendigen Geifion 
(gemäß 8.46 A. 2. R. I, 16) den Anfpruch erworben haben, 
welcher außerdem dem M. den Beklagten gegenüber etwa aus dem 
Tundament der Bereicherung zugejtanden haben mag. Auch Hat 
Solche Geffion thatlächlich nicht ftattgefunden. IV, 113/95 vom 
14. Oft. Vgl. 198. 

354. Im Fall 86 war das Gewährleiftungsverfprechen fo 
abgegeben: „und leifte meinem Geffionar in Perfon Gewähr”, 
Das hat der Berufungsridhter dahin ausgelegt, daR die Cedentin 
für die Sicherheit der Grundfhuld nur dann einftehen jollte, wenn 
ihr Gegenfontrahent R. an derjelben einen Ausfall erleiden jollte; 
nicht dann, wenn ein Gejfionar des K. den Ausfall erleiden follte, 
8. hat den Ausfall erlitten. Nachdem dies eingetreten, konnte 8. 
den Anfpruh auf Erftattung des Ausfall cediren. NRevifion 
zurüdgewiejen. IV, 114/95 vom 14. Oft. 

355. Einen Einwand aus 8. 40 ÜUUNR. I], 11 fonnte 
die Gedentin nicht darauf gründen, daß ber Werth des von F. 
verfauften Grundftüds dem ftipulirten Raufpreife von 70000 Marf, 
auf welchen die Grundihuld von 37000 Maef übernommen wurde, 
nicht entiprochen Habe, fodaß fie und ihr Ehemann eine Yaluta 
für die abgetretene Grundjchuld nicht erhalten hätten. Denn, 
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was FR. für die Grundjchuld gegeben hat, betrug nicht weniger 
al8 der Nominalbetrag der Grundihuld. Die Tilgung der Kauf: 
preisfchuld und nicht ein Theil des verkauften Grundftüds bildete 
den Gegenmwerth der Grundjhuld. IV, 114/95 vom 14. Oft. 

356. In dem Kaufvertrage über eine Baujftelle war den 
Käufern die Verpflichtung auferlegt, da8 Grundftüd zu bebauen. 
E8 Soll ihnen während des Baues ein Verfauf der Barzelle oder 
eine Abtretung der Rechte aus dem Kaufvertrage nur mit Ge: 
nehmigung der Verkäuferin erlaubt fein. Die Käufer haben gleid)- 
wohl vor Vollendung des Baues ihre Rechte aus dem SKaufver- 
trage an ©. und diefer hat fie weiter an A. & Co. abgetreten; 
beide Geffionare haben die Verbindlichkeiten der Käufer gegen bie 
Verfäuferis® übernommen, A. & Co. aud) die des G. aus ber 
Cejlion. Die Klage der Käufer auf die Cejfionsvaluta ift ab- 
gewieien, Revifion zurüdgewiefen. Denn der Cedent hat die Ge- 
nehmigung der DVerfäuferin zur GCeflion nicht nachgewiejen. Da 
die Gefjion auf Grundlage des Kaufvertrages abgeichloffen war, 
jo jeien die Kontrahenten davon ausgegangen, daß Gedenten die 
Genehmigung der Verfäuferin vorzuleijten haben. Daß die Ver- 
fäuferin inzwilchen den Käufern aufgelaffen habe, ift al8 Beweis: 
moment dafür verwerthet, daß fie die Gefjion nicht genehmigt 
habe. Mit ihrer Erklärung, fie jeien bereit da8 Grundftüd den 
Beklagten gegen Erfüllung ihrer Verpflichtungen aufzulaffen, wurden 
Cedenten nicht gehört, weil nicht erhelle, daß Verkäuferin fi 
ihrer Rechte aus dem Kaufvertrage begeben habe. IV, 205/95 
vom 28. Dft. 

357. Die allgemeine Erwägung des Berufungsgerichts ijt 
nicht gerechtfertigt, daß jeder Schuldner einer übertragsfähigen 
Torderung mit der Möglichkeit vecdjnen müffe, daß in Yolge der 
Geljion der Cedent al8 Zeuge benannt werden dürfe, und daß 
deshalb diejer Umstand nicht fein Intereffe begründen fönne, die 
Eimulation der Ceifion geltend zu madjen. Ob ein joldjes In- 
tereffe befteht, ift vielmehr nad) der Fonkreten Sachlage des Einzel: 
falle8 zu beurtheilen. Bier befanden fich die Parteien über den 
Inhalt und die Interlagen des geltend gemadten Forderung®- 
rechts im Streit, und S., der Cedent des Klägers, ift von diejem 
al® Zeuge über die erhebliche Behauptung benannt, daß ©. die- 
jenigen Hpnpothefen, welde er der Beklagten abgetreten Hat, ihr 
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nicht verfauft, fjondern zur Sicherheit wegen einer Schuld ver- 
pfändet habe, für welche Beflagte befriedigt jet, fodaß Beklagte 
die abgetretene Hhpothef zurüczucediren habe. Das Berufungs- 
gericht hat wefentlich auf Grund des Zeugniffes des ©. die Klage- 
behauptung für erwiejen erachtet. Dit die Ceflion von ©. an 
den Kläger fimulirt, jodaß ©. Gläubiger der eingeflagten angeb- 
lichen Forderung geblieben ijt, jo ftellen fich die Eeifion und die 
Berufung auf da8 Zeugniß des Gedenten al8 eine Umgehung des 
Gejeße8 dar, welches das Zeugniß einer Prozeßpartei nicht zu- 
fügt. Allerdings erachtet da8 Berufungsgericht es für erwiejen, 
daß die Eeffion nicht zum Schein erfolgt fei. Dieje Feftitellung 
ift aber wiederum nur auf das von ©. über die Ernitlichkeit 
jeiner Ceijion an den Kläger abgelegte Zeugniß geftüßt; und bie 
Zuläffigkeit diefes Zeugnilles hängt gerade davon ab, ob die 
Geijion ernitlid” gemeint oder nur zum Scheine gejchehen ift. 
Das Neichsgeriht hat deshalb aufgehoben und zurücverwiejen; 
dur Ausübung des Fragerechts jet auf die bisher mangelnde 
Angabe von Beweismitteln über die Einrede der Simulation hin- 
zumwirfen, und eventuell der Beweis zu erheben. IV, 157/95 
vom 11. Nov. Bel. 90. 

358. Die Vermuthung jpricht dafür, daß die Ceifion der 
fällig gewordenen Mitgiftforderung nicht unentgeltlic) ge- 
ihehen if. Der Leiltungsinhalt hat aljo feine oder doch nur 
eine unwefentlihe Veränderung erlitten. Denn mit der Valuta 
der GCeifion kann dafjelbe in gleicher Weije erreicht werden, was 
mit der Mitgift der baaren Geldjumme erreicht werden foll. Der 
Sejfibilität ftchen alfo $. 332 A... R. 1 16 und 8. 99 Eint. 
zum AL. R. nicht entgegen. IV, 208/95 vom 16. Dec. 

359. Der Hagende Bauunternehmer hatte nad) einem Ver- 
trage zu den Koften eines Gntwäfferungsfanal® an die Stadt 
5000 Mark zu zahlen. St., weldyer von dem Kläger Bauftellen 
faufte, hatte fi ihm und der Stadt verpflichtet, die 5000 Mart 
der Stadt zu zahlen, ohne daß deshalb der Kläger aus feiner 
Verbindlichkeit entlaffen if. Nachdem Kläger in einem Vorprozeife 
zur Zahlung der 5000 Mark ohne Vorbehalt rechtskräftig ver- 
urtheilt war, hat er gezahlt. Gr hat nın die Stadt auf Ceifion 
ihrer Rechte gegen St. verklagt. “Damit ift er abgewiejfen. Denn 
Bedingungen und Vorbehalte, welche er, nachdem jenes Urtheil 
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Ceffion. ergangen war, an die Zahlung der Urtheilsfumme zu fnüpfen 
verjucht hat, fommen, da fie von der aus dem Urtheil berechtigten 
. Stadtgemeinde nicht genehmigt find, nicht in Betradht. Aus $. 442 
AR. R.1L 11 kann der Kläger feinen Anjprucd) nicht ableiten, 
weil er bie ihm durd) Urtheil auferlegte Verbindlichkeit erfüllt 
und die Forderung der Stadt objektiv getilgt hat; übrigens be- 
darf er auch der ECeifion nicht, um jeinen Anjprud gegen St. 
geltend zu maden. IV, 222/95 vom 16. Dec. 

Shulb- 360. Die Bellagte hat das Handelsgefhäft ihrer Vor- 

übernahme. gängerin mit Aktiven und Paifiven übernommen, und diefe Ueber- 
nahme öffentlich oder durch Eirkular an den Gläubigerfreis Fund- 
gegeben. Sie haftet deshalb direkt jelbit den nicht benachrichtigten 
Gläubigern des übernommenen Handelsgejchäfts. Die Vorgängern 
hatte der Klägerin für einen einer dritten Firma gewährten laufen- 
den Kredit bis zur Marimalfumme von 50000 Marf Garantie 
geleiftet. Beklagte ift auch für dieje Garantie verhaftet und zwar 
nit bloß für die zur Zeit der Mebernahme bereits bejtehenden 
Schulden, fondern auch für die weiter zu gewährenden Stredite. 
Revifion zurücgewiefen. Andererjeitd war Beflagte audy beredj- 
tigt, die Garantie zu Fündigen, wie fi) da® ihre Vorgängerin 
in dem Garantiefhein vorbehalten hatte. Denn auf die Beklagte 
find alle Rechte wie die VBerbindlichfeiten ihrer Vorgängerin über- 
gegangen. II, 103/95 vom 25. Juni. 

361. Die Molfereigenofjenihaft zu Stödheim, eingetragene 
Genoffenichaft, hatte ein Darlehn von der Klägerin erhalten. ALS 
von den neun Genoffen zwei ausgeichieden waren, trat die Ge: 
noffenjhaft im Januar 1834 in Liquidation; in dem über die 
Genofjenihaft eröffneten Konkurje meldete Klägerin ihre Forde- 
rung an, welche im Prüfungstermin feitgejtellt wurde. Mit Ein- 
willigung aller Gläubiger wurde das Konfursverfahren eingeftellt, 
die Liquidation aber nicht durdigeführt. Vielmehr gründeten die 
fieben nicht ausgejchiedenen Genojjen am 18. Juni 1885 unter 
gleicher Firma und mit demfelben Zwed eine neue Genofjenichaft 
mit unbejchränfter Haftpflidt. Die Bücher der alten Genoffen- 
Ihaft wurden eine Zeit lang von der neuen fortgeführt. %. er- 
ftand das Molfereigrundftüd, um es demnädjjt der unter der alten 
Jirma neu zu gründenden Genofjenichaft zu übertragen. . Das 
ift gefchehen; aud) hat 2. während feiner Befitzeit die Molkerei 
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für Rechnung der Theilnehmer an der neuen Genoffenjchaft be= 
trieben. &8 wurde fein neues Vermögen gejchaffen, vielmehr die 
Einzahlung auf die Antheilfcheine der alten Genoffenjchaft als 
maßgebend angenommen. ‘Die neue Genoffenfhaft hat die Bilanz 
veröffentlicht, in welcher 28563 Marl 86 Pf. ale Schulden der 
Senoffenichaft eingefett waren. Darin war die Flägeriiche For- 
derung enthalten. Da bie eingetragene Genoffenihaft Kaufmann 
ift, Beklagte das Gefchäft der früheren Genoffenihaft mit Aktiven 
und Baffiven übernommen, und folde Uebernahme dur Ver- 
Öffentlichung der Bilanz öffentlich kundgegeben hat, wurde DBe- 
Hagte aus diefer Sculdübernahme der Klägerin auf Zahlung 
verurtheilt. Nevifion zurücgewiefen. II, 256/95 vom 10. Dec. 

362. Bellagter hat über die Verhandlung mit dem Ber- 
treter des E. behauptet, er habe nur erflärt, daß wenn ©. fi 
mit Kläger einige (sc. daß diefer bei E. weiter bohre), Beklagter 
(bei welhem zu bohren fi Kläger unter Konventionalftrafe ver- 
pflichtet hatte) fein Hinderniß fein würde, und daß er dem Kläger 
feine Bedingungen mittheilen werde. Daß er fi ausdrüdlic 
vorbehalten habe, die Konventionafftrafe einzuziehen, wenn Kläger 
bei &. weiter bohre, ift nicht behauptet. Für den Tall, daf 
der Vorbehalt der Strafzahlung feitend des Beklagten nicht als 
erwiejen angenommen werden follte, habe nad) der Ausführung 
des DBerufungsgerichts Kläger zu beweifen, daß Bellagter vor- 
behaltlos feine Zuftimmung ertheilt habe, daß Kläger bei ©. 
weiter bohre. Allein, wenn ein Vorbehalt von dem Beklagten über- 
haupt nicht behauptet ift, Fan dem Kläger jener Beweis nicht 
aufgebürdet werden. VI, 92/95 vom 27. Juni. 

363. Die Beklagte zu Eaffel hatte der Klägerin zu Halle a.©. 
einen Dampffrahn Ende November 1889 zu liefern und für jeden 
Tag verfpäteter Lieferung 50 Mark Konventionalftrafe zu zahlen. 
Beklagte hat am 17. Febr. 1890 geliefert, Klägerin fid) ihre An 
jprüche wegen ber verjpäteten Tieferung vorbehalten, und der Be- 
Hagten am 23. Aug. 1890 den Kaufpreis unter Abzug von nur 
500 Mark für die verjpätete Lieferung überfandt. Die Beklagte 
hat fi dabei nicht beruhigt, vielmehr auf 500 Mark Reftpreis 
und 162 Mark für Sendung eines Monteurs geklagt, ift aber 
damit abgewiefen, nachdem Klägerin eritinftanzlich 500 Mark, zweit- 
inftanzli die volle Konventionalftrafe compensando geltend ge- 
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madt hat. Nun hat fie auf den vollen Reft der Konventional- 
Itrafe geflagt. Damit ift fie abgewiefen. Denn die Klägerin 
habe auf da8 Mehr der Konventionalitrafe unbedingt verzichtet, 
und die Ermäßigung nicht von der Cimwilligung der Beklagten, 
fid 500 Mark abziehen zu lafjen, abhängig gemadt. Die DBe- 
flagte habe aber fi durd;) Annahme der Zahlung damit einver- 
itanden erflärt, daß Klägerin ihre Forderung auf 500 Mark er- 
mäßigt habe, wenn fie auch der Forderung jelbft Widerfprud) 
entgegengefeßt und denjelben durch Erhebung der Klage verfolgt 
habe. III, 114/95 vom 12. Zul. 

364. Klägerin hatte mit dem Gemeinfchuldner einen Aftord 
abgeichloffen unter der Bedingung, daß alle Gläubiger des Schuld- 
ners beitreten. Einer ift nicht beigetreten. Dadurd, daß die 
Klägerin in Kenntniß diefer ZThatjache, eine als Affordrate be- 
zeichnete Zahlung angenoınmen hat, wird fie nicht behindert, fich 
darauf zu berufen, daß der Affordb nicht zu Stande gefommen 
fei. II, 135/95 vom 12. Yuli. 

365. Parteien hoben den über ein Haus abgefchloffenen 
Kauf vergleihsweis auf, nachdem der Käufer deifen Erfüllung 
wegen Schwammpverdadhts geweigert hatte, und jchloffen num einen 
neuen Kaufvertrag über daffelbe Haus in der Meinung, daß das 
Haus Ihwammfrei fei. Dajffelbe erwies fid) aber demnädjt als 
mit Schwamm behaftet. Da der gejchloffene Vergleich den neuen 
Kauf nicht betraf, fo fteht 8.418 A.2.R. 1, 16 dem Rüdtritte- 
recht des Käufers nicht entgegen.- V, 2/95 vom 26. Yunt. 

366. Bellagter Ga. hat den Kläger Gr. am 19. Dft. 1892 
mit einem Schnapsglafe vorfäglich auf die Stirn und das linte 
Auge geichlagen, fodaß er auf diefem Auge das Sehvermögen 


verlor. Am 16. April 1893 haben Parteien einen Vergleich ge- 


Ichloffen. DBellagter hat dem Kläger 105 Mark gezahlt. Gr. 
quittirt über den Empfang und verzichtet auf weitere Klage wider 
Sa. Später hat der Kläger in olge jenes Schlages das Seh: 
vermögen aud) auf dem rechten Auge verloren. Wenn Kläger 
beichwört, daß bei dem Vergleiche nicht ausdrüdlich beredet ift, 
daß Kläger auf weitere Entihädigung auch für den Fall verzichte, 
wenn er völlig erblinden follte, ift der Schadensanfprud des 
Klägers wegen feiner gänzlichen Erblindung dem Grunde nad) 
für gerechtfertigt erachtet. VI, 121/95 vom 8. Juli. gl. 159. 
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367. Das Berufungsgericht hat den Beklagten wegen wefent- 
lichen Irrthums nicht an den Vergleich gebunden eradjtet. Denn 
der in demjelben ausgeiprochene Verzicht auf alle Nacjleiftungen 
aus dem Bauvertrage fünne nicht auf folhe Fehler und Mängel 
ausgedehnt werden, die der Beflagte damals nicht Ffannte oder 
über deren XZragweite und Bedeutung er Feine Vorfitellung hatte. 
Aufgehoben, zurüdverwiefen. Die Beichaffenheit des ftreitigen 
Rechts in 8A A... RL 16 umfaßt aud die Eriftenz des 
Nehts mit; jodaß abgejehen von den Fällen der SS. 419, 420 
wegen eines jened Recht betreffenden Irrthums der Vergleich) 
nicht angefochten werden Tann. Wenn der Bellagte Vertrags: 
mäßigfeit de8 damals bereits fertiggeftellten und abgenommenen 
Baues vorausjette, jo handelte e8 fi nicht um einen bie unftreitige 
Grundlage des Vergleich& betreffenden Irrthum, fondern um einen 
Irrtum über die ftreitigen oder ungewiljen Punkte, die durch den 
Vergleich gewiß gemacht werden follten. VI, 174/95 vom 28. Oft. 


Vergleich. 
® 


368. Damit, daß ein Verfaufsagent die Provifionsrech- Anerkennung. 


nungen anerkennt, verzichtet er nicht immer auf Provifion für 
die nicht in die Rechnung aufgenommenen Gefchäfte, hier für Ge- 
Ihäfte, welche die Klägerin in dem Bezirk des Agenten felbft ge- 
ihlofjen Hatte. Hier beftand zwiichen den Parteien ein Konto- 
furrentverfehr nicht, der Agent durfte erwarten, daß alle feine 
Anjprühe in die Rechnungen aufgenommen jeien; e8 handelte fid) 
um bedeutende Summen, und die Klägerin hat felbft nicht alle 
Aniprühe aus der betreffenden Zeit für erledigt angejehen. II, 
92/95 vom 18. Juni. | 

369. Die Parteien haben vor und nad) dem 1. Ian. 1889 
in (laufender Rechnung gejtanden. Im Januar 1889 ift der Kläger 
zu dem Beklagten gelommen, um fi) mit ihm wegen feiner Kor- 
derung zu berechnen. Der Kläger hat in Gegenwart des Beklagten 
in das Kontobudh für fi) einen Saldo von 1795 Mark 30 Br. 
„laut Abrechnung” eingetragen, der Bellagte hat das Kontobud) 
mit diefem Eintrag in Händen behalten, feinen Widerjprud) da- 
gegen erhoben, fondern den Geichäftsverfehr fortgejeßt und die 
weiteren Eintragungen in das Kontobuch felbjft gemadt. Damit 
ift jeder Zweifel darüber ausgejchloffen, daß eine Abrechnung ftatt- 
gefunden und der Beklagte das in das Kontobucd eingetragene 
Ergebnif genehmigt hat. I, 121/95 vom 26. Juni. 


Anertennung. 
& 
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370. Der Erblaffer in Amerika hatte feinen Nadhlaß den 
Beklagten, zwei Kindern jeines Verwandten ©., zugewendet. Al& 
er fpäter erfuhr, ©. habe no) ein drittes Kind, die Ehefrau des 
Klägers, hat er fi) jo geäußert, daß diefe ein Drittel des Nad}- 
lafies haben folle. E8 haben dann Verhandlungen zwiichen Par 
teien ftattgefunden. Haben fi) Beklagte verbindlich gemadjt, ihre 
Ecweiter jo zu behandeln, wie wenn diejelbe Miterbin wäre, ihr 
einen entiprecdhenden Xheil der von den Zeftamentsvollftredern ihnen 
zugehenden Gelder zu zahlen, fo ift die Gültigkeit eines derartigen 
obligatorifchen Anerfennungsvertrags nad) Gem. R. nicht zu be- 
zweifeln. Mit unzureichender Begründung hat der Berufung$- 
richter einen folhen Verpflichtungswillen der Beklagten verneint. 
stläger und deffen Ehefrau hatten den Beklagten angejonnen, fidy 
dem wirklichen Willen des Erblaffers zu unterwerfen. Als Ant- 
wort werden ihnen Aeußerungen zugeichrieben, welde eine aus- 
drücliche oder ftillichweigende Zufage enthalten, in jenem Sinne 
handeln zu wollen. &8 fehlt an jedem Anhalt und an jeder Be- 
gründung, die Erflärenden hätten damit nur einen fie nicht ver- 
pflidhtenden Ausspruch und eine Selbjtbetradhtung über den inneren 
Willenszuftand fundgeben wollen. Die SKlagabweifung tit auf- 
gehoben, zurüctverwiejen. III, 138/95 vom 27. Sept. 

3. UÜLENR. Kläger hatte dem Kaufınann P. im I. 1884 
größere Geldbeträge übergeben und ihn beauftragt, Zahlungen zu 
erheben und Ausgaben zu bejtreiten; er hat ferner aus dem Ge: 
Ichäfte des PB. beträchtliche Mengen von Waaren entnommen. Nad) 
dem Zode ihres Ehemanns P. hat deffen Witwe dies Verhältnif 
fortgejett. Für die Zeit vom 11. Dft. 1884 bis 3. April 1888 
it dem Kläger eine Abrechnung übergeben, welde mit einem 
Aftivfaldo von 35 Mark 85 Pf. abichließt. Die Beflagten, Witwe 
P. und deren Kinder, behaupten, Kläger habe die Abrechnung 
anerfannt. Das Berufungsgeriht will die Anerfennung nicht 
gelten lafjen wegen der von dem Kläger beanftandeten Debetpojten 
„IO Mark an mid“, „1500 Marf Zahlung an die Erben de& 
Kaufmanns B.’, von welden B. ein Grundjtüd gefauft hatte. 
Denn die Einftellung diefer Beträge in das Debet beruhe darauf, 
daß der Kontoauszug nidyt mit der gebotenen Sorgfalt aufgeftellt 
jet, in&bejondere nicht erfennen laffe, was P. von den vom Kläger 
erhaltenen 18000 Mark für den Kläger verausgabt und was er 
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für fih entnommen hatte. ,„Sene beiden Anjäte feien auf Rech Anerkennung. 
nungsfehler zurüdzuführen.” Allein aus diefem Gefichtspunft 
find jene Zahlungen nicht anzufechten. Die Beklagten wollen fie 
dem Kläger debitiren, und fie belaften ben Kläger, wenn er fie 
angeordnet oder genehmigt hat. Die Anerkennung der Abrechnung 
würde alfo dem Kläger entgegenstehen. Ebenfo bezüglich eines 
Debetpoftens von 1031 Mark, weldhe B. dem Kläger in einem 
Sparfaffenbucdje dargeliehen haben foll. Hier fteht der Wirkjam- 
feit der Anerkennung nicht entgegen, „‚daß eine Darlehnsforderung 
nicht durd) Anerkennung konftituirt werden fünne, und daß es fidh 
nicht um einen Rechnungspoften aus Verwaltung handle”. Denn 
der anerfannten Abrechnung gegenüber Tann die uriprüngliche 
causa der einzelnen NRechnungsfaktoren nicht in Betracht fommen. 
Ill, 148/95 vom 17. Dee. /17. Ian. 96. 

372. Die Bellagten hatten dem Zimmermeifter 8. einen Zahlungs- 

Bau übertragen. Kläger hat die Mechanifer-, Klempner- und Peripreden. 
Dacdederarbeiten durd) Vertrag mit K. übernommen und fordert 
nun den verabredeten Preis von 8000 Mark von den Beklagten, 
weil dieje ihm verjprochen hätten, ihn aus den nod) dem R. ge- 
Ihuldeten Bauraten gegen Ceffion feiner Anfprüde an 8. zu be- 
friedigen. Zur Zeit der Eeffion betrug der Reft der Baujumme 
nod) 9500 Mark. Davon dürfen die Beklagten 3100 Mark zurüd- 
halten, weil 8. den Bau nicht fertiggeftellt hat und diefe Summe 
zur Vertigftellung no erforderlih ift. Bevor Kläger mit den 
Beklagten Tontrahirte, hatte K. von den Bauraten bereit8 5000 
Marf an einen Daurermeifter cedirt, was den Beklagten befannt 
war. Für den Fall, daß Kläger Ihmwört, dieje Eeifion fei ihm 
nicht befannt gewejen, ijt angenommen, daß ihm Beklagte jene 
frühere Eeffion nicht entgegenhalten fünnen. ‘Denn ed müßte ein 
dolofes Verhalten der Beklagten unterftellt werden, wenn fie bei 
Unfenntniß des Klägers von jener früheren Eeffion, objhon dieje 
auf die volle Zahlung feiner Forderung an $. gerechnet, ihre 
Zahlungsübernahme auf den nad) Abzug der dem Dlaurermeifter 
cedirten 5000 Mark verbleibenden Betrag hätten bejchränfen wollen. 
VI, 239/95 vom 2. Dec. 

373. Nad) dem Auseinanderjegungsvertrag der beiden Gefell- Vertrag auf 
ichafter follte das Guthaben des Klägers bezw. des Gefchäfte- Pe" zn 
antheil8 deffelben durd) Arbitratoren, weldye Schiedsrichter genannt Arbitratoren. 
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Vertrag auf waren, feitgeftellt werden. Das Berufungsgeriht hat den Ber: 
von FUEL ag dahin ausgelegt, daß die Gefellichafter unter Gefellichafts- 


eh dem 


Konventional- 


ftrafe. 


antheil und Guthaben dafjelbe veritanden haben, nämlich den Be» 
trag, welcher dem einzelnen Gejellichafter von dem zur Zeit der 
Auseinanderfegung fid) ergebenden Gefellichaftsvermögen zufommt. 
Das ift, wie fih aus dem Arbitrium felbft ergibt, für den Kläger 
die als deffen Guthaben bezeichnete Summe von 131122 Mart 
97 Pf. Wenn außer dem maßgebenden nod) ein zweiter Betrag 
ale Gefchäftsantheil mit 192735 Markt 97 Pf. berechnet ift, To 
ift das unerheblid. I, 76/95 vom 1. Juni. 

374. Köln. Kläger hatte feine zum Betriebe der Sammt- 
Icheererei und Appretur benutten Geräthichaften und Utenfilien 
an den Beklagten und andere Appreturbefiger für einen durd) Tare 
jeiten® eines benannten Sacverftändigen feitzuftellenden Preis ver- 
fauft. Das Berufungsgericht hat die Klage auf das Ergebnik 
der Zare abgewiefen und auf die durch gerichtlich vernommene 
Sadjverftändige gefundene Summe erkannt. E8 geht davon aus, 
daß das billige Srmeffen der Zaratoren maßgebend fein follte, 
jodaß geeigneten Falls die Anrufung des Gerichts geitattet war. 
Die Tare beruhte aber nicht auf der durch den Vertrag gegebenen 
Grundlage ; denn einer der Zaratoren hatte dem DVertragswillen 
der Kontrahenten zuwider den thatfächlichen Uebergang bed Ge- 
Ihäfte und der Kundichaft mit berüdfichtigt; Revifion zurüd- 
gewiejen. II, 124/95 vom 5. Iuli. 

374b. Die Käufer haben aud) ihr Recht, die Tare anzu- 
fechten, nicht damit aufgegeben, daß fie die verkauften Saden in 
Belik genommen haben. II, 124/95 vom 5. Iult. 

375. Die Beklagten hatten fi) der Klägerin bei einer 
Konventionalftrafe von 3000 Mark verpflichtet, bei der Zwang» 
berjteigerung deren Hhypothef von 54000 Mark nebft Zinfen heraus» 
zubieten, find aber vor dem Subhaftationstermine zurüdgetreten. 
Die Klage auf die Strafe ift abgewiefen, weil die Strafe in 
diefem Falle nur habe den Erjaß für das Intereffe der Klägerin 
bieten follen, — was au dur H.G.3.234 nicht ausgejchloffen 
wird. Das Höcjitgebot eines Dritten war aber jo body, daß e# 
den Betrag überfteigt, welcher zur Dedung der Klägerin erforder: 
id ift; und wenn aud der Dritte fein jo guter Schuldner ift 
als die Beklagten, fo waren fie doh, wenn fie ein Gebot big 
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zur Dedung der Klägerin abgegeben hätten, nicht verpflichtet, Konventtonafs 
das höhere Gebot des Dritten zu überbieten. E8 fehlt alfo an Reue; 
einem Schaden der Klägerin oder, foweit folcher vorhanden, an 

dem SKaufalzufammenhang mit dem Verjchulden der Beklagten. 

IV, 47/95 vom 1. Juli. 

376. Im Fall Bd. XIV, 347a war die Konventionalitrafe 
von 100 Mark auch für jeden Zag, um den fid) die Tertig- 
jtellung der jänmtlichen Bauten nah dem 31. Dec. 1892 ver- 
zögert, fejtgejett. Set ift Bellagter verurtheilt, 600 Marf Strafe 
für den um 6 Tage vom 27. Sept. bis 2. Dit. verfpäteten DBe- 
ginn und 32200 Mark für die um 322 Zage vom 1. Ian. bie 
18. Nov. 1893 verjpätete Vollendung zu zahlen. Revifion zurüd- 
gewiefen. Die Strafe dient zwar al Erjaß für den dem Gläubiger 
durch Nichterfüllung der Hauptverbindfichkeit entftehenden Schaden; 
das ift aber nicht ihr einziger Zwed. Sie hat außerdem den 
Zwed als Strafe und Zwangsmittel gegen den Sculdner zu 
wirken; und nad) dem Grundfaß der Vertragsfreiheit — Code 
1134 — fteht e6 den Parteien frei, eine Strafe auf das Mehr: 
fahe de8 Schadens zu bedingen, ohne daß eine Minderungs- 
befugnig des Richters befteht. — Vgl. Code 1152. — Deshalb 
darf die bedungene Strafe aud) gefordert werden, wenn dem 
Gläubiger fein Schaden erwadjien ift. II, 125/95 vom 5. Juli. 

377. Der Berufungsridter legt die Strafflaufel dahin aus, 
die Strafe habe gezahlt werden jollen, wenn die Häufer nicht 
jpäteften® Ende December 1892 zum Bewohnen fertiggeitellt 
jeien. Diejelben feien aber am 31. Dec. 1892 erjt im Rohbau 
fertig gewejen. Danadj fei die Verbindlichkeit an irgend einem der 
322 Zage auch nicht theilweile erfüllt. Der Richter fonnte aljo aud) 
die Strafe nidht gemäß Code 1231 wegen theilweijer Erfüllung 
ermäßigen. Revifion zurüdgewiejen. II, 125/95 vom 5. Yuli. 

378. Der Beklagte hatte fid) dur) mündlichen Vertrag 
vom 2. Oft. 1888 dem Direktor des Kölner Theaters H. für bie 
Zeit vom 1. Sept. 1890 bi8 Ende 1893 al® Dpernjänger ver- 
pflictet. Außerdem ließ er fi) durch fchriftlichen Vertrag vom 
9. Dft. 1888 unter Konventionafftrafe von dem XTheaterdireftor 
©. zu Düffeldorf al8 Sänger für die Zeit vom 16. Sept. 1888 
bis 16. April eventuell 1. Mai 1889 engagiren und räumte dem= 
jelben zugleich) die Befugniß ein, den Vertrag auf weitere vier 
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Konventional» Jahre zu verlängern. „Für den Fall, daß dem Abichluß und 
ae Vollzuge des gegenwärtigen Vertrags eine früher vom Beklagten 
eingegangene Verpflichtung irgend weldher Art im Wege Iteht, 
unterwirft er fich einer Konventionalftrafe von 8000 Mark.” Das 
Berufungsgericht hat die Klage der Erben des ©. auf dieje Strafe 
abgemwiejen, weil Beflagter geglaubt habe, der mündliche Vertrag 
mit 9. binde ihn nicht; er habe aljo für diefen Fall eine Strafe 
nicht veriprechen wollen. Das Reichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwielen. Denn ein RedtsirrthHum Tonnte den Beklagten nicht 
davor bewahren, die Folgen feiner unbefcdjyränkt abgegebenen Zu- 
fiherung zu tragen. Hatte er aber Zweifel, jo mußte er dem ©. 
Mittheilung von der Sadjlage maden. Seine Mentalrejervation 
ift vom Gericht nicht zu fhüten. II, 153/95 vom 20. Sept. 
379. Sodann hatte Bellagter, nachdem 9. wider ihn auf 
Erfüllung geflagt, mit den Erben des S. einen Vertrag geichloffen, 
in welhem er veriprad), die Verbindlichkeiten, welche er dem ©. 
gegenüber eingegangen fei, aud) ihnen gegenüber zu erfüllen, es 
fei denn, daß ihn ein rechtsfräftiges Urtheil zu etwad Anderem 
verpflichte. Zugleich hatte er fich unter Konventionalftrafe ver- 
pflichtet, in jeinem Prozejje mit dem Kölner Xheaterdireftor gegen 
ein ihn zum Cintritt bei der Kölner Bühne verurtheilendes Er- 
fenntniß fich jedes zuläffigen Rechtsmittel® zu bedienen: wie er in 
dem mit S. abgeichloffenen Vertrage eine Konventionalitrafe von 
8000 Mark für den Fall verfprocen hatte, daß er während der 
Dauer des Vertrags das Engagement eigenmädjtig verläßt. DBe- 
fagter hat das Engagement aufgegeben, nachdem er in der De: 
rufung zur Erfüllung des Vertrags mit H. verurtheilt war, ohne 
Revifion einzulegen. Er ift zur Zahlung diefer Strafe verurtheilt, 
Nevifion zurüdgewieien. Die Vereinbarung verftieß nicht, wie 
die Revifion meint, injoweit fie auch die Verpflihtung zur Ein- 
legung einer gänzlich ausfichtslofen Nevifion begreife, gegen die 
guten Sitten und gegen die öffentlihe Ordnung. Der Gefeh- 
geber hat das Redjt jeder Partei, den Inftanzenzug zu erichöpfen, 
nidt an den Nadymeis gefnüpft, daß diejelbe von dem Erfolge 
de8 MNechtsmittel® überzeugt jei und unlautere Zwede, wie die 
Verzögerung der endgültigen Entjcheidung und dergleichen, nicht 
im Auge habe. Selbit das Zugeftändniß eines Revifionsklägers, 
daß er an einen Erfolg des Rechtsmittel nicht glaube, würde 
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a8 NRichteramt nicht ermächtigen, die NRevifion a limine zurüd- 
zuweijen. Cine vertraglich einem ‘Dritten gegenüber eingegangene 
Verpflichtung eines Kontrahenten, etwas gejeglich Erlaubtes zu 
thun, kann nicht als ein DVerjtoß gegen die von der Revifion als 
verlett bezeichnete Regel gelten, aljo auch nicht die auf die Nicht- 
erfüllung der Verbindlichkeit gejette Vertragsftrafe. II, 153/95 
vom 20. Sept. 

380. Kläger in Stettin hatte fich bei einer Konventional- 
ftrafe von 2000 Mark verpflichtet, innerhalb eines Iahres 30000 
Slajhen Karlsbader Mineralbier von dem Bellagten in Berlin 
zu einem beftimmten Preife zu beziehen. Er hat nur 1500 Flafchen 
bis 15. Nov. 1892 bezogen. Der Anfprud) auf die Konventional- 
ftrafe ift abgewiefen. Denn, wie das Berliner Polizeipräfidium 
im Sanuar 1895 befannt gemacht hat, darf das al8 Karlsbader 
Mineralbier in den Handel gebradhte Präparat als Heilmittel 


Konventional« 


ftrafe. 


weder öffentlich angepriefen noch außerhalb der Apotheken feil- 


geboten und verkauft werden. Ohne ärztliche Verordnung fei der 
Genuß Kranken zu widerrathen. Der Berufungsridhter entnimmt 
daraus, daß die Waare die Eigenjchaft eines der allgemeinen 
Berbreitung fähigen Bieres fon 1892 und 1893 nicht gehabt 
habe. &8 follte aber vom Kläger als wohljchmedendes Zafelbier 
und Gejundheitsbier namentlich aud) an Hospitäler und Krante 
in Pommern und Medienburg vertrieben werden. I, 185/95 
vom 16. Oft. 

381. Der Kläger Hatte fich bei einer Konventionalitrafe von 
10 Mark für jeden Tag der Verfpätung verpflichtet, das Pfarr- 
haus bis 1. Aug. 1889 fertig zu ftellen. Daffelbe ift aber erit am 
1. Iult 1890 fertig geftellt, an diefem Tage aber aud) von dem 
Propft G. mit Wiffen und Willen des Kirchenvorftandes bezogen, 
ohne daß vorher oder an diefem Lage ein Vorbehalt wegen der 
Konventionalftrafe gemadt if. Da in dem Beziehen mit Recht 
eine „Annahme‘ der Erfüllung gefunden wurde, ift der Anjprud 
auf die Strafe nah 8. ZT UL. R. I, 5 verwirkt, wenn aud) 
die ‚Abnahme‘ des Baues erjt jpäter ftattgefunden Hat. VI, 
183/95 vom 21. Oft. 

382. RR. hatte den Neubau bis 1. Oft. 1891 im Rohbau 
fertig zu ftellen und am 15. März 1892 in dem Zuftande zu über- 
geben, daß dafjelbe fofort bezogen werden fünne, bei einer Kon- 
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Ronventional- ventionaljtrafe von 50 Mark für jeden Tag fpäterer Zertigftellung. 
frafe. Die Rohbauabnahme Hat erit am 20. Oft. 1891 ftattgefunden. 
Am 2. Ian. 1892 wurde zwilchen Parteien vereinbart, daß Be- 
flagter da8 Haus fertig bauen und die Koften von der Bau- 
jumme abziehen follte. DBeflagter ift nicht berechtigt, eine Kon- 
ventionaljtrafe in Rednnung zu ftellen. Nah 8.307 AUUNR. LT, 
5 ift der Anfpruch auf die Konventionaljtrafe dem Gläubiger, der 
die nachherige Erfüllung ganz oder zum Theil ohne Vorbehalt 
angenommen hat, unbedingt und unter Ausichluß des Gegen 
beweifes, daß er auf Entridtung der Strafe nicht habe verzichten 
wollen, verjagt. Darin, daß der Bellagte das Weiterbauen nad) 
dem 20. Dft. 1891 ftillichweigend duldete, war ein Aft der An- 
nahme der Vertragserfüllung no nicht zu finden, fo lange ihm 
der Bau von R. nicht abgeliefert und zur Verfügung gejtellt war. 
(Bol. $. 932 ff, 66-97 A.U.R. 1, 11.) Nacd dem Ueberein- 
fommen vom 2. Ian. 1892 wurde aber der von R. übernommene 
Bau in feinem damaligen Zuftande dem Beklagten abgeliefert und 
zur Verfügung gejtellt. Dieje Ablieferung nahm der Beklagte 
an, indem er den R. von der YFortjegung ded Baucs entband 
und gleichzeitig anerkannte, daß dem R. die zugeficherte Baus 
fumme nad) Abzug der Kojten der weiteren Arbeiten gebühre. 
Da der Beklagte fi) hierbei die fchon mehrere Monate vorher 
verwirfte Konventionaljtrafe nicht vorbehalten hat, hat er den 
Anfprudy darauf verloren. Wollte man annehmen, die Strafe 
jet erit nad) dem für die Vollendung de8 Neubaues feitgejetten 
Tage, aljo nad dem 15. März 1892 verwirft geweien, jo ver: 
änderten fih mit dem Abfommen vom 2. Ian. 1892 die that: 
lächlichen VBerhältniffe dergeftalt, daß fih N. einer Zögerung nicht 
mehr jhuldig madıen und eine Konventionalftrafe nicht mehr ver: 
wirfen fonnte. VI, 190/95 vom 28. Oft. gl. 209. 

383. Der verflagte Verlagsbuchhändfer ift in einen DVer- 
trag eingetreten, durch welchen fid) fein Vorgänger verpflichtet 
hatte, das Flägerifche Buchdrudereigefhäft in jeder nur mögliden 
Weife zu unterftügen und bei einer Konventionafjtrafe von 3000 
Mark für jeden einzelnen Fall, foweit ihm dies möglid und nidt 
dur) andere Verpflichtungen verboten jei, feine Drudarbeiten 
jener Budjdruderei zu übertragen, aud in derjelben Weife mit 
dem eventuellen Nadjfolger zu arbeiten. Der Bellagte ift zur 
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Konventionalftrafe bedingt verurtheilt, weil er eine Dridarbeit Konventionals 
einem andern Buchdruder übertragen hat, welche die Kläger hätten rate 
anfertigen fünnen. Wevifion zurüdgemwiefen. Wenn auch Kläger 

die zu der Arbeit erforderlichen Randeinfaffungen und fonftigen 
Verzierungen nicht bejaßen, jo waren dieje für einen Preis von 

120—150 Marf zu beihaffen, und die Kläger Hatten aud ein 

Intereffe daran, ihr Inventar nad diefer Richtung zu vervoll- 

jtändigen. I, 31/95 vom 30. Okt. 

384. Bol. Bd. XIV, 345. €8 ift wiederum auf 10000 

Mark Konventionalftrafe geklagt, weil Beklagter im Frühjahr 1890 
der Badedireftion Misdroy das liegende Velociped geliefert hat. 
Das auf die Konventionafftrafe verurtheilende Erfenntniß ift auf: 
gehoben. Das im früheren Fall nah Wien gelieferte Velociped 
war nicht abgenommen und dann nad) Misdroy gefandt, bevor 
das eritinitanzliche Urtheil im Vorprozeß ergangen war. Das 
Reichsgericdht hat angenommen, daß es fich in beiden Fällen um 
ein Unternehmen handelte, für welches die Strafe nur einmal 
verwirft wurde. I, 226/95 vom 16. Nov. 

385. In dem JIagdpaditvertrage einer Gemeinde war dem Lex 
Pächter Afterverpadhtung unterfagt; Erlaubnißicheine zum Bejagen CRMBSOFIA. 
dürfen nur mit Genehmigung der Gemeinde für jeden einzelnen 
sall ertheilt werden. Der Verpächterin ift Auflöfung des Padıt- 
vertrags gejtattet im Kall der Kontravention. Bellagter hat die 
Iagd zufanımen mit B., dem Iagdpäcdhter auf einer anderen Matt, 
ausgeübt und aud dritten Berfonen Erlaubnißfcheine ertheilt. Der 
Padıtzind für beide Jagdbezirfe wurde von ihnen zujammen- 
gerechnet und auf alle Theilnehmer, aud die dritten Perjonen, 
verredhnet. Die Klage der Gemeinde auf Unterfagung der weis 
teren Jagdausübung wurde abgewielen. Denn dem Gemeinde- 
vorfteher war jenes Verfahren befannt geworden, und er hat e8 
zwei Jahre lang ohne NRüge geduldet. Wollte die Gemeinde aus 
dem bisher geduldeten Verhalten des Beklagten das ihr vertrage- 
mäßig eingeräumte Kündigungs-» oder Auflöfungsrecht geltend 
machen, fo mußte fie den Beklagten zuvor davon in Kenntniß 
jegen, daß fie in Zufunft die ungenehmigte Ausftellung von Cr- 
laubnißfcheinen al8 VBertragsverlegung auffaffen würde. V, 443,94 
vom 12. Juni 95. 

Kraris de3 Meihegerihtd. XXI. 13 


Schenkung. 
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386. Wäre die Einräumung einer Realjerpitut anzunehmen, 
jo ift ohne Redtsirrtfum erwogen, daß eine folche unentgeltliche 
Konftituirung einer Servitut der Schenkungsform — Code 931 — 
zur NRecdhtswirkjamfeit bedurft hätte. II, 102/95 vom 25. Iuni. 

387. Die gütergemeinfchaftlice Ehefrau war zum Widerruf 
des von ihrem nad Amerifa ausgewanderten Chemannes feinem 
Schuldner durd) Ausftellung einer Quittung erklärten jchenkungs- 
weilen Erlafjes feiner Forderung von 2400 Mark nad) 8. 1090 
AUNR.L 11; 8.381, II, 1 bereditigt. Aus 88. 381, 278 und 
379 ergibt fi, daß das Widerrufsrecht nicht bloß der gejchiedenen 
Ehefrau oder Witwe zufteht. IV, 45/95 vom 1. Juli. 

388. Für den Widerruf von Schenkungen wird gerichtliche 
Form nur in den Fällen der 88. 1112, 1158, 115II MU R. I, 
11 gefordert. Aus $. 1166 ift nicht abzuleiten, daß allgemein 
der Widerruf gerichtlich erflärt werden müffe. Der hier von den 
Erben des Schenfgebers behauptete Widerruf der außergerichtlichen 
Schenkung eines demnädft von dem Schentnehmer erhobenen Spar- 
fafjenguthabens erfordert nichts weiter al8 die Erklärung, daß die 
Schenkung nit als verbindlih anerfannt werde. Darin liegt 
die Kundgebung einer Sinnesänderung injofern, als die Erben 
danach die von dem Erblaffer gemadte Schenkung nit aufredht 
erhalten wollen, fich aljo Hinfichtlicd) der Schenfung andern Sinnes 
erweilen als der Erblaffer: aljo aud, wenn die Erben erklären, 
daß die Vorausfegungen einer von dem Nehmer behaupteten 
gültigen Schenkung überhaupt fehlen und daß fie folche anfechten 
wollen. IV, 63/95 vom 11. Yuli. 

389. Schenkung lag im Ball 333 nit vor; ein Vertrag 
mit gegenjeitigen Leiftungen wird dadurd) allein nod) Feine Schenkung, 
daß die vertragsmäßigen Leiftungen der einen Partei gegenftands- 
[08 oder rechtsungültig wären; vielmehr müßte nod hinzufommen, 
daß die Kontrahenten fich das DVerhältniß auch fo vorgeftellt und 
nur zur Verdedung der Schenkung einen Bertrag anderer Art 
fimufirt hätten. VI, 147/95 vom 26. Sept. 

390. ,„Stirbt meine Frau eher al® mein Sohn, fo joll 
von den ihr zugewendeten 24000 Mark meinem Sohn nad Ab- 
zug von 3000 Mark der Reit des Geldes zufallen.” Die Che: 
frau hat nad) dem Tode des Chemanns mit dem Sohne einen 
Vertrag geichlofien, wodurd die ihm eventuell zufallende Sunme 
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auf 18000 Marf herabgejegt it. Das ift eine ftempelpflichtige 
Schenftung über 3000 Darf. Denn aud) der einem Legatar unter 
aufichiebender Bedingung jubitituirte Fideiflommilfar erwirbt mit 
dem Tode des Teitators ein bedingte Net auf den Gegenjtand 
des dem Fiduziar zugemwendeten Legats. S8. 101 und 102 A.L.NR. 
I, 4; SS. 161, 162, I, 4; S.485, I, 12. IV, 109/95 vom 
10. Oft. 

391. Im Fall 464. Der Umitand, daß der Gutsannehmer 
zu einer Leitung an die Mutter verpflichtet ift, fchließt noch nicht 
aus, daß diefe Leiftung den Gegenitand einer Schenkung feines 
Vaters an die Mutter bildet. Gejchieht die Zuwendung auf Ver- 
anlaffung de Uebertraggebers und gewährt diefer dein Uebertrag- 
nehmer dafür das Entgelt, jo tritt der Leßtere nur ald Ber- 
pflichteter in ein Rechtsverhältniß zu feiner Mutter, das Recht 
der Mutter beruht aber, wenn fonjt die Vorausfegungen der 
Schenkung vorhanden find, auf dem Xiberalitätsaft des Vaters. 
Durd) den Widerruf der Schenfung werden die Nedhte ded Sohnes 
in feiner Weijfe berührt. V, 94/95 vom 19, Oft. 

392. 8 ift nicht redhtsirrthHümlih, wenn das Berufungs- 
gericht den wegen Mangels der Infinuation nah Solmjer Land- 
reht nur in Oeltung bleibenden Theil von je 100 Gulden der 
drei remumeratoriichen Schenkungen auf die den Beklagten zus 


gebilligten 603 Mark Gegenforderung in Anrechnung bringt. ‘Denn: 


da zur Vergeltung der Dienfte gejchenkt worden ift, deventwegen 
von den Beklagten ein Anipruh auf Vergütung erhoben ift, fo 
fönnen die Beklagten, foweit fie Befriedigung durd) vemuneras 
torifche Schenkungen erlangt haben, nicht weiter Erfüllung fordern. 
Ill, 176,95 vom 25. Oft. 

393. Im Fall 328 läßt jich die Gegenleistung, weldje fid 
auf die gewährte und auf die nod zu gewährende Verpflegung 
bezieht, nicht theilen. Cs läßt fih aljo nit bejtimmen, was 
remuneratorisch gejchenft jei, wenn folhe Schenkung überhaupt 
anzunehmen jei. Wäre aber einfahe Schenkung anzunehmen, fo 
war diefelbe mangels gerichtliher Form nah A. X. R. ungültig, 
und eine Uebergabe des Erbtheils hatte nicht jtattgefunden. IV, 
152/95 vom 11. Wov. 

394. Der Begriff der Schenkung it für das A. X. WR. der- 
jelbe wie für das Gem. R. N. hat nicht lediglid) freiwillig und 
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Schenkung. nicht in der Abficht, feine Kinder zu bereichern, fondern in Er: 
füllung einer feiner Ehefrau gegenüber behufs Regelung der Ehe: 
verhältniffe übernommenen Verpflichtung und mit Rüdficht auf die 
ihm gemachten Gegenleiftungen, den Kindern 30000 Mark zu- 
gewendet. Das war feine Schenkung. IV, 377/94 vom 14. Nov. 95. 

395. Wäre Schenkung anzunehmen, fo würde dem N. doc) 
ein Anfprud) auf Kompetenz; auf Grund Pr. U R. gegen bie 
befchenften Kinder nicht zuftehen. Denn da® NRechtsgeichäft tit 
vorgenommen, al8 N. od) feinen Wohnfig in Roftod hatte. Cr 
ift erft viele Jahre jpäter nad) Berlin verzogen. Nah Gem. R. 
hat aber der Echenfgeber aus einer vollzogenen Schenkung feinen 
Antprucd auf Kompetenz gegen den Schenfnehmer, vielmehr jteht 
nur dem Schenfgeber die Einrede der Kompetenz zu, wenn er aus 
einem Scenkungsverfpreden verklagt wird. IV, 377/94 vom 
14. Nov. 95. Vgl. 16. 

396. Das Recht des Ecjenfgebers auf Kompetenz aus 
88. 1089, 1091, 1113, 1123, 1134, 1140, 1151 WAU.UR.I, 11 
ift aus dem Gefichtspunft eines Widerrufs der Schenfung zu be: 
urtheilen. IV, 377/94 vom 14. Nov. 95. 

397. Bol. 611. Die Ehefrau hat ihrem zweiten Ehemann 
ihr Haus mit Wirthichaftsinventar und ihre fonftigen beweglichen 
Sadıen für 75000 Darf verfauft. Darin wurde eine die Kinder 
erjter Che benadıtheiligende Ccenfung gefunden. Aufgehoben, 
zurüctverwiejen. Bei der Yeititellung, daR das Haus zu nicdrig 
verkauft jei, ift die gewerbepolizeilid) ertheilte Erlaubniß zum Be- 
triebe der Saftwirthichaft, welche von den Sadjverftändigen auf 
20000—25000 Darf geichätt ift, hereingezogen. Diefe ift aber 
perfönlicher Natur. Nur der thatjächliche Umstand, daR das Haus 
zum Betriche der Wirthichaft eingerichtet, die Wirthihaft aud) 
bisher mit Erfolg in demjelben betrieben ift, verdient, da er eine 
wertherhöhende GKigenicdaft de8 Haufjes ergibt, Berädficdhtigung. 
8 ift nicht genügend Har, daß das fi) auf das Gutachten ftüßende 
Urtheil fih innerhalb diefer Grenze gehalten hat. Da aud) da8 
Meipverhäftniß des Kaufpreifes zum Werth Fein jo offenfichtliches 
ift, daß daflelbe den Kontrahenten nicht hätte entgehen Fünnen, 
bedurfte e8 einer Feltftellung des beiderfeitigen Schenfungswilleng, 
um eine verjchleierte Echenfung anzunehmen. III, 215/95 vom 
19.:26. Nov. 
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398. Der Erblaffer Hatte mit der Klägerin, mit welder 
er in einem intimen Verhältniß ftand, einen notariellen Vertrag 
geichloffen, Laut deifen er ihr fein Haus (im ermittelten damaligen 
Werth von 103030 Mark) für 30000 Marf verkauft hat. Das 
Berufungsgericht Hat über die Klage auf Auflaffung auf einen 
Eid der Klägerin Über die von den Beklagten behauptete Simus 
lation (Schenkung ftatt Kauf) erfannt. Das Neicdhsgericht Hat 
aufgehoben, zurüdverwiejen. Abgejehen von einer Simulation 
it zu prüfen, ob nicht ein aus Kauf und Schenkung gemijchtes 
Geichäft vorligt, bei welchem die für die Schenfung vorgejchriebene 
Sorm zu beobadjten gewejen wäre. V, 151/95 vom 23. Nov. 

399. Die Aktiengefellichaft Zucerfabrif Ziegenhof hat ein 
mit 5 Proz. verzinslicdhes Darlehn von 600000 Mark, das in 
Partialobligationen zerlegt werden follte, aufgenommen. Das 
Doarlehn follte jeitens der Gläubiger unfündbar fein, die Niücd- 
zahlung der ganzen Schuld von 1887 ab in jährlichen Raten von 
wenigftens 60000 Mark erfolgen, und die Folge der Einlöfung 
der Obligationen durd) das Roos beftimmt werden. 400000 Marf 
wurden von Gebrüder St., 200000 Mark von ciner Kreditbant 
gezahlt. Sie Haben ein jeder auf feinen Namen ausgeftellte, 
durch Blankocejfion übertragbare Obligationen erhalten. Für das 
Tarlehn der 600000 Darf haben 49 Perfonen, eine jede mit 
beftimmter Summe, deren Addition 344200 Darf ergibt, Bürg- 
Ihaft übernommen, ohne daß erhellt, ob weitere Bürgen mit 
weiteren Summen eriftiren, und fo die Ziffer von 600000 Mart 
erreicht wird. „Wenn einer der Dürgen in Folge feiner Bürg- 
haft etwas follte zahlen müffen, find die andern Bürgen ver- 
pflichtet, da8 Gezahlte nad) Verhältniß der von ihnen verbürgten 
Summen dem Gejchädigten zu eriegen, fodaß der oder die Ge: 
Thädigten nur nad) Verhältniß der von ihnen verbürgten Summen 
Berluft leiden.” Die Zuderfabrif ift in Konkurs gefallen. Klägerin 
hatte von den beiden urjprünglichen Släubigern fünf inzwijchen 
ausgeloofte Obligationen über zufammen 3500 Mark erworben. 
Der DBellagte hat für 6000 Mark gebürgt. Er war ber Klägerin 
zu 3500 Darf fammt Zinjen verurtheilt. Das Neichsgericht hat 
aufgehoben, zurüdverwiefen. Nah $. LO AU.L.R. 1, 5 ann, 
jofern nicht eine andere Vertragsabficht feitzuftellen — vgl. 321 — 
auf Zahlung wegen der Bürgichaftsichuld — vgl. 537 — nur 
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von fümmtlichen Gläubigern zujammen geflagt werden, übrigen® 
gegen alle Bürgen, da mit Ausbrud des Konkurfes die YBürg- 
Ichaftsichulden alle fällig werden. Der einzelne Gläubiger fann 
auf Hinterlegung flagen. I, 128/95 vom 6. Juli. 

400. Der Beklagte und St. hatten einen Gejellfchafts- 
vertrag zum Ankauf und zur Verwaltung eines Nitterguts ge- 
ichloffen. Als Bellagter die ihm obliegenden Zahlungen nicht 
leiften fonnte, haben Kläger, Beflagter und St. vereinbart, daß 
der Kläger an Statt des Beklagten 10000 Mark einzahfe, und 
dagegen mit !/,, am Gefammtnugen partizipire; dies ’/,, fei 
dem Beklagten abzujchreiben. Dem Kläger werden die 10000 Darf 
mit 5 Proz. verzinft und erhält derjelbe als Sicherheit ein von 
St. auf den Bellagten gezogenes Accept jowie Hhpothefen, dem 
Kläger ift aud eine weitreichende Betheiligung an der Verwal- 
tung des Gut8 eingeräumt. Aus dem von St. auf den Bellagten 
an eigene Drdre gezogenen, in blanco girirten Dreimonatöwechiel 
hat Kläger nad) Verfall Klage erhoben; Beflagter ift zur Zahlung 
verurtheilt, Nevifion zurüdgewiefen. Das Berufungsgericht hat 
feftgeftellt, daß Kläger hat Gläubiger der Gefellfchaft werden folfen, 
und daß er nur wegen feines Gewinnantheil® jure societatis 
ftehe. Das Berufungsgericht hat ferner angenommen, daß Kläger 
diefes8 Geld Schon nad) drei Monaten zurücfordern durfte. Wenn 
8 zu diefer Annahme wejentlid auf Grund der mit dem zwijchen 
Parteien und St. gejchlofjenen VBertrage erfolgten Austellung eines 
Klagwechjel® gelangt ift, der zur Erhaltung des Wechfelrechts 
gegen den Acceptanten zur VBerfallzeit zur Zahlung präfentirt und 
bei Unterbleiben der Zahlung präjentirt werden mußte, fo kann 
hiergegen ein vechtlihes Bedenken nicht erhoben werben. III, 
241/95 vom 6. Dec. 

401. Dem Beklagten wurde ein militärfisfaliches Terrain 
zum LTagern von Material und zum Bau einer Kantine und eines 
Büreaus für die Zeit feiner Bauthätigfeit unter der Bedingung 
zur Verfügung geitellt, daß die Bauten auf Verlangen der Forti- 
fifation jederzeit ohne Anjprud, auf Entihädigung wieder entfernt 
und die Srundjtüde in ordnungsmäßigem Zuftande al8balb zurüd- 
gegeben werden. Der Beklagte ift darauf verurtheilt, Nevifion 
zurüdgewiejen. Mit der Einrede, daß ihm genannte Offiziere die 
Zufiderung gegeben haben, daß von den Reverjen während ber 
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Dauer der vom Beklagten übernommenen Arbeiten fein Gebraud 
gemacht werden dürfe, wurde der Beklagte mit Recht nicht gehört; 
denn er hat nicht bewiefen, daß diefe Offiziere Willensorgane bes 
Reichsmilitärfisfus in Anjehung der Reidhefeitung Cöln oder dod) 
zur Abgabe folder Erklärungen und bindenden Verfügungen über 
Veitungsgelände bevollmächtigt gewejen feien. II, 87/95 vom 
14. Suni. 

402. Im Fall 335. Für bie Anwendung von $$. 172, 
173, 205 WÜ.X.R.1, 16 bietet der Fall feinen Raum; denn bieje 
jegen ein ausdrüdliches Verbotsgejeß voraus. Wenn %. Sp. das 
Geld feinem Bruder gegeben hat, um dafjelbe vor dem Zugriff 
der Staatsfaffe und der dur den Brand Beichädigten zu fichern, 
jo ift doch der Thatbeftand des 8. 283 St. ©. DB. nicht feitgeftellt. 
Denn eine Zwangsvollftredung würde nur gedroht haben, wenn 
die Gläubiger ausbrüdlih oder durch fchlüffige Handlungen ihre 
Abfiht zu erkennen gegeben hätten, eine Zwangsvollitredung bald 
herbeizuführen. Dafür lag nichts vor. Aud) der Thatbeitand 
des $. 209, Nr. 1 R. OD. lag nidt vor. ‘Denn über das PVer- 
mögen des 2. Sp. ift der Konkurs nicht eröffnet, und es fehlt 
an jedem Anhalt, daß er feine Zahlungen im Sinne der R.O. 
eingeftellt Habe. IV, 153/95 vom 11. Nov. 

403. Kläger und Beflagter haben ein Jeder einen Theil 
de8 Grundbefiges der 2. gekauft, und Beide haben in Anrechnung 
auf den Kaufpreis die Hhpothef des v. d. H. über 13200 Marf 
in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen. Kläger fordert 
von dem Beklagten 13200 Darf zurüd, weil er fie ihm mit dem 
Auftrage gezahlt habe, fie an die Erben des v. d. H. abzuliefern. 
Diefen Auftrag habe Bellagter nicht ausgeführt. Die Klage ift 
abgewiefen, weil die Hhpothef des v. d. H. über 13200 Marf 
nad) defien Zode der Ehefrau des Beklagten zugefallen ift. Diefe 
Hypothek ift aber gelöfcht, ohne daß die Tilgung etwa in Folge 
einer dem Kläger erzeigten Freigebigfeit erfolgt wäre. Vielmehr 
hat Bellagter die 13200 Mark baar an die L.’fchen Erben zur 
Tilgung feiner Kaufpreisichuld gezahlt; und fie find zwijchen diejen 
und feiner Ehefrau verrehnet. Danad) ift der Auftrag finn- 
entiprechend ausgeführt. III, 183/95 vom 29. Oft. 

404. Die Klägerin hatte den Beklagten beauftragt, für fie 
ein Grundftüd zu kaufen. Der Beklagte hat den Auftrag aus- 
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geführt, aber das Grundftüd für fich behalten und einen Theil 
bebaut. Das bedingt verurtheilende Berufungserfenntniß ift vom 
Reichsgericht aufgehoben; zurüdverwiefen. Wenn aud) die Er- 
Höärungen der Klägerin ald ein Verzicht mangels fchriftlicher 
Jorm nicht in Betradht fommen; fo find fie dod) von Bedeutung 
aus dem Gefichtspunft der Arglift. Denn der eine der Sozien, 
welcher dem Beklagten den Auftrag ertheilt hatte, foll diefem er- 
Härt haben: „Behalten Sie die Grundftüde nur, e8 gibt Yau- 
pläße genug in der Stadt, es find mir diefer Tage noch viel 
billigere angeboten.’ Die Klägerin foll fih um den von dem 
Beklagten beabjichtigten Bau beworben und die Ausführung des 
Baucs haben gejchehen lafjen, obwohl fie davon SKenntniß hatte. 
V, 173/95 vom 4. Dec. 

405. Der Bellagte verpflichtete fich, falls er die damals 
ausgeichriebene Säbellieferung der rumänischen Regierung bdireft 
oder indirekt übernehme, dem flagenden Diafler zu einer Bro- 
vifion von 6 Proz. des Lieferungsbetrages. Im Sinne der Kon- 
trahenten wäre e8 als eine indirefte Uebernahme der Lieferung 
anzufehen, wenn der Kläger die Lieferung nicht ganz für jidh, 
ondern gemeinihaftlid) mit %., wenn aud, formell unter deflen 
alleinigem Nanten übernommen hätte Das liegt nicht vor. 
Vielmehr hat Kläger nur einzelne Arbeiten im Auftrage von 
2. übernommen, die ihm von X. als Stüdarbeit bezahlt find. 
Damit zerfällt die Grundlage der Klage. Il, 146/95 vom 
27T. Sept. 

406. R. war im Ianuar 1892 von den Beklagten auf ein 
Vierteljahr ald Anwalt für ihre Patentangelegenheiten gegen ein 
Honorar von 2000 Mark engagirt. Am 19. San. hatten fie ihm 
eine Provifion von 5 Broz. für den Fall verjprochen, daß dur 
feine Vermittelung der projeftirte Verkauf ihres Patents an 9. 
perfekt werde; am 9. Febr. auch, wenn fie bireft verkauften. Am 
15. Tebr. fam e8 zwifchen den Beklagten und den Vertretern von 
H. unter Theilnahme des R. zu einer Konferenz, in welcher vor- 
geichlagen wurde, daß die Beklagten zeitweilig ihre Patente 9. 
überlaffen und dafür eine Entihädigung von 50000 Marf er- 
halten und das Antipyrin von H. zu gewiffen niedrigen Preijen 
beziehen follten. Bevor auf diefer Bafis abgefchloffen wurde, 
extrahirte R. ein Berfprehen der Beklagten, ihm die Provifion 
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in Höhe von 15000 Mark zu zahlen. Diefe zu zahlen find die 
Beklagten den Ceffionaren des R. fchuldig eradıtet. Revifion 
zurüdgewiejen. In den Briefen vom 13. Febr. hat R. den Be- 
fagten gegenüber fid) eine vermittelnde und neutrale Stellung 
im Intereffe der Beklagten felbjt vorbehalten, und die Beklagten 
haben das angenommen. Unerheblid), wenn den R. dabei das 
Motiv leitete, auch von H. eine Provifion zu erlangen. Lnerheb- 
fih aud), wenn Bellagte vor Beginn der Konferenz dem R. er- 
Härt hätten, fie erwarten, daß R. nur das Intereife der Beklagten 
wahrnehme, wenn WR. dies nur durch eine vermittelnde Zhätigfeit 
fonnte. Aus dem Gange der Verhandlungen in ber Konferenz 
fonnten die Beflagten erjehen, ob R. die Intereffen der Beklagten 
wahrnahm. Wenn fie ihm diejerhalb einen Vorwurf gemadt, jo 
bat ihnen R. darauf fofort erwidert, fie verftehen ihr eigenes In- 
tereffe nicht. Die Beklagten haben dann den von R. auf Erfuchen 
beider Theile fchriftlich vedigirten Vertrag mit H. gefchloffen und 
dem R. den Üevers ausgeftellt, womit fie die ihnen geleifteten 
Dienfte anerkannten. Sie haben ihr NRedht aus dem Vertrage 
wider H. eritritten und damit an den Tag gelegt, daß fie den 
Bertrag als ihrem Intereife entfprechend angefehen und die von 
R. zum Zwed bes Zuftandebringens im gemeinfamen Intereffe 
beider Theile geleiftete und ihnen befannte Xhätigfeit genehmigt. 
Daß R. fi) Heimlicd) und hinter dem Rüden der Beflagten für 
diejelbe Zhätigfeit, wie Kläger angeben, nad) dem Sdjluß der 
Konferenz aud von 9. ein Honorar zu verfchaffen gejudt hat, 
ift zur Anwendung des 8.22 AL. R. I, 13 nicht geeignet an- 
gefehben. I, 189/95 vom 19. Dt. 

407. Klage auf die verjprocdene Provifion ift abgemiejen, 
wenn Bellagter jchwört, daß er jchon vor SKenntnißrnahme des 
Briefe, durdy welchen ihm Kläger die Verfäuflichkeit der R.’ichen 
Apotheke mittheilte, mit K. wegen Anfaufs verhandelt habe. Die 
Behauptung bes Klägers, er habe den Brief abfichtlih adht Tage 
lang uneröffnet gelaffen, weil er vermuthet habe, der Kläger theile 
darin die DVerkäuflichfeit der K.’ichen Apotheke mit, ift unerheb- 
lid. Denn jene Vermuthung fegt voraus, daß Bellagter dieje 
Berfäuflichfeit bereits fannte; er hat dann burd die Nichteröff- 
nung nit die Entftehung der Forderung des Klägers argliftig 
hintertrieben. VI, 230/95 vom 28. Nov. 
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408. Kläger vermittelt gewerbsmäßig den PBerlauf von 
Grundftüden und Hhpothefengefchäfte. Der Beklagte beauftragte 
ihn, den Verfauf einer auf der unbebauten Parzelle des KR. ftehenden 
Hypothef von 30000 Darf zu vermitteln. Kläger fand dafür 
nur En. als Nefleftanten; der wollte aber die Hypothek nur mit 
dem Grundftücd erwerben und mit Rn. nicht felbft verhandeln. 
Beflagter fol deshalb den Kläger beauftragt haben, das K.’iche 
Srundftüd zu Faufen und feine Rechte aus diefem Kauf an 
En. zu cediren, und dabei bewirken, daß Kr. die Hypothek des 
DBeflagten erwerbe. Das habe Kläger ausgeführt. Er fordert 
1 Proz. für die Vermittelung des Grundftüdsverlaufs, die Pro- 
vifion für die Vermittelung des Hhpothefengejchäfts will er in 
diefem Prozeß nicht verfolgen. Die Klage ift abgewiefen. Denn 
bei dem von dem Kläger ausgeführten Geihäft fam es dem Be: 
flagten nur auf die QVermittelung des Verkaufs der Hhpothef an. 
Die Anihaffung des Grundftüds war nur Mittel zu diefem 
Zwed. Wenn fid) der Kläger hierauf verließ, ohne fich eine 
befondere Provifion für den Grundftüdsanfauf von dem Bes 
Elagten veriprechen zu laffen, fo habe er den Auftrag Tedig- 
li al8 Aufforderung angefehen, die ZThätigfeit behufs Aus«- 
führung des Auftrags zur Vermittelung des Hhpothefengefchäfts 
auszuüben. Es fünne nicht die Abjicht des Beklagten gewefen 
fein, für die Vermittelung des Hhpothefengefchäfts die hohe Pro- 
vifion für die Vermittelung bes Erwerbs de Grundftüds burd) 
Rn. zu zahlen. Nevifion zurüdgewiefen. VI, 257/95 vom 
16. Dec. 

409. Der im 9. 1878 gefchloffene Agenturvertrag hat bis 
Ende 1891 in Kraft geftanden, während weldier Zeit Beflagter 
zahlreiche Kohlenlieferungen von der Klägerin bezogen und für 
joldye Anfäufe wie für die von der Klägerin direkt gefchloffenen 
Verkäufe die Provifion bezogen hat. Mit Necht durfte deshalb 
der Berufungsridhter den Vertrag als der Hauptfadhe nad) vom 
Beklagten erfüllt und die ihm von der Klägerin zum Vorwurf 
gemachten Ankäufe fremder Kohlen, weldye er nad) dem Vertrage 
nicht machen durfte, al8 nur nebenfähliche Vertragsverletungen 
anfehen. Danad) fonnte fi Klägerin nicht mit der Replif des 
nicht erfüllten Vertrags gegen den Anfprud) auf die verdienten 
Provisionen vertheidigen. II, 92/95 vom 18. Yunt. 
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410. Der Kläger war Stadtreifender der Beklagten gegen 
eine vereinbarte Provifion von 2 Proz. Er follte diefe Provifion 
von den Artikeln und dem NKundenkreijfe, weldye feinem Bor- 
gänger zugemwiejen waren, auch dann erhalten, wenn der DBe- 
Eflagte die Gefchäfte direkt gefchloffen hatte. Dem Kläger fteht 
diefer Anipruch von folden Runden zu, aud) wenn fie ihm nidıt 
befonder® von der Beklagten zugewielen find. I, 108'95 vom 
22. Yun. 

411. Kläger in Dresden war von dem Bellagten in Heibdel- 
berg 1890 auf fünf Jahre al8 Agent zum PVertrich von defjen 
Cigarren beitellt. Im I. 1891 hat Beflagter dem Kläger aud) ein 
Kommiffionslager anvertraut mit der Beredung, daß diefer monatlich 
die eingegangenen Gelder einjenden follte. Einen im ‘December 1801 
eingezogenen Betrag von 107 Mark hat er nicht aufgegeben, erft 
nadjdem Bellagter von dem Kunden die Zahlung erfuhr, Mitte 
März 1892 mit einem unverfchämten Briefe eingefandt. Da 
Kläger auch jchledhte Geichäfte gemadt, und an fchlehte Kunden 
verfauft Hat, wodurd ber Beklagte 4900 Mark verloren habe, 
hat diejer da8 Verhältniß gelöfl. Die Klage auf entgangenen 
Gewinn ift abgewiejen. Das Berufungsgericht hat den Agentur- 
vertrag vornehmlih mit Nüdficdt auf $. 9 deffelben: „‚Röft einer 
der Betheiligten ohne rechtlihen Grund den Vertrag, fo ilt eine 
Konventionalftrafe zu zahlen . . .”, dahin ausgelegt, daß eine 
einjeitige Köfung aus nichtigen Gründen jtattfinden fünne. Wenn 
das Vertrauen des Beklagten in die Redlichkeit des Klägers dur) 
deffen Verfehlung gegen die ihm aus dem Kommiffionsvertrage 
obliegenden Pflichten gejchwunden war oder erjchüttert fein mußte, 
jo fünne man ihm nicht zumuthen, mit derfelben Perjönlichkeit ein 
Vertragsverhältnig fortzufegen, da8 zu feinem Beitande un- 
geihmwächtes Vertrauen erheifhe. Aud) die fchnöde Behandlung 
in dem Briefe des Klägers braudte fi) Beflagter nicht gefallen 
zu lafjen; Revifion zurücgewiefen. IL, 131/95 vom 17. Sept. 

412. Die Beklagte ift für berechtigt eradjtet, den Agentur- 
vertrag einfeitig ohne zuvorige Kündigung aufzuheben, weil der 
Kläger einen von einem Kunden für die Beklagte erhaltenen Auf- 
trag auf Lieferung von 1200 Rollen Gartenjchlauh im Werthe 
von 700 Pfund Sterling, obwohl die Proberollen jchon Ende 
DOftober geliefert werden follten, bis in den November vorfäklich 
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zu dem Zwed, um eine Nenderung in der Leitung der Yabrif her- 
beizuführen, verfchwiegen hat, obwohl er wußte, daß die Fabrik der 
Beklagten dringend der Arbeit bedurfte. Revifion zurücgewieien. 
Wenn da8 Berufungsgericht e8 mit NRüdliht auf jened Motiv 
für unerheblich eradhtet, daß im Rejultat Feine Schädigung der 
Beklagten eingetreten fei, und daß die Bejtellung feine ganz feite 
geweien, fondern von der Billigung der verlangten Probe ab- 
gehangen habe, jo ift das nicht vechtsirrthHümlih. Unerheblid) 
aud, daß die Bellagte zwei Aufträge, weldje ihr der Kläger nad) 
Aufhebung des Dienftverhältniffes überfchrieben hat, aufgeführt 
haben fol. Denn fie hat dem Kläger darauf nicht geantwortet 
und ihm feine Mittheilung von der Ausführung gemacht, alfo ihm 
gegenüber nicht zu erfennen gegeben, daß fie das aufgehobene 
Agenturverhältniß fortfegen wolle. III, 271/95 vom 26./29. Nov. 

413. Die Bellagten, welche ihre Feld-, Fort: und Induftrie- 
bahnen von Krupp in Effen beziehen, hatten dem Kläger ihre 
Vertretung für Weitpreußen übertragen; durch feine Vermittelung 
haben fie an eine Zuderfabrif in diefer Provinz einen 32 Kilo- 
meter langen Rübentransport zum fafturirten Preife von 124378 
Markt 20 Pf. geliefert. Sie find verurtheilt, dem Kläger als 
Provifion 2922 Mark 51 Pf. zu zahlen (theils 2, theild® 3 Proz.); 
die Provijion ift fällig, obihon Käuferin 14000 Mark, über welche 
ein Prozeß fchwebt, noch nicht gezahlt Hat. Da das 9.©. DB. 
feine Bejtimmung enthält, ift der VBertragswille ermittelt, und 
zwar dahin, daß die Zahlung der Provifion unabhängig von der 
Zahlung des Kaufpreifes geftellt war. Denn eö war verabredet: 
Das Gejhäftsjahr endet am 30. Juni; die Abredhnung der Pro- 
vifionsbeträge erfolgt innerhalb 14 Tagen nad) unjerer Abrechnung 
mit Krupp, fpätejtens bis 1. Diät. jeden Iahres. Danad) war, 
da auf die angebliche Handelsufance, daß die Provifion nicht vor 
Zahlung des Kaufpreifes fällig fei, nicht Hingewiejen, nod jonjt 
ein Borbehalt gemacht worden war, die Provifion mit der Ab- 
rechnung fällig. I, 258/95 vom 7. Dec. 

414. Da ferner eine Provifion von 3 Proz. ohne jeden 
Vorbehalt zugefichert war, hätten die Beklagten, wenn fie e8 über: 
nahmen, franco Zuderfabrit zu liefern, die Preife jo alkuliren 
jolfen, daß diejelben außer den Fradıtfoften aud die von dem 
Zuschlag zu berechnende Provifion tragen fonnten. Daß die 
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Preife in den dem Kläger zur Verfügung gejtellten Katalogen ab 
Eifen berechnet find, rechtfertigt e8 nicht, daß fich die Provifion, 
bei einem Abjchluß franco eines entfernten Ortes nicht aud) auf 
den Zujchlag zu jenem Katalogpreife erftredt, zumal der Zufchlag 
mit der Höhe der Fradtkojten nicht identisch zu fein braucht. 1, 
258/95 vom 7. Dec. 

415. Im Fall Bd. XVII, 390 Hat das Berufungsgericht 
nach anderweiter Verhandlung die Klage abgewiejen, Revifion 
zurücgewiefen. Denn dem DBeflagten ift die Zufierung ber 
Schadloshaltung erft geraume Zeit nad) der Cejfion, und zwar 
nach der Erhebung der Klage im jeßigen Brozeß von B.ER. 
ertheilt. Damit verliert die Zhatjache ihre Bedeutung für den 
Schluß auf eine Argliit des DBellagten zur Zeit der Geffion. 
Auch ift dafür, daß Bellagter zu diefer Zeit gewußt habe, daß 
R. nur Kommiffionär war, fein Beweis erbradit. I, 153/95 vom 
25. Sept. 

416. Daß das NRedt als Selbftfontrahent einzutreten nicht 
an eine bejtimmte Frift gebunden tft, daß die Ausübung defjelben 
feine ausdrüdliche Erklärung vorausjett, jondern auch fonfludent 
geichehen fann, daß der Selbiteintritt nur dann nicht gefchehen 


Agentur- 
vertrag. 


Kommilfion. 


fann, wenn er vertragsmäßig ausgejchloffen ift, tft wiederholt er=- 


fannt. — Pol. R.©.€., Bd. 4, ©. 92; Bd. 6, ©.49, 53. — 
IL, 215/95 vom 9. op. 

417. In Hamburg fchließen fehr häufig die Fondsmäfler 
ald Kommiffionäre ab, weil ihre Kunden nicht wünjchen, daß ihr 
Name genannt werde. Der Makler B. hat mit den beflagten 
Kaufleuten zu Hamburg in Gejchäftsverbindung gejtanden und 
mit ihnen Börfengefhäfte in eigenem Namen gemacht, auch) von 
ihnen Vorfchiffe erhalten. Er Hat ihnen die von dem Flagenden 
Rentier als fein Eigentum bezeichneten Werthpapiere hinterlegt, 
ohne daß die Beklagten dies Cigenthum Fannten. Gr erhielt da- 
gegen einen Vorfhuß von 72400 Marf, und hat das Geld an 
den Kläger abgeliefert. Al das Depot ded B. nicht mehr aus- 
reichte, verftändigte er die Beklagten, daß ein Theil der ihnen 
verpfändeten Papiere dem Stläger gehöre, und daß er ein ftarfes 
Intereffe daran habe, dem Zwangsverfauf der Papiere vorzubeugen. 
E8 Fam zwischen dem Kläger und den Beklagten direkt ein Ab- 
fommen zu Stande, daß jener .ven Beklagten im Auguft 1893 


Kommijfion. 
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eine Hhpothef über 10000 Marf gab, wogegen Beklagte das 
Depot weiter durdhhalten wollten. Als auch jene Hhpothef nicht 
mehr zur Dedung genügte, und DB. troß Aufforderung einen 
weiteren Nahjhuß nicht gewährte, haben die Beklagten die Papiere 
und bie Hhpothet erefutirt. Die Klage auf Auslieferung der 
Papiere gegen Empfang von 7?400 Mark, eventuell auf Zahlung 
des Erlöjes abzüglid) der 72400 Marf und AZufchreibung des 
BVoftens von 10000 Mark ijt abgewiejen; Revifion zurücdgemwiejen. 
Denn DB. hat fi) den Gejchäftsbedingungen der Beklagten unter- 
worfen, wonad ihnen die Werthpapiere nicht bloß für die jpeziell 
darauf gewährten VBorjchüffe, fondern aud) für deffen andere Ver- 
bindlichkeiten hafteten. Da fih die Beflagten nad) der bezeugten 
Gefhäftsübung nit darum zu fümmern brauchten, für weijen 
Rechnung B. die einzelnen Gefchäfte abfchließe, fo hatten fie aud) 
feinen Grund, einen Stontofurrentverfehr mit B. von der Hand 
zu weijen; und es fanın aud) weder eine Unredlichfeit nod) eine 
Vahrläffigfeit darin gefunden werden, daß bie Beklagten die von 
DB. hinterlegten Werthpapiere al8 Unterpfand für defjen Konto> 
furventjchuld entgegengenommen haben, ohne zu prüfen, ob B. 
Eigenthüner derjelben oder vom Gigenthümer zu folder Ber: 
pfändung ermächtigt fei. Auc) ift bei den fpäteren Verhandlungen 
nicht vereinbart, daß die jtreitigen Bapiere fortan getrennt von 
dem fonftigen Depot de8 DB. gehalten und nur al8 Sicherheit für 
die Vorichüffe des Klägers behandelt werden follten. I, 216/95 
vom 9. Nov. 

418. Der Kläger nahm von zehn Braunfcdhweiger Kon- 
\ervehändlern den Auftrag an, für deren NRehnung, aber in 
eigenem Namen 3370 Gentner Spargel in Süddeutichland gegen 
eine Bropifion von 1 Mark 50 Pf. für den Gentner anzu- 
faufen; und nahdem er die Xieferungsverträge abgeidjloffen, 
den Spargel einftweilen für deren Rechnung gegen Critattung 
feiner Auslagen und jener Provifion weiter zu verfaufen. Für 
36 Gentner, weldje weiter verkauft jind, ift der Kaufpreis nicht 
eingegangen. Da aud) der Kläger den Preis freditirt, d. H. id 
nicht Hat Zug um Zug zahlen laifen, fo ift ihm dafür die 
Provijion nit zugejprodhen. — 9. ©. 3. 369, Ab. 2. — 
Als fih dem Berfauf EC chwierigfeiten entgegenftellten, ließ der 
Kläger weiteren Spargel an die Beklagten einfenden. Diejelben 
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verbaten fi) die Zufendung, weil der Spargel zu Konferven un- 
braudbar war, und verabredeten mit dem S$lläger, er folle den 
Spargel weiter verlaufen. Statt deifen hat der Kläger die Ab- 
nahme weiteren Spargeld eingeftelt. Nun fanın er aud feine 
Provifion für den nicht abgenommenen Spargel fordern. II, 
212/95 vom 19./26. Nov. 

419. Die beflagte Lagerhausgefellichaft genießt bei der 
Mannheimer Zollverwaltung Kredit in der Weile, daß die Zoll- 
verwaltung mit der Beflagten den von diefer gefchuldeten Zoll 
balbjährlih auf 1. Ian. und 1. Yuli verrechnet, und dann den 
Zeitpunft beftimmt, bis zu welchem die Bellagte das Nejultat der 
Abrehnung zu begleichen hat. Die Klägerin hat bei der DBe- 
Hagten Weizen eingelagert, um denjelben durd) diefe je nad Be- 
dürfniß jpediren zu laffen. Sie Hatte mit der Beklagten ein 
Zollfreditübereinfommen dahin gefchloffen, daß die Klägerin gegen 
der Bellagten geftellte Sicherheit die Zollbeträge nicht jofort bei 
Entnahme der zollpflichtigen Waare aus dem Lager, jondern 
erit zu Ende eines Semefterd auf erjte Aufforderung an die Be- 
Hagte zu zahlen hatte. Am 24. Ian. 1894 ertheilte Klägerin der 
Beklagten Berfanddispofition, jodaß das eingelagerte Duantum 
bis 1. Sebr. geräumt gewejen wäre. Dabei verlangte Klägerin 
Berzollung durch die Beklagte. Das lehnte dieje ab; die Klägerin, 
welhe ohne Präjudiz der Beklagten am 8. April den Zoll be- 
zahlt hat, madıt die DBeflagte für den Schaden verantwortlid). 
Diefer Anfprud ift dem Grunde nad für geredjtfertigt erflärt, 
Revifion zurüdgewielen. Das Berufungsgericht erachtet e8 ohne 
NRechtsirrthfum nach der Fonkreten Sadjlage als gegen Xreu und 
Glauben im Handelsverfehr verjtoßend, bei bereits eingelagertem 
Weizen willfürlih den Zollfredit zu widerrufen. Ein gerechter 
Grund lag auch nad) der Annahme des Berufungsgerichts nicht 
darin, daß Klägerin am 22. Ian., an weldiem Tage Beklagte das 
Zollfreditübereinfommen fündigte, den Zollbetrag für ein früheres 
Duantum mit 11539 Mark 8O Bf. nody nicht bezahlt Hatte; die 
Zahlung ift am 25. Ian. erfolgt. Unter andern findet das DBe- 
rufungsgericht eine entjchuldigende Erklärung in dem nicht der 
Klägerin zur Laft fallenden Umftande, daß der Zollbetrag nicht 
in den Decemberabihluß aufgenommen war. II, 74/95 vom 
11. Iuni. 
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420. Die Eheleute R. betrieben in ihrem Straßburger An- 
wefen eine Wirthihaft, und waren dem Bierbrauer F. für von 
demfelben bezogenes Bier 1671 Marf 96 Pf. Ichuldig geblieben. 
Durch Vertrag vom 1. Ian. 1894 vermietheten fie ihm die Wirth> 
\chaft bis 1. Iarı.1903;; der jährliche Miiethszins beträgt 1200 Mar, 
wird aber dadurd) ausgeglichen, daß die Eheleute R. die Wirth: 
\haft während der neun Jahre weiter führen, und verpflichten 
ih die Eheleute R. das Bier nur von F. zum Breife von 18 Marf 
für den Heftoliter zu beziehen. Ste verkaufen den Wirthichafts- 
fonds an %. für 1671 Mark 96 Pf. und fünnen denfelben zu 
demjelben Preije zurüderwerben. Sollten die Eheleute R. Bier 
von einem Andern beziehen, fo darf %. den Kaufpreis jofort zurüd- 
verlangen. Demnädjt hat R. das Grundftüd an den Reichs: 
militärfisfus burdh notariellen Aft verkauft, welder am 9. Mai 
für R,, am 9. Juni für den Fiskus errichtet wurde. Der Kläger . 
hat am 17. Mai dem Fisfus mitgetheilt, daß ihm Miethsrecdhte 
zuftehen, und ihn aufgefordert, feine Veränderung an den Miethe- 
räumen vorzunehmen, vielmehr ihm diejelben während der Miethe- 
dauer gegen Zahlung des Miethszinjes zur Verfügung zu halten. 
Eine Sommation defjelben Inhalts hat er dem Fiskus im Yult 
zuftellen laffen und dann Klage erhoben, aud) eine einjtweilige 
Verfügung erwirkt, daß bi8 zur rechtsfräftigen Enticheidung feine 
Abbrucsarbeiten oder fonjtige Beränderungen, welde die Aus- 
übung des Sajtwirthichaftsgewerbes in den dazu beftimmten Räumen 
beeinträchtigen Fönnten, vorgenommen werden. Gleihwohl hat 
Tisfus die Gebäude niederreißen laffen. Die Klage ift nun auf 
Schadenserjag gerichtet. Fiskus ift zur Zahlung von 2000 Mart 
verurtheilt, Revifion zuricgewiejen. II, 89/95 vom 14. Juni. 

421. An fi ift es rechtlich nicht ausgefchloffen, daß der 
Eigenthümer, nachdem er jeinerfeitd vermiethet hat, das Mieths- 
objeft von dem Anmiether in Untermiethe nimmt und auf Grund 
diefes Vertrags feine Sadje nunmehr nidt als Eigenthümer, 
Sondern als Untermicther befitt und benukt. Insbefondere Liegt 
dann gegen ein jolches VBertragsverhältniß ein redhtliches Bedenken 
niit vor, wenn wie untergebens, der Miethspreis und die Ver- 
bindlichfeit des Unternehmers (Bierbezug) fich nicht deden. Aud) 
wird dadurd nichts geändert, daß e8 dem %. darauf anfam, fid) 
den Bierbezug der R’ichen Eheleute zu fihern. Beftand aber ber 
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Mieths- und Untermiethövertrag zu Recht, fo war der Fiskus Miethe md 
als NRechtsnachfolger der Eheleute R. vertraglich verpflichtet, den- Padıt. 
jelben feinerfeitS zu erfüllen (Code 1743). Indem er trog ber 
vorgängigen Sommation des Klägers und ber einftweiligen DVer- 
fügung des Prozeßgerichtd vom 9. Aug. 1894 die Miethsgebäube 
niederreißen ließ und fomit die Ausführung des Miethsvertrage 
unmöglih machte, ift derfelbe mit Recht vom Dberlandesgericht 
al® ex contractu für fchadenserjatverbindlih erachtet worden 
(Code 1142, 1145). I, 89/95 vom 14. uni. 

422, In dem Bertrage, welchen die Kläger al® Miiether 
mit dem Bellagten abgejchloffen Hatten, war beitimmt, daß ohne 
Schriftliche Genehmigung des Vermiethers keine Aftervermiethung 
erlaubt fei. Damit war die gefeßliche Beitimmung von A... R. 
I, 21, 8$. 309 ff. nur injoweit geändert, als fchriftliche Ge- 
nehmigung des Vermiethers erfordert wurde. Das Kündigungs- 
recht des Miethers (8. 312), wenn der Bermiether die Genehmigung 
ohne Grund verjagt ($. 311), findet au in diefem Falle ftatt. 
Die Kläger hatten Genehmigung der Aftervermiethung an eine 
Gasfernzündergejellichaft erbeten und fich erboten, den Miethe- 
zins für die ganze nocd laufende Miethszeit zu hinterlegen. ‘Der 
Bellagte hat die Genehmigung verfagt und die Kläger haben: ge- 
fündigt. Dazu waren fie bereditigt. Der Bellagte hat zwar im 
Prozeffe eingewendet, jene Gejellihaft habe nicht ernftlic) von der 
Wohnung Gebraud) machen wollen, ihre Benennung als Unter- 
mietherin fet verabrebetermaßen zum Schein und lediglich zu dem 
Zwed erfolgt, um durd; die zu erwartende Weigerung des Be- 
flagten den Klägern die Veranlaffung zur Kündigung zu ver- 
Ihaffen. Es läßt fich rechtfertigen, daß die Zurüchweifung eines 
Untermietherd, der in Wirklidjfeit fein Untermiether ift, das 
Kündigungsredt nicht zur Folge haben fan. Allein durch die 
von dem Beklagten abgegebene Erklärung, daß er nur altrenommirte 
Gejchäfte aufnehme, hat er alle übrigen Untermiether, au wenn 
fie nicht unter 8. 311A.UR. IL, 21 fielen, im Voraus abgelehnt. 
Niemand würde fi) mit den Klägern in Verhandlungen über die 
Untervermiethungen eingelaffen oder auf die Aftermiethe veflektirt 
haben, wenn er erfuhr, daß der Beklagte fhon im Voraus die 
Genehmigung verfagt habe. Die Erklärung fällt alfo unter $. 312. 
VI, 89/95 vom 17. Iuni. 

Broris des Reichdgerihts. XXI. 14 
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423. Der Beklagte hat von dem Kläger den größeren Theil 
eined pommerjhen Gutes auf 12 Iahre gepachtet und gleichzeitig 
den auf dem Gute befindlichen Viehbeitand jowie andere Inven- 
tarienftücde gefauft. Das Berufungsurtheil hat den Beflagten 
zur Zahlung des Kaufpreifes verurtheilt, Revifion zurüdgemicjen. 
Zur Zeit des Berufungsurtheil® war weder eine Bejchlagnahme 
des Gutes erfolgt, noch) von Hhpothefgläubigern ein Anjprud auf 
das Zubehör geltend gemadt. Das Berufungsurtheil weilt über- 
dies darauf hin, daß der Grundbefig in Pommern regelmäßig 
mit Hhpothefen belaftet, daß die8 auch dem Beklagten befannt fein 
mußte, daß das Gut des Verpächters nicht ungemwöhnlic)- belaftet 
ift, nämlid) mit 54500 Marf bei einem Werth von 78425 Mart 
BAPF. E8 jei deshalb, da Zahlung des Kaufpreifes für das Inventar 
bedungen jei, Vertragsabficht der Kontrahenten gewejen, daß dieje 
Zahlung und nicht eine Hinterlegung troß der Hhpothefen und ob- 
wohl das auf dem Gute verbleibende Inventar diejen haftet, erfolgen 
folite. Danad) war aljo Anwendung des 8.222 A... R. IT, 11 
durd) Vertragsberebung ausgeichloffen. VI, 212/95 vom 8. Yult. 

424. Die Deutihe Bank vermiethet eiferne Schranffächer 
in ihrer Stahllammer. ‚Die Schranffächer ftehen unter eigenem 
Berichluß des Miethers und dem Mitverihluß der Bank; nur 
beide zujammen fönnen das Fach öffnen, der Miether aber fann 
allein beide Schlöffer verjchließen. Dem Miether werden von der 
Banf Schlüffel zu feinem Schrankichloffe geliefert.” Die B. hatte 
einen jolchen Miethsvertrag mit der Deutichen Bank gejchloffen. 
Bellagter hat wegen einer ihm gegen die B. zuftehenden Forde- 
rung eine „der DB. gegen die Deutfche Banf angeblich zuftehende 
Vorderung auf Herausgabe ber der Bank zur Verwahrung ans 
vertrauten Werthpapiere, baaren Geldes jowie einer Kaffette mit 
Inhalt” gepfände. Auf die Klage der Deutichen Bank ift der 
Beklagte verurtheilt, anzuerkennen, daß ihm aus der Pfändung 
Rechte gegen die Klägerin nicht zuftehen. Denn ein Anfpruch der 
bezeichneten Art jteht der B. gegen die Klägerin aus der Miethe 
über ein Schranffacd nicht zu, jondern nur der Anjpruhkdarauf, 
daß Klägerin, foweit e8 von ihr abhängt, wer B. das Schranf- 
fad) zugänglicd; mat und buldet, daß diefe über den Inhalt des 
Tadıes nach ihrem Belieben verfügt. Diefer Aniprudy ift aber 
nicht gepfändet. I, 201/95 vom 10. Sult. 
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425. Pächter hatte fi) zur Reparatur der Gebäude ver: 
pflichtet. Aus der Gegenüberftellung der zur Zeit der Webergabe 
vorhandenen Gebäude einerjeitS und der etwaigen Neubauten 
andererjeit8 folgert der Berufungsrichter die Auslegung, daß unter 


Neubauten nur folde Bauten zu verftehen feien, welche bis bahin- 


auf dem Gute überhaupt nod) nicht beftanden, und hat den Pächter 
beshalb zur Tragung der Wiederherftellungskoften für foldhe Ge- 
bäude verurtheilt, welche weder abgebrannt nod) total eingejtürzt 
jeien. Bei allen Bauten feien ja die Umfaffungsmauern mit be- 
nugt. Zwar überfchreitet folche Reparaturpflicht die gejeßliche der 
SS. 440 ff., I, 21 MR. R.; die Auslegung ift aber mit dem 
Wortlaut verträglid”) und Auslegungsregeln find nicht verlegt. 
Deshalb wurde die Nepifion zurücgewiefen. VI, 145/95 vom 
16. Sept. | 

426. 9. vermiethete den Beklagten feine Zucderfabrif auf 
die Zeit vom 3. Februar bis 3. März 1890 zur Verarbeitung 
von Kartoffel- Pülpe. Die Beklagten ftellten den Betrieb der 
Yabrif am 3. März 1890 ein, ohne diefe dem DVBermiether zurüd- 
zugewähren, und ließen im Keller fowie in einem Parterreraum 
der Fabrik etwa 1500 Gentner Pülpe und verichiedene Geräth- 
ihaften liegen, wa® die ganze Fabrik für den Vermiether un- 
benugbar madte. rfit am 21. Iuli 1890 wurde die Fabril 
geräumt. Der Anfprud) auf den fontraftlic, bedungenen Miethe- 
ins für die Zeit vom 3. März 1890 bis 21. Yuli 1890 ift geredht- 
fertigt. 8.335 W.LU.R.L 21. Zwar ilt in den $$. 334, 335, 
1, 21 nur von ‚„Duartalen‘ die Rede, allein, daß darunter in 


Fällen, wo der Miethsvertrag auf fürzere Dauer gefchloffen war, 


die „Miethsperioden”‘ zu verftehen find, unterliegt nad) den fonftigen 
VBorfchriften des Allgemeinen Yandredhts feinem Bedenken. (Vgl. 
$8. 297, 344, 353 u. ff.) VI, 142/95 vom 23. Sept. 

427. Die Bellagten hatten verjchiedene Räumlichkeiten in 
einem Berliner Haufe zum Betriebe der Schankwirthichaft ges 
miethet. Die QVermiether hatten zufolge polizeilicher Anordnung 
eine von Fäulniß angegriffene Balfenlage zu vepariren, in Folge 
deffen ein mitvermietheter Laden und der darunter befindliche 
Keller von den Beklagten 10 Tage lang nicht benutt werben 
fonnte. Die Beklagten find vom Miethövertrage auf Grund 
8.383 WU.L.R. I, 21 zurüdgetreten. Dazu waren fie nicht be> 
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rechtigt. Denn e8 lag eine bloße Beeinträchtigung des Gebrauchs 
der gemietheten Sache vor, welche eine mäßige Beeinträchtigung 
der Gefchäftseinnahmen erwarten ließ, ohne daß diefe zu dem 
beftimmten Gebraudje ganz oder doc, größtentheils untüchtig ge= 
worden wäre. Namentlich) war der Fortbetrieb des Nejtaurationg- 
und Scanfbetriebes in den übrigen Räumen nit unmöglid. 
Unerheblich, daß die Beklagten beim Fehlen des Yadenraumes und 
des Keller die Räume zum Reftaurationsbetriebe nicht gemiethet 
haben würden. VI, 152/95 vom 30. Sept. 

428. Auf Grund eines Gutahtend des Kreisphuyfilus, wo- 
nad) in den als Schlafzimmer benugten Zimmern der gemietheten 
Wohnung Schwammbildungen vorhanden und in dem Badezimmer 
Wandfeuchtigkeit feftgeftelft ift, Hat der Amtsporfteher der Mietherin 
die Räumung der zum menfhlichen Gebraud) ungeeigneten Woh- 
nung aufgegeben. Die Mietherin bat die Wohnung unter Nüd- 
tritt vom Miethsvertrage verlaffen. Die Klage des Vermiethers, 
daß der Miethsvertrag nicht erlofchen fei, tft abgewiefen. ‘Denn 
dur) die polizeiliche Verfügung ift e8 dem Vermiether unmöglid) 
geworden, die Wohnung zum Miethögebraud, zu gewähren. Eine 
Nachprüfung der polizeilichen Verfügung war dem Gericht durch 
das Pr. Gele vom 11. Mai 1842 entzogen. Der Mietherin, 
welche den Erlaß der Polizeiverfügung nicht rechtswidrig herbei- 
geführt hatte, war aber nicht anzufinnen, wieder einzuziehen, wenn 
der Vermiether durch Veränderung der Wohnung den Grund der 
polizeilichen Verfügung befeitigt hatte. Der Miietherin war aud) 
nit anzufinnen, die Reparaturen während der Zeit ihrer Ber 
nugung der Wohnung vornehmen zu laffen. Wevifion zurüd- 
gewiejen, da der gutgläubigen Beklagten daraus fein Vorwurf zu 
machen ift, daß fie die polizeiliche Verfügung nicht angefochten 
hat. VI, 220/95 vom 21. Nov. 

429. Die Stadt Frankfurt a./M. Hatte den Klägern Pläte 
zur Aufftellung von Buden auf dem Jurplage vermiethet, vor- 
behältlich der Beftimmung der Pläße dur eine Derloojung. 
Diefe ergab BPlätße der Mittelreihe. Aus fanitätspolizeilichen 
Gründen unterjagte die Polizei Aufitellung von YBuden in der 
Mittelreihe. Die Stadt hat das Miethögeld zurüdgezahlt; fie ift 
aber nody zum Schadenserjat verurtheilt. Nad) Annahme des 
Berufungsgerichts firivte das Offertichretben ber Stadt und beffen 
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Acceptation durch die Kläger dag Miethsobjekt in generifch be- 
ftimmter Weife und die Verloofung hatte nur bie Bebentung 
ber Regulirung der individuellen Vertheilung der generifch ver- 
mietheten Pläte. Die Stadt hat fi) nad) Annahme bes Berufungs- 
gerihts allgemein verpflichtet, den Klägern Pläße einer gewiffen 
Größe und Lage zur Ausübung ihres Gewerbes auf der Michaelis- 
meffe zu gewähren, und e8 hat für die Stadt eine Unmöglichkeit 
der Leiftung nicht vorgelegen, folange die Möglichkeit einer ander- 
weiten Unterbringung der Kläger nad Unterdrüdung der Mittel: 
reihe vorhanden war. E8 hat aber nad) Feitftellung bed Be- 
rufungsgerichts für die Beklagte die Möglichfeit anderweiter 
Unterbringung der Kläger fomohl auf ftädtiichem Gebiete wie auf 
zur Verfügung ftehenden Privatpläten vorgelegen. Nevifion zu- 
rücdgewiefen. III, 207/95 vom 22. Nov. 

430. Der Beklagte hat von der Klägerin die auf einem 
Berliner Grundftüd neu einzuridtenden Räume, mit Ausnahme 
der für Klägerin rejervirten, fertig eingerichtet zum Betriebe eines 
Hotel und feinen Reftaurants, fchriftlicd) gemiethet. Beflagter 
hat aud) die gemietheten Räumlichkeiten bezogen, ijt aber vor 
Ablauf des Miethsvertrags zurücdgetreten, weil die für das Hotel 
unbedingt erforderliche Spülfüdje, in welcher ein dauernder Aufent- 
halt von Meenihen nothwendig ift, im Souterrain belegen und 
fo eingerichtet ijt, daß in derjelben nad $. 37* der YBaupolizei- 
ordnung für Berlin ein dauernder Aufenthalt von Menjchen nicht 
geitattet ift. Diefer Aufenthalt ift aud) dem Beflagten bei Strafe 
polizeilih unterfagt, und ba8 von der Klägerin dagegen eingelegte 
Rechtsmittel ift ohne Erfolg geblieben. Das Berufungsgericht hat 
die Klage auf den Pachtzins abgewielen; das Neichsgericht hat 
aufgehoben, zurüdverwiejen. Ein Rücdtrittsrecht fan der Miether 
aus 8. 333 A.L.R. I, 21 nur herleiten, wenn bie gemiethete 
Sade ohne fein Verfchulden zu dem beftimmten Gebraucdhe un- 
tücdhtig geworben ift. Solches Verfchulden kann aber auch in der 
Zeit vor der Uebergabe an den Miether begründet fein. Der 
Vortrag der Klägerin läßt die Deutung zu, daß es lediglich von 
dem Beflagten abgehangen habe, wie das zu errichtende Haus 
einzurichten fe. E8 ift zu erörtern, ob dem Bellagten ein für 
die Untüchtigfeit der Miethjiahe Taufales Verfchulden zur Yaft 
fallen würde, fall8 er die Einrichtung zu Hotel- und Reftaurations- 
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zweden, namentlid) die Legung der einzelnen Räume felbjtändig 
vorgenommen und dabei den $. 37° der Berliner Bauordnung 
genau gekannt und gewußt hat, daß danad) die Souterrainräume 
zum dauernden Aufenthalt von Menfchen ungeeignet feien, letteres 
ihm aud von dem Baumeifter ©. ausdrüdlicdh mitgetheilt fei. 
VI, 236/95 vom 5. Dee. 

431. Sodann ift zu fragen, ob der Bellagte nicht troß der 
ihm befannten Mängel die Vorleiftung der Klägerin al8 eine ver» 
tragsmäßige genehmigt hat. Hätte der Beklagte die betreffenden 
Polizeivorfchriften mit ihrer Bedeutung für die Benukung der 
Miethjache jchon bei der nad) eigener Entihließung vorgenommenen 
Einrichtung des Hotel8 gefannt und trogdem einzelne jener Räume 
für einen dauernden Aufenthalt von Menjchen einfeitig beftimmt 
und eingerichtet, jo fan e8 nicht ohne weiteres für ausgeichlofjen 
gelten, daß der Beflagte gehofft hat, e8 werde ihm die Benukung 
der Souterrainräume der getroffenen Cinrihtung im Wege des 
Dispenfes gejtattet oder doc, durch polizeilihe Maßregeln nicht 
unmöglich gemacht werden, und daß er zugleich beabfichtigt hat, 
fall8 dieje Hoffuung fi nicht erfüllen würde, nachträglich eine 
andere Einrichtung und PVertheilung der Räume vorzunehmen, 
mochte fie aud) mit erheblidyden Schwierigkeiten und Nadhtheilen 
für ihn verfnüpft fein. Es bleibt auch zu erörtern, ob den Be- 
fagten, wenn er den 8. 37° der Berliner Baupolizeiordnung 
nicht gefannt hat, eben wegen diejer Unfenntniß ein Verschulden 
trifft, falls er nad) eigenem Ermeilen die Räume eingetheilt hat — 
5. 12 Einl. zum .UR. —, und ob andererjeits die Klägerin 
dem Bellagten ein folches VBerichulden zum Vorwurf maden darf, 
wenn fie troß ihrer SKtenntmiß des $. 37° den Bellagten nicht 
darauf aufmerfjam gemadıt hat. VI, 236/95 vom 5. Dec. 

432. Ein zwijcdhen der Stadt Bodolt und dem Pr. Fiskus 
abgejchloffener Miethsvertrag über ein jtädtifcdyes Gebäude, „fo- 
lange ein Königliches Geridt in der Stadt Bodolt refidiren 
wird‘, ift nicht wegen der unbeftimmten Dauer — Endtermin 
incertus an et quando — für die Stadt unverbindlich und die 
Stadt nicht zur Auffündigung bereditigt. In SS. 336— 338 AU. R. 
I, 21 wird diejer Hall nicht ausdrüdlich berührt; in 8$. 258, 259 
eine zeitliche Beichränfung nicht erwähnt; die Analogie des $. 179 
Iprigt für die Gültigfeit. VI, 252/95 vom 12. Dec. 
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433. UL. R. Nad) dem Padjtvertrage hat der Pächter 
die aufftehenden Früchte gegen TZare übernommen, den Preis mit 
Ali, Proz. zu verzinfen und bei Rüdgabe der Grundftüde diefen 
Preis zu zahlen, wenn Früchte nicht anftehen, jonft find diefe nad 
ZTare zurüdzugeben. Da diefe Beredung wegen ihres Zufammen- 
hanges mit dem Pachtverhältniffe einen Theil des Pachtvertrags 
ausmacht, fo ift das Redht aus derjelben auch auf den Käufer 
übergegangen, welcher das Grundjtüd während bes LXaufes bes 
Pachtvertrage® erworben hat. V, 183/95 vom 14. Dec. 

434. Die Mitte Ianuar 1895 erhobene Klage auf Räu- 
mung war begründet, da Vermiether berechtigt war, von dem 
Miethsvertrage zurüdzutreten, wenn der Miethszins nit am 
erften Tage des Kalenderquartals im Voraus bezahlt wird, und 
Deflagter vor Erhebung der Klage den Miethezins nicht gezahlt 
hat. Beklagte wendet ein, Kläger habe feinen kontraftlichen Ver- 
pflichtungen nicht genügt und ihr Grund zum Rüdtritt vom.DVer- 
trage gegeben. &8 find zwei Küchen mit vermiethet; die zur 
Küche im Erdgefhoß gehörige Mafchine fei von der Polizei kurz 
vor Weihnachten 1894 beanftandet, ihre Befeitigung im Februar 
und März 1895 angeordnet und die Benutung des BParterre- 
vaums al® zum dauernden Aufenthalt von Menden nicht geeignet 
unterfagt. Sie habe deshalb dem Kläger erklärt, daß fie fortan 
die Miethe nicht mehr auf ein Vierteljahr im Voraus zahlen 
und nur jo lange in den Räumen bleiben werde, als die Mafchine 
vorhanden fei. 8. 27LUÜUL.NR. IL, 5 fteht der Räumungsflage 
nicht entgegen. Denn Kläger hat den Miethsvertrag in der Haupt- 
fache erfüllt; etwaige Mängel würden die Beklagte nur zu Ab- 
zügen berechtigen, weldje fie jedod) weder vor noch in diefem Pro- 
zeffe geltend gemadjt hat. Ob die Beklagte Anfangs Januar 1895 
berechtigt gewejen wäre, auf Grund 8.383 A... R. I, 21 oder 
auf Grund S$. 325, 326, I, 5 von dem Miethövertrage abzu- 
gehen, kann dahingeftellt bleiben. Denn fie ift nicht abgegangen, 
hat den Rüdtritt nur bedingt für einen zufünftigen Zeitraum in 
Ausfiht geitellt und ift wohnen geblieben. Zur Annahme einer 
von der Beklagten Anfangs Ianuar angebotenen Monatsmiethe 
war Kläger nicht verpflichtet. Von einer Depofition — 88. 218, 
ZI A. RR. I, 16; vgl. au I, 11, 8. 222 — hat Beklagte 
au feinen Gebrauch) gemadt. VI, 264/95 vom 23. Dec. 
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435. Die Dienftentlaffjung des beflagten Direktors einer 
Altiengefellichaft war feine freiwillige, wenn fchon der Dienft- 
entlaffungsvertrag dahin gefaßt ift, daß das Verhältnig auf Grund 
gegenfeitiger Webereinfunft aufgelöft je. Wreiwillig fcheidet nur 
der Deamte aus, dem es freigeftanden hätte, in der Stellung zu 
bleiben. Hier war aber dem Beflagten von dem Borfigenden 
bes Auffichtsrath8 eröffnet, daß berjelbe feine Entlaffung befcgloffen : 
habe. Der Bertrag regelte nur die bei der Nealifirung diejes 
Beichluffes dem Beklagten zu gewährenden Gegenleiftungen, über 
welche eine gegenfeitige Uebereinfunft gefchloffen if. I, 112/95 
vom 1. Juli. 

436. Aud beim Dienftvertrag fteht nicht die VBefugniß zu, 
wegen Nichterfüllung der BVertragspflidten vom Bertrage zurüd- 
zutreten, vielmehr bebarf ed nad B.L.R. Sat 1184 einer Auflöfung 
dur richterlichen Spruch, mit deffen Füllung die Auflöfung ein- 
tritt. Diefe war aber auf bie Wiberflage des Dienftheren aus- 
geiprochen, während die Abweifung der Widerflage für den vor- 
hergehenden Zeitraum durch die Netention wegen Nichterfüllung 
der Bertragspflichten begründet war. II, 111/95 vom 2. Yuli. 

437. Die beklagte Aftiengefellfhaft hatte in Kopenhagen 
eine Filiale unter Leitung des 3. Im 9.1891 hatte 3. bei der 
Sejellichaft die Genehmigung zur Errichtung einer Cementfabrif 
nachgefucht, der Auffichtsrat) aber die Genehmigung verfagt. Auf 
ein neue® Schreiben des 9. hat der Kläger, welcher als fauf- 
männijche® Borftandsmitglied vorläufig auf ein Jahr engagirt 
war, durd ein von ihm allein Namens der Gejellichaft unter: 
zeichnetes Schreiben dem I. das Einverftändniß der Gefellichaft 
mit dem Vorfchlage erklärt, obwohl der erfte Direktor 8. jein Ein- 
verftändniß nicht erklärt, und der Profurift W. die Mitunterzeic- 
nung des Schreibens ausdrüdlid; abgelehnt hatte. Nach den 
Statuten wird die Gefellichaft nur durd) zwei Unterfchriften ver- 
pflichtet.. ‘Der Kläger ift wegen feiner groben Cigenmächtigfeit 
entlaffen, feine Klage auf Gehalt abgewiefen. Revilion zurüd- 
gewiejen. Daß der Gejchlichaft Fein Schade erwadjlen ift, fommt 
nit in Betradit. I, 155/95 vom 2. Oft. 

438. Dem Beklagten war kontraftlic) geftattet, auf feinen 
im Voraus nicht feft beftimmten Gehaltsaniprud Vorfchüffe aus 
der Kaffe zu entnehmen. Das wurde dahin verftanden, daß Kläger 
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nur mäßige laufende Beträge nad) Maßgabe feiner perjönlichen 
Bebürfniffe vorjchußweife entnehmen dürfe. Als Entnahme folchen 
Vorfchuffes fan es nicht angejehen werden, wenn der Beflagte am 
Tage des Austritts aus feiner Stellung feine Gehaltsforderung 
einfeitig berechnete, und den ganzen Rejtbetrag feiner noch nicht 
feftftehenden Forderung aus ber Kaffe erhob. Nah Gem. R. 
war die Spolienflage begründet; die Ausübung eines faufmänni- 
ihen AZurüdbehaltungsredhts fteht nicht in Trage. Bellagter tft 
zur Zahlung von 6350 Marf verurtheilt. III, 177/95 vom 
29. Oft. 

439. Ü.!.R. Der Kläger war bei dem Beklagten Brau- 
meifter. ALS diefer die Brauerei an feinen Vater abgab, tit 
zwifchen Parteien nicht über die Auflöjfung des Dienftverhältnifies 
no) über feinen Gintritt in die Dienste des Vaters verhandelt; 
der Kläger mußte danad) annehmen, daß es der Abficht des DBe- 
Hagten entiprede, wenn Kläger feine Vertragspflicht in der 
Weije erfüllte, daß er fortfuhr, feine Thätigfeit al8 Braumeijter 
in ber fernerhin für Necdnung des Vaters betriebenen Brauerei 
zu leilten, ohne daß er feine Nechte gegen den Beklagten aus dem 
mit diefem gefchloffenen Vertrage aufgab. Nachdem der Kläger 
frank geworden, mehrere Wochen im Bett gelegen und zu einer 
Kur nad) Zeplig gereift war, ift er von bem Vater des Beflagten 
entlaffen. Da die Krankheit keine anhaltende war, und eine längere 
Adwejenheit des Klägers nicht eingetreten ift, lag ein rechtmäßiger 
Grund zur Entlaffung nit vor. Der Beflagte ift dem Kläger 
zur Entihädigung aus dem DVertrage verurtheilt; Revifion zurüd- 
gewiejen. I, 223/95 vom 13. Nov. 

440. Kläger war bei dem DBellagten Handlungsgehülfe. 
Nah Beendigung des Vertragsverhältniffes hat der Beklagte den 
Kläger ein Zeugniß über Art und Dauer feiner Xhätigfeit bei 
dem Beflagten ausgeftellt; die Klage auf Ausitellung eines Zeug- 
niffes über Leiftungen und Führung bes Klägers ift abgemieten. 
Denn weder verpflichtet das H. ©. B. den Dienjtheren hierzu, 
nod ift ein dahin gehendes allgemeines Gewohnheitsredht oder eine 
allgemeine deutihe Handelsfitte nachweisbar. ©. DO. 8. 113 ift 
auch nicht analog auf diejes Verhältniß anzumenden. Und ebenjo 
wenig ift eine Verpflichtung des Prinzipals zur Abgabe folden 
Urtheils aus dem Dienftvertrage nad) Gem. bürgerl. Recht abzu- 
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leiten. Das thatfächliche Intereffe de8 Handlungsgehülfen an 
jolhem Zeugniffe reicht dazu um jo weniger aus, al® der Prin= 
zipal fi) durch Ausftellung jolchen Zeugnifies Nachtheile zuziehen, 
insbefondere in die Lage fommen fann, fein Zeugniß im Redhts- 
wege vertreten zu müffen. III, 237/95 vom 3. Dec. 

441. Regelmäßig fteht der Liquidator nicht im ‘Dienfte der 
bisherigen Gefellichafter, fondern Hat einen Auftrag zu erfüllen. 
— NR.D.9H. ©. €, Bd. 12, ©. 216, 217; Bd. 23, ©. 324 ff. — 
Hier fpricht Son die Art der Vergütung, welche der eines Konfurs- 
verwalters entfprechen follte, gegen die Annahme eines Dienft- 
vertrags; und daß der Liquidator ein Bücherrevijor war, welcher 
dies Gefchäft aud) während der Liquidation fortjeßte und daraus 
im lekten Jahre einen Gewinn zog, welder dem, was er ale 
Liquidator beansprucht — 3000 Marf — mindeftens gleich Fam. 
Dem Kläger ift deshalb der Vorrang des $. 54, Ziff. 1 KO. 
abgeiprochen. II, 270/95 von 23. Dec. 

442. Zwei Apothefer haben einen Vertrag geidloffen, daf 
der eine gegen eine Preisermäßigung von 15 Proz. Arzneien nur 
für die Kranfenfaffen der von Kontrahenten bezeichneten Rubrik I 
des Bezirks; der andere nur für die Kranfenfaffen der Rubrik II 
bereiten dürfe; beides unter Konventionalftrafe; während die Aus- 
führung ohne Bewilligung eines Rabatts jedem Kontrahenten ohne 
Beihränfung auf eine beftimmte Kategorie frei ftehen jollte. Das 
wurde als ein durd SS. 469, ATO A. R. II, 8 und die revi- 
dirte Apotheferordnung vom 12. Oft. 1801, Xit. IIL, 88. 1, 2 
nicht verbotener DBertrag über Handlungen im Sinne 8. 408 
AU. R.L 5 eradtet. Der Beklagte hatte Arzneien für Kranfen- 
faffen der Rubrik des Klägers gegen 15 Proz. Rabatt ausgeführt. 
Er wurde deshalb zur Konventionaljtrafe verurtheilt. Seine Re- 
vifion zurüdgewiejen. Denn der Beklagte war nicht etwa von 
dem nad) feiner Meinung aud) von dem Kläger nicht gehaltenen 
Bertrage wegen deffen Nichterfüllung zurücgetreten. Vielmehr 
hat der Beklagte nur den Vertrag für unverbindlich erachtet, 
nachdem died von der Regierung auf Grund einer Auslegung 
ausgejprodyen war, daß die beiden Apotheker fih jhledthin 
verbunden hätten, der Kranfenfaffe der anderen Rubrik feine 
Arzneien zu verabfolgen: und aus diefem Grunde fih an den 
Vertrag nicht mehr gefcehrt. Und in den Borinftanzen hat der 
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Beflagte allein diefen Standpunkt geltend gemadjt. II, 182/95 Vertrag über 
vom 22. Oft. Paablungen. 

443. Der Elagende Zimmermeijter hatte eine Forderung 
an einen Bauunternehmer 8. für zum Bau geliefertes Holz. Der 
Beklagte übernahm die Fortführung des Baues gegen Abtretung 
der von X. zu zahlenden Baugelder, von denen dem Kläger bereits 
4900 Mark cedirt waren. Gegen Aufgabe diejer Ceffion wurde 
dem Kläger eine Xheilhypothef von 5000 Mark von dem Be- 
flagten abgetreten. Zuvor joll der Beklagte dem Kläger erklärt 
haben: ,,Ic lajie mir das Grundjtüd verpfänden, und werde 
dafür forgen, daß es nicht unter den Hammer fommt, und daß 
Sie Zinfen und Kapital pünktlich erhalten.” Das Haus ift jub- 
haftirt, und der Kläger mit feiner Hypothek ausgefallen. Der 
Beklagte ift bedingt verurtheilt. DIene Erflärung des Bellagten 
enthalte nicht eine Bürgichaft; vielmehr verjprad der Beklagte 
von feiner Seite eine Bemühung, eine Thätigfeit. Es fam ein 
jelbjtändiger, zweifeitiger Vertrag de8 Inhalts zu Stande, daß 
der Kläger die Baugelder freigab, der Beklagte ihm die Hhypo- 
thef cedirte und die Verpflichtung übernahm, für die Sicherheit 
der Hhpothef, für die pünkftliche Zahlung von Kapital und Zinjen 
zu haften. Der mündlid) gefchlofjene Vertrag war gültig nad) 
9.6.2. 317, weil Kläger, der gewerbsmäßig Holz faufte, um 
e8 zu verfaufen, Kaufmann war, und weil ein Vertrag über 
Handlungen vorlag — 8.1655 AÜ.U.R. I 5 —, welder von dem 
Kläger erfüllt war. Revifion zurüdgewieien. IV, 207/95 vom 
12. Dec. 

444. In der vom Stläger ausgeftellten und vom Beklagten Werl 
angenommenen Quittung über die Baufumme ift nur der Vor» Perdingung. 
behalt enthalten, daß Kläger verpflichtet jei, alle fontraftlich ab- 
geichloffenen Paragraphen innerhalb Iahresfrift von polizeilicher 
Gebrauhnahme der Gebäude an geredinet inne zu Halten und 
insbejondere die fi) herausjtellenden Mängel, fowie diejelben den 
fontraftlichen Bedingungen nicht entiprecdhen, auf feine Kojten 
machen zu lafjen. Nad) dem Inhalt diefer Abrede beftimmen fid) 
die Nechte des Beklagten bezüglid; der Mängel, und der Bellagte 
fanın daher bei dem PVorhandenfein von Mängeln nicht Preis- 
minderung, fondern zunäcft nur Erfüllung der Abrede durd Be- 
jeitigung der Mängel fordern. Der Verzug de8 Klägers in der 
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Erfüllung diefer Abrede berechtigt den Bellagten zunädjit nur, 
ihn zur Erfüllung und allenfalls zur Xeiftung des Intereffes 
wegen der verzögerten Erfüllung anzuhalten. VI, 132/95 vom 
16. Sept. 

445. Hat der Bellagte bei der Beitellung des in feinem 
Haufe angebradgten Fahrituhls ausgemacht, daß berjelbe jo hergeftelft 
werden würde, daß er von feiner Ehefrau allein regiert und ohne 
Tührer benutt werden fünne, jo ift Kläger auf Rüdzahlung der 
Anzahlung verurtheilt und mit dem Anfpruh auf den Weft ab- 
gewiejen, weil der gelieferte Fahrftuhl jener Beredung nicht ent- 
Iprad; Nevifion zurüdgewiefen. Unerheblich, daß eine Benutung 
des Tahrjtuhls ohne Führer polizeilich nicht geitattet und bei ber 
polizeilichen Genehmigung fpeziell unterfagt war. Ein Vertrag 
über eine unerlaubte Handlung lag nicht vor; und das Intereffe 
des Klägers wurde nicht dadurd) berührt, daß Beklagter an der 
Benutung bes Fahrftuhls gehindert war. Für den Beklagten bildete 
aber ba8 polizeiliche Verbot Fein abjolutes Hinderniß, er mochte 
darauf rechnen, daß er die Befreiung von dem Verbot werde er- 
reihen fünnen. VI, 153/95 vom 3. Oft. 

446. Die Ehefrau des Beklagten hat nod) mehrere Monate 
nad der Dispofitionsftellung den Yahrftuhl mit Willen des DBe- 
Elagten benugt. Darin hat das Berufungsgericht eine Genehmigung 
des Werks nicht gefunden. Die Wegnahme konnte nur dur 
einen Sachverftändigen mit beträchtlichen Koften geichehen. Kläger 
hat ihn nicht weggenommen, Beflagter hätte deshalb die Benutung 
eine® Yahrftuhls auf abjehbare Zeit entbehren müfjen; die Ehe- 
frau der Beflagten, welche die Treppen nicht fteigen konnte, be- 
durfte aber eines jolhen, da fie bei der Bauart bes Haufes die 
verichiedenen tagen benuten mußte. Aud) würde der Beklagte 
durdy Herausnehmen bes Fahrftuhls fich den Beweis ber vertrags- 
widrigen VBefchaffenheit abgefchnitten haben; NRevifion zurüd- 
gewiefen. Allerdings find Verfügungen, durch welche fi) der 
Befteller im Wideriprud) mit feiner Dispofitionsftellung fett, 
regelmäßig al8 Genehmigung de8 Werks aufzufaffen. Doc können 
die thatfächlichen Verhältniffe des Falles eine Ausnahme recht- 
fertigen. — VI.R.G.€., Bd. 22, ©. 78. — Daf der Fahr- 
ftuhl durch die Benugung verändert fei, hat Kläger nicht be- 
hauptet. VI, 153/95 vom 3. Oft. Bol. Bd. XX, 462/63. 


Tie einzelnen Berträge, NRechtsgeichäfte und PVertragstlaufen. 221 


447. Nah 8. 925 A.L.R. I, 11, finden die allgemeinen Werf- 
Grundfäge (von Verträgen, wodurd Sadhen gegen Handlungen TPingung. 
oder Handlungen gegen Handlungen verjprochen worden) $. 869 ff. 
auf die MWerfverdingung Anwendung. Zu diefen allgemeinen, 
alfo audy bei der Werfverdingung anmwendbaren Grundfäken, ge- 
hört $. 878, wonadh, wenn der eine XTheil die verfprocdene Er- 
füllung weigert, der andere von dem DBertrage fofort zurücktreten 
fann, bier der Werfmeifter wegen Erfüllungsweigerung des Be- 
ftellers (vgl. VI, 134/91 vom 28. Sept.; VI, 242/92 vom 
16. San.; VI, 346/94 vom 10. Dec. Gleichwohl wurde bie Klage 
auf Schadenserfat abgewiefen. Denn im VBorprozeß war Be- 
flagter rechtskräftig verurtheilt, die beftellten Majchinen abzunehmen. 
Nachdem dem Kläger der Crfüllungsanfprud) zugefprodhen war, 
fonnte er von der getroffenen Wahl nicht wieder abgehen. Die 
88. 33E—I07 A. R. 1, 5 beziehen fi) aber nicht auf Verträge 
über Handlungen, infonderheit nicht auf die Werfverdingung. VI, 
156/95 vom 7. Oft. 

448. Das NRüdtrittsrecht wegen Erfüllungsverzugs ift nad) 
Gem, R. ganz abgefehen davon, ob diefe Befugniß nicht dem 
Gläubiger überhaupt dann zufteht, wenn der Gläubiger fein In- 
tereffe nur in der Aufhebung des Vertrags befriedigt findet, 
jedenfall® bei einigen Verträgen im weiteren Umfang anerkannt. 
So bei der Sadhmiethe, und neben diejer in analoger Anwendung 
bei der Dienftmiethe — R. ©. E., Bd. 23, ©. 167 —, aud) bei 
der locatio conductio operis anzuerkennen. Gerade in einem 
talle, wie der vorliegende ift, wo der beflagte Buchdruder dauernd 
zu leiften hat und die verfchuldeten Verzögerungen troß mehr- 
fadher Androhung des Nüctritts fi) häufig wiederholt haben, ift 
es, wenn der Gläubiger nicht fait vechtlo8 werden joll, nach den 
Grundfägen von Treu und Glauben geboten, feinen Rüdtritt vom 
Bertrage al8 berechtigt anzufehen. Denn ein Zeitungsunternehmen 
ift auf das Aeuferfte gefährdet, wenn in der Lieferung der Zeitung 
jo häufig wie hier DVerfpätungen eintreten. III, 266/95 vom 
27. Dec. 

449. Im Fall 2. Nach) der Bill of lading act von 1885 Fradtvertrag. 
wirb jeder Inhaber eines Konnofjfements, auf weldhen das Eigen- 
thum der darin bezeichneten Güter übergehen foll, vermöge des 
Indoffaments denfelden Verpflichtungen bezüglich der Güter unter- 
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worfen, al® wenn der in dem Konnoffement enthaltene Vertrag 
mit ihm felbjt gefchloffen wäre. Und die englifche Praris ift der 
Anficht, daß wenn das Konnoffentent fo wie hier auf die Charte- 
partie vermweift (all other conditions as per charter party), 
der Empfänger alle fi) aus der Chartepartie für den Befracdhter 
ergebenden Verpflichtungen zu erfüllen hat, foweit fie auf fein 
Verhältniß zu dem Verfrachter anwendbar und mit dem redtlichen 
Charakter des Konnofjements vereinbar find. Damit ftimmt aud) 
die deutfche Rechtiprehung überein. (RD. 9. E&, Bd. 15, 
©. 222; Bd. 19, ©. 263; Bd. 17, ©.10f9.; R.G: E., Bd. 14, 
©. 116.) Die Chartepartie verpflichtete den Verfraditer, die 
Ladung nad) Tönning oder Friedrichitadt an der Eider zu bringen 
or so near thereunto as she may safely get (always afloat) 
to a discharging berth. Diefe Klaufel ift in Uebereinftimmung 
mit der englichen Praris dahin verftanden, daß wenn das Schiff 
feinem Beltimmungsort jo nahe gefommen tft, al8 e8 ihm ohne 
Gefahr für feine Sicherheit möglid) war, e8 feine Fradhtreife be- 
endet hat. Kann e8 aber durd Leichtern eines Eleineren Theile 
der Ladung im die Yage verjegt werden, den Beitimmungshafen 
mit dem Nefte der Ladung in Sicherheit zu erreichen, fo muß 
der Schiffer auf Koften des Charterers, bezw. des an deffen Stelle 
tretenden Empfängers leichtern, und dann mit dem Schiffe nad) 
den Beltimmungshafen gehen. Hier hatte der Xootje dem Schiffer 
erklärt, er fünne das Cchiff nicht ohne Xeichterung nad) Friedrid)- 
ftadt bringen. Das Berufungsgericht Hat ohne NRedhtsirrthum 
angenommen, daß diefe Erklärung für den Schiffer maßgebend 
war, und deshalb auf die Beicheinigungen, daß der ‚„„Merchant 
Prince” bei feinem Ziefgange von 17 Fuß 10 Zoll aud) ohne 
Leichterung bis Friedrichitadt hätte hinaufgehen Fünnen, feinen 
Werth gelegt. Der Abzug der Leichterfoften von der Fradıt, weldjen 
Beflagter machte, war unberedhtigt. I, 78/95 vom 26. Iuni, 
450. Ebenjo war grundfäßlicd die Liegegeldforderung der 
Klägerin bereditigt. Denn nad) der Chartepartie follte der Ver- 
fradhter mit dem Schiffe nad) Friedrichjtadt gehen to a discharging 


‚berth, ready on arrival, as ordered. ‘Danad) mußte der Em: 


pfänger bei Ankunft des ‚„‚Merchant Prince‘ einen Löfichplag 
bereit halten und die Gefahr tragen, daß das Schiff bei feiner 
Ankunft einen LXöjchplag nicht vorfand, was mit der englischen 
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Braris übereinftimmt. Betrug aber die ortsübliche Löfchzeit für Sradjtvertrag. 
die Ladung neun age, fo würde dieje Zeit innegehalten fein, 

wenn nad) den anfänglich verjfäumten zwei Lagen Bellagter die 

Löihung dburd) außerordentliche Aufwendung von Arbeitsfraft oder 

Arbeitszeit binnen fieben Tagen bewerfitelligt hätte. Er braucht 

dann fein Liegegeld zu zahlen. I, 78/95 vom 26. Juni. 

451. Dal. 174/175, 275. Haben die Beklagten ohne NRüd- 
fiht auf die entitandenen Leichterfoften an ihre Verkäuferin ben 
vollen Kaufpreis bezahlt, jo haben fie dies auf die Gefahr gethan, 
daß die Klägerin fich den Abzug der Leichterfoften von der Fradıt 
nicht gefallen lafjen wolle, und müffen die Folgen tragen, wenn 
die Klägerin mit Recht — der Duittung ungeadhtet — den ab- 
gezogenen Fracdıtbetrag fordert. I, 78/95 vom 26. Suni. 

452. Das Ordrefonnoffement, auf Grund beifen Klägerin 
zehn Kiften Moufjeline zu empfangen hatte, enthielt die Klaufel, 
daß die Güter vom Ded des Dampfichiffes, wo die Verantwort- 
lichkeit des Schiffes erliicht, im Hafen von Mofohama ... oder 
jo nahe diefem Hafen, als das Schiff mit Sicherheit gelangen 
fann, abzuliefern find. Die Agentin der Hamburger Rhederei in 
Holohama hatte Schon vor der Ankunft des Schiffes in feinem 
Beitimmungshafen die Kadungsempfänger in der dortigen Zeitung 
aufgefordert, ihre Güter unverzüglich längsjeite des Schiffes in 
Empfang zu nehmen, oder falls fie dies nicht thun würden, von 
der Hatoba (dem Zollhausgrundftük), wo die Güter auf ihre. 
Gefahr und Koften gelandet werden würden. Die von dort nidht 
innerhalb zwei Tagen abgeholten Güter würden ohne weitere Be- 
nadhridhtigung unter Zollverichluß gebradjgt werden. Klägerin hat 
die Mouffeline längsfeits des Dampfers nit in Empfang ge- 
nommen, fie find daher von dem Landungsagenten ber Dampfer- 
finie am Nadjmittage des Tags der Ankunft des Schiffes gelandet 
und auf dem Zollhausgrundftücde in dem für den allgemeinen 
Gebraud beftimmten Zollfchuppen gelagert. Dort ift eine Kijte 
abhanden gelommen. Abweichend von dem Konfulargericht hat 
da Neichögericht die wider den Agenten der Nheberei auf Erjak 
erhobene Klage abgewiefen. Denn die Ablieferung war, nad): 
dem die Klägerin troß erfolgter Anzeige nicht abgenommen hatte, 
Hier dadurch geichehen, daß die Güter an der Zollitelle nicder- 
gelegt waren. VI.R.D.9. ©. €, 3.2, ©. 252 ff.; BP. 14, 
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©. 293; Bb. 8, 5.27. €&8 trat alfo aud) die VBeftimmung des 
Konnoffements in Kraft, daß der Nheder von der Verbindlichkeit 
befreit jei. Für eine weitere Bevadhung hatte er nicht zu forgen. 
So aud bie englifche Praris. I, 74/95 vom 21. Sept. 

453. Kläger, ein Kaufmann in Hamburg, hatte mit DO. ©. 
dajelbft, der ein ‚‚Athederei- und Befradjtungsgeichäft‘ betrieb, einen 
Vertrag geichloffen, nad) dem A000 Eentner Baumwollenjaatmehl 
mittelft Schlepper von Hamburg nad) Breslau und Oberitationen 
für 78 Bf. pro 100 Kilo befördert werden follten. D. ©. hat 
unter anderm den Kahn des Beklagten, mit welhem er einen 
befonderen Fradhtvertrag geichloffen hat, geftellt. Der Transport 
ift nicht ausgeführt, die Schadensklage ift abgewiefen. Allerdings 
hatte Bellagter einen Ladejchein unterjchrieben, aber, wie ans 
genommen wurde, nur al8 Vertreter von DO. ©. Das ging daraus 
hervor, ba ein Formular ausgefüllt war, welchem die Firma bes 
D. ©. vorgedrudt war, mit der Bezeihnung Schlepper Wr.: 
Steuermann: (Name des Bellagten).. Dann folgte ein ge- 
drucdtes DBefenntniß, die Güter „auf Grund meiner Verfradhtungs- 
bedingungen” erhalten zu haben; darüber gedrudt: „Abgangsitelle‘‘ 
(Stempel D. ©.) „Trahtführer” (Name des Beklagten). I, 
178/95 vom 2. Oft. 

454. Nad) dem Konnofjement follten die Güter von Bord 
abgenommen werden. Andernfalls fei der Schiffer befugt, die= 
jelben auf Gefahr des Empfängers durd) Leichter zu landen. Die 
Verantwortlichfeit der Ythederei höre in jedem alle auf, wenn 
die Güter das Sciffsded verlaflen. Die Güter waren zur Aus- 
ladung gelangt, aber abhanden gefommen. Die Klage der Ber: 
jender auf Erjag ift abgewiefen, ohne daß fie mit der Einrede 
gehört wurden, daß wegen der Zollverhältnifle in Valparaijo eine 
Abnahme längs Schiff überhaupt nicht angängig fei. Denn die 
Kläger haben in Kenntniß der dortigen Zollverhältniffe gegen ein 
jolhes Konnoffement die Güter abgeladen. I, 200/95 vom 
30. Dft. 

455. Die Beflagten hatten eine Ladung Roggen auf Grund 
von Konnofjementen zu empfangen, welche die Klaufel enthielten: 
The goods are to applied for within 24 hours of Ships arrival 
and reporting at the Custom House, otherwise the Master 
or Agent is to be at liberty to put into lighters or land the 
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sames at the risk and expense of the owners of the goods. $raditvertrag. 
Das hat die Bedeutung, baß die Beklagten nur die Verpflichtung 
hatten, fi binnen 24 Stunden zu melden, um bie Ladung ab- 
zunehmen. Ueber die Schnelligkeit, mit welcher die Löjchung zu 
bewirfen fei, bejtimmte aber bie Konnofjementsflaufel nichts, viel- 
mehr durften bie Beklagten die in Hamburg übliche Röfchzeit von 
11—12 Zagen beanfpruden. I, 206/95 vom 2. Nov. Dgl. 170. 
456. Für ben beflagten Darlehnsverein e. G. künnen nur Poftverfehr. 
zwei VBorjtandsmitglieder zufammen zeichnen. Ein Borftands- 
mitglied hatte unter dem Namen des Bereind einer auswärtigen 
Dank gefälfchte Wechjel zum Diskontiren eingejfandt und dabei 
den Namen eines VBorftandsmitgliedes gefäliht. “Die Bank fandte 
die Valuta an die Adreffe des Vereins. enes Vorftandsmitglied 
hat den von dem Pojtamt des Wohnfites des Vereins ausgeftellten 
Ablieferungsihein abholen laffen, die Quittung auf demfelben 
unter gleicher Fälfhung ausgejtellt, den Geldbrief gegen ben fo 
quittirten Ablieferungsichein ausgeantwortet erhalten und das Geld 
unterichlagen. Der beffagte Verein ift der Bank zur Rüdzahlung 
des Geldes verurtheilt. Denn er hatte dem Poftamt feines Wohn- 
fies eine Abholungserflärung dahin ausgeftellt, daß die Abliefe- 
rungsscheine über Sendungen mit beflarirtem Werthe von der 
Poftanftalt abgeholt werden würden, ohne daß eine beftimmte 
Perfon, welche ausschließlich dazu befugt wäre, bezeichnet war. 
Danad) hatte da8 Pojtamt die Legitimation des Abholenden nicht 
zu prüfen — 8.48 des Poftgefeßes vom 28. Dft. 1871 —, wie 
daffelbe aud) die Echtheit der Unterfchriften des quittirten Pojts 
ablieferungsicheins nicht zu prüfen Hatte — 8.49 —. Danad) 
Itand der Eagenden Bank ein Aniprud) gegen den Pojtfisfus wegen 
falfcher Ablieferung nicht zu. Ein Kaufmann, wie e8 der Elagende 
Verein ift, ift aber nicht nur in Vertragsverhältniffen, ‚jondern 
ganz allgemein jedem Dritten gegenüber aud) aufßerfontraftlid 
dafür haftbar, daß die berechtigte Erwartung des Dritten, eine 
mittelft der Poft ordnungsmäßig an ihn gemadhte Werthjendung 
werde - entweder in feine Hände gelangen oder e& werde ihm ein 
Erfakanfpruc gegen die Poftverwaltung zuftehen, nicht getäufcht 
werde. Dgl. auh die SS. 16 und 17, L, ZULER Man kann 
diefen Grundfak aud) fo ausdrüden, daß jeder Kaufmann hier- 
für — Soviel an ihm liegt — dem Publitum gegenüber ftill- 
Braris des Reichögerichts. XXI. 15 
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Ichweigend die Garantie übernimmt oder daß er infofern die Gefahr 
der Sendung zu tragen hat. Wie das Berufungsgericht auf Grund 
der Beitimmungen des Statuts des beklagten Vereins zutreffend 
ausgeführt Hat, hätten bei Beobadjtung der darin enthaltenen 
Vorfihriften über die Gefchäftsvertheilung unter die Mitglieder 
bes Vorftandes had) dem regelmäßigen Laufe der Dinge die nad 
der gewöhnlichen Einrichtung der Poft von dem Poftboten in das 
Gefchäftslofal des Beklagten zu bringenden Ablieferungsiceine 
und dengemäß auch die Seldbriefe felbit nicht ohne Willen eines 
zweiten VBorftandsmitgliedes in die Hände des ungetreuen Kaffirers 
gelangen fünnen. Dann würde der Beklagte bei dem Empfange 
der Geldbriefe in einer ihn bindenden Weile vertreten gemwelen, 
auch ohne Zweifel da8 Geld in die Hände des Beklagten gefommen 
fein, der Klägerin mithin die Klage aus der Bereicherung gegen 
ihn zugeftanden haben. In Folge der Abholungserflärung des 
Beklagten ift aber nicht allein diefer Bereicherungsanipruch gegen 
der Beklagten, jondern auch der Aniprudy aus dem Zransport- 
vertrage gegen bie Poftverwaltung der Klägerin verloren gegangen. 
Der von dem Bellagten durd feine Abholungserflärung gemählte 
Weg des Verkehrs mit der Pojtanitalt des Beitimmungsortes er- 
böht aber die Gefahr des Pojttransports in hohem Maße, und 
der Bellagte hat daher den durch ihn verurjachten, der Klägerin 
hieraus erwadhjlenen Schaden, welcher dem Bereicherungsaniprud) 
an den Beklagten ziffermäßig gleich ift, zu erjegen, da er feine 
Garantien gefchaffen hat, die geeignet gewejen wären, den Miß- 
brauh de8 von ihm eingejchlagenen Verfahrens zu verhindern, 
obwohl er fi) der Gefährlichkeit und der möglicherweife für ihn 
entftehenden nachtheiligen Folgen des von ihm eingefchlagenen 
Weges fchon zur Zeit des von ihm erflärten, aber dann wieder 
zurüdgenommenen Widerrufes feiner Abholungserflärung bewußt 
war. Ganz zutreffend bemerkt daher da8 Berufungsgericht, baf 
der Bellagte, wenn er auf die durd) die poftaliichen Einrichtungen 
und dur fein Statut gegebene größtmögliche Sicherheit verzichtete, 
und zwar lediglid) aus Rüdfichten der Bequemlichkeit, die daraus 
refultirenden Berlufte nit auf Dritte, die im Vertrauen auf 
einen ordnungsmäßigen Gejchäftsgang mit ihm durch Verinittelung 
der Poft in Geihäfts- und Geldverfehr traten, abwälzen könne 
und fi nicht darauf berufen dürfe, daß er fih in feinem 
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Vertrauen auf feine Beamten getäufcht habe. I, 84/95 vom 
17. April. 

457. Im Fall 307 waren die Beklagten auf Veranlaffung 
der Klägerin von ihrer urfprünglichen Abficht, das ganze Geichäft 
aufzurufen, zurüdgetreten, hatten verabredet, daß Beklagte wegen 
ihrer mit der ftreitigen Abrede zufammenhängenden Rechte den 
Klageweg beichreiten follten, daß, von der ftreitigen Beftimmung 
abgejehen, der übrige Inhalt der Verträge unter alljeitiger Zu- 
ftimmung al8 zu Recht fortbeftehend angefehen werben jollte, und 
haben der Klägerin aufgelaffen. ‘Danad blieb nur übrig, den ale 
fortbejtehend angejehenen Einheitspreis auf das wirkliche Flächen- 
maß der gefauften Grundftücte anzuwenden, indem die Enticheidung 
des Streite über den Mehrpreis dem Nichter unterftellt wurde. 
V, 21/95 vom 3. Yuli. 

458. Behufs Theilung oder anderweitiger Verwerthung des 
in den Berliner Bebauungsplan Hineingezogenen Upftall-Grabens 
und Weges ift da8 Separationsverfahren eingeleitet und ein Aus- 
einanderfegungsplan aufgeftellt, der aber bisher no nicht end- 
gültig feftgeftellt ift. Vielmehr ift zwiichen dem Kläger und dem 
Beklagten, zwijchen deren Grundftücden fich jene Zerrain hin- 
zieht, von der Generallommilfion ein Interimijtitum bejchloffen, 
durch welches jeder Partei ein Theil diefes Terraind zugewiefen 
wurde. DBellagter hat von dem Kläger eine Parzelle gekauft, 
weldye unter anderem aus 252 Duadratmetern von diefem probi- 
jorifch zugewiefenen Terrain befteht. Nacd) dem Vertrage bat 
Kläger dem Beklagten nicht etwa nur feine Rechte aus der Separa- 
tion bezüglich diejes Terrains übertragen oder diefelben aufgegeben. 
Der Vertrag ift nad) SS. 19 und 13IA.L.R. I, 11 nicht ungültig. 
Er ift nit ausdrüdlich über eine fremde Sadje gejhloffen, aber 
Beide wußten, daß die 252 Quadratmeter nicht dem Kläger ge- 
hörten. Beide Theile durften aber aud) davon ausgehen, daß 
Kläger im Stande fei, id) die Berfügungsbefugnig über die 
252 Quadratmeter zu verjchaffen, um alsdann feinen Verpflichtungen 
al8 Berfäufer zu genügen und aud) diefes Zerrain dein Beklagten 
aufzulaffen. Meit der angeblich erfolgten Webergabe der Parzelle 
bat der Flagende Verkäufer aucd) unter der Vorausfekung vor» 
liegender objeftiver Hinderniffe im Sinne 8.49 ©. B.D. feiner 
Bertragspflicht, dem Beklagten Grundeigenthum an dem Terrain 
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nad Vorihrift A.L. RN. zu überlaffen, nicht genügt, und ijt des- 
halb zur Zeit rechtlicd) behindert, auf Erfüllung des Vertrags zu 
beftehen — 8.271 U.XU.R.L5 —. Vielmehr gehört ed, wenn 
beide "Theile wiffen, daß die Sache nicht im Eigenthum des Ver- 
fäufers fteht, zu bdeffen Pflichten, die Genehmigung des Eigen- 
thümers zur Veräußerung zu beichaffen, wie e8 aucd zu den 
Pflichten des Eigenthümers gehört, die Auflaffung zu beicdhaffen. 
Disher find aber die 252 Duadratmeter dem DVerfäufer im 
Separationsverfahren nur zur Nutung überwiefen; das Eigen- 
thum wird nad) 8. 1 des Gefetes vom 26. Iuni 1875 erjt mit 
Ausführung des endgültig feftgeftellten Auseinanderjegungsplanes 
übertragen. Bei der Bedeutung der 252 Dundratmeter im Ber: 
hältnig zur Gefammtfläche ift Bellagter zur Annahme der Reft- 
fläche allein nicht verpflichtet. Danad) wurde die auf Entgegennahme 
der Auflafjung „mit Ausnahme des Upftallterrains‘ und Zahlung 
bezw. Bewilligung der Eintragung des KRaufpreifes erhobene Klage 
abgewiefen, Revifion zurüctgewiefen. V, 30/95 vom 12. Yuli. 

459. Dem Käufer waren die auf dem Grundftüd haftenden 
Hnpothefen befannt. Er veriprad troßdem dem VBerfäufer beim 
Abjchluß des Kaufvertrages, den vollen Kaufpreis an den Notar 
zu zahlen, welcher davon die aufhaftenden Hypotheken tilgen follte. 
Die Gültigkeit eines folhen Abkommens ift nicht zu beanjtanden. 
‚hr stehen die Grundbuchgefeße nicht entgegen. Code 1653 kann 
ihon deshalb nicht verlegt fein, weil er ausprüdlid dem Käufer 
im Valle des Vorhandenfeins einer hhpothefarifchen Belaftung 
des Kaufobjefts nur geftattet, den Kaufpreis zurüdzuhalten, wenn 
nicht da8 Gegentheil verabredet if. Hatte der VBerfäufer aber 
dag Recht, die Zahlung des ganzen Kaufpreijfes am 1. Juli 1894 
zu verlangen, fo war er auch), da Zahlung nicht erfolgte, befugt, 
die Zwangsvollitredung in das Grundftüd zu betreiben. I, 
137/95 vom 20. Sept. 

460. Die Beklagte ift eine Synagogengemeinde mit den 
Rechten einer juriftifchen Perfon und unterliegt den Beftimmungen 
des Pr. Gcfekes über die Rechtsverhäftniffe der Juden vom 23. Yuli 
1847. Danad) hat die gewählte Repräfentantenverfammlung die 
Synagogengemeinde zu vertreten. Einen Bejchluß über den An- 
fauf eines Grunditüde Fann fie nicht jelbjtändig mit bindender 
Kraft für die Gemeinde fallen. Dazu bedarf fie de8 Einverftänd- 


Die einzelnen Berträge, NRechtsgeichäfte und Vertragsffaufen. 229 


niffes des Vorjtandes und der Genehmigung der Regierung ($. 48). 
Der Regierungspräfident zu Marieniwerder hat allerdings in einem 
an den Borftand der beklagten Shynagogengemeinde gerichteten 
Schreiben den Ankauf einer Parzelle von dem Kläger zum Neu- 
bau eines Tempels für die Shynagogengemeinde genehmigt. ‘Darin 
fann aber eine Genehmigung des Vertrags vom 11. April 1893 
nicht gefunden werden. ‘Dem Negierungspräfidenten hat bei jener 
Genehmigung eine Abjchrift des Befchluffes der Repräfentanten- 
verjammlung vom 9. April 1893 vorgelegen, die aber nad) ben 
angeftellten Ermittelungen dem Wortlaut des in qu. Eikung ge- 
führten Protofolls nicht entiprah. Daß ihm außerdem eine Ab- 
fchrift des Vertrags vom 11. April 1893 vorgelegen Habe, ijt 
von ben Parteien nicht behauptet. Da die in dem PVertrage vor- 
behaltene Genehmigung der Regierung fehlt, hat der Vertrag vom 
11. Aprif 1893 feine rechtliche Eriftenz und begründet feinen An- 
fpruh auf Erfüllung. Ob eine Genehmigung im Sinne des 
Gefeßed vom 23. Iuli 1847 vorlag, bleibt dahingeftellt. ‘Das 
Berufungsgericht hat die Beklagte zur Erfüllung des BVBertrags 
verurtheilt und die Beibringung der Genehmigung zum Theil ber 
Vertragsfrfüllung gemadjt, obwohl die Genehmigung eine Voraus: 
fegung der Geltung des Vertrags bildet. Das Neichögericht hat 
da8 DBerufungsurtheil aufgehoben und die Klage des Verkäufers 
abgewiejen. IV, 81/95 vom 21. Sept. 

461. DBellagter hatte am 6. Mai ein zur Subhaftation 
ftehendes Grundftid mit der Verpflichtung für 8400 Mlarf ge- 
fauft, binnen acht Tagen 500 Darf zu zahlen, die zur Befriedigung 
der Gläubiger verwendet werden follten. Er hat am 7. Mai 
100 Mark, am 10. Mai 50 Mark, am 22. Mai 300 Marf ge- 
zahlt. Das Grundftüd ift am 30. Mat jubhajtirt und vom DBe- 
Hagten für 6450 Marf erftanden. Die Schadenserjatflage des 
Verkäufers it abgewiefen. Denn die vom Käufer gezahlten 
450 Marf hätten Hingereicht, die Ertrahentin der Subhaftation 
und die Koften zu deden. Aud) hätte die Subhaftation wegen 
bes BeitrittS zweier weiterer Gläubiger des Verkäufers nicht er- 
folgen dürfen, wenn der Verkäufer jene Zahlungen geleiftet und 
gegen die Fortjekung der Zmangsverfteigerung Widerfprud er- 
hoben hätte. Denn der Zulaffungsbeihluß für Meyerfohn wegen 
61 Mark datirie vom 17. Mai; der Beichluß für Hirich wegen 
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458 Mark 95 Pf. fammt Zinfen war dem Verkäufer erft am 
19. Mai zugefteltt, fodaß der vierzehntägige Zwiichenraum (8. 49 
des Gefeßes vom 13. Juli 1883) nicht gegeben war. Der Ver: 
füufer hat aber nichts gethan, jondern die Subhaftation vor fich 
gehen lafjen. Db e8, wenn wegen der Forderungen von Hirich 
und Meyerjohn ein neuer Subhaftationstermin angejeßt wäre, 
wegen Berfchuldens des Käufers doch zur Zwangsperfteigerung 
gefommen wäre, fteht nicht zur Trage. Denn hier handelt es 
fih um die Subhaftation vom 30. Mai, und diefe ift durd) ein 
Verihulden des Käufers nicht verurfadht. Nevifion zurücgewiefen. 
Db dem Verkäufer 8. 49 des Gejetes vom 13. Yuli 1883 bei 
feiner Lebensftellung befannt gewefen, ift nad) $. 12 Einl. zum 
AL. NR. unerheblid. V, 76/95 vom 12. Oft. 

462. Im Fall Bd. XIX, 315 war num auf einen Eid des 
Bellagten darüber erfannt, daß zwilchen ihm und feiner Ehefrau 
folgende Verabredungen getroffen worden jeien: 1) Zunädjft habe 
er bei der Auflaffung des Grundftüds Nr. 21 an feine Ehefrau 
mit diefer vereinbart: er verlaufe ihr dies Grundftüd für den Preis 
von 210000 Mar, und fie übernehme in Anrechnung auf diefen 
Preis die auf dein Grundftücde für ihn eingetragene GMindichuld 
im Betrage von 68000 Marf. 2) Sodann habe feine Ehefrau 
gelegentlich des von ihr mit 2. gefchlojjenen Kaufvertrages über 
dafjelbe Grundftüd, al® die Uebernahme der Grundfchuld feitens 
des Käufers verweigert worden fei, ihn — den Beklagten — bes 
auftragt, die 68000 Mark Grundihuld zur Löihung zu bringen, 
und bezüglich des Entgelt, welches ihm für diefe Löfchungs- 
bewilligung gewährt werden follte, eine Vereinbarung mit ihm 
dahin getroffen, a) daß ihm der von 2. baar gezahlte Theil des 
Kaufgeldes von 23500 Marf mit der Ermächtigung, dies Geld 
für eigene Rechnung einzuziehen, übereignet werde; b) daß ihm 
weitere 9500 Mark dadurd) gewährt werden follten, daß von der 
Ehefrau die für fie auf dem Haufe 34 eingetragene Hhpothefen- 
forderung von 9500 Marf an 8. als theilweife Valuta für die 
von diefem dem Beklagten übereignete Hypothefenforderung cedirt 
würde. Revifion zurüdgewiejen. ‘Denn bei der eriten Verabredung 
ift davon auszugehen, daß mangel® abweichender Beitimmungen 
eine Zilgung des entjprecdyenden Theil® der Kaufgelderforderung 
des Beklagten an feine verftorbene Ehefrau nur unter der Vorauss 
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jegung eintreten jollte, daß ber Bellagte aus der für ihn ein- 
getragenen Örundichuld feine Befriedigung erhalten werde. Eine 
Auflöfung diefes obligatoriihen Verhältniffes würde eingetreten 
fein, wenn die zweite Verabredung rechtsgültig zu Stande ge- 
fommen wäre: was wegen Nichtbeachtung der Form — UN. 
II, 1, 8$. 198— 200 — nidt der Fall war. Immerhin tjt die 
Verabredung geeignet, die Annahme einer der von dem Ehemann 
bewilligten Löfchung der Grundihuld unterliegenden Schenkung 
auszuschließen. Deshalb würde wegen der Ungültigfeit bes zweiten 
Abkommens Bellagter befugt fein, auf das noch nicht gelöfte ur- 
Iprünglihe Vertragsverhältniß zurüdzugreifen, um ben Theil der 
Raufgelderforderung gegen die von der Klägerin auf die dem Be- 
Hagten zugefloffenen 23500 Mart und 9500 Mark erhobenen 
Aniprühe aufzurechnen. IV, 179/95 vom 28. Nov. 

463. In dem Kaufvertrage über ein Haus ift der Preis 
mit 360000 Dark angegeben; derfelbe follte durch Uebernahme 
von 294000 Mark Hhypothefen und im übrigen baar berichtigt 
werden; der Baarbetrag wird zu 66000 Mark beziffert. Die 
Hypothefen betrugen in Folge von Abzahlung 288632 Darf 
34 Pf. Beflagter hat nicht bewiefen, daß durch Uebernahme der 
geminderten Hypothel der Kaufpreis zu dem höheren uriprüng- 
lihen Betrage als getilgt gelten follte. Er ift zur Baarzahlung 
der Differenz verurtheilt, NRevifion zurückgewiefen. iner von 
dem Käufer bejeffenen früheren Kunde von der wahren Sadjlage 
braudte durchichlagende Bedeutung für die Beweislaft wegen 
jener Thatfadhe nicht beigelegt zu werden. Auch ift nad) den 
Darlegungen des Beklagten wegen der ungünftigen Bedingungen 
des hhypothefarifchen Darlehne Baarzahlung die minder TLäftige 
Berichtigungsweife. III, 252/95 vom 13. Dec. 

464. Der Kläger hatte in dem Gutsüberlaffungsvertrage, 
welden er mit feinem Sohne abgeichloffen hatte, für fich und 
jeine Ehefrau einen Auszug vorbehalten. Das Berufungsgericht 
hat die Klage, welche der Chemann gegen den Sohn auf Ge- 
währung des Auszugs erhoben hat, abgewiefen, weil er hätte mit 
der Ehefrau Hagen müfjen. Das Neichsgericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiejen. Die Zhatjache, daß die Ehe des Klägers redhte- 
fräftig gejchieden ift, mußte den Berufungsrichter veranlaffen, fid) 
die Trage vorzulegen, ob bei Abjchließung des Gutsüberlaffungs- 
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vertrags der Wille der Parteien dahin gegangen fei, daß aud 
für den Fall der Eheicheidung der Frau das Altentheil habe 
zugewendet werden follen. Denn ob das Tamilienglied, für 
welches Leiltungen im Gutsüberlaffungsvertrage ausgefett find, 
auf dieje ohne feinen Beitritt ein unentziehbares Recht erwirbt, 
ift Frage des einzelnen Falles — V, 296/92 vom 8. März 93; 
vom 30. Yan. 92 (R. ©. &., Bd. 29, ©. 173) —. Redte an 
dem Gute befaß die Frau des Klägers nicht; das ihr im Ver- 
trage ausgefette Altentheil beruhte hiernad), wie im Zweifel an- 
zunehmen, auf der Türforge des Mannes, der dadurd) feine Frau 
auch al8 Witwe ficherftellen wollte. Cine VBermuthung dafür, daß 
der Kläger ald Veräußerer der Grundftüde auch für den Fall der 
Scheidung feiner Frau das Altentheil hätte zuwenden wollen, be- 
jteht nicht — vgl. V, 260/95 vom 5. Ian. —. Man kann hier- 
gegen auch nicht geltend machen, daß der Mann für den fchuldigen 
Theil erflärt ij. Daraus folgt nur die Pflicht, die Frau nach 
den Gefegen abzufinden, ohne daß ihr Rechte auf das Altentheil 
erwacdjjen. Den ftandesmäßigen Unterhalt gewährte der Ehemann 
feiner Yrau bei beftehender Che, wenn er fie an den Gebraudje- 
und Nubungsrechten theilnehmen ließ, die er fih im DVertrage 
ausbedungen hatte. Die Frau bedurfte bei feinen Lebzeiten der 
eigenen Berechtigung nicht; fie war für den Tall des Todes ge- 
nügend gefichert, wenn fie, wie im Dertrage bejtimmt, dann die 
Hälfte des Altentheils erhielt. Diefe Momente, jowie der Um- 
Itand, daß dem Ehemann nad dem Tode feiner Frau das ganze 
Altentheil fortzugewähren ift, fpredyen dafür,-daß die Ehefrau bei 
Lebzeiten des Mannes ein jelbftändiges Recht noch nicht Hat er- 
langen follen. V, 94/95 vom 19. Dit. gl. 391. 

465. Die Klägerin, Inhaberin einer Reismühle zu Vegefad, 
bat von der Beflagten eine Partie Reis nad einer Probe und 
auf die Zuficherung, daß e8 Stamgardenreis fei, im Sanuar 1893 
gefauft und nod im Ianuar Ausfallproben erhalten, welche jie 
al8 mit dem Mufter übereinftimmend anerkannte. Der Reis ift 
demnächt zu einem Theile geliefert; erjt im April erklärte die 
Beklagte, e8 fei nit Siamgardenreis, fondern Saigonreis ges 
liefert, welcher weniger Mehl gibt, weshalb fie die Abnahme der 
nicht empfangenen Partie weigerte und Rüdzahlung des gezahlten 
Preifes, auch, weil Saigonreis minderwerthig fei, eine entiprechende 


Die einzelnen Verträge, Rehtsgefchäfte und Bertragsflaufen. 233 


Differenz für die empfangene Partie fordert. Danad it die Ber Handelstauf. 
lagte verurtheilt. Denn die Rüge war fogleid; nad, der Ent- 
deung der der Zufage nicht entfprechenden Qualität gemadht. Und 
auch Sadverftändige fünnen ohne Vergleidhhung mit einer echten 
Siamgardenreisprobe den Tehler Ichwer erkennen; bei der Art der 
Unterfuhung, wie fie bei diefer Waare gemacht zu werden pflegt, 
wäre der Fehler, wenn die Unterfucdhung ohne Verzug nad) der Ab- 
fieferung erfolgte, wie dies in Bremen aud beim Plathandel zu 
geichehen hat, nicht gefunden. I, 450/94 vom 30. März 95. 
466. Im Tall Bd. XVIO, 471 Hat das Berufungsgericht 
nun den Inhabern der beflagten Firma einen Eid darüber auf- 
erlegt, daß fie von einem — wie ihnen nicht anders befannt — 
achtbaren und zuverläffigen Berliner Auskunftsbureau die von 
ihnen angegebene Auskunft Über die Klägerin erhalten habe. Im 
Schmwörungsfall ift die Klage abgewiefen, Revifion zurücgewiejen. 
Die Auskunft fol dahin ergangen fein, das Flägerifche Geichäft 
jet ein altes; der jetige Inhaber habe, nachdem der Begründer 
fih vor Jahren mit erheblihem Kapital zurüdgezogen, in "olge 
unglüdliher Dispofitionen und rüdgängiger Konjunktur große 
Verlufte erlitten umd arbeite mit einem im PVerhältniß zu dem 
umfangreichen Gefchäfte jehr geringen eigenen Kapital; im übrigen 
genieße er Kredit bei einer Königsberger Bank; fein wohlhabenber 
Scjwiegervater habe ihm bisher ausgeholfen; er fei al& reeller, 
guter Ablader befannt und werde, wie nicht zu bezweifeln, feine 
Engagements erfüllen. Selbft wenn Beklagte nod) andere Auskunft 
erhalten habe, weldye die Klägerin als Prima: Abladerin Tenn- 
zeichneten, genügten die durch jene Auskunft begründeten Zweifel an 
der ausreichenden Yundirung des Flägeriihen Geichäfte, um nad) 
vernünftigem fubjeltivem Ermeflen der Bellagten die Klägerin für 
eine Prima-Abladerin nicht zu eradhten und von dem Gejchäfte ab- 
zuftehen. Die Verfuche der Klägerin, durd) Editionsanträge und 
Benennung von Zeugen bie Firma, von weldjer die Auskunft ertheilt 
war, zu ermitteln, wurden mit Nüdficht auf die für diefe Verhäft- 
niffe gebotene Diskretion zurücgewiejen. I, 14/95 vom 20. April. 
467. Auch in den Fällen, in denen eine Aufbewahrungs- 
pflicht des Käufers befteht, Tann nicht jede Entnahme von einzelnen 
Theilen der Probe al8 unbefugt betrachtet werden. Unbedingt 
ausgejchloffen werden durd) jene Verpflichtung Verfügungen des 
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Käufers über Theile der Probe nur, wenn bierdurd) die DBe- 
Ihaffenheit derfelben geändert wird oder wenn da8 zurücdbleibende 
Duantum zu gering tft, um überhaupt al8 Probe dienen zu 
fönnen. Das war hier nicht der Tal. Auch Liegen feine An- 
haltspunfte dafür vor, daß der Käufer die Probe etwa durd 
Wegnahme der minderwerthigen Candlefofesjtüce verändert hätte. 
Da die Entnahme von Rundenproben und die vereinzelte Ver- 
wendung von Beitandtheilen der Probe zur Komptoirheizung nicht 
al8 eine unberechtigte angejehen wurde, hätte Berfäufer eine 
quafitative Aenderung ber Probe beweifen müffen. I, 79/95 
vom 1. Sumi. 

468. Kläger war zur Nedhibition der ihm gelieferten zwei 
MWaggonladungen Noggenkleie berechtigt, weil diefelbe nicht von 
vertragsmäßiger Beichaffenheit war: objchon die Kleie aus den 
beiden Waggons vom Kläger miteinander vermifcht war. Denn 
eine mwejentliche Veränderung war dadurch nicht eingetreten. Wenn 
auch die eine Menge durd die Beimiihung etwas verichlechtert, 
die andere etwas verbefjert ift: fo ift doch die Mifchung Kleie 
geblieben, welche fowohl al8 Handelwaare wie ald Futtermittel 
verwendet werden fann. Die Werthverringerung ber einen Yadung 
wird durd) die Wertherhöhung der andern ausgeglichen. Unerheb- 
(ich, daß der Bellagte durd die Vermifhung etwa behindert wird, 
jeinerjeit8 gegen feine Verfäufer redhibitorifch zu Hagen. I, 94/95 
vom 12. Yuni. 

469. Eine Beitellung zur Auswahl ift nit Kauf auf 
Probe — Striethorft, Bd. 45, ©. 295 — ; die zum Zuftande- 
fommen eines Kaufs erforderlide Beftimmtheit der Bezeichnung 
der Wnare würde erft mit der Auswahl eintreten. ‘Da der Ge- 
meinfchuldner im Fall 151 die ihm zugejandten Garnituren, ohne 
Auswahl zu treffen, um fie zu unterjchlagen, mitgenommen hatte, 
jo ift auh damit ein Kigenthumsübergang nicht erfolgt. Eine 
Ufance, gemäß welcher eine Auswahlfendung als feft gefauft gelte, 
fall8 nicht der Empfänger diejelbe innerhalb dreier Tage zurüd- 
hit oder eine Erklärung über die getroffene Auswahl gibt, be- 
fteht nad) Annahme des YBerufungsgerichts nicht. VI, 96/95 vom 
13. Suni/8. Juli. 

470. Klägerin in Offenbad hat im Yuli 1893 dem Be- 
Hagten in Berlin 200 Gentner raffinirtes Edymalz Marke Krone 
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verkauft. Die unter diejer Bezeichnung verkaufte Waare ift weder Handelstauf. 
raffinirtes Schmalz nod überhaupt Schmalz, jondern ein Kunjt- 
produft, weldhes aus Baummollenfamenöl mit einem Zufag von 
Rindertalg oder Stearin befteht. DBellagter hat nur einen Theil 
ber verfauften Waare abgenommen. Mit der Klage auf Bezahlung 
für den nicht abgenommenen Zheil ijt Klägerin abgewielen, Re: 
vifion zurüdgewiefen. Die Unftattbaftigfeit, ein derartiges Pro- 
duft unter der Bezeichnung raffinirtes Schmalz zu verfaufen, ergibt 
fih aus 8. 10, Nr. 2 des Nahrungsmittelgejeges vom 14. Mai 
1879, worauf audh eine Befanntmadhung des Berliner Polizei- 
präfidenten vom 26. Ian. 1894 aufmerkjam gemacht hat. Klägerin 
hat die Garantie dafür übernommen, daß Bellagter die Marke 
„Krone“ in Berlin als raffinirtes Schmalz verfaufen dürfe. Dieje 
Garantie verjtößt gegen ein Verbotsgejeg und entfräftet nach $. 227 
AU. R. I, 5 den ganzen Vertrag, auch wenn fich Parteien der 
Unzuläffigfeit nicht bewußt waren. I, 138/95 vom 8. ZYult. 
471. Das Urtheil ift aufgehoben, welches die verklagte Ber- 
liner Firma verurtheilte, 46 Tierces raffinirtes Schmalz DMarfe 
Krone, die Beflagter vor der Bekanntmachung des Berliner Polizei- 
präfidenten vom 26. Ian. 1894 gefauft hatte, abzunehmen. Wenn 
e8 damald auh im Berliner Handel gang und gäbe war, ber- 
artige Gemijche unter jener Bezeichnung zu verfaufen, fo fann 
fi) Verkäufer auf folche Gepflogenheiten angejichts 8. 10, Nr. 2 
des Nahrungsmittelgefees nicht berufen. Auch wenn ein In: 
haber der Beklagten die Zufammenfekung der Marke Krone Fannte 
und wenn Kläger ihm nicht den Weiterverfauf unter jener Be- 
zeichnung „raffinirtes Schmalz“ garantirt hatte, fo würde ein 
Bertrag über eine unerlaubte Handlung vorliegen, aus welchem 
dem Kläger ein Aniprud gegen den Käufer nad) 8.68 U. X. NR. 
I, 5 nicht zufteht, jofern anzunehmen wäre, baß der Kläger der 
Beklagten die 46 Zierces als raffinirtes Schmalz Marke Krone 
mit dem VBorfat verkauft hat, daß die Beflagte die LTieferung unter 
der Berjchweigung der Nadhmahung oder Berfälihung an das 
Publitum weiter verfaufe oder unter jener zur Täufchung ge: 
eigneten Bezeichnung feilhalte. Für diefe Veurtheilung fommt 
das Verhältniß des Großhändler zum Detailliften und Zwifchen- 
händler in Betradht; denn jener hat wie der Fabrifant, welcher 
den tänfchenden Schein erzeugt und den täufchenden Namen wählt, 
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da8 Bublitum als Tetten Abnehmer im Auge. Sodann hatte 
aber ber Kläger jelbjt den Fäffern gelbe Zettel aufgeklebt, welchen 
das Atteft eines vereidigten Chemifers aufgedrudt war, in welchem 
das Gemisch ohne Deklaration feiner Beitandtheile al8 Schmalz 
bezeichnet war. I, 146/95 vom 18. Sept. 

472. Der Werth des von der Klägerin unter der Bezeich- 
nung „fombinirter Duebrachoertraft” hergeftellten Yabrifats be- 
ftimmt fich lediglich nach deffen Schalt an Gerbitoff. Im übrigen 
ift der beigemengte nicht gerbftoffhaltige Melafjezufag ohne nad)- 
theiligen Einfluß auf die Verwendbarkeit de8 Yabrifats. Die 
Beklagten würden die Ablehnung der gelieferten Waare durch den 
darin befindlichen Melaflezufag nur dann rechtfertigen können, 
wenn fie dargethan hätten, daß ihnen vertragsmäßig das Recht 
auf eine bejtimmte Zufammenjeßung des gefauften fombinirten 
Ertrafts zuftehe, welche den Melaffezufak ausjchließe. Im diefer 
Richtung fehlen jedody alle Grundlagen für den Einwand der 
Beklagten. Daraus, daß die Klägerin ihr Fabrikat zu liefern 
hatte, folgt nichts für deren Verpflichtung, beftimmte Mengjtoffe 
zu verwenden, jondern nur ihre Verpflichtung, einen fombinirten 
Ertraft von gleiher Güte, d. i. von gleichem Gerbftoffgehalt, zu 
liefern, wie fie ihn regelmäßig herjtellte und früher geliefert Hatte. 
Die Beklagten haben auch niemal® behauptet, daß die Mengftoffe, 
welche die Klägerin vor der Beimengung ber Melafje bei der 
Herftellung des Fombinirten Ertraft8 verwendet hatte, für fie von 
irgend welcher Bedeutung gewejen feien, e8 erhellt fogar nicht ein- 
mal, daß fie diefe Meengitoffe gefannt hätten. Sie fünnen bes- 
halb auch nicht den Anfprud auf Lieferung eines Ertrafts von 
bejtimmter Zufammenjegung erheben. I, 139/95 vom 18. Sept. 

473. Kläger, eine Agent für Zuder und AZucerrüben- 
famen, hat bereits in früheren Iahren der beklagten Zuderfabrit 
Zuderrübenfamen aus der Zudt von E. 8. verfauft. Er fchrieh 
am 15. Oft. 1891 an die Bellagte, KR. habe fi) entichlofjen, der 
Beklagten für 2/300 Eentner den Preis von 33 Mark zu ftellen, 
und beftätigte demnädft der Bellagten, verkauft zu haben: 
„200/300 Gentner Zuderrübenfamen Klein-Wanzlebener direfte 
Nachzudht diesjähriger Ernte des Herrn E. 8. in Drohndorf” u. f.w. 
Hinzugefügt war die Bemerkung: „Sobald KR. den Drujch des 
Sommers beendet hat, werde ih Ihnen da8 Quantum näher 
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präzifiren.” Kläger hat ber Beflagten nur 108,25 Centner ge= Handelstauf. 
fandt. E8 Liegt ein Speziesfauf vor, deffen Gegenjtand die 
ganze K.’Iche Rübenfamenernte des Jahres bildete. Aus dem Anz 
gebotsfchreiben des Klägers und aus feinem Beftätigungsichreiben 
mußte die Beklagte erjehen, daß die Ernte des Jahres einen be- 
jonders geringen, d. h. einen geringeren Ertrag als eine Normal- 
ernte, in Ausficht ftellte, und dba fie bereits in früheren Jahren 
ähnliche Verträge mit dem Kläger geichloffen hat, fo ijt auch nicht 
daran zu zweifeln, daß ihr der ungefähre Ertrag einer normalen 
K’ichen Ernte von 300 Gentnern wohl befannt war. Hiernad) 
ift der ftreitige Vertrag dahin aufzufajfen, daß der Betrag von 
200/300 Sentnern das damals in Ausficht genommene Gejammt- 
ergebniß der K.’ichen Zucht vom Iahrgange 1893 nad) dem Willen 
des Klägers bezeichnen follte und aud) in diefem Sinne von der 
Beklagten verftanden worden ift. Demgemäß ift der Vertrag über 
einen Inbegriff geichloffen, der einer bejtimmten Sadje gleidhzu- 
jtellen ift. Dann kann von einer Anwendung des der angefochtenen 
Enticheidung zu Grunde liegenden Art. 355 9. ©. B. nicht die 
Rede fein. Denn unftreitig bat Kläger der Bellagten den Er- 
drufch der gefammten K.’ichen Ernte geliefert. Ein Erfüllung» 
verzug des Klägers liegt alfo nicht vor. ES fpricht nichts dafür, 
daß in der Angabe de8 zu erwartenden Meindeftbetrags von 200 
Sentnern eine Garantieübernahme des Klägers zu finden ift. 
Kläger war zwar nicht Vermittler im eigentlichen Sinne, jondern 
hat den Vertrag mit der Beklagten in eigenem Namen gejchloffen. 
Allein er ift doc, Lediglich als Zwifchenhändler aufgetreten und 
hat deutlich zu erfennen gegeben, daß er der Beklagten nur eine 
von dem Produzenten RK. gemachte Anftellung übermittele. Auf 
der Örundlage diefes Angebots und der Acceptation defjelben durd) 
die DBeflagte ift demnäcjft der Vertrag unter den Parteien ge- 
ichjloffen. Wäre e8 bei diefer Sadjlage die Abficht der Kontra- 
henten gewejen, daß Kläger für die Nichtigkeit der von K. gemachten 
Schätung bes Ernteergebnifjes einftehen folle, fo Hätte died in 
irgend einer Weife zum Ausdrucd gebradyt werden müffen. Der 
Kläger hat fi) auf die Angaben des Produzenten gejtüßt, der 
fein erfennbares Intereffe hatte, das Ergebniß feiner Ernte zu 
body zu veranichlagen. Wenn er diefe Angaben zu feinen eigenen 
gemacht und hiernad) den vorausfiditlichen Ertrag, wie in dem 
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Handelstauf. Beftätigungsichreiben gejchehen, bezeichnet hat, jo hat er fi) der 
Vernadläffigung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht 
Ihuldig gemadt. Danad) ift Beklagte vom Neichögericht unter 
Abweifung ihrer Widerflage zur Zahlung des Reftlaufpreifes des 
gelieferten Duantums verurtheilt. I, 151/95 vom 25. Sept. 

474. Der Kläger, ein Arzt in Amerika, hatte während feiner 
Anwejenheit in Berlin im Oftober 1892 von einem dortigen Kauf- 
mann einen eleftrifhen Apparat gefauft und ihn auf eine Ban 
in Cincinnati per 1. San. 1893 angewiefen. Der Verkäufer hatte 
veriprocdhen, den Apparat zufammen mit Injtrumenten, weldje 
Kläger von einem Andern gekauft hatte, fo zeitig an die Adreffe 
des Klägers zu verjenden, daß die Sachen von dem Kläger auf 
der im December 1892 von Southampton nad) Amerika abgehenden 
„Saale” angetroffen würden. ‘Der Verfäufer hat den Apparat 
erjt im März 1893 verfendet. Er ift deshalb dem Kläger zum 
Schadenserfa verurtheilt. Wenn die andern Inftrumente damals 
nit fertig waren, fo mußte Verkäufer den Apparat allein ver- 
jenden. Wenn ihm nadträglid über die Kreditwürdigfeit des 
Klägers, der übrigens die Anweifung vor der Zeit hat einlöfen 
laffen, Zweifel erwuchlen, jo war e8 feine Sade, fi darüber 
fofort bei der Bant, auf welche er angewiefen war, zu erfundigen. 
I, 154/95 vom 5. Oft. 

475. Es ift nidt richtig, wie das Berufungsgericht an 
nimmt, daß Käufer nur das Nedht gehabt habe, die Annahme 
der angebotenen, aber mangelhaften Waare abzulehnen oder unter 
Annahme der angebotenen Waare deren Minderwerth geltend zu 
maden. Unterftellt man, daß Kläger ausdrüdlih oder ftill- 
ichyweigend eine beftimmte Dualität der zu Tiefernden Waare zu- 
gejagt hatte, fo haftet Klägerin aus der Zujage. Dieje Haftung 
geht auf Schadenserfag, wenn an dem Geber die Schuld Liegt, 
daß fich der Empfänger der gegebenen Sade nad) der Natur und 
dem Inhalt des Vertrags nicht bedienen fann — 8. 320 A... R. 
1,5 —. Eine folde Schuld des Verkäufers Liegt aber dann 
vor, wenn er bei dem Berfauf auch einer individuellen, oder der 
aus einem engeren Kreife zu liefernden, oder an einer bejtimmten 
Produftionsjtätte herzuftellenden Waare eine beftimmte Dualität 
zugefagt hat, ohne fid) zu vergemwiljern, daß die zu liefernde Spezies 
oder die Gefammtheit der Waare, aus welcher geliefert werden 
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foll, oder die Waare jener Produftionsftätte diejenigen Eigen- 
fchaften Hat, welche der Verkäufer zugelagt hat. Darin, daß Ver- 
füufer zufagt, ohne fich vergewifjert zu Haben, liegt da8 zum 
Scadenserfat verpflichtende Verjdyulden. — Bgl. Bolze, Praris, 
Bd. V, 671%. — Hat die gelieferte Waare jene Eigenihaft nicht, 
jo ergibt fi) das Verjchulden des Verkäufers ohne weiteres, 
wenn bdiejer nicht Umftände behauptet und nachweilt, welche ihn 
entihuldigen. — Vgl. Bolze, Praris, Bd. I, 477; Bd. V, 252; 
3b. VII, 1023. — Ergeben die Behauptungen der Widerklage 
diefen Schabenserfataniprucd, jo ift e8 auch unerheblid), daß 
MWiderflägerin auf 9. ©. B. Art. 355 Hingewiejen hat. Sache 
des Nichters ift e8, die richtige Gefegesbejtimmung anzumenden. 
IL, 221/95 vom 9. Dft. 

476. . Hier hatte Klägerin im SHerbit 1889 getrodnete 
Schlempe, welde fie aus der Prefhefenfabrit von Sp. zu Wole- 
Kryftoparke, Station Petrifau, zu beziehen hatte, 90 Waggons 
a circa 200 Gentner fucceffiv in 21/, Iahren zu liefern, verkauft. 
Im April oder Mai 1891 Hat Klägerin die Waare offerirt, Yes 
Hagte hat eine Probe entnommen und unterfuchen laffen. Die: 
jelbe habe nur 4,30 Proz. Fett und 18,74 Proz. Protein ergeben, 
während die Schlempe, welche Beklagte früher in vielen Hundert 
Wagen von ber Klägerin bezogen hat, einen Fettgehalt von 8 Proz. 
und 25 Proz. Protein erhalten habe. DBellagte hat die angefün- 
digten erjten zehn Waggons abgelehnt, Lieferung bedungener 
Dualität binnen 14 Tagen gefordert; da Klägerin hierauf nicht 
eingegangen, vielmehr erklärt hat, andere Schlempe nicht liefern 
zu wollen, beanjprudht fie Schadenserja wegen Nichtlieferung 
mit 2 Mark pro Gentner. Die Zufage der Klägerin leitet Be- 
Hlagte daraus ab, daß jene bei dem Abichluß von einer gegen die 
früheren Lieferungen abweichenden Qualität nichts erwähnt, viel- 
mehr ausdrüdlich erklärt habe, die Anlage in Betrifau und deren 
Betrieb fei diefelbe wie in Grünmintel und Ludwigshafen, von 
weldhen Orten aus die frühere Schlempe geliefert wurde. Es 
wird darauf anfommen, worüber Sacdhpverftändige zu vernehmen, 
ob im Allgemeinen diejelben Anlage und bderjelbe Betrieb die 
gleiche oder annähernd die gleiche Schlempe an Fettgehalt und 
Proteingehalt liefern, fodaß, zumal, wenn der Schlempeverfäufer 
dem Schlempefäufer Angaben in jener Beziehung macht, darin 
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die Zufage einer Eigenfchaft der Schlempe enthalten ift, zumal, 
wenn der Berfäufer aus derartig angelegten und betriebenen 
Tabrifen Scyhlempe des bezeichneten fonftanten Gehalts in großen 
Mengen geliefert hat und nun auf die gleiche Anlage und ben 
gleichen Betrieb einer von ihm eingerichteten neuen Fabrik hin- 
weift, um den Käufer zum Abichluß des Vertrags zu bem hier 
vereinbarten Preife zu beftimmen. Die Klagabweifung aufgehoben, 
zurücverwiefen. I, 221/95 vom 9. Dft. 

477. Die Klägerin in Fürth erhielt von der Beklagten in 
Hamburg eine Beftellung auf 156 Stüd Kleiderftoffe nach be- 
ftimmten Defjins und Farbenftellungen, lieferbar bi8 Mitte Juni 
1893 unter dem Vorbehalt, daß die Beftellung nad) Prüfung der 
von der Klägerin anzufertigenden Mufter definitiv bejtätigt werden 
follte. Nah erzieltem Einverftändniß über die Mufter bis auf 
die grauen, nahm Klägerin im Mai die Beitellung definitiv mit 
der Erklärung an, fie wolle fehen, die Lieferung längftens bis Ende 
Suft ausführen zu fünnen, und erbat Beftätigung. Am 7. Yunt 
Ichrieb die Klägerin nod) einmal, daß die beitellten Stoffe mit 
Ausnahme der grauen auf dem Stuhle feien, und deren Abliefe- 
rung bejtimmt im Juli erfolge. Bon dem Agenten ber Be 
flagten erhielt fie die Antwort, e& jet diefen unter mehr wie 
Ichweren Umftänden gelungen, die Waare nod) per Yult fortichieden 
zu können. ‚Bieten Sie daher alles auf, daß prompt geliefert 
wird, und daß die rejtlihen Mufter allerichleunigft herkommen.‘ 
Die Klägerin entgegnete am 9. Juni, fie werde bemüht bleiben, 
die Ordre fompfett noh im Iuli zum BVerjand zu bringen. Die 
Stüde find bi8 Ende Juli nicht, vielmehr 56 Stüd erjt im 
Auguft abgejfandt, und fpäteftens 15. Aug. in Hamburg an- 
gefommen. DBellagte war vom Bertrage zurüdgetreten. Sie 
hat die Waare nicht angenommen, ift aber zur Zahlung verurtheilt, 
ihr Anfprud) auf Scadenserfag zurüdgewiefen. Denn da8 all: 
gemeine Wiffen der Klägerin, daß die Waare zum Export be- 
ftimmmt fei, genügte nicht zur Annahme, daß die Bewilligung einer 
Nadıfriit ansgejchloffen je. Auch handelte cs ficy bei der feit- 
ftellung der Lieferzeit bis Ende Yult nicht um eine Nachfrift, viel- 
mehr war dies der erft feitgeitellte Lieferungstermin. Der Brief 
der Klägerin vom 9. Juni ift dahin aufgefaßt, daß diefe die Feft- 
ftellung eines Feftbeftinmten Lieferungstermins ablehnte. Darauf 
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hat aber die Bellagte gejchwiegen. Hiernah war 9. ©. 3. 357 Hanvelstauf. 
nit anwendbar. I, 173/95 vom 9. Oft. 

478. Im Ball Bd. XIX, 354 hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung angenommen, ein neuer Vertrag 
jet nad) dem Nüdtritt des Käufers nicht geichloffen, es hat aber 
die Klage abgewiefen. Wiederum aufgehoben, zurüdverwiefen. 
Verkäufer Hatte, nachdem Käufer eine Vorfchußzahlung auf den 
Kaufpreis geleiftet hatte, das Rangoon-Reismehl auf dem Lager 
zu Scönebed zur Verfügung bes Käufers geftellt; der Käufer 
hatte aber nicht, wozu er berechtigt gewejen wäre, unter Weige- 
rung ber Abnahme des mangelhaften Mehls, Lieferung anderer 
Waare begehrt, fondern Rüdtritt vom DVertrage erflärt. ‘Danad) 
land eine anderweite Erfüllung bes Kaufvertrags nicht mehr in 
Trage. Ob der Käufer bie angelieferte Waare ohne vorgängige 
Defitergreifung oder nach einer foldhen zur Verfügung ftellt, ift 
aber rechtlich unerheblich, wenn der Käufer zu erkennen gibt, daß 
er bie erfolgte Lieferung als folche, wenn auch als fehlerhafte . 
gelten laffen will. Der Käufer ift feiner Verpflihtung zur NRüd- 
gewähr — AU. R. 1 5, 8. 327 — nadgelommen und Ber: 
fäufer hat über die Waare anderweit verfügt. Andererjeits fteht 
die NRedhibition auch nah A.L.R. dem Käufer einer generifchen 
Waare zu. Dana liegt die Unmöglichkeit, die fehlende Eigen- 
haft zu gewähren — U... R. I, 5, 326 —, jhon vor, wenn 
die gelieferte Waare nicht vertragsmäßig hergeftellt werden kann. 
Der Käufer ift nicht gehalten, ftatt derfelben eine andere Waare 
derfelben Gattung anzunehmen. IL, 164/95 vom 11. Dit. 

479. Gelauft find Hölzer, im Verhältniß von 30 Proz. 
Primamwaare, 55 Proz. Sekundamwaare, 15 Proz. Konjummaare. 
Die nad) Ankunft des leßten der fünf Schiffe erflärte Rüge, daß 
nur 10 Proz. Primamaare, 50 Proz. Sekundawaare und 40 Pro;. 
Konfummaare geliefert feien, war rechtzeitig. ‘Denn der Verkäufer 
war nicht verpflichtet, bei der Ladung jedes Schiffes den ver- 
Iprochenen PBrozentfag inne zu halten. Bellagte Tonnte aljo die 
Nichtinnehaltung des Prozentverhältniffes erft rügen, wenn fie 
jolches erkennen konnte. Daß diefes Schon vor Ankunft des legten 
Schiffes möglich gewefen ift, ergibt der Thatbeftand nit. IL, 
160/95 vom 15./22. Oft. 
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480. Verkäufer wurde mit der Behauptung nicht gehört: 
„Eine allgemeine Ufance geftatte eine Abweichung bi8 zu 10 Proz. 
der Waare, da Lieferungsverträge der vorliegenden Art nur an- 
näherungsweije die zu liefernde Waare angeben und die Liefe- 
rung jeldjt fid) dem Ladungsraum der Schiffe anzupaffen habe.‘ 
Denn ohne bejondere Darlegung kann nicht angenommen werden, 
daß eine Ufance befteht, die dem Verkäufer gejtattet, für eine der 


‚ mehreren Sorten fajt dba Dreifadhe der beftellten Duantität zu 


liefern, fofern er nur vom Gefammtquantum nicht über 10 Proz. 
abweicht. III, 160/95 vom 15./22. Oft. 

481. Eine Verpflichtung des Käufers zur rechtzeitigen Rüge 
der DVerfpätung der Lieferung eriftirt nit. Im der vorbehalt- 
lojen Annahme des Raufgegenftandes Liegt fein Verzicht auf Ent- 
Ihädigung wegen verfpäteter Lieferung. Ein Verzicht auf Ent- 
Ihädigung wegen VBerfpätung der bisherigen Lieferungen liegt 
auch nicht darin, daß ohne Erwähnung folder Anfprüche die 
baldigfte Lieferung der Neftpartie gefordert ift. III, 160/95 vom 
15./22. Dt. 

482. Die ber Bellagten verfauften Yampen, Schirme und 
Cylinder waren nad) Hongkong zu liefern. Sie find dort mit 
großem Brud angelommen. Die Monitur wurde vom Danjeati- 
Ihen Oberlandesgeridht und vom Neichdgericht al® nicht verjpätet 
angefehen, weil der Bruch darauf znrüdznführen fei, daß Ver- 
fäuferin die Waare nicht feemäßig verpadt habe. Die Verpadung 
jet aber Hier, wo es fi) nicht etwa um eine Weiterveräußerung 
der Waare in der VBerpadung gehandelt Habe, al® ein Mangel 
der in Folge jchlehter VBerpadung zerbrodhen angelommenen Waare 
anzufehen. Darauf erftrede fi HD. ©. 3. 347 nidt. Bei ver- 
Ipäteter Anzeige fer Käufer hier nur etwa fchadenserjagpflichtig, 
die Waare gelte aber nicht als genehmigt. Beklagte brauche alfo 
die Waare, joweit fie zerbrochen, nicht zu zahlen. I, 184/95 vom 
16. Oft. 

483. Das Mehl, welches der zu Elberfeld wohnhafte Kläger 
von der zu Danzig wohnhaften Beklagten al8 Diehl neuer Ernte 
unter Garantie für Bacfähigkeit und guten Ausfall gefauft hat, 
haben die Danziger Bäder für badfähig erklärt, die Aheinijchen 
Bäder haben fich in entgegengefegtem Sinne ausgejproden. Das 
Berufungsgericht nimmt an, daß diefer Widerjprud in der BVer- 
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Tchiedenheit ber Rheinischen und der Danziger Badart feinen Grund Hanvelstauf. 
habe, und erachtet zutreffend, daß die Beklagte ihrer Vertrage- 
pflicht durch) Lieferung eine® nad) Danziger Badart badfähigen 
MeHls genügt habe. Daraus, daß Beklagte bei Abjchluß des 
Vertrags gewußt habe, daß das Mehl zur Veräußerung und Ver- 
wendung in ber Rheinprovinz beftimmt ei, folgt feineswegs, daß 
Bellagte fih aud der Verfchiedenheit der Danziger und der 
Rheinischen Badart bewußt gewefen ift und daß fie für die Yad- 
fähigkeit des Meehls gerade nach letterer Methode eine Gewähr 
übernommen hat. Vielmehr wäre e8 Sache des Klägers gewejen, 
wenn er eine folhe Gewähr erlangen wollte, eine beftimmtere 
Erflärung des Beflagten herbeizuführen. I, 191/95 vom 19. Oft. 

484. Ein Selbfthülfeverfauf, bei welhem durch fahrläffiges 
Verhalten des BVerfäufers auf den Preis gedrüdt wurbe, fann 
al8 den Anforderungen des Gejeßes nicht entjprechend von dem 
Käufer zurüdgewiefen werden. Werfäufer verlegte die ihm bei 
der Ausführung des Selbfthülfeverfaufs obliegende Sorgfalt eines 
ordentlihen Kaufmanns dadurdh, daß er e8 gejichehen ließ, baf 
der verjteigernde Beamte die Verkaufsbedingung ftellte, „der Ver- 
fauf geichieht ohne Gewährleiftung für Güte und Beichaffenheit‘‘, 
welche geeignet war, den Preis herabzudrüden. Unerheblidy, daß 
der im Derjteigerungtermine anmwejende Brofurift des Käufers 
diefe Bedingung nicht gerügt, vielmehr auf Anfrage nur erklärt 
hat, daß er die Aufnahme weiterer Bedingungen nidyt verlange. 
Anders würde der Fall zu beurtheilen fein, wenn der Profurijt 
durch jeine Worte abfichtlid) den Beamten zu dem Glauben ver- 
leitet hätte, die gejtellten Bedingungen entjprächen dem ntereife 
der Beklagten. II, 187/95 vom 29. Dkt. 

485. Die Beklagte hat von dem Kläger Steine geliefert 
erhalten, deren der Kaufberedung entiprechendes Maß fie beitritt. 
Da e8 fih um einen großen Raum einnehmende Mengen von 
Steinen handelte, welche fhon mehrere Jahre lagerten, und Be- 
Hagte dem Kläger am 20. Dec. 1892 und 2. Ian. 1893 mit- 
getheilt hatte, die Räumung des Lagerplaßes jet notbwendig, jo 
ift e8 nicht rechtsirrthümlich — vgl. Bolze, Praris, Bd. U, 1027 —, 
wenn da8 Berufungsgericht den vom Käufer am 10. Jan. vor- 
genommenen öffentlichen Verkauf der beanftandeten Steine ale 
gerechtfertigt anfieht, zumal Verkäufer die beiden, den Verlauf 
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anfündigenden Briefe unbeantwortet ließ. III, 186/95 vom 
5. Nov. 

486. Die Erklärung des Verkäufers ift dahin verftanden, 
daß er die Untauglichfeit der gelieferten Mafchinen anerkannt 
habe. Wenn er jodann erklärt hat, der Käufer könne es machen, 
wie er wolle, jo durften beide Erklärungen zufammen dahin ver- 
itanden werden, daß damit dem Käufer alle Rechte eingeräumt 
wurden, welche er bei rechtzeitiger Mängelanzeige wegen der Un 
empfangbarfeit der Meafjchinne gehabt haben würde. III, 209/95 
bom 5. Nov. 

487. Im Fall 279. Nach den zwifchen den Parteien ge- 
Ichloffenen Schreiben beitand fein Zweifel und feine Meinungs» 
verichiedenheit darüber, daß feit abgejchloffen war, daß Klägerin 
in Hamburg zu liefern und 30 Zage nad) der Lieferung Zahlung 
zu beanspruchen hatte. Streit beitand nur darüber, ob Klägerin 
das Abkommen anzuerkennen habe, welches Bellagter mit R. ge- 
ichloffen haben wollte. Das berechtigte aber Klägerin nicht, die 
Lieferung einzuftellen; wie fie denn auc) jpäter geliefert Hat, ohne 
daß zwilchen Parteien eine Berftändigung über die Verbindlichkeit 
des R.’ichen Abkommens getroffen wäre. Die redhtsirethümliche 
Meinung der Klägerin, retentionsberechtigt zu fein, fonnte fie nicht 
entichuldigen. Sie war im Lieferungsverzug. I, 211/95 vom 
6. Nov. 

488. Zur vertragsmäßigen Beichaffenheit der verkauften 
Gerjte gehörte, wenn die Parteien beim Vertragsichluffe darüber 
einig waren, daß diefelbe von Steinfirche unmittelbar an den 
Abnehmer des Käufers nach Ilversgehofen bei Erfurt abgejandt 
werden follte, aud) deren Fähigkeit, einen Eifenbahntransport in 
Süden ohne Schaden ertragen zu können, wenn ungewöhnliche 
mit einem foldhen Transport nicht regelmäßig verbundene fchäd- 
liche Einflüffe von ihr fern gehalten wurden. Die al® gefund 
verfaufte Gerfte ift nach fünf» bis jechstägigem Eifenbahntransport 
mit Gerud) behaftet angefommen. Gegenüber der Behauptung 
bes Käufers, welcher die auf den Kaufpreis geleiftete Zahlung 
zurüdfordert, daß die Gerfte den Keim des Mangels, den fie bei 
der Ankunft am Ablieferungsorte gezeigt hat, fchon bei der Ab- 
fendung in fi) getragen habe, hat der Verfäufer die Transport: 
fähigkeit in obigem Sinne zu beweijen. Wird dargethan, daß es 
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an jedem Anhalt fehle, daß während des Zransports jchädliche Handelstauf. 
Einflüffe auf die Gerfte eingewirft haben, und wird von berufenen 
Sadjverftändigen begutachtet, daß bei folhem Sachverhalt der Ge- 

rud) auf die innere Beichaffenheit der Gerfte bei der Abjendung 
zurüdzuführen ift, fo wird dadurd ein jo hoher Grad von Wahr- 
fcheinlichkeit für die mangelhafte Beichaffenheit der Gerfte bei ber 

Abjendung hergeftellt, daß die gegentheilige Ueberzeugung auf das 

bloße äußere Anjehen derfelben nicht gegründet werden fan. Das 

die Klage abweifende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüdverwiefen. 

I, 229/95 vom 16. Nov. 

489. Die Klägerin übertrug dem Beklagten den Allein- 
verfauf ihrer Artikel für Oefterreih-Ungarn und den Orient für 
die Zeit bi8 1. Ian. 1895; Bellagter verpflichtete fih, der Klägerin 
ein Waarenlager im Betrage von 10000 Darf für feite Nech- 
nung abzunehmen. Dem Bellagten wurde das Recht eingeräumt, 
bi®8 20. Aug. 1894 von dem Vertrage zurüdzutreten, falls er eine 
Auskunft über die Klägerin von einem von zwei benannten Aus- 
funftsbüreaus beibringe, daß die Klägerin nicht Ereditfähig fei. 
Bellagter ging die zwei Büreaus an, trat am 17. Aug. 1894 von 
dem Bertrage zurüd, weil die ihm ertheilte Auskunft nicht günftig 
jei, und forderte die Klägerin auf, die Waare nicht abzufenden. 
Klägerin hat Waare für 10000 Mark abgejandt, ift aber mit 
der Klage auf deren Abnahme und Gewährung von Wecdjeln in 
diefem DBetrage abgemwiejen; Nevifion zurückgewiefen. Denn die 
Vertragsbedingung war dahin zu verftehen, daß DBellagter bis 
zum 20. Aug. 1894 wegen mangelnder Kreditfähigfeit der Klägerin 
zurüdtreten dürfte, und daß er nur nöthig Hatte, wenn er das 
rechtzeitig erklärte, eine bie mangelnde Kreditfähigfeit beftätigende 
Auskunft eines der genannten Auskunftsbüreaus innerhalb ans 
gemeffener Frift beizubringen, oder die mangelnde Kreditfähigkeit 
‚in anderer Weife darzutfun. Die Ausfunft eine® der beiden 
Büreaus vom 27. Aug. 1894 ging aber dahin, daß die Verhält- 
aiffe der Klägerin geregelt jeien, und daß man Waarentredite in 
Höhe von diverfen 1000 Mark nicht für gefährdet halte, daß aber 
ein Kredit von 10000 Mark für die gefchäftlihen Verhältniffe 
der Klägerin zu hoc) gegriffen erjcheine. Das genügte, um ben 
Nüdtritt für gerechtfertigt zu erflären. Denn der Beklagte follte 
nicht bloß das Waarenlager von 10000 Mark fofort durch Wechfel 
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deden, fondern auch dem DBeflagten eine Hhypothef von 4800 
Gulden übergeben, während Klägerin fich verpflichtet hatte, bei 
einer Konventionalitrafe von 5000 Marf, ihre Waaren in Oefter- 
reih- Ungarn und dem Drient nicht zu vertreiben, fondern ein 
gehende DOrdres dem Beklagten zu überweifen. ‘Die Aufwendung 
einer Summe von 10000 Mark war aber gefährdet, wenn 
Klägerin ihrer Verpflichtung zumiderhandelte, und fie bot dann 
feine Sicherheit für die Komventionalftrafe. I, 250/95 vom 
4. Dec. 

490, Kamm. Der Beklagte kaufte von dem Kläger im 
$. 1890 500, 250 und 250 Bündel Garn, zum Theil in be- 
ftimmt angegebener Spezies, zum Theil unter Vorbehalt feiner 
Spezifikation zur fucceffiven Abnahme nad) Bedarf. Im December 
1893 ift die Klage auf Zahlung des zum Theil al Grundpreis- 
berechneten Preijes unter Abnahme reftlicher 2531/, Bündel und 
127 Bündel erhoben. Der Bellagte ift zur Zahlung verurtheilt, 
Nevifion zurücgewieien. Das Oberlandesgeriht verfennt nicht, 
daß die Verabredung ‚‚nad) Bedarf abzunehmen” nicht eine Ber- 
bindlichkeit des Käufers für alle Zukunft begründet; daß vielmehr 
der Vertrag durch längeren Zeitablauf, wenn von feiner Seite 
weitere Erfüllung verlangt ift, insbefondere bei veränderten Ums 
ftänden (Herabgehen der Konjunktur) für aufgehoben erachtet werden 
muß. Allein der Verkäufer hat nicht längere Zeit gefchwiegen. 
Vielmehr hat er fortgejegt auf Abnahme gedrängt, und nur aus 
Coulanz die Erhebung der Klage Hinausgejchoben. Im 9. 1891 
hatte Beflagter eine Partie abgerufen. Von der gelieferten 
Dualität hatte Kläger gerade feinen Vorrath; er beftellte bei der 
Spinnerei. ALS die Partie nad) mehreren Wochen eintraf, wurde 
die Abnahme von dem Käufer mit der Erklärung zurüdgewiejen: 
er verzichte auf die Lieferung der Partie, da er fi) anderweitig 
gededt habe; er würde den ganzen Reit abgenommen haben, wenn 
Kläger hätte liefern fünnen. Darin wurde ein Rüdtritt wegen 
Lieferungsverzugs bes Verkäufers nur bezüglich diefer Partie 
gefunden, nit vom ganzen Vertrage, wie denn Käufer nad) 
diefem Vorfall noch einmal im November 1891 eine erhebliche 
Partie auf Grund bes Vertrages abgerufen und erhalten hat. 
Der Käufer konnte deshalb auf jenen Fall nicht zurüdgreifen, 
um Ende 1891 oder 1892 vom ganzen Vertrage zurüdzutreten. 
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Dielmehr hätte das nur gefchehen fünnen, wenn ein neuer LXieferungs- Handelstauf. 
verzug vorgelegen hätte. II, 234/95 vom 6. Der. 

491. Die Verabredung, daß das von dem beflagten Guts- 
befiger dem Kagenden Kaufmannn verfaufte Stroh vor dem 
1. Suli 1893 vom Felde fort fein müßte, ift vom Berufungse- 
gericht nicht für ein Firgefhäft nah H. ©. 3. 357 erachtet, welches 
den Beklagten zum Rücktritt ohne weiteres berechtigt hätte, wenn 
die Frift nicht inne gehalten wurde; Revifion zurückgewiejen. III, 
251/95 vom 10. Dec. 

492. Die Hagende Gewerkichaft hatte der Beklagten pro 
Vördertag ber Grube in der Zeit vom 1. März bis ult. Auguft 
3020 Gentner Kohlen zu liefern, für einen beftimmten Preis 
verfauft. Die Klägerin hat von diefem Duantum 23730 Eentner 
nicht geliefert. Der Schadenserfataniprud) ber Beklagten ift ab- 
gewiejen. Denn Bellagte hatte die Klägerin bereits am 21. März 
erjucht, bi8 auf weiteres Kohlen an ihre Adrefje nicht abzurichten, 
jondern die abgejchloffenen Duanten, über welhe Beklagter nicht 
verfüge, für deren Rechnung zu lagern. Das hat Klägerin ab- 
gelehnt; der Rüdftand ift aber nachgeliefert; dann ift Beflagter 
wieder im April mit ihren Orbres im Nüdjtand geblieben, ohne 
daß diejer Rüditand durch bie Mehrlieferung der folgenden Monate 
ausgeglichen ift. Am 26. Aug. hat die Beflagte die Klägerin er- 
juht, alle ihr noch zuftehenden Kohlen, über die fie noch nicht 
verfügt hatte, ohne Abwartung weiterer Drdres an bie Beflagte 
nad) Breslau zu fenden. Darauf ift Klägerin nicht eingegangen; 
fie hat nad) dem 31. Aug. jede weitere Lieferung abgelehnt. Aus 
der wirthichaftlichen Natur diefe8 Vertrags folgt, dag einerjeits 
der Lieferungspflichtige nicht dem Abnehmer das gefammte Ouantum 
bei Beginn oder am Schluß der Geihäftsfaifon aufdrängen darf, 
andererjeits hat der Käufer das fürdertäglihe Duantum in regel- 
mäßigen Raten abzunehmen. Zu einer Lagerung der Kohlen war 
die Klägerin nah 9. ©. 3. 343 wohl berechtigt, aber nicht ver- 
pflichtet. Zwar war im DBertrage beftimmt, daß die zu wenig 
abgenommenen Kohlen vierteljährlich aufgerechnet und durd) Accept 
beglichen werden follten. Dabei haben die Parteien, wie jchon 
aus der Beitimmung vierteljährlicher Abrechnung hervorgeht, nur 
an geringfügige Rüdftände gedacht; nicht wie hier an einen 
Nüdftend von zwei Dritteln des ganzen Förderungsquantume 
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für einen Monat. Klägerin war alfo nicht im Verzuge, wenn fie 
die nicht beorderten Kohlen nicht Tagerte und bie Drdre vom 
26. Aug. unausgeführt ließ. Zu einer Lieferung nad) Ablauf ber 
Sommermonate war die Klägerin aber nicht verpflichtet. I, 265/95 
vom 11. Dec. 

493. Klägerin bat au der Bellagten 75000 Centner 
Stüd- und Würfellohle zur Wafferverladung auf der Ober für 
die Dauer der Schiffahrt verfauft. ‘Davon find 17350 Centner 
nicht geliefert. Der Schadenserfaganfpruch der Bellagten ift ab- 
gewiefen. Denn die Bellagte Hat in den Monaten März bis 
Mai Ordre überhaupt nicht ertheilt; die vom Sunt bis 20. Aug. 
ertheilten Drdres hat Klägerin ausgeführt. Auf die Anfrage der 
Beflagten vom 21. Aug., ob die Klägerin den Reft noch im 
Auguft liefern werde, durfte dieje fchweigen und weitere Ber- 
fadungen nach dem 30. Aug. ablehnen. I, 265/95 vom 11. Dec. 

494. Im Fall Bd. XVII, 435 hat das Berufungsgeridt 
nad) erneuter Beweisaufnahme für die nicht zurüdigegebenen Säde 
nur die Erftattung des Werth8 von 20—30 Pf. per Sad zus 
geiprochen, weil für mindermwerthige fogen. Erportjäde ein Mieths- 
zins nicht entrichtet zu werden pflegt, vielmehr werde hier, wenn 
die Waare ohne Sad verkauft fei, nad Handelögebraud) der 
Werth erftattet, wenn ber Sad nah adıt Wochen nicht zurüd- 
gegeben werde. So weit wurde die Nepifion zurüdgemwiejen. II, 
181/95 vom 13. Dec. 

495. Die Mängelanzeige an den Agenten W. fonnte nicht 
um deswillen al8 9. ©. B. 347 entjprechend erachtet werden, weil 
W, nad) feiner Behauptung bei Abjchluß des Vergleih8 bevoll- 
mäcdtigt gewefen und Käuferin ihn zur Entgegennahme der 
Mängelanzeige für legitimirt erachtet habe. E8 bedurfte des Nad)- 
weifes, daß der Agent vom Verkäufer beauftragt war, bie Mängel- 
anzeige entgegenzunehmen, oder daß fie durch W. rechtzeitig an 
den Verkäufer gelangt ift. IL, 181/95 vom 13. Dec. 

496. Derküufer hat da® zur Margarinebereitung dienende 
am 1. April verfendete Rinderfett (premier jus), welches der 
Käufer nicht angenommen hatte, am 8. oder 9. April von der 
Bahn zurüderhalten. Nachdem Verkäufer dem Käufer bereits am 
3. und 5. April erklärt hatte, er werde den Selbfthülfeverfauf 
vornehmen, hat er denfelben erft am 20. Mai vorgenommen. 
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Da premier jus dem Derderben ausgejett ift, und „‚frifche 
Dualität‘’ vertragswefentliche Eigenjchaft war, ift der Selbfthülfe- 
verfauf als verjpätet angefehen und die Klage auf die Preis- 
bifferenz abgewiefen; Revifion zurüdgewiejen. I, 272/95 vom 
14. Dec. 

497. Der Kläger betreibt zu Krojanfe eine Gaftwirthichaft 
verbunden mit einem Kleinen Materialwaarengefchäft, befitt außer 
feinem Hausgrundftüd fein Land und hat nie mit Getreide gehanbelt. 
Er hat aber 98000 Mark in der Lotterie gewonnen. Gleichwohl 
hat er im Laufe eines Monats nominell die Lieferung von 
30000 Gentner Roggen und 20000 Gentner Weizen der Beklagten 
zugefagt.. Daß der Kläger auch bei feinen Vermögend- und 
Standed- und Erwerbsverhältniffen nicht daran benfen Tonnte 
und nit daran gedadit hat, fich diefe 30000 Centner Roggen 
und 20000 Gentner Weizen anzufchaffen, um fie der Bellagten 
zu liefern, bat der Berufungsrichter zutreffend damit begründet, 
daß jelbjt, wenn der Kläger fein ganzes Vermögen, was dbod 
wenigftens zu einem erheblichen Theile nicht einmal jofort reali- 
firbar war, in diefe eine Spekulation hineingeftect hätte, daffelbe 
nit einmal ausgereicht haben würde, den erften Schluß über 
169000 Mark zu beden. Nun würde es völlig abwegig fein, 
wenn man jowohl in Bezug auf die Beweglichkeit der faufmänni- 
ihen Transaktionen als in Bezug auf die Geneigtheit der Ueber- 
nahme größter Rifiten einen Keinen Gaftwirth in einer weit 
preußischen Provinzialftadt mit einem Kaufmann der Getreidebrandje 
vergleichen wollte, welcher fein ganzes Vermögen in diefem Ge- 
fchäft ftedden hat, täglich den Kredit in Anfpruh nimmt und ge- 
währt, an der Börfe felbit Gefchäfte in diefer Branche madıt. 
Wenn e8 einem Kaufmann biefer Art feine Schwierigkeit madjt, 
und wenn er nicht davor zurüdichredt, Gefchäfte über das Mehr- 
fache feines Baarvermögens abzufchließen, in der effektiven Ab- 
fiht, Ddiefelben auch durd Lieferung zu realifiren, fo läßt das 
feinen Schluß zu auf das geichäftliche Gebahren von Leuten aus 
ber Klaffe des Klägerd, welche weder Gejchid noch Beruf zum 
Getreibehandel haben. Auch die weitere Annahme des Berufungs- 
gerichts, daß die Beklagte aus den Gebahrungen des Klägers fo- 
fort erfannte, daß derjelbe nur auf Differenzen fpelulire und 
nicht effeftiv Tiefern wollte, und daß fie auf diefe Intention ein- 
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ging und in dem Sinne mit bem Kläger fontrahirte, widerfpricht 
nicht den durch die Verhandlungen indizirten Thatfachen und ben 
Umftänden des Falles. Die Inftanzgerichte haben angenommen, 
daß reine Differenzgefchäfte vorlagen, Revifion zurüdgewiejien. 
L, 103/95 vom 15. Juni. 

498. Der Kläger hatte der Beklagten, mit welcher er nad) 
feiner Behauptung reine Differenzgefchäfte geichloffen hat, eine 
Hypothef für 30000 Mark in Form einer Darlchnshhypothek be- 
jtelt. Die Differenzen find demnächft zwifchen den Parteien als 
Baluta der Hhpothef verrechnet. Kläger fordert die Xöfchung der 
Hypothel. Das Neichsgericht Hat die Klagabweifung aufgehoben, 
zurücdvermwiejen. War von vornherein eine Verrechnung ber HYpo= 
thefenvaluta mit den Forderungen, welche Beklagte an den Kläger 
erwerben würde, beabfichtigt, fowie diejfe VBerredhnung hernadh ftatt- 
gefunden hat, fo ftand dem Kläger eine der vertragsmäßigen Auf- 
rechnung mit feiner Spielfhuld fähige Forderung auf Auszahlung 
der DBaluta gegen die Beklagte nicht zu, vielmehr hatte er nur 
im Voraus ber Beklagten unter dem Vorwand eines empfangenen 
Darlehns eine Hypothek für den Ball beftellt, daß die Beflagte 
aus den Börjengejchäften Forderungen gegen ihn erwerben follte. 
Diefe Verabredung ftellt fi im beiten Yall — nämlid) abgejehen 
von dem Gefichtspunft einer Simulation — als eine im Voraus 
verabredete Umwandlung (Novation) der Schuld aus den Börfen- 
geihäften in eine Darlehnsichuld dar, die, wenn jene eine Spiel- 
ihuld war, ebenfo wenig Nechtsbeitand Hatte wie fie. V, 465/94 
vom 22. Juni 95. 

499. Im Fall Bd. XVII, 474 hat da8 Berufungsgericht 
nun die lage abgewiejen unter der Annahme, daß reine Differenz- 
gefchäfte vorlagen; Nevifion des Klägers zurüdgewiefen. ‘Der 
Berufungsrichter hebt richtig hervor, daf die bei allen Spelulations- 
geihäften vorhandene börfenmäßige Möglichkeit der Dedung nur 
für den auf Gewinn duch Umfaß fpefulivenden Kaufmann einen 
Einn hat, nicht aber für den Spekulanten, der nicht umjegen 
will und kann, weil er weder den Preis zahlen no die Waare 
liefern Tann. I, 117/95 vom 6. Yuli. 

500. Der Bellagte hatte erfahren, daß die Kläger feine 
Rumänische Rente und feine Ungarifche Goldrente am 30. Dt. 
1890 verkauft hatten. Anfang Januar 1891 war ihm ein Konto- 
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auszug übermittelt, welcher mit einem Saldo zu Gunjten der 
Kläger abjchloß, nachdem der Erlös aus dem Verkauf jener Papiere 
gutgefchrieben war. ‘Darin, daß Bellagter dies Kontokurrent ohne 
Vorbehalt ald richtig anerkannt hat, findet da8 Berufungsgericht 
ohne Gefetesverlegung eine nachträgliche Genehmigung des DVer- 
faufs feiner Papiere, jowie die Erklärung des Einverftändniffes 
damit, daß der aus dem Verkaufe der Papiere erzielte Erlös ale 
Zahlung auf feine Schuld aus den mit Klägern abgeichlojjenen 
Börjengejchäften verrechnet werde. ine foldhe vertragsmäßige 
Verrechnung fteht der freiwilligen Zahlung rechtlich gleih. — 
Bol. SS. 300 und 301 A. L. R. 1, 16. — Bellagter kann des- 
halb — 8. FEAR. I, 11 —, obwohl die Schulden, auf 
welche die Zahlung verrechnet wurden, Kagloje Differenzgeichäfte 
waren, weder bie verfauften Papiere noch deren Erlös zurüd- 
fordern. I, 147/95 vom 21. Sept. | 

501. Der Bellagte war Angeftellter bei einer Banffiliale 
mit einem Sahresgehalt von 3000 Marl. Schon bdieje Stellung 
hätte den Kläger, einen Wechfeljenfal zu Frankfurt a. M., abhalten 
müffen, fi mit dem Bellagten in Spefulationsgefchäfte einzulafjen. 
Die Einnahme des Beklagten reichte, wie Kläger wußte, nicht aus, 
um befjen ftet8 wachjende Differenzichulden zu deden. Nur mit 
Rüdfiht auf das Vermögen, welches der Beklagte einmal nad) 
dem Zode feines Waters zu erwarten Hatte, Treditirte ihm der 
Kläger. Bis dahin fonnte aber die reale Erfüllung der ab- 
geichloffenen Geichäfte nicht ansgejett bleiben. Auf dem Auswege 
der Abnahme oder Lieferung durd Dritte würde der Beklagte nur 
wieder mittelbar Differenzgeichäfte abgefchlojjen haben. E8 Hat 
auch) eine Abnahme oder Lieferung niemals ftattgefunden. Bellagter 
hat nicht einmal die Differenzen an den Kläger zahlerr fönnen. Die 
gehandelten Papiere waren hauptjächlic) jolche, welche der Spefula- 
tion dienten. Die Rechnungen des Klägers enthalten endlich nur 
die monatlichen Differenzpoften, feine Belaftung oder Gutjchriften 
mit den Beträgen der Effekten. Das Neihsgericht hat deshalb 
abweihend vom Berufungsgericht die Einrede der reinen Differenz- 
geichäfte für begründet eradjtet und die auf Zahlung von 283396 
Dark 68 Pf. gerichtete Klage abgewiefen. 1, 179/95 vom 12. Oft. 

502. Bgl. 11. Auh wenn man nad) der Sacdjlage den 
von den Parteien abgefchloffenen Vertrag ald Sozietät auffaßt, 
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fo verjagt dod) die actio pro socio, weil die Sozietät der Parteien 
einen Spielvertrag enthält und Spielverträge, aud wenn fie nicht 
ftrafbar find, doch nad) Gem. R. als gefetlich verbotene Gejchäfte 
gelten; e& handelt aber inhoneste, wer fontrahirt lege contrahere 
prohibente. III, 164/95 vom 18. Oft. 

503. Kläger hatte mit einem Banfır N. Spekulation: 
geichäfte in Werthpapieren gefchloffen. Er hatte ihn beauftragt, 
per ult. April 1893 30000 Marf Diskontofommanditantheile 
und fpäter per ult. Sunt 1893 15000 Mark Handelsantheile zu 
faufen. Die Papiere find nie bezogen, bie Gefchäfte von Monat 
zu Monat prolongirt. Nachdem N. dem Kläger im December 
1893 wiederholt angefündigt hatte, daß er Abnahme der Papiere 
ult. December verlange, hat Kläger nichts zur Abnahme gethan, 
N. hat aber feinerjeitd verfäumt, von einem der Nedhte, die ihm 
für jenen Fall nad) Art. 357 9.©.3., vgl. mit 354, zuftehen, 
den erforderlichen unverzüglicden Gebrauh zu maden. Durd 
biefes8 Verfäumniß ift nad) dem Berufungsurtheil jeder Anjprud) 
des N. aus dem am 29. Nov. per ult. December geichloffenen 
Verlauf hinfällig geworden, jodaß N. nit nadjträglih Rechte 
gegen den Kläger geltend machen fonnte. Dagegen fei Kläger 
die Differenzen aus den früheren Brolongationen fchuldig geblieben. 
Die hiergegen eingelegte Revifion des Klägers ift abgewiefen. Denn 
die Prolongationen hatten nicht die Bedeutung, daß die Erfüllung 
der per ult. April und per ult. Iunt abgejchloffenen Gejchäfte von 
Monat zu Monat einfach hHinausgejchoben wären. Vielmehr wurde 
zunächjit durch Neportirung ein neuer und jelbjtändiger Kauf ge- 
Ichloffen, deffen jpäteres Schidfal die aus den vorausgegangenen 
Kaufverträgen und ihrer Abwidelung entiprungenen Differenz- 
anfprüde nicht berührten. Aud) wenn bei den fpäteren Prolon- 
gationen nicht mit dem gejchuldeten Kaufpreife der aus dem Nüd- 
fauf zum Liquidationsfurs entftandene Anfprud) des Klägers auf- 
gerechnet, fondern unmittelbar fofort die Differenz feitgejtellt wurde, 
hat für diefe Fälle das Berufungsgericht ohne Nedhteirrthfum an« 
genommen, daß der gerade zu erfüllende Kaufvertrag durd) Be- 
rehnung ber Differenz regulirt, und ein neuer Kauf per ult. dcs 
näcdften Monats gefchloffen wurde. LI, 183/95 vom 25. Okt. 

504. Der Beklagte, ein Kaufmann zu Stuttgart, hatte mit 
dem Agenten der Berliner Klägerin bei Ertheilung des Auftrags 
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zu einem Zermingefchäft in Weizen erklärt, daß Lieferung und 
Abnahme ausgejchloffen fein folle. Das Kammergericht hat die 
Klage auf Volljtredbarkeitserflärung des Spruches des Schiede- 
gericht3 der Berliner Produftenbörfe, durch welches Beflagter zur 
Zahlung der Differenz, welche fid) nad) einem fpäter mit ber 
Klägerin gefchloffenen Gegengejchäft ergab, abgewiejen. ‘Denn das 
durch den Schlußfchein beurfundete Gefchäft war fein Kaufvertrag, 
jondern ein reines Differenzgefchäft. Zwar enthielt der Schluß- 
ihein die Klaufel: ‚„‚Durd) Unterfchrift diefes Schlußfcheins werden 
alle von defjen Bedingungen abweichenden früheren Vereinbarungen 
ungültig.” Allein der Berufungsrichter hat feftgeftellt, daß der 
Inhalt des Schlußfcheins dem wahren Willen der Kontrahenten 
nicht entiprad. Der Beklagte durfte dies auch geltend machen, 
da er dem Agenten der Klägerin feinen wahren Willen Eunb- 
gegeben hatte und annehmen durfte, daß ihn der Agent der Klägerin 
jo übermittelt habe, wie er erklärt war, und daß der Schlußichein, 
der ihm von bemjelben Agenten vorgelegt wurde, etwas Anderes 
nit zum Ausdrud bringen oder doch nicht als der Ausdrud des 
wahren Gejchäftswillens gelten folltee Aus diefen Gründen: ift 
die Revifion zurüdgewiejen. I, 237/95 vom 23. Nov. 

505. Ein Berliner Kaufmann wollte bei einer Berliner 
Bank fein Guthaben abheben. Da foll ihm der Direltor ge- 
rathen haben, mit dem Gelde zu fpefuliven. Seine dagegen er- 
hobenen Bedenken habe der Direktor mit den Worten befeitigt: 
‚Der Kunde befommt die Papiere das ganze Jahr nicht zu fehen.” 
dur den Fall, daß Bellagter diefe Thatjache bejchwört, ift die 
Klage auf Zahlung des Reftes aus den eingegangenen Spefula- 
tions» als reinen Differenzgefchäften abgemwiefen und die Banf 
nit für befugt erklärt, den Erlös aus dem Depot des Beklagten 
zunädhft auf die Forderung aus den Spielgefchäften aufzurechnen. 
Revifion zurücgewiefen. Das Berufungsgericht führt aus, zur 
Annahme eines verbotenen Differenzgefchäfts genüge eine Willens» 
einigung darüber, daß eine thatfächliche Abnahme oder Lieferung 
der gehandelten Stüde von feiner Seite verlangt werden würde, 
und das Bewußtjein beider Vertragfchließenden, daß der Kunde 
lediglich den Kursgewinn realifiren, die betreffenden Stüde aber 
weder zu Eigenthum erwerben noch zum Verkaufe anliefern wolle, 
daß aber eine weiter gehende Verpflichtung ein Geihäftsmann 
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vernünftigerweife nicht eingehen werde. Das ift nad) dem Zu- 
fammenhang der Enticheidungsgründe dahin zu verftehen, daß 
wenn die Umftände ergeben, daß beide Parteien dba8 Bemwußtjein 
hatten, daR Tediglicd ein Kursgewinn realifirt werden follte, der 
Schluß auf eine ftillichweigende Vereinbarung dahin gerechtfertigt 
fei, daß Abnahme oder Lieferung der gehandelten Papiere aus 
geichloffen jei. Das Berufungsgericht hebt namentlich hervor, e& 
entfpreche der befannten Börfengepflogenheit, folche Transaktionen 
in das Gewand der Käufe und Verkäufe zu Kleiden, die Uns 
flagbarfeit reiner Differenzgeichäfte unter dem Dedmantel realer 
Käufe zu umgehen. I, 234/95 vom 23. Nov. 

506. Das Berufungsgericht Tegt entjcheidendes Gewicht 
darauf, daß abgejehen von einem Gefchäft über 100000 Liter 
Spiritus fänmtlihe vom Bellagten mit 9. & Co. gejchloffenen 
Gejchäfte Zeitgefchäfte waren, von denen feines durd) Lieferung 
und Abnahme erfüllt ift, daß auf diefe Weife in etwa 1", Jahren 
Sefchäfte über mehr als 1°, Millionen Mark in Effekten, über 
ca. 1, Millionen Mark in Spiritus, über ca. 170000 Mart 
in Roggen und ca. 140000 Marf in Weizen gemadt find, dak 
monatlih Gejchäfte über 50000 Mark in der Schwebe waren, 
von denen fi) eins an das andere anidloß, und daß Bellagter 
ein mit effeftivem Waarenhandel gar nicht befaßter, auf foldhen 
nicht eingerichtetev Rentner war. Es ift danach angenommen, 
daß jowohl 9. & Co. al8 der Beklagte bei den Gefchäften von 
vornherein über den Ausichluß der effektiven Erfüllung einig 
waren, daß reine Differenzgeichäfte vorlagen. E8 fet unerheblid,, 
ob DBeklagter fih al8 Kaufmann bezeichnet, ob er die Börje be- 
\udht, fid) im Befig einer Börfenfarte befunden hat, ob er in 
Börjengefchäften bewandert war und ob er ausreichende Mittel zur 
eifeftiven Erfüllung der abgeichloffenen Gefchäfte befaf. Danad) 
ijt die Klage auf die nad Abzahlungen verbliebene Reftforderung 
abgewiejen; Revifion zurüdgewiejen. I, 26%/95 vom 14. Dec. 

507. Ch. hatte bei der Beklagten VBerficherung genommen, 
der Klägerin find in Höhe ihrer Forderung die dem Ch. gegen 
die Beklagte aus dem Verficherungsvertrage zuftehenden Anjprüche 
zur Einziehung überwiejen. Nacd den Allgemeinen Verjicherunge- 
bedingungen erliicht die Entichädigungsverpflichtung, wenn die ver- 
fiherten Gegenftände — hier während der Zeit, während welder 
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fie außer Zhätigfeit waren — translocirt find. Hat Ch. diefe 
Anzeige unterlafien, jo war er nicht dadurd) entichuldigt, dag ihm 
der Agent der Beklagten erklärt hat, diefe Anzeige jei nicht er- 
forderih. Auch nicht durch die Annahme, die Beklagte werde 
jener Vorjchrift Feine Bedeutung beimeffen, weil fie auf den Ver- 
fiherungsantrag unter Verzicht auf gewöhnlid) verlangte Erforder- 
nijfe eingegangen war; zumal gerade bezüglich des Standorts der 
verficherten Gegenftände der Verfiherungsantrag nur unter Ein- 
Ihränfungen genehmigt war. Ch. würde aber entjchuldigt fein, 
wenn er dem Agenten die Zranslofation angezeigt hätte und diefer 
die Anzeige der beflagten Gefjellichaft nicht mitgetheilt hat: und 
zwar, weil der Agent die Anzeige trrthümlich nit für nöthig 
hielt. Der IrrthHum war aber durd) das vom Generalagenten an- 
gelegte, dem Agenten behändigte Verficherungsregijter hervor- 
gerufen, in welchem Ch. al8 an allen Orten verfichert eingetragen 
war. Diejer Eintrag war auf Grund des Antrags erfolgt, und 
die Bellagte hatte den Agenten von der nur unter Einfchränfungen 
erfolgten Annahme des Antrags nicht bejonders benadjrichtigt. 
II, 81/95 vom 18. Suni. 

508. DO. war bei einer Handelsgefellihaft 3. & Co. in 8. 
betheiligt.. Die Gefellichaft erlitt einen Brandichaden dadurch, 
daß, wie jett durch Schwurgerichtsurtheil wider D. ausgejprocden 
it, D. das Teuer anlegte. Wenn auch bei der offenen Dandels- 
gefellfchaft und bei der Kommanditgejellichaft die juriftiiche Kon- 
Itruftion die ist, daß das Eigenthum der Waaren und anderen 
Sadıen, welche der Gefellfchaft gehören, nicht nad Quoten unter 
die Gefellichafter aufgetheilt ift, fo ift e8 doch nicht weniger wahr, 
daß die Gefellichafter zufammen das Eigenthum haben, daß der 
einzelne Gefellichafter einen feinem Guthaben entjprechenden An 
theil am Gefellfchaftsvermögen hat, daß er direft am Verlujt und 
Gewinn betheiligt ift, daß die Gefellichafter zufammen und jeder 
Gejellichafter für feine Perfon den Brandichaden erleiden, welcher 
Saden betrifft, die zum Gejellfchaftsvermögen gehören. Als DO. 
jpäter die Bindwaarenfabrif von S. & Söhne gepadhtet hatte, 
hat er Inventar und fein Mobiliar bei einer englifchen Gejell- 
Ihaft gegen Brandichaden verfichert. Er hat bei mehreren Ber- 
fiherungsanträgen die geftellte Frage, ob er früher fchon einen 
Drandichaden erlitten habe, mit Nein beantwortet. Der Um 
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ftand, daß die verbrannten Sachen ber Hanbdelsgejellichaft 3. & Eo. 
gehörten, fchließt die Annahme nicht aus, daß DO. jene Trage 
wiffentlich falfch beantwortet Hat. I, 170/95 vom 6. Yuli. 

509. Der Berficherungsnehmer hatte eine DMafchine, bei 
welcher die Ueberlaffung an Dritte zu deren Benußung und Be- 
trieb ins Auge gefaßt war, unter Vorbehalt des Figenthbums an 
B. verkauft und bdiefer fie feinem Sohne zum Betrieb und zur 
Benugung überlaffen. „Wenn ein Mitglied des (verflagten) 
Teuerverficherungsverbandes den Brand vorfätlih oder burd 
eigenes grobe® Verfchulden verurfadht...., fo verliert e8 jeden 
Anipruh auf Entihäbigung ....” Diefe Beitimmung der AIf- 
gemeinen Verficherungsbedingungen wurde auch auf den durch ben 
Sohn des DB. fchuldvoll veranlaßten Brand bezogen und dem= 
gemäß der Entichädigungsanfprucd des Verficherungsnehmers ab: 
gewiejen, weil der Verficherungsnehmer der Verficherungsanftalt 
gegenüber die Handlungen eines Dritten, weldher auf Grund eines 
Bertretungs- ober anderen Verhältniffes an feiner Stelle fteht, 
al8 die feinigen gelten laffen muß. — Böhls Handelsrecht, Bd. 4, 
©. 314; Malf in Goldfhmidts Zeitichrift, Bd. 13, ©. 59. — 
Revifion zurückgewiefen. III, 169/95 vom 22. Dit. 

510. Kläger hat feinen Brandfhaden auf 11160 Marf 
beredynet. Die Bellagte behauptet, diefe Liquidation fei wiffent- 
lich falfch aufgeftellt.. Zur Zeit des Brandes jeien nur 27 alte 
Häute a 10 Mark im Lagerraum vorhanden geweien. Damit 
ift fie nicht gehört, weil kurz vor dem Brande erheblide Vor- 
räthe aus dem Lager geftohlen feien, ohne daß erwiefen jei, Kläger 
habe dies gewußt, als er die Berechnung aufitellte. Danad) ift 
feine wifjentliche Ueberliquidation angenommen; Revifion zurüd- 
gewiefen. III, 222/95 vom 22. Nov. 

51l. Der Bauunternehmer, welcher für einen Delfabrifen- 
verein einen Qagerfchuppen baute, verficherte denjelben bei der Be- 
Hagten vor der Vollendung. Wenige Tage nad der Vollendung 
ift derfelbe durch einen Brand bis zum erjten Boden zerftört; 
die Beklagte ift zur Bezahlung des Brandfchadens verurtheilt, 
Nevifion zurücgewiefen. In der Police war angegeben, daß das 
Gebäude im Keller, Barterre und im erften Stod durd eijerne 
Thüren mit der Oelfabrif verbunden fe. Daß eine Oeffnung 
nach der Fabrik auch auf dem zweiten Boden angebracht werde, 
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lag im Bauplan. Der Verfiherungsnehmer war nicht verpflichtet, 
ohne Befragen dies der Verficherungsgefellfchaft mitzutheilen. “Der 
Bertreter der Beklagten hatte aber fchon bei der Befichtigung ge- 
jehen, daß die in der Police bezeichneten Räume durch eijerne 
Zhüren mit der Fabrik verbunden waren. 8 lag nahe, anzu= 
nehmen, daß dies bei den aufzujegenden Räumen aud) der Tall 
fein werde. I, 246/95 vom A. Dec. 

512. Abdgefehen von dem Fall einer Sciffskollifion — 
9.©.3. 825 — haftet der Berficherer von Schiff oder Fradıt 
nit für den Schaden, welder daraus entfteht, daß der Nheder 
für den durch eine Perjon der Sciffsbefagung einem Dritten 
zugefügten Schaden haften muß, namentlich alfo nicht für den 
durh einen Zufammenftoß mit einem Pier diefem ermwadjfenen 
Schaden, für welchen da8 Schiff hatte auffommen müfjen. Das 
ergibt fi) aus der Entftehungsgefchichte der Beftimmung. I, 7/95 
vom 8. Mai. | 

513. Die Klägerin hatte bei der beklagten Verficherungs- 
gefellfchaft für ihre jämmtlichen Verfendungen und Beziehungen 
von Lumpen Verfiherung laut Generalpolice genommen. Die 
Klägerin hat im 9. 1892 201 Ballen Rumpen von England be- 
zogen, die fie in ihr Verfiherungsjournal unter Angabe der Route 
Balley- Düren via Antwerpen eingetragen hat. Die Lumpen find 
in Hull verladen auf den Dampfer „Tef”, aber nicht mit dem- 
jelben Schiffe nach Antwerpen befördert, fondern wegen des durd) 
die Cholera veranlaßten Verbots, Rumpen durd;) Belgien nad) 
Deutichland zu fahren, auf VBeranlaffung des Hlägerifchen Agenten 
in Dlieffingen ausgeladen, bort einige Zeit gelagert und nad 
Aufhebung des Verbot3 mit einem andern Schiffe nach Antwerpen 
verfaden. Auf der Schelde zwifchen Blieffingen und Antwerpen 
wurde diefes Schiff angejegelt, und die Xadung ift verloren ge- 
gangen. Klägerin war mit ihrem Anfprud) aus der Verficherung 
abgewiefen. Denn nah dem Eintrag im Journal waren bie 
Güter verfichert für den Sceweg von Hull bi8 Antwerpen, von 
da für den Landtransport bis Düren. Eine davon abweichende 
Anzeige ift auch der Beklagten nicht gemadjt. Der regelmäßige 
und gebräuchliche Seeweg geht aber ohne Anlaufen von Vliefjingen 
und ohne Umladen von Hull nad) Antwerpen. Hier lag aljo 
eine durd die Verficherung nicht gededte Aenderung der Seereije 
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vor — 9. ©. 2.817 —, ba ein anderer Beftimmungshafen ge- 
wählt war, mit deffen Erreichung die verficherte Seereife beendet 
war. Die Reife von Vlieffingen nad) Antwerpen in einem andern 
Schiffe war dann eine neue Seereife. Diefe neue Reife war mit 
Genehmigung der Klägerin erfolgt, und foweit fie auf einen Noth- 
jall zurüdzuführen, haftete die Beklagte nach ihren Bedingungen 
nicht für Nachtheile, welche dur) Verfügungen von hoher Hand 
entjtehen. Unerheblidy ift aber für den Ausfchluß der Haftung 
der Beklagten, ob der nach der Veränderung der Reife eingetretene 
Unfall nit im urfädhlihen Zufammenhang mit der Aenderung 
der Reife fteht. Auch würde Beklagte nicht haften, wenn man 
nur eine durd die Abweihung von der verficherten Reife oder 
anderweit bewirkte Vergrößerung oder Veränderung der Gefahr 
annimmt — 9. ©. B. 818 —, da feiner ber dortigen Ausnahme: 
fälle vorliegt. So weit find die Revifionsangriffe unbegründet. — 
Bol. Bd. IX, 428, und R. ©. E., Bd. 3, ©. 142 ff. und ©. 86 ff. 
— 1, 83/95 vom 1. SIunt. 

514. Die Sadhe wurde aber zurücdverwiejen, um über die 
Behauptung der Klägerin Beweis zu erheben, fie habe auf die 
ihr von dem Generalagenten der Beklagten vor dem Abfchluffe der 
Berfiherung gemachte Offerte erflärt, daß ihr irgend welche Cin- 
wirkung auf die Routen der ihre Güter transportirenden Scdiffe 
nicht zuftche, da die Spediteure ihre Preisofferten mit Rüdjicht 
auf die fich ihnen barbietenden Gelegenheiten ftellten, die Waare 


“zu einem billigen Fradtiage in einem mit anderen Waaren be- 


ladenen Schiffe unterzubringen, welches mandjmal auch auf in- 
direkten Routen verfchiedene Häfen berühre. Mit Nücjicht hierauf 
wünfche Klägerin eine Verficherung abzufchließen, die fi auf alle 
Routen beziehe, jodaß ihre Waaren, folange fie fih auf dem 
Transporte befinden, ftetS verfichert feien, aucd wenn fie auf in- 
direkten Nouten befördert würden; andernfalls verfichere Klägerin 
bei der Beklagten überhaupt nidt. Dies habe die Beklagte 
acceptirt, und das habe mit 8. 12 der befonderen Bedingungen 
ausgejprohen werden follen, nach welchem die Police auch alle 
Waarentransporte der Berficdherten, welche auf anderen als den 
vorbezeichneten Routen reijen und die in der Police nit aus= 
drücdlich genannt find, zu den jeweilig bilfigften Prämienjägen 
der Gefellfchaft det. Diejen Behauptungen fan nicht jede recht- 
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iche Erheblichfeit abgejprocdhen werden. Auch Täßt fi daraus, 
daß die mündliche Vereinbarung in der fchriftlichen Police nicht 
in einer für Dritte verftändlichen Weije erwähnt ift, nicht ohne 
weiteres jchließen, daß Parteien diejelbe haben fallen laffen wollen. 
— PH. R.D.9 6. €, Bd. 25, ©. 305 ff. — I, 83/95 vom 
1. Int. 

515. Nad) den befonderen Bedingungen ber von der Klägerin 
in Witten a./d. Ruhr genommenen Generalpolice mußte fie das 
Schiff, in weldhem die verficherten Güter transportirt wurden, 
und den Schiffer in das Ajfefuranzjournal eintragen, jobald fie 
darüber Mittheilung erhielt, und der Verficherungsgejellichaft jo- 
fort durch Abfchrift des Eintrags Nachricht geben, und zwar bei 
Verluft des Anfpruch8 aus der Berfiherung — vgl. aut 9.6.2. 
821 —. Mlein während der achtjährigen Dauer bes Berfiche- 
rungsvertrags ift das in jehr zahlreichen Fällen nicht gejchehen 
(24—43 Broz. der Fälle), ohne daß jemals die Unterlaffung von 
der Beklagten gerügt ijt. Die Beklagte hat jogar in vier der- 
artigen Yällen, in denen ein Schaden eingetreten war, denfelben 
erftattet. Daraus entnimmt da8 Berufungsgericht ohne Gefees- 
verlekung, daß die Parteien ftillihweigend dahin übereingelommen 
waren, die Unterlaffung folle den VBerluft des Anjpruch® über- 
haupt nicht zur Yolge haben. Die Unterlaffung fteht aljo aud 
hier, wo 20 Fäller Spaten verfichert waren, weldje von Antwerpen 
nad) DOdeffa verjendet wurden, dem Entichädigungsaniprud) nicht 
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geftrandeten Dampfer „„Regel” nicht angezeigt war. ‘Das Urtheil 
wurde aber aufgehoben, weil der Beweis, daß alle 20 Fäller ver- 
loren gegangen feien, nicht erhoben, vielmehr die TIhatjache ohne 
genügende Begründung und unter Verfennung der Beweislait 
feftgeftellt war. I, 116/95 vom 3. Juli 96. 

516. Wenn ein Schiff auf Grund ordnungsmäßiger Be- 
gutadhtung der Schäden fondemnirt und dffentlid) verkauft worden 
it, fo kann fi) der Verficherer den Rechtsfolgen diefer Deapregel 
nit dur) den Nachweis der Unrichtigfeit der Begutachtung ent- 
ziehen, fofern nicht etwa der Verficherte oder der als deifen gejchäft- 
licher Vertreter handelnde Schiffer fi einer Unredlichkeit fchuldig 
gemadht hat. Behauptungen, die in letterer Richtung in Betradt 
zu ziehen wären, find aber nicht aufgeftellt. I, 171/95 vom 25. Sept. 
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517. Kläger fordert von den beffagten Verficherungsgefell- 
Ihaften Erfa desjenigen mitverficherten Schadens, für welchen 
er al8 Wheder des Schleppdanpfers den Eigenthümern eines ge- 
Ichleppten Leichter aus einer Kollifion mit einem fremden Sciffe 
bafte. Damit ift er abgewiejen. Denn Kläger hatte bem ihm 
von den Verfiherungsgejellichaften zuvor kundgegebenen Verlangen 
zu entipredhen, zunädjt und auf ihre Kojten wider die Eigen- 
thümer des Leichter den Prozeß darüber zu führen, ob er ihnen 
aus dem Schleppvertrage hafte, was die Beklagte bejtritten hatte. 
I, 156/95 vom 28. Sept. 

518. Der Lloyd Hatte der Klägerin zu Frankfurt a./M. 
GSeisfelle verjichert, weldye nad) Philadelphia verladen und am 
Beitimmungsorte feebejhädigt angefommen waren. Der Loyd ift 
für jchadenserfagpflichtig erklärt; Nevifion zurüdgewiefen. Nad) 
den Allgemeinen Bedingungen Art. 20 ift der Unfall, fobald der 
Berficherungsnehmer von demjelben Nachricht erhält, der Gefell- 
ihaft oder dem Agenten unverzüglich anzuzeigen. ‘Dieje Anzeige 
hat die Klägerin jofort gemacht, nadydem fie von dem Deftinatär 
Nachricht erhalten Hatte; der Deftinatär hat der Klägerin am 
30. Dec. gejchrieben, an weldhem Tage da8 am 23. Dec. an- 
gefommtne Schiff entlöfcht war. Dies genügte; daß der Deitinatär 
hätte telegraphiiche Mittheilung machen follen, war nidt vor- 
gefchrieben. I, 165/95 vom 5. Oft. 

519. Der Deftinatär hat nicht, wie in der Police und den 
Berfiherungsbedingungen vorgefchrieben, den Havarielommiljar 
des Lloyd nod den deutihen Konful zur Befichtigung der jer- 
bejhädigten elle zugezogen. Da aber die Vorjchrift nicht bei 
Berluft des Entfchädigungsanfpruchd gegeben war, wurde aud) 
nit darauf erfannt; Nevifion zurücdgewiefen. I, 165/95 vom 
5. Dt. 

520. Bellagte hatte bei der Stlägerin auf ihre beiden 
Petroleumtankleichter für die Zeit vom 21. März 1892 bis dahin 
1893 Berfiherung genommen. Nad) 8. 30 der allgemeinen Police- 
verfiherungen foll, falls die Police nicht vier Wochen vor Ablauf 
von dem Berficherten mittelft refommandirten Screibend ge- 
fündigt wird, angenommen werden, daß fi) die Beklagte ver- 
pflichtet, für ein weiteres Iahr die Verfiherung zu beantragen. 
Die Bellagte hat rechtzeitig nicht gefündigt. Cie fragte am 
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9. März 1893 bei dem Dauptagenten der Klägerin an, zu welcher 
Prämie diefe die Leichter unter verjchiedenen, die Gefahr er> 
höhenden Bedingungen aufs Neue in Verficherung nehme. ‘Darauf 
wurde der Bellagten geantwortet, e8 werde ihr anheimgeftellt, 
ob fie nicht eine andere Gefellfchaft finde, welche bereit fei, auf 
ihre Forderung einzugehen. Die Police der Beklagten Taufe 
übrigens noch bis 21. März 1894, da fie von der Beklagten nicht 
gekündigt fer, Klägerin könne für diefes Verficherungsjahr nur 
an ihren Bedingungen fefthalten. Darauf antwortete Bellagte 
am 16. März, fie habe erit jekt den $. 30 gelejen, werde aber 
die Police in feinem Fall über den 21. März 1893 hinaus pro= 
lfongiren, fondern die Verficherung anderweit deden. Die DBe- 
Elagte hat denn auch bei einer andern Gejellichaft verfichert. Mit 
einer am 17. Mai 1894 erhobenen Klage fordert die Klägerin 
1575 Mark als den ihre durch die Weigerung der Beklagten, 
einen neuen Verficherungsvertrag abzuschließen, entgangenen Ges 
winn. Sie würde die Prämie in diefer Höhe lufrirt haben, da 
ein erjaßfähiger Schiffsunfall bei der Beklagten in dem zweiten 
Jahre nicht eingetreten fei. Das Neichsgericht hat diefe Klage 
abgewiefen. I, 219/95 vom 4. Dec. 

521. Denn das Intereffe der Klägerin an der Verlängerung 
des BVertrags beitand darin, daß ihr die Chance gewährt wurde, 
die ganze Prämie oder doch einen Theil derjelben zu verdienen. 
Auf diefe Chance Hatte fie aber nur dann einen Anjprud, wenn 
ihr dagegen die Verpflichtung oblag, die Beflagte bei dem Ein- 
tritt der verficherten Gefahren fchadlos zu halten, und wenn fie 
mithin risfirte, der Beklagten den gefammten Verficherungswerth 
erjegen zu müflen. In diefe Lage würde fich die Klägerin bei 
Beginn des DVBerfiherungsjahres 1893/94 gejett haben, wenn fie 
der Bellagten erklärt hätte, daß fie auf Erfüllung der ihr nad) 
$. 30 der Policebedingungen obliegenden Verpflichtung bejtehe, 
und ihrerjeitS mit der Prolongation einverftanden jet. Diejes 
Verfahren hat die Klägerin nicht eingehalten. Sie hat fi) viel- 
mehr in die Zage verjekt, auf Koften der Beklagten zu jpekuliven, 
indem fie fi) vorbehielt, wie fie in der Klage felbjt angegeben 
hat, von der Beklagten nachträglicd) den Prämienbetrag als ihr 
Intereffe wegen Nichterfüllung des Vertrags zu verlangen, wenn 
da PVerficherungsjahr von 1893/94 ohne Unfall verlaufen follte, 
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während fie jedem Anjprucd der Beklagten auf Vergütung ein- 
getretener erjagfähiger Unfälle mit dem Cinwande begegnen fonnte, 


verficherung.) daß die Beklagte die Yortjegung der Verjicherung nicht beantragt 


Unfall- 
verficherung. 


und fogar abgelehnt habe. Die Klägerin hat hiermit, und indem 
fie auf das Schreiben der Beklagten vom 16. März 1893 fchwieg, 
gegen Treu und Glauben gehandelt, da jie aus diefem Schreiben 
erfennen konnte, daß fi) die Beklagte betreffs des Vertrags im 
Srrthum befunden hatte, und im Begriff war, für das Jahr 1893/94 
bei einer andern Gejellichaft Verficheruug zu nehmen, aljo einen 
nad 8. 6 der Policebedingung der Klägerin für fie verhängnif- 
vollen und fie jedenfalls mit der Verpflichtung zu doppelter Prämien 
zahlung belaftenden Schritt zu thun. Die Nedlichfeit Hätte es 
erfordert, die Beklagte auf ihren Irrthum und darauf zeitig auf- 
merfjam zu maden, daß die Klägerin ihrerfeits auf ihrem Rechte 
beftehe und zur Fortjekung des Vertrags bereit fei und zwar 
um jo mehr, als Klägerin fi) jagen mußte, daß ihre völlige 
Paffivität die Beklagte zu der Annahme verleiten fünne, daß in 
Volge ihrer Weigerung, den Vertrag zu prolongiren, aud, Klägerin 
ihrerjeit® von einer Verlängerung defjelben abgejehen habe. — 
BERDHIHG €, Bd.4 ©. 203 ff; Bd. 24 ©. 194 ff.; 
R. &. III, 162/92 vom 1. Nov. (Bd. XIV, 49); R.G. €, 
Bd. 30, Wr. 18). I, 219/95 vom 4. Dec. 

522. Der Sohn des Klägers aus Altona hatte zu Gunjten 
feines Vaters fein Leben auf den Zodesfall gegen die Folgen 
förperliher Unfälle verfihert. Er verunglücdte bei einer Fahrt 
auf der Elbe. Die PVerfiherungsgefellfchaft ift zur Zahlung der 
Verfiherungsfumme verurtheilt; Nevifion zurüdgewiefen. Bei 
der Beurtheilung der Frage, ob die Fahrt, bet der fi) der Un- 
fall ereignete, für den VBerftorbenen eine bloße ‚‚Vergnügungs- 
fahrt” im Sinne des Abjakes 2, 8. 4 unter b. der allgemeinen 
Bedingungen war, fonnte auf feine Abficht gejehen werden. 
DBetheiligte er fih an der Fahrt bloß zu dem ABmede, die 
von ihm begleiteten Damen zu der im nächjten ISahre zu wieder- 
holenden Einkehr in das Hotel jeine® Vaters zu bewegen, jo 
lich fih allerdings jagen, er handle im Intereffe feines Vaters, 
dejfen Gejchäfte er führte. Nechtsbegriffe find bei diefen Er- 
wägungen jedenfall® nicht verfannt worden. VI, 88/95 vom 
6. Suni. 
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523. Der Ehemann der Klägerin hat außerhalb des Gfletfcher- 
gebiet den Zod dur einen Steinichlag in einem Telscouloir 
gefunden. Die Verficherungsgejellichaft ift zur Zahlung der ver- 
fiherten Summe [verurtheilt. 8 Liegt feine Gejetesverlegung 
vor, wenn da8 Berufungsgericht die Statuten der Bellagten da- 
hin auslegt, daß das Wort Gletichertour nicht allgemein Hodh- 
gebirgstouren trifft, welche in der Gletjcherregion liegen; vielmehr 
müffen die einem Gfetjcher eigenthümlichen Gefahren als rüd- 
wirfende Urjache unterjtellt werden; und wenn e8 nur die Un- 
glücsfälle als von der VBerficherung ausgejchieden anfieht, bei 
welchen die einem Gleticher eigenthümlichen Gefahren als mit- 
wirfende Urfachen unterftellt werden Fonnten. Auch die weitere 
Annahme ift nicht rechtsivrthHümlich, daß ein Muthwille oder grobe 
Tahrläffigkeit darin nicht Tiegt, daß der Verunglüdte, ein im fräf- 
tigften Mannesalter ftehender, im Bergfteigen geübter Mann in 
Begleitung tüchtiger Führer die Tour unternahm. Wenn es aud) 
fahrläjfig fein fann, daß bei der größeren Gefahr von Stein- 
Ihlägen folhe Tour zur fpäten Nachmittagsftunde unternommen 
wird, fo durfte der Verunglücte die Entjcheidung feinem erfahrenen 
Führer überlaffen. III, 84/95 vom 18. Juni. 

524. Nad) den Berficherungsbedingungen der Viktoria gilt 
al® Zuftand der Halbinvalidität „ohne weitere8’ der gänzliche 
Berluft des Armes, einer Hand, eined Beines oder eines Fußes 
oder ded Gebrauchs derfelden. Das Berufungsgericht legt das 
dahin aus, daß dadurd die Annahme einer durch foldhen Verluft 
herbeigeführten gänzlichen Ermwerbsunfähigfeit nicht ausgefchloffen 
fei, und hat die Bellagte zur vollen für diefen Fall zu zahlenden 
Berfiherungsfumme verurtheilt, weil die gänzliche Erwerbsunfähig- 
feit mit der in Solge des Unfall® nothwendig gewordenen Aus- 
rottung ded8 Lberjchenfel® aus dem Hüftgelenf hier eingetreten 
war. Revifion zurücgemwiefen. VI, 95/95 vom 20. uni. 

525. Der Kläger, ein Arzt, ift an der Cholera verftorben, 
nahdem er Waffer, welches Cholerabazillen enthielt, mitteljt einer 
Pipette angefogen Hatte, um einen hängenden XZropfen zu bilden, 
dabei aber das Waffer in den Mund befommen hatte. Die gegen 
die Unfallverfiherungsgejellfchaft aus der DVerficherung erhobene 
Klage ijt abgewielen. Denn ein gemwaltjames Ereigniß, welches von 
außen her mechanifch auf den Verunglüdten einwirfte und die 


Unfall- 
berficherung. 


Unfall- 
verficherung. 


264 Die einzelnen Berträge, Nechtsgeichäfte und Bertragsklaujeln. 


Beihädigung von deifen Körper zur Folge hatte — wie e8 nad) 
dem Statut der Beklagten erfordert wird —, lag nicht vor. Ver- 
giftungen in Folge des Genuffes von Speifen und Getränken 
waren von der Verfiherung ausdrüdlicd) ausgenommen. VI, 
151/95 von 26. Sept. 

526. An einem mit Pferden beipannten erften Wagen war 
hinten ein zweiter Wagen angehängt und mit feiner Deichjel am 
vorderen Wagen befeftigt; beide Wagen waren mit Wellen be- 
laden und fuhren in ganz kurzem Zrab, al8 der Verunglüdte in 
den Zwifchenraum zwijchen beiden Wagen hineiniprang, mit beiden 
Händen die Deichjel ergriff und verfuchte, fich Hinaufzufchwingent, 
aber mit feinen Füßen das Vorderrad de8 hinteren Wagens ftreifte, 
zu Boden fiel und von diefem Wagen überfahren wurde. Tas 
Berufungsgericht hat in diefer Handlungsweiie des 37 jährigen 
vermöge feine® Berufes als Anftreicher gewandten Mannes, der 
fi den NRiüchweg erleichtern wollte, einen Muthwillen oder eine 
grobe Fahrläffigkeit, welche die Haftung aus der Unfallverfiherung 
ansichliekt, wenn dadurch der Zod herbeigeführt ift, nicht gefunden. 
Revifion zurücgemiefen. Ein grobes Verschulden würde nur an- 
zunehmen fein, wenn dev Dlangel der gehörigen Sorgfalt, durd) 
welche der eingetretene Erfolg hätte vermieden werden fünnen, ein 
jo großer gewejen ift, daß die einem jeden verftändigen Menfchen 
beivohnende Einfidht vernadjläffigt wurde. Ein Wagniß unter- 
licgt dem Vormwurfe der groben Fahrläffigfeit an fi) noch nicht, 
jondern nur dann, wenn das Naheliegen des Mißerfolges einem 
Icden einleuchten mußte. Es ijt aber feitgejtellt, daß der eine 
Erleichterung des Rüdweges erftrebende Verunglüdte fehr wohl 
nad) allen konkreten Verhältniffen glauben durfte, fih auf den 
zweiten Wagen auffchwingen zu fünnen, ohne unter die Räder zu 
gerathen. III, 155/95 vom 11. Oft. 

527. As die Berufsgenoffenichaft dem DBerlekten weder 
Yeiftungen gewährt noch ihre Verpflichtung hierzu feitgeftellt war, 
war auf eine von dem Urheber der Verlegung an den Berlekten 
zu zahlende Buße erfannt. Das fchlieft nad $. 231 &t.®. 2. 
jede weitere Entichädigungsforderung aus. Die Berufsgenoffen- 
Ihaft fann deshalb aud) eine weitere Korderung an den Urheber 
der Verlegung aus $. 98 des Unfallverficherungsgejeges nicht ab= 
leiten. UI, 170/95 vom 22. Oft. 
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528. Nach den Berficherungsbedingungen ift der Unfall, 
für welden der Aniprud) aus der PVerfiherung erhoben wird, 
binnen jeh8 Tagen anzumelden, ein Arzt unverzüglich zuzuziehen. 
Hier war der Unfall am 30. Dft. eingetreten, er it erit am 
6. Dec. angemeldet, nachdem am 5. Dec. ein Arzt zugezogen war. 
Gleichwohl läßt das Berufungsgericht den Anjpruch zu, weil zu- 
nächjft nur eine bedeutungsloje Körperverlegung vorzuliegen jchien, 
die Schweren Folgen erft fpäter erkennbar wurden, jodaß die Ber- 
pätung unverjchufldet fe. Aufgehoben, abgewiejfen. ‘Denn nad) 
den Berficherungsbedingungen hat die Nichtbeobachhtung jener Be- 
jtimmungen den Verlujt aller Anfprüche zur Folge, einerlei ob dic- 
jelbe durch den Berficherungsnehmer, deffen Beamte, durd den 
Verlegten ober deifen Hinterbliebene oder jonft Jemand verjchuldet 
ift oder nit. III, 193/95 vom 25. Oft. 

529. Kläger ijt Hingefallen und hat dabei einen Arm ge- 
broden. Um mit der Klage gegen die Unfallverficherungsgejell- 
ihaft durdyzudringen, hätte er Aufklärung geben müffen, daß 
eine äußere Urfache den Fall herbeigeführt habe. Soldye Auf: 
flärung hat der Kläger nicht allein nicht gegeben, fondern es 
ijt der Gegenbeweis erbradt, daß Kläger durch eine auf franf- 
hafte Störung der Blutcirfulation zurüdzuführende Benommen- 
heit de8 Kopfes zu Ball gefommen ift. Deshalb die Klage mit 
Itchht zurückgewiejen. III, 178/95 vom 25. Oft. 

530. Die Beflagte hatte der Klägerin, welche bei einer 
andern Berficherungsgejellichaft Nüdverficherer war, Reaffefuranz 
für Easfo, Meajchine und Zubehör de8 von der andern Ber- 
fiherungsgejelfichaft verficyerten Sdiffes „„Hafnia” bis 3375 
Mark für die Zeit vom 1. Dec. 1892 ab auf ein Jahr gegen 
5 Proz. Prämie gewährt, auf die Anzeige vom 18. Yuli 
1893, daß das Schiff gegen 1 Proz. Zulage-Brämie Crlaubniß 
erhalten habe, Island zu bejegeln, aber die Erweiterung des 
Rififos abgelehnt. Das Schiff ift am 5. Yuli an der Oftküfte 
von Island verloren gegangen. Die Beklagte tft zur Zahlung 
von 3207 Markt 61 Pf. verhaftet eradtet. Sie mußte fi aud 
mit 1 Proz. Zulageprämie begnügen. WRevifion zurücgemielen. 
Denn in der Rücverficherungspolice war mehrfad) auf die „Ori- 
ginal-Konditionen” Bezug genommen. Berner enthält die Riücd- 
verfiherungspofice die laufel: „Abweichungen von der Reife 4" 
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fonftige Veränderungen find ftillfchweigend mitgededt.” Die be- 
dungene Prämie bleibt mit 1 Proz. hinter der in der Original- 
police feftgejetten zurüd. rn der Originalpolice wird ein Hinaus- 
gehen über das zunächit bezeichnete Neifegebiet, vorläufig unter 
Ausschluß einer Befegelung der isländiichen Gewälfer, geitattet, 
andererjeit8 aber erklärt, daß die Erlaubniß zur Yahrt nach I8- 
land während der angezogenen Zeitperiode in der Regel gegeben 
werde. Das läßt nur die Auslegung zu, daß aud eine etwaige 
Sahrt nad) Island durch die Nücverfiherung mitgedecdt werden 
follte. Eine für dänijche Fifchereidampfer, welche die Nordfee- 
gewäffer befahren, nicht ungewöhnliche und in der Driginalpolice 
in Betracht gezogene Veränderung der Reife darf nicht mit fonftigen 
Reifeveränderungen auf eine Linie geftellt werden. I, 187/95 
vom 19. Dft. 

531. In dem NRückverfiherungsvertrage war beftimmt: Die 
Bedingungen der Berficherung gelten auch für die darauf ge- 
nommene Nüdverfiherung. Der (rüdverfihernde) Hanjeatifche 
oyd erhält die Prämien des Tarife, bezw. der Police pro rata 
des Antheils und der Dauer dev Rückverficherung. Diefe erlischt 
mit dem Augenblid, in welchem die betreffende Verficherung außer 
Kraft tritt. Nach den Statuten der beklagten Verficherungsgefell- 
Ihaft, welche dem Loyd bei Abjchluß der Rückverficherung bekannt 
waren, erlöfcden die jämmtlichen laufenden Verficherungen jechs 
Wochen nad) dem Auflöjungsbeichluß. Die Beklagte hat in allen 
sällen der Aufhebung der DVerficherung die reftirlihe Prämie für 
die noch nicht abgelaufene Verficherungsdauer unter Wegfall etwaiger 
Treijahre und des Diskonts zurüdzuzahlen. Diefe Beitimmung 
ift auch maßgebend für die Nückverficherung und die danad zu 
berechnenden Leiftungen der Parteien unter einander, wenn fchon 
im NRüdverfiherungsvertrage eine dreimonatliche Kündigungsfrift 
für die Auflöjung des Vertrags ausgemadht war, ohne daß bie 
Beklagte gekündigt hatte, al8 ihre Generalverfammlung Auflöfung 
der Gefellfchaft und Liquidation beihloß. I, 228/95 vom 16. Nov. 

532. Daß einer hülfsbedürftigen Perfon die Unterftügung 
bon dem dazu verpflichteten Armenverbande auch mittelft Unter- 
bringung in einem Armen- oder Kranfenhaufe gewährt werden 
fannn, unterliegt nad) den SS. 2, 8 de8 Bundesgejeßes über den 
Unterftüßungswohnfig feinem Bedenken und ift beifpielsweife im 
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Ss. 1, Abj. 2 des Pr. Ausführungsgefeßes vom 8 März 1871 
ausdrüdlich anerkannt worden. Früher wurde die öffentliche Armen- 
pflege in Bremen, abgejehen von einigen Spezialanftalten, aus- 
ichlieglich durch die Verwaltung des Armenhaufes wahrgenommen, 
diefe Stellung ift nach den Gejegen von 1829 und 1875 (übrigens 
auch nach dem neueren Gejete vom 1. Dec. 1878) nicht verändert, 
vielmehr die Verpflegung im Armenhaufe eine Modalität geblieben, 
in der die gefeglich gefchuldete Armenunterftügung gewährt 
wird. Der Kläger ift in das Armenhaus aufgenommen und hat 
mittelft Vertrags von 1888 fein gejanmtes gegenwärtiges und 
zufünftiges Vermögen bis zur Höhe der durd) feine Aufnahme 
erwachjenden Koften dem Armenhaufe übertragen. Das Armen- 
haus hat die Später dem Kläger zugebilligte Altersrente in An- 
iprud) genommen auf Grund bes $. 35, Abi. 2 des Gejetes be- 
treffend die Invaliditäts- und Altersverficherung vom 22. Juni 
1889. Der Kläger ift mit feinem Widerfpruch abgewiejen. VI, 
130/95 vom 16. Sept. 

533. ÜLER. Die Ehefrau des jpäteren Gemeinfchuldnerg, 
welche jegt von ihm gejchieden ift, und die mit ihm in getrennten 
Gütern lebte, hatte dem Kläger einen von dem Chemann mit 
einer Genehmigungserflärung mitunterzeichneten Schein ausgejtellt, 
daß fie damit einverftanden jet, daß der Kläger wegen jeiner Dar- 
Ichnsforderung von 4500 Mark an ben Ehemann aus einer ihr 
zuftehenden Hhpothef befriedigt werde. Nach dem im SKonkurfe 
des Ehemann abgejchlofjfenen Jwangsvergleich ift die DBeflagte 
verurtheilt, wegen des nach Abzug der Afkordrate verbleibenden 
Theilbetrags ber Hägerifchen Forderung fich die Zwangsvoliftredung 
in die Hppothel gefallen zu laffen. Nevifion ber Beklagten zurüd- 
gewiefen. Denn in dem Sceine war ein genügender Verpflich- 
tungsgrund, die Beitellung eines Pfandrechtstiteld zu finden. Und 
nad ber derzeitigen Gejeßgebung reichte dazu die privatichriftliche 
Sorm hin. V, 162/95 von 23. Nov. Bol. 540. 

534. Frankfurt. Zwar wird bie Einrede der Voransflage 
zu einer zerftörlichen, wenn der Gläubiger jchulöhafter Weije unter- 
laffen hat, fich Befriedigung von dem Schuldner zu verichaffen, 
die num nicht mehr zu erlangen ift. ‘Diejer Grundjat greift aber 
nicht Plat, wenn der Bürge auf die Einrede der Vorausklage 
verzichtet hatte. III, 85/95 vom 14. Yunt. 
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535. Die Firma, bei welcher DBeklagter betheiligt war, 
ichufdete al8 Ausftellerin von zwei Wechjeln der Klägerin 14000 
Mark. Die Firma hat affordirt, Klägerin hat gegen 6000 Darf 
ihre Rechte einem Dritten abgetreten, fi) aber ihre Rechte aus 
den Wechfeln gegen ben Acceptanten und gegen die Indoflanten ©. 
und St. vorbehalten, womit Lebtere einverftanden waren. DBe- 
Elagter hat die felbftfchuldnerifche Bürgichaft in Höhe von 2400 Mart 
für St. und ©. übernommen, dergeitalt, daß wenn nicht jeder 
1200 Darf bi8 zu einem beftimmten Tage zahlt, er die Summe 
sahlen will. Später hat Klägerin den G. aus feiner Verbindlich: 
feit von vier Wechfeln im Gefammtbetrage von 21100 Mearf, 
unter denen fi obige 14000 Mark befinden, entlaflen und ihm 
weitere Wechjel über 1500 Mark zurüdzugeben veriprodhen, wenn 
$. 4500 Mark zahlen würde. Diefe hat ©. gezahlt. Die For: 
derung an den Beklagten ift nicht durd den Erlaß der Schuld 
de8 ©. berührt, denn Bellagter hatte zu zahlen, wenn ©. nicht 
zahlen würde. Auch kann jid) Beflagter nicht darauf berufen, 
daß ihn Rechte gegen ©. nicht abgetreten werden fünnen. Denn 
abgefehen davon, ob nicht umgefchrt Bellagter aus dem Giro 
dem &. regreßpflichtig tft, muß e8 als ausgefchloffen betrachtet 
werden, daß nad) jenem Abkommen Klägerin verpflichtet fein follte, 
dent DBellagten gegen Zahlung von 2400 Marf die Rechte aus 
den Wechjeln gegen ©. und St. abzutreten. Das ergibt fi [don 
daraus, daß der Klägerin die Rechte gegen den Acceptanten vor- 
behalten find, fodaß fie die Wechjel dem Beklagten nicht heraus: 
zugeben brauchte. Ohne die Wechjel fönnte aber diefer einen 
Regreß gegen ©. nicht nehmen. I, 124/95 vom 3. Juli. 

536. Dagegen muß fi Klägerin die von ©. geleiftete 
Zahlung auf ihre jänmtlichen Forderungen, aud) die, für melde 
Beflagter haftet, antheilig anrechnen laffen. Denn die Zahlung 
ist auf fänmtlihe Wecjelforderungen geleiftet. Eine Ver- 
einbarung, daß die Zahlung auf den durd) die Bürgfchaft des 
Beklagten nicht geficherten Theil der Wedel über 14000 Mart 
angerechnet werden follte, fonnte aber zwifchen Klägerin und ©. 
ohne Zuziehung des Bellagten nicht getroffen werden, nadden 
das Abkommen, in weldhem Beklagter die Bürgfchaft übernommen 
hatte, mit Zuftimmung aud de8 ©. geichloffen war. Nun waren 
&. und Klägerin nicht mehr befugt, eine Vereinbarung zu treffen, 
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durch welche die Lage des Beklagten erjchwert wurde. I, 124/95 
vom 3. Juli. . 

537. Im Fall 399 war nicht mit jeder Bartialobligation 
ein beftimmter XZheil der bürgfchaftlihen Sicherheit verbunden. 
Vielmehr bezieht fich jede einzelne, auf eine beftimmte Geldfumme be- 
Schränfte Bürgichaftsleiftung ungetheilt auf alle Bartialobligationen 
und deren Zinfen. Man darf aud, unteritellen, daß bei der 
Bürgfchaftsübernahme die Willensmeinung dahin gegangen ift, daß 
im Falle des Konfurfes der Gejellichaft auch den Bürgen gegenüber 
die Tälligfeit der Obligationen nicht durch weitere Ausloofungen 
bedingt fein follte. I, 128/95 vom 6. Yuli. 

538. Im Fall 579 hatte die Sparkafje von dem Mitbeklagten 
%. einen Schuldihein über 2000 Mark Darlehn ausgeftellt er: 
halten; andere Perfonen, unter ihnen die beiden Kläger und die 
drei Mitbeflagten, hatten die Bürgfichaft geleiftet. Nachdem die 
Kläger da8 Darlehn zurüdgezahlt Hatten, haben fie NRegreß ge: 
nommen. %. ift zu 2000 Mark fammt Zinfen, bie andern drei 
Mitbeflagten find zu je ein Fünftel der Summe verurtheilt. Das 
Keichsgericht hat aufgehoben, zurücverwiejen. Die 8$. 333 und 
ZTLA.E.R. 1], 14 würden dann nit anzuwenden fein, wenn 
die Generalverjammlung gültig bejchloffen hatte, daß, weil der 
Schütenverein mangels forporativer Rechte nicht felbft Fontrahiren 
fünne, ein Mitglied des Vereinsvorftandes ald8 Hauptichulduer, 
die übrigen PVorftandsmitglieder al® Bürgen für das zum Bau 
eines Sciekitandes aufgenommene und verwendete Darlchn auf: 
treten follten. Denn dann fonnten die Mitglieder ded VBorftandes 
gewordenen Kläger Eritattung nur nad) Dlaßgabe ded Vertrags 
von jedem DVereinsmitgliede fordern. Es bleibt zu erörtern, ob 
der Beichluß formell gültig gefaßt ift. IV, 73/95 vom 23. Sept. 

539. Der Bauunternehmer M. hatte zu dem Bau de& Der 
flagten die Eifenwaarenlieferungen zu vergeben. Al dem DBe- 
Flagten von dem Buchhalter des Klägers erklärt wurde, M. habe 
bei dem Kläger feinen Kredit, hat der Beklagte dem Buchhalter 
erklärt, er werde dafür eintreten oder ed würde alles bezahlt 
werden. Auf diefe Mittheilung des YBuchhalters an den Kläger 
hat diejer die von M. beftellten eijernen Zräger geliefert. BBe- 
Hagter ift zur Zahlung verurtheilt, weil er die dem $. 213 
ALR. I, 14 entipredhende Erklärung zu Gunften des Klägers, 
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eines Kaufmanns, in vechtsverbindlicher Form abgegeben, und der 
Kläger diefe Erklärung durch die Lieferung an M. angenommen 
bat. IV, 134/95 vom 28. Oft. 

540. Im Fall 533 hatte der Kläger für die Affordverpflid;- 
tung bes Gemeinschuldners die jelbjtichuldneriiche Bürgichaft über- 
nommen. Dadurdh verlor er feinen Anjpruch auf die Zwange- 
vergleich8dividende nicht. E8 hätte ihn auch, folange bie Aftord- 
dividende nicht gezahlt war, nicht gehindert, feinen Anjpruch gegen 
die Ehefrau aus deren Imnterceffion wegen feiner Forderung in 
ihrer vollen Höhe zu erheben. ‘Die Ehefrau hatte eingewendet, 
daß ihr der Kläger aus feiner Birgichaft für den Afforbvorfchlag 
für ihre in dem Konfurje angemeldete Illatenforderung hafte. 
Allein der Berufungsridter hat den Afktordvorichlag dahin aus- 
gelegt, daß er — allerdings in unzuläffiger Weife — beichränft 
war auf die im Konfursverfahren feitgeitellten Forderungen, und 
daß er aud in diefem Sinne betätigt fei. Die Illatenforberung 
der Beflagten war aber beitritten und nicht feitgeftellt. Da die 
Bäürgichaft aber nicht weiter geht al8 die Hauptverbindfichfeit, ijt 
jene Einvede und die auf denjelben Grund geftüßte Widerflage 
mit Recht abgewiefen. V, 162/95 vom 23. Nov. 

541. Die Bellagte hat einen Sculdichein ausgeftellt, in 
dent fie befennt, für ein vom Kläger ihrem Sohn gegebenes Dar- 
fehn 6000 Mark zu verfchulden, und fidh verpflichtet, Ddiefe 
6000 Mark am 18. Sept. 1895 zu bezahlen. Damit ift eine 
jelbftfchuldneriiche Bürgichaft übernommen, wegen deren fid) Kläger 
in erjter Reihe an die Belflagte halten fan. — 88. 270, 279 
AÜU.R 114 RD9. © €, Bd. 20, ©. 48. — Da aud 
Beflagte dem E., weldhem Kläger die Forderung cediren wollte, 
im Vebruar 1893 auf Vorlegung des Schuldjcheins erklärt hat, 
daß fie dem Kläger nichts jchuldig fer, und auf den Schuldichein 
nicht zahlen wolle, durfte Kläger Feitftellungsflage auf Anerkennung 
der Zahlungsverpflichtung des Beklagten erheben. IV, 218/95 
vom 23. Dec. Bgl. 764. 

542. Der Kläger hatte, was ihm nad) feinem Deiethe- 
vertrage geftattet war, unter feiner jelbitichuldnerischen Bürgichaft 
eine don ihm auf fünf Jahre gemiethete Wohnung nebft Laden 
an den Kaufmann 9. weiter vermiethet. I. war mit Hinterlaffung 
eines imjuffizienten Nachlafies verftorben. Die Gläubiger haben 
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mit den Erben einen Nadjlafvertrag geichloffen; der Kläger hat Garantie- 
dabei zugleich die Abtretung des Miethövertrags an einen Käufer Perras- 
des Z.’fchen Gefchäfts bewilligt, fofern der Beklagte, welcher Gegen- 
dvormund ber $’ihen Minorennen war, die Garantie für die 
Verpflichtungen de8 neuen Miethers übernahm. Der Beklagte 
hatte diefe Garantie bewilligt. Die .’ichen Erben hatten den 
Verkauf des Geihäfts an 8. & Co. in Ausficht genommen, für 
welche der Beklagte Bürgfchaft verichafft Hatte. “Diefer Verkauf 
ift dadurd) thatfächlich vereitelt, daß Kläger, wenn auch ohne Redit, 
fih an den Nadlaßvertrag nicht gebunden erklärt und Konkurs 
über den I.’fchen Nachlaß beantragt hatte. Der Konkurs ift zwar 
nicht eröffnet; die S.’ichen Erben haben dann aber das Geichäft 
felbft fortgejeßt, ohne daß fie einen andern Käufer gefunden haben. 
Die Y’ichen Erben Haben demnädjft, wozu fie nad) SS. 371 ff., 

l, 214. 8% R. befugt waren, das Miethsverhältnig vor Ablauf 
der Miethszeit nach dreimonatliher Kündigung aufgegeben. Die 
Klage auf Erftattung des Miethsgeldes für die folgende Zeit, 
welche der Kläger den Vermiethern hat zahlen müfjen, aus der 
Garantie ift abgewiefen. Revifion zurüdgewiefen. ‘Denn die 
Hortjegung des Gefchäfts durch die Erben fteht dem Eintritt eines 
Käufers in den Miethövertrag, für welhen Fall der Beklagte allein 

die Garantie übernommen hatte, weder nad dem Wortlaut des 
Neverjes, noch nad) der offenfichtlichen Intention der Parteien 
gleich. I, 281/95 vom 21. Dec. | 

543. Die Klägerin, welche Inhaberin eines Deutichen Reid)8- Licenzvertrag. 

patents 49238 für Anfertigung von Dacdfteinen ift, hat den Be- 
Hagten, zwei offenen Handelögejellfchaften in Aachen, die Licenz 
eingeräumt, gegen Vergütung da8 Patent auszuüben für das 
Königreich der Niederlande mit der Maßgabe, daß Beklagte aufer- 
halb Hollande weder Majchinen oder DBlechformen nod) hierauf 
erzeugte Dadhiteine verkaufen oder verkaufen lafjen dürfen; wogegen 
Klägerin ihrerfeits diefelbe Verpflichtung fir Holland übernimmt 
und garantirt, daß aud) Feiner ihrer Licenzträger dorthin liefert. 
Die Beklagten hatten fi) zunächft verpflichtet, von der Klägerin 
zwei Hafenfalzcementziegel-Majchinen und 1000 Stüd Formbleche 
für die Fabrikation von der Klägerin zu beziehen. Zu deren Ab- 
nahme find die Beklagten bedingt verurtheilt. Ihre Nevifion ift 
zurüdgewiejen. Beklagte hatten eingewendet, daß ein Belgier, 
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welchem die Klägerin ihr DBelgifches Patent verkauft hatte, in 
Holland, welches fein Batentgefeß habe, den Mufterfhug nad)- 
gefuht. E8 fei ihnen deshalb die Fabrifation in den Nieder- 
landen, wenn nicht unmöglich gemadht, doc) fehr erichwert. Allein 
der Berufungsrichter legt den Vertrag dahin aus, daß die Klägerin 
feine Beranlaffung gehabt habe, den Beflagten Mittheilung über 
den Verkauf des bereits früher für Belgien erworbenen Patente 
zu macden. II, 97/95 vom 18. Juni. 

544. Kläger ift mit feinem Antrage auf einjtweilige Ver- 
fügung dahin, daß fein Anjprud auf Wiedereintragung einer ge- 
löfchten Poft in Höhe des ihm angeblich zuftehenden Theilbetrags 
von 5175 Mark 66 Pf. auf Siedlee Nr. 1 vorgemerkt werde, 
abgewiejen; Revifion zurüdgewiefen. Sein Vater foll ihm die 
gütergemeinichaftliche Hälfte von dem ungetheilten Nachlaß feiner 
Ehefrau abgetreten haben. Allein das Grundftüd Nr. 1 von Stedlec 
war damals nod) nicht jubhaftirt, und Fonnte ohne Auflaffung 
auf den Kläger nicht übergehen. Deshalb hat Kläger das Eigen- 
thum an dem Grundftücd nidt erlangt; und kann Anjprüde auf 
das im Subhaftationsverfahren vüdjtändig gebliebene Kaufgeld 
nicht erheben. Ebenjo wenig fann aber Kläger feinen Anfprud) 
darauf gründen, daß er Miterbe feiner Mutter geworden, und 
daß ihm im Entwurf des Erbrezeffes 5175 Mark 66 Pf. über- 
wiefen find. Denn biefer Entwurf ift von zwei Miterben nod) 
nicht vollzogen. Kläger Hat aber nicht auf Grund feines Indie 
vidualrechts für die Nadlaßmaffe, fondern er hat den Antrag 
auf Wiedereintragung für fich geftellt. V, 10/95 vom 28. uni. 

545. Nad) der Behauptung des Klägers Hatte er mit dem 
Beklagten verabredet, Kläger follte die Subhaftation des Grund- 
ftücs nicht zur Aufhebung bringen, vielmehr die Subhaftation 
vor fich gehen lafjen, während der Beklagte fidh verpflichtete, das 
Srundftüct zu erftehen, die vor feinen 150000 Dearf eingetragenen 
Hhpothefen auszubieten und das Grundftüd jodann gemeinfam mit 
dem Kläger zu verwerthen. Bis zum Verkaufe des Grundftüds 
follte Kläger die Verwaltung behalten, der Gewinn beim Verkauf 
folfte zwifchen den Parteien getheilt werden. Das Grundjtüd 
Sollte nicht unter 265000— 270000 Darf verkauft werden. Nad) 
8.171 AL. R. L, 17 foll das durd) die gemeinfchaftlichen Ver- 
wendungen Erworbene al® gemeinjchaftliches Eigenthum nad) den 
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Srundfägen des eriten Abjchnitts diejes Titeld beurtheilt werden. Gejchicaft dee 
E8 wird alfo nicht etwa der formell ungültige Gefellfchaftsvertrag, 2 EEOEN 
wie andere Verträge (8. 156, I, 5, Th. 1) durd theilweife Er- ähnliche 
füllung wirfjam; es entftehen vielmehr obligatorische Beziehungen in: 
lediglich aus der Gemeinschaft des Eigenthums. Danad ift Be- 
Hagter nicht zum Verfauf des Grundftüds ohne Einwilligung des 
Klägers berechtigt; er muß den beim Berkaufe fich ergebenden 
Gewinn und die überichießenden Nutungen des Grundftüds mit 
dem Kläger zu gleichen Theilen theilen (SS. 2, 44, 45, I, 17). 
Dagegen läßt fi) eine Beredhtigung, dem Kläger die Verwaltung 
des Grundftüds bis zum Verkauf zu belafjen, aus den gejeglichen 
Borfchriften über das gemeinfchaftliche Eigenthum nicht vechtfer- 
tigen; $. 36 Ddiefes Titel® legt dı8 Net zur Verwaltung viel- 
mehr fämmtlihen Theilnehmern gemeinjchaftlic bei. Ynjoweit 
wurde die vorderrichterliche Verurtheilung aufgehoben. V, 46/95 
vom’ 21. Sept. 

546. Die Kläger hatten den beflagten Inhaber einer Anti- 
quariatsbudh- und Kunjthandlung beauftragt, über eine Samm- 
lung von Kunftfachen einen Katalog anzufertigen und die Samm- 
lung demnädjft zu verfteigern. Die Koften der Katalogifirung 
jollten dur einen von den Entftehern zu erhebenden Beitrag von 
10 Proz. der Erftehungsjumme gededt, für die Verfteigerung 
jollte den Beklagten eine in Prozenten der Erftehungsjumme aue- 
gedrüdte Provifion von den Klägern gezahlt werden, 5 Proz., 
jedoch nicht mehr ald 15000 Mark, wenn 300000 Mark erzielt 
würden, 21/, Proz. bei einem niedrigeren Erlöje. Wenn 200000 
Mark nicht erzielt würden, follte Beflagter gar feine Provifion 
erhalten; wenn Kläger jelbft oder durch Andere Saden zurüd- 
faufen, tft eine beftimmte Provifion zu zahlen; Bellagter hat ein 
ihm gejegtes Limitum innezuhalten. Die Auktion ergab einen 
Erlös von 287829 Mark 35 Bf. Der Beflagte beredjuete und 
behielt zurüd 5 Proz. mit 14391 Marf 45 Pf. Stläger wollten 
nur 7195 Mark 72 Pf. bewilligen. Mit ihrer Klage auf Her: 
auszahlung einer gleichen Summe waren fie abgewiejen. Das 
Reichögericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. C8 liege weder 
Dienjtmiethe noc Werfvertrag, fondern ein nad) dem aus jeinem 
Inhalt und Zweck zu beurtheilender unbenannter Vertrag vor, 
welcher injofern ein der Gejellichaft analoges Xerhältnig be- 
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Bejelliaitdes gründete, al8 beide Zheile fi) einem ungewifjen Erfolge unter- 
ae warfen. Nun waren vor der Verfteigerung ohne Verfchulden der 
ähnlihe Kläger Bilder entwendet, deren Werth und zu erwartender Erlös 
Sehne Beklagter auf 40000 Mark beziffert... Wenn aber aud Kläger 
nicht befugt waren, ohne Provifionszahlung Bilder der Veritei- 
gerung zu entziehen, fo trifft — vgl. L. 25, 8.6; D. 19, 2; 
L. 52, 88. 3, 11; L. 58, 8. 1; D. 17, 2 — die Gefahr eines 
zufälligen Verluftes vor der Verfteigerung beide Theile. Beflagter 
ift nicht berechtigt, den Werth der gejtohlenen Bilder anzujeten, 
um danach die höhere Provifion zu berechnen. — Pgl. R.®. €. 

Bd. 31, Nr. 12. — 1, 225/98 vom 13. Nov. 
547. Cm. Der Bellagte fpielte feit einer Reihe von 
Sahren zwei Rooje in der Preußifchen Klaffenlotterie mit mehreren 
anderen Perjonen. Dabei hatte er die Erneuerung der Loofe vor 
jeder Ziehung und die Auszahlung eines etwaigen Gewinns über- 
nommen. Im 9. 1892 wurde der minderjährige S. Mitjpieler 
zu Us. Er unterfchrieb einen Nevers, dak er feinen Beitrag vor 
jeder Ziehung einzahlen werde, wibrigenfalls ex auf Gewinnantheil 
oder Weiterjpielen verzichte. In der Ziehung vom 27. Oft. 1893 
(4. Klaffe) fiel ein Gewinn von 200000 Mark auf eines der 
Xoofe. Der Ceffionarin des inzwilchen volljährig gewordenen ©. 
ift der Bellagte zu Herauszahlung von 10525 Darf fammt Zin- 
jen verurtheilt. Allerdings waren die Beiträge des ©. nicht regel- 
mäßig gezahlt, audy für die 3. und A. Klaffe rüdjtändig, und von 
der Klägerin dem Bellagten vergeblicd) angeboten. Indeffen wurde 
dem Neverje eine Rechtswirkfamfeit nicht beigelegt, weil deilen 
Beitimmungen ungeadjtet der veripäteten Zahlungen nie gehand- 
habt waren. Danad) müfjfe in dem Verhalten der Parteien eine 
jtilffchweigende Willenseinigung dahin gefunden werden, daß der 
von ©. unterzeichnete Nevers als nicht beftehend angefehen und 
jeine Betheiligung an einem Gewinn auch dann gefichert bleiben 
jolfte, wenn der Einfag nicht vor, fondern erjt während und jogar 
nad) einer Ziehung gezahlt werben follte. Revifion zurüdgewiejen. 

Il, 262/95 vom 17. Dee. 

Gelegenheite- 548. Der Kläger hatte von einem Dritten im April 1890 
geiellfgaft. per Zuli 1000 Tierces amerikanisches Schmalz gekauft und deu 
Beklagten zur Hälfte an diefem Gefchäft betheiligt, und fich ver- 
pflichtet, alle erforderlichen Einfchüfje zu leiften und das Geichäft 
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To lange dircchzuhalten, als es dem Bellagten 'nöthig erfcheinen ee 
würde. Weil die Breije fielen, wurden Einichüffe nöthig, die geiellichaft. 
Kläger nicht Leisten Fonnte.. Beflagter hat fie ihm im April und 
Mai vorgeihoffen, im Iuni aber ein gleiches Verlangen zurüd- 
gewiefen. Im Yuli hat der Dritte Zmwangsverfauf der 1000 
Tierces vorgenommen; gleichzeitig wurden 500 Tierces auf‘December 
gekauft, die im Auguft mit Gewinn realifirt find und den Verluit 
zum heil wieder eingebracht haben. Das Berufungsgericht hat den 
Beklagten zur Hälfte des verbliebenen Berluftes verurtheilt. Das 
Neichegericht hat aufgehoben. Kläger war an fich nicht befugt, 
den DVerluft, der fi) aus dem Verkauf der 1000 Zierces ergeben 
hat, dem DBellagten zur Hälfte in Rechnung zu ftellen, denn die- 
jer Berluft ift entjtanden, weil Kläger feiner vertragsmäßigen 
Verpflichtung zuwider nit im Stande war, das Gefchäft durd- 
zuhalten. Aus dem Schweigen des Beklagten ift die Fortdauer 
feiner Betheiligung nicht zu fchließen. IL, 132/95 vom 10. Yuli. 

549. Aus der Mitwirkung des Bellagten beim Ankauf der 
500 Tierces kann vielleicht entnommen werden, daß er an dem 
zulegt gedachten Gejchäft betheiligt bleiben wollte Ermwägt man 
aber, daß die Schiebung fid) nur auf die Hälfte der urjprünglich 
gelauften 1000 Zierces bezog, während die andere Hälfte end- 
gültig mit einem fehr beträchtlichen Verluft vealifirt worden ift, 
jo ift e8 nicht gerechtfertigt, aus der Thätigfeit des Beklagten den 
Schluß zu ziehen, daß Bellagter gewillt war, au einen Berluft- 
antheil an dem endgültig vealifierten Betrage auf fih zu nehmen 
und fi um diefen Preis die Betheiligung an der nur zur Hälfte 
fortdauernden Spekulation zu fihern. I, 132/95 vom 10. Yuli. 

5495. Nimmt man an, daß das für gemeinjchaftliche Nedj- 
nung unternommene Gefchäft ohne Zuftimmung des Klägers nicht 
in zwei verjchiedene Gejchäfte über je 500 Zierces zerlegt werden 
durfte, jo würde der Kläger doc höchftens berechtigt gewejen fein, 
die Betheiligung des Beklagten an dem prolongirten Gejchäft 
zurüdzumweilen. Auch das Bedenken des Berufungsgeridhtd, daß 
DBeklagter nicht in den Stand gejett werden durfte, auf Koften 
des Klägers zu fpekuliren, greift nicht durch, da eine folche Mög: 
ichfeit für den Bellagten damit nicht begründet ift, daß er an 
dem prolongirten Gejchäft betheiligt bleiben wollte I, 132/95 
vom 10. Iuli. 
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550. Der ftille Gejellichafter von Bd. IX, 458 Hlagte nach 
Ablauf der Zeit, auf welche er mit der Kommanditgejellihaft den 
Gefellfchaftsvertrag geichloffen hatte, auf einen Theil feiner Ein- 
lage. Damit ift er abgewiejen. Der Kläger war früher Aktionär 
der damals bejtehenden Aftiengefellichaft. Nach deren Umleitung 
in eine Kommanditgefellihaft im I. 1878 Hat der perjönlich Haf- 
tende GSejellichafter 2. auf Grund der ihm in dem Gejellichafts- 
bertrage ertheilten Ermächtigung den Kläger als jtillen Gejell- 
Ichafter mit einer Einlage von 45000 Darf, dem Nominalbetrage 
der Aktien, angenommen. Ein Irrthum über den Werth der 
Aktien lag nit vor. Ienes Ablommen ift alfo nicht zu bes 
anftanden und ed war für den im 9. 1880 an die Stelle des X. 
eintretenden Komplementar B. verbindfih, wenn auch die Aktien 
den Werth nicht hatten. Allein jchon am 31. Dec. 1832 war dag 
Grundkapital der Kommanditgefellichaft, einjchlieglich der Einlage 
des Klägers, völlig verloren; die damals von DB. vorgenommenen 
Abfchreibungen, weldye der Wirklichkeit entjpradjden, ergaben eine 
Unterbilan; von 252102 Mark 11 Pf. Wenn dadurd), da die 
im 3.1883 eingetretenen neuen Kommanbditiften ihre Vorderungen 
gegen die Gejellihaft im DBetrage von 534000 Marf als Ein: 
lagen einbradten, wieder ein Weberichuß des Aktivvernögend 
über die Pajfiven entjtand, jo gebührt dem Kläger nichts. Aller- 
dings Hat ein neu eintretender Kommanditift Fein VBorzugsrecht 
wegen jeiner Einlage vor demjenigen des ftillen Gejellichafters, 
welche vor feinem Eintritt gemacht war. Aber wenn zur Zeit 
des Eintritts de Kommanditiften die Einlage des ftillen Gefell- 
Ihafters völlig aufgezehrt war, fo fann er nicht verlangen, daB 
jeine Einlage vor der ded Kommanditiften wiederhergejtellt werde. 
I, 126/95 vom 6. Yuli. 

551. 8 ift Klage aus dem Wechiel wider die Gejellichaft 
9. & Eo. und deren Sozien Sch. und 9. gerichtet. Im Laufe 
ded Nechtsftreits it Sch. durd ein rechtsfräftiges Urtheil von 
der Gefellichaft ausgeichloffen und H. hat auf Grund des Urteils 
das Gejchäft mit der Firma übernommen und fortgeführt. Dem- 
nädjt hat er mit dem Kaufınann Ho. eine Gejellichaft unter der- 
jeden Firma 9. & Co. gegründet. Dieje Gejellichaft war eine 
neue, die nicht in den Prozeß eingetreten ijt. Sie durfte deshalb, 
wenn Ion fie die Edyulden der früheren Gejellichaft übernonmten 
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hat, aus der Wechfelzeihnung in diefem Prozefje nicht zur Zah- 
(ung verurtheilt werden. Aufgehoben, zurüdverwiefen. I, 91/95 
vom 22. Iunt. 

552. Meberdies hat Sc. da® Darlehn, über deffen Betrag 
der Wechfel von ihm unter der Gejellihaftsfirma acceptirt ift, 
vor Erridtung der Gefellfhaft im 3. 1892 für fih erhalten, cr 
hat da8 Accept der Gefellfchaft über feine Privatfchuld gegen das 
Verbot des Gefellichaftsvertrages und ohne Willen und Willen 
feines Socius gegeben. Nad) der Sacdjlage ift auch nicht zweifel- 
Haft, daß die Gejellichaft, in die Sch. unftreitig gegen feine DVer- 
tragspflicht nicht® eingelegt hat, dadurd, gefchädigt if. Wußte 
der Kläger, daß Sch. das Accept gab, um die Gefellichaft zu 
fhädigen, oder mußte er nad) den ihm befannten Umftänden an- 
nehmen, daß Sc. in feiner anderen Abficht, al8 in feinem Privat- 
intereffe zum Nachtheil der Gefellichaft zu handeln, das Accept 
gab, fo Hat er an dem dolus des Sc). gegen die Gefellfchaft in 
feinem eigenen Intereffe Theil genommen und fann Rechte aus 
dem mit feinem Wiffen mißbräucjlich gegebenen Accept gegen bie 
Gefellfhaft und den Socius nicht herleiten. Dog. R. ©. €. 
Bd. 9, ©. 149; R. D. 9. ©. € 3.9, ©. 429, 431, 432. 
SH. hat da8 Darlehn 1892 erhulten, 1893 bei Fälligkeit nicht 
zurüdgezahlt, geftundet erhalten, einen neuen Wedjjel 1894 ge- 
yeben, welcher proteftirt if. Dat der Kläger bei Empfang des 
unter der Gejellichaftsfirma gegebenen Acceptes gewußt, daß Sch. 
am 1. Febr. 1894 10000 Mark einzulegen verpflichtet war, aber 
nicht eingelegt hatte, wie der Beflagte Ho. unter Eid geitellt hat, 
fo ift feine Behauptung, er habe das Accept genommen, weil er 
der Angabe des Sch., derfelbe Habe fein ganzes Vermögen in die 
Sejellichaft geitedt, geglaubt, widerlegt, und dann bleibt nichts 
übrig, al8 daß er dolos zum Nadıtheil der Gefellfhaft an dem 
offenfichtliden dolus des Sch. Theil genommen hat. I, 91/95 
vom 22. Juni. 

553. Im Falle 236 würde, wenn ein dort angedeutetes 
Gebahren des R. ©. vorliegen follte, aus jolhem aud die 0.H9.©. 
©. & Söhne der Klägerin zum Schadenserjag verpflichtet fein. ‘Denn 
e8 war im Gejchäftsbetriebe der Gefellichaft, deren Intereffe an 
dem Zuftandefommen des Verficherungsvertrags R. S., welcher den 
eriten Verficherungsvertrag des DO. mit deffen Namen unterzeich- 
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nete, bei diefer Unterzeichnung wahrnahm, wo ©. die Trage nad) 
der Vertrauenswürdigfeit de8 D. dem Beamten der Klägerin da- 
hin beantwortet haben joll: Nacdı von ihnen eingezogenen Erkun- 
digungen jei DO. ein adtbarer Dann, fonjt würden fie ihr Eta- 
bfiffement ihm nicht verpadhtet haben. E8 tritt nirgends hervor, 
daß die gejchäftlichen Beziehungen des R. ©. zu DO. andere als 
die der offenen Handelsgefellihaft ©. & Söhne zu DO. gewefen 
wären. Wenn in bdiejen gejchäftlicdyen Beziehungen R. ©. davon 
erfuhr, daß die Empfehlung des D., weldhe er der Klägerin er- 
Hört hatte, auf falicher Vorausfegung beruhte, wenn er in der 
Abficht, das Intereffe der offenen Handelögejellichaft zu fördern, 
fih an den Machinationen des D., die Gefellihaft bei Abfchluß 
neuer VBerficherungsverträge zu täufchen, durch üble Nathichläge 
betheiligt, und die Klägerin im Irrthum über die Perfönlichkeit 
de8 D. unterhalten hatte, jo treffen diejenigen Erwägungen zu, 
welche das Reichsgericht im Fall 1104 I, 390/85 vom 5. Febr. 1886 
— R.©.€,, Bd. 15, Nr. 26 (Bolze, Praris, Bd. IL, 1104) — zu 
dem Ausipruche beftimmt haben, daß in derartigen Fällen aud) die 
0.9. ©. für den dem Dritten aus dem argliftigen Gebahren des 
Sejellihafters erwadhjjenen Schaden haftet. I, 170/95 vom 6. Juli. 

554. Die Gefellichafter hatten die Kiquidation unabhängig 
von der Perfon des zumächft im DVBertrage benannten Liquidators 
beichloffen, ohne daß fie fi) über die Perfon des anderweit zu 
beftellenden Liquidators einigen fonnten; bei der unter ihnen be- 
ftehenden Animofität Fünne die Auseinanderjegung weder von ihnen 
zujammen, nod) von einem von ihnen zur Ausführung gebradjt 
werden. Ihre Verfeindung hat zu zahlreihen PBrozeffen geführt. 
Darin lag ein ausreichender Grund für die gerichtliche Ernennung 
eines Liquidators, weshalb die Parteien fi) an den zuftändigen 
Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu wenden haben. III, 
217/95 vom 12. Iult. 

555. Der Kläger war bei einer offenen Handelsgejellichaft 
ald Gejellichafter betheiligt; er hat ihr ein Darlehn von 50000 
Mark gegeben, für weldes Hhpothef an Gejellfchaftsgrundftücen 
bejtellt wurde, und hat dan, al® die offene Handelsgefellichaft in 
Konkurs verfiel, einen Ausfall erlitten. Wegen diefer Ausfall: 
forderung hat er gegen 20 feiner Mitgejellichafter Klage erhoben, 
fie find ihm verurtheilt, der NRevifionsfläger zu 1600 Marf.. 
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Seine Revifion ijt zurücgewiejen. ‘Der Gläubiger durfte, obwohl 
er felbft Gejellichafter ift, die Darlehnsklage auch gegen die Ber: 
onen der Mitgefellichafter, welche ihm nad) Art. 112 und 122 
9. ©. 2. folidarifch haften, erheben; er ift nicht auf die actio 
pro socio verwiefen. Nur it zu prüfen, ob dem Beklagten bie 
exceptio doli dahin zufteht, daß Kläger die folidariiche Haftbar- 
feit nicht verfolgen könne, weil er in der nämlichen Weile haftbar 
fei, Jona) das wieder herausgeben müjle, was er von bem Be- 
Hagten über beffen Schuldantheil hinaus erhalten habe — 
R.D.9H. 9. € Bd.13, ©. 143 ff.; Bolze, Praris, Bd. VII, 
Nr. 633 —. Hier hatte die Gefellfchaft ein Gefammtdeflzit von 
263000 Mart. Nad) dem Gefellichaftsvertrage 8. 23 mußte ba- 
für jeder der 159 Gefellichafter mit einem Kopfantheil auffommen, 
alfo zu 1654 Darf 8 Bf. Der Kläger hatte fi) diefen Betrag 
von feiner Ausfallforderung abgeredjnet, und er forderte von dem 
Beklagten nur 1600 Marf. Dazu ift derfelbe mit Necdjt ver- 
urtheilt. II, 154/95 vom 24. Sept. 

556. Im Fall Bd. XIU, 543 und 753 hat da8 Berufungs- 
gericht andermweit die Klage der Ehefrau des einen Gefellichafters 
wider den Konkursverwalter der 0. H. ©. abgemwiejen; Revifion 
zurüdgewiefen. E8 ift zwar al& erwiejen angejehen, daß der Che- 
mann al Bevollmädtigter der Ehefrau einen Theil von beren 
Bermögen zur Gefellichaftslaffe eingezahlt hat, fodak die Ehefrau 
Släubigerin der 0. 9. ©. wurde. Auch wies das Aftivfaldo ihres 
Kontos im Geheimbuhe der am 23. Oft. 1889 in Konkurs ver- 
fallenen o. 9. ©. am 25. Yuli 1889 nod) 234631 Marf 48 Pf. 
auf. Aber die Ehefrau hatte aud) ihren Ehemann zur NRüderhebung 
ihres Vermögens ermächtigt und ihm bezüglid; der weiteren BVer- 
wendung der zurüdgeforderten Gelder ein freies Verfügungsredt 
eingeräumt. Danad) ift ohne Redtsirrthum angenommen, daß 
die Klägerin alle an ihren Ehemann aus der Gefellichaftsfaffe ge- 
leifteten Zahlungen al8 an fie geleistet fi anredhnen lafjen müfje, 
gleichviel ob er die erhaltenen Gelder in ihrem Intereffe oder für 
ji) verwendet hat. Sind nun aud die zum Zwed der Verwen- 
dung in einer Brennerei des Chemanns erhobenen Gelder auf das 
Spezialfonto des Ehemanns und nicht auf das der Ehefrau im 
Geheimbud verbucht, fo hat doc da8 Berufungsgericht thatjäd)- 
fi angenommen, daß er jene Gelder als Bevollmädtigter der 
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Tfene Chefrau erhoben hat. In diefer Auffajfung ift ein Rechtsirrtgum 
feitheft. nit zu finden, ba die Führung eines Separatfontos befondere 
Gründe haben fonnte.e Danad) ergab fich aber noch ein Paffiv- 
jaldo der Ehefrau. II, 186/95 vom 8. Oft. 

557. Barteien hatten fi) affociirt, indem DBeklagter das 
von ihm geführte Agentur und Kommiffionsgefchäft, Kläger ala 
Kaufwerth 6000 Mark in das Gefchäft einbrachte; diefe Summe, 
jowie das Agenturgefchäft follten fortan gemeinfchaftliches Eigen: 
thum fein. Nad) einem Sahre wurde die Gefellichaft aufgelöft. 
Nad) Feititellung des Gefellfchaftsvermögens, wobei die Waaren. 
zum Yalturen- und womöglih zum Zagespreife aufzunehmen 
feien, jollte Kläger da8 Engrosgejchäft, fämmtliche Untenfilien 
zum Bilanzbetrage, abzüglich 10 Proz., fowie die Aktiven und 
Paffiven übernehmen, an Beflagten das Agenturgefchäft zurücd- 
fallen, joweit die betreffenden Firmen nicht anders beftimmen 
jollten. Aus 9.6.3. 143 ift nicht abzuleiten, baß, weil Be- 
Hagter das Agenturgefchäft zurüderhielt, für den Kläger eine For- 
derung von 6000 Mark anzujegen fei; Kläger erhielt ja aud das 
Engrosgefchäft, ohne daß dafür ein befonderer Werth angefekt 
wurde. II, 197/95 vom 5. Nov. 

558. Dem urfprüngfien Gefellichaftsgläubiger Ep. hafteten 
für feine Forderung jowohl die 0.9. ©. ale nah H.G. 2. 112 
die Gefellichafter. Dadurch, daß dem Kläger, einem ber beiden 
Theilhaber ber Tiquidirenden o. H. ©., jene Forderung abgetreten 
wurde, erlofch die Verpflichtung des andern Gejellichafters nidht 
völlig — 88.492, 433 AU. R. 1 16 —, vielmehr muß fi) der 
Kläger bei Geltendinachung des erworbenen Korderungsrechts gegen 
die Berfon feines Meitgejellichafters nach $. 494 nur denjenigen 
Antheil anrechnen Taffen, für welchen er diefem verhaftet fein 
würde, wenn leßterer den Gläubiger befricdigt hätte, alfo im 
Zweifel die Hälfte — SS. 443—45 AU. R. I, 5 —. Soweit 
die Forderung nicht erlofchen ift, hat die Yorderung ihren aue- 
Ichlieglihen Charakter behalten und darf gegen den Bellagten bei- 
getrieben werden. II, 235/95 vom 15. Dec. 

559. Wenn man auh mit R.G®. & 29, ©. 16 bavon 
ausgeht, daß der Gejellichaftsgläubiger, welcher zugleich Gejell- 
Ihafter ift, während der Liquidation Verurtheilung der 0. 9. ©. 
zur Zahlung nur verlangen kann, wenn und foweit Gejellichafts- 
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vermögen zu Erfüllung der Berpflichtung der o. 9. ©. vorhanden 
ift: fo Hatte doch Kläger behauptet, daß zu feiner Befriedigung 
wegen 6963 Mark 68 Pf. ein verfügbarer Beftand von 7000 Marf 
vorhanden fei. Die 0.9.©. in Liquidation hatte das beftritten, 
ohne ihrerjeits zu behaupten, daß außer dem Kläger noch andere 
nicht befriedigte Gläubiger vorhanden feien. Bet diefer Sachlage 
hätte das Prozefgericht gemäß EC. BP. O. $. 130 den Kläger be- 
fragen follen, ob er die behauptete Verfügbarkeit der 7000 Mart 
in dem Sinne verftehe, daß diefer Baarbeitand zur Befriedigung 
vorhandener Gläubiger nicht erforderlich fei. II, 235/95 vom 
13. Dec. 


560. Die maßgebenden Rechtsgrundfäte für die ftatutarijche 


Teftfegung ber NRübenlieferungspflicht von Aktionären einer Zuder- 
fabrik find, nadydem früher die Anfichten darüber in der Nechts- 
fehre und NRedtiprehung fehr auseinander gegangen waren (vgl. 
Weit, in Bufh, Bd. 36, ©. 96 ff.), neuerdings durch) die Recht: 
Iprehung de& NReichsgerichts dahin feitgeftellt worden: derartige 
ftatutarifche Yeitfegungen find al8 bejondere Lieferungsverträge, 
weldhe von der Gejellichaft mit dein Aktionär, als ‘Drittem, ab- 
geichloffen werden und neben den fonjtigen, das gejellichaftliche 
Berhältniß regelnden Borfchriften des Statuts einhergehen, anzu= 
jehen und auch dem Art. 219 9. ©. 3. gegenüber für zulälfig 
zu eradten; nur müflen fie auc) die Vorausjetungen eines jolchen 
Lieferungs-, bez. Kaufvertrages enthalten, aljo für die Nüben- 
(ieferung ein angemeljenes Entgelt gewähren, wenn dajjelbe aud) 
durch das billige Ermefjen der Gejellihaftsorgane und, wie einem 
dauernden Gejchäftsfreund gegenüber, nur in mäßiger Höhe nor- 
mirt werben fann. Dagegen darf diejes Entgelt nicht unabhängig 
vom Werth der Rüben nad) den Betriebsergebniffen, der wirth- 
Ihaftlihen Lage der Gefellichaft feftgeitellt und mit NRüdficht 
hierauf unter den angemefjenen Betrag herabgefett oder ganz be- 
feitigt werden; denn dann würde fich die Lieferung al8 ein Bei- 
trag zu den Zweden ber Gejellichaft daritellen und dem Art. 219 
zuwiderlaufen, nach welchem fic) der gefellfchaftliche Beitrag des 
Aktionäre in der Aktie erichöpfen fol. Es Liegt fein Anlaß vor, 
diefe Grundfäße und damit die nach vielfachen Schwankungen er- 
zielte Seftftellung einer langwierigen Streitfrage aufzugeben. Yaßt 
man aber von diefem Standpunkte aus den in Trage jtehenden 
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Adf. 3 des 8. 13 des neuen Statuts der beklagten Aftiengejellichaft 
zu Neinftedt in Anhalt ins Auge, fo ergiebt fi die Unhaltbar- 
feit deffelben und der zu deijen Gunften entwidelten Gründe des 
Berufungsrichters. Lebterer ftellt zunächt den Inhalt der er- 
wähnten Beitimmung dahin feit, daß der Preis für die Aftien- 
rüben auf Grund der Inventur unter Berüdfichtigung der Inter- 
effen beider Theile, insbefondere auch der Erhaltung der Gejell- 
ichaft, arbitrio boni viri, von der Generalverfammlung feftzufegen 
fei, daß fich alfo hierbei die fämmtlichen Aktieninhaber im Inter- 
eife der Gefellfchaft, das ja auc) ihr eigenes fei, einander und der 
Gefellfchaft gegenüber verpflichten, zu dem Breife zu liefern, den 
ihr Gejellfchaftsorgan als dem gemeinfchaftlichen Intereffe ent- 
Iprechend feftfegen werde, und daß die Aktionäre auch den Fall mit 
hinzunehmen hätten, daß einmal für die Rüben gar feine Be- 
zahlung erfolgen Fünne. Der Berufungsrichter erklärt in aus- 
brüchlicher Abweichung von der Auffaffung bes Neichsgerichtd eine 
jolche ftatutarifche Feititellung für zuläffig und erachtet fie nament- 
li) auch deshalb für unbedenklich, weil der Preis dod) immer nad) 
einem objektiven erkennbaren Merkmale, der Inventur, und nicht 
nad der Willkür der Gefellichaft bemefjen werde. Allein e& bleibt 
hier das Bedenken beftehen, daß aud) bei Zugrundelegung der 
‚Inventur das Entgelt nicht Lediglich nach dem Werthe der Rüben, 
jondern im gemeinjhaftlihen Intereffe der Gejellichaft und ber 
Aktionäre, befonders aber behufs Erhaltung der Eriteren, feftzu- 
itellen ift und zu Gunften derjelben die Nübenlieferanten unter 
Umjtänden aud) auf jede Vergütung verzichten müflen. Bei jol- 
her Tragweite widerjpridht die erwähnte Beitimmung, wie fidh 
der Berufungerichter jelbjt nicht verhehlt, den vom Neichsgericht 
feitgeftellten Grundfägen und erfcheint nichtig — ein Mangel, der 
bei der zwingenden Natur der im Art. 219 enthaltenen Vorfchrift 
aud nicht dadurch geheilt wird, daß die Kläger und deren Vor- 
gänger im Befige der Aktien fid ausdrüdiih und ftillichweigend 
mit jener Beitimmung einverjtanden erflärt haben. III, 97/95 
vom 28. Juni. 

561. Auf die Klage eines Aktionäre, der eine Aktie von 
400 Mark Hatte, ift der Generalverfammlungsbeichluß einer 
Padetfahrtaktiengefellfchaft, 18 Proz. Dividende zu vertheilen, da- 
hin geändert, daß 20,39 Proz. zu vertheilen feien. Denn vor 
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Berehnung des Reingewinnd waren 15000 Mark für den Be- 
amtenpenfions- und Unterjtügungsfonds in Ausgabe geftellt. Das 
ift feine bloße Verwaltungsmaßregel, jondern die Bildung oder 
höhere Dotirung eines Spezialfonds, über deren Zuläffigfeit nad) 
Art. 185° 9H.©. 3. der Gefellfchaftsvertrag beftimmt. ‘Diefer ent- 
hielt feine Bejtimmung. I, 137/95 vom 6. Sult. 

562. Dagegen war es zuläffig, daß die Generalverfamm- 
fung beichloß, 20000 Mark an Schaffner, Briefträger und ut- 
iher zu vertheilen, 8000 Darf den Beamten als Gratififation 
zu gewähren. Denn da der Voritand die Bezüge der Angeftellten 
feitzufegen Hat, fo handelte es fich bei jenem Beichluffe um eine 
Berwaltungsmaßregel, weldhe aud) der Boritand allein hätte an- 
ordnen können. I, 137/95 vom 6. Iuli. 

563. €8 war aud zuläffig, für den Werthzeichenrejerve- 
fonds 5000 Marf vom Reingewinn zurüdzuftellen, da die Ge- 
jellichaft für die ausgegebenen, im Befite des Publifums befind- 
lihen Werthzeichen nod) die Gegenleiftung fchuldet. Die Summe 
beruht auf zuläffiger Schägung. I, 137/95 vom 6. Juli. 

564. Die auf Art. 190° und 222 9. ©. 2. gejtüßte Klage 
eines Aftionärs wider einen Befichluß der Generalverfammlung 
war dem Gefet entjprechend wider den Vorftand und wider den 
Auffichtsrath der Aktiengefellihaft gerichtet, aber innerhalb ber 
einmonatlichen Frift nur dem Vorftand zugeftellt. Sie wurde dee- 
halb abgewiefen — R. G. €. 14, ©. 142 —. Mit der erft in der 
Revifionsinftanz aufgeftellten Behauptung, daß der Auffichtsrath 
damals noch feinen Vorfigenden gewählt habe, war ber Kläger 
nicht zu hören, felbft wenn fie materiell beachtlich wäre. III, 156/95 
vom 15. Oft./5. Nov. 95. 

565. Die einzelne Aktie des Elagenden Banfvereind lautet 
über 300 Mark, fodaß fi) defjen Grundkapital bei 100 aus- 
gegebenen Aktien auf 30000 Mark beziffert. Daneben ift durd) 
88. 2 und 11 der Statuten ein Garantiefond dadurd geidhaffen, 
daß jedem Gefellihaftsmitglied für je eine Aktie eine Garantie 
bis zu 3000 Mark auferlegt wird, wenn zur ‘Dedung etwaiger 
Berlufte das Aktienkapital nicht ausreicht. Diejer Garantiefond 
fann nicht als ein Theil des Grundfapitals angefchen werben. 
Denn er ift in den Statuten dem Aktienkapital gegenübergejtellt, 
die einzelne Aftie lautet eben nur auf einen Nominalbetrag von 
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300 Mart, wenn jchon $. 11 jeder einzelnen Aktie aufgedrucdt it, 
und ber Garantiefond ift nicht geeignet, dem wirthichaftlichen Be- 
triebe des beflagten Vereins zu dienen. E8 tft danadh nicht an- 
zunehmen, daß nur eine inkorrefte Faflung vorliegt, die Aktie 
eigentlich über 3300 Mark lautet, vielmehr ift S. 11 wegen 9. ©. 2. 
219 ungültig. Die Forderung auf Einzahlungen, weldhe von der 
GSeneralverfammlung beichloffen war, ift unbegründet, wenn fchon 
die Aktionäre die rechtzeitige Anfechtung des Beichluffes gemäß 
9. ©. B. 222 unterlaffen haben. III, 157/95 vom 15. Oft./ 
8. Nov. 

566. Allein foweit die Aktionäre einen Bürgfchaftsichein 
unterfchrieben haben, wurde zwijchen der Gefellichaft und den ein- 
zelnen Aktionären ein Nebenvertrag abgeichloffen, in welchem fich 
jene zur Dedung etwaiger VBerlufte der A. ©. verpflichteten. Unter 
Aufhebung des die Beklagten verurtheilenden Berufungsurtheils 
wurde die Sache zurüdverwiejen, weil diefer Schein nicht gewür- 
digt war. III, 157/95 vom 15. Oft./8. Nov. 

567. Im Fall 59-61. Zum Beweife des Erwerbs der 
Aktie 16 durch den Erblaffer genügte nicht der Nachweis eince 
Titel8 (der Schenkung), jondern die Beklagten müffen aud) den 
Beweis eines gültigen Modus führen, aljfo nad) Art. 182 de8 
Gejetes vom 18. Iuli 1884, daß die Aktie durch Cejfion oder In- 
doffement auf ihren Erblaffer übergegangen ift. IV, 141/95 vom 
4. Nov. 

568. Dem Berufungsgericht kann aud) nicht darin beigetreten 
werden, daß im Kall 59—61 der Erblaffer der Bellagten die 
neuen Atien 151—160, deren Identität mit der Aftie 16 neue 
jelbftändige VBermögenswerthe daritellten, unabhängig von dem 
Figenthum der Aktie 16 erworben hätte. Denn mit der Derab- 
jegung des Grundfapitald wird auch der Nennwerth der Aktie 
herabgefeßt, die Antheilsquote derfelben am Grundfapital bleibt 
aber unverändert. R.O.9.©. €, Bd. 25, ©. 280. Die herab- 
geminderte Aktie tritt daher in rechtlicher Beziehung an die Stelle 
der urfprünglichen Aktie: unerhebli, ob die Herabjegung durd 
bloße Abjtempelung ber alten Aktie oder durd) Vernichtung derfelben 
und Ausgabe neuer Aktien gefchieht. IV, 141/95 vom 4. Nov. 

569. Die Elagende Aftiengefellichaft hat an Stelle der mit 
40 Proz. eingezahlten Aftien auf Namen lautende Interimsjcheine 
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ausgegeben. Sie hat 11 jolcher Interimsfcheine im DBefit, welche 
auf den Namen des verjtorbenen Kaufmanns Sch. lauten, und 
die ihr von diejem zur Aufbewahrung übergeben find. Ueber den 
Nahlap des Sch. ift Konkurs eröffnet. Die Konfursmaffe ift 
verurtheilt, zur Befriedigung der Kägerifchen Forderung von 
26 377 Mark 15 Pf. fih den Verkauf der 11 Interimsfcheine ge- 
fallen zu lafjen. Revifion zurüdgewiefen. Auf ein Pfandredht der 
Aftiengejellichaft konnte das Urtheil nicht gegründet werden. “Der 
Gültigkeit folhen Pfandrechts fteht da8 Verbot des 9. ©. 3.2154, 
Abf. 1 entgegen, das aud) für folche Aktiengejellichaften gilt, welche 
vor dem Inlrafttreten des Gejeßes vom 18. Iuli 1584 gegründet 
waren. Dagegen lagen alle Borausjegungen eines faufmänniichen 
Zurücdbehaltungsredhts vor. (Vgl. 34.) II, 195/95 vom 5. Nov. 

570. Die Generalverfammlung beichloß, e8 folle fein Ned- 
ner länger al8 10 Minuten fpredjden; darauf wurde die Debatte über 
Punkt 1 der Tagesordnung, Vorlegung der Bilanz u. |. w., eröffnet. 
Der Hagende Aktionär proteftirte gegen die Gültigkeit de8 General- 
verfammlungsbefchlufies, da ihm fein Recht durch jenen Beichluß 
unzuläffig befchränft fei. Darauf wurde Punkt 1 ohne Beichlup- 
faffung erledigt und zu Punkt 2 gegen einen die Bilanz betreffenden 
Antrag eines andern Aktionäre dem Vorftand und dem Aufjichtsrath 
Decharge ertheilt. Die Klage auf Ungültigfeitserflärung der Be- 
jhlüffe war abgewiejen; aufgehoben, zurüdverwielen. Die Ber- 
wahrung, welche Kläger gegen jenen Beichluß zur Geichäftsordnung 
eingelegt hat, trifft auch den einzigen in der Generalverfammlung 
gefaßten materiellen Beihluß, ohne daß ein bejonders gegen die: 
jen gerichteter Widerfprucd, erforderlich war. Iener Beichluß war 
aber gejegmwidrig, wenn, wie zu prüfen bleibt, derjelbe die Mög- 
lichkeit ausfchloß, die auf der Tagesordnung ftehenden Gegenftände 
einer jachgemäßen Erörterung zu unterziehen. Cs bedarf nicht 
des Nacweifcs eines Kaujalzufammenhangs zwiichen dem Be: 
Ihluß über die Nedezeit und dem Entlaftungsbeichluß, um die 
Ungültigfeit des leßteren auszusprechen, auch jteht der Klage nicht 
entgegen, daß Kläger nicht verjucht hat, jeine Anficht über die 
Bilanz und die Entlaftung in der ihm freigelaffenen Zeit darzu- 
legen. II, 108/95 vom 2. Nov, 

571. Im Fall 231 war e8 unerheblid, daß der Kläger in 
feiner Eigenihaft als Aktionär dem Aufjichtsrath in Anfehung 
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feiner jpäteren Gejchäftsführung in der Generalverfammlung Ent: 
laftung gewährt hat. Denn darin fann ein Verzicht auf den auf 
ganz anderen Zhatjachen beruhenden Schadenserjag nicht gefunden 
werden. II, 265/95 vom 20. Dec. 

572. Im Fall 14 würde den Gläubigern der in Konkurs 
gerathenen Altienfommanditgejellichaft über die im H. ©. 3. 204, 
Abf. 3; 226, Abf. 3, und 241, Abj. 4 bezeichneten Sällen hinaus 
ein Schadenserfatanfpruch nad) gemeinem Nedht nur wegen Arglijt 
zuftehen. ‘Die Verurtheilung konnte deshalb nicht darauf gegründet 
werden, daß DBellagte troß der ihnen befannten fjchlechten Ver- 
hältniffe der Gejellfchaft gleichwohl den Betrieb fortjegten und cs 
geichehen ließen, daß M., der perfönlich haftende Gefellichafter, 
weiter arbeitete und das benöthigte Getreide auf Kredit entnahn. 
Denn der Auffihtsrath hat den Betrieb nicht, jondern nur die 
Ueberwadung — 9. ©. 38.158 und 193 —. Aud hatten fie 
fein Recht, noch, joweit die Feltftellungen reichen, die thatjächliche 
Möglichkeit, jene Handlungen zu verhindern. VI, 191/95 vom 
4. Nov. 

573. Someit in Trage fommt, ob der Auffichtsrath nicht 
hätte die Generalverfammlung berufen fünnen, um die Auflöfung 
der Gejellichaft gemäß $. 39 de8 Statuts vorzujchlagen: fehlt es 
an einer VBerpfliddtung zu joldyer Einberufung im Intereffe der 
Gläubiger. Nad) 9. ©. 3. 187, Abj. 2 ift fie nur im Imtereffe 
der Öejellichaft einzuberufen. Auch bejteht für die Aktienfomman- 
ditgejellichaft Feine dem Art. 240 entjprechende Verpflichtung. Auch 
würde die Eröffnung des Konfurjes nad) $. 199 in Verbindung 
mit $. 198, Abf. 1 der K. DO. von dem Auffichtsrath jo wenig 
wie von der Generalverfammlung der Aktienfommanditgejelichaft 
beantragt werden fünnen. ‘Da auch eine pojitive Handlung der 
beflagten Mitglieder der Aktienfommanditgejellichaft, daß fie etwa 
den M. angewiefen hätten, neue Getreideanfäufe zu machen, nicht 
bewiejen mar, wurde die Klage vom Neichsgericht abgewiejen. 
VI, 191/95 vom 4. Nov. 

574 Die Zehen des Bergreviers Freiberg, joweit fie bei 
dem Gricheinen des Allgemeinen Berggejees vom 16. Juni 1868 
bereit8 bejtanden, find nad) allgemeinem Herkommen verpflichtet, 
die Crträgnilfe eines zubußfreien Kures an die Kaffe der Yrei- 
berger Knappicdhaft abzuführen. Auf die Klage der Allgemeinen 
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Knappichaftspenfionskaffe für das Königreich Sadjfen ift die be- 
Hagte Gewerfichaft verurtheilt, die Ausbeute eines Kures an bie 
Klägerin zu zahlen, welche an die Stelle von 27 einzelnen Sinapp- 
Ihaftspenfionsfaffen, unter ihnen auch die der Treiberger Berg- 
reviere, getreten ift. Das Nechtsfubjelt des Freifures, die Knapp- 
Ihaft mit al’ ihren das Unterftüßungswejen betreffenden redht- 
lihen Beziehungen, jo aud mit ihrem Anjprude an die Zeche 
auf die Crträgniffe eines Kures lebte in den verjchiedenen Yor- 
men der Entwidelung ihrer vermögensredhtlihen Ericheinung und 
Vertretung fort und hatte nun in der Allgemeinen Knappichafts- 
penjionskafje für das Königreic” Sadjjen die lette Entwidelung 
ihrer VBertretungsform gefunden. Dit diefe nad) der Darftellung des 
Berufungsgerichts Tängjt vorbereitete jüngfte Entwidelung aud) 
unter der Einwirkung des Reichsgejeßes, betreffend die Invaliditäts- 
und Altersverfiherung vom 22. Iuni 1889, zum Abjichluß ge- 
langt, jo ift die vom Bundesrath zugelaffene Kaffeneinrichtung 
doh eine unter der Vorausjegung ciner den reichögefeklich vor- 
gejehenen Leijtungen gleichwerthigen Fürjorge der Landesgejeß- 
gebung überlaffene Einrihtung. Ob und in wie weit den DBor- 
ausfegungen der $S. 5 und 6 des NReichögejeßes insbejondere hin- 
fichtli) der Sicherung der bedungenen gleichwerthigen Yürjorge 
entiprochen ift, fommt hier nicht in Trage. Die Verpflichtung 
der Bellagten zur Verbauung des Knappichaftsfures ift eine privat- 
rechtliche. Die Enticheidung des Berufungsgerits, daß die Ver- 
pflidtung fortdauere und die Berechtigung zur Geltendmachung der- 
telben auf die Allgemeine Knappichaftspenfionsfaffe übergegangen 
jei, beruht auf der Anwendung des nicht revifiblen Sächfifchen 
Redts. Die Ausführung des Berufungsgerichts, da die Erträg- 
niffe des Kures keineswegs aud) Perfonen zu Gute fümen, für 
welche der Kur in feinem Falle beftimmt gewejen, beruht auf 
thatlächlichen Erwägungen, wie die Annahme, daß der etwaige 
Mitgenuß Anderer durch anderweitige Vortheile gedecdt fein würde. 
Die Annahme, daß eine folche Eventuafität der Berechtigung der 
Allgemeinen Knappichaftspenfionskaffe nicht im Wege jtände, be- 
ruht auf der Anwendung des nicht repifiblen Sähfiichen bürger- 
lihen Rechtes. VI, 108/95 vom 1. Yuli. 

575. Der Kläger ift aus der Schügengilde durd) Beihluf 
der Generalverfammlung ausgefchloffen. Die Klage auf Auf- 
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Korpora- hebung des Bejchluffes ift abgewiejen. Nad 8.43 AU.L.R. IL, 6 

sonen. sei jede Korporation berechtigt, Mitglieder, welche dem gemein- 
Ihaftliden PVereinszwede zumwiderhandeln, auszujcliegen. Der 
Vereinszwed der beklagten Schügengilde fjei nad) $. 1 der Sta- 
tuten, daß die Mitglieder als eine Vereinigung ehrenhafter Männer 
einig und treu fi aneinander jchließen und fi in patriotifcher 
Seftinnung ftärken jollen. Gegen diejen BVereinszwed habe der 
Kläger durch die in dev Abficht, M. in feiner Stellung al8 Vor- 
ftand&mitglied Öffentlich herabzumürdigen, diefem zugefügte öffent- 
fihe Beleidigung gröblich verjtoßen. Diefe Beftimmung wurde 
angewendet, obwohl die Statuten al8 Ausfchließungsgrund mur 
die Beleidigung von Kameraden bei VBerfammlungen der Gilde 
erwähnt, fofern da8 Mitglied die vom Vorftand geforderte Ab- 
bitte nicht leiftet, und jene Beleidigung außerhalb der Gildenver- 
jammlung vorgelommen, aud) eine Abbitte nicht gefordert war. 
Revifion zurüdigewiejen. IV, 135/95 vom 30. Oft. 

576. DBgl. 686. Beim Turnen an der Turnanftalt der höheren 
Bürgerfchule zu Düffeldorf Hatte der Sohn des Klägers auf An- 
weifung des Lehrers eine eijerne Neditange mit einem anderen 
Knaben in eine andere Höhenlage zu bringen. Die Stange be- 
wegt fich frei in einer Längsnuthe der beiden Pfoften auf und 
ab, und wird in ihrer jeweiligen Höhenlage durch zwei Bolzen 
feitgehalten, welche durch Löcher gejtedt werden, die in beiden 
Pfoften und an den Enden der Stange angebradt find. ‘Der 
andere Knabe hat feinen Bolzen früher herausgezogen al® der 
Sohn des Klägers den feinigen, und hat die Stange dann fallen 
laffen, die in Folge deffen den Sohn des Klägers verlegt hat. 
Das Berufungsgeriht hat angenommen, daß diejfe von den 
Organen der beflagten Stadt hergeftellte Einrichtung mangelhaft 
fei, und die Beflagte zum Schadenderfag verurtheilt. Das würde 
nad) Code 1383 nicht zu beanftanden fein. Das Urtheil wurde 
indeffen aufgehoben, weil Beweije über die mangelnde Verfchul- 
dung nicht erhoben waren. II, 200/95 vom 8. Nov. 

577. Im Fall 54. Den die Schiekübungen 'Yanordnenden 
militärischen Befehlshabern gegenüber fommen die jchießenden Sol- 
daten nur al® Werkzeuge in Betradt. Die Befehlshaber aber 
handeln als Willensorgane des Staate. Das BVerjchulden der 
Befehlshaber ift al& Verfchulden des durd) fie repräjentirten Staats 
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anzujehen. Das Verichulden bejtand darin, daß die Schiegübungen 
angeordnet und fortgejeht wurden, objchon die Befehlähaber bei 
deren Beginn oder doch fpäteftens nach der Beichwerde des Klägers 
die Meöglichkeit des Hinüberfliegens von Gefchoffen, aljo die zur 
Befikftörung genügende Gefährdung der Aeder des Klägers 
vorausjahen. Daß fie das weitere Hinüberfliegen der Gejchoffe als 
nothwendig erfannt hätten, ift zur Teitjtellung des Verichuldens 
nicht erforderlich. Auch die Möglichkeit, daß die den DBefehle- 
habern befannt gewordenen Fälle des Leberfliegens auf Tehlern 
der Schüten beruhten, fchließt das PVerichulden beim Fortjegen 
der Uebungen nicht aus, denn die Befehlshaber mußten mit der 
Möglichkeit fernerer folcher Fehler rechnen. Nur dann wäre ein 
Berichulden ausgejchloffen, wenn es fi um eine jehr entfernte, 
nad der Erfahrung verftändigermweije nicht vorausjehbare Mög- 
lichfeit des Ueberfliegens handelte. VI, 138/95 vom 16. Nov. 
578. Der Kläger war der Mitgliedichaft einer Lehrer- 
Witwen und Waifenfaffe verluftig erklärt, weil er den Kaflen- 
beitrag von 7 Mark 50 Pf. ohne die ftatutengemäß beizufügende 
Beitellgebühr von 5 Pf. eingefandt und die wiederholt, zulett 
unter Androhung des VBerluftes der Mitgliedichaft an ihn gerich- 
teten Mahnfchreiben des Nendanten unbeachtet gelaffen habe. Das 
Neichsgericht Hat das die Klage des LXehrers abweijende Berufungs- 
urtheil aufgehoben und den Ausschluß von der Mitgliedichaft ale 
unberedhtigt erklärt. ‘Denn der Flare Wortfinn der Statuten ergibt, 
daß das Aufhören der Mitgliedichaft nur an die Nichtentrichtung 
der Beiträge, nit aud) an die Nichtbeifügung der Beftellgebühr 
für eingefandte Beiträge gefmüpft ift. IV, 215/95 vom 19. Dec, 
579. Nady dem Statut de8 Duisburger Bürgerjchügen- 
vereind ohne Torporative Ned)te wird die Generalverfammlung 
durd den Vorjtand berufen; die Ankündigung der Tagesordnung 
erfolgt durch) die „Rhein und Nuhrzeitung‘. Cine foldje Be- 
fanntmadjung, welche eine andere Form, etwa die des $. 57 
AUR. II, 6, überflüffig gemadjt hätte, aud) wenn es fi) um 
eine außergewöhnliche Angelegenheit handelte -—- $. 41 —, tft nidht 
erfolgt, jondern Zufammenberufung durd) Pojtkarten. ‘Das würde 
den Generalverfammlungsbeihluß ungültig mahen — 8$. 14 
und 26 —, wenn nicht nadhgewiefen wird, daß diefe Yadung den 
Mitgliedern zugegangen ift. IV, 73/95 vom 23. Sept. 
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580. Der Müännerturnverein zu Ludenmwalde Hat durd 
neun Perjonen als feinen angeblichen Vorftand Klage auf Rüd- 
gabe von Zurngeräthen und anderen Saden wider bisherige 
Bereinsmitglieder erhoben. Die Klage wurde unter Verurtheilung 
der neun Perfonen in die Koften abgewiejen. Die Parteifähigfeit 
de8 Männerturnvereins wurde anerfannıt — R. ©. €. Bd. 27, 
€. 183 —. Nah den Grundgeleben des Vereins bevollmächtigen 
die Mitglieder die jedesmaligen Vorftandsmitglieder, alle Rechts- 
geichäfte, welche VBereinsangelegenheiten betreffen und von der Haupt- 
veriammlung bejchloffen find, für fie und ftatt ihrer zu betreiben, 
das DVereinsvermögen zu verwalten und über Ausgaben bis zu 
9 Mark zu verfügen. Zu den inneren Angelegenheiten diejer er- 
laubten Brivatgejellihaft — SS. 14, 42; WUERLU,6 — 
gehört die Beichlußfaflung über einen anzuftellenden Prozeß, zu: 
mal wider bisherige Vereinsmitglieder, und die Ausftellung einer 
Bollmadt dazu. Die Angelegenheit betraf einen außerordentlichen 
Borfall — 8.53 —. In der Einladung zu der Hauptverfamm- 
(ung, welche ben Beichluß gefaßt Hatte, war aber der Gegenftand 
der Berathung nicht angegeben; und e8 haben nicht zwei Drittel 
der Mitglieder Theil genommen, SS. 54, 55. — Der Beihluß 
war alfo ungültig — 8. 56 — und bie neun Perjonen haben 
ihre Ermädtigung zur Prozekführung nicht dargethan. V, 440/94 
bom 27. Nov. 95. 

581. Gemeinrehtlih ift fein Nechtsirrtfum darin zu er- 
bliden, wenn im Falle des Nichtvollzugs eines Verlöbniffes eine 
Kumulirung der Klagen in ber Weife zugelafjen wird, daß primär 
auf Cheabjchluß und eventuell, für den Fall, daß diefer nicht er- 
folge, auf Entihädigung geklagt wird. Nicht. anders ift aber die 
in der Berufungsinftanz erfolgte Verurtheilung des Beklagten 
anfzufaffen, wonadh Bellagter nur für den Tall, daß er die Klä- 
gerin nicht heirathen werde, zu einer Entfchädigung verurtheilt ift. 
Ill, 139/95 vom 27. Sept. 

582. Der Beflagte war im 9%. 1887 in Hamburg aus 
8.176, Nr. 3 ©t. &. 3. mit 6 Monaten Gefängniß beitraft, im 
Mai 1891 wurde gegen ibn aus demfelben Grunde in ‘Doberan 
cin Vorverfahren anhängig.e Bald darauf hat er in Roftod mit 
fünf verichiedenen Rindern unter 14 Jahren unzüchtige Dand- 
lungen vorgenommen, und ift deshalb zu einer Gefammtftrafe von 
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2 Iahren 6 Monaten Zuchthaus und dreijährigen Chrverluft Cheigeidung. 
rechtskräftig verurtheilt. Ohne unbillige Härte kann der Klägerin 

nicht zugemuthet werden, mit diefem Meanne die Ehe fortzufegen. 

Das Reichsgericht hat gefchieden. III, 79/95 vom 14. Juni. 

583. Die Ehefrau Hat fih, nadhdem fie fi von ihrem 
Chemanne entfernt hat, von ihm in der Abjicht fern gehalten, die 
Ehe mit ihm nicht fortzufegen. Der Ehemann hat die Rüdfchr 
wiederholt verlangt, diejelbe ift von der Beklagten entichieden ver- 
weigert. Auf die von dem Ehentann erhobene Eheicheidungstlage 
hat die Ehefrau zwar im Prozeß erflärt, fie wolle zurücfchren. 
Das Oberlandesgericht fieht aber diefe Erklärung, weil fie nicht 
ernftlich gemeint fei, für unerheblih an. Das Neichögericht hat 
die Ehe geichieden. DIrrig ift e8, wenn das Berufungsgericht die 
Klage nur dann al® begründet anjehen will, wenn der Kläger ihm 
die Meberzeugung von feinem ernftlihen Wollen, die Ehe fortzu: 
feßen, verichafft. Nur dann, wenn die Beklagte thatfächlic zurüd- 
gefehrt und ihr dann vom Kläger die Aufnahme verweigert oder 
von unbilligen Bedingungen abhängig gemacht wäre, würde die 
Klage abzumweifen fein. III, 112/95 vom 28. Juni. Entiprechend 
III, 221/95 vom 22. Nov. 

584. Die Che ift gefchieden, weil beide Ehegatten fich des 
unerlaubten Umgangs im Sinne AL. R. U, 1, S. 673 fchuldig 
gemadyt haben. Die Revifion der Ehefrau zurüdgewielen. Daß 
nicht Beweis darüber erhoben ift, daß fich der Ehemann des 
Chebrudhs mit beftimmt benannten Frauen fchuldig gemacht habe, 
beichwert die Klägerin nit. Das Eheverbot in 8. 33° des Ge- 
jetes vom 6. Tebr. 1875 beruht im öffentlichen Intereffe. IV, 
51/95 vom 4. Yuli. 

585. Die Ehe ift gefchieden, weil der Ehemann gefund- 
heitsgefährdende ZThätlichkeiten gegen die Ehefrau begangen hat — 
8.6IHA.U.R. I, 1 —. Der Nachweis, daß dies durd) Schimpf- 
reden der Ehefrau und den Vorwurf der Blutichande veranlaft 
war, fan den Cheicheidungsgrund nicht befeitigen und ift für 
die Schuldfrage unerheblich, weil der Beklagte aus diefer Ehren- 
hränfung feinen Chefcheidungsgrund ableitet. IV, 56/95 vom 
4. Yuli. 

586. Das Berufungsgericht findet in der Gewohnheit der 
Ehefrau, ftarf zu trinken, eine Verihuldung, und nimmt aı, 
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daß die im Zuftande der Zrunfenheit von ihr verübten groben 
Berunglimpfungen al8 folche zuzurechnen feien, weil ihre freie 
Willensbeitimmung nicht ausgefchloffen geweien, fie aljo das Be- 
wußtjein der Nechtswidrigfeit und des die Ehre ihres Mannes 
fränfenden Charakters diejer Behandlung haben müfje, daß aud) 
cine etwaige vorübergehende Trübung dieje8 Bewußtjeins im ein- 
zelnen Falle den Charakter der Beleidigung und ihre Schuld nicht 
vermindere, weil fie gewußt habe, daß fie dur Trinken zu Aus- 
Ichreitungen diejer Art gebradt werde. Die Ehe aus BL. N. 
231 gefchieden. Revifion zurücdgewiejen. II, 148/95 vom 20. Sept. 

587. Ungeachtet einer früheren Ausföhnung wurde ein Tpä- 
terer Vorgang geeignet gefunden, auf frühere Vorgänge zurüdzu- 
gehen — BER. 273 —. Revifion zurüdgewiefen: 273 er- 
fordert nicht, daß die der Verjühnung nachfolgende Pflichtverlegung 
für fi allein zum Ausspruch der Scheidung genügen würde. II, 
148/95 vom 20. Sept. 

588. AÜ.L.NR. E8 widerjpridt den fittlichen Anforderungen 
der Ehe, wenn die Ehefrau auch außerhalb der Chewohnung und 
in der Zeit, wo fie vom Ehemanne getrennt lebt, Chebrucd) treibt, 
und ein derartiges Verhalten der Frau gibt dem Manne begrün: 
dete Veranlaffung, die Wiederaufnahme der Frau und das cheliche 
Zufammenleben mit ihr zu verweigern. Das Weigerungsrecdht 
bleibt auch dann beftchen, wenn der Mann c8 unterlafien hat, 
von der Tran ein Atteft über ihre Führung zu verlangen. Un: 
erheblich ericheint e8 Hierbei, ob der Mann bei Ablehnung der 
Wiederaufnahme den Weigerungsgrund ausdrücklich geltend ge- 
macht hat; vielmehr ift e8 entjcheidend, daß biefer Grund zu 
jener Zeit thatfächlidy vorhanden gewefen ift. Keine bögliche Ver- 
laffung auf Seiten des Ehemanne. IV, 74/95 vom 23. Sept. 

589. Die Klägerin hat den jeit 1882 ruhenden Ehejchet- 
dungsprozeß nad) dem im Mat 1892 erfolgten Zode des Che- 
manne gegen deifen Erben wieder aufgenommen zur Erlangung 
einer gerichtlichen Entfcheidung dahin, daß der Erblaffer der jegigen 
Beklagten ihr Grund zur Sceidungsflage gegeben habe. Sie will 
dieje Enticheidung fir die vermögensrecdhtliche Auseinanderiegung 
verwerthen, weldje künftig zwijchen ihr und den Erben ihres Che- 
manned zu erfolgen hat. In Bezug auf diefe beftcht zwijchen 
den Parteien Streit, indem die Erben der Klägerin mr die ihr 
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in einem Erbvertrage der Eheleute ausgefegten VBermögensvortheile Cheiheidung. 
bewilligen, während fie felbjt jich durd) den Erbvertrag in dem 
ihr nah Märkiihem Brovinzialredhte zuftehenden Erbrechte ver- 
{et glaubt, und diejes gejegliche Erbrecht beanfprucht. Bei diejer 
Sadjlage fann nicht im voraus behauptet werden, daß die von 
der Klägerin begehrte Feititellung der Schuldfrage für die fpätere 
Bermögensauseinanderfegung unter den jetigen Parteien ohne alle 
rechtliche Bedeutung fei. In jedem Fall ift die fragliche eit- 
jtellung fchon für die Entiheidung über die Koften des noch an- 
hängigen Prozefjes präjudiziclich, und diefe Koften gehören doc) 
zu den bei der Außseinanderjegung in Betradht zu ziehenden Taf- 
toren. (Qgl. Bd. VIII, 576; R. ©. €. Bd. 24, ©. 278.) Das 
abweifende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüdverwiefen. IV, 
100/95 vom 7. Oft. 

590. Die Che ift wegen bösficher VBerlaffung gefchieden. 
Wenn der Ehemann jchwört, daß er mit einer B. im 9. 1890 
oder fpäter ten Beifchlaf nicht vollzogen habe, ijt die Ehefrau 
für den allein fchuldigen Theil eradtet. Die Beflagte hat den 
Ghemann den 15. Sept. verlaffen und ift im September 1893 
nad) erhaftenem Nücktehrbefehl auf einen Zag bei demjelben ohne 
die ernftliche Abjicht der Rückkehr erichienen. Das jchloß die bös- 
fiche Berlaffung felbjt dann nicht aus, wenn da8 Berhalten des 
Chemanns der Klägerin einen rechtmäßigen Grund gegeben hätte, 
dem NRücdkehrbefehl nicht zu genügen, wenn fie willen® gewejen 
wäre, die Chegemeinschaft fortzufegen. So, wenn fie der Ehe: 
mann zur Thür hinausftieg — vgl. Bolze, Praris, Bd. XII, 
520 —. Der gefchledhtlidhe Verkehr des Klägers mit der 9. 
war, wenn er überhaupt beftanden hat, im Jahre 1892, aljo 
mehrere Monate vor dem NRücdfehrbefehl, abgebrochen. Und ber 
Kläger hatte im I. 1892 und fpäter hinlängliche Beweije feiner 
Sinnesänderung gegeben. Der Berufungsrichter hat deshalb ohne 
Gefegesverlegung angenommen, aus dem Verhalten des Klägers 
vor dem 15. Sept. 1890 und daraus, daß der Kläger fie am 
5. Nov. 1890, als fie zurücfehrte, nicht aufnahm, habe Beklagte 
feine Gründe entnehmen fünnen, die cheliche Gemeinfchaft redht- 
mäßiger Weife aufzuheben. IV, 101/95 vom 10. Oft. 

591. Die Mittheilung, daß Iemand geiftesgejtört jei, kann, 
auh wenn fie wahr ift, nad) den obwaltenden Umjtänden be: 
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feidigend fein, fofern fie in der Abficht gejchieht, Geringfchägung aus- 
zudrüden, und eine entiprechende Geringihägung bei Anderen her 
vorzurufen. Iedenfalls Liegt Beleidigung vor, wenn der Betreffende 
geiftig gejund ift und der Aeußernde das weiß; hier joll die Ehe- 
frau wider befferes Wiffen ihren Ehemann der Behörde als 
tobjüchtig und gemeingefährlich Hingeftellt haben, damit gegen ihn 
im öffentlihen Interefje mit Sicherheitsmaßregeln vorgegangen 
werde. Das die Klage auf Scheidung abweilende Berufungs- 
urtheil aufgehoben, zurücverwiejen. Die in Tolge jener Anzeige 
angeordnete polizcilihe Beobadhtung ift Kräntung der perjünlichen 
Freiheit im Sinne 8. 700 A.LU.R. IL, 1, welde jhon in dem 
Bewußtfein, polizeilich beobachtet zu werden, liegt... Auch läuft 
ein Schlädhtermeifter, der im Verdacht der Geiftesfrankheit fteht, 
Gefahr, feine Kundfchaft und damit fein Gewerbe zu verlieren, 
jodaß $. 706 in Frage fommt. Unerhebli, dak das Schlädhterei- 
gewerbe nicht dem Konzeifionszwange unterliegt. IV, 129/95 
vom 24. Oft. 

592. Daß ein Schlächtermeifter in Berlin, der ein umfang- 
reiches Gewerbe betreibt, zu den Perfonen des gemeinen Standes 
gehört, ift nicht ohne Weiteres anzunehmen. IV, 129/95 vom 
24. DE. | 

593. Schon die Aeußerung des Berdadhts, ber Ehemann 
habe mit feinem Hunde Unzucht getrieben, gegenüber der DBer- 
fäuferin im Ladengeichäft ift eine fchwere Beleidigung. IV, 129,95 
vom 24. Oft. 

594. Die Ehe wurde wegen Chebrudhd der Chefrau ge- 
Ichieden; deren Widerflage zurücgewiefen. Das Berufungsgericht 
hat darin, daß der Widerbeflagte gegen das Verbot des Arztes- 
und das Anjuchen feiner Ehefrau, während fie wegen Bluthuftens- 
und Lungenfatarrh in der Wohnftube im Bett lag, dort Tabak 
geraudht hat, eine harte Mifhandlung im Sinne B.U.R. 231 
nicht gejehen, und zwar um jo weniger, weil eine erhebliche 
Berihlimmerung des Kranfheitszuftandes umerwiejen geblieben. In 
diefer thatjächlichen Beurtheilung, welche fi innerhalb des dem 
Gericht zuftehenden Ermeffens bewegt, ijt eine Gejegesverleßung 
nicht enthalten. II, 214/95 vom 22. Nov. 

59. UUR. IL, 8. 179 geftattet dem Ehemann, defien Ge- 
jundheit durch Leiftung der ehelichen Pflicht gefährdet wird, die= 
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jelbe zu verfagen. Daneben fteht aber dem Ehegatten das Recht Eheiheidung. 
zu, das ehelihe Zufammenleben aufzuheben, wenn er Grund zu 

der Annahme hat, daß ber andere Ehegatte fi) durch die ihm 
mitgetheilte Gefundheitsgefährlichkeit nicht abhalten Laffen würde, 

die Beifchlafsvollziehung zu verlangen. Dem Ehegatten fällt, wenn 

von bdiefem Rechte Gebraud;) gemadht wird, bösliche Verlaffung 

nicht zur Lat. IV, 176/95 vom 28. Nov. 

596. Die Eheicheidungstlage des Ehemanns war im I. 1890 
erhoben; am 28. April 1891 hat da8 Gericht das Verfahren auf 
6 Monate ausgefegt, weil die Ausfühnung der Parteien wahr: 
Iheinlich erjhien. Die Ausjühnung hat am 6. Aug. 1891 ftatt- 
gefunden, in Folge neuer Ladung durch den Ehemann ift Ver: 
handlungstermin auf den 11. Ian. 1893 anberaumt. Der Kläger 
fann diejenigen nad) dem 6. Aug. 1891 begangenen neuen Che- 
vergehen der DBellagten, welche er bis zum 26. Nov. 1891 er- 
fahren Hat, nicht mehr rügen, weil er burd) deren Nichtgeltend- 
madung bis zum 11. Ian. 1893 die Ehe mit der Beflagten im 
Sinne des 8.721 A.U.R.U,1 fortgejegt Hat. Eine befondere 
Klage konnte der Ehemann bieferhalb zwar nicht erheben; er 
hätte aber nad Ablauf ber 6 Monate, für welche ber Prozeß aus- 
gejegt war, behufs Geltendmachung diejer Ehevergehen laden können. 
IV, 186/95 vom 5. Dec. 

597. Böslihe BVerlaffung fonnte als Ehejcheidungsgrund 
nicht geltend gemacht werden, weil der nicht befolgte Nüdkehr- 
befehl während des fchwebenden Ehefcheidungsprogeffes nicht vom 
Amtsgericht, fondern vom Randgericht zu erlaffen war. IV, 186/95 
bom 5. Dec.. | 

598. Das Verhältniß des 8. 670 zu HZ AULU.RLU,1 
geftaltet jich dahin, daß beide infofern einander gleich geftellt find, 
al8 bei beiden ein gefchlechtlicher Verkehr des einen Ehegatten mit 
einer dritten Perjon vorliegen muß; die Verfchiedenheit aber darin 
beiteht, daß bei 8. 670 ein Beweis fir diefe Thatfache voll oder 
bi8 zur Auferlegung eines vicdhterlihen Eides erbracht fein muß, 
dieje Beweisführung jedoch im Fall des 8.673 alsdann erleichtert 
wird, wenn Umftände vorliegen, welche eine dringende Vermuthung 
de8 Gejchlechtsverfehrs begründen. Ob folche Umftände vorhanden 
jind, ift in jedem fonfreten Falle Sache der richterlihen Prüfung 
und Beurtheilung. — Bol. Bolze, Praris, Bd. XV, 429. — 
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Hier hat der Berufungsrichter ausgefprochen, der beklagte Ehe- 
mann habe zweifellos die Abficht gehabt, mit der Schauspielerin 
©. geihjlechtlidh zu verkehren; ebenjo habe die ©. diefe Abficht 
erfannt. 8 fehle aber der Beweis, daß e8 dem Beklagten ge- 
(ungen fei, feine Wbficht zu verwirklichen. $. 673 helfe der Klä- 
gerin nichts. Denn, wenn aud der Umgang des Beflagten mit 
der ©. als ein unerlaubter im Sinne des Gejekes zu eradten 
fei, jo fann doc) das Begründetfein einer dringenden VBermuthung 
der verleiten ehelichen Zreue deshalb nicht angenommen werden, 
weil e8 möglich fei, daß die ©. die Annäherung des Bellagten 
geduldet, bezw. ihn an fic) gezogen habe, um Geldvortheile durd) 
ihn zu haben. Darin liege feine Gefetesverlegung. IV, 214/95 
von 19. Dec. 

399. Das Berufungsgericht hat fowohl die Ehefcheidunge- 
age wegen bößlicher Verlaflung, als den eventuellen Antrag auf 
Herftellung des ehelihen Lebens abgewiejen, weil der Nachweis 
nicht erbracht jei, daß Kläger den ernitlichen Willen habe, dic 
Trau möge zu ihm zurüdfehren. Das Reichögeriht Hat auf: 
gehoben, zurüdverwiejen. Die Begründung des Berufungsurtheils 
würde leicht zu dem Crgebniß führen, daß Kläger, weil er in 
früheren Briefen ein Einverftändnig über freimilliges Getrennt- 
leben erftrebt, in Zukunft weder die Fortjegung, noch die Schei- 
dung der Che erreichen Fünnte. ‘Das Nedt, jederzeit das Zu: 
fanınıenleben zu fordern, folgt aus der Natur der Che. Die 
Beklagte fan die NRücfehr nur weigern, wenn und jo lange das 
jittliche Verhalten des Klägers oder erhebliche andere Umftände 
es unbillig ericheinen laffen, ihr da® Zufammenleben oder die 
jofortige Rüdkehr zuzumuthen. IIL, 221/95 vom 22. Nov. 

600. Der Beklagte hat feine Ehefrau mit der Yauft oder 
der flahen Hand ins Geficht gefchlagen und vor die Bruft ge- 
ftoßen, fodaß fie zur Erde gefallen ift; auch fpäter im Auguft 
1803 mit der Fauft oder einem Stod geichlagen, in Yolge deffen 
fie eine biutende Wunde hinter dem Ohr und blutunterlaufene, ge- 
Ihmwollene Stellen im Gefiht und an den Armen gehabt Hat. 
Die Klägerin hat fih vom Beklagten entfernt; auf ihre im Aprit 
1894 erhobene Klage find ihr Alimente feit 1. Oft. 1893 ohne 
Zeitgrenze zugefprodhen; Revifion zurücgewiejen. Der Berufungs- 
richter Täßt e8 dahingejtellt, ob Klägerin hätte auf Scheidung Flagen 
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fünnen. Sie dürfe aber wegen ber groben Mißhandlungen von Perfönfide 
dem Bellagien getrennt leben, bis dahin, wo der Bellagte durd eo: 
jein Auftreten ihr gegenüber unzweidentig und unter genügenden 

Garantien zu erfennen gegeben habe, daß er den ernten Willen 

habe, die Klägerin, jobald fie wieder zu ihm zurüdfehre, angemeffen 

zu behandeln und nicht wieder zu jchlagen. Da dem Ehemann 

eine nicht durch die Hülfsbedürftigkeit der Ehefrau bedingte Ali- 
mentationspflicht der Ehefrau gegenüber obliegt, fo gilt unter ihnen 

der Grundfat nicht, daß Alimente für die Vergangenheit nicht ein- 

geklagt werden dürfen. IV, 91/95 vom 30. Sept. 

601. Breslaı. Das güterrechtliche Verhäftnig der zu ges  Cheliches 

trennten Gütern verheiratheten Eheleute hindert den Ehemann Müterreät. 
nicht, feine Befriedigung wegen eines vor Cingehung oder während 
der Ehe gegen die Ehefrau erworbenen vermögensrchtlichen An- 
Ipruh8 icon während der Ehe zu verlangen; der Umftand, daß 
in feiner Perfon die Rechte des Gläubigers mit denen des mari- 
talifchen Vermwalters und Niekbrauchers zufammentreifen, Tchließt 
die Ausübung der Släubigerrechte nicht aus. — D.T. E., Bd. 32, 
©. 87; Striethorft, Bd. 61, ©. 2; Bd. 86, S. 4. — IV, 19/% 
vom 13. Juni. 

602. Die Ehefrau des in Bonn domizilirten Fürften ©. 
hatte während defjen Entmündigung als ihm bejtellte Vormünderin 
in Wien zum Gebraud für fih und ihr Kind Befleidungs- 
jtüde und Wäfchegegenftände gekauft und gelicfert erhalten. ‘Der 
Sürft wurde zu deren Zahlung verurtheilt, ohne Rüdjicht darauf, 
daß die Chefrau eine ausreichende Unterhaltsjumme zur Verfügung 
gehabt habe; cbenjo für die in dev Zeit nad) der Entmündigung 
gekauften Sadhen auf Grund angenommener präjumtiver Voll- 
macht, welche, wenn fchon während der Entmündigung erlofchen — 

Code 2003 —, nad) deren Aufhebung wieder in Kraft getreten 
fi. U, 134/95 vom 9. Juli. 

603. Der Kläger D. hat gegen die Witwe ©., die den 
väterlichen Erbtheil feiner Ehefrau in Belig und Verwaltung 
übernommen hatte, den Anfpruch auf Necdnungslegung und Aus 
antwortung der auf den Erbtheil entfallenden NRevenüien erhoben. 

Sit aud) die Ehe inzwischen gejchieden, ohne daß D. jchon wäh- 
vend der Che die Klage erhoben hat, fo find doch durd die Che- 
Iheidung nicht die wohlerworbenen NRedhte des Chemanns erlojichen. 


Sheliches 
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Der Kläger ift aljo nicht darauf beichräntt, fich wegen feiner An- 
fprüche bezüglich des ftreitigen Erbtheil® aus der Zeit während 
des DBeitehens der Ehe an feine gefchiedene Ehefrau zu Halten. 
Die Annahme, daß der Anfpruch dem Vermögen der Ehefrau zu> 
gewachfen fei, ift nicht zutreffend. Der Kläger ift auch nicht durch 
den unterlaffenen Gebrauch feines Rechts verluftig gegangen; die 
Borausfegungen bei Anwendung bes $. 107 Einl. zum ÜL.NR. 
liegen nicht vor. Das Neichegericht hat die Klageabweilung auf: 
gehoben, zurüdverwiejen. IV, 80/95 vom 26. Sept. 

604. In einem von dem Beklagten, feinen beiden Söhnen 
und der Gemahlin des Sohnes Wilhelm gejchloffenen Bertrage von 
1887 bat der Beklagte jener Gemahlin für den Fall, daß Wil- 
heim vor ihr verjterben follte, von deilen Tode an jährlich 
7500 Mark zu zahlen veriproden, und zwar für deffen Lebenszeit 
oder bi8 zur Wiederverheirathung, fo lange er Befiter der Herr- 
Ihaft Sp. fein werde. Die gleiche Verpflichtung hat der Sohn 
Albert für den Fall übernommen, daß er fideifommiffariicher Be- 
figer der Herrfchaft werde; er wolle auch diefelbe Verpflichtung 
feinen Erben auflegen. Das ift ein WittHum im Sinne 
S8. 457, 45E A.UR. IL, 1; 88.598 ff. L, 11. Unerheblich, daß 
die Ausjegung nur unter ganz bejtimmten Bedingungen und nur 
für einen ganz beftimmten Zeittheil des Witmwenjtandes erfolgt 
ift; unerheblich au, daR die Ausfekung erfolgt ift, um Wilhelm 
zu bejtimmen, feinerjeit8 dem jüngeren Sohn Albert bie in dem 
Bertrage bejtimmte Rente zu bewilligen. Unerheblic ferner, daß 
das Witthum erjt 21/, Jahre nad Eingehung der Ehe bewilligt iit, 
und daß bereits in der Stiftungsurfunde ein WittHum der Witwe 
des Fideilommißbefiters ausgejeßt war. IV, 146/95 vom 21. Oft. 

605. Das Witthum fteht aber ber Klägerin, welche von 
ihrem für den allein fchuldigen Theil erklärten Ehemann ge- 
\hieden ift, nicht zu. Der 8. 60LWA.U.NR.I, 11, welder fi 
unmittelbar an die 58. 598—600 anicdjließt, bezieht fih nur auf 
den Fall, daß das Witthfum von einem Anderen als dem Che- 
manne, defjen Eltern oder Gefchwiftern ausgejegt if. Eine ähn- 
liche Beftimmuug für das von den Eltern oder Gefchwiftern des 
Ehemann ausgejegte WitthHum hat das AL. R. nicht getroffen 
und nicht gewollt. Die Klage auf Zahlung der 7500 Mark ilt 
abgemwiefen. IV, 146/95 vom 21. Okt. 
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606. Ein Gläubiger des Ehemanns hatte wider denjelben Cheliches 
Roggen pfänden laffen, welder zum größten Theil abgeerntet, Gfterredit. 
zum Theil noch auf dem Halme ftand. Der Roggen ift verkauft, 
der Erlös an den Gläubiger ausgezahlt. Die in getrennten 
Gütern lebende Ehefrau foll vor der Verfteigerung ihr Eigen: 
thumsrecht dem Gläubiger glaubhaft gemadjht haben, er habe troß- 
dem den Roggen verfteigern laffen. Sie hat den ihr angeblid) 
zuftehenden Entichädigungsaniprud dem Kläger abgetreten, welcher 
im Berufungsurtheil abgewiefen ift. Aufgehoben, zurüctverwiefen. 
Allerdings hat der Ehemann nah A. X. R. den Niekbraud) am 
Eingebradhten der Ehefrau. Die Gläubiger fünnen ji alfo au 
den Nießbrauh des Ehemanns (88. 231 und 257, U, 1) und 
folgeweife an bie Früchte halten, welche fogleidh beim Entjtehen 
Eigenthum des Ehemanns werben (8. 221, 1,9). Datte aber die 
Ehefrau das Grundftüd zum eigenen Betriebe der Landwirthichaft 
gepachtet, das Land jelbft beftellt und geerntet, wie Kläger be- 
hauptet hat, fo greifen SS. 218 und 219, II, 1 Plat, wonach ein 
unmittelbarer Erwerb des Ehemanns an den Einkünften der Ehe- 
frau aus einem von ihr felbftändig betriebenen Gewerbe nicht 
ftattfindet (vgl. Bd. XI, 527). Nur der NReingewinn gebührt 
dem Ehemann, foweit derjelbe nicht nach 8. 219 der Ehefrau ge: 
fihert if. Das find aber nicht die Früchte felbft, fondern nur 
das, mas nah der Dedung der Koften aus der DVBerwerthung 
der Früchte al® Ueberihuß übrig bleibt, fomweit derfelbe nicht 
zur Fortführung der Padıtung und des Pactzinjes erforderlich 
ift. Someit aber die Früchte auf dem Halme gepfändet find, 
fann die Abmeilung des Klägers nicht darauf gegründet werden, 
daß diefe Früchte dem Verpächter gehört hätten. Denn die 
Pfändung der Früchte auf dem Halme ift nur gegen ben bezugs- 
berechtigten Schuldner zulälfig. VI, 262/95 vom 23. Dec. 95/ 

23. Jar. 96. 

607. Im Fall 87. Der Ehefrau ftand ein Net, die Er- Gitter 
theilung der Vollftredungsklaufel zu befämpfen, nicht zu, weil der Hemeinihait. 
Ehemann das gütergemeinschaftlihe Grundftül — Code 1421 — 
auch ohne ihre Zuftimmung verpfänden durfte; daß das Urtheil 
auch ihr gegenüber erlaffen it, befchwert fie nicht, meil fie die 
Anträge des Klägers, welcher nur ben Ehemann hätte zu verklagen 
braucden, beftritten hat. IL, 216/95 vom 15. Oft. 


Giter- 
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608. Im Fall Bd. XVII, 577 hat da8 Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung geurtheilt, in der Annahme der 
vom Schuldner ohne vorherige Kündigung zur Zahlung an- 
gebotenen Reftforderung fei die freiwillige Aufgabe einer dauern- 
den Kapitalanlage nicht zu finden; es ift aljo davon ausgegangen, 
daß dies durch die Stipulation einer dreimonatlichen Kündigungs- 
frift nicht bewirft fei. Nevifion zurücgewiefen. V, 104/95 vom 
23. Oft. 

609. Im Fall 289 fommen 88.413 ud 1EAM.UR LU, 1 
nicht zur Anwendung, weil der Vertrag die Gütergemeinfchaft 
nicht aufheben follte, jondern nur über Verwaltung und Nief- 
braudy für einen gewiffen Zeitraum Beitimmung traf. Cbenfo 
wenig fd 8.SEU.UR IL 5 um 8.15 U.U.R. IL 1 ver- 
legt, weil beide Eheleute nicht dauerndes Getrenntleben beabfich- 
tigten. Dergleichen Verträge find nur jederzeit widerruflid. inen 
jeiner Ehefrau gegenüber erklärten Widerruf des Vertrags be- 
hauptet Beflagter nicht; er will nur die Ermädtigung feiner Ehe- 
frau zur Erhebung des Kapitald zur eigenen Verwaltung und 
Nutung widerrufen haben. Ein zweifeitiger Vertrag kann aber 
nur feinem vollen Inhalt nad) widerrufen werden. V, 122/95 
bom 6. Nov. 

610. Die Witwe ®. hatte an ihren Schwiegerjohn 2. eine 
Vorderung don 16500 Mark, welche fie dem Hagenden Bankhaus 
für einen dem X. gewährten Kredit verpfändete. ‘Die Ehefrau ?. 
leiftete für den Kredit perfönlid Bürgihaft. Nah dem Tode 
der Witwe W. haben fi) deren Erben, fünf Kinder, unter ihnen 
die Ehefrau des L., ohne Zuziehung des Klägers in den Nachlaß 
dergejtalt getheilt, daß die %., weil ihr Ehemann der Erblafferin 
außer jenen 16500 Marf noch 15000 Mark verfchulde, leer aus- 
ging. Der Kläger hat die Xheilung mit Erfolg angefochten. 
Mit dem Aktivantheil der Ehefrau an dem nur aus Forderungen 
beftehenden Nachlaß Fan nicht die Schuld der Gütergemeinichaft 
2%. im Betrage von 15000 Marf aufgerechnet werden. Nad 
Code 829 hat allerdings jeder Miterbe in den Nachlaß die Summen 
einzumwerfen, welche er fchuldig ift, und infoweit fann man von 
Schuld und Aniprud eines Miterben an den Nadjlaß Iprecden. 
Aber was die Gütergemeinhaft 2. an den Nacdlaß jchulbet, 
Ihuldet nicht die Ehefrau %. perfönlid. Der Ehemann 8. allein 
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hat für die ganze Gütergemeinfhaftsichuld einzutreten, aber er ift Gitter- 
nicht Miterbe. Aucd) nicht einmal mit der Häffte jener Schufd Sreinihait. 
fönnte hier mit NRüdjicht darauf, daß die Frau zur Hälfte aud) 

an den Gütergemeinschaftsfchulden betheiligt ijt, anfgerechnet 

werden. Denn die Frau fann no immer auf die Gemeinschaft 
verzichten, und dann verbleibt nichts von den Gütergemeinjchafts- 

Schulden zu ihren Xaften. Der Umftand, daß der Erbaniprud) 

der Frau 2. in die Gütergemeinfchaft fällt, und damit der Ehe- 

mann die Verfügungsbefugnißg über denfelben erhält, macht nicht 

den Mann zum Miterben, fodaß feine perfünliden Schulden 

gegen den Erbaniprucd der Frau von den übrigen Miterben zur 
Aufrechnung gebracht werden künnten, II, 264/95 vom 17. Dec. 

Vogl. 178 und 250. 

611. Dal. 397. Der in L.6 C. sec. nupt. 5. 9, Nov. 22 Naditheile der 
c. 27, 28 zu Gunften der erftehelichen Kinder beftimmte Schug Mitten Ehe. 
erftreckt fich auch auf Zuwendungen unter Lebenden, durch welche 
der Nachlaß des parens binubus fo gemindert ift, daß das mindeft- 
bedachte erjteheliche Kind weniger erhält, al8 dem andern Ehegatten 
zugewendet it. Unter den Begriff der übermäßigen Zuwendungen 
fallen aber nur Schenkungen in dem Sinne, ber bei den ver- 
botenen Schenkungen unter Ehegatten angewendet wird. Auch ift 
die Schenfung nicht nichtig, jondern den erjtehelichen Kindern er- 
wähjt ein perjünlicher Anjpruch gegen den andern Ehegatten. 

III, 215/95 vom 19./26. Nov. 

612. Celle. Die gefeßlihen Nadjtheile der zweiten Che 
fonnte der verftorbene Ehegatte zum Nacdhtheile der Kinder nicht 
erlaffen; aud nicht gültig anordnen, daß fie gegen Zahlung einer 
bejtimmten Summe nicht eintreten follen. III, 355/95 vom 
26. Nov. 

613. Hamburg. Das Berufungsgericht geht davon aus, Eltern und 
daß auch bei einer Trennung von Tifh und Bett dem Vater ein  Ninder. 
überwiegendes Recht auf die Erziehung der Kinder zuftehe, und 
prüft nad) freiem vrichterlichem Ermeffen, ob im vorliegenden Falle 
Bedenken dagegen obwalten, daß dem Vater die Tochter zur Er- 
ziehung überwiejen werde. Bei foldhen Kollifionsfällen müfje das 
Wohl des Kindes beftimmend fein; das Kind befinde jich nicht 
mehr in jo zartem Alter, daß ces auf die Pflege, Wartung und 
Erziehung der Mutter angerwiefen fei; Bellagte habe nur Kranf- 
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Eltern und heit des Ehemann eingewendet; ungeachtet der Krankheit ge- 
Kinder. statteten aber die häuslichen Verhältniffe dem Kläger, für die 
Pflege, Aufficht und Erziehung des Kindes zu forgen, da er bereits 
Fürforge dafür getroffen habe, daß das von ihm zur Beauffid)- 
tigung feines Knaben angenommene Fräulein M. gänzlich zu ihm 
ins Haus ziehe, fobald die Tochter ihm zur Erziehung übergeben 

werde. Revifion zurüdgewiefen. VI, 138/95 vom 23. Sept. 
614. Die Eitern ftehen im Ehefcheidungsprozeh; der Vater 
hat die fiebenjährige Zochter bei N. in Pflege gegeben. “Durch 
einftweilige Verfügung ift ihm aufgegeben, der Klägerin bis zur 
vechtsfräftigen Enticheidung des Scheidungsprozefjes mindeitens 
jeden Mittwoh Nachmittag von 3—6 Uhr den Beluc, der Tochter, 
jei e8 in der N’ihen Wohnung oder in der Wohnung des Bes 
flagten, zu geftatten, oder ihr das Kind zuführen zu laffen; WRe- 
vifion zurüdgewiefen. $. LOL A.LE.R. LI, 2 ift analog angewendet. 

IV, 213/95 vom 30. Sept. 

Väterliche 615. Berlin. Der zu Berlin verftorbene Rentier R. hat 
Swalt. im dem mit feiner Gattin errichteten Erbvertrage beftimmt, daf 
feines feiner als Erben berufenen Kinder berechtigt fei, vor feinem 
40. Lebensjahre Nevenien feines Erbtheild oder diejen zu ver- 
äußern oder von Zodes wegen zu vergeben, aud) foll das den 
Töchtern zugefallene Erbtheil im Fall der Verheirathung diefen 
als vorbehaltenes® Vermögen bleiben. Stirbt ein Kind vor dem 
40. Lebensjahre, fo treten deffen Kinder an feine Stelle. Die 
Verwaltung des Nadjlafjes ift dem beflagten Sohne des Erblaffers 
übertragen und diejer nad) dem Tode des Erblafiers, und nad 
dem im Mai 1892 erfolgten Zode der an den Kläger verheiratheten 
Tochter des Erblaffers vom Amtsgericht zu Bonn al8 Pfleger 
von deren unmündigen Kindern bejtellt. Der Beklagte hat die 
Einkünfte aus dem Nachlaffe des Rentiers NR. vereinnahmt und 
hiervon an den Kläger nichts abgeführt. Er ift in allen Inftanzen 
verurtheilt, dem zu Bonn wohnenden Kläger ordiungsmäßige 
Rechnung über die Verwaltung des Nachlaffes des Rentiers R. 
auf die Zeit feit dem 1. April 1892 zu legen und die dem Kläger 
hbiernady zuftehenden Einkünfte zu zahlen. It nad) der Auslegung 
de8 Erbvertrags in den Vorinjtanzen davon auszugehen, daß dem 
Kläger das ihm nad) dem Code zuftehende Nießbrauhsreht vom 
Großvater feiner Kinder, deren älteftes am 20. Yan. 1884 ge- 
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boren ift, nicht entzogen ift, jo muß er aud) vermöge der 
abjoluten Natur diefes Nechts für befugt erachtet werden, da$- 
felbe direft dem vom Crblaffer Tektwillig zum Verwalter des 
Nachlaffes eingefegten Beklagten gegenüber nah der Richtung 
geltend zu machen, daß ihm die vom Erbtheile feiner Kinder auf- 
fommenden Einkünfte ausgeantwortet werden. Hieraus ergibt fich 
aber auch das weitere Recht auf Rechnungslegung. IV, 97/95 
vom 3. Oft. 

616. Im Fall 224 durfte der eheliche Vater al gejetlicher 
Bertreter des Kindes auf die Alimente Elagen. II, 270/95 vom 
13. Dec. | 

617. Der Kläger war in die Dienfte ded Kreismaurer- 
meiftere Sc. getreten. Nad) defien Zode jchloß dejjen Witwe 
mit dem Kläger einen Vertrag über die Weiterführung des Baues 
zweier Zuderfabrifen. Der Gewinnantheil, welcher dem Kläger 
von Sc. verfprocden war, follte für beide Fabriken gemeinicdhaft- 
fich beredjnet werden. Die Auslagen find aud) bei dem zweiten 
Bau gededt, und den Sch.ichen Erben ift der Gewinn durd) eine 
Hnpothel auf dem Fabrikgrundftüc gewährt. Kläger fordert num 
feinen Lohn aus dem mit der Witwe gejcjloffenen Bertrage. So- 
weit anzunehmen wäre, daß die Witwe zugleich oder allein als 
geießliche BVertreterin ihres unmündigen Sohnes fontrahirt habe, 
ift die Annahme des Berufungsgerihts, der Sohn fei mangels 
obervormundfchaftlicher Genehmigung nicht verpflichtet, vechts- 
irrthümlih. Denn nah Gem. R. fällt der Abfchluß von Dienft- 
dverträgen nicht unter den Begriff der Veräußerung, aud wenn 
der Entgelt nad dem zu erzielenden Gewinn bemefjen, und ein 
Theil diefes Gewinnes verfprochen wird. III, 50/95 vom 1./8. Nov. 
Bol. 270. 

618. Der Freiherr M. von R. hat im Mat 1857 mit 
feinem Rittergut DB. ein Yamilienfideilommiß errichtet, welches 
von der Fideilommißbehörde beftätigt ift; die Fideifommißeigen- 
Ihaft ift im Grundbud) eingetragen. Die Nadjfolge follte nach 
den Regeln der Erftgeburt zunächft in feiner männlichen, nad) 
deren Ausfterben in feiner weiblichen Nahfommenfcaft ftattfinden. 
„3 behalte mir vor, in meinem Teftament oder fonjt befondere 
Beitimmungen über die Succeffion in das Fideiftommiß für den 
Sal zu treffen, daß ich ohne alle Descendenz verfterben follte.” 
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Da M. von R. keine Descendenz erzielt hat, und in feinem hohen 
Alter auch dazu Feine Ausficht mehr hat, hat er in einem ge- 
richtlich verlautbarten und von der Fideilommißbehörde beftätigten 
Bertrage von 1882 von jenem Vorbehalt Gebrauch gemadt und 
den Freiheren W. von R., mit dem er den Vertrag geichloffen, 
und deffen männliche, nad deren Aussterben weiblide Nachfommen- 
haft nach den Regeln der Erftgeburt zu feinen Nachfolgern ge- 
mäß der Stiftungsurfunde ernannt. Der Kläger ift Gläubiger 
des GStifters nad) der Errichtung des Fideifommiffes vom 9. 
1857 geworden; er hat wider M. von R., W. von R., deifen 
Söhne und gegen die unbelannten Fideilommißanwärter Klage 
auf Zuläffigfeit der Zmwangsvollitredung in die Subjtanz des 
Tideifommißguts erhoben. Damit ift er abgewiefen. ‘Denn der 
Vertrag don 1882 war nicht die Stiftung eines neuen Yibdei=- 
fommifjes; vielmehr ergibt ficd) aus der Stiftungsurfunde von 1857 
flar, daß der Stifter bereits Verfügung für den Yall getroffen 
hat, daß er ohne ‘Descendenz verfterben jollte; fodaß für diefen 
Tall das Fideifommiß beftehen bleiben und die demnäcdjft von dein 
Stifter zu bezeichnende Familie in dafjelbe fuccediren folltee Zu 
den in 8L1UA.L. NR. II, 4 urjprünglichen Fideitommißfchulden, 
für welche das Familienfideifommißgut haftet, gehören aber foldhe 
Schulden nicht, welche der Stifter nad) der Errichtung des Fidei- 
fommifjes gemacht hat. Auch unterliegt der Vertrag von 1882 
nicht der Anfechtung der Gläubiger aus dem Gefeke dom 21. Iuli 
1879. Denn den Gläubigern fteht fein Anfprud) darauf zu, daf 
der Stifter von dem ihm zuftehenden Vorbehalt feinen Gebraud) 
made. IV, 145/95 vom 7. Nov. Gbenfo IV, 160/95 vom 
18. Nov. 

619. In der Erklärung, weldye die Witwe nach dein Tode 
ihres Chemanns abgegeben hat, hat fie die Erbichaft aus dem 
wechfelfeitigen Zeftament ausgeichlagen und an deffen Stelle außer 
dem Anfprud auf Rüderftattung ihres Eingebracdhten ihr gejeß- 
liches Erbredt in den Nachlaß ihres Chemanns beanfprudt. 
Diefe Wahl ift aber, wie da8 Berufungsgericht felbjt annimmt, 
jofern e8 fi um das Märkiiche Statutarredht handelt, an die 
gejegliche Vorausfegung geknüpft, daß der überlebende Ehegatte 
fein eigenes DVBermögen einwirft. Wenn gleichwohl die Witwe 
weiterhin neben dem gefeßlidhen Erbrecdhte zugleih die Nüd- 
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eritattung ihres Eingebradhten beanjprudt Hat, fo bleibt e8 fchon Gefeßliche 
ungerwiß, ob fie überhaupt das Märkifche Statutarredht und nidye Erbfolge 
vielmehr da8 gefegliche Erbredht nad) dem Allgemeinen Landrecht, 
mit weldhem die Rüdforderung des Kingebracdhten verträglich ift 
(8.543, 1, 1U.UR.), im Auge gehabt Hat. Wollte man aber 
jelbft annehmen, daß die Witwe gemeint hat, eine Erklärung im 
Sinne des Märkfifhen Statutarrechts abzugeben, fo liegt eine in 
fi widerfpruchsvolle Erklärung vor, und es ift mit der Rebifion 
zu dem Ergebnifjfe zu gelangen, daß durch die Erklärung eine 
unzweidentige Wahl dahin, daß die Witwe ftatt nad) dem Xefta- 
mente nad dem Märkiihen Statutarrecht erben wolle, nicht ge- 
troffen if. Damit erweift die Erklärung fih als redhtsunmirf- 
jam. Die auf den Erwerb bes gefeßlichen Erbrechts gegründete 
Klage wurde abgewiefen. IV, 64/95 vom 4. Yuli. 

620. DurHA.L.R. I, 19, 8. 50 ift ein gefeßliches Erb- 
vecht begründet, fodaß das Hofpital, welches der Erblafferin nad) 
Erlegung eines mit der zu verwendenden Verpflegung in feinem 
Berhältniß ftehenden Eintrittsgeldes die freie Verpflegung gewährt 
bat, nach deren Tod die durch Uebergabe vollzogene außergeridht- 
liche Schenkung binnen 6 Monaten widerrufen durfte. — $. 1090 
AU.RL 11. — IV, 137/95 vom 7. Dt. 

621. Im Fall 625 Hatte die Witwe K. mit ihrer Stief- Gemeinfoft 
schwefter und deren Ehemann PB. einen Verpflegungsvertrag ge- Ge 
Ichloffen, in weldhem fie denfelben ihr gefammtes Vermögen im 
Werthbetrage von 100000 Mark abtrat. Die Rente, weldje der 
Witwe 8. für den Fall verfprochen wurde, daß fie nicht bei den 
Pichen Eheleuten wohnen blieb, wurde auf 2400 Dear feitgefekt. 
Nach dem Tode der Witwe R. wurde ein Prozeß zwischen den B.’ichen 
Cheleuten und den al8 Nacherben zur Hälfte eingefegten Verwandten 
des Chemanns KR. geführt, in welchen ausgejprochen wurde, das 
forrefpeftive Teftament habe Bertragsnatur. Dem Bertragserben 
ftehe aber nach Gem. R. die Befugniß zu, frauduloje Beräuße- 
rungen unter Lebenden, felbjt wenn folche durch oneroje Nechts- 
geichäfte erfolgen, nad dem Xode des Erbgebers dem dritten Er- 
werber gegenüber dann anzufechten, wenn der Erwerber, wie hier, 
mit der betrüglichen Abficht de8 Erbgeber& befannt gewefen jei. 
Der von den Klägern felbft angegebene Zwed de8 Vertrages, 
nämlich der Klägerifchen Ehefrau durd) Zuwendung des Vermögens 
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habe nur durch eine Bereicherung der Kläger, wie fie in der Zu- 
wendung des Kapitals liege, bewerkitelligt werden können. Wie 
ein Zweifel daran ausgeichloffen fei, daß die Paciscenten des Ver- 
pflegungsvertrages fich diefer — den Hauptzwed des Abfommens — 
bildenden Bereicherung der Kläger bewußt geweien, fo hege das 
Gericht auch darüber feinen Zweifel, daß fie fi) der damit noth- 
wendiger Weile verfnüpften Beeinträchtigung der teftamentarijchen 
Anordnung zu Gunften der DBellagten bewußt gewejen. Die 
Witwe K. habe der Klägerin aud die den Beklagten zugedachte 
zweite Vermögenshälfte zuwenden wollen, und die Kläger haben 
gleichfalls diefe zweite Hälfte erwerben wollen. Im Wollen diejes 
objektiv rechtswidrigen Erfolgs liege aber der Dolus, welcher dag 
Geihäft anfehtbar made. Das Vorhandensein diejes Dolus auf 
Seite der Witwe KR. fowohl, al® auf Seite der Kläger wird fo- 
dann des Weiteren thatjächlich begründet. Nevifion zurückgewieien. 
VI, 125/95 vom 11. Juli. 

622. U.U.R Die H'jchen Cheleute haben ein wedjel: 
feitige8 Teftament errichtet, in welchem jie einander zu Erben 
einfegten. ‚Wir fegen aus unjerem Nachlafje dem %. 3. und 
dem A. DB. einem jeden von ihnen ein Yegat von 12000 Marf 
aus”, zahlbar jeh® Meonate nad) dem Tode des Kebtlebenden, 
unter Subftitution der ehelichen Descendenz. Zugleich haben fie 
die Beflagten 3 bis 5 zu gleichen Xheilen fideifommiffariich 
fubftituirt. Nach dem Tode der Ehefrau hat der Chemann deren 
Erbichaft angetreten und fich demnäcft mit der Beklagten 1 ver: 
heirathet. Im diefer Che ift die Beklagte 2 geboren. Nach dem 
Tode des Chemanns haben die Beklagten 1 und 2 deilen Nad): 
laß in Befi genommen und fid) mit den Beklagten 3 bis 5 
wegen ihrer Anfprüde mitteljt Vergleich8 auseinandergelekt. Vor 
dem Tode de8 Ehemanns H. war %. 3. mit Hinterlaffung von 
zwei Kindern verftorben. Diefe und A. B. fordern ald Kläger 
von den Beklagten da8 VBermächtniß von je 12000 Marl. Da: 
mit find fie rechtskräftig abgemiejen, foweit fie daflelbe aus dem 
eigenen Nachlaß des Ehemanns fordern, weil dejfen ZXejtament 
joweit feine Kraft verloren habe, nachdem er zur zweiten Che ge- 
jchritten, aus welder ein Kind hervorgegangen fei. Dagegen hat 
da8 Berufungsgericht die Bellagten zu 3 bi 5 zur Zahlung nad) 
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Kräften des Nachlaffes der Ehefrau H., die Beklagten 1 und 2 Gemeinidaft- 
zur Zahlung nad) Kräften des Nachlaffes des Ehemanns 9. ie 
verurtheilt, foweit al® in diefem Nadhlaffe der der Ehefrau 9. 
enthalten fei. Das Reichsgericht hat die Nevifion der Beklagten 
3 bis 5 zurücdgemwiefen, auf die Revifion der Bellagten 1 und 2 
die gegen diefe gerichtete Klage abgewiefen. Cs ift nicht vechts- 
ivrthümlich, wern das Berufungsgericht die Anordnung des Der: 
mäcdhtniffes dahin auslegt, daß jeder der beiden Ehegatten das 
Vermädtnig aus feinem Nadlaffe für den all angeordnet 
habe, daß er der Erftverfterbende fei. Wäre anzunehmen, daß bei 
Korrefpektivität des Zeftaments die Nichtigkeit der Verfügungen 
de8 einen Ehegatten auch den Nechtsbeftand der Verfügungen des 
andern Ehegatten aufhebt, fo fommt dod in Betradht, daß jener 
Sat infoweit eine Einfhränfung erleiden müßte, als die Nichtig- 
feit der Verfügungen des einen Chegatten nur den Wegfall folcher 
Verfügungen de8 andern Ehegatten zur Kolge hat, die fich inner- 
Halb jener Korrefpektivität des Zeftaments bewegen. Das tit 
aber bei obiger Auslegung nicht der Tall. Die Auslegung wird 
nod durd den Umftand getragen, daß die VBermächtnißnehmer 
DBerwandte der Ehefrau waren. IV, 165/95 vom 14./21. Nov. 

623. Dagegen befteht fein Rechtsverhältniß zwilchen den 
Klägern und den Beklagten zu 1 und 2. Kin foldhes ift aud 
nicht durch die Thatjache begründet, daß in dem Nachlaß des Che- 
manns H. der Nadjlaß feiner erften Ehefrau enthalten ift und 
deshalb die Beklagten zu 1 und 2 fi) in dem Befite diejes Nad)- 
laffes befinden. Ansprüche wegen des cheweiblichen Nachlaffes 
diejen Bellagten gegenüber zu verfolgen fteht nur den Beklagten 
3 bi8 5 al8 Erben der Frau 9., nicht aber auch den Klägern 
ald Vermädhtnißnehmern zu, die al8 foldhe nur mit den Beklagten 
3 bi8 5 in einem redhtlihen Verbande ftehen. IV, 165/95 vom 
14./21. Nov. 

624. Die M.ichen Eheleute, weldhe in Gütergemeinihaft Fivei- 
(chten, haben im wechjelfeitigen Teftament einander als Erben ein- ne 
gejeßt und verfügt, daß ihr Vermögen nad) dem XZode des Lekt- 
febenden den namhaft gemadjten Seitenverwandten des Lebtlebenden 
zufalfen follte. Die Kläger, welche zu den Nadjerben gehören, fordern 
von dem Bellagten nad) dem Zode der Witwe M. 3000 Marf. 

Wäre anzunchmen, daß diefe dem Beklagten geichenft wären, fo 
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würde die Klage doch nicht begründet fein, auch foweit Kläger 
Erben der Witwe nicht geworden find. ‘Denn wenn aud nicht 
mit Striethorit, Ardiv, Bd. 98, ©. 287, anzunehmen ift, daß 
jede vom Ueberlebenden vorgenommene reine Schenkung, 3. B. aud) 
die eines Grundftüds, zunächit al innerhalb des Umfangs feiner 
Nerthhälfte, aljo aus feinem eigenen Vermögen, gemadt anzujehen 
und deshalb auf diefe Werthhäffte und auf diefes Vermögen an- 
zuredinen fei und, infoweit fie dadurd) gededt wird, unbedingt 
und unmiderruflih jei — vgl. Bd. I, 1316 — : fo ijt doch die 
Sade im Sinne der D. X. €. zu beurtheilen, wenn eine Summe 
baaren Geldes den Gegenftand der Schenkung bildet. ‘Denn der 
Werth des angegebenen Geldes wird durd) die Höhe feines Be- 
trages Tchlehthin beftimmt, und eine Schädigung der Nacderben 
tritt nicht ein, wenn der Betrag der verjchentten Geldjumme die 
Hälfte de8 gütergemeinschaftlich gewefenen Vermögens nidt er- 
veicht, fodaß eine Schmälerung der von den Nacherben bei der 
Auseinanderfegung geltend zu machenden Rechte nicht eintritt. 
IV, 127/95 vom 24. Oft. 

625. Die K’ichen Eheleute zu Bremen hatten im 9. 1845 
einen Ehe- und Erbvertrag errichtet, in welchem fie neben Ein 
führung der Gütergemeinfhaft beftinnmten, daß, wenn ihre Che 
finderlos bliebe, beim Ableben des einen Ehegatten der Weber: 
lebende alleiniger Erbe de PVerftorbenen fein follte. ‘Die Che 
blieb Einderlos. Im I. 1870 errichteten die K.’ichen Eheleute ein 
gemeinfchaftliches Zeftament, in welchem fie unter Aufhebung aller 
früheren Bejtimmungen fich gegenfeitig zu Erben einfegten. Nach 
dem beiderjeitigen Ableben jollen den einen ZTheil des Gejammt- 
nachlaffes eine Stiefichweiter der Ehefrau, den andern Theil die 
genannten Verwandten des Chemanns erhalten. „Art. 7: Wir 
behalten uns vor, ... noch Aenderungen eintreten zu laffen, doc 
müffen felbige dann von uns gemeinschaftlich gefchehen.” Nad) 
dem Tode des Chemanns hat die Witwe den Gefammtnadjlaf 
übernommen. Das Berufungsgericht Hat richtig angenommen, 
das gemeinschaftliche ZTeftament fei fchon deshalb nicht ohne eine 
vertragsmäßige gegenfeitige Verabredung der Ehegatten zu denfen, 
weil der frühere Erbvertrag nur durd) beiderjeitige Willens- 
übereinftimmung babe aufgehoben werden können. Die vertrag: 
fihe Bindung fomme audh im Art. 7 zum Ausdrud. Mit dem 
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Tode des Ehemanns fei das Zeftament unwiderruflich geworden; 


die Chefrau, welche fi) die Vortheile des Teftaments angeeignet "" 


hat, fei von einfeitigen Verfügungen, welche materiell mit der 
Durchführung des Teftaments unverträglich feien, ausgefchloffen 
gewejen. VI, 125/95 vom 11. Yuli. gl. 621. 

626. Kläger zu Weißenfee bei Berlin hat mit feinem Bruder 
über die dereinftige Dinterlaffenjchaft feiner demnächit verftorbenen, 
im Bezirk des Landgerichts Greifswald domizilirten Schweiter 
einen Vertrag geichloffen, nad) weldydem die Erbjchaft dem Kläger 
allein zufallen folle. Nach dem in jenem Gebiet geltenden Ge- 
meinen Redt war der Vertrag al® über die Erbichaft eines 
Lebenden gefchloffen ungültig — R. ©. E., Bd. 4, ©. 126 ff. — 
aud wenn die Erblafferin im Zuftande unheilbarer Geiftesfrant- 
heit geitorben ift. III, 257/95 vom 17. Dec. 

627. Der Bater hat den beflagten Sohn zu feinem Uni- 
verfalerben eingefegt; dem Kläger find die Zinjen eines Kapitals 
von 21000 Mark auf Lebenszeit vermadt. Diefe® Kapital foll 
die eheliche Descendenz des Sohnes erhalten, welche bei feinem 
Tode vorhanden fein wird, und der eine Pflegichaft zu bejtellen 
fei. Der Kläger Hatte bereits eine Ausftattung von 66 Marf 
erhalten; auch hat der Erblaffer bei dem Verkaufe feines Gutes 
an den Bellagten dem Kläger 15000 Mark überwiefen. Ohne 
Redhteirrthum faßt da8 Berufungsgericht diefen Alt ala Schenfung 
einer ausftehenden Forderung auf, wenn aud) die Meberweilung im 
unmittelbaren Zufammenhang mit dem Kaufvertrag erfolgte, durd) 
welchen die Yorderung begründet wurde. Nad) $S. 328 und 393 
A. R. U, 2 waren die 15066 Mark auf den Pflichttheil an- 
zurechnen. Danad) hatte der Kläger nur nod) 8659 Mark 32 Pf. 
auf den von ihm geforderten Pflichttheil zu beanjpruchen. Diefen 
Anspruch) mußte er nach 8. 435 A.U.R. II, 2 gegen den jeiner 
etwaigen zufünftigen ‘Descendenz bejtellten Pfleger erheben, welchen 
der DBellagte die 21000 Mark ausgezahlt hatte. Die wider den 
Beklagten auf den BPflichttheil erhobene Klage wurde abgewiejen. 
IV, 86/95 vom 11. Yuli. 

628. Der Erblaffer hat in dem gemeinfchaftlichen Tefta- 
mente der Cheleute feine Ehefrau zur alleinigen Erbin feines 
Nacdjlaffes eingejeßt, unbefchadet des Pflichttheils feiner Mutter. 
Nah dem Ableben der Ehefrau joll das gemeinichaftliche DVer- 
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mögen in der im Zeitament beftimmten Weife vertheilt werden. 
Die Mutter ift nach ihrem Sohne verftorben. Deren Erben 
haben die Pflichttheilsflage auf eine beftimmte Summe erhoben. 
Der Anfprudh ift dem Grunde nad) für gerechtfertigt erklärt; 
Revifion zurüdgewiejen. Die Klage war nicht verjährt, wenn 
aud mehr al8 zwei Sahre bi® zur Erhebung der Klage verfloffen 
find, feitdem die Mutter von dem Zeftamente Kenntniß erhalten 
hatte. Denn 8. HOUR. bezieht fh) nur auf den gegen 
das Teftament gerichteten Klageanfprud) des Pflichttheilsberechtigten ;. 
Kläger fordern den Pflichttheil aus diefem. IV, 78/95 vom 
16. Sept. 

629. Aus der Eigenihaft der DBellagten, al® alleiniger: 
Zejtamentserbin, wenn aud) Fiduziarerbin, ergibt fi ihre Bailfiv- 
legitimation jelbjt dann, wenn fi der Nadjlag thatjächlih im. 
Befi der Tejtamentserefutoren befindet, da ihre Beftellung, aud. 
wenn fie mit Verwaltungsbefugniffen verfehen find, Nacdlap- 
gläubiger, Legatarien und Pflichttheilsberechtigte nicht hindern 
fann, ihre Anfprücde im Wege der Klage gegen die Erbin zu 
verfolgen. IV, 78/95 vom 16. Sept. 

630. Die Kläger haben aud) mit Recht auf eine beftimmite 
Summe geklagt und nidyt Miterbredite verfolgt. Denn der Erb 
laffer hat feine Witwe als einzige Erbin eingefegt. Dem Pflicht: 
theilsaniprud) fanın aber aud) durd) Ausfeung eines Vermächtnifles- 
genügt werden. Daß das hier geichehen, hat das DBerufungs- 
gericht in zutreffender Auslegung des ZTejtaments feitgeftellt. IV, 
78/95 vom 16. Sept. 

631. ÜL.R Im Teitament des Erblaffers ift beftimmmt, 
daß feine Ehefrau, die Klägerin, nur den ihr gejetlich zuftehenden 
Plichttheil erhalten follte; feine beiden vollbürtigen Gejchwiiter 
hat er al8 Erben eingejegt mit der Beltimmung, daß fie den 
Nachlaß zu gleichen Theilen theilen follen. Danad) ijt die Klägerin 
nit Erbin. Sie fann den Pflichttheil nur von den Erben for- 
dern. Ihre gegen eine VBermäcdtnißnehmerin erhobene Klage wurde 
abgewiefen. IV, 151/95 vom 4. Nov. 

632. Die Eltern hatten dur wechjelfeitiges ZTejtament fi) 
gegenfeitig zu Erben eingefekt; fall® Kinder geboren würden, aud) 
diefe; doch fjollte der überlebende Ehegatte die Gütergemeinichaft 
fortfegen und befugt fein, felbjt über die Subitanz des gemeint 
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Ichaftlihen Vermögens zu verfügen, aud) die Theilung unter den 
Kindern nah Gutdünfen anzuordnen. ‘Der Ueberlebende foll nicht 
angehalten werden fünnen, fi mit den Kindern auseinander- 
zujeßen, benfelben ihr Erbe herauszugeben oder Rechnung zu 
legen. In der Che wurden drei Kinder geboren; dann ftarb die 
Mutter in Weftphalen. Die Hagende Tochter hat ein Urtheil er: 
ftritten, nad) welchem ihr der Pflichttheil, beftchend in !/,s des 
bei Auflöfung der Ehe vorhandenen Vermögens, herauszugeben 
war. Sie Hat das erhalten. Der Vater hat dann die Klägerin 
in feinem Zejtamente auf die Hälfte des gejeglichen Pflichttheile 
nah A.L.R. II, 2, $S. 413 befchräntt, den beiden andern Kindern, 
den Beflagten, feinen übrigen Nachlaß Hinterlaffen, und hat feine 
nad) Auflöfung der Ehe erworbene Befigung Salzihlirf den Be- 
flagten gegen Webernahme der Laften und Schulden und eine 
Leibrente übereignet. Dann ift er nad Düffeldorf verzogen und 
dort verftorben. Nad) dem in A.L.R.L,2, 8. 430 ausgeiprochenen 
Prinzip ift die Klägerin von dem mütterlihen Nachlaß dadurd) 
gänzlidy abgejchichte t, da fie den Pflichttheil gewählt hat. — Val. 
D.T. €, Bd. 52, ©. 161 ff. — AS Vorbehaltserbin ihres unter 
der Herrihaft des Franzöfiichen NRedte geftorbenen Baters fteh; 
ihr Y/, von deffen Nadlaß, aljo '/, an dem Gejammtvermögen , 
den Beklagten 7/; zu. LH, 208/95 vom 15./22. Nov. 

633. Da die Klägerin zur Zeit, al8 der Vater Salzjdhlirf 
veräußerte, an der Gemeinichaft nicht mehr betheiligt war, fann 
von einem Mißbrauch der väterlichen Verfügungsgewalt, welde 
die Veräußerung ungültig machte, nicht die Nede fein. Nur hat 
Klägerin die Rechte aus Code 918. Der in die Erbmaffe des 
Baters zurüczubringende Ueberfchuß ift aber nicht von dem ganzen 
Werthe von Sa Izichlirf, fondern nur von der Hälfte zu berechnen. 
Denn die andere Hälfte haben die Beflagten al8 an der fort- 
gefegten Gütergemeinfchaft betheiligt direkt von dev Mutter geerbt- 
Der Zeitpunkt, zu weldem der Werth von Salzidfirf zu er- 
mitteln, ift auf den Tag der Eröffnung der väterlichen Erbichaft 
zu bejtimmen (Code 922); für die Werthsermittelung ift der Zu- 
ftand zur Zeit der Uebereignung maßgebend, fodaß fpätere Auf- 
wendungen außer Anfat bleiben. II, 208/95 vom 15./22. Nov. 

634. Im Fall 621. Dem Bertragserben als foldem wird 
dad Anfehtungsreht gegenüber fraudulojen Veräußerungen des 
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Erblaffers als eigenes Recht beigelegt, und zwar nicht bloß den 
Pariscenten des Erbvertrages, fondern auch dem Dritten, welcher 
durd einen zu feinen Gunjten geichloffenen Erbvertrag al8 Ber- 
tragserbe berufen tft. Der Rechtsfag, daß er die Falta des Erb» 
laffers zu präftiren habe, ift deshalb nicht anwendbar. VI, 125/95 
vom 11. Sul. 

635. Der Kläger war für fih zu ,, al® Pfleger einer 
Nadylapmaffe zu ?/, verurtheilt, foweit die von dem Ehemann BP. 
auf fie gediehene Erbichaft reicht, an die jeßigen Beflagten als 
Bermädjtniffe 4325 Mark zu zahlen, 3000 Marf zu hinterlegen. 
AB das, was ihnen auf ihren Erbantheil geleitet war, hatte 
der Kläger mehr al8 3400 Mark hinterlegt. Auf Antrag der 
Beflagten war die Forderung aus der Hinterlegung gepfändet, 
bezw. diejen zur Einziehung überwiefen. Diefen Pfändungs- und 
Veberweifungsbeihluß ficht der Kläger an. Allein, wenn der 
Kläger nur im Allgemeinen geltend macht, daß der Nachlaß zur 
Befriedigung aller Vermächtniffe nicht ausreiche und Beklagte jidh 
deshalb eine Herabminderung ihrer Vermäcdhtniffe gefallen laffen 
müßten, jo erfordert die Klage zu ihrer Subftanttirung die Offen- 
legung aller den Nachlaß betreffenden Nechtsverhältniffe; der Kläger 
hätte über Konjtituirung und den Beftand der Aftivmafje, über 
die DBerfilberung oder fonftige Verwerthung derjelben, über den 
Stand der Schuldenmaffe und über die von den VBermächtniß- 
nehmern an den Nachlaß erhobenen Aniprüche fpeziellen Aufichluf 
geben müffen. Das die Klage abweifende Berufungsurtheil wurde 
aufgehoben, weil der Richter nach diejer Richtung die Fragepflicht 
nicht ausgeübt hatte. IV, 122/95 vom 21. Dt. 

636. Die Bellagten haben den Eid geleitet, e8 jet nicht 
wahr, daß fie — im %. 1890 — von der Erblafferin die je 
6009 Mark ale Gefchenf übergeben erhalten haben, fondern c& 
fei wahr, daß ihnen die Erblafferin die je 6000 Mark mit der 
ausdrüdlichen Erklärung übergeben habe, fie follten da® Geld be- 
halten behufs Gleichjtellung oder annähernder Sleihjtelung mit 
ihrem Bruder Wilhelm, weil, wie die Erblafferin da mals Hinzu 
gefügt, ihr Bruder Wilhelm durch die Meberlaffung der elterlichen 
Srundftüde mwenigftens 6000 Mark vorweg erhalten habe. Da- 
nah hat da8 Berufungsgericht angenommen, die Erblafferin habe 
angeordnet, die Einwerfung der je 6000 Mark follte nicht er 
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folgen. Die auf die Kollation gegründete Klage ift deshalb ab- 
gewiefen. Revifion zurüctgewiefen; 88. 3835 —387 AU.X.R. IL, 2. 
IV, 13/95 vom 10. Suni. 

637. UÜL.R. Die Kläger find Miterben neben den FKin- 
dern des Beflagten, welcher dem Erblaffer 3000 Mark fchuldete. 
Sie waren bei ungetheilter Erbichaft berechtigt, das Kapital zu 
fündigen und deflen Zahlung zur Erbmaffe zu fordern. Der 
Verflagte, welchem der Nießbrauh an den Erbantheilen feiner 
Kinder zufteht, ift durch die Verurtheilung, zur Nachlaßmaffe zu 
zahlen, genügend gefichert. IV, 96/95 vom 3. Oft. 

638. Nach der Lettwilligen Verfügung ihres zu Mainz ohne 
Hinterlaffung von Pfliditerben verftorbenen Chemanns hatte die 
mitbeflagte Witwe an feinem Nachlaß nicht ein bloßes Nuk- 
nießungsredjt, neben welchem fchon mit dem Augenblid des Todes 
de8 Erblaffers ein Eigenthunmsredht der gefetlihen Erben an dem 
Naclafje beftände, fondern ihr ftand, und zwar hinfichtlich jedes 
einzelnen Nacjlaßgegenftandes und damit Hinfichtli des Ge- 
fammtnadjlafjes de8 Erblafiers, bis zu ihrem Xode die völlig 
freie Verfügung in der einem KEigenthümer zuftehenden Weife, 
insbefondere das Recht, den Nachlaß zn veräußern und aufzu- 
brauchen, zu, den gefeglichen Erben des Erblaffers follte aber an 
ben Nacdjlaffe des Erblafjers ein Recht erit nad) dem Zode der 
Witwe de8 Erblaffers und nur infofern zufommen, daß ihnen 
von dem Nachlaß des Erblaffers nad) dem Tode dev Witwe das- 
jenige zufalle, was dann von dem Nadjlaffe des Crblajfers noch 
vorhanden fein werde. Dabei handelt e8 fi) nicht etwa um eine 
„communio prorogata’ zwifjchen dem überlebenden Ehegatten und 
den Erben des verjtorbenen Ehegatten; denn nad) dem Gejagten 
befteht überhaupt kein Gegenftand einer Gemeinschaft zwijchen der 
Witwe des Erblajfers und den gefeßlichen Erben dejfelben. Cs 
fonnte aljo ein Verlangen auf Theilung von einzelnen jener Erben 
des Ehemannes gegen die Witwe und die übrigen Erben des Che- 
manns nicht erhoben werden. II, 95/95 vom 21. Sunt. 

639. Ein Dritter, weldem ein Miterbe jein Recht auf den 
Nacjlaß abgetreten Kat, kann nah) Code 841 dadurch von der 
ZTheilung ausgejchlojfen werben, daß die übrigen Miterben oder 
einer derjelben ihm die Ceifionsvaluta erftatten — Code 341 —. 
Das erftredt fih nit auf den Fall, daß ein Miterbe feine An- 
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Theilung Sprüche bezüglich einzelner Nacdjlaßgegenftände abgetreten hat. Be- 
nn züglich des Guthabens an D. & M. hatte eine Auseinanderfegung 
zwifchen den Erben ftattgefunden; ein Miterbe hatte die ihm im 
diefer Auseinanderjegung überwiefene Forderung abgetreten. Auf 
diefe Ceffion erftredt fi) Code 841 nicht. Ebenfo war die Meobiliar- 
maffe im Wefentlihen durd verjchiedene Verträge getheilt; und 
nur bezüglich der Fäffer und einiger anderen Bahrnifje bejtand eine 
beichränfte Gemeintchaft. Den Antheil an den Fäffern fonnte der 
Miterbe au vollwirkffam abtreten. II, 206/95 vom 15./22. Nov. 
640. Da aber Code die Mobiliarmaffe einerjeits und bie 
Immobiliarmafje andererjeits al8 VBermögensinbegriffe, und die 
Rechte darauf ebenfo wie den Duotenantheil an dem ganzen Nad)- 
laß al8 univerfelle Nechte behandelt (vgl. Art. 610/12, 871 und 
1010), wird Art. 841 anwendbar, wenn ein Miterbe feinen ideellen 
Antheil an folder Maffe auf einen ‘Dritten überträgt. Ob, 
wenn fi die Abtretung auf die Nedhte des Miterben an alleır 
Grundftücden erftredtt, eine Webertragung des Erbanipruds oder 
eine Mebertragung des Rechts an den einzelnen Grundftüden vor- 
liegt, ift die Abficht der Betheiligten maßgebend. Dabei kommt 
wejentlid) in Betracht, ob dem Dritten das Necht zuftehen joll, 
im eigenen Namen eine Klage auf Theilung des Inimobiliar- 
nadjlafjes zu erheben. Für die Beurtheilung der Abficht der PBar- 
teien fällt aber wejentlih ins Gewicht, daß nad Code 883 erft 
die Zheilung jelbjt darüber entjcheidet, wer von den Erben end=- 
gültig als Eigenthümer der einzelnen Maffegegenftände zu be- 
handeln ift. Sede Verfügung, welche der Miterbe an den ein- 
zelnen Maffegegenftänden vor der Theilung vornimmt, wird aljo 
nur wirffam, wenn ihm diefe Gegenftände in Folge der Theilung 
zufallen. 8 bleibt alfo zu erwägen, ob der Dritte den Antheil 
an den einzelnen Grundftüden erworben, troß der dadurd für ihn 
entjtehenden Unficherheit faufen und den Kaufpreis auszahlen 
werde. II, 206/95 vom 15./22. Nov. 
Inventar md 641. Der Sohn ded Beflagten hat die Kahrnig und ein 
dene Viertel des übrigen Vermögens feiner Ehefrau, die Kläger den 
"übrigen Theil des Nadjlafjes geerbt. Ohne daß eine Auseinander- 
fetung ftattgefunden hat, ift nad) dem Tode de8 von dem Be- 
flagten beerbten Sohnes deffen fo beichaffener Nachlaß in den 
Befit des Bellagten übergegangen. Beflagter ift zur Inventari- 
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firung und Manifeftirung des Nachlaffes feiner Schwiegertochter Inventar und 
mit einer aus dem Nevifionsurtheil nicht erfichtlichen Einfchränfung a 
verurtheilt; Revifion zurüdgewiejen. Denn dem, welcher ein ganzes 

Bermögen oder einen altquoten Theil defjelben herauszugeben hat, 

liegt, wenn Kläger eine ausreichende Kenntniß der Beftandtheile 

des Vermögens nicht Hat, jene Verpflichtung ob. Ob Bellagter 

fi im Befige einzelner Gegenftände befindet oder befunden hat, 

ericheint gleichgültig, da hierüber gerade der Offenbarungseid Auf- 

Ihluß geben foll. IIL, 128/95 vom 24. Sept. 

642, 2gl. Bd. XL, 539. Nad) dem gemeinschaftlichen Zeita- 
ment der Eheleute joll der Weberlebende, folange er fich nicht 
wieder verheirathet, im DBefiß und der von aller Auffiht und . 
Rechnungslegung befreiten Verwaltung des gejammten Nachlafjes 
bleiben und auch befugt fein, über die Subftanz frei zu verfügen. 
Was nad) dem Zode des Lebtüberlebenden übrig bleibt, erhält 
der Sohn. Iedocdh joll die Hälfte den Enfeln erhalten bleiben. 
Das Verwaltungsrecht erliicht, wenn der Ueberlebende eine andere 
Ehe Ichließt. Dann hat er mit dem Sohne nad gejeßlicher Erb- 
folgeordnung zu theilen; diefelbe Beftimmung zu Gunften der 
Enfel. Der überlebende Ehemann verheirathete fich wieder. Auf 
die Klage des der Descendenz de Sohnes beitellten Pflegers 
‚wurde er vom NReichögericht verurtheilt, ein Inventar über den 
bei deren Zode vorhanden gewejenen Nadlaß der Ehefrau zu 
legen und diejes eidlich zu befräftigen. Denn der al8 Zeuge ver- 
nommene DVerfafjer des Zeftaments hat mit der Erblafjerin über- 
haupt nicht gejproden. Wenn er den Inhalt der Unterredung 
mit dem Ehemann dahin wiedergibt, daß dem Weberlebenden die 
weitgehendijten Befugnifje hätten eingeräumt werden follen, und 
daß er den Erlaß der Inventarlegung in den Entwurf mit auf- 
genommen hätte, wenn er gewußt hätte, daß die Befreiung von 
der Verpflichtung zur Rechnungslegung nicht aud) die von der Ver- 
pflihtung zur Inventarlegung enthielte und damit der Abficht des 
Beklagten am beften zu entiprechen geglaubt haben würde, fo ift 
damit nicht bezeugt, daß der Wille der ZTeftatoren diefen Inhalt 
gehabt habe, und daß dies durd) die von dem Verfafjer gewählten 
Worte ausgedrüdt fei. IV, 117/95 vom 17. Oft. 

643. Da der Fideilommiffar (hier die Tochter der erit- 
ehelichen Zochter, welche nad) dem Tode der zweiten Ehefrau des 
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zu Bremerhaven verjtorbenen Erblaffers ein Drittel des Gejamınt- 
guts erhalten follte) ein Recht auf Inventarifation und Mani: 
feftation des Nachlaffes gegen den Fiduziarerben, hier die Witwe 
des Erblaffers, hat, jo war die Frage nicht mit dem Berufungs- 
rihter dahin zu ftellen, ob e8 im Willen des Tejtators gelegen 
habe, feinen Kindern das Recht der Meanifeftation einzuräumen ; 
vielmehr fragt e8 fih, ob er der Klägerin dies Net nehmen 
fonnte und wollte, und ob er diefen Willen in einer Beftimmung 
fundgegeben habe. Das die Klage auf eidliche Manifeftation ab- 
weifende Berufungsurtheil ift aufgehoben, zurüdverwiefen. VL, 
247/95 vom 7. Nov. 

644. Die Inteftaterbin hat cine Feftitellungsflage, daß das 
Teitament ungültig fei, weil von einem geiftesfranfen Teitator 
errichtet, wider den eingefegten Erben, die Vermächtnißnehmerin 
und deren Subftituten erhoben. Die Klage gegen den Subjftituten 
ift wegen mangelnder Baifivlegitimation abgewiejen, weil der 
Subftitutionsfall nicht eingetreten fei. ‘Denn die Vermäditnif- 
nehmerin hatte da8 Vermächtniß übernommen. Revifion zurüd- 
gewiefen. Die Paffivlegitimation ift nicht für den Tall gegeben, 
daß gegen die DVBermächtnißnehmerin die Ungültigfeit des Ber: 
mäctniffes ausgejprodhen wird. Denn auf diefen Fall bezieht fi 
8.464 Ü.UNR. I, 12 nidte. Derjelbe geht gerade davon aus, 
dag das Vermäctniß rechtsgültig ift. VI, 23/95 vom 13. Juni. 

645. Da aus dem von Frau von E. mit ihrem fpäteren Che- 
mann errichteten wechjelfeitigen Zejtamente und deffen Nachtrage her- 
vorgeht, daß die Frau von E. die Aufhebung de8 vorangegangenen 
Kodizills gewollt Hat, ift dadurd) das in letterem ausgefegte Ver- 
mädtnig in Wegfall gebradit. Died muß in dem vorliegenden 
Valle eines in außergerichtlicher Korm errichteten und unter den 
Borausfekungen der SS. 161, 162 M.UR. I 12 an fih redts- 
beftändigen Vermäctniffes um fo mehr gelten, al8 nah $. 597 
der Inhalt außergerichtlicher lettwilliger Verordnungen fogar durd) 
formlofe entgegengefeßte Willenserflärungen widerrufen werden 
fann, fobald fi) nur über eine foldye Erklärung ein in gewöhns 
lichen Fällen Hinreichender Beweis führen läßt. IV, 53/95 vom 
17. Iuni. 

646. Im Fall Bd. X, 611/12, 620/21 Hat das Berufungs- 
gericht nad) anderweiter Verhandlung die Beflagte verurtheilt, 
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Benskin mit den Nußungen vom 1. Juli 1894 bis zur Zahlung de8 Vermädtnig. 
Annahmepreifes von 349 325 Mark 55 Pf. und die 5 Prozent 
Zinfen davon feit 1894 an den Hlagenden Bermäcdhtnignehmer heraus- 
zugeben. ‘Die beiderjeitige Nevifion zurüdgewiejen. ‘Die Beflagte 
ift nicht in Anfprud) genommen auf Grund ihres Befiges, Tondern 
aus der auf fie Übergegangenen perfönlichen Verpflichtung ihres 
Vaters, das diefem auferlegte Vermächtnig mit dem Eintritte der 
Bedingung zu erfüllen. Diefe trat ein mit dem Tode ihres Vaters 
am 2. März 1886. Nun würde zwar der Erbe die Nußungen 
des Vermächtniffes an fi nur infomweit herauszugeben haben, wie 
er fie felbft gezogen Hat, anders Tiegt aber die Sache in dem hier 
vorliegenden alle, wo er durch freiwillige Veräußerung die ver- 
machte Sadje fortgegeben hat. In foldem Falle verpflichtet ihn 
8.313 A... RR. L, 12 fogar zu vollem Scadenserjake; um fo 
weniger fünnen er und feine Nechtsnachfolger fich der Verpflich- 
tung entziehen, die von der Nießbräucherin wirklicd) gezogenen 
Srüchte zu erjegen. Webrigens würde aud) die von ber Beflagten 
daraus, daß fie nicht befike, entnommene Befchwerde mindeitens 
für die Zeit bis zum 1. Yuli 1894 fchon deshalb unbegründet 
fein, weil fie für diefe Zeit überhaupt nicht zur Herausgabe von 
Nutungen verurtheilt ift, und ihr Verlangen, jedenfalls Zinfen 
der von den Klägern zu zahlenden Beträge zu erhalten, un 
begründet erfcheint. Denn noch jett verweigert fie die Heraus- 
gabe von Bentin und bejtreitet, dazu verpflichtet zu fein, während 
e8 feinem Zweifel unterliegt, daß die Kläger nur gegen biefe 
Herausgabe oder mindeftens das Angebot jene Beträge verzinfen 
müffen. Nur wenn und foweit fie neben dem Gute aud) die 
Nugungen fordern und zuerfannt erhalten, haben fie aus Billig: 
feitsgründen — nad) Analogie der Grundfäte vom Kaufe — 
Zinfen von der Gegenleiftung zu vergüten, weil fie fonft einen 
ungevechtfertigten Vortheil erlangen würden; daraus folgt aber 
zugleih, daß die DBeflagte, wenn die Zinfen größer find als die 
Nutungen, und deshalb lettere nicht zugefprochen werden, aud 
auf den Miehrbetrag der Zinfen feinen Anfprud hat. Die Kläger 
beichweren fich zunächft darüber, daß ihnen nur die wirflid ge- 
zogenen Früchte und Nugungen zugefprocden find, nicht aber Ddie- 
jenigen, die gezogen werden fonnten. Aber diefe Beichwerde kann 
Ichon deshalb feinen Erfolg haben, weil Beklagte dad Gut nur 
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gegen Zahlung von 349325 Mark 55 Pf. herauszugeben braucht, 
Kläger aber fich ftetS geweigert haben und nocd weigern, für 
Bensin allein einen Annahmepreis von 348000 Mark zu zahlen. 
III, 135/95 vom 1./8. Oft. 

647. Dadurd allein, daß die Beflagte gegen die Faflung 
des Eides, welchen Kläger fchwören follte, nur dagegen proteftirte, 
daß er dur Beweisbeichluß normirt war, ftatt daß dur) End- 
urtheil auf Eid gejprochen wurde, würde Beflagte von der Geltend- 
madhung eines Oralfideifommifjes nicht abgefehen haben. Allein 
die Beklagte hat in beiden Vorinftanzen nur hervorgehoben, daß 
eine Schenfung vorliege. Lediglich die Behauptung, daß der Erb- 
laffer gejagt habe, da die Beklagte das Geld haben folle, genügt 
nit zur Annahme eines Dralfideifommiffes. Gerade wegen 
deflen FSormlofigfeit muß ficher erfanıt werben fünnen, daß ee 
fih nit um die Erzählung einer beabfichtigten oder bereits zu- 
gefagten Schenkung handelte, jondern daß mit diefer Aeuferung 
dem DBater des Klägers, als dem gejeklichen Vertreter des Erben, 
eine von diefem zu erfüllende Verpflichtung auferlegt werden 
folfte — Arg. Lex 24 D. de test. mil. (29,1) —. &8 ift aber 
nicht einmal behauptet, daß dem DVater damals befannt gewejen 
ift, fein Sohn fei zum Erben eingefeßt. III, 197/95 vom 8. Nov. 

648. Die Erblafferin hat ihre Enfel als Erben eingejegt, 
doc joll ihnen ein Pfleger beftellt werden, welcher die Verwaltung 
führt; und den Enfeln foll die freie Verfügung über ihr Erbe 
erjt mit dem vollendeten 25. Yebensjahre zufallen. Cinem Gläu- 
biger der Erbfafjerin fteht diefe Bejtimmung nicht entgegen. Zu 
jeinen Gunften wurde vom Reichsgericht ausgeiproden, daß die 
Zwangsverfteigerung wegen feiner Korderung aud) gegen den nod) 
nit 25 Yahre alten Enkel in den Nachlaß der Erblafferin zu: 
fällig jet. IV, 166/95 vom 21. Nov. 

649. Gem. R. Kläger fordert al8 Erbe feiner Ehefrau 
Herausgabe eines Kapitals von 25000 Thalern zu ?°/, 4. Zwifchen 
den Parteien ift beftritten, ob das Kapital nicht auf Grund des 
When Zeftaments der Nebenintervenientin direkt zugefallen ift, 
wie dieje und der Bellagte behaupten, oder ob nur etwa fibei- 
fommifjarifche Anfprüche auf Neftitution der feiner Ehefrau fub- 
jtituirten Gejchwifter vorliegen. Diefer Streitpunft war aber dem 
Beklagten gegenüber nicht zum Austrag zu bringen; deshalb ift 
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die Klage mit Recht abgewiefen. Denn der Zeftamentsvollitreder 
ift, abgejehen von befonderer Vollmadit, zur Prozekführung über 
das Erbredht nicht legitimirt. Solche Vollmadht ift aber dem 
Beklagten nicht ertheilt. III, 27/95 vom 9. Iuli. 

650. Die Klage des Erben gegen den Teftamentsvolljtreder 
auf Zahlung der Schuld deflelben an den Erblafjer ift vom 
Keichdgericht abgewiefen. Denn dem Beklagten ift in dem Zefta- 
mente des Erblaffers des Klägers der Auftrag ertheilt, den Nad- 
faß in Befit zu nehmen und ohne Rechnungslegung zu verwalten, 
darüber zu verfügen, die Nachlafforderungen einzuziehen und bie 
Nadhlapfchulden zu deden, und nad) vollitändiger NRegulirung den 
Ueberichuß den Erben auszuantworten. Aus der Anordnung folgt 
aber, daß die Erben einen Anfprud an den Bellagten auf Be- 
zahlung feiner Schuld erit dann erheben fünnen, wern der Nad)- 
fa regufirt ift, und nur infomweit, al8 der Schufldbetrag zur 
Bollziehung der Regulirung nicht erforderlich gewejen und ver- 
wendet ift. Lnerheblid, daß der Beklagte Zahlung der Schuld 
an die Erben feines Gläubiger ein Jahr nad) dejlen Tode in 
Raten veriprocdhen Hatte Der Kläger hätte zur Begründung 
feines Anfpruch8 darlegen müffen, daß die Nachlafregulirung aus- 
geführt fei, zu diefem Zwede aber der Schuldbetrag nicht habe 
verwendet zu werden brauchen. IV, 57/95 vom 11. Iult. 

651. Nad) 8. 45 des Enteignungsgejeßes vom 11. Iuli 1874 
wird mit Zuftellung des Knteignungsbeichlufies das enteignete 
Grundftüd von allen darauf haftenden privatredhtlichen Verpflich- 
tungen frei. Das bezieht fi) aud) auf das Reitgrundftüc, welches 
der Unternehmer nad) 8. 9 übernehmen muß. Daffelbe wird nicht 
durch Privatvertrag erworben, fondern in diefem alle geht das 
ganze Grundftük im Wege der Enteignung über. Das liegt aud) 
nit anders, wenn die Mebernahme des Reftgrundftüds erit im 
Prozeffe erftritten wird. Der Servitutberedhtigte ijt nicht ges 
hindert, jeinen Anfpruh im Enteignungsverfahren geltend zu 
machen. Auch hat er, da die Entihädigung für das fervitutfreie 
Srundftik gewährt wird, einen Anjpruch auf den entipredhenden 
Theil der Entihädigung. III, 73/95 vom 11. Juni. 

652. Das Grundftüd, mweldes Kläger zum Betricbe einer 
Deolferei gemiethet hatte, wurde für den Eifenbahnfisfus enteignet. 
Er hat eine Entfhädigung von 1500 Marf gezahlt erhalten; 
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feine weiter gehenden Anfprüche find mit Recht abgewiefen. Wenn 
auch Kläger in dortiger Stadtlage fein Geichäftslofal finden fonnte, 
welches bezüglich der Verbindung von Laden, Wohnung und 
Stallung den bisherigen Räumen entiprach, jo hätte er doch feine 
perfönlihe ZThätigfeit auch bei der Miethe getrennter Räume, 
welche zu finden waren, in bisheriger Weife nusbar maden fünnen. 
Für die dur) Vermehrung bes Berfonals entjtehenden Mehrkoften 
war er durd die 1500 Mark gebedt. $. 10 des Enteignungs- 
gefeßes ift in finngemäßer Weife auf die Entjchädigung des Miethers 
(8. 11) anzuwenden, ift aber nicht buchitäblich, fondern nur fo zu 
verftehen, daß das Erjaßgrundftüd denfelben Zweden in annähernd 
gleihem Umfang und entfprechend dem Ertrage wie das enteignete 
dienftbar gemacht werben fünne. V, 82/95 vom 5. Oft. 

653. Wenn Kläger auch noch den Verfaufswerth feines 
Gefchäfts fordert, fo fteht ihm entgegen, daß, wenn er burdh die 
Entfhädigung in den Stand gefegt wurde, fein bisheriges Ge- 
Ihäft in derfelben Weife und mit gleichem Ertrage fortzufeten, 
er nad) $. 10 Enteigiungsgejeges nur auf diefe Entichädigung 
Anfprud hat. Die Dauer der ihm zu verichaffenden oder zu ver- 
gütenden Benutung fann bei dem Miether nicht weiter gehen als 
die Dauer feines Miethsrechts. Die Möglichkeit des Verkaufs 
ded Geichäfts bleibt aber in einem gleichwerthigen Erjakgrund- 
jtücdl diejelbe wie in dem enteigneten. V, 82/95 vom 5. Oft. 

654. Die Entfhädigung bes Enteigneten foll eine voll- 
ftändige, reichlih bemeffene fein und nicht nur den objektiven, 
fondern au den individuellen Werth umfaffen, leßteren mit ber 
fi) aus $. 10, Abf. 1 des Enteignungsgejetes ergebenden Be: 
Ihränfung. Im enteigneten Grundftüd tft feit langer Zeit ein 
Metgergefchäft betrieben. Darauf war Rücdjicht zu nehmen. Der 
Sadverftändige, welhem da® Berufungsgericht folgt, erklärt aber 
in feinem Gutachten den Werth von 50350 Mark für angemefjen, 
gleichviel welches Gefchäft in dem Haufe betrieben worden jei. 
Er Tegt aljo den objektiven Werth ftatt des individuellen zu 
Grunde. Sodann eradtet der Sacdhverftändige felbft den vom 
Berufungsgericht zuerfannten Betrag von 50350 Marf nur unter 
ganz günftigen Umftänden für ausreichend, ohne daß irgendwie 
erhellt, ob jolche günjtige Umftände zur Zeit der Enteignung vor- 
gelegen haben. Die Erklärung des andern Sadjverftändigen, daR 
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der Betrag von 50350 Mark die Intereffen beider Parteien 
gleihmäßig berücfichtige, ift ganz ungeeignet, da e8 bei Bemeffung 
der Enteignungsentfchädigung lediglich auf das Intereffe des Ent- 
eigneten antommt. Zu einer eigenen, durch Gründe nicht unter- 
jtüßten Schätung im Sinne des $. 260 E.P.O. war der Be 
rufungsrichter nicht befugt, da 8. 260 €. P. DO. nad) feitftehender 
Nechtiprechung des NReichsgerichts auf die Enteignungsentihädigung 
feine Anwendung findet. V, 71/95 vom 9. Oft. 

655. Der Berufungsrichter hat mit Recht den Minder- 
werth des Reftgartengrundjtüds, welchen die Einwirfung von Ruf 
und NRaud) der Lokomotiven, jowie die Entziehung von Licht und 
Wärme zur Folge haben wird, feftgefegt. Allerdings ift die Eifen- 
bahnanlage, für welche enteignet wurde, bisher nod) gar nicht in 
Betrieb gejett. Soweit aber zufünftige Schäden — wie vor- 
liegend — erfennbar find, ift der Enteignete nicht nur nicht be- 
hindert, fie im Enteignungsverfahren geltend zu machen, fondern 
er muß fie bereits in diefem Verfahren geltend machen, widrigen- 
fall8 er feine Entihädigungsanfprücdhe verliert (8. 31 des Ent- 
eignungsgefeßes). V, 119/95 vom 2. Nov. 

656. $. 10, Abf. 1 des Pr. Enteignungsgefeßes ift auch 
bei Theilenteignungen anzuwenden unter der Vorausfekung, daf 
das Erjakgrundftüd in örtlidem Zufammenhange mit bem beim 
Enteigneten verbliebenen Rejtgrundftücde fteht oder in wirthichaft- 
lihen Zujammenhang mit Ddiefem gebradt werden fanı. Die 
Klägerin hat zu einem billigeren Preife ein benachbartes Erjag- 
grundftük erworben. Darauf ift bei Schäßung des Schadens 
Rüdfiht zu nehmen. Nicht entfcheidend ift, daß das Erjagjtücd 
erjt nach mehrjähriger Arbeit in gleichen Kulturzujtand gebradt 
werden fünne, um derfelben Benukungsart zu dienen, wie bas 
enteignete. Die Grenze, weldhe $. 10, Abf. 1 dem Entichädigungs- 
anipruch zieht, fällt nicht fort, wenn da8 nadygewiefene Erjagjtüc 
nicht fofort in derfelben Weife und mit demfelben Ertrage benugt 
werden kann. V, 119,95 vom 2. Nov. 

657. Der Kläger hatte für die Zwede feiner Grube ein 
500 Meter davon entferntes früheres Hammerwerf mit einer 
Wafferfraft erworben. Für die Zwede einer Eifenbahn ift ber 
größere Theil des Hammerwerfs enteignet. Dafür ift dem Kläger 
eine Entihädigung von 12300 Mark zugeiproden; on de8 
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Eifenbahnfisfus zurücdgewiefen. Für die Zwede, für weldhe das 
Hammerwerf mit der Wafferfraft erworben ift, konnte dajjelbe 
insbefondere auch zu einer Aufbereitungsanftalt verwendet werden 
und würde bei einem fic) Lohnenden Ziefbau nod) verwendet werden 
fönnen, wenn nicht die Enteignung dazwijchen getreten wäre. Dem 
Kläger find deshalb mit Redt al8 Enteignungsjumme die Koften 
zugeiprodhen, welche durd) einen andern Werfplag und Verlegung 
der Wafferfraft entftehen würden. Unerheblih, daß der Betrieb 
der Grube bisher eingeftellt, die Benukung ded Dammermwerfe 
für die Grube nody nicht ind Werk gejegt, auch Vorbereitungen 
hierzu no nicht gemadt find. Wollte der Beklagte zur Ab- 
minderung der ermittelten Koften geltend machen, daß dem Kläger 
bei Verlegung des Werfplates in größere Nähe der Grube gegen- 
über dem entfernteren Hammerwerf bejondere Vortheile bdurd) 
Verminderung der Transportkoften erwadjjen, jo hätte er in den 
Borinftanzen dahin gehende Berechnungen vorlegen müfjfen. Aud) 
hätte er dort nachweifen müffen, welche Vortheile dem Reftgrund- 
ftücfe durch die Eifenbahnanlage erwachien, wenn Beflagtem daraus 
überhaupt nad dem Enteignungsgefeg ein Anipruch auf Abminde- 
rung der Enteignungsjumme zuzuerfennen wäre. II, 72/95 vom 
12. Nov. 

658. Der Kläger hat vor feinem Haufe in Dagen einen 
Streifen liegen laljen, der al® Bürgerjteig benukt ijt. Später 
ift eine Yluchtlinie feitgeitellt, nach welcher diefer Streifen in die 
Straße fällt. Im Enteignungsverfahren ift der Streifen ale 
Baugrundftük nicht geihätt, cbenjo von den Vorinjtanzen, die 
Revifion des Klägers ift zurüdgewiefen. Die Vorbderrichter haben 
nicht angenommen, daß das Vorterrain nicht al8 Bauterrain be- 
nußbar jet; dajjelbe ijt aber niedriger eingejchäßt, weil bei der 
jetigen Benugungsart ald Zrottoir der Werth der Befikung in 
Tolge der dadurch bedingten freieren Lage erhöht werde; das 
Haus fei ein ftattlicher Bau im modernen Bauftyl, und e& fei 
nidyt anzunehmen, daß e8 jemals dem Kläger oder einem Nad)- 
folger im Befig in den Sinn fommen Fönnte, dafjelbe durd 
einen Anbau auf die vor demjelben befindliche Fläche zu erweitern. 
Das ift nicht rechtsirrthünlih. V, 313/95 vom 4. Der. 

659. Im Fall 51. Ein Saß, daß der Staat für bie 
Ihädlihen Folgen von Regierungshandlungen überhaupt Privat- 
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perjonen nicht hafte, eriftirt im Gem. R. nit. VI, 119/95 vom Negierungs: 
24. Juni. handlungen. 

660. Bal. 27. Der Schütengilde von Qucenwalde wurde Bolizeiliche 
im Oftober 1845 von dem Magiftrat ein Theil der Mönchen- Perfügung. 
wieje gegen eine Kapitalentichädigung mit der Beitimmung über- 
eignet, daß die Beitimmung wegen der bei dem jährlichen Königs: 
Schießen aufzubauenden DVerfaufsbuden oder Reftaurationslofale 
fowohl auf jenem Wiefentheile al8 auf der dem Sciefhaufe und 
diefem Grundftüde gegenüberliegenden Landftraße der Scügen- 
gilde zuftehen und die Nutung des Stättegeldes in deren Kaffe 
fließen fol. Der Vertrag ift von der Königlichen Regierung ge- 
nehmigt. Bis zum 93. 1892 hat die Schüßengilde die Landitraße, 
jettt die Schügenftraße, durch Verpadtung von Budenpläten ge- 
nugt. Aus wegepolizeilihen Gründen tft vom I. 1892 ab die 
Aufftelung von Yuden auf dem linfsfeitigen Bürgerjteige der 
Schügenftraße durd den Negierungspräfidenten verboten und von 
der Polizeiverwaltung nicht mehr geftattet. Weil diefe Verfügung 
im Intereffe der Stadt getroffen wurde, ift diefe der Schüßen- 
gilde zur Entfhädigung verurtheilt. V, 444/94 vom 12. Juni 95. 

661. Im Intereffe des Eifenbahnfisfus wurde eine Berliner 
Straße tiefer gelegt. Bevor die beantragte Enteignung aus- 
gejprochen wurde und während nod) die Unterhandlungen behufs 
gütlicher Einigung mit E., dem Cigenthümer eines anliegenden 
Haufes, in welchem die Kläger offene Läden gemiethet hatten, 
Ihwebten, erfolgte die Senkung des Fahrdammes mit polizeilicher 
Genehmigung. E8 hat demnädft ein Enteignungsverfahren ftatt- 
gefunden, in welchem auch für die Kläger Entichädigungsfummen 
feftgeftellt find. ifenbahnfisftus und Kläger haben bezw. auf 
Herabminderung und Erhöhung der Entihädigung geflagt. Da 
e8 ih nur um die durd) einen vorübergehenden Zuftand Herbei- 
geführte Benadtheiligung des Gewerbebetrieb der Kläger durd) 
Unterbredung des Verkehrs handelt, ift die Anwendung des Ent- 
eignungsgejeßes bedenklih. Die Kläger konnten aber die von dem 
Landgericht unter Abweifung der Klage des Eifenbahnfisfus feft- 
geftellte höhere Entichädigung fordern nad $. 75 Einleitung zum 
A.EUNR., mwelher aud zu Gunften der Miether anzuwenden: ift. 
In den Fällen Bd. VI, 36; Bd. IX, 22 (R. ©. €., Bd. 24, 
©. 245; Bd. 25, ©. 242) lag ein wejentlicd anderer Zhatbeitand 
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vor. Der Berufungsrichter verfennt nicht, daß die Anlieger einer 
Straße fi) vorübergehende Störungen der Kommunikation gefallen. 
lafjen müffen, wenn e8 fih um Reparaturen oder Verbefferungen 
der Straße jelbft Handelt (Pflafterung, Asphaltirung), und ebenfo, 
wenn die Störungen aus fonjtigen Zweden der Straße entjpringenr 
(3. B. NRöhrenlegung); er nimmt aber ohne Redtsirrthum an, 
dag ein folcher Fall hier nicht vorliegt, da e8 fi) um eine Aende- 
rung der Höhenlage der Straße handelte, die lediglich „„da8 Intereffe 
der Cijenbahnanlage betraf, alfo außerhalb der Zmwede lag, denen 
der Regel nad) die öffentliche Straße zu dienen hat“. V, 39/95 
vom 21. Sept. Entjprechend bei einer Erhöhung der einen Hälfte 
der Straße behufs Ueberführung über die Eifenbahn, wodurd die 
liegen gebliebene andere Hälfte vom Verkehr erheblich abgejchnitten 
wurde, auf die Klage eines dadurd benachtheiligten Neftaurateurs. 
V, 241/95 vom 1. Febr. 96. 

662. Im Fall 76. Mit Anlage der Eonzeifionirten Eifen- 
bahn ift dem jett der Klägerin gehörigen Grundftüf die DBe- 
Ihränfung auferlegt, Alles zu unterlaffen, wodurd die Sicherheit 
dc8 Bahnbetriebs beeinträchtigt wird. — R.G.€., Bd.7, ©.267. — 
Durd die erlaffene polizeiliche Verfügung ift diefer Eigenthums- 
beihränfung, welche auf dem Grundftüd fchon haftete, al8 Klägerin 
das Grundftük erwarb, nur Ausdrud und Nachdrud verliehen. 
Ein Anfprudh auf Entjchädigung, welche die Klägerin eventuell 
fordert, ftand nur demjenigen Cigenthümer des Grundftüds zu, 
welchen gegenüber feiner Zeit die Entwerthung des Grundftüde 
dur diefe Beichränfung der Benukbarfeit defjelben eingetreten 
ift; und er hätte denjelben, auch) wenn ihm gegenüber eine Ent- 
eignung nicht ftattfand, geltend machen können. — R.©.€., Bd. 7, 
©. 267. — Auf den Befitnachfolger, welder da8 Grundftüd mit 
den aus der Nachbarichaft fich ergebenden Beichränfungen erworben 
hat, übertrug fi) der Anspruch nicht. Unerheblid, ob Klägerin, 
al8 fie das Grundjtück erwarb, die aus ber Nachbarfchaft der 
Eifenbahn fi) ergebenden Nadjtheile erfannt hat oder hätte er- 
fennen müffen. Deshalb ift auch die Entijchädigungsflage ab- 
gewiefen. V, 212/95 vom 30. Oft. 

663. Kläger haben auf einem ihnen zugehörigen Grund- 
jtüd alte, von einer neuen Fludhtlinie getroffene Gebäude nieder- 
gelegt, und die neu errichteten Gebäude Hinter die neue Slucht- 
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Iinie zurüdverlegt. Ohne daß eine Enteignung erfolgt wäre, 
haben fie den hierdurch frei gewordenen Streifen vor der neuen 
Flugtlinie thatjächlich der Stadt überlaffen, und diefe hat den 
neuen Streifen durh Pflafterung zur Straße gezogen und dem 
öffentlichen Verkehr übergeben. Die Stadt bot 16000 Marf, die 
Kläger forderten einen höheren Preis, auf den fie Hagten. Die 
Stadt ift zu einer jenen Preis überfteigenden Entjchädigung ver- 
urtheilt; Nevifion zurücgewiefen. Allerdings war das in $. 14 
de8 Pr. Gefetes vom 22. Iuli 1875 vorgejehene Verfahren weder 
verlangt noch abgewartet. Aber die Beklagte Hatte fich nicht nur 
in beiden Inftanzen auf die Sade eingelaffen und fich an der 
Beweisaufnahme über bie Höhe der Entihädigung betheiligt, 
fondern nicht einmal die völlige Abweijung der Klage, fondern 
nur bezüglich der Mehrforderung über 16000 Mark hinaus be- 
antragt. Darin liegt ein ftillichweigendes Einverftändniß der Be- 
tlagten mit der jofortigen Erhebung der gerichtlichen Klage, und 
dies ergibt nach dem analog anzumwendenden $. 16 des Enteignungs- 
gejeßes, da aud eine Einigung über die Abtretung ftattgefunden 
Hatte, die Zuläffigfeit der Klage. IL, 76/95 vom 7. Iuni. 
664. Im Fall Bd. X, 646 wurde bei der Revifion gegen 
das Endurtheil ausgejprochen: Allerdings Fönnen die Kläger aus 
den 8S$. 73—75 der Einl. z.ÜL.R. einen Entichädigungsanfprud) 
gegen die Beklagte nur dann herleiten, wenn die Aufopferung, zu 
welder ihr Erblaffer in Folge der ungeredjtfertigten polizeilichen 
Anordnungen genöthigt wurde, zum Wohle des gemeinen Wefens 
und speziell im Intereffe der Beklagten gejchehen war. Xrifft 
aber diefe Borausfegung zu, was im vorliegenden Yalle als feit- 
Stehend anzujehen tit, fo muß die Beflagte den durch bie un- 
geredhtfertigten Anordnungen verurfachten Schaden ohne Rüdficht 
darauf erjegen, ob ihr in Folge der Aufopferung des Erblaffers 
der Kläger ein wirklicher Vermögensvortheil erwachlen ift oder 
nidt. Insbejfondere läßt fich Hierbei der Gefichtspunft der Be- 
reiherung in feiner Weife verwerthen. VI, 224/95 vom 25. Nov. 
664b. Zu den nach S8. 1 und 2 des Pr. Gefekes vom 
20. April 1892 vom Staate zu tragenden Ausgaben, welche durch 
die Örtliche Polizeivermaltung entftchen, einschließlich der anı 
Schlufje des 8. 2 aufgeführten ‚„‚bejonderen Ausgaben der ürt- 
Sihen Bolizeiverwaltung” gehören nur die für die Verwaltung 
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der Polizei im Sinne des PVerwalters, die Ausübung der obrig= 
feitlihen Gewalt. Dagegen find von der Stadt, in welcder die 
Polizei von einer Königlichen Behörde verwaltet wird, die Rojten 
für die Ausführung deffen zu tragen, was Fraft der Polizeigewalt 
angeordnet ift. Die Koften der Unterfuhung der BProjtituirten 
werben vom Staate getragen, die Koften der Zwangsheilung und 
Verpflegung im ftädtifchen Krantenhaufe vom Staate. IV, 36/95: 
vom 24. Iunt. 

665. Nac) demjelben Gefet find die Stadtgemeinden ver- 
pflichtet, die ihnen gehörigen Grundftüde, Gebäude und Gebäude- 
theile, welche jett den Zweden der Polizeiverwaltung unentgeltlich 
dienen, aud ferner auf die Dauer des Bedürfniffes für diefe 
Zwede unentgeltlich herzugeben. Nach dem Gefet vom 11. März 
1850 hatte die Stadt Berlin die jährlichen Koften der örtlichen 
Bolizeiverwaltung zu beftreiten, aber nicht Grundftüde u. |. w. 
zur Benugung herzugeben. Vielmehr beichaffte fi) der Staat 
die betreffenden Lokale jelbft, und die Stadt eritattete bie Koften, 
foweit fie nicht dur die Einnahmen der Bolizeiverwaltung ge=- 
det wurden. Auf diefe Verpflichtung geht obige Beltimmung 
nit. Auf Vorfchlag der Stadt hatte das Königliche Polizei- 
präfidium zwei Lofale zur Unterbringung der Bolizeireviere 34 
und 52 ohne bejondere Abrede in Benukung genommen. Die 
Stabt hat dann den Micthwerth der Lokale feitjegen lafjen und 
dem Polizeipräfidium von der Feltitellung des Werths von reip. 
1020 Mark und 530 Marf Mittheilung gemadt. Das BPolizei- 
präfidium hat aud) bis ult. März 1893 jährlid 1550 Mar an 
die Stadt gezahlt oder mit derfelben verrechnet. Fiskus ift zur 
Zahlung diejes Betrages für die Zeit vom 1. April 1893 bis ult. 
März 1894, während welcher Zeit die Räume denfelben Zweden 
gedient haben, verurtheilt; Revifion zurücdgewiefen. VI, 177/95 
vom 17. Oft. 

666. Auf Grund deffelben Gejetes hat die Stadt die Be- 
joldung des Abdedlers zu zahlen. II, 221/95 vom 26. Nov. 

667. Da die Zahl der früheren Aktien 700 betrug, während 
die Zahl der jekigen fih nur auf 375 beläuft, fo ergibt fi als 
der auf eine der alten Aktien fallende Antheil am Vermögen !roo, 
al8 Antheil einer der neuen Aktien Yy,,. Somit ift troß des 
gleichgebliebenen Nominalbetrags der einzelnen Aktien eine erhebliche 
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Veränderung vor fi) gegangen, welde dadurd ihren Ausdrud 
gefunden hat, daß eine neue Gattung von Altien kreirt, nämlich 
Altien mit dem geftempelten Vermerk „zujammengelegte Aktien‘ 
geichaffen wurden, wobei e8 in Abficht auf die Trage der tarif- 
mäßigen Stempelpflichtigfeit gleichgültig ericheinen muß, daß diefe 
Neufhaffung unter Benütung des alten Aftienpapiers bewerf- 
ftelligt wurde. Anders in einem am 16. Sept. 1894 entfchiedenen 
Valle, wo nur der Nominalbetrag der Aktien herabgefekt, ihr An- 
theilsrecht unverändert belaffen wurde. MUebrigens war den zur 
Abjtempelung binnen drei Wocden eingereichten Aktien ein erheb- 
liches Vorzugsrecht eingeräumt vor den nicht abgejtempelten Aktien; 
die Neufhaffung von Vorzugsaftien ift aber in der Wegel ein 
jtempelpflichtiger Akt; und diefe Stempelpflicht ift dadurdy nicht 
wieder hinweggefallen, daß fpäter das Vorzugsredht außer Kraft 
getreten ift. IIL, 67/95 vom 7. Juni. 

668. Die Klägerin hatte auf italienische Obligationen au 
porteur, welche von einer Aktiengefellichaft zu Savona ausgegeben 
waren, gezeichnet. Diejelben find ihr von ber Aftiengefellichaft 
nah Deutjchland dur die Eifenbahn überfandt. Wenn jchon 
das Geichäft in Savona zu erfüllen war, und wenn das Eigen- 
thum auf Klägerin durd) Uebergabe an die italienische Aufgabe- 
ftation übergegangen fein mag, fo it die Aushändigung in 
Deutichland durch die Eijenbahnverwaltung erfolgt, folglid) war 
ein Stempel von 2 pro Mille nad) dem Tarif 2P des Gejekes 
vom 29. Mai 1885 zu erheben. Aushändigung ift nicht Ueber- 
gabe zu Eigenthfum. IV, 31/95 vom 20. Juni. 

6685. Nachdem von Seiten der betreffenden Aktionäre ge- 
wille Baareinzahlungen geleijtet waren, find Vorredhtsaftien und 
Stammaftien in Vorzugsaftien und Stammprioritätsaftien durd) 
einen Stempelaufdrud umgewandelt. Da hierdurh an dem ur- 
Iprünglichen Nechtsverhältnig geändert, aljfo die Werthpapiere 
niht bloß behufs Erneuerung der Urkunde umgetaufht find 
— 8.6, Abf. 2 des Reicheftempelgejetes vom 27. April 1894 — 
jo war die Stempelabgabe zu erheben. VI, 221/95 vom 21. Wov./ 
16. Der. 

669. Die Klägerin, eine 0.9. ©. zu Magdeburg, hat zu 
gerichtlihem Protofoll erklärt, daß fie beichloffen habe, für ihre 
Arbeiter eine Unterftügungsfaffe als juriftiiche Perfon zu gründen, 
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welder fie unter der Vorausjetung, daß die Allerhöcjte Ge- 
nehmigung ertheilt werde, 30000 Mark fchenfen wolle. Der 
Kaffe find auf Grund des Statuts die Rechte der juriftiichen Berfon 
erteilt. Die Schenkung ift nad Nr. 2g der Befreiungen des 
Erbichaftsiteuergejeßes vom 30. Mai 1873 ftempelfrei, weil milde 
Stiftung, wenn aud) nur der Hauptzwed der Stiftung Aus- 
übung der Wophlthätigfeit ift (vgl. 3b. XVIIL, 539). Die in 
8.9 ded Statut unter gewiffen VBorausfegungen ausgefprochene 
Zuläffigfeit einer Abänderung deflelben fteht der Anwendung der 
Beitimmung zu Nr. 2g nicht entgegen, weil die Sicherung der 
Verwendung der Stiftungsmittel zu dem vorgejehenen Zwed als 
Vorausfegung der Anwendung jener Beltimmung nit — wie 
zu Ce des Tarifd — vorgejhrieben und auch dur das ftaat- 
fihe Auffichtsrecht gegen mangelhafte und mißbräudliche Ber: 
wendung des Stiftungsvermögens Vorjorge getroffen worden ift 
(88.37 g.A.XER. II, 19). Ebenfo ift den vorinftanzlichen Ge- 
richten darin beizutreten, daß der objektive Zwed der Stiftung, 
vermöge deffen fie fih als eine milde Stiftung darftellt, aud 
nicht durch die etwaigen perjönlichen Nebenzwede, welche die Stifter 
bei der Gründung verfolgt haben, beeinträchtigt wird, und baf 
nur diefer objektive Zwed, fowie die aus dem Statut erfichtliche 
Beranlaffung der Gründung maßgebend find. IV, 43/95 vom 
1. Yuli. 

670. Nach der Stiftungsurfunde findet jährlich die Ab- 
holzung eines der 120 Schläge des Forftes ftatt; der Ertrag 
bildet einen Theil der Iahresnukung. Abweichend davon tft im 
einem notariellen VBertrage zwijchen der Fideilommißbefigerin, den 
beiden näciten Anwärtern und der Nießbräuderin des Tidei- 
fommifjes vereinbart, daß überftändig gewordene 24 Schläge, 
welche nad) der Stiftung erjt in den nädjten 24 Iahren zum 
Hicbe gelangen würden, fofort abgeholzt werden, der Erlös als 
Fideifommißbeilaßfapital angelegt werden foll, von weldhem die 
Niekbräuderin die Zinjen zieht. Von dem fo gewonnenen Kapital 
von 600000 Darf war ein Fideilommißitempel von 3 Broz. zu 
zahlen. Unerheblid), ob die Abholzung wegen des zu großen Um- 
fangs forftwirthidhaftlid, nicht rathjam war, und dementjprechend 
die Wiederanfforftung unter Mitwirkung widriger Zufälle Ichledht 
gerathen war. Die Stempelerhebung ift audy) nad) der Kabinets- 
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ordre vom 18. Iuli 1845 nicht davon abhängig, daß der Vertrag, 
welcher einen Zumwadj8 zu dem Kideifommißvermögen herbeigeführt 
hat, gemäß SS. 29 und 62 A. X. R. IL, 4 gerichtlich verlautbart 
und beftätigt if. Wenn fpäter die Beitätigung endgültig ver- 
weigert würde, mag der den Stempel zurüdfordern, welcher ihn 
entrichtet hat. IV, 69/95 vom 19. Sept. 

671. Celle. Das Berufungsgericht hat die Frage, ob ber 
Gutsüberlaffungsvertrag dem erhobenen Stempel unterliegt, ver- 
neint; Nevifion zurüdgewiefen. Denn ohne NRedtsirrthum ift 
angenommen, daß die Annahmejumme von 800000 Mark nicht 
eine zu zahlende Gegenleiftung gegen die Gutsabtretung bilden 
jollte. Der Annahmepreis jollte weder gezahlt noch verzinft, fondern 
dem Kläger nad) dem Zode des Vaters auf feinen väterlichen 
Erbtheil angerechnet werden. Sollte der in der Urfunde nicht in 
Betraht gezogene Fall eintreten, daß die Annahmefumme den 
fünftigen Erbtheil des Klägers überfteigen würde, fo wäre daraus 
nicht die unbedingte Pflicht des Klägers zu deren Einwerfung in 
den Nadjlaß abzuleiten, da e8 ihm alsdann freiftehen würde, fid 
der Kollationspflicht durch Aussichlagung der Erbichaft zu ent- 
ziehen. Auch ift in Pof. 55 des Tarifs zum Gejeß vom 19. Juli 
1867 die Stempelfreiheit nur davon abhängig gemacht, daß folche 
Beträge dem Mebernchmer als fein Fünftiges Erbtheil angewiefen 
find. Der in Bezug auf jeden derartigen Fall möglicher Weife 
eintretende Umjtand, daß der angewiefene Erbtheil die fpätere 
Zheilportion des Webernehmers am Nachlaß bes Abtreters über- 
jteigt, fann für die Stempelfrage feine Berüdfichtigung finden. 
Ill, 216/95 vom 22. Nov. 

672. Das von dem Magiftrat aufgenommene Protofoll gab 
bie von zwei Gewerbetreibenden auf die Ichriftliche Einladung des 
Magijtrats gemachten Offerten wieder und wurde von ihnen ebenjo 
unterzeichnet wie die dem Protofoll beigegebenen befonderen Be- 
dingungen. Dann ift ihnen in einem von dem Oberbürgermeijter 
and einen Magiftratsmitglied unterzeichneten Schreiben mitgetheilt, 
daß ihnen der Zufchlag ertheilt fei. Die jämmtlichen Effentialien 
ded Vertrags waren in biejen Urfunden enthalten. Xeßtere waren 
nicht bloß zum Zwede einer Willensübereinftimmung im Wege 
der Korreipondenz aufgenommen, fondern darüber hinaus, um 
einen dauernden Beweis für die erzielte Willenseinigung zu ver- 


Stempel. 


Stempel. 


Erbichafte- 
fteuer. 


330 Berührung mit dem öffentlichen Redt. 


Ihaffen, wie da® die Uebung und das Bedürfniß einer Verwal» 
tung von dem Umfang des ftädtifchen Magiftrats zur Yuftififation 
ihrer Rechnungslegung fordert. Deshalb find mit Recht Vertrags- 
ftempel von 2 Mark 50 Pf. und 3 Mark 50 Pf. erhoben. Re- 
vifion zurücgewiefen. IV, 174/95 vom 25. Nov. 

673. Den beiden Barudj-Auerbadh’fhen Waifenerziehungs- 
anftalten in Berlin ift ein Vermädtniß von 5000 Mark hinterlaffen. 
Die Zeftamentsvollftreder des Erblafjers nehmen dafür Steuer- 
freiheit in Anjprud. Damit find fie abgewiefen. Denn diejelben 
find nicht Waifenhäufer im Sinne 2g des Tarifs. Aus U. R. 
II, 19, 8. 32 ergibt fih, daß die Waifenhäufer Armenanftalten 
find. Wenn aud) in jene Anftalten nur bedürftige Kinder auf- 
genommen werden, fo erftredt ich body ftatutenmäßig die Für- 
forge aud) auf die entlaffenen Zöglinge. Es wird in Fällen be- 
fonderer Begabung derjelben für eine höhere wiffenfchaftliche, 
fünftlerifche oder technifche Ausbildung gejorgt; den Mädchen bei 
ihrer Verheirathung eine Mitgift von 1800 Marf gewährt. Un 
erheblih, daß die Mittel hierzu aus befonderen Stiftungen ent- 
nommen werben. Auch eine milde Stiftung liegt nicht vor. 
Denn e8 erhellt nicht, daß die Anjtalten ale milde Stiftungen 
ausdritclicd) oder durch Verleihung der Rechte juriftifcher Berjonen 
anerfannt find, wenn aud) das Statut Allerhöhit genehmigt und 
denjelben die Eigenjchaft juriftifcher Perfonen verlichen ift. IV, 
11/95 vom 23. Sept. 

674. Laut Teitaments des Erblaffers joll nad) dem Xode 
feiner Ehefrau aus feinem Nachlaß ein Kapital von 300000 Marf 
ausgefondert, bei der NReichebanf hinterlegt, von Xeftamentsvoll- 
jtredern frei und ohne Rechnungslegung verwaltet werden. “Die 
Erträgniffe jollen dem Sohne und den Enfeln ded Zeftatord bie 
an ihr Lebensende zuftehen. Nach) deren Tode follen aus diejen 
Erträgniffen Hilfsbedürftige, unter Bevorzugung der Verwandten 
des Teitators und deffen Ehefrau, nad) freier Auswahl der Zeita- 
mentsvollftreder unterftüßt, der etwaige Meberihuß zum Kapital 
gefchlagen werden. Die Witwe des Teitators ift verftorben. 
Danad) ift das Kapital, nicht deffen Ertrag ald Zmedvermögen 
Gegenjtand der Zuwendung, und unterliegt nad) SS. 7 und 8 des 
Pr. Erbichaftsfteuergejetes vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 der 
Deitenerung, und zwar nah Abzug der nad) SS. 16 und 17 
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fapitalifirten Nukßungen mit 108000 Marl. Der Nachweis ber 
wirflihen Verwendung zu dem bejtimmten Zwed ift durd) das 
Teftament allein nicht erbradjt, da die Zeftamentsvollitreder die 
Hülfsbedürftigfeit ohme jede Kontrolle und Beichränktung zu be- 
urtheilen haben, die Rechte der Erben feine hinreichende Garantie 
dafür bieten, daß der beftimmte ZJwed aud) wirflid) erreicht wird, 
und es nicht ausgefchloffen ift, daß die ZTejtamentsvollftreder im 
Einverftändniß mit den Erben die Verwendung zu einem andern 
als dem beitimmten Zwed vornehmen könnten. ‘Deshalb 8 Proz. 
nad) Tarifpofition D, melde jet zu erheben waren. Denn für 
den gewiffermaßen perfonifizirt zu denfenden Zmwed ift die Zu- 
wendung nah dem Zode der Ehefrau al8 erworben zu denken. 
IV, 121/95 vom 21. Oft. 

675. Die Stadt Hildesheim ift von R. zum Erben ein- 
gejeßt. In ihrer Belaftung mit der Auflage, einen gewifjen Be- 
trag vorzugsweife an verichämte Arme zu zahlen, fann eine von 
Zuwendung ber Erbichaft unterjcheidbare bejondere Zumendung 
an die Stadt in ihrer Eigenfchaft al8 Armenverband nicht ge- 
funden werden, jodaß auc bezüglich diefes Betrages eine Befreiung 
von der mit Recht erhobenen Erbichaftsiteuer von 4 Proz. nad) 
dem Zarif Befreiungen 2f des Br. Erbichaftsfteuergejeges nicht 
begründet war. III, 188/95 vom 5. Nov. 

676. Um einem Einzelbeamten den Charakter einer De- 
hörde zuzufprechen, genügt e& nicht, daß derjelbe zu einer felb- 
tändigen Wirkfamteit behufs Förderung der Zwede des Staates 
berufen ift; fondern e& ijt überdies erforderlih, daß fein Amt 
als folhes durdy den ausdrüdlich oder jtilfjchweigend erfennbar 
gemachten Staatöwillen al8 dauerndes Subjekt ftaatlicher Hoheits- 
rechte und Pflichten anerkannt ift — R. ©. €. in Str., Bd. 18, 
©. 246 —. Ein ein für allemal al® Sacdverftändiger verpflichteter 
Kreistarator ift keine Behörde. E8 erhellt nicht, daß in den vom 
YBundesrath unter dem 27. Sept. 1887 erlaffenen Beftimmungen 
zur Ausführung der Branntweinftenergejege — Centralblatt für 
das Deutfche Rei 1887, ©. 351 ff. —, nad) welden die Sicher- 
heitöleiftung für die Stundung der Verbrauchsabgabe durd) Hypo- 
thef auf ein ftädtifches Grundjtüd nur angenommen werden fan, 
wenn diejelbe innerhalb der erften Hälfte des durch die Zare 
einer zuftändigen Behörde oder einer öffentlichen Teuer- 
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verficherungsgefellichaft zu ermittelnden Werthes zu ftehen kommt, 
der Begriff der Behörde einen weiteren Umfang hat. VI, 110/95 
vom 1. Iuli. Val. 158. 

677. Der Kläger war im November 1893 entlaffen, durch 
die wenn aud) ohne Anhörung der Stadtverordneten vom Staate 
bejtätigte Anftelung al8 Nahtwahmann Gemeindebeamter im 
Sinne der Pr. Städteordnung vom 30. Mai 1853, 8. 56, Nr. 6 
geworden. Denn er war fraft ber Gemeindeverfaffung zur Mit- 
wirfung bei den im SIntereffe und unter Kontrolle des Staats 
bon den Gemeindebeamten zu bejorgenden öffentlichen Angelegen- 
heiten beftellt. — R. ©. E. in Str., Bd. 3, ©. 421. — Und zu 
diejen Angelegenheiten gehörte die Verwaltung der örtlihen Polizei 
bis zu der am 1. Iuli 1894 erfolgten Uebernahme der Bolizei- 
verwaltung durdh den Staat. Seine vom I. 1882 bis 1893 aus- 
geübten Dienste waren feine bloß vorübergehenden, aud) feine bloß 
medanifche ZThätigfeit, weil mit ihnen die Nothwendigfeit eigener 
Urtheilsfähigfeit, eines beftimmten Maßes von Gejetesfenntnig 
und eines Handelns nah freiem Ermeljen verbunden it. Die 
vereinbarte 14tägige Kündigung war aljo redhtsunmwirkjam, und 
der Kläger als lebenslänglid) angeftellt anzujehen. Da ein fürm- 
(ihes Disziplinarverfahren wegen der mehrfahen BVerfehlungen 
des Klägers nicht ftattgefunden hat, hat er den Anfprud auf 
Tortbezug jeine® Gehalts nicht verloren. Da der von der Stadt 
angeftellte Kläger von ihr einfeitig entlaffen ift, fann ihn die be- 
Hagte Stadt nit mit jeinen Anjprücen an den Staat verweisen, 
zumal unter den im 8.2 des Pr. Gefetes vom 20. April 1892 
aufgeführten Ausgaben, welche der Staat in den Städten zu leiften 
hat, in denen die örtliche Polizeiverwaltung von einer Königlichen 
Behörde geführt wird, die Bejoldungen der von der Stadt an 
geitellten und vorzeitig entlaffenen Polizeibeamten nicht begriffen 
find. Unerheblih, ob Kläger, welcher fi) nody nad) Erhebung der 
Klage zum Wiedereintritt in den ftädtiichen Dienft erboten hat, 
dur) gewerbliche Zhätigfeit mindeftens ebenfo viel verdient, ale 
fein Schalt beträgt. Aus diefen Erwägungen ift die Stadt ver- 
urtheilt, dem Kläger jein Gehalt für die Zeit feit feiner Entlaffung 
weiter zu zahlen. Revijion zurücfgewiejen. IV, 138/95 vom 30. Oft. 

678. Entipredend IV, 316/95 vom 9. März 1896 mit 
dem Zufaß, daß die unterlaffene Befragung der Stabtverordneten 
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(Städteordnung $. 56, Nr. 6) die Anftellung nit ungültig madıt. 
Entjprehend IV, 375/95 vom 21. April 1896 bezüglich eines 
Magiftratsbüreaugehülfen, der von 1886 biß 1895 dauernd beichäf- 
tigt und dann entlaffen war. Die Stadt wurde verurtheilt, dem 
Kläger vom 1. März 1895 ab, folange er Gemeindebeamter der 
Stadt (d. h. nicht bloß thatjächlich entlaffen) ift, monatlich 85 Mart 
zu zahlen. Umnerheblih, daß die Stadtverorbnetenverfammlung 
nicht gehört ijt, daß die Vorfchriften über die Anftellung der civil- 
verforgungsberecdhtigten Militärvanwärter, zu denen Kläger nicht ge- 
höre, dem Kläger entgegenftänden; daß der Kläger ald Beamter 
nicht vereidigt jet, daß derfelbe die ihm gewährte Remuneration 
nicht aus demfelben Bonds, fondern aus verjchiedenen Etatsfonds 
erhalten habe, je nachdem Mittel dazu am beften verfügbar waren; 
daß für den Kläger Verfiherungsmarfen der Imvaliditäts- und 
Altersverficherung verwendet find. Ebenjo IV, 168/95 von 
10. ebr. 96. 

679. Die beklagte Stadt hat fi) darauf berufen, daß der 
Negierungspräfident die Stellung des Klägers als eine mit einem 
Militäranwärter zu bejetende feftgeftellt Habe — Pr. Gejet vom 
21. Suli 1892, 88.3, Nr. 2; 5, 14 —. Damit fei für die Be- 
Hagte Recht und Pfliht zur Kündigung der Dienftitellung des 
Klägers erwadhjen. Dem gefündigten Kläger ftehe deshalb gemäß 
88.360 ff. UUR. I, 5 fein Anfprud) auf Weitergewährung 
jeines Dienftgehalts zu. Das Reichsgericht hat aufgehoben und 
zurüdverwiefen. Denn das Gejeß hat die Anftellungsverhättniffe 
der Inhaber folder Stellen, weldye den Militäranmwärtern vorzu- 
behalten, aber an Nichtverforgungsberechtigte ordnungsmäßig über- 
tragen find, unberührt gelajjen. IV, 206/95 vom 12. Dec. 

680. Die Dienftleiftungen des Klägers beftanden in der 
Beauffihtigung und Anweifung der Straßenreinigungsarbeiten, 
in der Kontrole über die Arbeitszeiten der Arbeiter, in der Führung 
der Xohnliften, in der Ertheilung von Arbeitsbefcheinigungen an 
die Arbeiter und in der Annahme von plößlich benöthigten Hülfs- 
fräften. Das find feine ausschließlich mechanischen Dienftleiftungen 
im Sinne des $. 56, Nr. 1 der Preußijchen Städteordnung vom 
30. Mai 1853. IV, 206/95 vom 12. Dec. 

681. Der Kläger war am 22, Febr. 1864 als Erefutor der 
Stadt Wernigerode auf Widerruf mit der Maßgabe angejtellt, 
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daß jeder Theil befugt fei, da8 Dienftverhältnig nad) dreimonat- 
licher Kündigung aufzuheben. Kläger ift nad) jolher Kündigung 
am 1. Suni 1885 entlaffen. Die Stadt ift verurtheilt, ihm fein 
Dienfteinfommen feit 1. Ian. 1889 nad) Abrechnung feines ander: 
weiten Verdienfte® aus diefer Zeit zu zahlen; NRevifion zurüd- 
gewiefen. Denn die Anftellung auf Kündigung war nad S. 56, 
Nr. 6 der Städteordnung vom 30. Mat 1853 unzulälfig, da 
Kläger Gemeindebeamter war, der nicht bloß mechanische Dienit- 
leiftungen zu verrichten hatte. Er war auch nidht zu vorüber- 
gehenden Dienitleiftungen angenommen. ‘Denn das anfänglid 
proviforifche Verhältniß war dem übereinftimmenden Willen beider 
Theile entjprechend durdh feine Fortjegung in 21 Jahren definitiv 
geworden, zumal die Dienitgeichäfte des Klägers nicht vorüber- 
gehender Art waren. Der Kläger hat fih aud) nicht mit der 
Dienftentlaffung einverjtanden erklärt, vielmehr Bejchwerde, wie- 
wohl erfolglos, bei dem Negierungspräfidenten erhoben. Daß er 
dann von Wernigerode nad) Magdeburg verzogen ift, eine andere 
Stellung angenommen und die Klage erft nad) Ablauf von drei 
Sahren, als fchon ein Theil feiner Anfprüche verjährt war, erhoben 
war, erflärt ji) daraus, daß der Kläger durch den Bejcheid des Negie- 
rungspräfidenten in den Irrthum verjett war, e8 ftehe ihm ein Elag- 
barer Aniprud) nicht zu. Die Beklagte fann fi) auch nicht darauf 
berufen, das dienjtliche Verhalten des Klägers würde zu einer Amts- 
entjeßung geführt haben, wenn ein Disziplinarverfahren eingeleitet 
wäre. Denn das ijt nicht eingeleitet. IV, 220/95 vom 23. Dec. 

682. Kläger war beim Kriegsminifterium wegen Feftjtellung 
feiner Benfion vorftellig geworden. Deijen Enticdjeidung vom 
9. Sept. 1882 war endgültig. Wenn diejelbe auch nur die An- 
wendung de8 SS. 33 des Gefekes vom 27. Yuni 1871 betraf, 
wonad die Benfion ruht, wenn und fo lange der Penfionär im 
NReihe-, Staats- oder Kommunaldienjt ein Dienfteinfommen be= 
zieht, jo beziehen fich doch auch) auf diefen Fall die SS. 113 und 
114 de8 Gefekes. Da die Klage aber nicht innerhalb je Mo- 
naten jeit Bekanntmachung jener Enticheidung erhoben tft, jtand 
dem Kläger ein Klagerecht nicht mehr zu. Dabei handelt es jid) 
um Nichtinnehaltung einer Präflufivfrift, fodaß c& unerheblich ift, 
daß der Neicdhsmilitärfisfus eine VBerjährungseinrede nicht ein- 
gewendet hat. IV, 180/95 vom 28. Nov. 
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683. Eine Frau R. hat der Stadt Mühlhaufen 160000 
Markt zur Erbauung einer Fatholifhen Kirche mit der Auflage 
geichenft, daß die neue Kirche dem römijch-fatholifchen Theile der 
Garnifon Mühlhaufen zur freien Mitbenugung überlaffen werden 
fol. Die Benutung fol durd ein zu vereinbarendes, durd den 
Bifhof zu genehmigendes Reglement geordnet werden. Nad An- 
nahme der Schenkung durd) die Stadt fam zwijchen diejer und 
der Garnifonverwaltung ein Vertrag zu Stande; die Garnifon- 
verwaltung hat 23000 Mark gezahlt und weitere 4000 Marf zu 
zahlen verfprohen. Das Berufungsgeriht Hat unter Aufredht- 
erhaltung der vom Landgericht ausgefprochenen Verurtheilung der 
Beklagten, dem Flagenden Neichsmilitärfisfus für den römtjch- 
fatholiihen Theil der Garnijon das Mitbenugungsredht an der 
neu zu erbauenden Kirche einzuräumen, das weitere Verlangen 
des Klägers, daß diefe Mitbenukung „nad Maßgabe des am 
28. Febr. 1892 vereinbarten und vom Bilchof zu Straßburg ge- 
nehmigten Reglements” zu geichehen habe, lediglich auf Grund 
der Crwägung abgelehnt, daß die Neglementirung des Cottes- 
dienftes eine innerficchlihe Angelegenheit fei, nicht Gegenjtand 
eincd BPrivatrehts fein Fünne und fid) der Prüfung und Be- 
urtheilung durd) die bürgerlichen Gerichte entziehe. Dieje Ent- 
Scheidung beruht auf Verfennung des rechtlichen Wejens des ab- 
gewiejenen Anjpruch®, welcher feine andere Natur hat als die 
Klage auf Einräumung des Mitbenutungsrehts überhaupt. Für 
legtere erachtet das Dberlandesgericht den Nechtöweg ganz mit 
Recht deshalb für zuläffig, weil es fich lediglih um den Anfprud) 
auf Erfüllung eines privatrechtlichen Vertrags Handelt. Durd 
diejed vertragsmäßige Binden ihres Willens haben die Kontra- 
henten in die Nechtsiphäre irgend eines Firchlichen Rechtsfubjefts 
oder Drganes in feiner Weije eingegriffen, insbefondere wird 
durch diefen Vertrag feine Kirchengemeinde und Fein firchlicher 
Dberer verpflichtet, da8 zu erbauende Gebäude bereinft als Kirche 
zu übernehmen und zu benugen. Wie e8 aber den Vertrags: 
theilen freiftand, fih im Allgemeinen über Erbauung und Aus- 
jtattung der Kirche zu einigen und zu verpflichten, jo bleiben fie 
aud) innerhalb der auf dem Gebiete des Brivatrechts obwaltenden 
Sreiheit, wenn fie fich zugleich) darüber einigen, in welcher Weije 
die Denubkung de8 Gebäudes und feines Zubehörs zwischen den 
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beiden Gemeinden, denen das Gebäude ald Kirche zu dienen be- 
ftimmt ift, geregelt fein fol. II, 104/95 vom 25. Juni. 

684. Das Reglement hält fih in feinen Beftimmungen von 
Eingriffen in die innerfirhlichen Angelegenheiten durdhaus fern; 
e8 befchäftigt fi) nur mit der Frage, in welcher Weife fic dereinit 
die Gemeinden, für welche die Kirche beftimmt ift, in der Be- 
nugung derfelben jomwie des Zubehör zu theilen haben, und ftellt 
ale Theil des Vertrags zunädjit nur Nedte und Pflichten der 
Gemeinde Mühlhaufen und der Garnifonverwaltung fef. Meit 
diejer Vereinbarung binden die Vertragstheile nur fich felbit. Eine 
Verpflichtung der firhlichen Gemeinden, bei Benukung der Kirche 
das zwilchen den Erbauern DVereinbarte zu befolgen, entfteht erjt 
daraus, daß die Firdjlichen Gemeinden bezw. deren Obere dereinit 
die Kirche mit Unterwerfung unter jene Vereinbarung für den 
Gottesdienit übernehmen. Danad) ift da8 Berufungsurtheil, jo: 
weit ed das landgerichtliche Urtheil abänderte, aufgehoben und 
zurüdverwielfen. Dem Berufungsgericht blieb die Beurtheilung 
der Frage vorbehalten, ob die nachträgliche Zurüdnahme der vom 
Bilchof ertheilten Genehmigung als Nichtzuftandelonmen des Regle- 
ments anzufchen ift und ob der Bürgermeifter befugt war, das 
Reglement ohne Befragung des Gemeinderath8 zu vereinbaren. 
Il, 104/95 vom 25. Sunt. 

685. Durd die Beitimmung des 85AA.U.R IH, 11 
wird ein ausschliegliches Erfikungsrecht des Patron nicht be- 
gründet. Auch die Kirchengemeinde fann durh KErfikung das 
Recht erwerben, die Stellung eines Dritten al8 Patrone und aljo 
das Beftehen diejcd Patronats geltend zu mahen (R. G. E., Bd.4, 
©. 289). Das Erforderniß der Genehmigung durd) das Kirchen 
regiment trifft für den Ball der Erfikung ($. 574) nicht zu, da 
daffelbe in $. 573 bdafelbft nur für die von der Erfikung nicht 
handelnden SS. 569—572 aufgeftelft ift. IV, 92/95 vom 30. Sept. 

686. Die Frage, melde öffentlichen Anftalten im Gebicte 
des Aheinisc)- Franzöfifhen Nechts als juriftiiche Perjonen anzu 
Sehen find, gehört Tedigli) dem Bürgerlichen Redt an, 8. 54 
AU. R. 1,12 ift dort nicht maßgebend. Nad) Franzöfifchen Nedt 
find der Negel nad) weder die niederen nod) die höheren Schulen 
juriftifche Perfonen. Eine Ausnahme bilden neben Anftalten, die 
als Stiftungen ftaatlich anerkannt find, nur die Priefterfeminare. 
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Danad würde der höheren Bürgerjchule, jest Nealfchule, zu 
Düffeldorf der Charakter als juriftifche Perjon nur dann bei- 
wohnen, wenn ihr derjelbe durch einen Aft der Staatögewalt be- 
jonders beigelegt wäre, was nicht der Fall if. Die Schule ift 
lediglich eine ftädtifche Anftalt, welche durch ein ald Organ der 
Stadt bezeichnetes Kuratorium verwaltet wird. IL, 200/95 vom 
8. Nov. Dgl. 576. 

687. Vgl. Bd. XVII, 663. Die Stelle eines zweiten Rehrers 
zu Hille wurde feit ihrer Begründung im 9. 1818 von dem Küjter 
der dortigen Kirche bekleidet. In dem neu erbauten Küfterhaufe 
war eine Schulftube angelegt. Zur Küfterei gehörte Grundbefiß; 
diefer wurde mit anderen Einnahmen zur Befoldung des Küfters 
und nunmehrigen Scullehrers beftimmt. In der Grundfteuer- 
mutterrolle wurden gejonderte Artifel angelegt für das Kantorat 
und für die Küfterei, beide mit dem Zujat „Iteuerfrei”. Unter 
zwei diefe Artikel enthaltende Auszüge aus ber Mutterrolle fetten 
am 6. Mai 1840 das Presbpterium und der Schulvorjtand der 
jeit 1830 als vermögensfähige Korporation organifirten Schul- 
gemeinde unter Beglaubigung durch den Paftor W. und den Ber- 
waltungsbeamten bie Erflärung: ‚Die in dem vorjtehenden Aus- 
zuge verzeichneten Grundftüde find nach dem heutigen gemein- 
Ihaftlihen protofollariichen Beichluffe zur hiefigen Hauptjchule 
gehörig.” Darauf verfügte die Regierung: „Vorftehende Grund- 
jtüde find in der Kataftermutterrolle unter dem alleinigen Namen 
der Scullehrerftelle einzutragen und verbleiben fteuerfrei.” Auf 
die an das Presbpterium gerichtete Aufforderung zur Befiktitel- 
berichtigung legte am 20. Febr. 1845 der Pfarrer W. einen Mutter- 
rollenauszug vor, welcher auf den Namen ‚Schullehrerftellen zu 
Hilfe” Tautete. Der Pfarrer bezeichnete als feit 44 Jahren zur 
Küfterei gehörig die Grundftüde, welche früher für diefe im Ka- 
tafter eingetragen gemwefen waren; zwei Grundbefiger verficherten 
eidesftattlich, daß diefelben feitdem von den Küftern befejfen feien. 
Darauf wurde der Befittitel auf den Namen der Küfterei be- 
richtigt. In der Gemeinheitstheilung (1820—1848) wurde als 
Intereffentin auch die Küfterei zu Pille zugezogen; al® deren 
Vertreter der Pfarrer W., die Schulvorjtcher und der Küfter. 
Die Abfindungen find dem Küfterat zugetheilt und im Hpo= 
thefenbuche der Küfterei zugefchrieben. Demjelben Hypothefen- 
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folium der Küfterei find im SI. 1862 nod einige Parzellen, 
darunter eine im 9. 1858 angefaufte Parzelle, zugefchrieben auf 
den Antrag des Amtmanns, in welchem ald Cigenthümerin der 
Parzellen, für die der Befigtitel zu berichtigen fei, bezeichnet wird 
die Schulfehrer- und Küfterftelle. Xheile diefer Parzellen find im 
3. 1874 wieder veräußert dur) Auflaffung, welche von dem Amt- 
mann 8. zu Hartum und dem Vorfteher N. zu Hille ald Ber: 
tretern der Schulgemeinde und der Küfterei zu Dille erklärt wurde. 
Im 3. 1880 wurde die Stelle des zweiten Scullehrers und des 
Küfters zwei verjchiedenen Perjonen übertragen. Die Küjterei- 
grundftüde find gegen den Einspruch des Ortögeiftlichen in den 
Sculetat eingeftellt und dem Lehrer zur Nutung überwiefen. Die 
Kirchengemeinde hat unter der Behauptung, Cigenthümerin der 
Grundftüde zu fein, auf deren Herausgabe geklagt. Damit ift 
fie vom Reichögericht abgewiejen, indem angenommen wurde, bie 
Schulgemeinde habe Eigenthum oder Miteigentum erjeflen. V, 
143/95 vom 13. Nov. DBgl. 42. | 


Dritte Abtheilung. 
Givilprozeß. 


688. Der Rechtsweg über die gegen den Preußifchen Steuer- Rechtsweg. 
fisfus erhobene Feltftellungsflage, daß Kläger nicht verpflichtet fei, 
den Niegbraud) an den Erbtheilen feiner Kinder, foweit diejelben 
aus dem Nachlaß feines Schwiegervaters herrühren, zu verfteuern, 
ift nad) $. 11 des Pr. Gefjeßes vom 24. Mai 1861 zuläffig und 
beichränft fih nicht auf den Fall, daß die Steuer beigetrieben 
oder mit Vorbehalt gezahlt fei. Veranlapt war die Klage da- 
durch, da der Kläger von dem Provinzialiteuerdireftor aufgefordert 
war, den Nachlaß des Schwiegervaters zu deflariren. IV, 88/95 
vom 17. Iuni. 

689. Redhtsweg unzuläffig über die Verpflichtung, die der 
Hagenden Ehefrau im Eheiheidungsprozeß wider ihren Ehemann 
durch Urtheil auferlegten Gerichtsfoften zu zahlen. IV, 169/95 
vom 7. Dt. 

690. Der Elagende Berginvalide hat, während er im Berg- 
werf arbeitete, eine Verlegung durch einen herabfallenden Stein 
erlitten. Er fordert Entihädigung von der Berufsgenofienfchaft, 
deren Borftand die Unheilbarkeit eined Nierenleidend grobfahr: 
fälfig verfchuldet Habe, welches fi) beit ihm im Folge jener Ver: 
legung entwidelt habe. Der Borftand habe auf Grund des 8.7 
des Unfallverficherungsgejetes behufs Heilung feines Nierenleidens 
feine Unterbringung in der Naturbeilanftalt eines Kurpfujchere 
. angeordnet, deifen faljche Behandlung das jonft Heilbare Leiden 
verfchlimmert und unheilbar gemadt habe. Weber diejen Ans 
Iprud) ift der Rechtsweg zuläffig, denn das Gejek vom 6. Yuli 
1884 jchließt den Rechtsweg nur bezüglich der von ihm jelbit ein- 
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Rechtsweg. geführten Anjprüde gegen die Berufögenofjenichaft aus. VI, 
171/95 vom 14. DEt./7. Nov. 

691. Kläger beanfprucht Vorkehrungen gegen Beeinträd- 
tigungen im Betriebe feiner Mühle durch die Anlagen, welche 
zur Regulirung des oberen Ylußlaufes von der Beklagten, einer 
durch Allerhöchfte Verordnung gebildeten öffentlichen Genoffenfchaft 
zur Xoheregulirung ausgeführt worden find, und Schadenserfag. 
Einrede der Unzuläffigfeit des Nechtswegs verworfen. Die Klage 
bezwedt den Schug von Privatrechten gegen Eingriffe der Be- 
Hagten. 8 liegt ein bürgerlicher Nechtsitreit vor, für den die 
ordentlichen Gerichte zuftändig find, wenn nicht gefetlich andere 
Behörden zur Enticheidung berufen find. Das in SS. 11—34 
des Vorfluthgefeges vom 15. Nov. 1811, 88. 19—55 des Gefches 
über die Benußgung der Privatflüffe vom 28. Febr. 1843, Gefck 
vom 23. San. 1846 und SS. 68— 80 des AZuftändigfeitsgejeges 
vom 1. Aug. 1883 geordnete Verfahren kann nur von dem Unter- 
nehmer der Anlage beantragt werden, und nur die Anhängigfeit 
eines folhen Verfahrens begrünnet, in Bezug auf 8.23 des &e- 
jeße8 vom 28. Febr. 1843 und 8. 74 des Gejekes vom 1. Aug. 
1883, die Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte für die in diejfem 
Verfahren hervortretenden Streitigkeiten. Auch durd die Be- 
fugniß der Verwaltungsbehörden, die Ableitung ded Wafjerd aus 
8. 15 des Gejekes vom 28. Febr. 1843 in geeigneter Weife zu 
beichränfen, werden die privatredhtlichen Widerjpruchsgründe gegen 
die Bewäflerungsanlage und die zu deren Schute gegebenen Rechtd= 
behelfe nicht berührt. Endlid) hat das Privatrecht nur dann und 
zwar in der Regel gegen Entjchädigung (A. 2. R., Einl. 8. 75) 
dem öffentlichen Intereffe zu weichen, wenn dies in den gejetlich 
borgefehenen Fällen durch die zuftändigen Organe der Staate- 
verwaltung angeordnet ift. Die Allerhöchite Beftätigung der be- 
Hagten Genoffenihaft al® einer öffentlichen Genofjenihaft nad) 
dem Gefeh vom 1. Aprit 1879 ift aber feine foldhe Anordnung. 
V, 140/95 vom 19. Oft. Entfprechend V, 169/95 vom 19. Dft. 
auf eine Klage, Vorkehrungen zu treffen, durd die verhindert 
werde, daß das Waffer der Rohe die Rändereien des Klägers ftärker 
überfchwernme oder verfande al8 vor der Negulirung. Nöthigen- 
falls Fann aud) der Rechtsfchuß auf Joldhe Vorkehrungen zu Gunften 
des der Genoffenichaft nicht angehörigen Klägers erftredt werden, 
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mit welchen der Betrieb und das Beftehen der Meliorations- 
anlagen unvereinbar if. Die Beichreitung bes geordneten Ver- 
waltungsweges zum Zmwede der Regulirung der Sade im Wege 
der Entfchädigung des Klägers würde dur ein in diefem ‚Sinne 
ergehendes Urtheil nicht verichräntt werden. 

692. Aus Anlaß der Choleraepibemie ift im 9. 1892 der 
DOberpräfident von Weftpreußen zum Staatstommiffar für die 
Gefundheitspflege im Stromgebiet der Weichfel ernannt. Durd 
feine Verfügung wurde die ärztliche Unterfuhung und Desinfektion 
der auf der Weichfel mit Schiff oder Floß die Kandesgrenze über: 
jchreitenden Perfonen, bie Anlegung von Ueberwachungsitationen 
dängs der Weichjel und Nogat, die Errichtung von Choferabaraden 
und Ausftattung mit dem erforderlichen ärztlichen und Hülfs- 
perfonal, und die Verforgung der Flößer mit gejundem Trint- 
waffer angeordnet. Auf Veranlaffung der zuftändigeu Minifterien 
Hat der Staatsfommifjar fodann verfügt, daß von fämmtlichen 
die preußifche Grenze auf der Weichjel paffirenden Fahrzeugen 
zur theilweifen Dedung der der Staatskaffe erwacdhjenden Koften 
eine Vergütung, welche bei Tlößen 10 Marf von jeder Perion 
betrug, erhoben werde. Die Kläger fordern bie erhobenen 
19560 Mark zurüd. Damit find fie wegen Unzuläffigfeit des 
Rechtömwegs abgewiejen; Nevifion zurücdgewielen. Denn nad 8. 78 
AUUR I, 14 findet kein Prozeß über die Verbindlichkeit zur 
Entrihtung allgemeiner Anlagen, benen fümmtlihe Einwohner 
des Staatd oder alle Mitglieder einer gewiffen Klaffe defjelben 
nah der bejtehenden Landesverfaffung unterworfen find, ftatt. 
Für die Ausichließung genügt e8, daß der Staat eine Zahlung 
als foldhe fordert, welche durch die Verbindlichkeit zur Entrich- 
tung einer allgemeinen Anlage geboten ift. Anlage umfaßt aber 
alle Beiträge, welche der Staat zur Dedung der Staatsbedürf- 
niffe aus öffentlich-vechtlihem Titel kraft feiner Finanzhoheit er: 
hebt. Dazu gehören auch die Gebühren, welche von den Einzelnen 
al& ein fpezieller Entgelt der für fie zu Öffentlichen Zweden ge 
leisteten Ausgaben oder ‘Dienfte in einer von der Staatsgewalt 
einfeitig feitgeftellten Art und Höhe erhoben werden. Wenn jene 
Anordnung aud im allgemeinen Interefje erfolgte, jo wurde doch 
dadurdh die Erhaltung des Verkehrs ermöglicht, was ganz bejon- 
ders im Interefje ber Flößer lag. Alfo Gebühr im vorftehenden 
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Sinne, weldhe nicht von individuell Beftimmten, fondern von Iedenr 
zu entrichten war, welder die Weichjel mit Floß oder Schiff 
pajfirte. Die Ausländer ftehen nah 82 AL. R. IL, 14 in diefer 
Deziehung gleih. Die Vergütungen find al8 Staatsabgaben er- 
hoben und verwendet. Die Mafregel war ein Ausfluß der der 
Polizei obliegenden VBerpflidtung — 8. 1OWU.R.I, 17 —, 
fie und die Aufbringung der erforderlichen Mittel entiprad) alfo- 
der Landesverfaffung. ‘Die Trage, ob fid) die Erhebung der Ver- 
gütungen durd Art. 100—102 der Pr. Verfaffung rechtfertigt, ift 
im Recdhtswege nicht zu beantworten, da fie al8 auf der Lanbes- 
verfaffung beruhende Anlagen gefordert wurden. Ein Ent- 
Ihädigungsanfprudh, für welchen der Nechtsweg nad) S. A des 
Gefeges vom 11. Mat 1842 eröffnet wäre, ift nicht erhoben. 
IV, 172/95 vom 25. Nov. 

693. Die Provinzialordnung für die Provinzen Oft- und 
Weftpreußen, Brandenburg, Bommern, Schlefien und Sadjjen vom. 
29. Yuni 1875 gewährt den Provinzialbeamten im Allgemeinen 
die Rechte und Pflichten mittelbarer Staatsbeamten; die befondern 
dienftlichen Verhältniffe, d. h. die Grundjäte über Anftellung, Ent- 
lafjung und Benfionirung follen dur ein vom Provinziallandtag. 
zu erlaffendes Reglement geordnet werden, welches von dem 
Minifter zu genehmigen if. Das jo zu Stande geflommene Negle- 
ment für die Provinz Sadjen jett feit, daß die Enticheidung. 
über die Zhatjache der Dienftunfähigfeit, jowie darüber, mas alß- 
Dienfteinfommen anzujehen fei, lediglich von dem Provinzial- 
ausfhuß bezw. dem Provinziallandtag zu treffen fei, Ichließt aber 
im Uebrigen den NRedhtsweg über die vermögensredtlichen An- 
Ipriiche auf Befoldung, Penfion oder Wartegeld nicht aus. Da- 
mit ift daffelbe ausgeiprocdhen, was da8 Gefek vom 24. Mai 1861, 
8.5 anordnet. Der Ausfprud) des Provinziallandtags, daR der 
frühere Anftaltswärter H., welchem demnädft nad zehnjähriger 
Dienstzeit ohne Arglift auf Grund der Beltimmungen der Ans 
ftellungsurkfunde gekündigt ift — R. ©. €, 8.3, —, 
dienftunfähig nicht fei, war dem Rechtsweg entzogen. IV, 190/95 
vom 2. Dec. 

694. Der Reichsmilitärfisfus hatte die prozeßhindernde Ein= 
rede der Unzulälfigfeit des Nechtsweges vorgejchütt, weil die jede 
monatliche Frift des $. 114, Nr. 2 des Militärgejeges vor Er- 
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hebung der Klage abgelaufen fei. Die Einrede ift verworfen, weil 
die Entichetdung darüber, ob die Frift innegehalten, bie Trage 
betrifft, ob den Klägern der erhobene Anfprud) nod) zufteht. Voraus 
fegung der Zuläffigfeit des Nechtswegs ift allein, daß der In- 
ftanzenzug erihöpft fer — $. 113 —. Daß dies der Fall, ift 
aber zwifchen Barteien unftreitig. Allerdings behauptet Neichs- 
milttärfisfus, durch die Verfügungen des Pr. Kriegsminiftere vom 
1. Sept. 1887 und 30. Aug. 1889 fei der Penfionsaniprudh end» 
gültig abgelehnt, und bie Kläger beftreiten, daß ihrem Erblaffer 
jene Beicheide zugegangen jeien. Andererfeit8 behaupten die 
Kläger, daß ihnen auf ihr Gefuch vom Jahre 1894 ein ablehnen: 
der Beicheid zugegangen, daß damit der Inftanzenzug erichöpft fei, 
und der Beflagte hat dies beftritten. ‘Danach herricht aber zwifchen 
Parteien Uebereinftimmung darüber, daß der Inftanzenzug erichöpft 
ift, und es ift nur jtreitig geblieben, wann. IV, 192/95 vom 2. Dec. 

694b. Der Hagende Forftfistus madt das aus jeinem 
Eigenthume abgeleitete Recht gegen den Beklagten geltend, auf 
feinem Grundbefige ausschließlich zu jagen, und der Beklagte feiner- 
jeits behauptet, daß er ald Befiter von fieben Morgen kultivirten 
Landes das Recht habe, auf dem Klägerifchen Grundeigenthum ein 
Mitjagdreht auszuüben. Somohl der Kläger als der Beflagte 
fetten alfo ihre mwiderjprechenden Anfprühe aus Redtstiteln ab, 
welche zur Kompetenz des Givilrichterd gehören und auf welde 
die Vorfchrift des $. 105 ded Br. Gejetes vom 1. Aug. 1883 
nicht zutreffen fan. III, 3/94 vom 10. April. 

694e. Die Schütengilde zu Königsberg ift eine erlaubte 
Privatgejellihaft im Sinne A.L. R. IL, 6. Gemäß SS. 43, 44 
ift der Rechtsweg darüber zuläffig, daß der Beicdluß des DVor- 
ftandes zu Unredht erfolgt ift, durch welchen ein Mitglied wegen 
angebliher Beleidigung und Verleumdung des Vorftands von den 
Zufammenfünften und den Schießen der Gilde ausgejchloffen ift. 
IV, 415/93 vom 10. Mai 94. 

695. Tedes Inftanzgericht hat auf Antrag einer Partei den 
Werth des Streitgegenftandes jelbftändig, aud) nad) Beendigung 
der Inftanz feftzuftellen, $. 16 des Gerichtsfoftengefetes gibt nur 
dem Gericht höherer Inftanz die Befugniß, die vom Gericht 
unterer Initanz getroffene Feftfegung von Amts wegen zu ändern. 
B.V, 82/95 vom 10. Yuli. 
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696. Der Antrag ber Klägerin lautete ausdrüdlich dahin, 
daß der Erftbeflagte die ihm zur Verwaltung übergebenen 240000 
Thaler B.’iche vierprozentige Pfandbriefe zur Theilung zwifchen ben 
D.’ihen Erben herausgeben follte. Allein Klägerin verfolgte nur 
die Realifirung ihres angeblichen Anfpruch® auf Theilung des ein- 
geflagten Kapitals und auf Befriedigung wegen ihres vermeintlichen 
Antheils an diefem Kapital. Nah Maßgabe diejes Antheils war 
die Werthöfeftiegung zu treffen. B. IV, 148/95 vom 16. Sept. 

697. Die Beklagte hat zugegeben, daß fie dem Kläger 
11006 Marf 61 Pf. binnen Monatsfrift nad) rechtsfräftiger eft- 
jtelung des gefammten Betrages der Entihädigungsfumme zu 
zahlen habe, und Abweifung des weiter gehenden Klageantrags be- 
antragt, zugleich aber wegen Schiedsgerichtsflaufel Unzuläffigkeit 
der Klage behauptet. Werth des Streitgegenftandes ift die Klage: 
jumme. B.I, 53/95 vom 18. Sept. 

698. Im Fall 101 murde ber Beichwerdewerth auf 
1600 Marf angenommen auf Grund der Erwägung, daß bei dem 
erheblichen Umfange, in welchem gerade der Lehm auf den Grund- 
ftüdlen der Beklagten vorlommt, das Recht eines Anderen, ganz 
nach feinem Ermeffen die Grundftüde, mern aud gegen Ent- 
\hädigung, zur Xehmgewinnung zu vergraben, eine nicht unbeträcdht- 
liche Unficherheit im Befike und damit eine Werthverminderung 
der Grundftüde felbit einichließt. V, 38/95 vom 18. Sept. 

699. Der Elagende Reichsbantbuchhalter, Selondelieutenant 
a. D., hat gegen den Reichefisfus Klage erhoben unter anderm 
dahin, baf der Beklagte feine Verpflichtung anerfenne, vom 1. Aug. 
1894 ab für die Zukunft die Penfion von 487 Mark jährlich in 
Monatsraten im voraus zu zahlen. Der Streitwerth ift auf das 
12!/,fache der Iahrespenfion mit 6087 Markt 50 Bf. beziffert. 
Unerheblid), daß die Konzeffion der Neichsbant nur bie zum 1. Ian. 
1901 ertheilt fei, und er baher bei der jetigen Neichsbanf nur 
bis zu diefem Zeitpunfte in dem Beamtenverhältnifje ftehen könne, 
welches nad) der Anfiht des Beklagten das Nuhen der Benfion 
zur Folge habe. So wie die Klage erhoben worden, erjtrebt er 
die Penfionsbezüge für einen Zeitraum, deffen Ende ungewiß ift. 
B.R. IV, 130/95 vom 19. Sept. 

700. Daß das Intereffe des Beklagten und Revifionsflägers 
den Betrag von 1500 Mark überfteige, fann um fo weniger al& 
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glaubhaft angejehen werben, als die Verurtheilung des Beklagten 
zur Vorlegung don Büchern an den Generalbevollmädtigten der 
Kläger fo individuell gehalten ift, daß diejer einem Bevollmäd- 
tigten, von dem ein Mißbraudy der durch Einficht der Bücher ge- 
wonnenen Renntniß der Gefchäftslage zu bejorgen, oder jonjt einer 
ungeeigneten Perfönlichkeit die Einficht der Bücher verweigern 
durfte. Das hat der Berufungsridter in den Gründen ausdrüd- 
{ich vorbehalten. V, 115/95 vom 30, Okt. 

701. Die Klägerin erhebt auf den jechften Theil des Pfand- 
brieffapital® von 5000 Mark einen Aniprud; Beklagte ift aber 
verurtheilt, 4912 Mark 50 Pf. zur Nachlaßmaffe zu zahlen. Wenn 
fih auch der Streitwerth nad dem Interefje der Klägerin be- 
rechnet, fo kann dody der VBejchwerdewerth bei der von der Be- 
flagten eingelegten Revifion Höher fein. Da fi die Beklagte 
durch jene Verurtheilung im vollen Umfang befchwert fühlt, wurde 
ein DBefchwerbewerth von 4300 bis 5400 Mark angenommen. 
IV, 151/95 vom 4. Nov. M 

702. Bei der Klage auf Löfchung bes für den Beklagten 
eingetragenen Gebrauh&mufters, weil daffelbe mit dem des Klägers 
ibentiich fei, war nicht der Gewinn, welden der Bellagte aus 
feinem Gebrauchsmujfter zieht, jondern da& niedrigere Intereffe, 
welches die Konkurrenz de8 Beklagten und deren Befeitigung für 
ben Kläger hat, für den Streitwerth maßgebend. B.I, 86/95 
vom 23. Nov. 

703. Der Bellagte hatte die der Klägerin patentirte Er> 
findung vor der Anmeldung benugt, und berief fi) der Negatoria 
gegenüber auf 8. 5 des Patentgejfeßes. Parteien haben fid) ver- 
glichen, Klägerin hat die Koften übernommen. Nach Vernehmung 
von Sacdperftändigen ift ber Streitwerth der urjprünglichen An- 
gabe ber Klägerin entiprechend auf 50000 Mark feitgefegt, Klägerin 
wollte Feftftellung auf 2000 Mark, weil bei der Mittellofigkeit 
des DBellagten zur Zeit ber Klagerhebung eine bedeutende Kon- 
furrenz nicht zu befürchten gewefen fei. Ihre Bejchwerbe ift zurüd- 
gewiejen. Zür den Werth des Streitgegenftands ift der Inhalt 
des Rechts maßgebend, auf defjen negative Feititellung die Klage 
gerichtet ift. Eine Werthihätung lediglich nad dem thatjädhlichen 
Zuftande müßte bejonders dann, wenn der Vorerfinder erit die 
zur Benutung erforderlichen Veranftaltungen getroffen hat, zu 
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einem offenbar unrichtigen Ergebniß führen. B. I, 94/95 vom 
5. Dec. 

704. Streit, ob die Bedingung eingetreten ift, unter welc;er 
die beflagte Stadt fich dem Kagenden Auftizfisfus verpflichtet hatte, 
ein neues Amtsgerichtsgebäude zu errichten und gegen eine gemäß 
des Vertrags zu beftimmende Vergütung dem Kläger zur Be: 
nußung zu überlaffen. Streitwerth nicht 8. 8, fondern nad) 8. 3 
E. P.D., wobei einerjeits das Intereffe des Klägers, andererfeits 
die Miethsentichädigung zu berüdfichtigen, auf 10000 Mark be- 
ftimmt. B.II, 203/95 vom 13. Dec. 

705. Dem Klageantrag entfprehend ift Bellagter ver: 
urtheilt, darin zu willigen, daß dem Kläger 386 Mark zurüd- 
gezahlt werden, welche er vor dem Verfucje der Zwangspollftredung 
des für vorläuflg vollftredbar erklärten Urtheils zur Sicherheit des 
Beklagten hinterlegt Hatte, und dem Kläger Entichädigung, die 
mit 386 Mark gefordert war, dafür zu zahlen, daß er die ihm 
rechtskräftig auferlegte Verpflichtung nicht erfüllt hatte, die vom 
Kläger im Haufe des Beklagten zurüdgelaffene Einrichtung gegen 
Wiederherftellung des früheren Zuftandes herauszugeben. Beide 
Summen find zujammenzuredhnen. — €. B. OD. $. 5, Geridjts- 
foftengefeß 8. 9. — Denn e& Handelt fi um zwei felbjtändige, 
von einander unabhängige Anfprühe In R. G. €, Bb. 31, 
©. 379 handelte es fid) um einen Aniprud) auf Zahlung von 
410 Mark 15 Pf. und um NRüderlangung einer Sicherheit, die 
zum Zwed der Beitreibung eben diefer 410 Marf 15 Pf. ge- 
leiftet war; in R.G.€E., Bd. 31, ©. 396 verlangte der Kläger 
die Herausgabe einer Kaution von 500 Marf, der Wider: 
Häger 923 Mark 64 Pf., wegen deren fi der Beflagte aus 
jener Kaution befriedigen wollte. Aljo anders. B. VI, 199/95 
vom 23. Dec. 

705b. Nachdem Kläger den Hauptanfprud für erledigt er- 
Härt hatte, handelte e8 fic troß des Antrags de8 Beklagten auf 
Abweifung der Klage und des formellen Streites darüber, ob die 
Klage „für erledigt zu erachten‘ oder „abzumweifen“, materiell nur 
um die Trage, wer die Prozekfoften zu tragen habe. Der Werth 
de8 Streitgegenftandes war hiernadh für das weitere Verfahren 
eriter Inftanz und für die Berufungsinitang dem Betrage der 
Prozeffoften gleich zu fegen. B.V, 2/92 vom 13. Yan. 
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70de. Ganz unzutreffend ift die Anficht des Befchwerde- 
führers, daß, wenn jede Partei gegen daffelbe Urtheil Berufung 
eingelegt hat, dadurch zwei Prozefje entjtehen, für deren jeden bie 
Gerichtögebühren und bie Anwaltsfoften felbftändig zu berechnen 
feien, aljo doppelte Prozeßgebühr u. |. w. Bielmehr Tiegt nur 
ein Streitgegenitand vor, für welchen die Koften einheitlich zu 
berechnen find: wie e8 denn auch feines Gerichtsbefchluffes bedarf, 
um bie beiderjeitigen Rechtsmittel zufammen zu verhandeln. B. II, 
3/92 vom 15. Ian. 

705d. Der axf Berurtheilung zur Zahlung der vollen 
Apanage gerichtete Antrag fan nicht vermöge des Umijtandes, 
daß die Klage einen Theil des erhobenen Anfprucs als unbeitritten 
behandelt, mit dem Dberlandesgericht dahin ausgelegt werden, daß 
der Beflagte nur zur Zahlung der beftrittenen andern Hälfte ver- 
urtheilt werden fol. Das nämlicdhe Begehren bildete auch den 
Gegenftand der fontrabiftorifchen Verhandlung, indem der Beklagte 
das Begehren feinem ganzen Umfarge nach abzumweifen beantragte, 
und endlich” hat auch das Landgericht über den ganzen Betrag 
entichieden. Danad) war auch) die volle Apanage ber Berechnung 
des Streitwertb8 zu Grunde zu legen. B.II, 181/91 vom 
15. San. 92. 

705e. Im Fall IH, 517/81 vom Jahre 1882 war an- 
genommen, daß, wenn ein Indoffatar den Wecdhjelregreß gegen 
einen Indojlanten oder den Traffanten nimmt, die Wechjelregreß- 
fumme, welche der Kläger feinem Nachmanne gezahlt habe, alfo 
die Wechfelfumme zuzüglich der Zinfen und andern Nebenforde- 
rungen, welche diejer beanjprudjden durfte, den Werth des Streit- 
gegenftands darftellen. Das ift anders, wenn der Indoflatar den 
Acceptanten verklagt, welcher nad) Art. 23 der Wechfelordnung zu- 
nädhjjt nur für die Wechfelfumme haftet, wenn fid) aud) feine Ver- 
pflihtung nad) Art. 81 ‚‚erftredit” auf alles, was der Wedjlel- 
inhaber wegen Nichterfüllung der Wechjelverbindlichkeit zu fordern 
hat. Was über die Wedjjelfumme, hier 1500 Mark, hinausgeht, 
ift dem Acceptanten gegenüber nur Nebenforderung. WRevifion un- 
zulälfig. VI, 274/91 vom 28. Ian. 92. 

7O5f. Wegen 1161 Mark fammt Zinfen zu 6 Proz. feit 
5. April 1882 und Koften war für den Beklagten ein Anfprud 
auf ein Depofitum von 2105 Mark AO Pf. in jener Höhe ge- 
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pfändet und ihm zur Einziehung überwielen. Unter dem Wider: 
fpruh) des Klägers hat er die Auszahlung aus der Streitmaffe 
begehrt; damit ift er in den Borinftanzen abgewiejen, Nevifion 


 anzuläffig.e Denn e8 Handelt fih um einen Pfandanfprud, für 


welchen die Zinfen und Koften ald Nebenforderung nicht in Be- 
tradht fommen. IV, 290/91 vom 21. Ian. 92. 

705g. Nachdem die Ehefcheidungsflage des Ehemann ab- 
gewiefen war, kehrte die Ehefrau vorübergehend in die Wohnung 
des Ehemanns zurüd. Sie hat dann die Wohnung wieder ver- 
laffen und auf Alimente geflagt. Der Ehemann wurde verurtheilt, 
der Klägerin an Alimenten monatlid) 40 Mark für die Dauer 
der Che und bed ©etrenntlebens der Ehegatten zu zahlen. Die 
Berufung de8 Beklagten ift zurüdgewiejen. Diefer Fall wird 
durch die Plenarenticheidung vom 8. Juli 1889 — Bd. VIII, 708 
(E., Bd. 24, ©. 375 ff.) — nicht gededt. Uebereinftimmend mit 
IV, 165/91 vom 12. Oft. (3d. XII, 611a). Nad ben er- 
gangenen Urtheilen und dem denfelben zu Grunde gelegten That- 
beftande wäre jede Beitimmung eines gemiflfen Zeitraums ale 
vermuthliche Dauer bes Getrenntlebens der Eheleute oder ihrer 
Ehe willtürlid. 8 kann auch nicht gefagt werden, daß es fich 
hier um ein Recht Handelt, welches feiner Natur nad ober er- 
fahrungsgemäß nicht eine Dauer von zwölf und einhalb Jahren 
haben Fönnte; zu folder Annahme fehlt e8 an den erforderlichen 
Anhaltspunkten. Die Dauer des Zuftandes, in Beziehung auf 
welchen der DBellagte zur Reihung von Alimenten an feine Che- 
frau verurtheilt ift, liegt vielmehr ganz im Ungewiffen. ‘Der Werth 
des Streitgegenitands darf deshalb nicht nach freiem Ermeflen 
(8.3 € P. D.), fondern muß in Anwendung der den $. 3 ein=- 
ichränfenden Vorfchrift des $. 9, Abj. 2 feitgefegt werden. B. VI, 
28/92 vom 17. März. 

705h. Die Negatoria wegen Zuführung von Schmuß- 
waffer auf die Wiefe des Klägers war abgewiejen.e Das Neiche- 
gericht wies die Nepifion al8 unzuläffig ab. Der dem Kläger 
erwachjende Nachtheil befteht nicht in der durch Zuführung dee 
Wafjers verurfachten Verfumpfung der Wiefe, jondern in den 
Mitteln, welche der Kläger als ordentlicher Zandwirth aufzumenden 
hat, um die aus der Aufnahme des Waflers für feine Grund- 
jtüiche fich ergebende Gefahr thunlichft zu bejeitigen, und dem troß 
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Aufwendung folder Mittel nocd bleibenden Schaden. 8 fan ] Werth des 
aber nicht angenommen werden, daß die Koften für die Auf- RO 
ziehung eines über die Wiefe führenden Grabens und der Werth 
des für diefen Graben erforderfihen Grund und Bodens einen 
irgend erheblichen Betrag erreichen werden; berüdfichtigt man nun 
aucd noch den Nachtheil, welchen der Kläger dadurch erleiden will, 
daß er das dur den Graben ber Koppel fließende, durch das 
Schmutwaffer der Beklagten verunreinigte Waffer nicht mehr zur 
Zränte feines Iungvieh® verwenden kann, und bringt man auch 
nod die jährlichen Neinigungskoften für den aufzuziehenden und 
den Koppelgraben in Anfchlag, jo gelangt man doch immer nicht 
zu. der Annahme, daß dem Kläger, aud) wenn er mit der Sorg- 
falt eines ordentlichen Landwirth8 Handelt, gleichwohl noch ein 
Nachtheil von mehr al8 1500 Mark aus der Aufnahme des Schmut- 
waijjers der Beklagten erwädft. III, 189/91 vom 5. April 92. 

7051. Das Kammergeridht hat in Erwägung gezogen, daf 
die geforderten Hauptjtüde der Werthpapiere ohne die zugehörigen 
Kupons und Talons, weil fie als folche nicht gehandelt werden, 
einen PVerfehrswerth überhaupt nicht haben, und deshalb das In- 
terefje der Kiägerin an beren Befig bei freier Schägung gemäß 
5.3 €. PB. DO. nur auf 2000 Mark veranihlagt. Hierbei ift 
jedoch überfehen, daß die Klägerin bereits im Befige der Kupons 
und Zalons ift, und daß deshalb ihr Intereffe an dem Befit ber 
Hauptjtüde darin befteht, die volle Verfügungsmarht über die 
Werthpapiere nebit den Kupons und Zalons zu erlangen. Bei 
diefer Sachlage ift dem Umftande, daß die Klägerin die Bewil: 
ligung ber Herausgabe der Werthpapiere nur in ihren Haupt- 
ftücfen verlangt, vom Landgericht, welches den Werth des Streit: 
gegenstande nicht nad) dem Nominalbetrage der Werthpapiere von 
20280 Dart, fondern nad) dem geringeren Betrage von 15000 Marf 
bemeffen hat, genügend Rechnung getragen. B.V, 38/92 vom 
23. April. 

7O5k. Der eventuelle Antrag, den Bertrag für aufgelöft 
zu erflären, würde al® der höherwerthige maßgebend fein, wenn 
e8 fich für den Kläger darum gehandelt hätte, die Beendigung des 
Vertrags in vollem Umfang herbeizuführen. Das Oberlandes- 
gericht hat aber diefem Antrag mit Rüdficht auf die in den Ent- 
Iheidungsgründen des angefochtenen Urtheil® dargelegte Auffaffung 


Werth des 
Streit» 
gegenftandes. 


350 Allgemeine Beftimmungen des Civilprozeffes. 


—_— 


lediglich die Bedeutung beigelegt, daß dadurd) der Antrag auf 
Berurtheilung zur Herausgabe des im Beige von dem Mitbeflagten 
befindlichen Holzes noch in anderer Weife begründet werden follte. 
Nach diefer Auffaffung, welcher beizutreten ift, bat der Kläger 
nur den Antrag geftellt, die Beklagten zur Herausgabe des Holzc# 
zu verurtheilen und zu diefem Zmecde, foweit nöthig, den Vertrag 
für aufgelöft zu erflären. Dadurch wurde ein höherer Werth 
nicht begründet. B.II, 36/92 vom 3. Mai. 

7051. Die Hamburgifche Finanzdirektion hatte VBerurtheilung 
beantragt, den kontraftwidrigen Aufbau des Beklagten auf feinem 
Grundftüde zu entfernen und fetzuftellen, daß Bellagter nicht bes 
rechtigt fei, auf diefem Grundftük außer zwei Obergefchoffen 
Wohnräume und insbefondere Feine Wohnungen zu errichten. 
Hier liegt ein dem einer konfefforifchen Servitutenflage völlig ent- 
Iprechender Klagantrag vor, allerdings mit der Abweichung, daß 
das NRedht auf die Baubejchränfung nicht als ein einem andern 
Grundftücde zuftehendes, fondern al8 ein der Eagenden Behörde 
perjönlich ermorbenes in Anjprudh genommen if. Ein innerer 
Grund, weshalb ein folher Fall in Anjehung der Werthung 
ander® behandelt werden follte, al8 der einer Serpitutenklage nad) 
8.7.8. D., wäre gar nicht abzufehen: aud Hier muß alfo, 
fall® die Werthverminderung, die da8 Grundftüd vom Stand- 
punkte des Beklagten aus durch die Beichränkung erleiden würde, 
größer fein follte, al® der Werth der lettern für den Kläger, 
jener höhere Betrag mafigebend fein. B. VI, 53/92 vom 9. Mai. 

705m. Der für die Feftftellung des Werth des Streit- 
gegenjtande® maßgebende, weil gegenüber dem Prinzipalantrag auf 
Ausmittelung und Auflaffung einer Fläche von 10 Morgen Landes 
weiter gehende Eventualantrag verlangt, daß der Vertrag vom 
15. Yuli 1881 über die Theilung des Bauernhofes 9 zu Frech 
den Klägern gegenüber für unverbindlid erklärt werde. Das 
Intereffe der Kläger an der Aufhebung des Vertrags dedt fidh 
nicht mit dem Werthe des Bauernhofs, e8 wird au mit dem 
Antrage nicht die Herausgabe des Bauernhofs, fei e8 au nur 
zum Zwede der Theilung unmittelbar bezwedt, fondern der An 
trag fann nur das Ziel haben, die Hinderniffe zu befeitigen, welche 
einer etwaigen fünftigen, den Abfichten der Kläger mehr ent- 
Iprehenden ZTheilung durd) das Beftehen des Vertrags bereitet 


. Allgemeine Beftimmungen des Civilprozeffes. 351 


werden könnten. Es liegt fein Grund vor, für diejen Antrag 
den Werth des Streitgegenjtande mit dem Werth des Bauern- 
hofs feldjt gleichzuftellen; der Streitwerth war vielmehr nad) $. 3 
E. P. DO. zu ermeilen, und er fann unter Berüdfichtigung der 
Theilnehmungsredte der Kläger an der Bermögensmaffe, zu welcher 
der Bauernhof gehört, nicht höher, als, wie die Beichwerde will, 
auf ein Viertel des Werths des Bauernhof8 gefchätt werden. 
B.V, 35/92 vom 18. Meat. 

705n. Klage des Eigenthümers auf Räumung von Graje- 
land, Bellagter wendet ein, er habe vom inzwijchen verftorbenen 
Niepbraucher gepachtet, ohne daf ihm der Eigenthümer rechtzeitig, 
wie nah A. ER. erforderlich, gekündigt habe. Die Klage ijt ab- 
gewiefen. Da auf Herausgabe des Eigenthums und nit auf 
Veftjtellung der Dauer des Pachtverhältniffes geklagt ift, Werth 
des Srafelandes der Werth des Streitgegenftandes nad) 8.4 E.P.D., 
nicht die Dauer und der Werth des von dem Bellagten einrede- 
weis behaupteten, vom Kläger beftrittenen Pachtverhältniffes; nod) 
weniger der Betrag der Kulturkoften, gegen deren Bezahlung der 
Beklagte zur fofortigen Räumung bereit wäre B.IU, 77/92 
vom 10. Juni. Entiprechend B. V, 120/92 vom 4. Ian. 93. 

7050. Kläger beanfprucht Verurtheilung des Beklagten zur 
Zahlung von 479 Mark 19 Pf. fammt Zinfen und bie Zinfen 


zu 5 Proz. von 850 Mark, Beklagter Abweifung und widerflagend. 


die Berurtheilung des Klägers zur Bewilligung der Xöjchung der 
Dnpothef von 1050 Marf und 21 Mark. Werth nad) der Wider- 
age auf 1050 Mark bemeflen. Wenn die Befchwerde geltend 
madt, daß eine mit Zuftimmung des Gerichts getroffene Verein- 
barung der Parteien vorliege, wonach der mit der Klage verfolgte 
Betrag aud für das Objekt der Widerflage maßgebend fein folle, 
jo überfieht fie, daß die Fragen nad) der Feltjegung des Streit- 
werth8 nicht dem Privatrecht angehören, und deshalb die hierbei 
getroffenen Vereinbarungen der Parteien auf bie Entfcheidung 
feinen Einfluß haben. B.V, 61/92 vom 2. Juli. Entiprechend 
legtem Sate B. III, 83/92 vom 5. Juli. 

70O5p. Klage auf Löfhung einer Kautionshhypothet von 
3444 Markt, auf welche Beklagter nur 560 Mark Forderung zu 
haben behauptet. Werth nicht Ickterer, fondern erfterer Betrag, 
nicht die wirklich zur Entftehung gelangte Forderung, jondern der 
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Betrag derjenigen Forderung, für die das Pfand beitellt wurde, 
ift maßgebend; denn dies ift der Betrag der Forderung, die der 
Hppothefbeitellung zu Grunde liegt, bis zu diefem DBetrage joll 
das verpfändete Grundftüd eintretenden Tall haften und bis zu 
diefem Betrage ift die Hhypothefenfraft des Grundftüds einftweilen 
in der That gebunden. Das bei Berechnung des Werths dee 
KlageobjeftS maRgebende Intereffe des Klägers befteht in der Be: 
feitigung diefer Gebundenheit "und erftredt fi) daher auf den 
ganzen eingetragenen Hhypothefenbetrag. Qgl. v. Wilmomwsli-Levn, 
Anm. 4 zu 8.6, und die dort citirten Schriftfteller; |. auh R.G.€., 
Bd. 12, ©. 361; Bd. 25, ©. 367; Bolze, Praris, Bd. VII, 849. 
B.V, 54/92 vom 18. Juni. 

705g. Im Fall Bd. XV, 449 waren Alimente gefordert 
bi8 zur Grlangung eines eigenen Erwerbee. 8 ift ungemiß, 
wann die Hagende 14jährige Tochter einen eigenen Erwerb er- 
langen werde, und gleichgültig, zu welchem Zeitpunfte Perfonen 
vom Stande der Klägerin und ihres Vaters, eines Rangirmeifters, 
einen eigenen Erwerb zu erlangen pflegen. Alfo nad $8.I E.B.O. 
Werth des Streitgegenftands der 12'/, fahe Betrag der geforderten 
Sahresalimente. IV, 108/92 vom 16. Suni. 

7o5r. Klage auf Röfchung der eingetragenen Hypothef. Die 
hypothefarifche Eintragung der in dem Scichtungsvertrage vom 
26. Dft. 1857 von 8. übernommenen Verpflichtung, die Schulden 
eriter Ehe im Betrage von 6500 Thalern allein zu berichtigen, 
tft nicht anders aufzufaffen denn als die Eintragung einer 
Kautionshypothef zum Nennwerthe der Schulden, beftellt zur 
Sicherung jedes der beiden Geichmwifter A. und B. RK. für den 
Val, daß fie von den Gläubigern auf Zahlung jener Schulden 
in Anfpruch genonmten werden möchten. Die (bedingte) Forderung. 
diefer beiden Gejchwifter, daß ihnen der Pfandbefteller dasjenige 
bis zur Höhe von 6500 Thalern erftatte, was fie auf die Schulden 
erjter Ehe etwa zu zahlen haben würden, ift in dem angefochtenen 
Beichluffe mit Recht al8 diejenige Forderung angejehen worden, 
für welde das Pfandrecht beftellt worden ift, und dieje bedingte 
Vorderung don 6500 Thalern beftimmt alfo nah 8.6 C.P.O., 
da der Schlußjak diefer Vorfchrift nicht zur Anwendung fommen 
fann, den Werth des Streitgegenftandee. Ob und in welder 
Höhe ein Anspruch der Gläubiger jener 6500 Thaler auf Zahlung, 
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gegen die aus der Kaution Berechtigten fi) würde begründen 
laffen, ift auf die Thatfache, daß die Kaution in voller Höhe der 
6500 Thaler beftellt worden ift, ohne Einfluß und muß deshalb 
auch bei Teftftellung des Streitwerthes außer Betracht bleiben. 
B.V, 82/92 vom 17. Sept. 

7058. Die abgewiefene Klage der Stadt Waldenburg geht 
dahin, feitzuftellen, daß, wenn der Vertrag vom 8. Dec. 1862 
ablaufe, ohne daß Klägerin die Gaswerfe der Beklagten angefauft 
hätte, die Beklagte zur weiteren Haltung und Benukung ihrer in 
den öffentlichen Straßen und BPläten der Stadt Waldenburg 
liegenden Gasrohrleitungen und zur Abgabe von Gas an Private 
nad) dem 1. Nov. 1893 nur dann berechtigt fei, wenn die Klägerin 
nad) Ablauf des Vertrages vom 8. Dec. 1862 entweder eine eigene 
Sasanftalt anlegen oder Gas zur öffentlichen Beleuchtung von 
einem anderen Unternehmer als der DBellagten beziehen werde. 
Klägerin bezwedt mit der Klage, die von der Beklagten drohende 
Konkurrenz in der Beleuchtung der Privathäufer in Waldenburg 
abzumehren. Sie felbjt hat angeführt, daß die Beklagte aus dem 
Bertrage vom 8. Dec. 1862, wodurd ihr die Verforgung der 
Stadt mit Ga8 übertragen worden ift, nicht felten Sahres- 
einnahmen von 50000 oder 60000 Mark Reingewinn erzielt habe. 
Mag died aud übertrieben fein, fo ift doc) ohne weiteres ein- 
leuchtend, daß das Intereffe der Stadt daran, daß die Beklagte 
bon einer Zheilnahme an dem mindeftens zum größeren Theil 
aus der Beleuchtung der Brivathäufer fließenden Reingewinn 
unter gewiffen Umftänden ausgefchloffen werde, mit der Summe 
von 5000 Mark, aljo entiprechend ciner Jahresnugung von 
200 Mart (8.9 EB. O.), weitaus zu niedrig bemeffen if. Es 
ericheint vielmehr die Schätung diejes Intereffe auf das Zehn- 
fache. diefe8 Betrages mit 50000 Mark nidt zu hod), und auf 
diefen Betrag war deshalb in Anwendung des 8.3 C.P. OD. der 
Streitwerth feftzufegen. B. V, 90/92 vom 8. Dt. 

705t. Der Werth des Gegenftandes der einftweiligen Ver- 
fügung, aljfo des Verbot, die gütergemeinfchaftlichen Grundftüce 
ohne Zuftimmung der Ehefrau zu veräußern oder zu belafteı, 
fällt nicht mit dem Werthe der Grundftüdle — 120000 Mar — 
zufjammen. Denn nidt die Grundftüde felbft, namentlich der 
Defig derfelben, bilden den unmittelbaren Gegenftand der einft- 
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weiligen Verfügung, jondern nur, ähnlid wie in dem Falle des 
reihsgerichtlichen Beichluffes vom 10. Dec. 1888 (Bd. VII, 830), 
ein gewifjes Verhalten des Chemanns in Anfehung defjelben, 
gegen da8 die Ehefrau durch die einftweilige Verfügung geichüst 
werden Sollte. It aber diefer Gefichtspunkt für die freie Schäßung 
nah 8.3 ©. P. DO. maßgebend, fo ift die Werthbeftimmung des 
Dberlandesgerichts als angemefjen zu eraditen, 5000 Mark bis 
zur mündlichen Verhandlung, 650— 900 Mark für. das weitere, 
nur die Kojten betreffende Verfahren. B. IV, 140/92 vom 
26. Sept. 

705u. Durd) den vom Kläger angefochtenen Generalverfamm- 
fungsbeichluß ift die Offerte de8 Handlungshaufes DB. & ©. und 
der Berliner Handelsgejellihaft vom 8. Oft. 1891, betreffend die 
Vebernahme der gejammten Aktiva und Paffiva der Internationalen 
Bank, angenommen und die Auflöfung und Liquidation der lekt- 
genannten Gefjellihaft befchloffen worden. Die Durchführung 
diejes Beichluffes bewirkt, daß fich die Aktionäre der Internationalen 
Bank für ihre Aftienrechte dur den von dem Handlungshaufe 
DB. & ©. und der Berliner Handelsgefellichaft angebotenen Gegen- 
werth abfinden Laffen müffen, indem fie entweder auf das Bezugs- 
recht von Aktien der Berliner Handelsgefellfchaft Gebrauch machen 
oder an der im Wege der Liquidation zu vertheilenden, der Inter- 
nationalen Banf gewährten Abfindungsfumme partizipiren. In 
Uebereinftimmung mit dem in dem Beichluffe des Neichögerichts 
vom 15. Mai 1888 B. II, 41/88 ausgefprodenen Rechtsgrundfag 
eriheint es hiernach gerechtfertigt, den Werth des Streitgegen- 
Itandes nad dem Werth des Flägerifchen Aftienbefiges zur Zeit 
der Klageerhebung zu bemeiien, ohne Rüdficht auf den durch den 
angefochtenen Generalverfammlungsbeichluß den Aktionären für 
ihre Aftienrechte in Ausficht geftellten Gegenwerth. B. I, 361/92 
vom 12. Oft. und B. I, 57/92 vom 26. Oft. 

705v. Wenn aud) im Fall Bd. XV, 18 anzunehmen wäre, 
daß das ftreitige Grundftüf res extra commercium fei, jo 
wirde das dejfen Schätbarfeit nicht entgegenjtehen. Hier wurde 
nad der Schäßung angenommen, bie Revifionsjumme jet nicht 
vorhanden. V, 4/92 vom 8. Oft. 

TO5w. NRidtig ift, daß bei der Feltfegung des Streitobjekte 
das Intereffe entjcheidet, dad der Kläger an dem Ausgange des 
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Rechtsftreits hat. Aber dies kann bei einem Streit zweier Gläubiger 
um bie Priorität niemals den Betrag der geringeren der von 
beiden erhobenen Yorberungen überfteigen; vgl. R.®.€., Bd. 4, 
©. 366. Nun maht zwar die Beichwerde geltend, daf für R. 
nur die Summe von 1845 Mark 15 Pf. hinterlegt und nicht 
mehr von ihm in Anjprud; genommen worden fei, während der 
Kläger, für den 6139 Mark 1 Pf. hinterlegt worden feien, den 
Beklagten R. au auf die Auszahlung diefer Summe mitverflagt 
habe. Aber daraus folgt nicht, daR das Intereffe des Klägers 
nunmehr den ganzen Betrag der Flägerifchen Forderung aud) in 
dem Streit mit R. umfaffe; im Gegentheil e8 würde fich gerabe 
daraus ergeben, daß unter bdiefen Parteien nur der Betrag von 
239 Mark 45 Pf., den R. nicht anerkannte, al8 Streitobjeft in 
Betradht fommen fonnte.e B.V, 95/92 vom 26. Oft. 

TODx. Ausweislich des Thatbeftandes hat bei Beginn der 
Berhandlung der Kläger Unwirffamerflärung oder Aufhebung der 
einftweiligen Verfügung, die Beklagte aber Zurüdweifung der Be- 
rufung beantragt. Erjt im Laufe der Verhandlung hat fich heraus- 
geftellt, daß die einjtweilige Verfügung von der Beklagten auf- 
gegeben werde. Somit ift gemäß 8. 19 des Gerichtsfoftengefees 
fontradiktorifch über die Sadye felbft verhandelt worden. Streit: 
gegenftand waren alfo nicht bloß die Koften. II, 87/92 und B. IL, 
88/92 vom 4. Nov. 

70O5y. Die erfte mündliche Verhandlung Hat ftattgefunden, 
nadhdem die Klägerin in ihrem Scriftjaß erflärt hat, daß der 
Prozeß in der Hauptjache erledigt fei und fie deshalb auf ihre 
Rechte aus dem Arreftbefehl verzichte. Dann hat der DBellagte 
den Antrag verlejen, den Arreit für nicht vechtmäßig zu erklären; 
Klägerin hat nicht widerjprochen, fondern nur beantragt, dem Be- 
Hagten die Koften zur Laft zu legen. Danadı ift nicht zur Haupt» 
fache kontradiktorifcd) verhandelt und der Koftenrechnung für die 
DBemweisaufnahme und die fpätere mündliche Verhandlung ein den 
Prozeßkoften entiprechendes Objekt zu Grunde gelegt. B. V, 99/92 
vom 5. Wov. 

7052. Klage auf Räumung der Dienftwohnung, welche ber 
Direktor einer Brauerei inne hatte, nachdem die Brauerei den 
auf eine Reihe von Iahren gejchloffenen Vertrag ‚aus wichtigen 
Gründen” gefündigt und den Beklagten entlaffen hatte, nicht nad) 

23 * 


. Su 
eanneei 


Werth des 
Streit- 
gegenftande®. 


356 Allgemeine Beftimmungen des KCivilprozeifes. 


8.9 E.B.0D., jondern nad) freiem Ermeffen, hier auf 600 Marf, 
Denn die dem Beklagten zuftehende Entihädigung — 

AUUNR. LT 5, SS. 408 ff. — fteht hier nicht in Frage. B.T, 
64/92 vom 17. Dec. 

705. Die Beflagte hatte Kevifion eingelegt und diejelbe 
dann zurüdgenommen, aud die Kläger befriedigt, jedocd wegen 
der Kojten der Revifionsinftanz nur nad) dem durd dieje That- 
fachen gegebenen Mafitab, während Kläger eine höhere Prozep- 
gebühr forderten, weil ihr Anwalt beauftragt geweien fei, An- 
ichlußrevifion einzulegen. Auf Antrag der Kläger wurde gegen den 
Widerfprud; der Beklagten Verluftigfeitserklärung ausgeiproden; 
denn die Kläger Haben, objchon befriedigt, ein Intereife hieran, 
damit nicht eventuell nadjträglich die Zahlung angefochten werden 
fann. Auch beiteht ein Streit über die Koften. Der Werth 
wurde nicht in Höhe der von der Kevifionsbeflagten nod) gefor- 
derten Koften, fondern nad) dem Intereffe des Revifionsflägers 
zur Zeit der Nevifionseinlegung feftgeftellt. I, 263/92 vom 
19. Nov. 

7O5B. Der Slageanjprud) der Stadtgemeinde wider die 
Regierung, welcher auch den Gegenftand der Berufung bildet, ift 
auf die Herabjegung des nad) der Enticheidung der Beklagten von 
der Klägerin dem Küfter und Lehrer D. zu zahlenden Benfions- 
betrages von jährlich) 1136 Mark auf jährlich 456 Mark gerichtet. 
Am 12. Mat 1892 ift D. geftorben. Die Berufung ber Be- 
flagten ift am 10. Juni 1892 eingelegt. Gemäß $. 9 des Gerichte- 
foftengejetes und 88. 3, 4, 9 CE. P. D. war der Werth des 
Streitgegenftandes für die Berufungsinftanz nidyt auf den zwölf- 
einhalbfahen Betrag des ftreitigen Sahresbezuges von 680 Mark, 
fondern nach) dem von diefem Sahresbezuge auf die Zeit jeit dem 
Eintritt der Penfionirung, dem 1. April 1891, bis einfchließlich 
Yuni 1892 fallenden Betrage, alfo auf die Summe von 850 Mtarf 
zu beredjnen. B. IV, 165/92 vom 9. Jan. 1893. 

705%. Der Brinzipalantrag der Klage ift gerichtet auf Her- 
ausgabe von 12 Stammaftien der beklagten Gejellihaft und Zu- 
rüdzahlung von 5400 Marf nebit Zinfen. Diefer Antrag ift 
fowohtl in der eriten, wie auch zumäcdjt in der Berufungsinftanz 
aufrecht erhalten worden. Nachdem jedod) am 12. März 1892 
der Konkurs über das Vermögen der beklagten Gejellichaft er- 
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öffnet worden, Hat der Flägerifche Anwalt in der Verhandlung 
vom 26. Dft. 1892 den Antrag dahin geändert, daß die Flägerifche 
Forderung in dem Konfurje der beflagten Aftiengejellichaft für 
feftgeftellt zu erachten. Werth biß zur Aenderung des Klagantrags 
6840 Marf, von da ab nad dem Stande der Konkursmaffe 
20—60 Marl. B. I, 4/93 vom 18. Ian. 

7055. Daß Beklagte ihrem Ehemann 20000 Mark in die 
Ehe gebracht habe, welche noch al8 Sparfaifeneinlagen vorhanden 
jeien, daß Parteien ein Kolonat von 60000 Mark befigen, und 


daß der Kläger felbjt den Werth des Streitgegenftandes in der 


Klage auf 15000 beziffert habe, war fein Grund, den Werth des 
Chejheidungsprozefies abweichend von $. 10 des Gerichtsfoften- 
geietes auf mehr al8 2000 Mark feitzufegen. Befchwerde des 
Anwalts der DBeflagten zurücdgewiefen. B. IV, 13/93 vom 
19. Yan. | 

705e. Kläger war ermächtigt, auf Roften der Beklagten 
einen Damm ziehen zu laffen; die Koften waren auf 30 Marf 
veranichlagt, weldye Bellagte vorauszuzahlen verurtheilt wurde; 
die Bejchwerde ber Beklagten ift zurüdgewiejen, Befchwerdewerti) 
auf 39 Mark feftgejett. Befchwerde über dieje Feftiekung zurüd- 
gewiejen. Die in der Beicdywerdeinftan; erörterten Fragen, ob 
der Schuldner dem Erfenntniffe, auf welchem jene Verurtheilung 
beruht, jchon genügt Habe, oder was zur Ausführung des Er- 
fenntniffes noch erforderlich fei, bilden nicht den Gegenftand der 
Beihwerde, fondern ihre Erörterung war nur nothwendig ge- 
worden mit Rüdjicht auf die Begründung der Beichwerde, und 
find nur in den Gründen der Entiheidung zur Erledigung ge- 
draht worden. B. V, 13/94 vom 31. Ian. 

7058. Der Kläger hat über die Richtigkeit feiner Yorbe- 
rung mit dem Konfursverwalter geftritten. Er kann nicht fordern, 
daß der Werth des Streitgegenitands nad) dem Stande der Mafle 
zur Zeit der Klagerhebung feftgejtellt werde, wenn fich diejelbe 
jeitdem verringert hat, weil die Mafje verjchiedene Prozeffe ver- 
loren Hat, deren Koften fie beftreiten muß, fodaß fih num für die 
Vorderung eine geringere Dividende ergibt — $. 136 8.D. —. 
B. IV, 28/94 vom 12. Febr. 

705. Beihwerde, daß eine Klage wegen 27200 Marf 
nicht als Terienfache behandelt fei, zurücigewiefen. Die Werth: 
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feftfegung ift lediglich nad) dem Werthe desjenigen ntereffes zu 
beftimmen, welches nach freiem richterlichen Ermeffen (8.3 &.P.D.; 
8.9 ©. 8. ©.) der Kläger an der Bezeichnung der Sade als 
Verienjache und an der Abkürzung der Einlaflungsfrijt hatte. Da= 
nad ift der Werth des Gegenjtandes ber Befchwerde auf 500 Dart 
feftgefegt worden. B. IV, 20/94 vom 15. Febr. 

7053. Der Eagende Konfurskurator hat alle Ceffionen an- 
gefochten, welhe von dem Gemeinjchuldner an die Bellagten ge- 
thätigt find, und hat vorgetragen, daß foldhe Geffionen von 14500 
Markt und von 40000 Mark in anfechtbarer Weife erfolgt jeien. 
Streitwertd 54500 Marf. Die fpäter zum Zwede der Herab- 
jeßung des Streitwerthed gemachte Angabe, daß die cedirten For- 
derungen nur in Höhe von 15995 Mark 47 Pf. eriftent geworden 
und vom Magijtrat Berlin an die Klägerin gezahlt jeien, könnte 
nur dann in Betradht fommen, wenn fie eine Einfchränfung des 
Klageantrags zur Folge gehabt hätte. Solde Einichränfung Hat 
aber die Klägerin, obgleich fie darauf durch die Verfügung vom 
3. Dec. 1893 bingewiefen war, nicht vorgenommen. B. VI, 14:94 
vom 29. Ian. 

705. Indem der Kläger die Auflöfung der Gejellihaft 
verlangte, verfolgte er hauptjächlid) den Zwed, feine Einlage 
zurüdzuerhalten. Deren Betrag ift auf urfprünglich 400 000 Mark 
feftgeftellt und in dem angefochtenen Beichluß beurfundet, daß nad) 
den Büchern ber Gejellichaft das Kapitalfonto des Klägers 375000 
Mark beträgt. Deshalb muß diefer Betrag für den Werth des 
Streitgegenftandes al® maßgebend eradjtet werden. B. I, 17:94 
vom 10. März. 

705%. Nad) $. 16 des Gerichtskoftengefeges Tann die Feit- 
jegung des Streitwerthes von dem Gericht, das die Enticheidung 
getroffen hat, jowie von dem Gericht der höheren Inftanz im 
Laufe de8 Verfahrens von Aınts wegen geändert werden. Das 
Neichsgericht hat in dem Befchluffe vom 13. Sunt 1885 (B. III, 
Jr. 79/85) bereit8 ausgefprocdhen, daß unter Verfahren im Sinne 
jener Borjchrift aud) das Koftenerftattungsverfahren zu begreifen 
it. Von diefer Anjicht abzugehen, bieten die Ausführungen der 
Beichwerdeführer Feine Veranlaffung. B. V, 34/94 vom 17. März. 

705%. Der Beklagte war verurtheilt anzuerkennen, daß er 
nicht befugt jei, fein Grundftük nad dem des Klägers zu ent» 
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wärfern, und die Entwäflerung fo einzurichten, daß diefelbe nicht 
mehr nad) dem Grundftüd des Klägers erfolge, auch die Koften 
zu tragen. Bellagter hat Berufung eingelegt. Er führt aus, daß 
er ein Recht auf die bisherige Art der Entwälferung habe; übrigens 
habe er geändert, behält fi) das Recht auf Erftattung der dadurd) 
erwachfenen Koften vor und beantragt, unter Aenderung des erjten 
Urtheild den NRedtsitreit in der Hauptfache für erledigt zu er- 
flären und dem Kläger die Koften aufzuerlegen. Der Kläger hat 
Zurüdweifung der Berufung beantragt und damit zu erfennen 
gegeben, baß er den Nechtsftreit nicht für erledigt erachtete. WBe- 
jchwerdewerth nicht bloß die Prozeploften. B. V, 46/94 vom 
21. März. 

70du. Die Klägerin hat ihre Klage nicht zurüdgenommen, 
fondern nur (in Folge der ihr von einem ‘Dritten geleifteten Zah- 
(ung) die Hauptfadhe für erledigt erklärt, wogegen die Beklagte 
bei ihrem Antrage auf Abweifung der Klage ftehen geblieben ift, 
die Erledigung der Hauptfache aljo nicht anerkannt hat. Streit: 
gegenitand blieb deshalb der durch ben urfprünglichen Klageantrag 
verfolgte Klageaniprudj; wenngleich die Klägerin eine Verurtheilung 
der Beklagten nur noch im Kojtenpunfte begehrt hat. ‘Diejes 
Streitverhältniß hat auch dazu geführt, daß die Klägerin für den 
Tall der Leiftung des der Beklagten auferlegten Eides mit der er- 
hobenen Klage abgemwiefen worden und daß die Berufung der Be- 
Elagten gegen da® Urtheil erfter Inftanz, mit welcher diejelbe die 
unbedingte Abweifung der Klage erreichen wollte, zugelaffen worden 
ift, wa8 gegenüber der Vorfchrift des $. 94 EC. BP. O. nit Hätte 
gefchehen können, wenn das angefochtene Urtheil nur über die 
Koften entichieden Hätte. Auch das Berufungsurtheil entjcheidet 
für den Fall der Eidesleiftung über die erhobene Klage, indem e8 
die im Urtheil erjter Inftanz ausgeiprocdhene Eidesfolge aufrecht 
erhält. Deshalb ift ungeachtet der in dem Berufungsurtheil feft- 
geftellten Uebereinftimmung der Parteien darüber, daß es fi) nur 
um die Koften handle, aud) in der Berufungsinitanz der urfprüng- 
lihe Rlageanfprudy Streitgegenftand geblieben. Demgemäß mußte 
aud) die Feitfeßung des Streitwerthes erfolgen. B. I, 7/94 vom 
24. Jan. 

705». Der Berufungsantrag der Kläger, über deffen Ab- 
weifung die NRevifion Beichwerde führt, geht auf Zahlung von 
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1335 Markt 30 Pf. und auf Herausgabe eines Koftenfeftiegungs- 
titel8 über 194 Mark 7O Pf. Die Bedeutung diejes Antrages 
ift die, daß die Kläger, fall$ fie mit der eingellagten, von der 
Beklagten bejtrittenen Forderung von 1530 Mark durchdringen 
foliten, fi) die eventuell von der Beklagten verlangte Aufrechnung 
der vorprozefiualen Kojtenforderung derjelben von 194 Mark TOPf. 
gefallen lafjen wollen, jedoch zu ihrer Sicherung gegen Miigbraud) 
die Herausgabe des bezüglichen Schuldtitel® begehren. Daraus er- 
gibt fich, daß für den Berufungsantrag nod) das Klageobjeft von 
1530 Mark in Betradht fommt. IV, 334/93 vom 15. März 94. 

7050. Die Bellagte hatte die Abweifung der gegen fie er- 
hobenen Theilungsflage al® zu voreilig in erjter Inftanz aus dem 
Grunde verlangt, weil fie fih noch in der Deliberationgfrift dea 
Art. 795 Code befinde; im zweiten Necd)tszuge Hatte fie zu glei- 
chem Zwede fi) noch auf den Art. 1004 berufen; dagegen hat 
über den Beltand der zu theilenden Maffe und die den einzelnen 
Berechtigten davon zufommenden Duoten fein Streit beftanden. 
Die einzige von den DVorinftanzen zu enticjeidende Frage war 
jomit, ob fchon jett oder erjt fpäter getheilt werden folle. Unter 
diefen Umständen durfte der Werth des Streitgegenftandes nicht, 
wie das Landgericht gethan Hat, nach dem Werthe der ganzen — 
nicht ftreitigen — Theilungsmaffe berechnet werden, fondern war 
gemäß 8.3 EP. DO. nad) freiem Ermeffen auf einen geringeren 
Betrag zu bemeffen. B. I, 38/94 vom 6. April. 

05x. Kläger fordert als eingetragener Gläubiger einer 
Hypothek von 4000 Mark die Herausgabe des über diefe Forde- 
rung ausgefertigten Hypothefenbriefes von den Beklagten als deffen 
unvedlichen Befitern. Gegenjtand des Klagebegehrens tft jomit nicht 
die Hnothefenforderung, fondern der darüber gebildete Hnpothefen- 
brief, in welchem fich die Forderung jelbft nicht verkörpert, welcher 
vielmehr nur die Bedeutung eines Beweis- und Legitimatione- 
dofunentes hat. Da die Bellagten den Hypothefenbrief nur 
zurücdhalten wollen, um von dem Kläger die Bezahlung von 
559 Marf 74 Pf. zu erhalten, daß aljo das Intereffe des Klägers 
darin bejtcht, die Herausgabe bes Hhpothefenbriefes non den Be- 
Hagten zu erlangen, ohne diefe Summe zahlen zu müflen, jo fann 
die Schäkung des Streitwerthes auf 450—650 Mark durd den 
Vorderrichter, weldhe nad) $.3 E.P.O. feinem freiwilligen Ermeffen 
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unterlag, nicht für unangemeffen erachtet werden. B. V, 63/94 
vom 11. April. 

705e. Der Grund, ber den Bellagten veranlaßt hat, dem 
Kläger den Befiß vorzuenthalten, ift freilich das Pfand- und 
Retentionsreht, da8 er ald VBermiether gegen den Inhaber der 
Sadıen (feinen Miether) glaubt geltend machen zu dürfen. Aber 
ein foldhes Recht maht er nur gegen Miether geltend, und diejer 
Umftand bildet nur die äußere Veranlaffung des Prozeffes. Die 
Stlage ift nicht auf Befeitigung diefes Anspruchs, jondern auf Er- 
fangung des vorenthaltenen Befiges gerichtet. Die Enticheidung 
des Neichsgerichts vom 30. Dft. 1883 (R. G. E. Bd. 10, ©. 393) 
steht dem Befchwerdeführer nicht zur Seite. In dem hier ent- 
ichiedenen Salle waren die vom Kläger als Eigenthum beanfpruchten 
Sadıen auf Antrag des Beklagten im Wege der Zwangsvolfftredung 
gepfändet worden, und war die Klage auf Freigebung der Sadıen 
gerichtet; Gegenstand des RedhtsftreitS war alfo nicht der Befig, 
jondern Befreiung der Sachen vom Pfändungspfandredht des 
Bläubigers, während die vorliegende Klage lediglich einen vindi- 
fatoriihen Charakter hat. ‘Daher beitimmt fi) der Werth des 
Streitgegenftandes nad) dein Werth der Saden, deren Herausgabe 
gefordert wird. B. V, 71/94 vom 21. Aprit. 

7050. Die Hagende Handlung hat außer der urjprünglid) ein- 
getragenen Summe nod) eine eigene Provifion gefordert. ‘Dieje ftellt 
jih nah 9. ©. 3. 290 als Entichädigung für die eigene Mühe: 
waltung dar und hat analoge Bedeutung mit der dem Inhaber 
eines Wechjels nad) der Wechjelordnung Art. 50, Ziff. 3 zu zah- 
lenden Provifion, alfo die eines accefforifchen Scadenserjages, 
welcher bei der Berehnung des Werth außer Anjak bleibt. 
I, 129/94 vom 23. Iunt. 

7057. ALS Streitgegenftand ift nad feitftehender Recht: 
iprehung des NReichögerichts der vom Kläger erhobene Aniprud) 
anzufehen. Deffen Werth, nidyt da® Intereffe des Bellagten an 
der Abweifung der Klage, ift deshalb regelmäßig entjcheidend, jo> 
weit der Werth des Streitgegenftandes feitzufegen tft. Nur joweit 
der Werth einer Grunddienftbarfeit in Frage fommt, Tann nad) 
8.7 &.B.D. ausnahmsweife aud der Betrag maßgebend jein, 
um welchen fid) der Werth eines dem Beklagten gehörenden die- 
nenden Grundftücks durch die Dienftbarfeit mindert. Um eine 
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folhe Dienftbarkeit handelt es fi) aber im vorliegenden alle 
nicht, da der Kläger lediglic Bejeitigung der von dem Bellagten 
errichteten Gebäufichkeit, foweit fie angeblih in fein Eigenthum 
hineinragt, verlangt hat. Weder hat der Bellagte jemals das Be- 
ftehen einer Grunddienftbarfeit behauptet, nod) hat der Stläger 
beantragt, das Nichtbeftehen einer folchen feitzuitellen. Danad) war 
der Werth aud noch nicht 300 Marf nad 8.3 ©. BP. OD. an- 
genommen und die beim Landgericht erhobene Klage abgewiefen; 
Revifion zurücdgemwiefen. B. II, 135/94 vom 29. Juni. 

705Vv. Der Klageantrag ift darauf gerichtet, daß der De- 
flagte zur Nachlaßmaffe des Erblaffers der Parteien den Werth 
des Grundftücds einwerfe, eventuell das Grundftüd jelbit heraus 
gebe. Aber mit diefem Antrage verfolgen die Flagenden Miterben 
fediglich die Realifirung ihres Anspruches auf Theilung der Nuch- 
laßmaffe und auf Befriedigung ihrer Erbquoten mit Bezug auf 
ein einzelnes Nachlaßobjeft. Bon diefem Gefihtspuntt aus läßt 
fi, da die Parteien Miterben zu gleichen Quoten find, nur an- 
nehmen, daß die Kläger je zu einem diefer Quote entiprechenden 
Antheile aus dem Werthe oder aus der VBerwerthung des zur 
Nachlapmaffe einzumerfenden oder herauszugebenden Grumdftüdes 
befriedigt werden wollen. Da nun der Werth des Grundjtüds 
mit 30000 Mark zu Grunde zu legen ift, fo ergibt fid) als Werth 
des geltend gemachten Anfpruches für jeden Kläger ein ‘Drittel dc& 
Grundjtüdswerthes mit 10000 Mark. Für diefe Schäßung ift der 
von der Bejchwerde hervorgehobene Nedhtsjab des AL. R., wo- 
nad) den Miterben vor der Theilung nur ein Antheil am ganzen 
Nacdjlaffe, nit eine bejtimmte Eigenthumsquote an den einzelnen 
Nachlapobjeften zufteht, ohne wefentlicdye Bedeutung. Wenn der 
jegt entjcheidende Senat in früheren Fällen zum Theil eine andere 
Auffaffung vertreten hat, fo hat er auf Grund nocdmaliger Cr- 
wägung von derjelben abgehen zu follen geglaubt. B. IV, 102/94 
vom 4. Yuli. 

7059. Da der Ausfpruc der VBertragsauflöfung auf Grund 
Code 1184 nur als Vorausjegung des Anfpruchs wegen Nicht= 
erfüllung begehrt ift, wie denn auc) die Beklagten feineswegs auf 
fernerer Ausführung des Vertrags beitehen, jonad) Kläger mit 
beiden Klaganträgen thatjächlich (wie fich Art. 354 und 355 9.6.2. 
ausdrüden) ftatt der Erfüllung Schadenserfag wegen Nichterfüllung 


Allgemeine Beftimmungen des Civilprozefies. 363 


fordere, war der Werth nadı Maßgabe des ziffermäßig ausgedrüdten 
Schadens zu beftimmen. II, 214/94 vom 2. Nov. 

705y. Auf hinterlegte 1000 Mark hat Kläger Anfipruch er- 
hoben, weil fie für Rechnung feiner Schuldnerin Sch. hinterlegt 
feien, Beklagte und Widerfläger, weil er fie hinterlegt habe. Werth 
nicht 2000 Marf durh Zufammenrehnung, jondern 1000 Mark. 
IV, 315/94 vom 15. Nov. 

705%. Nadı $. 16 ©. 8. ©. hat da® Gericht die für die 
Berechnung der Gerichtögebühren maßgebende Feftjegung des Streit» 
werth8 zu treffen. ‘Diejer Vorfchrift hat das Oberlandesgericht 
genügt. Die getroffene Feftjegung ift auch fachgemäß, da nad) 
8.487 &. PB. D. die Verhandlung des NechtsitreitsS vor den Bes 
rufungsgerichte in den dur die Anträge beitimmten Grenzen fi) 
zu bewegen hat und gemäß $. 269, Abf. 1 und 4 ebenda nur 
jolhe Anträge berüdfichtigt werden dürfen, die in der mündlichen 
Verhandlung verlejen worden find. Nacd der ausdrüdlichen Vor: 
Ihrift des 811 ®.D.FR. ift aber die für die Berechnung der 
Gerichtsgebühren getroffene Feftfegung des Werths für die Be- 
rechnung der Gebühren für Rechtsanwälte gleichfalls maßgebend. 
Danadh ift das Verlangen des Beichwerdeführers, das Gericht 
jolfe anderweit eine Werthöbeftimmung für die Berechnung der 
Rechtsanwälte treffen, unberehtigt. Die Trage, ob den Partei- 
vertretern für einzelne Akte ihrer Thätigkeit, hier wegen Berufungs- 
einlegung mit Anltündigung weiter geheuder Anträge, eine von einem 
höheren al8 dem feftgefetten Streitwerthe zu beredjnende Gebühr 
zufteht, fann bei der von dem Prozeßgerichte in Gemäßheit des 
8. 16 d.8 ©. 8. ©. zu treffenden Werthsbeftimmmg nit zur Er- 
Örterung gezogen, jondern zwifchen den Betheiligten nur im Wege 
des KRoftenfeitjegungsverfahrens oder im bejonderen Rechtöftreite 
ausgetragen werden. B. IV, 187/94 vom 6. Dec. 

706. Die Revifion rügt, der erfennende Senat des Kammer: 
gerichts fei nicht vorfchriftsmäßig bejegt gewejen; dem Senats: 
präfidenten 2. feien zwei Senate zugetheilt, während feine volle 
Arbeitskraft durch die Gefchäfte eined Senats in Anfprud) ge: 
nommen jet, jodaß er dem erfennenden Senat nicht vorfigen 
fönne und nicht vorgefeifen habe. Revifion zurücgewiejen, weil 
aus Gerichtsverfaffungsgejet SS. GL ff., 121 nicht abzuleiten, daß 
jeder Senat einen befonderen Präfidenten haben müffe; die Gründe, 
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welche dazu geführt haben, einem Senatspräfidenten die Leitung 
mehrerer Senate zu überweijen, Tünnen bei der Srage, ob ein 
Berftoß in Sinne $. 513, Nr. 1 CE. B. DO. vorliegt, nicht in Be- 
trat fommen. IV, 91/95 vom 30. Sept. 

707. Der Kläger war von dem Amtsgericht zur Zahlung 
von Alimenten für fein uneheliches Kind rechtskräftig verurtheilt. 
Er hat, nachdem das Kind vier Jahre alt geworden, bei dem Land: 
gericht wider den Vormund auf Rüdzahlung beigetriebener Ali- 
mente und Seititellung, daß aus dem Urtheil Feine Anfprüche gegen 
ihn zuftehen, geklagt, weil er die Herausgabe des Kindes behufs 
eigener Erziehung vergebens gefordert hat. Die Klage ift wegen 
fachlicher Unzuftändigfeit abgewiefen — ©. 3. ©. 8.23? —. Denn 
e8 handelt fi) auch in diefem Prozeffe um einen Anfprud aus 
außerehelicher Schwängerung. VI, 108/95 vom 10. Oft. 

708. Die Klage, den Beflagten, welcher früher Zufchneider 
des Kläger® war, auf Grund des gejchloffenen Vertrages zu ver- 
urtheilen, das nad) feiner Entlaffung gegründete Konkurrenzgeichäft 
wieder aufzulöfen, gehört nicht zur Zuftändigfeit der Gewerbe: 
gerichte. Denn e& handelt fid) nicht um eine Leiftung aus dem 
Arbeitsverhältniß. II, 284/95 vom 19. Nov. 

709. Daß der Erblafjer mehrere Wohnfite zur Zeit feines 
Todes gehabt hat, jchließt nicht aus, daß durd jeden derjelben ein 
Geridtsftand der Erbichaft nad) 8.28 €. P. DO. begründet war. 
Hätte der Erblaffer erklärt, daß der Gerichtsftand feiner Erbfchaft 
nur in Medlenburg, nicht in Hamburg, fein follte, jo würde das 
den für Hamburg begründeten Gerichtsftand nicht befeitigen. Für 
die Führung der Klage ift diefer Gerichtejtand auch begründet; 
denn unter den GErbichaftsforderungen find nicht blos folche zu 
verjtehen, weldje bereit8 gegen den Erblaffer begründet waren. 
Wo in Bethätigung der Verwaltung des noch ungetheilten Nad)- 
lafjes oder zum Zwed der Regulirung deffelben mit dem frag- 
lihen Gläubiger zumal von dem Zeftamentsvollftreder ale Ver: 
tveter des Nacjlaffes Fontrahirt ift, ift jedesmals diefer Gerichts- 
jtand begründet. VI, 111/95 vom 6. Juni, 

710. Beflagter K. in Württemberg ift Inhaber eines Patentes 
auf Spreutafeln. Nad) einen VBertrage mit dem Kläger E. in Duis- 
burg hat er diefem ein Ausführungsredht für die Spreutafeln in 
der Rheinprovinz und Weftphalen ertheilt. Bei Xöjung des Ver- 
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trags verpflichtet fi) E. bei einer Konventionalftrafe von 10000 Geriditeitand. 
Mark, fein gleiches oder ähnliches Fabrikat herzujtellen. Sollte 
nad Ablauf des Vertrags E. nod) weitere Spreutafeln fabriziren 
wollen, aud) wenn diejelben nicht patentirt find, jo erhält K. 
10 Proz. vom Reingewinn. SR. hat den Vertrag zum 30. Juni 
1895 gefündigt. €. Hat in feinem Domizil auf Feitftelluug ge- 
flagt, daß KR. nicht berechtigt fei, von ihm eine Konventionalftrafe 
von 10000 Mark zu verlangen, wenn er nad) dem 1. Juli 1895 
Spreutafeln fabrizirt und vertreibt; und wenn er GnpsSdielen und 
Gementdielen vertreibt. Bezüglich der Gnpsdielen und Gement- 
dielen ift das Landgericht Duisburg zuftändig; denn hier wehrt 
der Kläger feine fonft in Duisburg zu erfüllende angebliche Ver- 
tragsverpflichtung ab, die Herftellung und den Vertrieb der Dielen 
zu unterlaffen. Dies Landgericht ift aber aus 8.29 E.B.OD. nit 
zuftändig für die Spreutafeln. Denn bier handelt es fid) nicht 
um Befänpfung einer angeblichen vertragsmäßigen Verpflichtung 
des Klägers, jondern um Geltendmachung einer angeblichen ver- 
tragsmäßigen Verpflichtung des Beklagten, dem Kläger gegen 
10 Bro;3. vom NReingewinn die Anfertigung und Vertreibung der 
dem Kläger patentirten Gegenftände zu dulden. ALS Erfüllungs- 
ort für diefe Verpflidtung kann nur der Wohnort des Bellagten 
angejehen werden, da er von dort aus den Widerfprud) unterlaffen 
muß. II, 118/95 vom 28. Iuni. 

111. Der inzwilchen verftorbene R. verwaltete, al® er in 
Berlin wohnte, eine Kaffe. Der Gerichtsvollzieher war beauftragt, 
eine einjtweilige Verfügung zu vollftreden, durd weldhe dem R. 
die Kaffe abgenommen wurde. Bei der Volljtredung nahm R. 
aus einem im Zimmer befindlichen Schreibpulte einen 8600 Marf 
enthaltenden Briefumnfchlag und ftedte ihn in feine Nodtajce. 
Dbgleih er dies Badet als fein Eigenthum bezeichnete, wurde 
ihm daffelbe durd) den Gerichtsvollzieher jofort wieder abgenommen 
und zufammen mit dem übrigen vorgefundenen Gelde hinterlegt. 
R. ift in Kaffel verftorben; die Verwaltung der Kaffe hat den 
als Pfleger beftellten W. auf feine Einwilligung zur Erhebung 
jener 8600 Mark durch die Verwaltung bei dem Landgericht I 
Berlin verklagt. Das Reichsgeridht Hat die Klage wegen Un- 
zuftändigfeit abgewiefen. Aus 8. 32 €. BP. DO. ift der Geridhts- 
Stand nicht zu begründen. Für eine andere Begründung des 
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Gerichtsftandes fehlt es an thatfächlichen Behauptungen. Es fanıı 
dahingejtellt bleiben, ob in jener Handlungsweije des R. eventuell 
wirklich eine vollendete Unterfchlagung der 8600 Mark oder nur 
der Berjud) einer foldhen vorgelegen haben würde: aud unter der 
eritern DVorausjegung würde dod) der dadurd) der Klägerin zu- 
gefügte Schaden fofort wieder ausgeglichen, der Zuftand, wie er 
vorher gemwejen war, fofort wiederhergejtellt fein dadurd), daR 
der Gerichtsvollzieher das Geld dem R. fofort wieder abnahm 
und mit dem übrigen vorgefundenen Kaflenbeftande der Klägerin 
zur Hinterlegung bradte. VI, 140/95 vom 23. Sept. 

712. Klägerin hat ihre Handelsniederlaffung in Plauen, 
Beklagte in Berlin. Das Landgeridht in Plauen ift zuftändig 
für die Feitftellungsflage, daß der Beklagten der geforderte Saldo 
von 2100 Marf 60 Pf. nicht zufteht. Parteien ftanden in einem 
Bertragsverhältniffe, nad) welchem Klägerin der Beklagten Gar- 
dinen appretirte, auch in einem Kontofurrentverhältniffe. kit der 
gemeinen Meinung ift davon auszugehen, bag in 8.29 E.P.O. 
unter den Klagen auf Feltjtellung des (Beitehens oder) Nicht: 
bejtchens eines Vertrages die Klagen auf Yeitftellung des Nicht- 
beitehen® des aus dem Dertrage von dem Gegner abgeleiteten, 
angeblid auf diejem Bertrage beruhenden Anjpruches gemeint find. 
Die Feftitellungsflage ift nicht auf den Fall befchränft, daß der 
behauptete Vertrag nicht abgejchloffen ijt. VI, 178/95 vom 3. Oft. 

713. Im Fall 691. Die Klage ift die auf Abwendung 
eines dauernden Kingriffes in das KEigenthum des Kläger an 
der Mühle und in das damit verbundene Recht zur Benukung 
des vorüberfließenden Wafjers gerichtete Cigenthumsflage (actio 
negatoria). Die Zuftändigfeit des angerufenen Gerichts, unter 
dem die Mihle des Klägers gelegen ift, ift daher aus 8.25 E.P.O. 
mit Recht hergeleitet worden (vgl. Bd. II, 1424). Mit diejer 
Klage Tann gleichzeitig Erfaß de3 dem Kigenthum zugefügten 
Schadens gefordert werden, und eine Beichädigung de8 Mühlen 
grundjtüdes ift e8 insbejondere auch, wenn wegen Störungen im 
Wafferzufluffe und Wafferabfluffe das Grundftüd nicht mehr in 
feitheriger Weife zum Mühlenbetriebe benugt werden kann. V, 
140/95 vom 19. Oft. 

714. Das Amtsgericht Dippoldiswalde war allerdings nicht 
zujtändig, einen Pfändungsbeihluß zu erlaffen, durd welchen dem 
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Drittfchuldner H. aufgegeben wurde, die in feinem Gewahrjam Gericteftand. 
befindlichen Inventarjtüde an den von der Gläubigerin beauftragten 
Gerichtsvollzieher in D. herauszugeben. Denn die Schuldnerin 
wohnte damals nicht mehr im Bezirk des Amtsgerichts. Allein 
dem Drittichuldner und dem Gerichtsvollzieher tft nicht anzufinnen, 
die Zuftändigfeit bes Vollftredungsgerichts zu prüfen. Iener war 
alfo nah 8. 751 E.P.O. verpflichtet und beredtigt, die Sachen 
an den ihm bezeichneten Gerichtsvollzieher herauszugeben. Und 
der Gerichtsvollzieher hatte, nachdem er die Sachen gemäß 8. 746, 
Abi. 2 in Verbindung mit SS. 716 ff. verfteigert hatte, unter 
Anzeige der Sachlage den Erlös bei dem Amtsgericht Dippoldis- 
walde zu hinterlegen — $. 751, Abi. 2, 3 —. Damit wurde 
aber diefes Amtsgericht gemäß $. 759 zuftändig, das Vertheilungs- 
verfahren einzuleiten. VI, 185/95 vom 24. Dft. 

715. Wider den in Friedridroda wohnenden Acceptanten 
DB. und einen in Berlin wohnenden Indofjanten R. hat der In 
haber des Wechfels Klage bei dem Landgericht auf Grund 8. 566, 
Ab}. 2 erhoben. Das Berufungsgericht hatte die Klage wider 9. 
abgewiefen, weil zu der Zeit, al8 die Wechjelflage dem 3. zu- 
geftellt wurde, diejfelbe an MR. noch nicht zugeitellt gewejen fei. 
Das Neichsgeriht hat aufgehoben. Denn die beiden Wedhiel- 
fchuldner find nicht deshalb weniger gemeinfchaftlich verklagt, 
daß die wider beide gerichtete Klagjchrift, welche zur QTermins- 
beftimmung behufs Verhandlung wider beide bei dem Landgericht 
Berlin in einheitlihen Eremplaren eingereicht war, demnädjft an 
verfchiedenen Zagen zugeftellt ift. I, 213/95 vom 6. Nov. 

716. Klägerin betreibt in Berlin das Gejchäft eines Vieh: 
fommiffionärs ; fie hat mit der in Colberg wohnenden Beflagten 
in fortlaufender Geichäftsverbindung geftanden und derfelben auf 
ihr Verlangen einen Vorihuß auf den Erlös von zu überjendendem 
Vieh gejandt. Beklagte hat Vieh nicht Überfandt, Klägerin darf 
den Vorfhuß durch Klage bei dem Landgericht Berlin zurüd- 
fordern. IV, 292/95 vom 14. Nov. 

17. Käufer, von weldem Berfäufer den Kaufpreis durch 
Nachnahme erhoben hatte, Elagte wegen Mangelhaftigfeit der Waare 
in feinem eigenen Domizil, Verkäufer fei nicht berechtigt, die Nach- 
nahme zu erheben, und habe einzuwilligen, daß dev nacdhgenommene, 
von ihm der Eifenbahngütererpedition feines Wohnorts bezahlte 
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Betrag dem Stläger ausgefolgt werde. Das ift im Wefentlichen 
Rüderjtattung des bezahlten Kaufpreifes. Für diefen ftreitigen 
Anfpruch ift aber nur der Wohnfik des Beklagten Erfüllungsort — 
85.29 &.$.D. —. Deshalb wurde die Klage abgewiefen. III, 
238/95 vom 3. Dec. 

718. Im Fall 626 wäre die Widerfpruchsflage, welche gegen 
den Gläubiger de8 Bruders des Klägers in Greifswald erhoben 
war, wegen örtlicher Unzuftändigfeit abzuweifen gewefen, foweit 
fie fih auf den Pfändungsbefhluß des Amtsgerichts Berlin be- 
309g — 6.80. 8.690 —. Denn da die gepfändeten TForde- 
rungen nur zur Einziehung überwiefen waren, fo war die Zwang}: 
volfftrefung nicht beendet, weil nicht ausgefchloffen war, daß der 
Gläubiger demnächft feine Befriedigung in anderer Weife fuchte. 
Die Zuftändigfeit des Landgerichts Greifswald war aber durd 
die anderweiten Pfändungen begründet, welche den gejammten 
jtreitigen Nadlaß betrafen. III, 257/95 vom 17. Dec. 

719. Die Beftimmung des 8. 41, Nr.6 E&.P.O. flieht 
nicht aus, daß der Richter in derjelben Iuftanz bei verjchiedenen 
Entjcheidungen in einer Sadje mitwirken darf, felbjt wenn bei 
der jpäteren Enticheidung die Nichtigkeit einer früheren in Frage 
fommen follte. B. VI, 156/95 vom 21. Oft. 

720. Das Ablehnungsrecht geht nur durch folhen Antrag 
verloren, welcher einen Verzicht auf das Ablchnungeredt enthält, 
indem die Partei bei Kenntnig des Ablehnungsgrundes ftill- 
\hweigend das Vertrauen zu dem Richter erklärt, den fie ablehnen 
fünne. Das lag hier nicht vor, wo die Anwälte beider Parteien 
im erften Berhandlungstermin Übereinftimmend Anberaumung eines 
neuen Zermins beantragten, worauf folcher anberaumt wurde. 
B.V, 125/95 von 9. Nov. 

721. Die Sculgemeinde Zipfendorf-Brofjen hat wider die 
CS chulgemeinde Rufendorf Klage wegen Beiträge zu einem Sdul- 
neubau erhoben. Die Klage ift dem &emeindevorjteher von 
Nufendorf zugeftellt; in dem Prozeffe ift aber die Schulgemeinde 
Aufendorf nicht vertreten gewejen; vielmehr hat ein Prozeßbevoll- 
mädtigter der Echulgemeinde Faltenhain-Rujendorf die Klage 
beantwortet und geltend gemacht, daß e8 eine Schulgemeinde Rufen- 
dorf nicht gebe. Das ift von der Regierung beftätigt. Die Klage 
wider die Schulgemeinde Aufendorf ift wegen mangelnder Partei= 
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fähigkeit abgewiefen. Die Schulgemeinde Falfenhain- Rujendorf Parteifähig- 
hat da8 Urtheil der Klägerin, dieje die Berufung bem Prozep- a 
bevollmächtigten jener Schulgemeinde zugeftellt. Das VBerufungs- 

gericht hat die Berufung als wirkungslos erklärt; ebenjo das 
Neichsgericht die von der Klägerin in bderfelben Weife eingelegte 

Nevifion. Die Schulgemeinde Falfenhain-Aufendorf ift nicht 
Prozeßpartei geworden; alle Zuftellungen an fie oder von ihr 

haben für den Nedtsitreit, den Klägerin gegen die Schulgemeinde 

NRufendorf führt, keine Bedeutung. IV, 55/95 vom 8. Sul. 

722. Rechtsanwalt M. war in früheren Verhandlungen al® Prozepbevoll- 
Subftitut des Hauptbevollmädtigten 9. des Bellagten aufgetreten. Ähtigter. 
In der legten Hauptverhandlung ift er nach dem Protokoll und 
nad) dem Nubrum des Urtheild dem Gegner und dem Landgericht 
gegenüber al8 Hauptbevollmächtigter aufgetreten. Aus den vor- 
gelegten Handakten des M. geht auch hervor, daß er mit dem 
Willen des Beklagten für ihn aufgetreten ift, daß er von ihm 
Inftruftion erhalten und ihm feine Kojten berechnet hat. Das 
Reichsgericht Hat angenommen, baß er damals Hauptbevollmächtigter 
des Bellagten war und daß ihm deshalb mit Recht das landgericht- 
liche Urtheil zugeftellt ift. Unerheblih, ob H. nicht aufgehört hatte, 
Prozeßbevollmächtigter zu fein. Denn dur die E. P. D. wird 
nicht ausgefchloffen, daß fi eine Partei durch mehrere Bevoll- 
mäcdhtigte vertreten läßt — 8.80 —. I, 209/95 vom 6. Nov. 

723. Der Fall einer Hauptintervention liegt aud) dann vor, Theilnahme 

wenn ein Gläubiger, welchem die Forderung feines Schuldners Drütter. 
zur Einziehung überwiejen ift, diefe Korderung gegen den Dritt- 
Ihuldner für fih in Anipruch nimmt. Unerheblid, wenn der 
Schuldner in der Berufungsinftanz nicht zugezogen war, denn 
ein Fall nothwendiger Streitgenoffenfchaft lag nicht vor. ILL, 
81/95 vom 18. uni. 

724. ©. hatte an Sch. ein Haus verfauft und Sch. Hatte 
dem S. an Zahlungsftatt eine Hhpothef cedirt an 9. Weil Sc. 
den Kaufpreisreit nicht zahlte, wurde auf die Klage des ©. der 
Kauf aufgehoben. Sch. übertrug nun bie ihm in olge der Auf- 
löfung des Kaufvertrags zuftehenden Erjaßforderungen, auch die 
Forderung auf Nüdgewähr der Hhpothel, an die M. S. Hagte 
wider H. aus der Hhpothef. Die M. erhob Hauptinterventions- 

Hage. Allerdings it durch die richterliche Auflöfung des Kaufes 
Braris des Neichägerihts. XXI. 24 
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der Käufer Sch. nicht ipso jure wieder Inhaber der Dnpothef 
geworden, jondern hat nur einen Anfprucd) auf Rüdgewähr, gegen 
welchen den Bellagten wegen ihrer Verwendungen Einreden zu- 
ftehen. Das Berufungsgericht hat jedoch) nach Lage der Sadıe 
und nah den von den Barteien abgegebenen Erflärungen bie 
Hauptinterventionsflage mit Recht für zuläffig eraditet. Cinmal 
hatte Sch. in Folge der gerichtlichen Auflöfung des Kaufes das 
Haus wieder geräumt, alfo in der Hauptjache feiner durch die 
Bertragsauflöfung begründeten WBerbindlichleit entiprochen, und 
wurden alle gegenfeitigen Erftattungs- und Entihädigungsanjprüche 
der urfprünglichen Kontrahenten in den vorliegenden NRechtsftreit 
gezogen, fodag die reftliche Forderung an H. der Klägerin nur 
zugefprocdhen werden fonnte, wenn die Beklagten für ihre Gegen: 
aniprüde al& Verkäufer gededt waren. Sodann hat H., nachdem 
fie fi) zur Zahlung an den bereditigten Forderungsinhaber bereit 
erklärt hatte, den ftreitigen Betrag gerichtlich hinterlegt und ihre 
Entlaffung aus dem NRechtsftreit beantragt, welchem Begehren der 
Beklagte Sch, nicht entgegengetreten ift, und wurbe hierauf ber 
M., welche ihren Berufungsantrag auf Zufpredung des hinter- 
legten Betrages gerichtet hatte, durd) das oberlandesgerichtliche 
Urtheil das Recht zuerkannt, den fie als Eeffionarin der Anfprüche 
des Käufers betreffenden Theil der hinterlegten Summe zu er- 
heben. Dadurch erfcheint der Beklagte, Revifionskläger, nicht be- 
Ihwert, da er dem Sch. bezw. der Klägerin gegenüber zur Erhebung 
der von 9. geichuldeten Beträge infoweit nicht mehr berechtigt 
war. II, 108/95 vom 9. Yult. 

725. Die Reifekoften der Partei zu der mündlichen Ber: 
handlung waren nicht erjtattungsfähig. Denn aus der Sade und 
Prozeflage ift fein Grund zu entnehmen, daß der Bellagte nicht 
jeine Bertretung dem von ihm beftellten Prozeßbevollmächtigten 
allein hätte überlaffen können. B. III, 118/95 vom 5. Yuli. 

726. Auf die Behauptung des Klägers in ber Beichwerbe, 
dem gegnerifchen Anwalt jet die Vertretung nur zur Verhandlung 
über die Koften übertragen, theilte das Bejchwerdegeridht dem Be- 
Hagten die Bejchwerbefchrift zur Gegenerflärung binnen 14 Tagen 
und Vorlegung der Handalten feines Anwalts mit. ‘Der Bellagte 
hat fi) nicht erklärt und die Handalten nicht vorgelegt. Wenn 
nun auch) da8 Verfäumnißverfahren in Beichwerdejadhen feine An- 
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wendung findet, jo durfte das Beichwerdegericht doch nadı feiner 
freien Ueberzeugung — 8.259 &. PB. D. — aus jener Thatfache 
entnehmen, daß die Behauptung des Klägers wahr fei. Allein 
der Bellagte hat bei Erhebung weiterer Bejchwerde durd) Bor- 
legung der Handalten den Gegenbewein dahin geführt, daR der 
Bellagte feine Vertretung dem Anwalt übertragen hat, als die 
Klage noch nicht zurücdigenommen war. Bellagter durfte alfo bie 
volle Prozeßgebühr nad) den urfprünglichen Klagantrage Liqui- 
diren. B.V, 79/95 vom 6. Yuli. 

727. Nach dem Bergleihe trägt jede Partei die aufer- 
gerichtlichen Koften für fih. Wenn DBeflagter eine Rate nicht 
pünktlich zahlt, ift Kläger berechtigt, die Zahlung des ganzen 
Neitbetrages zu fordern und vom Gericht auf einfeitigen Antrag 
die Bollitredungsklaujel zu erhalten. Außerdem ift Beflagter dann 
verpflichtet, dem Kläger die außergerichtlichen Koften zu erftatten. 
Der Antrag des Klägers auf einen die Eritattung feiner außer- 
gerichtlichen Koften betreffenden Feitiegungsbeichluß ift abgewiejfen, 
weil die Entjtehung des Eritattungsanfpruch® durd) einen Zahlungs: 
verzug des Beklagten bedingt wird, und diefer nicht durd öffent- 
liche Urkunden gemäß €. P. D. $. 664 dargethan, nody vom Be- 
flagten anerfannt if. B. IV, 138/95 vom 11. Yuli. 

728. Der Klägerin einerjeitS und beiden Beklagten anderer- 
jeits find die Koften zur Hälfte auferlegt. Das Oberlandesgericht 
hat beichloffen, die Klägerin habe die von ihr zu erjtattenden 
30 Mark 35 Pf. an die Mitbeflagte K. zu zahlen, und außer- 
dem fei diefer von dem Mitbeflagten D. ein Betrag von 59 Dtarf 
52 Pf. zu erfegen. Das Reichögeriht hat aufgehoben und an- 
geordnet, dag Klägerin 30 Marf 35 Pf. zur Hälfte an F., zur 
andern Hälfte an D. zu zahlen hat. Ueber die Ausgleichung der 
Streitgenofjen untereinander ift weder im Urtheil zu entjcheiden, 
noch fann dieje Gegenftand des Koftenfeftfegungsverfahrens bilden. 
B. II, 110/95 vom 12. Iuli. 

729. Die Reife des Rechtsanwalts zu dem auswärtigen, 
für die Beweiserhebung beftimmten Xermine wurde zur zwed- 
entiprechenden Rechtsverfolgung nicht für nothwendig erachtet, weil 
mit Rüdjiht auf die Stellung und Perjönlichkeit des einen noch) 
zu vernehmenden Zeugen, jowie auf den umfaffenden, jedes Miß- 
verjtändnig ausichließenden Inhalt des Beweisthemas zu erivarten 

24* 


Koften. 


Koften. 


372 Allgemeine Beftimmungen des Civilprozeffee. 


= er? — 


gewejen, die Ausfage werde auch außerhalb der Gegenwart bes 
Prozekbevollmäctigten in genauer und erichöpfender Weife er- 
folgen, wie wenn diefer der Vernehmung beiwohne. B. II, 136/95 
bom 17. Sept. 

730. Die Beklagte hat die Aenderung der Werthsbeftimmung 
beantragt; denn das auf die Erinnerung des Landgerichts gegen 
die Koftenliguidation umd wiederholt in der Beichwerde über den 
landgeridhtlihen Beichluß von dem Beklagten geftellte Verlangen, 
der Roftenfeftfegung einen Werthgegenftand von 650—900 Mar 
zu Grunde zu legen, jchließt den Antrag auf Aenderung der Be- 
ftimmung des Werthes des Streitgegenftandes in fih. Der An- 
trag ift an fich zufällig und insbefondere nicht aus dem Grunde 
unftatthaft, weil die urjprünglide — irrthümliche — Werthe- 
beftimmung einem von der Beklagten geftellten, gleichfalls auf 
unrichtigen Vorausfeßungen beruhenden Antrage entiprocden hat. 
B. IV, 150/95 vom 19. Sept. 

731. Der Anwalt des Beflagten hatte burdh bie dem Felt: 
jegungsgefuche beigefügte Berechnung der Koften zu erfennen ge- 
geben, daß er nicht mehr al8 159 Markt 55 Pf. begehre. Ueber 
diefen Betrag hinaus durfte ihm das Landgericht nichts zufprechen. 
Wie die E.P.D. überhaupt, jo wird auch das Koftenfeitfegungs- 
verfahren von der Verhandlungs- oder Dispofitionsmarime derart 
beherricht, daß das Gericht nicht befugt ift, einer Partei Koften 
zuzubilligen, welche diejelbe nicht verlangt hat. Zwar hat da8 
Gericht nad) $. 279, Abf. 2 über die Verpflichtung, die Prozep- 
fojten zu tragen, aud; ohne Antrag zu erfennen. Aber dies gilt 
nur für das Urtheil, nicht für den Koftenfeftjegungsbeichluß. Die 
exit jegt von dem Beklagten erklärte Erhöhung feiner Redynung 
auf den von dem Landgerichte angenommenen Betrag ift uns» 
erheblih. Nur bezüglich aberfannter Anträge befteht das in $. 533 
anerfannte Novenredht. Dem Bejchwerbdeführer ift aber von. dem 
Landgerichte nichts aberfannt, fondern unftatthafterweife mehr zu- 
gebilligt, al8 er verlangt hatte. B. II, 127/95 vom 27. Sept. 

732. Da der Kojtenfeitiegungsbeihluß zur Ergänzung der 
in dem Urtheil enthaltenen Bejtimmung über die Kojten dient 
und nur Recht zwifchen den Parteien fchafft, die den Prozeß ge- 
führt haben, fo fteht dem Rechtsanwalt aus eigenem Nedt eine 
Beihwerde nicht zu, wenn bei der Koftenfeftftellung die berechnete 
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Beweisgebühr abgejebt ift, weil der Vergleich vor Eintritt in die Koften. 
zur Erledigung des Bemweisbeichluffes beftimmte Verhandlung ge- 
ichloffen fei. B. V, 140/95 vom 11. Dec. 

733. Im Patentnichtigfeitsverfahren fann der Beflagte von an für 
dem ausländifchen Kläger eine Sicherheit für die Koften nur erjt- Pe Xoften. 
inftanzlich bei dem Patentamt nad) $. 28, Abi. 5 des Patent- 
gejetes, nicht im Berufungsverfahren fordern. I, 351/95 vom 
21. Dec. 

734. D2gl. 13. Wenn die Elagende Vereinigung, hier eine 
in London bejtehende partnership (nicht regiftrirte Gejellichaft), 
deren Firma lediglich) der Kolleftioname der Gejellichafter ift, jo- 
daß, wenn fchon unter der Firma geflagt wird, jene jelbft al8 die 
Hagenden Rechtsfubjefte anzufehen find, nad) materiellem Necht 
fein felbftändiges Nechtsfubjekt ift, fo ift für die Roftenkautions- 
pfliht — E.P.D. 8. 102 — die Staatsangehörigfeit ber in der 
Bereinigung begriffenen PBerfonen auch dann enticheidend, wenn 
dieje Vereinigung prozefiuale Parteifähigfeit befitt. ‘Da die ver- 
einigten Perfonen jämmtlid in London anfälfige deutiche NReichs- 
angehörige waren, jo beftand eine Koftenfautionspflicht nicht. VI 
201/95 vom 2./25. Nov. 

735. Durd) das Berufungsurtheil find die Koften den beiden SENURT 
Gewerkfhaften Mu und Horft auferlegt. Beftanden diefe Ge- Art 
werfihaften nit mehr, war aber eine Univerfalfucceffion ein- 
getreten, fo durfte die Kaffenverwaltung ohne Mitwirkung des 
Gerichtsfchreiber8 den Univerjalfuccefjor in Anfprud) nehmen, 

Muß aber ein zweiter Schuldner nad) den Vorjchriften des bürger- 
lichen Rechts in Anfprud) genommen werden (Gerichtsfoftengefek 
$. 92), jo wird die Ausfertigung einer neuen Koftenrechnung er- 
forderli, und der Nendant muß fi) zunächft mit dem Gerichts- 
jchreiber in Verbindung jeten. ($. 49 der Kaffeninftruftion vom 
15. Suli 1893), diefer aber erforderlichen Falls die Entfcheidung 
des Prozeßgerichts einholen. Daß die Bergwerfe Eonjolidirt find, 
beweift nod nicht, daß die Gewerkichaft Dranien Univerfalfucceflor 
jener Gewerkichaften ift. Da jene Gewerkichaft dies beftreitet, To 
fann ihr die VBefchwerde über die Heranziehung zu den Koften 
nicht verjagt werben, wenn fie, ohne daß eine Univerfalfucceijion 
ftattgefunden hat, als zweite Schuldnerin behandelt ift. Unerheb- 
ih, ob die Kaffenverwaltung ihr die Koften mit oder ohne Ge- 
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Gerichtstoften- nehmigung des Gerichtsichreibers zur Laft gefchrieben Hat; und 
geieh. unerbeblih, von welcher Nechtsanficht dabei ausgegangen ift. Das- 
Dberlandesgericht darf fich der materiellen Entfcheidung der Sadıe 
nicht entziehen. B.V, 51/95 vom 8. Iuni. Nad) Zurüdverweijung 
hat da8 Oberlandesgericht auf Grund der Grundaften feitgeiteltt, 
daß die Gewerfen der fünf Bergmwerke Horft und Mud u. |. w., 
von denen jeder gleichmäßig an jedem der DBergwerfe betheiligt 
war, zufammengetreten find, die Konjolidation der bis dahin ge- 
meinichaftlid) verwalteten Bergwerfe zu einem Bergwerk unter 
dem Namen Zeche Dranien beichloffen, den bisherigen Nepräfen- 
tanten der fünf Zecen zum Nepräfentanten beftellt und die ein- 
getragenen Schulden von Mud und Horjt für gemeinfchaftliche 
Schulden der fünf Bergwerfe erklärt haben. Oranien ift alfo 
eine Fortfegung der einzelnen fünf Gewerkichaften, in deren Aftiva 
und Bailfiva fie eingetreten ift, und unterliegt ohne weiteres bem 
Zugriffe der Gläubiger von Mud und Horft. — Bgl. Bd. XIV, 
337 (E., Bd. 28, ©. 358). — Danad) ift die Befchwerde der 
Gewerkichaft Oranien zurückgewiefen. B.V, 117/95 vom 23. Oft. 
736. Eine fchuldhafte Verzögerung, welche die Anwendung 
des $. 48 Gerichtsfoftengefeß rechtfertigte, liegt nicht vor, wenn 
die Partei den, wenngleich jo umfangreichen Scriftjag, daß in 
Tolge deffen die Vertagung der mündlichen Verhandlung erforder: 
lid) wird, in nicht Fürzerer Zeit als eine Woche vor diejer zu= 
geftellt Hat. B. VI, 109/95 vom 11. Iult. 

737. Der Bellagte Hatte in erfter Inftanz den Einwand 
der Unzuläffigkeit des Nechtswegs erhoben, weil der Kläger inner: 
halb der im $. 114 des Militärpenfionsgefeges beftimmten Frift 
den Rechtsweg nicht bejchritten habe. In zweiter Inftanz hat 
der Bellagte erklärt, daß er den Einwand nicht erheben wolle, 
ondern lediglich die Prüfung der Zuläffigkeit des Rechtöwegs von 
Amts wegen anheimftelle. Das Berufungsgericht Hat fich diejer 
Prüfung unterzogen, aber die Verhandlung aud noch auf die 
Trage ausgedehnt, ob der Kläger bed Klageredhtd wegen Nidht- 
einhaltung der im Gefege beftimmten Präftufivfrift verluftig ge- 
gangen fei. Die gerichtliche Verhandlung hat fomit nicht lediglich 
die prozeßhindernde Einrede der Unzuläffigleit des Rechtswegs bes 
troffen, jondern gleichzeitig die weitere Nechtsfrage des Berluftes 
des Klageredhts zum Gegenftande gehabt. Demgemäß ift e8 ge- 
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rechtfertigt, daß die Verhandlungs- und Entfcheidungsgebühr nicht Ban 
mit fünf Zehntheilen der vollen Gebühr, vielmehr mit diefer jelbft Helet 
zum Anja gebradt if. B.IV, 130/95 vom 19. Sept. 

738. Die Unterlaffjung ber Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung dur Scriftfäge hat Nechtsnachtheile in der Sadıe 
jeldft nicht zur Folge. Daraus, daß der Beflagte und Berufungs- 
Häger unterlaffen hat, einen vorbereitenden Schriftfag zuzuftellen, 
fonnte Berufungsbeflagter nicht mit Sicherheit fchließen, der Be- 
rufungsfläger wolle Verfäumnißurtheil gegen fich ergehen Laflen. 
Wenn deshalb Berufungsbeflagter Replikthatfachen exit in der 
mündlichen Verhandlung behauptet hat, auf welche der Berufungs- 
fläger fich nicht fofort erklären konnte, fo fällt die dadurdh noth> 
wendig gewordene Vertagung nicht dem Beklagten zur Laft. ‘Das 
Neichögericht Hat den Beichluß, durch welchen diefem gemäß Ge- 
richtsfoftengejeß $. 48 eine Gebühr von 44 Marf auferlegt wurde, 
aufgehoben. B. VI, 145/95 vom 3. Okt. 

739. Die Entfcheidungen über Erinnerungen gegen den An- 
jag von Gerichtstoften erfolgen zwar gebührenfrei, eine gleiche 
Beftimmung aber für die Beichlüäffe auf Beichwerden gegen foldye 
Entfcheidung ift nicht getroffen. B. VI, 156/95 vom 21. Okt. 

740. Dich) einen vor dem Kammergericht abgeichlofjenen 
Vergleidh wurden außer einem bei bdiefem Gericht anhängigen 
Prozeffe noch zwei andere Prozeffe erledigt, welche zwifchen den 
Parteien bei dem Landgericht fchwebten. Da die Vergleichsgebühr 
— Gerichtsfoftengefet 8. 23, Abf. 2 — als ein Theil der Ent- 
\heidungsgebühr berechnet wird, fo barf fie nur von bem Werth 
bes bei dem Kammergericht anhängigen Prozefjes berechnet werden. 
Auch die erhöhte Gebühr des 8. 49 ift nur von dem Werthe 
diefe® Prozeifes zu berechnen. Endlich bleibt auch eine nad 
$. 101 zu berechnende Gebühr außer Anfaß, weil die nad) $. 20 
des Zarifs zum Pr. Gefete vom 10. Mai 1851 zu berechnende 
Gebühr für die Aufnahme des Vergleich® als eines Aftes der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit bei Zufammenrehnung der Werthe- 
objefte der drei Prozeffe weniger beträgt al& die Vergleichögebühr 
von dem beim Kanımergericht anhängigen Prozeife. B. IV, 187/95 
vom 19. Dec. 

741. TIrankfurt a. M. Der Anfpruc der Ehefrau gegen 
den Ehemann auf Vorfchießung der zur Progekführung, hier gegen 
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ae diefen, erforderlichen Koften ift nicht dur) Beendigung der Inftanz 
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erlofchen. Die Bellagte war erftinftanzlich zur Tragung der Koften 
verurtheilt, und hatte Berufung eingelegt. ‘Da die eritinftanzlichen 
Gerichtsfoften von ihr gefordert waren, wurde bem Elagenden Che- 
mann aufgegeben, ihr einen zur Dedung der Koften beider Injtanzen 
ausreichenden Vorichuß zu zahlen. B. III, 198/95 vom 20. Dec. 

742. Eine Vertretung der Klägerin durch ihren Anwalt hat 
in dem begonnenen Beweisaufnahmeverfahren nicht ftattgefunden, 
da die von diefem nad) Empfang einer Abjchrift der eingeholten 
Auskünfte, welche demnädjt al® Beweisurfunden vorgelegt werden 
jollten, entwidelte Xhätigfeit die demnädjjtige Benutung bes be- 
Ihafften Beweismaterial® in der weiteren mündlichen VBerhand- 
lung, nicht aber das Verfahren zur Aufnahme des Beweijes be- 
trafen; deshalb war eine Beweisgebühr nicht anzujeten. B.I, 
89/95 vom 23. Nov. 

743. Der Redtsanwalt 9. ift erjt während des DBeweis- 
aufnahıneverfahrens al Prozepbevollmächtigter der Beklagten ein- 
getreten. In dem Verhandlungstermin ift zur Sache mündlich 
verhandelt und weiteres Beweisverfahren angeordnet, in weldem 
H. die Bellagte vertreten hat, jodaß e8 zur neuen mündlichen 
Verhandlung fommt. H. kann danad) berechnen die volle Prozep- 
gebühr, die volle Verhandlungsgebühr, die Beweisgebühr und 
nodh eine halbe DVerhandlungsgebühr nah R. ©. DO. $. 17; die 
VBorausjegungen des $. 25 treffen nit zu. Danad) ift der von 
dem Hagenden Ehemann zu leiftende Koftenvorihuß — $. 726 
A.U.R. II, 1 — bemeffen. B.IV, 203/95 vom 25. Nov. 

744. Das Prozeßgeridht normirte in dem einzigen VBerhand- 
lungstermin den zu= und zurüdgefchobenen Eid und beichloß die Ab- 
nahme des Cides, mit dejjen Norm und Erheblichkeit fi) Parteien 
einveritanden erklärten. Die im Termine anmwejenden Beklagten 
leifteten jofort den Eid, das Gericht wieß die Klage ab. Das Reiche: 
gericht ftellte für den Kläger eine Beweisgebühr und eine gleich hohe 
Gebühr für weitere mündliche Verhandlung feit. Denn es ijt ein 
DBeweisbefchluß gefaßt, und es hat eine Beweisaufnahme, wenn jchon 
ohne zeitliche Trennung jtattgefunden. R. ©. €E., Bd. 10, ©. 370 
betrifft einen anders gearteten Fall. Mit vorjtehender Entjheidung 
übereinftimmend Yuriftifche Wocenfcrift 1894, ©. 84, Nr. 18. 
B.V, 168/93 vom 3. San. 94. B.IV, 202/95 vom 5. Dec. 
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744b. Uebereinftimmend mit B.I, 54/86 vom 20. Oft. und Nedts- 
B.1, 57/93 vom 20. Iuni ausgefprodhen, daß, wenn der Anwalt euere. 
des Beklagten die prozeßhindernde Einrede der Unzuftändigfeit des 
Gerichts vorgefhütt hat, und nur über diefe verhandelt und er- 
fannt it, nur die Halbe Prozefgebühr liquidirt werden darf 
— $. 20 ber Gebührenordnung —. Unerheblid,, ob zur Be: 
gründung der Einrede Information über den geflagten Anfprud) 
felbft ertHeilt werden mußte. Denn die Prozeßgebühr wird vom 
Sefete für die Gefammtheit der Information bewilligt, welde 
erforderlich it, um diejenigen prozefjualifchen Alte vorzunehmen, 
welche der Rechtsanwalt demnädjt vornimmt. Die Höhe aber 
nad dem vorgenommenen Alte bemefjen, aud) wenn der NRedhts- 
anwalt durch die Information in den Stand gejett würde, Alte 
vorzunchmen, weldje er nicht vorgenommen hat und nidyt vor» 
nehmen follte. B.I, 97/95 vom 21. Dec. 
744c. Der Beicwerdeführer war wegen unentfchuldigten Prozepftrafen. 
Ausbleiben al® Zeuge zu einer Gelditrafe verurtheilt. Das 
Reihegeridyt hat den Strafbeihluß aufgehoben, und das Kamnıer- 
gericht demnächft da8 Ausbleiben für entjchuldigt eradjtet und die 
NRüczahlung der erhobenen Strafe angeordnet. Mit feinem An- 
trage, ihm auch 6 Proz. Zinjen der erhobenen Strafjumme und 
20 Bf. Porto der Beichwerdefchrift zu erftatten, ijt der Zeuge 
mit Recht abgemwieien, da die E. BP. DO. und Gebührenordnung für 
Zeugen und Sacdverftändige den Richter Hierzu nicht ermächtigt. 
Db die Ansprüche des Beichwerdeführers bei deren Verfolgung 
im ordentlichen Nechtswege für begründet erachtet werden würden, 
war nicht zu enticheiden. B.I, 76/95 vom 13. Nov. 
745. Im Ball 59—61 und 567/68 war zu berüdfich- Fragepfligt. 
tigen, daß die alte Aktie 16 fid) im Nadjlaß des Sc. jun. befunden 
hat, und von den DBeflagten dem Prozepgericht übergeben tft; 
während die Kläger behaupten, daß an ihre Stelle die neuen Aktien 
151 bi 160 getreten jeien. &8 hätte deshalb unter Heranziehung 
erjtatteter Zeugenausfagen von dem Fragereht Gebraud gemacht 
werden müfjen, um eventuell eine Meodiftlation des auf Heraus- 
gabe der legteren Aktien gerichteten Klageantragd herbeizuführen. 
IV, 141/95 vom 4. Nov. 
745b. Da nad) SS. 432 und 433 E.B.O., im Fall der Ausfegung der 
Schwurpflictige vor Ableiftung des ihm auferlegten Eides wegen Verhandlung. 
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Ausfegung der wiffentlicher Verlegung ber Eidespflicht rechtsfräftig verurtheilt 
Terhandlung. ist, die Zufchiebung oder Zurücichiebung des zum Erfenntniß ge 


Zuftellung und 
Belannt- 


madhung. 


jtellten Eides widerrufen und badurd) eine Aufhebung des rechts- 
fräftig gewordenen bedingten Urtheil® jowie eine anderweite Ent- 
iheidung herbeigeführt werben kann, fo war der Antrag auf 
Ausfegung der Verhandlung nad) rechtsfräftiger Auferlegung eines 
Eides für den Gegner nad) 8. 140 ©. P. OD. zuläffig, weil wider 
diefen die Vorunterfuhung wegen Meineid® eingeleitet war. Das 
Neichögericht hat auf erhobene Befchwerde die Ausfegung bis zur 
Erledigung des Strafverfahren angeordnet. B.IV, 110/95 vom 
20. Sunt. 

746. Nady Erhebung der EChefcheidungsflage hat der Che- 
mann Klage darauf erhoben, daß ihm die Ehefrau 2100 Mearf 
zum Nießbraud; und zur eigenen Verwaltung herausgebe. Das 
Berufungsgeridyt hat auf Ehefcheidung erkannt und den Ehemann 
für den fchuldigen Theil erachtet. Nun hat das Reihögericht auf 
Beichwerde der Ehefrau die Ausferung des zweiten Prozefles bie 
zur Enticheidung über die Nevifion des Ehemanns wider das 
Ehefcheidungsurtheil nad) $. 139 angeordnet. Denn wird die 
Revifion zurücdgemwiefen, jo bleibt dem Ehemanne nad SS. 769 
bi8 771 A. R. IL, 1 der Nießbraud; feit dem Berufungsurtheil 
entzogen. B.IV, 204/95 vom 28. Nov. Ebenfo B.IV, 194/95 
vom 2]. Rov. 

747. Im Fall Bd. IV, 1153 war ba8 zugejtellte Schriftjtüd 
dem Boftboten verjchloffen übergeben; hier aber ein gegen ben 
Sohn auf Antrag feines Vaters erlaffener Vollftredungsbefehl in 
Abwefenheit de8 Sohnes offen deffen Deutter zugeftellt. Xebte die 
Mutter mit ihrem Chemanne in allgemeiner Gütergemeinjchaft, 
jo liegt eine gültige Eriaßzuftellung im Sinne $. 166, Abi. 1 
&.P. DO. nit vor. IV, 39/95 vom 27. Juni. 

748. Die Berufungsfhrift der Klägerin ift nicht dem von 
dem Beklagten für bie zweite Inftanz beftellten, fondern dem erjt- 
inftanzlichen Prozepbevollmädhtigten des Bellagten zugejtellt und 
deshalb die Berufung ale unzuläffig zurüdgewiefen. Hat ber 
eritinftanzliche Prozeßbevollmächtigte der Klägerin, welcher durd) 
die ihm zugeftellte Berufungsjchrift des Beflagten erfahren hat, 
daß diefer für die zweite Inftanz einen Prozeßbevollmädhtigten 
beitellt hatte, unterlaffen, davon dem Prozepbevollmädtigten der 
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Klägerin Kenntniß zu geben, jo hat diefe den Aaaıtyei zu tragen. Zuteilung und 
II, 353/94 vom 5. Iufi 9. a 

749. Die Zuftellung der Revifionsfchrift durch Telegramm 
ift nah den gejeglihen Beftimmungen unjtatthaft; insbejondere 
ift nicht abzufehen, wie die Beglaubigung des zuzuftellenden Schrift- 
jtüd8 auf diefem Wege möglich geweien wäre. Cine Wiederein- 
jegung, welche jene Art der Zuftellung mit in Erwägung gezogen 
hatte, wurde zurüdgemiefen. VI, 349/95 vom 5. Der. 

750. Nad der Medlenburgiichen Verordnung vom 24. Mai 
1879 genügt es in Subhaftationsfachen, wenn öffentliche Befannt- 
madungen an die Gerichtstafel angeheftet und zweimal in da8 
für das Vollftredungsgericht maßgebende Blatt eingerüdt werden; 
auch eine auszugsweife Einrüdung genügt; diefe Belanntmachjung 
ol al® Zuftellung gelten. Es kann nicht genügen, daß ein DBe- 
ihluß in einer andern Verfügung feinem Hauptinhalt nad als 
erlaffen erwähnt wird. Wenn in der Ladung zur Abnahme der 
Rechnung des Verwalters erwähnt wird: „deifen Vergütung für 
jeine Gefchäftsführung durch Gerichtsbefhluß auf 5000 Marf 
feftgefegt ift“, fo ift da8 feine dem Gefete entiprechende Belannt- 
madung biejes Beichluffes. B.IIL, 202/95 vom 6. Dec. 

751. Wie fih aus dem Xhatbeftand des Urtheils erfter 
Inftanz ergibt, ift die Witwe ©., auf deren Antrag unter Bei- 
tritt der Großherzoglichen Stantsanwaltichaft die Witwe U. im 
Sinne des B.%. ©. 499 verbeiftandet war, gemäß E.P. OD. 8. 607, 
Abf. 1 beigeladen, nachdem die Witwe A. Anfechtungsflage er- 
hoben Hatte. Die Witwe A. ift auch dem Nechtsftreit beigetreten 
und hat in dem PVerhandlungstermine, in weldhem der Staats- 
anwalt nicht erichienen war, den Antrag auf Abweijung der Klage 
geftellt. Der Antrag lautet ohne DBeichränfung auf Abweijung 
der Klage. Die Klägerin hat dem Staatsanwalt das Wrtheil 
am 18. März, die Berufungsjchrift dem Oberftaatsanwalt beim 
Dberlandesgeriht am 7. April zuftellen laffen. ‘Damit wäre die 
Trift dem Oberftaatsanwalt gegenüber gewahrt. Da aber die 
Witwe ©. da8 Urtheil bereitS am 8. März dem Prozeßbevoll- 
mächtigten der Klägerin erfter Inftanz hatte zujtellen laffen, und 
bie DBerufungsschrift dem Prozepbevollmächtigten der Witwe ©. 
erft am 9. April zugeftellt war, jo wurde die Berufung als un« 
zuläffig zurüctgewiefen. Nevifion zurüdgewieien, da nothwendige 
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Zuftellung und Streitgenoffenjchaft vorliegt, bei welcher die Berufung beiden 
a Streitgenoffen rechtzeitig zugeftellt werden muß. II, 260/95 vom 
17. Dec. 
Vertagung 752. Die Beflagte hat die neuen Thatfachen, auf Grund deren 
des Zermind. „, ngunften des Klägers erkannt ift, erft in der mündlichen Be- 
rufungshandlung vorgebradjt, ohne vorgängige Zuftellung eines 
Schriftiabes — $$. 123, 245, 480, 485 &.P.0O. —. Darauf 
hat der Prozepbevollmäcdtigte des Klägers erklärt, daß er fid) 
wegen mangelnder Information zur Sade nit eingehend er- 
flären fünne; er hat deshalb das Vorbringen, weil e8 mit der 
Darftellung feiner Partei im Widerfprucd ftehe, nur einfach be- 
ftritten und zur Erflärung über den eventuell zugefchobenen Eid 
einen neuen Qermin beantragt. Das Berufungsgerid)t hat fo- 
fort auf einen Eid der Beklagten erfannt. Weil der Kläger nicht 
ordnungsmäßig gehört ift, und die Sadje überdies durch Aus 
übung der Fragepflicht einer Aufklärung bedurfte, hat das Reiche- 
gericht aufgehoben, zurücverwiefen. IV, 204/95 vom 12. Dec. 
Unterbredung 753. Der Abwejenheitsvormund hatte im I. 1893 die Klage 
ger erhoben; in der Berufungesinftanz wurde ermittelt, daß der Ab- 
Berfabrens, wefende bereit8 1866 verjtorben fei. Die auf Antrag des Klägers 
beichloffene Ausjetung des Verfahrens wurde vom Neichsgericht 
aufgehoben. 8. 219 ift nicht anwendbar; denn da der Abwejende 
veritorben ijt, jo handelt e8 fi nicht um die Beftellung eines 
neuen gejetlichen Vertreters; $. 217 ift nicht anwendbar, weil 
Kläger nicht während des Prozefjes verftorben it. B.IV, 112/95 
vom 10. Juni. 

754. Nadjdem bie durch einen Prozepbevollmädhtigten ver- 
tretene Partei verftorben war, haben fid) deren NRechtönachfolger 
legitimirt und eine Erflärung, daß fie den Prozeß fortjegen wollen, 
zugeitellt. Nun fteht dem Gegner die Befugniß, die Ausjegung 
des Verfahrens zu beantragen, nicht mehr zu. Denn deren Zwed 
ift erreiht. B. III, 213/95 vom 13. Dec. Entipredend B. VI, 
187/95 vom 9. Der. 

755. Nadydem im Lauf der von den Beklagten befchrittenen 
Berufungsinftanzg die Mitbeflagte ©. gejtorben war, zeigte der 
Prozekvertreter der Beklagten dies mitteljt Schriftfages unter Be- 
nennung der ZTeftamentserben mit der Erklärung an, daß die 
(egteren das Verfahren hiermit aufnehmen, und [ud den Konkurs- 
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verwalter zur Aufnahme des durd die Eröffnung des Konfurjes Unterbrehung 
über das Vermögen des Klägers unterbrochenen Verfahrens. Im ae 
Zermin zur mündlichen Verhandlung wiederholte der Prozeß- Verfahrens. 
vertreter des Konfursvermalters den vorher fchriftlich geftellten 

Antrag, das Verfahren wegen Todes des Mitbeflagten einzuftellen. 

Diefer Antrag ift durd) Beichluß des Berufungsgerichts zurüd- 

gewiejen; zugleich angeordnet, daß in die Verhandlung zur Haupt- 

Sache einzutreten. Nachdem der Prozekvertreter des Konfurs- 
verwalters fi entfernt Hatte, erging auf Antrag der Beflagten 

ein DVerfäummißurtheil, gegen welches Einfprud) eingelegt ift. Auf 
DBeicywerde des Konkursverwalters ift der Beihluß aufgehoben 

und Aussegung des Verfahrens angeordnet. Denn die Bejchwerde 

war, anders ald im Fall abgelehnter Ausjegung der Verhandlung 

— RG. €, Bd. 29, ©. 340 — zuläffig, nahdem Einiprud) 

eingelegt war; fie war aud) begründet. Der Erklärung der Erben 

der Beklagten, da8 Berfahren aufzunehmen, Tann eine prozeffuale 
Bedeutung nicht beigemeffen werden, da in Tolge des Todes weder 

eine Unterbredung eingetreten nod eine Ausjegung angeordnet 

war, jedenfalls konnte durd) die Erklärung der Gegenpartei das 

Recht, die Einftellung de8 Verfahrens zu beantragen, nicht ge- 

nommen werden. B.V, 135/95 vom 18. Dec. 

756. Im Fall 759 waren die Papiere von jedem einzelnen Klage. 

der beiden Kläger befonders hinterlegt. Gleichwohl war die Felt: 
ftellungsflage von beiden Klägern gemeinfam über die jämmtlichen 
hinterlegten Papiere erhoben. Das wurde, zumal im Laufe des 
Prozeffed von beiden Parteien anerfannt war, welche Papiere für 
jeden einzelnen der Kläger bdeponirt feien, für zuläffig erachtet. 
Denn die Beklagte fam dur die gemeinfame Klage in feine 
andere Rechtsftellung al8 wenn jeder Kläger einzeln Hagte. Irgend 
ein Intereffe der Beklagten, welches durd Zulaffung der gemein- 
Ichaftlihen Klage verletzt wurde, ift nicht bezeichnet, in&bejondere 
gereicht e8 auch nicht zum Nacıtheil der Beklagten, daß ihre Ver- 
urtheilung davon abhängig gemacht ift, daß beide Kläger den Eid 
feiften.. IL, 109/95 vom 14. Juni. 

757. Im Tall 210 fonnten die Kläger nicht einwenden, 
daß die Beihülfen, welche auf Grund der Gefete vom 13. Mai 
1888 und 8. Mai 1889 für die im 9. 1888 durd Hochwafler 
erlittenen Schäden gewährt find, nicht angerechnet werden dürften 
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auf die im I. 1889 erlittenen Schäden, welde fie vom Eifenbahn- 
fisfus wegen defjen fehlerhaften baulichen Anlagen erjegt verlangen 
dürfen. Denn bie Kläger haben felbjt durch die unterlaffene Tren- 
nung der Schäden, welde fie in beiden Jahren erlitten haben, 
dem Bellagten die Anrechnung nur auf die im I. 1888 erlittenen 
Schäden unmöglich gemadt. Soll die ungetrennte Geltendmachung 
nicht als ein der Klage von vornherein anhaftender, zu deren Ab- 
weifung führender Mangel erachtet werden, fo müflen fich die 
Kläger gefallen lafien, daß die nur den Schäden des einen oder 
andern Sahres betreffenden Einwendungen fich gegen den ein- 
geflagten Gejammticdhaden ridten. VI, 198/95 vom 18. Nov. 

758. Daß dem Gedenten des Beflagten im Fall 201 etwa 
ein anderer Schaden erwacdlen wäre, al8 er von dem Bellagten 
und Widerkläger jubjtantiirt ift, muß außer VBetradht bleiben. 
Denn nadhdem die Räuferin aus Anlaß der Berufung des Bellagten 
ihre negative Feitftellungsflage erhoben hatte, mußte diejer jeine 
Ansprüche in diefem Prozeffe geltend machen. Mit Aniprüden, 
die er hier nicht erhoben hat, kann er nicht mehr gehört werden. 
I, 86/95 vom 8. Iunt. 

759. Der Klage entiprechend wurde die DBellagte bedingt 
zur Anerkennung verurteilt, daß bei ihr 33 Stüd Stammaltien 
und 147 Stüd Prioritätsobligationen de Halle’ichen Vereine 
für Kohlenbergbau für die Kläger deponirt find. Eine Leiftungs- 
Elage Tonnten die Kläger nicht anftellen, weil fie die Papiere mit 
der Maßgabe an E. & ©. verkauft hatten, daß die Hälfte der 
Papiere an die Käufer ausgeantwortet werden jollte, jobald diefe 
95000 Mark gezahlt hätten, die andere Hälfte, wenn der Kauf- 
gelderrüditand voll bezahlt fein werde. Das Lebtere war zwar 
noch nicht geichehen, aber die Käufer würden haben mit einer 
einftweiligen Verfügung einjchreiten Fünnen, wenn die Leiftungs- 
Klage erhoben wäre. Andererjeits beriefen fi Beklagte darauf, 
daß die Papiere mit Bewilligung der Kläger auf das ‘Depot des 
E. übertragen fei. Die Feftftellungsflage war aljo zuläffig, da 
fie die Leiftungsflage vorbereitete, NRevifion zurüdgewiejen. LI, 
109/95 vom 14. Juni. 

760. Im Fall 283. Zum Betriebe der Gaftwirthichaft in 
den von dem Kläger gepadjteten Räumen ift die Benutung eines 
Kelfers erforderlih und die Benutung des Stalles wejentlid). 
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Danach Fonnte unbedenklich angenommen werden, daß der Kläger ee: 
ein vechtliches Intereffe an der al&baldigen Weititellung feines 
Pacdhtverhältniffes habe. Wenngleih er im Befite des Kellere 
und des Pferdeftalls war, jo mußte ihm dod) daran gelegen fein, 
möglidhft bald Gemwißheit darüber zu erlangen, ob er auf den 
fortdauernden Gebrauch der ftreitigen Räume rechnen fünne, um 
danach für die Zufunft feine Dispofitionen zu treffen, zumal Be- 
Hagter bereits von ihm verlangt hatte, daß er den Keller räumen 
oder für denfelben eine bejondere Meiethe zahlen folle. Deshalb 
war die Feltitellungsflage zuläffig, daß dem Kläger jene Näume 
mit verpachtet feien, fo lange der Bachtvertrag in Gültigkeit bleibe. 
VL 99/95 vom 7. Juni. 

761. Die Klägerin will in Folge widerrechtlichen Zmwanges, 
weldje fie von beiden Bellagten 9. und ©. erlitten habe, einen 
Nevers ausgejtellt Haben, in weldem fie fid) damit einverftanden 
erklärt hat, die Erziehung ihres Kindes dem Schwager ihres ver- 
ftorbenen Mannes, dem 9., zu Übertragen, und auf die Rechte 
verzichtet, welche ihr da8 Gefeß in Beziehung auf die Erziehung 
ihres Kindes gibt. Ihrer Feitftellungsflage, daß der Aevers für 
fraftlo8 erflärt werde, wurde dem H. gegenüber ftattgegeben. Denn 
zwijchen ihr und diefem war ein NRechtöverhäftniß durch den Nevers 
geihaffen; dem €. gegenüber wurde die Klage abgewiejen; denn da- 
dur, daß E. das Abfommen zwifchen Klägerin und H. veranlaßt, 
mit angehört, den Nevers entgegengenommen und nachher dem Vor- 
mund gegenüber davon Gebraud gemadht hat, ift er nicht Mit- 
berechtigter aus dem Neverje geworden. IV, 84/95 vom 19. Sept. 

762. €&s ift fraglich, ob die Leiftungsflage, hier fofort mit 
Erfolg gegen den Beklagten gerichtet werden konnte, denn die 
Erbtheilungsflage wäre nur unter Borausjetung feiner Eigenjchaft 
al8 Miterbe, die Erbichaftsflage nur dann möglich, wenn er Erb- 
Ichaftsfadhen al8 Erbe oder ohne Rechtsgrund bejäße. Daß die 
eine oder andere diejer Vorbedingungen für die Erhebung einer 
Leiftungsflage gegeben fei, ift nicht feftgeftellt, und hiervon ab- 
gejehen Fonnte der Streit über den Anjprud) auf Erbichaftsfapi- 
talien in Grundlage des Vermächtnißvertrages vom 25. Nov. 1874 
dem Beklagten gegenüber nur im Wege der Feititellungsffage zum 
Austrag gebracht werden. Diefe war aljo zuläffig. III, 146/95 
vom 8. Oft. 
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763. Der Kläger wurde nod am Tage de8 Brandes 
(8. Dec.) verhaftet; und erft am Tage feiner Freifprehung von 
ber Anklage der Branditiftung 19. Juni entlaffen. Er hat kurz 
vor Ablauf der fehsmonatlichen Frift unter Vorbehalt der Schadens 
berehnung, welche er damald noch nicht aufftellen konnte, wider 
die Verficherungsgejellichaft Klage auf die Brandentichädigung er- 
hoben. Die Zeititellungsflage war bei diefer Sachlage zuläffig; 
und da fie zur Zeit der Erhebung zuläffig war, war der Kläger 
zwar beredhtigt, aber nicht verpflichtet, im Laufe des WVerfahreng 
zur Leiftungsflage überzugehen. III, 222/95 vom 22. Nov. 

764. Im Fall 541. Ein wirthichaftliches Intereffe des 
Klägers, zu wiffen, woran er in Anfehung eines gewiljen Rechts: 
verhältnijfes ift, um fein Verhalten danad) einzurichten, genügt, 
um die Erhebung ber Fejtitellungsflage zu rechtfertigen. VI, 218,95 
vom 23. Dec. Vgl. Bd. XX, 767. 

765. Eine Eifenbahngefellichaft fordert von dem Enteigneten 
einen Geldbetrag zurüd, weil die enteignete und bezahlte Fläche 
nicht den angenommenen Umfang habe. Sie behauptet eventuell 
eine auf Rüczahlung gerichtete Vereinbarung bezüglich eines ge- 
ringeren Betragd. Die eventuelle Begründung ijt nicht für den 
Tall aufgeftellt, daß dem Kläger der Anfprucd in der prinzipalen 
Begründung überhaupt nicht zufteht. Vielmehr Liegt nur eine 
mehrfache Klagbegründung bezüglich) des geringeren Betrags vor. 
St nad) dem Medlenburger Landesgefeg für den prinzipalen 
Klageanfpruch der Rechtsweg ausgefchloffen, fo begehrt Kläger 
mit Recht die gerichtliche Prüfung feines Anfpruch8 aus der 
eventuellen Begründung. III, 133/95 vom 1./8. Oft. 

766. Nach dem Klagevortrage handelt e8 fih um die Kon- 
ftituirung de8 Nacjlaffes der Witwe Chriftiane ©. und um 
die ZTheilung deffelben unter ihre Erben; ber SKlageantrag geht 
deshalb auch dahin, die Beklagten zu verurtheilen, die Aftien, die 
zu einem DBiertel Eigenthum der Witwe ©. geweien wären und 
daher infoweit zu ihrem Nachlaffe gehörten, zur Nadjlapmaffe der 
Witwe S. herauszugeben. In der Berufungsinftanz find da- 
gegen die Aktien in vollem Umfange al8 Gegenftand des Nad)- 
lafjes de8 vorverftorbenen Ehemannes der Witwe ©., de8 Wilhelm 
©. senior, in Anfprud genommen, und es ift die Herausgabe 
derjelben nebjt den davon gezogenen Nutungen zur Nadjlapmafte 
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des Wilhelm S. senior und zum Zmede der Theilung unter die _Nlage- 
Erben diefes Erblaffers verlangt. Unzuläffige lageänderung, &Mderung. 
IV, 13/95 vom 10. Suni. 

767. Yeder der in Abf. 3 des Art. 125 9. ©. 3. bezeid)- 
neten Gründe für Auflöfung der 0. H. ©. bildet für fih ein be- 
fonderes Klagfundament, fodaß die Nachbringung eines neuen 
Grundes in der Berufungsinitanz al8 eine unzuläffige nr 
änderung anzufehen ift. II, 155/95 vom 4. Oft. 

768. Karlsruhe. Die Klage war erftinftanzlicd) darauf ge- 

gründet, daB Bellagter, welcher den Auftrag übernommen hatte, 
eine Denktmünze von einem Goldarbeiter bearbeiten zu laffen, für 
den nad) Uebergabe an diejen eingetretenen DVerluft wegen be- 
wiefener Bahrläffigfeit aufzufommen habe. So weit war die Klage 
abgewiefen, weil eine Fahrläffigfeit de8 Beklagten nicht vorliege. 
In der Berufung Hatten Kläger weiter behauptet, Bellagter habe 
einem mit Ordnung der Angelegenheit zwifchen ihnen Beauftragten 
gegenüber erflärt: er befenne, daß er für den PVerluft haftbar fei 
und dafür auffommen müffe Daraus wollten die Kläger ein 
Zahlungsverspredhen ableiten. Das Berufungsgericht hatte dahin» 
geftellt gelaffen, ob eine Klageänderung vorliege, und aus mate- 
riellen Gründen aud den auf diefer Erklärung gegründeten An- 
Iprud) abgewiefen. Das Neichögericht hielt das für unzuläffig 
und wies die Revifion aus dem formellen Grunde ab, weil nicht 
etwa Anerkennung einer jchuldhaften Nichterfüllung, jondern ein 
jelbftändiges Zahlungsverjprecdhen behauptet war. U, 175/95 
vom 22. Oft. 

769. Im Fall 58 hatte Kläger erftinftanzlich die Erftattung Keine Kiage- 
des Werthes der angeblich fehlenden Inventarftüde gefordert, im Anderung. 
zweiter Injtanz eventuell entweder die Rüdgabe in Natur oder 
die Wertherftattung. Mit diejem eventuellen Antrage hat Klägerin 
nicht einen anderen Gegenftand gefordert, fondern dem Beklagten 
eine andere Erfüllungsart anheimgegeben. Darin liegt nur eine 
itatthafte Erweiterung des Klageantrags. IV, 54/95 vom 8. Zuli. 

770. Daß eine Einfaufstommiffion vorliegt, aus welder 
Kläger Zahlung beanfprudht, ift nicht mehr beftritten. ‘Darauf, 
daß die formularmäßige Klage fi al8 reine Kaufflage darftellt, 
ift fein Gewicht zu legen. Der Einfaufstommiffionär, der als 
Selbjtfontrahent eintritt, liefert al® Verkäufer — 9. ©. B. 376, 
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Keine Klage- Abf. 1 —. Die Nachholung der in der lage fehlenden Behauptung 
änderung. des Auftrages ift nicht Aenderung, fondern Ergänzung und Bes 
rihtigung der Klage nad) 8.240! E.P.D. I, 215/95 vom 9. Nov. 
771. Der Kläger war mit feinen Penfionsanfprücden ab- 
gewiejen, weil er aus dem Efjener Knappichaftsverein, in dem er 
penfionsberedhtigt war, im Alter von 52 Jahren ausgetreten und 
in den Märkiichen Bergwerföverein, welcher die Penfion nur ge- 
währt, wenn der Eintretende noch nidht 36 Jahre alt ift, ein- 
getreten war. Mit Unrecht ift die erft in der Berufung aufgeftellte 
Behauptung nicht gewürdigt, Kläger habe bei feinem Webertritt 
den Rnappichaftsälteiten gefragt, ob er ohne Verluft feines Pen- 
fionsredhts in den Märkifhen Verein eintreten könne; das fei ihm 
bejaht. Darin lag feine unzuläffige Klageänderung. Denn ber 
neue Nechtsbehelf hat nur den Zwed, die Gründe zu entwideln, 
aus denen dem Kläger die auf Grund des Statuts geforderte 
Snvalidenpenfion zu gewähren ift. V, 191/95 vom 18. Nov. 
772. Im Fall 167 war die Klage auf Rüdzahlung ber 
3000 Mark mit der Begründung erhoben, daß die Klägerin wegen 
Erfüllungsverzugs des Beflagten vom BVertrage zurüdtrat. Nad: 
dem im Laufe des Prozefjes befannt geworden, daß der Vertrag 
wegen Ungültigfeit des Hhpothefeneintrags von Anfang an un- 
gültig war, durfte die Rückforderung aus diefem Grunde in 
diefernm Prozeffe begehrt werden. Denn e8 tft unerheblich, ob der 
Vertrag nadhjträglid) (durch den Rücktritt) ungültig geworden oder, 
wie die Barteien erit im Laufe des Verfahrens erfahren haben, 
von Anfang an ungültig gewefen if. I, 256/95 vom 27. Nov. 
773. Kläger hat den Beklagten aus einem Darlehn, weldes 
er ihın und einem Dritten, St., gegen deren beiderjeitige Unter- 
Ihrift gezahlt habe, auf die Hälfte der Darlehnsjumme verklagt, 
in zweiter Inftanz auf da8 Ganze in Anjprud genommen, jett 
mit der Begründung, daß Beflagter fi mit St. zum gemein- 
famen Betrieb von Handels- bezw. Spekulationsgefchäften ver- 
einigt habe und zur Ausführung foldhen Gefchäfts aud) das ge- 
meinjchaftlihe Darlehn aufgenommen, hierdurd) aber Solidarhaft 
begründet fei. Damit ift der Klagegrund des gemeinjchaftlichen 
Darlchns nicht geändert, fondern nur eine bejondere, den Um: 
fang der Haft erweiternde Qualifikation behauptet. III, 246/95 
bom 10. Dec. 
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774. Dan kann nicht jagen, daß die Abficht des Veftreiteng 
aus den übrigen Erklärungen der Partei in einem Falle nicht 
hervorgehe, wo fie laut deffelben Urtheilsthatbeitandes vorher fchon 
einen damit ganz unvereinbaren Sachverhalt ihrem mündlichen 
Vorbringen zu Grunde gelegt hat. $. 129, Abj.2 E.P.OD. durfte 
nicht angewendet werden; vielmehr hätte die Beklagte erit gefragt 
werden müljen, ob fie das neue Vorbringen als richtig anerkennen 
wolle, zumal da8 Oberlandesgericht felbjt annimmt, daß daffelbe fo 
wenig innere Wahrjcheinlichfeit für fid) Habe. VI, 216/95 vom 12. Dec. 

775. Der Schwiegerfohn foll erklärt haben, fein Vater 
verichreibe ihm das Grundfiücd nicht eher, al® bis er das Ber- 
Ipredien einer Mitgift von 4500 Marf fcdywarz auf weiß habe. 
Er wolle von feinem Schwiegervater ein Schreiben haben, um 
feinen Vater zufrieden zu ftellen. Er werde aber von der Ber: 
Ihreibung feinen Gebraud) machen. Darauf habe der Schwieger- 
vater erklärt, wenn da8 jo wäre, wolle er dem Schwiegerjohne 
ein folhes Schreiben geben. It das richtig und hat darauf der 
Schwiegervater dem Schwiegerfohne ein fchriftlihes Mitgift- 
verjprechen über A500 Mark ausgeftellt, fo fteht der Klage des 
Sejfionars des Schwiegerjohnes die Einrede ber Arglift entgegen. 
IV, 208/95 vom 16. Dec. 

776, Das Berufungsgericht Hatte die Chejcheidungsflage, 
joweit fie auf Syphilis des Chemannd gegründet war — $. 697 
AUR. I, 1 —, abgewiefen, weil e8 al® gerichtsbefannt zu be- 
zeichnen, daß die Syphilis nad) dem heutigen Stande der Wiffen- 
haft nidht al8 unheilbar zu erachten fei. Das NReichögericht hat 
aufgehoben, zurüdverwiejen. Denn die Frage, ob Syphilis heil- 
bar oder unheilbar fei, ift eine rein medizinische Epezialfrage, 
die nur für einen geringen Brudjtheil der Menjchheit von Intereffe 
ift und deren Beantwortung jeitens der Wiffenfchaft feinesiwegs 
Gemeingut aller gebildeten Menfcden geworden oder auch nur 
dazu bejtimmt it. Selbft wenn daher die medizinifcdye Wiflen- 
Ihaft e8 ald unumjtößliche Wahrheit betrachten würde, daß jede 
Syphilis heilbar fjei, jo würde doc hierauf eine Offenkundigfeit 
im Sinne $. 264 E. BP. D. nicht gegründet werben fünnen. IV, 
85/95 vom 23. Sept. 

777. Der Berufungsrichter hat e8 in einem Ehefcheidungs- 
prozeffe al® gerichtsfundig bezeichnet, daß Verfärbungen und 


25 * 


Einlaffung. 


Einrede. 


Notorietät. 


MNotorietät. 


Seftändnif. 


Beweislaft. 


388 Ordentliches Verfahren. 


Schwellungen oft erjt geraume Zeit nad) dem fie veranlafienden 
Schlage oder Stofe eintreten. Das entipricht der allgemeinen 
Lebenserfahrung und verftößt nicht gegen $. 264 &.B.O. IV, 
184/95 vom. 5. Dec. 

777b. Die Kläger haben im BVBorprozeß die Reichsitand- 
ihaft der Fugger’ihen Gefammtfamilie zugeftanden. Der Wider: 
ruf diejes Geftändniffes ift an die Vorausfekungen des $. 263 
E.%. DO. nit gebunden. ‘Denn hier ift weder eine bloße That- 
jahe zugejtanden, nod) ein Necdtsverhältniß einfacher Art. Die 
Kläger, welche Reftitution auf Grund neu aufgefundener Urkunden 
beantragt haben, find deshalb befugt, ihr Geftändniß durd ein- 
fadyen Gegenbeweis zu entfräften, ohne gleichzeitig darthun zu 
müffen, daß dafjelbe dur einen Irrthum ihrerfeitd veranlapt 
wurde. III, 69/95 vom 11. Juni. 

778. Das Soll, weldyes dem Kläger nad) der Auseinander- 
jegung zu gewähren fei, war ermittelt auf 5100 + 4500 -+ 3000 
= 12600. Dafjelbe follte gewährt werden durh Baarzahlung 
(5100), Hppothefbeitellung (4500) und Waaren und Kaffa (3000). 
Wie viel von diejem fetten Posten auf die zu liefernden Waaren 
entfiel, beftimmte fih nad dem Kafjenbeftande, der ja objektiv 
feititand. Ob man das jo ausdrüdt, die 3000 Mark follten da- 
durch getilgt werden, daß Kläger den am XZage des Kaffen- 
abjchluffes vorhandenen Kaffenbeitand behielt und der Nejtbetrag 
durch Waaren gededt werden follte, oder ob man das jo aue- 
drüdt, Stläger folle, was von 3000 Mark fehle, an Waaren 
nehmen, immer bleibt Beflagter, wenn er der Angabe des Klägers, 
das, was ihm am age der fi) auflöfenden Gejellihaft als in 
feinen Händen befindlicher KRaffenbeitand gewährt jet, belaufe fidh 
auf die vom Kläger angegebene Summe, nicht glaubt, beweis- 
pflichtig dafür, daß in der Kaffe mehr vorhanden gewefen jei. 
I, 95/95 vom 12. Sunt. 

779. Kläger wohnt jeit 1880 in Hamburg, wo jeine Jirma 
eingetragen ift. Sein Lager befand fid) feit 1880 bis zum Zoll- 
anichluß 1888 in DOttenfen, von wo er die Gejchäfte ausführte. 
In Hamburg hatte er ein Mufterlager. Die dort gezahlte Ein- 
fommenjteuer war nad einem Bejchluffe der Hamburger Steuer- 
deputation zu gering. Er ift deshalb veranlaßt, 6211 Mark 9 Pf. 
nachjzuzahlen. Davon fordert er einen Theil zurüd. Der Kläger 
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hat die Gefchäfte theil8 in Hamburg, teils in Ottenfen gefchloffen. 
Das Berufungsgericht hält ihn verpflichtet, nad) Maßgabe der 
in Hamburg gefchloffenen Gefchäfte die Einfommenfteuer zu zahlen. 
Nad) den Hamburger Steuergefeßen habe für den Kläger die Ber: 
pflichtung gehöriger Buchführung in dem Sinne beftanden, daß 
eben aus feinen Büchern ber Nachweis zu entnehmen fei, welches 
Einfommen er aus feinen in Hamburg gefchloffenen Gejchäften 
gezogen habe. If das richtig und hat Kläger fchuldhafter Weife 
feine Bücher fo mangelhaft geführt, daß jener Nachweis aus den- 
felben nicht zu entnehmen ift: jo Tann darin ein Rechtsirrthum 
nicht gefunden werden, daß das Berufungsgericht die fonft der 
beflagten Behörde obliegende Beweislaft, welche Gefchäfte in Ham- 
burg gejchloffen feien, auf den Kläger abwälzt, zumal Beklagte 
damit Alles gethan hat, was von ihr in Rüdjicht ihrer Darlegung®- 
pflicht verlangt werden fonnte, daß fie Erfundigungen bei der 
Steuerbehörde in Altona eingezogen hat, welche fie ihrer Steuer- 
bereinung zu Grunde legte. VI, 101/95 vom 27. Iuli. 

780. Daß zwifchen den Barteien der Gefchäftsverfchr be- 
ftanden Hat, den der Bellagte durch Beibringung des Konto- 
furrents im Cinzelnen aufgedecdt hat, daß der Bellagte für den 
Kläger in deffen Auftrage die einzelnen aus dem SKontofurrent 
erfichtlihen Gefchäfte abgefchloffen hat, daß für diefen Gejchäfts- 
verfehr die aus den Alten erfichtlichen Bedingungen beftanden 
haben und daß danad dem Beklagten das von ihm bezeichnete 
Guthaben fontofurrentmäßig zuftand, wegen beffen er fi aus 
den al8 Kommilfionsgut und Pfand geltenden Werthpapieren zu 
deden vertragsmäßig befugt war, ift nicht ftreitig. Will der 
Kläger das Pfand trogdem zurücfordern, jo hat er zu bemeifen, 
daß die Forderung nicht entitanden oder getilgt oder nicht Flag- 
bar entitanden tft. I, 144/95 vom 18. Sept. 

781. Wird erwiefen, daß die Parteien beim Beginn des 
Gefchäftsverfehre ausdrüdlicdh den Ausichluß effektiver Lieferung 
verabredet haben, hat Beklagter darzuthun, welche von den Konto- 
furrentgejchäften in Abweichung von der Abrede wirkliche Käufe 
und Verkäufe waren. I, 144/95 vom 18. Sept. 

782. Das Berufungsgeriht nimmt einen einheitlichen, auf 
45000 Mark beichränkten Bürgfchaftsvertrag ald erwiejen an, 
und da die Wechjel von dem Bürgen zur Sicdherftellung feiner 
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Bürgichaft gegeben find, fo legt e8 dem Kläger für feine DBe- 
hauptung, daß die Wechfel nicht die bisher beftehende, fondern 
eine neue Bürgichaft betreffen, mit Recht den Beweis auf. Durd 
die Thatfache der Wedjjelhingabe wird diejer Beweis einer neuen 
Bürgichaft nicht erbradit. Auc, würde, wenn der Kläger aus ber 
Bürgichaft zunächft wegen 45000 Marf und dann aus den Wed)- 
jeln wegen 10000 Marf geklagt hätte, die mit der exceptio doli 
jeiten® der Beklagten gegebene Aufklärung über das Beitehen 
eines einheitlichen, auf den Betrag von 45000 Marf beichränften 
Bürgichaftsvertrages und über die Hingabe der Wechjel ald Sicher- 
heit für die Bürgfchaftsjchuld ihres Erblafjers den Kläger zu der 
gleichen DBeweispflit wie jet bezüglich der Erweiterung der 
Bürgichaftsverpflichtung nöthigen. IV, 77/95 vom 26. Sept. 

783. Die beflagte Stadt hatte gegenüber der auf außer: 
ordentlihe Erfigung gegründeten Eigenthumsflage zu beweijen, 
daß diefe Erfitung dadurd) ausgefchloffen jei, daß das Grundftüd 
Theil einer öffentlichen Straße fet. Unerheblich, daß daffelbe jett 
an jolcher Straße liegt, denn die Erfitung war fchon 1740 voll- 
endet, ohne daß der Beweis für gleiche damalige Tage geführt 
ift. III, 143/95 vom 4. Dft. 

784. Für die Behauptung des Bellagten, daß dem Ber- 
trage eine Verwirfungsflaufel beigefügt war, ift diefer beweis- 
pflihtig. III, 251/95 vom 10. Dec. 

785. Die Klägerin hat dem Beflagten eine auf ihrem Grund- 
jtücl eingetragene Hhpothef cedirt; die Hhpothet ift vorbehaltlos 
auf ben Beklagten umgejchrieben. 8 ift aber angenommen, die 
Seifion fei zur Sicherheit zunäcdhft für eine dem Beklagten zu- 
ftehende andere Hhpothef, weldye zurüdgezahlt ift, erfolgt; eventuell 
zur Sicherheit wegen aller übrigen dem DBeflagten gegen die 
Klägerin zuftehenden Forderungen. Will der Beklagte den Erlös 
aus der Subhaftation für fid) wegen der cedirten Obhpothef be= 
anjpruchen, jo hat er zu beweifen, daß und welde Forderungen 
für ihn entftanden find. Die Klägerin hat dann erjt zu beweifen, 
daß diefe Forderungen getilgt jeien. III, 264/95 vom 20. Dec. 

786. XTh. war nit in eigenem oder in Vertretung eines 
allgemeinen Intereffe als Nichtigfeitsfläger wider einen Patent- 
inhaber aufgetreten, vielmehr hat da8 Patentbureau Dr. ©. & Co, 
von DB. den Auftrag zur Erhebung der Nichtigkeitsflage im Intereffe 
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und für Rechnung von B. erhalten und angenommen. Und das 
Patentbureau hat, um dies Verhältniß zu verbeden, den Ih. als 
angeblichen Nichtigfeitsfläger vorgefchoben. Dana ift B. der 
eigentliche Nichtigkeitsfläger und durfte deshalb al8 Zeuge in diejer 
Sade nicht vernommen werben. I, 104/95 vom 26. Juni. 

787. In dem die Entmündigung betreffenden Anfechtungs- 
prozeffe, weldjer von dem entmündigten Verjchwender gegen feine 
Ehefrau geführt ift, Eonnte der diefem beftellte Wormund, weil er 
in diefem Prozefje nicht Partei tft, al8 Zeuge vernommen und 
vereidigt werden. IV, 131/95 vom 28. Oft. 

788. Der zur Sicherung des Beweifes benannte Zeuge ift 
ohne Beifein der Gegenpartei vernommen. Auf feiner Ausfage 
beruht das Urtheil; Revifion zurüdgewiejen. ‘Der Beweisantrag 
war am 2. Ian. bei dem Amtsgericht eingegangen; er ift erit am 
4. Ian. Nachmittags dem Amtsrichter vorgelegt, welcher angeordnet 
hat, daß dem ertrahirenden Rechtsanwalt M. Ausfertigung des 
Beichluffes, daß der Zeuge am 8. Ian. vernommen werden joll, 
zu ertheilen fei. Der 5. Ian. war ein Sonntag, der 6. Yan. 
fatholiicher Feittag. ES ift für glaubhaft gemacht angejehen, daß 
M. die Ausfertigung erft am 7. Ian. erhalten und dann die Zu- 
jtelung an den Gegner fofort bewirkt hat. Danad) trifft die 
Klägerin und deren Prozeßbevollinäctigten Fein Verfchulden der 
Beripätung der erft nad) dem Xermin zugeftellten Ladung des 
Bellagten. Wenn aud) nad) einer Vereinbarung der Gerichts« 
vorftände und der Rechtsanwälte diefe gehalten find, für die regel- 
mäßige Abholung der für fie beftimmten Schriftjtüde zu forgen, 
‘und wenn auch die Gerichtsjchreibereien am 6. Ian. Vormittags 
geöffnet waren, fo beitand doch, wie der Berufungsrichter ohne 
GSefegesverlegung annimmt, in einer Gegend mit überwiegend 
fatholifher Bevölkerung für einen Rechtsanwalt feine abfolute 
Verpflichtung, an einem folhen Fatholifchen Fefttage Schriftitüde 
vom Gericht abholen zu laffen. Es entipracd vielmehr der Sitte, 
wenn er das unterließ. CS bejtand feine Verpflichtung, den erft 
nad) einiger Zeit verftorbenen Zeugen nocd einmal zu vernehmen. 
IV, 175/95 vom 25. Nov. 

789. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiejen, weil 
Kläger blödfinnig fei; das Reichgericht hat aufgehoben, zurüd. 
verwiejen. Das Gutachten des Dr. 2., dem der Berufungsrichter 
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gefolgt ift, beruht wejentlicd) auf den Angaben des Klägers, die 
diefer dem Sadjverftändigen gemacht Hat und die in dem Gut- 
achten wiedergegeben find. Der Kläger hat aber fämmtliche in 
dem Gutachten aufgeführten ZThatfachen beftritten, alfo aud in 
Abrede geftellt, daß er fich gegen den Sadverftändigen in der 
Weife geäußert habe, wie e8 nad) den Aufzeichnungen des letteren 
gefchehen fein folle. Nach diefer Richtung Hin ift eine Feftjtellung 
über die Nichtigkeit des Inhalts des Gutachtens nicht getroffen 
und hat auch nicht getroffen werden fünnen, weil Dr. 2%. nır ale 
Sadpverftändiger, nit aber aud al8 Zeuge beeidigt worden ift, 
und ein Verzicht auf diefe Beeidigung bei dem ausdrüdlichen Be- 
jtreiten der fraglichen Thatjachen durcd den Kläger nicht als vor- 
liegend angenommen werden fan. Der Berufungsridter hat fi 
daher unter Verlegung des $. 356 E.B.O. auf die Thatfachen 
geftütt, die der Sacverftändige nach dem Inhalte feines Gut- 
adhtens aus eigener Wahrnehmung erfahren haben will. Dazu 
tritt, daß diefe Thatfachen nicht fpeziell angegeben find. “Dies 
wäre erforderlich gewejen, weil die Faffung des Gutachtens nicht 
überall erkennen läßt, welche Vorgänge ber Sachverftändige aus 
eigener Wiffenfchaft Fennt, und welche er von anderer Seite er- 
fahren und wie er die Kenntniß diefer Vorgänge erlangt hat. Im 
diejer Hinficht wird insbejondere die Annahme des Sacdverftän- 
digen Hinfichtlich der erblichen Belaftung des Klägers, auf die ein 
befonderes Gewicht gelegt ift, hervorgehoben und ferner darauf 
hingewiefen, daß der Sadverftändige fid) auf Briefe des Klägers 
bezogen Hat, die ihm — abgejehen von dem ihm vorgelegten Alten- 
material — zugänglich gewejen find, die er aber nicht bezeichnet 
und deren Urfprung und Inhalt er nicht angegeben hat. Der Be: 
rufungsrichter tft jodann dem Sachverjtändigen aud) nad) der 
Richtung hin gefolgt, daß er feine Feftftelung auf das „Urtheil 
der Stadt” über den Geifteszuftand des Klägers gejtügt hat. Ein 
folche® Urtheil, das fi der Prüfung nad) der Seite der Richtig- 
feit überhaupt entzieht, ift aber nicht geeignet, in einem alle, 
wie dem vorliegenden, al8 Grundlage einer richterlichen Feftitellung 
zu dienen. IV, 46/95 vom 1. Iuli. 

790. Die Ablehnung des Sachverftändigen durd) den DBe- 
Elagten wurde zurüdigewiefen, der Sadjverjtändige vernommen und 
darauf das Endurtheil verkündet; die Befchwerde des Beklagten 
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gegen den ergangenen Beichluß vom Neichsgericht zurüdgemwiefen. 
Die Revifion gegen das Berufungsurtheil ift zurücdgemwiejen. 
Denn nad) $. 535 E. P. DO. Hat die Beichwerde nur dann auf- 
Ichiebende Wirkung, wenn fie gegen eine der in den $$. 345, 355, 
374, 579 und 619 erwähnte Entfcheidung gerichtet if. Für die 
Fälle der fofortigen Beichwerde macht das Gefet Feine Ausnahme 
(8. 540). Die vom Bellagten vorgebradhten Ablehnungsgründe 
fommen nur nocd in Betracht, foweit fie Beweiseinreden gegen 
die Glaubwürdigkeit de8 Sacdpverftändigen enthalten. Die Aus- 
führungen des Beichluffes, auf welde im Urtheil verwiejen ift, 
Taffen aber einen Redtsirrtfum nicht erfennen. Deshalb Revifion 
zurüdgewiejen. V, 114/95 vom 30. Dft. 

791. Die Klage ift erhoben worden gegen „die Gebrüder ©.’; 
der Berufungsrichter hat auf zugefchobene Eide erkannt, welde 
theil8 ©. jun., theil® beide Beklagte jchwören follen, Revifion 
zurücgewiefen. Nach der Behauptung der Klägerin find im Laufe 
des Prozefjes Veränderungen in den Perjonen der Gejchäftsinhaber 
der beflagten Firma eingetreten. Weber diefe Veränderungen wurde 
aber in der Berufungsinitanz nicht verhandelt, überhaupt nichts 
vorgetragen. Nah dem ZThatbeftande zum Endurtheil hat die 
Klägerin den einen Eid dem „©. jun.”, den anderen Eid der 
Beklagten zugeichoben und find die Eide angenommen worden. 
Es war Sacde der Parteien, aus Anlaß der Eideszufchiebung die 
Berfonen richtig zu ftellen, an welche zugefchoben und von welden 
angenommen worden ift. Bei dem Schweigen hierüber und nad) 
dem Gange ber Verhandlungen durfte da® Gericht davon aus- 
gehen, daß die Gefellichaft aus zwei Theilhabern bejtehe, und tft 
der Vorwurf der Verlegung des 8. 130 E.B. DO. nicht begründet. 
Da die Thatfachen, auf welche der Antrag geftügt wird, die Eide 
in die Meberzeugungsform umzuändern, erjtmals in der Revifions- 
inftanz vorgetragen worden find, ift das Neichögericht zu einer 
Enticheidung darüber nicht zuftändig und muß der Bellagten über- 
laffen werden, dieje Zhatfachen beim Verfahren über die Eides- 
abnahme geltend zu maden. I, 106/95 vom 15. Juni. 

792. Der Beklagte Hatte fid) auch der Eideszufchtebung be- 
dient, und die Mitflägerin hat zufolge Beweisbeichluffes den ihr 
zugejchobenen Eid abgeleiftet. Diefer Eid war aber vom Be- 
flagten unter Hinweis auf feine, von dem Berufungsgericht, nicht 
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Eid. aber vom Reichsgericht, für irrelevant erklärte Beweisantretung 
für unerhebli erklärt. Die Eidesabnahme Hätte nicht erfolgen 
dürfen, fo lange die anbderweite Beweisantretung nicht erledigt 
war. Das NReichegericht Hat aufgehoben, zurüdverwielen. IV, 
33/92 vom 20. Junt. 

Eides- 793. Der Beklagte hat wegen eines Mantos bei der Bier- 

a tes (ieferung eine Erfagforderung erhoben, indem er die von einem 
anderen Kunden des Klägers angeblich gemachten Erfahrungen ohne 
weiteres auf da& zwijfchen ihm und dem Kläger bejtandene Bier- 
lieferungsverhältniß überträgt. Seine Angaben (,, mindeftens 
2 Liter zu hoch; „minbdeftens 80 Heltoliter Xagerbier mehr”) 
ohne eine nähere Darftellung von Soll- und wirklihem Inhalt 
der betreffenden Zäffer leiden jo an Unbeftimmtheit, daß die Eides- 
zufhiebung mit Recht für unzuläffig erklärt if. III, 126.95 
vom 20. Sept. 

793b. Dem Kläger ift ein Eid darüber zugefchoben, daß er 
gewußt habe, Beflagter fei nicht im Befite der verkauften Papiere, 
und erkannt habe, diejer wolle lediglih um die Differenz fpielen. 
Aber jelbft wenn der einfeitige, dem Mitfontrahenten erkennbare 
Wille, die Lieferung der Stüde weder zu fordern, noch zu leijten, 
enticheidend fein jollte, jo ift doc dem Berufungsgericht darin 
beizutreten, daß aus den unter Eid geftellten Behauptungen ein 
fiherer Schluß auf diefen Willen nicht gezogen werben ann, daß 
aber au die Eideszufchtebung nur über Thatfachen zuläffig jein 
würde, aus denen biefer Wille erfennbar wurde. III, 204:95 
vom 24. Sept. 

Heilung don 794. Zwei Schweftern der Parteien haben in einem Xer- 

er mine, in welhem die Bellagte und deren Anwalt gegenwärtig 
waren, dad Zeugniß geweigert und find nit vernommen, ohne 
dag in den Vorinftanzen deshalb eine Rüge erhoben if. Damit 
war das Verfahren geheilt, auch wenn bie Verweigerung nach 
E. BP. 0. 8.350 nicht berechtigt gewefen wäre. IV, 175/95 vom 
25. Nov. 

Richteramt 795. Im Fall 162 hatte das Berufungsurtheil wegen der 

ee eingetretenen Subhaftation den Antrag des Kläger auf Unver:» 
bindlichfeit des Kauf und den Widerklageantrag des Beklagten 
auf Entgegennahme der Auflaffung für erledigt erflärt. Das 
Neichsgericht hob auf, da beide Theile ihre Anträge aufrecht er- 
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halten hatten; e8 mußte daher auch da8 Gericht materiell darüber Richteramt 
erfennen, die Erledigungserflärung Ing außerhalb der bie Grenzen Yungemartme, 
des Nechtöftreits bejtimmenden Anträge (SS. 279, 487 E.P.D.). 

Das Neichegericht hat die Widerflage abgewiefen und den Be- 

Elagten verurtheilt. V, 92/95 vom 28. Sept. 

796. Im Fall 626, 718 Hatten die Beklagten an fid) die 
Nechtsgültigfeit des Vertrags über die Erbichaft nicht beftritten, 
jondern wollten deifen Wirffamfeit aus anderen Gründen ans 
fehten. Der Berufungsrichter durfte die Ungültigfeit, weil der 
Dertrag die Erbichaft eines Lebenden betraf, ausjprechen, obwohl 
diefer Grund von den Beklagten nicht geltend gemacht war. III, 
257/95 vom 17. Dec. 

797. Die Klage war auf Zahlung einer dem Kläger ans Urtheil. 
geblich versprochenen ‚‚Rejtceffionsvaluta” mit dem Antrage ge- 
richtet, die Beklagte zur Zahlung von 10695 Mark 25 Pf. zu 
verurtheilen; eventuell war Schadenserjag in diejer Höhe gefordert. 
Die erfte Inftanz bat eine al8 Zwilchenurtheil bezeichnete Ent- 
Iheidung dahin eröffnet: „1. Die erhobene Klage wird, foweit 
fie unmittelbare Zahlungsverpflichtung des Bellagten aus dem 
DVertrage vom 25. Yuni 1889 herleitet, abgewicien. 2. Beklagte 
wird verurtheilt, bis zum Höchftbetrage von 10695 Marf 25 Pf. 
mit Zinfen dem Kläger den Schaden zu erjegen, der diejem da- 
durch entitanden ift, daß Beklagte der im Vertrage vom 25. Juni 
1889 übernommenen Verpflichtung zumider die ihm damals vom 
Kläger übergebenen Sleeper und Manrerlatten verabfolgt Hat, 
ohne die vom Kläger verlegten Frachtkoften von 2735 Marf und 
6618 Rubel 30 Kopefen fid) bezahlen zu faffen. 3. Die Liqui- 
dation des Schadens wird dem Kläger vorbehalten. 4. Ueber die 
Koften foll im Endurtheil entichieden werden.” Das Dberlandes- 
gericht hat die Berufung des Klägers als unzuläffig zurücigewiejen; 
das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüchverwiefen. Bezüglich des 
Schadenserjates liegt ein appellabele® Zwijchenurtheil nach $. 276 
E.P.0D. vor, wie fih auch aus der Begründung ergibt. It aber 
die® der Fall und würde das Zwijchenurtheil in Rechtskraft über- 
gegangen fein, wenn dagegen Berufung nicht eingelegt wäre, jo 
(äßt fi aud) der erfte Sat der Urtheilsformel der Kammer für 
Dandelsfadhen fchwer anders verftehen, als daß damit, wie aud 
der Ausiprud, lautet, die erhobene Klage, joweit fie Zahlung des 
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Reftes einer Cefjionsvaluta begehrt, abgewiejen, das heift jomeit 
eine Endenticheidung getroffen wird, wenn diejelbe aud) inforreft 
al® Zwiichenurtheil bezeichnet if. Denn der Kläger begehrt den 
Schadenserjat erft an zweiter Stelle. Er fünnte diefen Schaden 
gar nicht begehren, wenn feine prinzipale Klage begründet wäre, 
daß er feine Forderung mit dem derjelben anflebenden Pfandrecht 
cedirt Habe. Denn bann würde der Bellagte nicht rechtswidrig 
gehandelt haben, wenn er al8 Inhaber des Pfandrechts die ihm 
pfandmweife haftenden Hölzer frei gab, und e8 wäre dem Kläger 
fein Schaden erwadjjen, weil die Forderung, welche ihm allein 
no zuftand, auf Zahlung des Reftes der Geffionsvaluta durch 
jene Veräußerung nicht berührt worden wäre. ordert aber der 
Kläger den Schabenserfaß nur eventuell, das Heißt für den all, 
dag ihm nicht der Anfprud) auf die Ceifionsvaluta zufteht, jo 
fonnte die Kammer für Handelsjadhen gar nicht dem Kläger den 
Schadenserfat definitiv zufprechen, wenn e8 ihm nidjt zugleid) 
den Aniprud auf die Eeifionsvaluta definitiv abjprach, da® Heißt, 
das Zwifchenurtheil nad) $. 276 über den Schadenserfaß bedingte 
zugleich ein Endurtheil über die Klage auf die Eeffionsvaluta. 
Die rechtöfräftige Zufpredung des Schadenserjaganipruchs würde 
ja aud) von felbit die Folge haben, daß der damit unvereinbare 
Anipruc auf die Ertheilung des behaupteten Verfprechens, die 
Ceifionsvaluta zu zahlen, rvechtsfräftig abgewiefen fein würde. Und 
da da8 erjtinftanzliche Gericht auch) der Korm nad) ein Endurtheil 
gegeben Hat, indem e& die „erhobene Klage” ... abwies, fo ift 
jo weit aud) das Urtheil al8 Endurtheil zu behandeln. I, 110/95 
vom 22. Juni. 

798. Im Fall 79, 80 hatte das Berufungsgericht ein neues 
BVertheilungsverfahren angeordnet, in welhem Anfprüde der Bar: 
teien, welde fi auf Rechte ftüßen, die von denfelben im vor- 
fiegenden Rechtsjtreite laut des Thatbeftandes des eriten Urtheils 
geltend gemacht find, nicht berüdjichtigt werden follen. Auf Revi- 
fion der Beklagten ift ftatt deffen erkannt: Von diefem Verfahren 
bleibt die Klägerin fo weit ausgefchloffen, als über ihre Anfprüche 
im vorliegenden NRechtsftreite entjchieden ift. Denn im vorliegenden 
Prozeffe war nur über die Rechte zu entfcheiden, welche die Klä- 
gerin auf die Streitmafje den Beklagten gegenüber erhoben hatte. 
War fie, wie gefchehen, damit abzuweilen, fo war nicht über 
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Rechte zu erfennen, weldje den Beklagten, die gemeinjchaftlich der 
Klägerin gegenüberftanden, unter einander zuftehen. Nur weil die 
Klägerin nod andere Nedte zu haben vermeint, mit denen fie, 
weil jo weit cine zuläffige Klageänderung vorlag, in diefem Pro- 
zeffe nicht zu hören war, war deren G©eltendmadhung vorzu- 
behalten. V, 57/95 vom 22. Dft. Entipredend V, 270/95 
vom 21. März 96. | 

799. DBgl. 811. Wenn aud) die vom Oberlandesgericht be- 
jtätigte Bormel des Tandgerichtlichen Urtheils die Klage einfach ab- 
weift, jo ergeben doc die Gründe des erften wie des zweiten 
Urtheils, daß nur eine Abweifung zur Zeit gemeint ijt. Ueber 
foldhe hat Kläger feinen Grund fi) zu befchweren, da fie gerecht: 
fertigt ift. II, 167/95 vom 22. Nov. 

800. Im Fall 474 Hat der Berufungsrichter angenommen, 
daß dem Kläger überhaupt ein Schaden erwadien if. Das ge- 
nügte, um ein Zwijchenurtheil nad) $. 6 zu erlaflen, wenn aud 
nod nicht feititeht, ob der Schadensanfpruh nad) allen den 
Richtungen begründet ift, nach welchen er erhoben wurde. Dieje 
Erörterung fann dem Berfahren über die Höhe des Schadens 
vorbehalten bleiben. Der Fall liegt anders, al der Fall bei 
Bolze, Praris, Bd. XVI, 727. Damals handelte es fih um 
einzelne Lieferungsraten und die Trage, ob der Bellagte 
durch die bei jeder einzelmen Rate verjchieden liegenden Umftände 
wegen Nichtlieferung entichuldigt fei. I, 154/95 vom 5. Dkt. 
801. Der Einwand, der Verftorbene fei nad) feinen Erwerbs- 
verhältniffen, wie nach feinem förperlichen und geiftigen Zuftande 
nicht befähigt gewejen, feinen Angehörigen irgend weldhen Unterhalt 
zu verichaffen, ift nicht in dem Verfahren über den Grund des 
Anfpruchs, fondern in demjenigen über deifen Betrag zu erörtern. 
Denn zur Begründung diefes Anfprud&® genügte jchon der Uns 
itand, daß den Stlägern in Folge des Unfalls vom 14. Ian. 1893 
der zu ihrem Unterhalte verpflichtete Ehemann und Vater und 
damit das Recht auf den Unterhalt entzogen war. III, 179/95 
vom 29. Oft. 

802. Die nad) Grund und Betrag ftreitige Gegenforderung 
ist zu einem Theil zur Kompenfation verwendet, zum andern Theil 
zur Widerflage. Diefe Gemeinfamfeit des Fundaments Tann es 
unzwedmäßig erfcheinen laffen, von $. 276 &. PB. DO. Gebraud 
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zu machen bezüglid) der Widerflage ; unzuläffig ift das nicht. 
I, 239/95 vom 27. Nov. 

803. Im Fall 643 wurde das Berufungsurtheil au des- 
halb aufgehoben, weil e8& feinen ordnungsmäßigen Thatbeftand ent- 
hielt. Daffelbe enthält außer der Feitftellung des Berufungsantrags 
und der Berufungseinlegung nur eine Kritik des erjtinftanzlichen 
Urtheils. Es ift nit erfichtlic, woher das Berufungsgericht feine 
Konftatirung genommen hat, daß der Erblaffer mit feiner ihm in 
Lehe angetrauten erften Ehefran nad bremifchen Güterrecht gelebt 
habe. Das Teftament, auf mwelche8 Bezug genommen ift, enthält 
fein Wort davon. VI, 247/95 vom 7. Nov. 

804. Nad) dem Protofoll über die mündliche Verhandlung 
hat Kläger den Antrag aus der Klagefchrift verlefen. Unmittelbar 
hinter diefem Protofoll findet fi) ein vom Anwalt des Klägers 
unterzeichnetes Schriftjtüd, welches einen eventuellen Antrag wieder: 
gibt. Nach dem erjtinftanzlichen Thatbeitand hat der Kläger aud) 
den eventuellen Antrag geitellt. Das darf dahin verftanden wer- 
den, daß Kläger jenen Antrag verlefen hat. Dadurd) ift die Ver- 
fefung nad) $. 285 &. PB. DO. erwiejen, und dur) das Protokoll, 
welches nur die Verlefung nicht wiedergibt, nicht widerlegt. Der 
Berufungsrichter durfte alfo bei feiner Enticheidung den eventuellen 
Antrag berüdfichtigen, welcher $. 146, Ziff. 2 &. BP. O. in erjter 
Snftanz verlegt war. VI, 263/95 vom 19. Der. 

805. 2gl. Bd. XVII, 154; Bd. XXI, 808. Der Kläger 
hat aber bei Anftellung der erjten Entihädigungskflage angegeben, 
daß er die Kautiondpapiere, falls er fie am 1. Dft. 1889 zurüd- 
erhalten hätte, noch an demjelben Zage verkauft und dafür andere 
mindeften® 5 Proz. tragende Papiere erworben haben würde. Eine 
weitere Entihädigungsforderung kann der Kläger jest nicht mit 
dem Vorbringen rechtfertigen, daß er möglicherweije die Kaution- 
papiere nicht veräußert, fondern behalten und alsdann in nod) 
vortheilhafterer Weile verwerthet haben würde. Vielmehr ift eine 
Nachforderung nur infoweit zuläjlig, als fie neben der früheren 
Sorderung beitehen und gleich diefer als ein Xheil des im 
Vorprozefje jeinem Gegenjtande nad) bejtimmten Anfpruds an 
gejehen werden kann. (R.G.€, Bd.31, ©. 259 ff.) Das ver- 
urtheilende Erfenntniß aufgehoben, zurüdverwiefen. VI, 159/95 
vom 7. Oft. 
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SO5b. Wegen Nichteinhaltung der Lieferungsfrift werden 
2000 Marf Schadenserfa gefordert, an Zinsverluft, Arbeits- 
föhnen, Preisdifferenz und für Verderb. Denn Käufer habe die 
Waare nicht mehr im Herbite 1891 verkaufen Fünnen. Der Bor- 
wurf ungenügender Subjtantiirung des geforderten Schaden® trifft 
nicht zu, weil der Richter aud) bei Schadensanjprüchen aus Ton- 
traftlicher Verihuldung nad) 8.260 E&.P.D. zu verfahren hat, 
überdies fragen fan. III, 160/95 vom 15./22. Oft. 

806. Im Fall 201 verlegt das Berufungsgericht aud) die 
gejeglichen Beftimmungen über die Rechtskraft, indem e8& jet die 
Widerbeklagte zum Erjaß derjenigen Prozekfoften verurtheilt, zu 
denen ber Gedent des Beklagten im VBorprozeß rechtskräftig ver- 
urtheilt ift. Denn jene Verurtheilung ift nicht etwa aus einem 
prozefjualen Grunde aufgehoben, aud) hatte fie feinen bloß vor- 
bereitenden Charakter. Hätte der Cedent geglaubt, daß er außer 
den in jenem Prozefje geltend gemachten Gründen nod) einen andern 
Rechtsgrund dafür geltend machen dürfe, daß die damals Verflagte 
bie durch jenen Prozeß erwachjenden Koften zu tragen habe, jo 
mußte er diefen Rechtsgrund in jenem Prozeffe vorbringen. I, 
86/95 vom 8. Juni. 

807. Da über einen Eventualantrag nad) den Gründen 
des rechtsfräftigen Urtheils nicht erkannt ift, während in der Yorınel 
die Klage abgewiejen war, aud eine Ergänzung des Urtheils 
binnen acht Tagen nicht beantragt tft, Fonnte von Neuem mit jenem 
Antrage geflagt werden. III, 110/95 vom 12. Yult. 

808. Die Beklagte Hatte eine ihr in Werthpapieren hinter- 
legte Raution rechtswidrig zurücigehalten. Wegen des dem Kläger 
dadurch erwacdjjenen Schaden® war fie im VBorprozeß zum Erjak 
des Kursverluftes und der höheren Zinfen für Papiere, die fid) 
der Kläger in Tolge der verzögerten Herausgabe nicht Hatte an= 
ihaffen können, verurtheilt. Iett fordert Kläger Erfat weiteren 
Schadens, der ihm dadurch erwacjen fei, daß er bei rechtzeitiger 
Herausgabe der Kaution eine bejjere Stellung habe erlangen 
fönnen. Der erneuten Klage fteht an fich das frühere Urtheil 
nicht entgegen. Der Kläger war durd feine Gejetesvorfchrift ge- 
nöthigt, feinen gelammten Schaden gleichzeitig in demjelben Pro- 
zefle einzufordern. Klagte er zunädhjt nur einen Theil der ihm 
in Wirklichkeit zuftehenden Entihädigungsforderung ein, fo ver- 
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blieb ihm auc, ohne ausdrüdlichen Vorbehalt das Recht, den noch 
übrigen Theil mit einer anderweiten Klage geltend zu madjen. 
Dol. 805. Modite der Kläger im Vorprozeffe aud) angegeben 
haben, daß der dort erjett verlangte Schaden fein Schaden jei, 
fo würde doc aus folder Angabe nicht zu folgern fein, daß der 
Kläger die damals beanspruchte Summe al8 zur Dedung feines 
gefammten Schadens ausreichend bezeichnet habe. — R. ©. E., 
Bd. 1, ©. 349, und VI, 236/94 vom 19. Nov. 1894. — VI, 
159/95 vom 7. D#t. 

809. Eine deutfche und eine englifche Verficherungsgefell- 
Ihaft hatten einen Exrcedentenvertrag mit einander gejchloffen. 
Alle Differenzen jollten durch ein Schiedsgericht entichieden werden. 
Im Fall, daß irgend ein Vorfommniß, unabhängig von dem 
Willen der Parteien, dieje Klaufel nicht zur Ausführung gelangen 
fan, werden die Parteien den betreffenden Fall der Gerichtsbar- 
feit des Handelötribunals der Seine zutheilen. Bei diefem Ge- 
richt hat die engliiche Gejellichaft die deutfche verklagt, und dieje 
it von den franzöfiichen Gerichten zu einer Zahlung verurtheilt. 
Auf Grund der Bereinbarung, der geführten Verhandlungen und 
der franzöfiichen Urtheile Hagt die englifche Gejellihaft wider die 
deutfche bei dem Landgericht Cöln auf Zahlung der Summe, zu 
welcher dieje von den franzöfilcdyen Gerichten verurtheift if. Das 
Neichögericht hat das verurtheilende Berufungserfenntniß auf: 
gehoben, zurücverwieien. Da in Frankreich die Gegenfeitigkeit 
nicht verbürgt ift — E&. BP. OD. S. 661 —, fo find die Urtheile der 
franzöfiichen Gerichte in Preußen nidyt volljtredbar und erzeugen 
für die Parteien feine materielle Rechtskraft. Kine entgegengefegte 
Verabredung der Parteien ift wirkungslos. Denn e8 handelt fich 
hier nit um einen ausländifchen Schiedsfprudy, vielmehr jollte 
das Handelstribunal der Seine ald Staatsgerichtshof entjcheiden 
mit vollem nad) der franzöfiichen Eivilprozeßordnung geordneten 
Inftanzenzuge. In Wahrheit ift alfo aus den franzöfifchen Ur- 
theilen die actio judicati erhoben, und das Oberlandesgeridht hat 
bedinglid) auf Grund jener Urtheile ohne eigene Sacdhunterfuhung 
und ohne Erörterung der Einwendungen zur Sade verurtheilt. 
II, 210/95 vom 15./22. Nov. 

810. Nad) der irrevifibelen Annahme des Berufungsgerichts 
hat an der württembergifchen landredtlichen Errungenfchaftögemein:- 
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Ihaft im Ganzen ber einzelne Ehegatte nur einen ideellen Antheil 
zur Hälfte, jodaß ein Gläubiger der Ehefrau zur Befriedigung 
einer vorehelihen Schuld nicht ein einzelnes beftimmte® Errungen- 
Ichaftsftüdt vor Auflöfung der Gemeinfchaft zur Erefution bringen 
fann. Bei diejer Rechtslage fteht der Interventionsflage des Ehe- 
manns gegenüber der von der Beklagten betriebenen Zwangsvoll- 
jtredung in den Antheil der Ehefrau an dem zur Errungenfchafts- 
gemeinichaft gehörigen Haufe nicht die Rechtskraft des Urtheile 
im Vorprozefje entgegen, in welchen dem Ehemann im Allgemeinen 
auferlegt war, Erefution in das in feiner Verwaltung befindliche 
Bermögen feiner Ehefrau zu geftatten. III, 220/95 vom 22. Nov. 

8ll. Im Fall Bd. X, 646 (E., Bd. 26, ©. 265) hat das 
Berufungsgeriht durd) Endurtheil die Klage abgewiejen, weil 
eine Bereicherung auf Seiten der Stadt nicht vorliege. Das 
Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. Denn das Zwifchen- 
urtheil des Rammergerichts hatte zwar in feinen Gründen aus- 
geiprochen, daß die Stadt infoweit hafte, al& fie bereichert fei. 
In der Formel des Zwilchenurtheils ift aber der Klageaniprud 
ohne jede Einfchränktung dem Grunde nach für gerechtfertigt er= 
Härt. Die Kläger haiten danad) feinen Anlaß, Revifion einzulegen, 
weil ihnen nach der Urtheilsformel alles zugeiprochen war, was 
fie begehrten. Auf die Revifion der DBellagten Hatte ed das 
Reichsgericht dahingeftellt gelafien, ob e8 des Verfuchs, die ge- 
troffene Entfcheidung auch aus dem Gefichtspunfte der Bereicherung 
des Beklagten zu rechtfertigen, überhaupt bedurft hätte. Denn 
wenn der VBorderrichter den Entihädigungsaniprud nur in dem 
Umfange der Bereicherung al8 begründet anerkennt, jo fei durch 
dieje Befchränkung des Anfpruche Feinesfalls die Beklagte befchwert. 
Daraus ergibt fi, daß das Reichögericht die Revifion, bei welcher 
übrigens ein Antrag auf Einihränfung des Zwijchenurtheils nicht 
gejtellt war, ihrem vollen Umfange nad) verworfen hat. Der 
Berufungsrichter war alfo bei dem Endurtheil nicht gehindert, 
bei Teftfegung des Entichädigungsbetrags über den Umfang der 
Bereicherung hinauszugehen. VI, 224/95 vom 25. Nov. Bgl. 799. 

812. Bellagter war durd) Verfäumnißurtheil des Land- 
gerichtS I Berlin vom 27. Mai 1891 rechtsfräftig verurtheilt, an 
D. 31300 Markt aus elf Wechfeln zu zahlen. Nach dem Zode 
des D. ift über feinen Nachlaß Konkurs eröffnet, der Konfurs- 
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verwalter hat die Forderungen an U. cedirt. Dem Konfurs- 
verwalter ift durch einftweilige Verfügung unterfagt, die Wechjel 
herauszugeben. Die dagegen gerichtete Klage des U. wider D. ift 
bedingt abgewiefen. Wird durch Ableiftung des dem Beklagten 
auferlegten Eides feftgeftellt, daß die Schon vorher von dem Be- 
flagten eingelöften Wechjel dem D. zurüdgegeben waren, damit 
diefer zum Scheine, als fei er forderungsberecdjtigt, die Wechjel 
einflagen und einen Schuldtitel für das über da8 Hotel des Be- 
Hagten eingeleitete Subhajtationsverfahren erlangen follte, umd 
hat fi) dementiprechend Beflagter fontumaziren laffen, fo waren 
Rechte und Pflichten aus dem, Wechleljudifat nicht entitanden. 
Bellagter fonnte das, aud) ohne daß Vorausfegungen des $. 686 
CE. B. DO. vorlagen, und ohne an die Reftitutiongflage des $. 543 ff. 
gebunden zu fein, jederzeit und auch gegen den gutgläubigen 
Ceffionar geltend mahen — 88. 407, 4EU.URL 1 —. 
Bd. V, 450 (E., Bd. 20, ©. 336) entjcheidet einen anderen Fall, 
überdies auf Grund Franzöfifchen und Gem. R, Ob ber Kläger 
gegen den Beklagten, obwohl er nah AÜ.L.R. I, 11, 8. 420 gegen 
den Sedenten Regreß hat, einen Schadenserfaganiprud) hat, war 
hier nicht zu entjcheiden. I, 242/95 vom 30. Nov. 

813. Die Berufungsflägerin war im Termin zur münd- 
fihen Verhandlung allein erichienen, und hat den Sachverhalt 
vorgetragen und den in der Berufungsichrift angekündigten An 
trag verlejen, da8 Berufungsgericht hat Beweisbeichluß erlaffen. 
Die Befchwerde der Berufungsklägerin darüber, daß nicht Ver: 
fäumnißurtheil erlaffen fei, ift zurüdgewieien, weil ein dahin 
gehender Antrag nicht geftellt war — €. P. DO. 88. 504, 295, 
296 —. Im Tall Bd. XI, 747Tb; E., 3b. 28, ©. 395 konnte 
überhaupt fein anderes als ein Berfäumnißurtheil erlaffen werden. 
B. I, 43/95 vom 1. Yult. 

814. Im Tall Bd. XVII, 192, 193 hat das Berufungs- 
gericht nun die Anjchlußberufung der Klägerin zurüdgemwiejen und 
anf die Berufung de8 Beklagten nur für die Zeit vom 1. April 
1889 bi 31. Dec. 1892 im Betrage von dreißig Mark pro 
Monat, und für die Zeit vom 1. Ian. 1893 bi zum zurüd- 
gelegten 60. Lebensjahre der Klägerin, folange nicht durch die 
Aenderung der perjönlihen Verhältniffe derjelben eine Aenderung 
in deren Grwerbsverhältniffen eintritt, im Betrage von fünfzehn 
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Markt pro Monat verurtheilt. Nur der Beklagte hat die Revifion Rechtsmittel. 
eingelegt; das Neichögericht Hat da8 Berufungsurtheil jo weit auf- 
gehoben, al8 dadurd die Berufung ded Beklagten zurüdgemwiejen 
ift. 8 bleibt alfo dabei, daß die Anfchlußberufung der Klägerin 
und deren Anträge auf Zuerlennung einer höheren Nente ale 
15 Marf monatlich feit 1. Ian. 1893 über deren 60. Lebensjahr 
hinaus nun redhtsfräftig abgewiejen find. II, 114/95 vom 21. Sunt. 

815. Die Aufhebung des Urtheild durd) das frühere Re- 
vifionsurtheil vom 29. Sept. 1893 war bezüglid) der Nente eine 
vollftändige; die in jenem Urtheil enthaltenen thatfächlichen eft- 
jtellungen haben formell zu bejtehen aufgehört. ‘Der Umijtand, 
daß das NReichsgericht bei Prüfung der Revifion bezüglich der 
90 Mark ausgeiprocdhen hat, die Unterlagen der zweitinftanzlichen 
Enticheidung litten injoweit an feinem Redtsirrthum, hat diefen 
Unterlagen nicht aud) bezüglich der ftreitig gebliebenen Rente zur 
Unanfedtbarkeit verholfen. Nedtsirrthümlicdh ift alfo die At« 
nahme des Oberlandesgerichts, daR als einzige nod) zu entjcheidende 
Trage die nad) der Höhe der zuzubilligenden Rente zu unterfuchen, 
dagegen der Grund und Umfang der Klage für rechtskräftig er- 
fedigt zu erflären fei, weshalb der Beklagte injoweit mit feinen 
abermals vorgebradhten Ausführungen und Beweiserbieten nicht 
mehr gehört wurde. II, 114/95 vom 21. Iuni. 

816. Wenn auch inzwifchen die Liquidation beendigt wäre, 
fo beruhte das auf der für vorläufig volljtredbar erflärten Yand- 
gerichtlichen Entjcheidung. Dadurd würde die Nachprüfung der 
Entfcheidung der Vorinjtanz, daß ein Liquidator zu beitellen jet, 
nicht erübrigt. ILL, 217/95 vom 12. Yuli. 

817. Der Berziht auf das Rechtsmittel — $. 475 E.P.D.— 
ift ein einfeitige8 prozefjualiihes Rectmittel. Wenn aber der 
Verzicht, hier des Ehemanns im Sceidungsprozeß, von einer 
Gegenleiftung, hier der Zujtimmung der Ehefrau zum Zmwangs- 
vergleich des Ehemanne, abhängig gemacht wird, fo Liegt ein zwei« 
feitiges Gefchäft, ein Vertrag vor. Und da das Rechtsmittel eine 
andere Enticheidung betreffs der Schuldfrage betraf, war der Ver- 
trag unftatthaft und ber Verzicht wirfungslos — R. ©. E., Bd. 27, 
©.375 —. IWV, 176/95 vom 28. Nov. 

818. Klage bei dem Amtsgericht, Widerflage auf einen 
300 Marf überfteigenden Betrag. Urtheil: Der Kläger wird mit 
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der Klage abgewiefen. Der Nechtöftreit wird vor da8 hiefige 
fönigliche Landgericht verwielen. Die Koften diefes8 Verfahrens 
werden dem Kläger auferlegt. Nach eingetretener Nechtskraft lud 
Kläger den Beklagten vor das Landgericht und beantragte Ber: 
urtheilung zu 170 Mark nebit Zinien, Bellagter beantragte Ab- 
weifung des Antrags auf Fortjegung des Verfahrens, weil Kläger 
bereits vechtsfräftig abgewiejen fei; eventuell Widerklage. Urtheit: 
Der Antrag des Klägers auf Tortjegung des Verfahrens wird 
als unftatthaft abgewiefen unter Belaftung des Klägers mit den 
entftandenen Koften. Auf die Berufung des Klägers hat das 
Dberlandesgericht dies Urtheil aufgehoben, und über Klage und 
Widerflage in der Sade erkannt. Nevifion zurücgewiefen. Die 
Berufung war zuläjfig.e. Das amtegerichtliche Urtheil ift in Zu- 
jammenhang mit feinen Gründen troß der irrigen Anwendung des 
8.87 ©. P. DO. dahin zu verftehen, daß das Amtsgericht die Klage 
nur von dort hat abweifen und zugleich an da® Landgericht ver- 
weifen wollen — 8. 467 &.B. DO. —. Das Landgericht bat an 
genommen, daß eine Verweifung nicht genügend Flargeftelit fei, 
daß e& deshalb mit der Sadje nicht befaßt, die Klage bei ihm 
nit ordnungsmäßig anhängig geworden fe. ES Hat darüber 
eine endgültige Entfcheidung abgeben, die Klage auf diefem Grunde 
abweifen wollen. III, 266/95 vom 27. Dec. 

819. In erjter Inftanz war auf einen richterlichen Eid für 
den Kläger erfannt, daß die beklagte Ehefrau den von ihm be- 
haupteten Verzicht erflärt habe; auf einen zugefchobenen Eid für 
die Deflagte, daß ihr Ehemann den Verzicht nicht genehmigt Habe. 
Nur der Kläger hat Berufung eingelegt; darauf ift dem Kläger 
der richterliche Eid auch über die zweite Thatfache auferlegt. Auf: 
gehoben, zurücverwiefen. Bei dem Zufammenhange, in welchem 
die beiden Zhatjachen mit einander ftehen, fonnte der Kläger mit 
feiner Berufung nur durchdringen, wenn ber Richter prüfte, was 
nicht gefchehen, ob e8 auch im erften Punkte bei der dem Kläger 
günftigen Entfcheidung zu belaffen fei. ILL, 192/95 vom 25. Dft. 

820. Im Fall 153, 154 wurde das Berufungsurtheil aud) 
aus dem runde aufgehoben, weil daffelbe zu Unrecht angenommen 
hatte, der Bellagte habe eine nad 8. 491 CE. BP. D. unzuläffige 
Kompenfationseinrede in der Berufung geltend gemacht. Hatte 
der Beklagte noch die für den Kläger angejchaffte Italienische Rente, 
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fo würde er nur gegen Gritattung feiner Ansprüche aus dem 
Kommiffionsverhältniffe herauszugeben brauchen. Kläger kann 
nicht mehr fordern, weil Beflagter verkauft Hat, al was er be- 
anfprudhen fünnte, wenn diefer nicht verkauft hätte. Er kann Erjak 
nur mit jener Beihränkung fordern; eben dafjelbe gilt bezüglich 
der Höhe feines Entihädigungsanipruchs, wenn er Geld fordert. 
Die Gegenforderungen ded Beklagten fonnten aljo aud) nod in 
der Berufung geltend gemacht werden. — Bolze, Prarie, Bd. V, 
1317; Bd. IX, 852d. — Ueberbies würde dem Beflagten auch ein 
der Beichränkung des 8. 491 EC. P. D. nicht unterliegendes Zurüd- 
behaltungsrecht an der Geldjumme nah AR. R. I, 20, 8. 542 
zuftehen; €, Bd. 21, ©. 287; Bolze, Prarie, Bd. XIII, 89. 
Sodann behauptet Beflagter, er habe ein Recht gehabt, fich wegen 
feiner Gegenforderung bezahlt zu machen, was wiederum unter 
8.491 &.P.D. nit zu ziehen ift — Bolze, Praris, Bd. VIL, 
195 —. Endlih find die Gegenforderungen bereits erjtinftanz- 
lich geltend gemadt. Denn Kläger hat jelbft die Kontofurrente 
beigebradht, die mit einem Saldo zu Gunften des Klägers in 
Höhe von 410 Marf 8O Pf. abichliegen. Er bejtritt aber, daf 
dem Beklagten die in das Kontofurrent aufgenommenen Gegen- 
forderungen zujtehen, unter anderm weil fie aus reinen Differenz- 
geihäften Herrührten. Der Bellagte hat aber fhon in erfter 
Injtanz das NRejultat der von dem Kläger beigebradjten Konto- 
furrente aufrecht erhalten, und eben damit die Gegenforderungen 


geltend gemacht, über die nun noch in der wiederholten Berufungs: 


verhandlung zu enticheiden fein wird. I, 199/95 vom 30. Oft, 

821. Im Fall 682 Hatte das Landgericht die Klage ab- 
gewiejen wegen Unzuläjfigfeit des Nechtöweges; aus den Gründen 
ergab fich aber, dak die Abmweifung ausgefproden war, weil bie 
Klage nicht innerhalb der Präflufivfrift von fee Monaten er- 
hoben war. Das Oberlandesgericht hat die Berufung des Klägers 
mit der Maßgabe zurücgewiefen, daß die Klage nicht wegen Un- 
zuläjfigfeit des Nechtsweges, fondern wegen Verluftes des Klage- 
recht8 abgewiejen werde. Darin lag weder eine reformatio in 
pejus nod) eine Verlegung des 8. 500, Nr.2 E.P.09. IV, 180/95 
vom 28. Nov. 

822. Das Oberlandesgericht Iena hatte unter Anwendung 
des Weimarer Pfandgefetes einen unter der Herrichaft des Badtichen 
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Net ausgejprochenen KEigentHumsvorbehalt an einer beweglichen 
Sadje nicht für gültig anerfannt. Die Sache war revifibel, da 
nicht die Verlegung von landesreditlichen Vorfchriften, fondern 
von Grundfägen bes internationalen Privatrechts in Frage ftcht. 
IIl, 233/95 vom 29. Nov. 

823. Das Landgericht Hat die Zuläffigfeit der von dem 
früheren Gemeinfhuldner eingelegten Befchwerde nicht beanftandet 
und fie auch für begründet erklärt. Das Oberlandeögericht it 
dem beigetreten. Die Sade liegt nicht anders, wie wenn die 
Beichwerde ausdrüdlich für zuläffig erklärt wäre. Der Beichwerbe: 
führer kann alfo beim Neichsgericht nicht mehr mit Erfolg gel- 
tend madjen, daß eine fofortige Bejchwerde in Frage ftehe, deren 
Cinreihung al® verjpätet anzufehen je. B. II, 95/95 vom 
14. Sunt. 

824. Handelt e8 fi nit, wie im Fall des 8.290 E.P.O., 
um ein Urtheil, gegen weldjes aud) Berufung eingelegt werden 
fönnte (vgl. Bolze, Praxis, Bd. XV, 677), jondern wie im Fall 
des $. 371 um einen Beichluß, jo liegt ein innerer Grund nicht 
vor, die weitere Bejchwerde dann zuzulaffen, wenn auf erhobene 
Beichwerde ein Beichluß erlaffen wurde, gegen welchen, wenn er 
eritintanzlic) gefaßt war, eine Bejchwerde nicht zuläffig geweien 
jein würde. B. I, 38/95 vom 22. Sunt. 

825. Die Beichwerde wegen Ablehnung eines Antrags auf 
Beridhtigung des Thatbeitandes wurde für zuläffig erachtet, weil 
fie auf einem prozejfualen Grunde erfolgte, der nicht für jtich-- 
haltig erachtet wurde. Der Bellagte wollte in den ZThatbejtand 
aufgenommen haben, daß die Berufungsverhandlung auf den 
Streitjtand erjter Inftanz beichränft jei. Das ift abgelehnt, weil 
dicfe Beichränfung nicht ftattgefunden habe: vielmehr fei den Par- 
teien eröffnet, die Verhandlung werde zunächft auf den Sadvor- 
trag und die Deduftionen aus den 8S. 3 und 4 de8 Vertrages 
vom 6./7. Suli 1893 beichränft, diefe progeßleitende Anordnung be> 
rühre da8 Sad): und Streitverhältnig nit. Allein dieje Er- 
Öffnung konnte vom Beklagten dahin verftanden werden, entweder 
dag mit dem Sadpvortrage der Vortrag der bisherigen Verhand- 
lung über die auf SS. 3 und A des BVertrags gejtügten Nedhtd- 
behelfe gemeint gewejen fei. Dann war aber dbadurd das Sadı- 
und Streitverhältniß berührt; denn in Folge der Anordnung it 
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der Beklagte verhindert, neue Anführungen zu machen. Das fan 
für den Beklagten gefährlich werden, wenn Kläger gegen da® ab- 
weifende Berufungsurtheil NRevifion einlegt, und das Neichsgericht 
auf Grund des Thatbeftandes die Berufung gegen die erftinftanz- 
liche Verurtheilung zurücweift. Deshalb wurde der Beihluß auf: 
gehoben, zurüctverwiefen. B. V, 137/95 vom 30. Nov. 

826. Die Beichwerde gegen den Beihluß des Landgerichts, 
durch welchen die Ablehnung des einzigen Richters bei dem zur 
Beweiserhebung erfuchten Amtsgericht in einem Landgerichtlichen 
Prozeffe zurücdigewiejen wurde, war nidht dem Anmwaltszwange 
unterworfen. Denn der NRedtsjtreit war in dem Verfahren vor 
dem erfuchten Richter bei einem Amtsgericht anhängig — R.©.€., 
DB. 12, ©. 354 —, fodaß $. 532, Abj. 2 E. P. D. anzuwenden. 
Auh war die Ablehnung beim Amtsgericht anzubringen, und ift 
an daffelbe durch Rüdjendung des Landgerichts „zur dienftlichen 
Aeußerung‘’ gelangt, wenn jchon bei diefem eingereicht. Das Amts- 
gericht war aber nidht bloß Organ des Landgerichts, denn die 
Ablehnung gelangte nit an dafjelbe, wenn das Amtsgericht fie 
für begründet eradhtete. B. VI, 164/95 vom 2.Nov. 

827. Die Kläger haben auf Grund neuentdedter Urkunden 
Reftitution beantragt. Die Klageabweifung ift vom NReichsgericht 
aufgehoben. &. PB. DO. 8. 543, Ziff. 7? ftellt das Erforderniß 
nicht auf, daß die Thatjadhen, welche durch neuentdedte Urkunden 
erwiefen werden, in dem früheren Verfahren jchon vorgebradjt 
wurden. Die Zuläffigfeit des Urkundenbeweijes ift nicht aus- 
geichloffen, wenn und joweit die neuentdedte Urkunde ihrem In= 
halt nad ein thatjächlicdyes Novum im fich fchlieft. III, 69/95 
vom 11. Juni. 

828. Dean kann dem Oberlandesgericht zugeben, daß aus 
den von ihm angeführten Schriftitellern die Kläger hätten ent- 
nehmen fünnen, daß die drei Brüder Marr, Hans und Jakob 
Tugger, weldhe nad) dem Theillibell vom 6. Ian. 1575 der Anto- 
nianifchen Linie angehörten, durch das faiferliche Dekret vom 
10. Sept. 1582 Sig und Stimme auf dem NReichdtage erlangt 
haben, Allein wenn man erwägt, daß bi8 auf die neueite Zeit 
jowohl in der Kitteratur al8 namentlich in der Fugger’chen Familie 
jelbft fejtgehalten worden ift, daß die Neichsftandichaft der Ge- 
jammtfamilie Zugger, ohne Unterfcheidung zwijchen der Antonia- 
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Wieder- nifchen und der Neimund’schen Linie, zugeftanden habe, jo fann 

or fein Berfchulden der Kläger darin gefunden werden, daß ihnen 

. nicht Schon im Vorprozeffe die richtige Bedeutung diefes Unter- 
Ichieb8 Har geworben war. III, 69/95 vom 11. Iuni. 

829. Es muß aud) angenommen werden, daß bie Kläger 
außer Stande gewejen find, früher in den Befit des jeßt bei- 
gebrachten Faiferlichen DefretS vom 10. Sept. 1582 zu gelangen. 
Wenn die Kläger auch annehmen konnten, daß fich die Urkunden 
im gräflih Fugger’ihen Yamilienarchive befanden, und wenn 
fie diefelben durd) die Vermittelung des Grafen Franz Tugger 
aus dem Yamilienarchiv fi) hätten verichaffen können, jo hatten 
fie do — und dies ift allein entfcheidend — auf die Deraus- 
gabe Fraft eigenen Rechts feinen Anfprud. III, 69/95 vom 
11. uni. 

Urfunden- und 830. Im Nadiverfahren fam Bellagter auf den bereits in 

Wedielprogeß. pen Wechfelprozeffen erhobenen Einwand zurüd, daß die den Wedj- 
jeln zu Grunde liegenden Gefchäfte reine Differenzgejchäfte ge- 
wejen feien. Die Verwerfung des Einwands war injoweit geredt- 
fertigt, al8 die Vertheidigung des Beklagten auf ftillfehweigendes 
Einverftändniß der Parteien geftügt worden ift. Injoweit hat der 
Beklagte im Nadjverfahren Tediglicd) eine Einrede wiederholt, die 
in den beiden Wechlelurtheilen wegen Unfjchlüffigfeitt der behaup- 
teten Xhatjachen für unbegründet erachtet find. Cinige genauere 
Angaben, die in der Berufungsinftanz des Nachverfahrens ge- 
macht worden find, beziehen fi) auf Momente, die fi) vom 
Standpunkte der den Wecjelurtheilen zu Grunde liegenden Sad 
würdigung aus als belanglos barftellen. Infoweit aber Beflagter 
fih auf ausdrüdliche Vereinbarungen über ben Ausfchluß effektiver 
Lieferung und Abnahme berufen hat, handelt es fih um felbft- 
ftändige Einredebehauptungen, denen durd die Wechjelurtheile 
nicht präjudizirt if. Ihre Zurücweifung in dem Wedhjelurtheil 
ift nur wegen mangelnden Beweijes erfolgt. Der Beweis war 
dort durch Zeugen angetreten. I, 182/95 vom 18. Sept. 

831. Der Kläger hatte zu den Prozeßakten Abfchriften aller 
von ihm eingeflagten Wechfel und Brotefte übergeben; die Richtig- 
feit ift unbeftritten; da der Beklagte in ber Berufung nicht wieder- 
holte Vorlegung der Originale beantragt Hat, bedurfte e8 der- 
jelben nicht. IV, 244/95 vom 9. Dec. 


Eheprogek. Zwangsvollftredungsverfahren. 409 


832. Der Einwand des Beklagten, er fei dur) Betrug des Urkunden- und 
Klägers zur Hingabe eines Wedjfelaccepts beftimmt, war im eolelprogeß. 
MWechjelprozeffe verworfen, weil der Eindrud, welchen die Flägeri- 
jhen Aeußerungen auf den Beklagten gemadjt hätten, hier nicht 
feftgeftellt werden fünne. Das war dahin zu verftehen, daß die 
Möglichkeit einer folhen Teitftellung aus den begleitenden Um- 
jtänden an fich nicht bezweifelt wurde, im vorliegenden Falle aber 
die fih aus der Sadjlage ergebende Möglichkeit, durch das im 
Wechfelprozeß unzuläffige Zeugniß zweier bei den Verhandlungen 
anwefend gewejenen Perjonen, welche über da® Verhalten des 
Beklagten vor und bei den Verhandlungen hätten Auskunft geben 
können, zur Feftftellung des Eindruds der Hägeriichen Aeußerungen 
auf den Beklagten bejonders nahe gelegen habe. Danach war das 
Berufungsgericht im Nachverfahren völlig freigeftellt und konnte, 
auch ohne weitere Beweiserhebung im Wege der Schlußfolgerung, 
aus den begleitenden Umftänden zu der thatjächlihen Feltftellung 
gelangen, daß der Beklagte durch wiffentliche Verfchleierung des 
Klägers in Irrthum verjegt und dur diefen Irrtum beftimmt 
fei, die Provifion des Klägers dur Hingabe feines Wechfeld zu 
erhöhen. I, 186/95 vom 16. Oft. 

833. Nachdem über die Cheicheidung vechtsfräftig bedingt Cheproze. 
unter Auferlegung von Eiden für den Ehemann und die Ehefrau 
erfannt war, hatte der Ehemann die Eide geleiftet, die Ehefrau 
war im Schwurtermine nicht erjchtenen und ftellte die neuen DBe- 
hauptungen auf, der Ehemann habe vor und nad) der Redte- 
fraft des bedingten Endurtheild die Che mit zwei genannten 
Trauensperfonen gebroden. Mit diefen Behauptungen war die 
Ehefrau nicht mehr zu hören, aud nad) $S. 581 find dieje Be- 
hauptungen nicht zu berüdfichtigen. Abgefehen von den Fällen 
der SS. 432 und 433 E. PB. DO. kann e8 fih nad) Füllung des 
bedingten Endurtheil® nur noch um Ableiftung oder Verweigerung 
des Eides und um den Ausiprud des Eintritts der Folgen han- 
dein. UI, 119/95 vom 2. Yulti. 

834. Im Fall 179 würde der Beklagte an fi) durch die Zmangs- 
Zahlungen der N. befreit fein, da diefelbe nur der Form nad) volftredung. 
an Z., in Wahrheit an 3. erfolgt find, aucd wenn die Erpromilfion 
ungültig war — AU. X. R. 1], 16, SS. 43, 51, 176 —. Allein, 
da damals die Forderung des F. an den Bellagten bereits ge- 
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pfändet und dem Kläger zur Einziehung überwiejen war, jo fann 
fi) Bellagter zu feiner Befreiung auf diefe Zahlung überhaupt 
nicht berufen. I, 102/95 vom 15. uni. 

835. Die von der Mutter des B. durd) Vertrag mit einem 
Dritten zu feinen Gunften getroffene Verfügung, durch melde 
ihm eine lebenslängliche Hente gefichert wurde, hat nah Grund, 
Inhalt und Zwed ganz die rechtliche Natur freigebiger Fürjorge, 
auf welder die Borichrift im $. 749, Nr. 3 EP. DO. beruht. 
Weder die gejegliche Alimentationsverbindlichkeit der Meutter, die, 
wenn fie überhaupt beitand, mit ihrem Zode fortfiel, noch der 
etwaige Pflichttheilsaniprud des Schuldners gegen den Nacdlag 
der Mutter, von weldem Anjprud, überdies auch nichts erhellt, 
berührt die rechtliche Natur des dem Schuldner verichafften Renten- 
aniprudhe. B.I, 40/95 vom 22. Yunt. 

836. Die Bellagte ift von ihrem Ehemann, mit welhem 
fie in allgemeiner Gütergemeinschaft lebte, rechtskräftig gefchieden. 
Aus einem gegen den Ehemann erlaffenen volljtredbaren Titel 
fann gegen die Bellagte, wenn ber Titel aus ber Zeit der güter- 
gemeinjchaftlichen Ehe herrührt, auf Vollftredbarkeitserklärung dee 
Titels in Betreff der gütergemeinfchaftlichen Mlaffe geklagt werden. 
Der Ehefrau jteht die Einrede der Kompenfation wegen einer 
Gegenforderung ihres Ehemann dann nicht zu, wenn aud) dem 
Ehemann der Einwand nad $8. 686, 704, Abf. 2 nit zuftand, 
weil er vor Zuftellung des Vollftredungsbefehls entjtanden war. 
IV, 39/95 vom 27. Iuni. 

837. Im Fall Bd. XVL, 830 Hat nun das Berufunge- 
gericht erfannt, daß Bellagter (für welchen ungültig gepfändet 
war) jchuldig fei, darein zu willigen, daß aus dem hinterlegten 
Auftionserlöfe von 9600 Marf 20 Pf. an den Kläger Sc. 
2356 Mark 50 Pf. nebit Zinfen und an Klägerin d.& 2. 
721 Mark 7O Pf. nebft Zinfen herausgegeben werden. Wenn 
audh in den Pfändungsbeichlüffen von der Pfändung des dem 
Schuldner P. zuftehenden Auftionserlöjes die Nede fei, jo jei da= 
mit nur die Sorderung des BP. auf Auszahlung des Auftions- 
erlöfes gemeint. Auc) ift nicht zu beanftanden, daß die Zuftellung 
der Pfändungs> und Ueberweifungsbefchlüffe an die Hinterlegungs- 
jtelle jtatt an die Regierung gerichtet wurde ; denn nach $. 1 der 
Pr. Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 ift die Bezirkd- 
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regierung hier die Hinterlegungsftelle. Wevifion zurüdgewicjen. 
In welder Weife die Entiheidung des Berufungsgerichts für das 
von dem Amtsgericht eingeleitete Bertheilungsverfahren in Be: 
trat fomımen kann (was die Revifion in Frage ftellt), das wird 
deınnächft in jenem Vertheilungsverfahren zur Erörterung fommen. 
Für diefen Prozeß handelt e& fi) nur um die von ben Klägern 
geitellten Anträge, denen entiprocdhen wurde, und nit darum, 
welchen Gebrauch fie von einer ihren Anträgen entiprechenden Ent- 
Icheidung machen fünnen. VI, 65/95 vom 4. Juli. 

838. Im Fall 91 wurde die Bellagte zur Freigabe der 
dem Erblaffer gehörigen Sachen verurtheilt, welche fie wegen ihrer 
Forderung an drei der Kläger aus dem mit diefen neu gejchloffenen 
Miethsvertrage gepfändet hatte. Die jümmtlichen Erben zujfammen 
find im Berhältniß zu den drei Mitklägern Dritte im Sinne 
dc8 8.60 E. B. O., konnten alfo zufammen auf Freigabe flagen, 
ohne daß diefe drei auf den Weg des Widerfpruchs nad) $. 685 
E. P. OD. zu verweifen waren. V, 87/95 vom 10. Iuli. 

839. Das Oberlandesgericht irrt, wenn es annimmt, ed 
unterliege dem freien Ermeijen des Prozeßrichters, ob er die Auf- 
hebung einer erfolgten Zwangsvollitredungsmaßregel von einer 
Sidheritellung abhängig mahen wolle. Nach dem flaren Wort- 
laut des 8. 647 war die Aufhebung der Zmangsvollitredungs- 
maßregeln aus dem für vorläufig volltredbar erklärten Amtsgericht- 
lihen Urtheil, welche vom Landgericht bis zum Berufungsurtheil 
beichlofjen war, nur gegen Sicherheitsleiftung zuläffig (vgl. R. ©. E., 
Bd. 10, ©. 316). Es ijt fonad) feitens des Landgerichts eine 
Mafregel angeordnet, welche der Civilprozeßordnung unbelannt 
it. Darauf findet S. 647, Abi. 2 Feine Anwendung; vielmehr 
war Beichwerde zuläffig. B.V, 109/95 vom 5. Sept. 

840. Der Geridtsvollzieher hat an einen Geldfchrant und 
einen Schreibtiih, die er im Gewahrjam des Schuldners belick, 
die Pfandmarken an die an der Wand ftehende Nücdjeite ge- 
flebt, in dem er mit der Hand in den geringen Zwilcdhenraum 
zwifchen Rüdjeite und Wand griff. Die Pfändung war ungültig. 
Die Maßnahmen des Gerichtsvollziehers bei Belaffung der Sachen 
jollen die Kortichaffung thunlichjt erfegen, und deshalb die Pfand- 
verftridung durch äußere Zeichen offen erkennbar gemacht werden. 
Hier war die Pfandmarfe geradezu den Blicden entzogen. Die 
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Möglichkeit der Entdedung bei näherer Nachforfchung ift unzu- 
reihend. III, 141/95 vom 1./8. Oft. 

841. Das NReichsgeridht Täpt dahingeftellt, ob nad; Ham- 
burgiihem Redht aud dur Pfändung einer einem Andern als 
dem Schuldner gehörigen Sade ein Pfändungspfandredt, im 
Talle gutgläubigen Erwerbes jeitend des Pfandgläubigers entjteht, 
wenn der Cigenthümer fi) der Innehabung der Sade freiwillig 
begeben Hatte, und ob diefer Sak dem Eigenthum den Charafter 
eines die Veräußerung Hindernden Rechtes (8. 690 E. PB. DO.) ent- 
ziehen würde. Durch die Gerichtsvollzieherprotofolfe ift aber dem 
Reichsgericht glaubhaft gemacht, daß der Gerichtsvollzieher ©. bei 
Vornahme der Pfändung für Höchit wahrjcheinlich gehalten hat 
oder doch hätte halten müffen, daß die von ihm gepfändeten Gegen 
ftände nicht dem Schuldner gehörten. Wenn aber durd) die Hand- 
fung des Gerichtsvollzieherse ein Pfändungspfandrecht entftehen 
foll, jo entjpricht e8 den allgemeinen Grundjfägen des Gem. R., 
daß wenn böfer Glaube den Erwerb des Rechts hindert, der böje 
Glaube des Gerichtsvollziehers den Erwerb für den Gläubiger 
genau fo hindert, wie der böje Glaube des Gefchäftsherrn jelbit 
e8 hindern würde. Wenn auch bei der Frage nad) der Anfedht- 
barkeit das Willen des Gerichtsvollzieher von der SZahlungs- 
einftelung unerheblid ift. — €., 38.9, ©. 361 ff. — Das Reidh$- 
gericht hat deshalb auf Beichwerde der Intervenienten die Zwanges 
vollitredung einftweilen eingeftellt. B. VL, 150/95 vom 10. Dkt. 

842. Der Anficht, daß der $. 686 E. P. DO. eine fchwebende 
Bollitredung erfordere, kann nur infofern beigetreten werden, al® 
die Zwangsvollitredung nody nicht beendet fein darf. Dafür, 
dag mit der Vollftredung fchon begonnen fein müfle, gibt weder 
die Faflung des Gefehes, nod) die Natur des NRechtsverhältniffes 
irgend welchen Anhalt. Es genügt, daß die Vollitredung droht. 
IV, 108/95 vom 10. Dft. 

843. Im Fall 207 hatte ©. vor der Pfändung der Sachen 
den Herausgabeanfpruch des S. pfänden und fi) übermweijen laffen. 
Nachdem der Betrugsprozeß rechtskräftig entichieden ift, würde 
®. in der Lage fein, diefen Herausgabeanjprucd, gegen den Kläger 
geltend zu machen gegen Befriedigung der Anfjprüche, welche dent 
Kläger gegen ©. zuftehen. Er würde fid) alfo auch fo gegen die 
Klage auf Bewilligung der Auszahlung des hinterlegten Erlöjes 
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der gepfändeten und zwangsmweije verkauften Saden vertheidigen 
fönnen; und hierbei durfte er geltend macden, daß der Kläger 
bereit8 wegen aller feiner Anfprüde an ©. von diefem befriedigt 
je. V, 103/95 vom 12. Oft. 

844. Bellagter, ein Kaufmann angeblich zu Iaffy, ift von 
dem Kläger, einem Kaufmann zu Berlin, aus Aufträgen zu 
BDörfengefhäften in Berlin auf Zahlung verklagt. Die Vers 
urtheilung aufgehoben, zurüdvermwiefen. ‘Die eingellagte Forderung 
it auf Grund eined Urtheils des Rumänifchen Gerichts zu Iaffy 
wegen einer Forderung des dortigen R. an den Kläger von einem 
Erefutionsvolfftreder zu Safiy mit Sicherungsarreft belegt. Für 
Anwendung des $. 661 &. P. OD. ift hier fein Raum, felbft wenn 
ed richtig wäre, daß durch $. 661 allgemein die angeblich hier 
nicht vorliegenden Vorausfegungen beftimmt find, unter denen 
fi) eine Partei vor deutfchen Gerichten auf ein ausländiiches Ur- 
theil foll berufen Fünnen. Ob jener Arreit zu beftätigen oder 
aufzuheben jei, darüber Tann nur zwifchen Kläger und R. am zu- 
ftändigen Orte geprüft werden. Hier ift nur zu prüfen, ob die 
Arrejtverfügung ald von zuftändiger Seite ausgegangen anzu- 
erfennen und ob fie formgültig erlafjen ift, fodaß Bellagter daraus 
einen Einwand gegen die Klage ableiten kann. I, 180/95 vom 
12. D8E./6. Nov. Dgl. 9. 

845. Im Fall 87. Die Klage auf Ertheilung der Volls 
ftredungsflaufel ift unter allen Umftänden zuläffig, wenn der nad) 
E.P.0.$8. 664, 665 erforderliche Nachweis nicht durd öffent- 
liche Urkunden erbradjt wird. Einer vorgängigen Befchwerde des 
Gläubigers bedarf e8 nicht. Für die Klage war das Landgericht 
zuftändig; EC. PB. D. $$. 705, 668, Abf. 1 beziehen fi) nur auf 
Einwendungen des Schuldners. II, 216/95 vom 15. Dt. 

846. Im Vertheilungsverfahren können alle Gründe ver- 
werthet werden, die nad) dem materiellen Rechte die Folge haben, 
daß ein im Xheilungsplane berüdfichtigter Gläubiger zu Gunften 
der andern von der Zheilnahme an der zu vertheilenden Maffe 
auszufchliegen ift oder Hinter einen andern zurüdzutreten hat. 
— Bol. Bd. III, 1953 (E., Bd. 15, ©. 222 fg.); Bd. XI, 896 
(E., Bd. 27, ©. 304. — Andererfeit8 darf aud) derjenige im 
Vertheilungsverfahren berüdfichtigte Gläubiger, deffen Forderung 
von einem andern Oläubiger angefochten wird, geltend machen, 
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daß bdiejer felbft feinen Anjprud) auf die zu vertheilende Maffe 
habe, weil, wie hier angenonmen wurde, deilen Pfändungspfand- 
recht um deswillen unwirkjam war, weil aus der Urfunde, in 
weldyer fi) die Schuldnerin der fofortigen Zwangsvollftredung 
unterworfen hatte, nicht hervorging, daß fich dieje Unterwerfung 
auch) auf das in Frage ftehende Gutsinventar beziehe, welches 
von der Hhpothel des Klägers nicht ergriffen wurde, fodaß es 
der Pfändung an einem vollitredbaren Zitel gefehlt hatte. Un- 
erheblich, daß der Beklagte in dem Termin zur Erklärung über 
den Theilungsplan feinen Widerfprucd erhoben hatte, denn er 
hatte feinen Anlaß, um feine Forderung gegen den Wiberjprud) 
des Klägers zu fichern, damals den Einwand zu erheben, baf der 
Kläger nit mehr beaniprudyen dürfe, als ihm in biefem Der- 
theilungsplan zugebilligt war. VI, 185/95 vom 24. Oft. 

847. Im Fall 211— 214 ift mit Redt die Zwangsvoll- 
ftredung nad $. 770, nicht nad) S. 773 gejucht. Auch findet die 
zwangsweife Wegnahme der zu leiftenden Saden nicht bloß dann 
ftatt, wenn der Schuldner an feinem Wohnort zu leilten bat. 
Unerheblih), daR der Beklagte das Mehl auf feine Kojten nad) 
Marggrabowo zu transportiren, und für den Transport nad 
Königsberg auf Koften des Klägers zu forgen hatte. Von biefen 
Zransportpflichten wäre er durd) die Wegnahme des Gerichtsvoll- 
zieher8 befreit. Selbjt wenn die Gegenleiftung, was nicht der 
Tall, Zug um Zug zu gewähren gewejen wäre, hätte der Be- 
Hagte dody nur die Wegnahme des Mehles von der Zahlung des 
Preifes abhängig machen fünnen. Soldyes Verlangen hat er nicht 
geftellt, und es ift nicht erfichtlih, daß der Kläger nicht in der 
Lage gewejen wäre, demfelben zu entiprechen. VI, 214/95 vom 
18. Nov. 

848. Eine Aufhebung der erfolgten Vollitredtungsmaßregeln 
ift nur gegen Sicderheitsleiftung zuläffig.e. Der Ictte Sat dc8 
8. 647 ©. PB. D. bezieht fih nur auf die Einftellung der Zwangs- 
vollftrefung. B.IV, 200/95 vom 2. Dec. 

849. Im Fall 37b war e8 der auf Herausgabe des Dampf- 
Ihiffes gerichteten Klage eined Cejfionars des Subhaftaten gegen: 
über unerheblid), daß der Beklagte die Aneignung des Dampfers 
in Abrede gejtellt hat. Denn die Trage der Zubehöreigenfchaft 
ift nur nach den vor dem Zufchlage liegenden, in die äußere Er- 
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Tcheinung getretenen Umftänden zu beurtheilen. V, 113/95 vom Subhaftation. 
30. Ott. 

850. Der Subhaftat fordert von dem Erfteher Freigabe 
von Sachen, welche der Kläger aus dem fubhaftirten Grundjtüce 
mitgenommen hat, die aber auf Antrag des Erftehers mit Be- 
fchlag belegt find. Damit ift er abgewiefen. Denn die Sadıen 
waren theild Subftanztheile, theil® Zubehör des fubhaftirten Grund- 
ftüds. Soldhe Sahen gehen aber fraft Gefetes — LUR.1, 2, 
8.105; I, 11, 88. 340 ff. — auf den Erfteher über, und eine 
Aenderung diejer aus dem Gefete Hervorgehenden Kaufbedingung 
fann nad) SS. 45 —52 und 81, Abi. 2 des Pr. Gefeges vom 
13. Suli 1883 nicht durd) die vom Kläger behauptete einfeitige 
Erklärung des Subhaftationsrichter8 ausgefchloffen werden, er ver- 
fteigere nicht die Mafchinen, fondern nur das Grundjtücd mit der 
protofollariich feitzuftellenden Zuftimmung aller Interefjenten, deren 
Rechte durch die Abänderung berührt werden. Und fie wird dem Er- 
fteher gegenüber nur wirkfjam, wenn fie fich aus der Formel des Zu- 
Ichlagsurtheils ergibt. — $. 83, Abi. 1. — V, 152/95 vom 23. Nov. 

851. Dem 9. war die Iudifatforderung der Konkursmaffe XArreft. 
an die Gräfin B. überwiefen. Damit gingen auf ihn nad) $. 402 
AER. I, 11 aud accefforifche Rechte der Forderung über. Ein 
olhes Recht bildete das Recht aus dem für die Konfursmaffe 
am 8. Nov. 1878 angelegten und am 8. Ian. 1879 juftifizirten 
Arreite, betreffend den Antheil der Gräfin P. an dem von den 
vier Erbinnen der Gräfin ©. gegen den Grafen P. am 20. Iuni 
1877 erftrittenen Anfpruche auf Herausgabe von Vermögensftüden. 
Allein der Arreft richtete fih nur gegen die Schuldnerin Gräfin 
BP. und gegen den Drittichuldner Grafen P., nicht aud) gegen die 
jetigen DBellagten, die dabei ganz unbetheiligt waren, abgefehen 
von dem Miterbenverhältnig zur Gräfin P., der Arreft ficherte 
der Gläubigerin der Gräfin P., d. h. der Konkursmaffe, die 
Herausgabe des Gutes 3. zum Miteigenthum der Schuldnerin. 
Die Herausgabe ift erfolgt. Am 26. Yuni 1879, alfo vor der 
Ueberweifung an %., ift das Gut an die vier Schweitern auf: 
gelaffen. Damit ift der Arreit gegenftandslos geworden. Die 
jesigen Beflagten waren nicht behindert, fich wegen etwaiger For- 
derungen gegen ihre Schweiter an deren Gutsantheil, auf dem 
grundbuhmäßig Fein Gläubiger- oder Sicderungsredht für die 
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Konkursmaffe haftete, zu halten. Sie haben dies gethan, indent 
fie am 28. Suni 1879 Sudilatforderungen gegen ihre Schweiter 
auf deren Gutsantheil erefutorijch eintragen ließen, in Bolge defjen 
fie bi8 auf einen geringen Ausfall die Befriedigung bei der 
Subhaftation erlangt haben. Dadurch find fie der Konkursmaifc, 
die fih an den Gutsantheil Halten Fonnte, zuvorgefommen. Tas 
Recht aus dem Arrefte, da8 demnädjt dem I. übertragen ift, gab 
diejem nicht die Befugniß, den drei Schweitern den erlangten Bor- 
theil zu entreißen. IV, 20/95 vom 17. Iuni. Vgl. 237. 

852. Die einftweilige Verfügung gibt dem Beflagten auf, 
die für ein Wohn-, Schlaf-, Kinder- und Magdzimmer, fowie für 
die Küche erforderlihe Einrihtung an Möbeln herauszugeben. 
Das ift nicht zu unbeftimmt und weift dem GerichtSpollzicher 
fein freiere8 Ermeffen zu als die E&.P.OD. felbft, 3.9. in $. 715. 
Auch ift die Auswahl der Sachen unter Zuftimmung des Beklagten 
durch den Gerichtsvollzicher gefchehen. IIL, 147/95 vom 25. Zuni. 

853. Das Berufungsurtheil wurde aufgehoben, weil gegen- 
über dem Antrage auf Erlaß einer einftweiligen Verfügung wegen 
der der Chefrau von ihrem Ehemann zu gewährenden Alimente 
und Prozeffoftenverläge Beweife über die vom Ehemann vor- 
geihüigte exceptio spolii nicht erhoben waren, daß die Ehefrau 
in Abwefenheit des Ehemannd aus der ehelichen Wohnung unter 
Deffnung der Behältniffe Saden weggenommen hat. Ob die 
Saden von ber Frau inferirt oder in der Ehe errungen waren, 
ift unerheblidh. Denn das Kecht des Spolienten auf die Saden 
ift bei der Spolieneinrede nicht zu erörtern; und des Belitce 
oder Mitbefiges ift der Beflagte durd) die Eigenmacht der Klägerin 
entjegt. III, 147/95 vom 25. Juni. 

854. Das Landgericht Hatte durch Urtheil die einjtweilige 
Verfügung des Oberlandesgerichts, welches während der Dauer 
des Ehefcheidungsprozeijes die Erziehung der Kinder der Ehefrau 
zumwies und den Ehemann jchuldig erkannte, der Ehefrau monat- 
fih 100 Mark zu zahlen, aufgehoben und ausgejprochen, daß die 
Kinder während des Prozefjes dem Ehemann zugemwiefen würden, 
aud) das Urtheil für vorläufig vollftredbar erklärt. Auf den An- 
trag der Klägerin, welche Berufung eingelegt hatte, hat das Ober- 
(andesgericht die einftweilige Einftellung der Zwangsvollitredung 
des Urtheils nad SS. 647 und 657 E. PB. D. angeordnet. Die 
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dagegen eingelegte Beichwerde ift vom Neichsgericht zurückgewiefen. 
Das Landgericht Hat damit, daß es die Kinder dem Ehemann 
zumies, nicht eine neue einjtweilige Verfügung beichloffen, deren 
Bollitredung nit auf Grund von SS. 647 und 657 inhibirt 
werden fünnte, jondern nur die felbftverftändliche Rechtsfolge aus 
der Aufhebung des DBeichluffes des Oberlandesgerichts gezogen. 
B. III, 145/95 vom 29. Iult. 

855. Wäre die Verfügung des Oberlandesgerichts als einft- 
weilige Verfügung aufzufafjen, jo Hatte da& Bejchwerdegericht die 
einftweilige Verfügung ohne Sicherheitsleiftung erlaffen; dem gegen- 
über ftand dem Beklagten gegen diefen Beichluß nicht die weitere 
Beichwerde, fondern hödjftens nad) SS. 815, 804 €. P.O. nur 
der Widerfpruch zu. B. III, 176/95 vom 18. Oft. 

856. Die Thatfache, daß eine Inftanz den Anfpruch im 
Hauptprozefje verwirft, rechtfertigt nicht immer die Annahme, 
daß damit der Anfprudh aufhöre glaubhaft zu jein. Pier war 
das abweijende Berufungsurtheil, weil e8 auf NRechtsirrthum be- 
ruhte, in der Nevijion aufgehoben. Das Reichögeriht hob des- 
halb das Berufungsurtheil auf, welches die einjtweilige Verfügung 
wegen veränderter Umftände gegen Sicherheitsleiftung aufhob. V, 
203/95 vom 23. Nov. 

857. Die einftweilige Verfügung hatte die Zwangsverwaltung 
des gekauften Haufes angeordnet, dejjen Auflaffung der Käufer 
begehrte. Die Aufhebung der einftweiligen Verfügung gegen Sicher- 
heit8leiftung von 1000 Mark war nicht gerechtfertigt. Das ift nur 
unter befonderen Umftänden geftattet — 8.818 E.B.D.—. Da- 
für, daß der Zwed der einjtweiligen Verfügung, die Auflaffung 
zu fichern, auch erreicht werde durch jene Sicherheitsleiftung, hat 
e8 das Berufungsurtheil an einer Begründung fehlen laffen. V, 
203/95 vom 23. Nov. 

858. Das Oberlandesgericht hat dem beflagten Ehemann 
mittelft einftweiliger Verfügung aufgegeben, einen Koftenvorihuß 
zu zahlen, den Antrag, zum Zwede der Vollziehung jener Vers 
fügung den Gehaltsanjprud des Beklagten zu pfänden und ber 
Beklagten zu überweifen, wegen Unzuitändigfeit abgewiejen. Die 
dagegen erhobene Bejchwerde ift zurüdgemiefen. Denn bei Boll» 
ziehung einftweiliger Verfügungen ift die in $. 808 E&.P.D. für 
die Vollziehung des Arreftes als Regel Hingeftellte Vorjchrift, 
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wonad die VBorichriften über die Zwangsvollitredung entjprechende 
Anwendung finden, nicht aber die Ausnahmebeftimmung des 8. 810 
maßgebend. B.IV, 218/95 vom 23. Dec. Ebenjo B. IV, 215/95 
vom 16. Der. 

859. Die Schiedsrichter erfannten für Recht und erflärten 
die Eheleute B.R. für jchuldig, an Sch. den Betrag von 12637 
Markt 89 Pf. zu zahlen. Etwa feitend ded R. gemachte Abjchlags: 
zahlungen kommen jelbftredend in Abzug. Auf die Klage des Sc. 
ift die Zwangsvollitredung aus dem jchicdsgerichtlidhen Urtheil 
mit der Maßgabe für zuläffig erklärt, daß an der zugefprochenen 
Summe von 12637 Mark 89 Pf. die (vom Beklagten einrede- 
weife behauptete und zugejtandene) Abidjlagszahlung von AL6GO Mart 
zu fürzen fei. Die Revifion ift zurüdgemwiefen. Die YBauaus: 
führung und die Differenzen über die hieraus fid) ergebenden 
DBemängelungen der Flägerifchen Baurechnung allein waren ber 
Anlaß zur Bildung des Schtedsgerichts und nur fie wurden von 
den Parteien dem Sciedsgerichte zur Enticheidung unterbreitet. 
Ueber diefen einzigen Streitpunft hat da8 Sciedögericht in voll- 
ftändiger Weife entjchieden. Mit etwaigen Abfchlagszahlungen — 
welche im Verfahren gar nicht vorgebracht worden waren — war 
da8 Schiedegeriht nicht befaßt. Anläßlic) des Vorbehalts des 
Schiedsgericht haben Beklagte auch) nicht die Ergänzung des 
Schiedsipruches beantragt. ‘Durch die in erfter Inftanz eingeredete 
Abjchlagszahlung haben die Beklagten fi damit einverstanden 
erflärt, daß das Prozeßgericht die Abichlagszahlung in dem Volf- 
jtredungsurtheil berüdfichtige. Ebenfo hat fid) Kläger, welcher 
die Abjchlagszahlung fofort zugegeben hat, jtillfchweigend damit 
einverftanden erklärt. VI, 136/95 vom 19. Sept. 

860. Die Beklagten waren nad) der im November 1893 
erfolgten Bekanntgabe ihrer Ernennung des W. an den Kläger 
von da ab diefem gegenüber an diefe Ernennung des Schiede- 
richters gebunden (8. 856 E.B.D.). Sie haben nidjt etwa nadj- 
träglid) einen Ablchnungsgrund gegen W. bei dem Schiedsgericht 
geltend gemacht, fondern ihm einfeitig gekündigt. Auf diefe Kün- 
digung Hatten weder der Kläger noc, der andere Schiedsrichter, 
auch wenn fie ihnen vor der Erlaffung des Schiedsfpruches be- 
fannt gegeben worden fein follte, nocd) W. Rüdficht zu nehmen. 
Unerheblid, daß W. (auf die mündliche Kündigung hin) dem Pes 
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Eagten erflärt Haben foll, daß er fein Amt nicht mehr ausüben 
werde, und daß fie nach der Kündigung ohne weiteres den P. an 
feiner Stelle ernannt haben. W., nit ®B., Hat den Scjieds- 
Iprudy mit ertheilt. Derfelbe ift für vollitredbar erflärt. VI, 
136/95 vom 19. Sept. 

861. Die Klage auf Erfüllung des von dem Schiedsgericht 
der Londoner Kornbörje gefällten Schiedsiprudjes ift ftatthaft. 
Denn die Gründe, aus welchen die Erfüllungeflage aus einem 
von einem ausländiichen Staatdgerichte erlaffenen Urtheile zu ver- 
jagen ift, pafjen nicht auf den im Ausland ergangenen Schieds- 
iprud), welcher fein Aft fremder Staatsgewalt ift, fondern den 
im Sciedsvertrage ausgeiprocdenen Bertragsmwillen verwirklicht. 
Die Formvorfcriften der Deutichen Civilprozeßordnung find nicht 
maßgebend, Tondern das örtliche Aedt. Die ‚etwaige Verfagung 
des rechtlichen Gehörs ift geheilt, weil Beklagte von dem Red)te 
der Appellation nad) den maßgebenden Regeln, auf welche in der 
Sciedsflaufel verwicien war, innerhalb der viertägigen Frift 
feinen Gebraudh) gemadjt habe. Das ftcht mit zwingenden Redts- 
fäken des einheimischen Rechts nit in Widerjprud. Bielmehr 
ift e8 als eine auc nad) einheimishem Rechte jtatthafte, in der 
Beltitellung eines Inftanzenzuges regelmäßig enthaltene Verein- 
barıng anzufehen, daß die Partei, die von dem zuftändigen Nechts- 
mittel feinen Gebraud) madht, damit die Befugniß verliert, ver: 
zihtbare Mängel dcs fchiedsrichterlichen Verfahrens, alfo aud) die 
Verfagung des rechtlichen Gcehörs vor dem Staatögericht, geltend 
zu madjen. I, 157/95 vom 28. Sept. 

862. Die Gegenforderung des Beklagten aus einem andern 
Gefchäft Hatte Beflagter bereits im chiedsrichterliden Berfahren 
erhoben; fie war aber von dem ausländiihen Schiedsgericht ver- 
worfen, weil Beflagter feinen Anspruch in einem bejonderen Ver: 
fahren geltend zu maden habe. Damit ift auch die einwande- 
weile Geltendmachung der Gegenforderung der Crfüllungsklage 
gegenüber außgejdjloffen. I, 157/95 vom 28. Sept. 

863. Im Tall 809 war zunädjit zu erörtern, ob nicht zu- 
nähfit das Cdhiedsgericht zu enticheiden habe. Nad) der PVerein- 
barung jollten die Schiedsrichter unter den Direktoren der fran- 
zöftfchen Gerichte gewählt werden, der erjte durch die englische 
Gejellichaft, der zweite durch die deutiche, der dritte von den beiden 

27* 


Scieds- 
richterliches 
Verfahren. 


420 Zahlungseinftellung. 

Scyieds: eriten Schiedsrichtern. E8& ift zumächlt zu prüfen, weldhem ma- 

a teriellen Rechte der Sciedsvertrag, deffen Gültigkeit von feiner 
Seite bejtritten ift, unterworfen if. Würde das Deutiche Necht 
anwendbar jein, jo würde der Fall dem $. 855 &.P. OD. unter- 
liegen. Nad) Franzöfifhem Recht liegt ein gültiger Schiedsvertrag 
nicht vor, weil die Namen der Schiedsrichter in demfelben nicht 
benannt find — Code de proc. 1006 —, wohl aber würde ein 
pactum de compromittendo vorliegen, deifen Gültigfeit das 
zwilchen den Parteien ergangene Urtheil des franzöfifchen Apell- 
hofes anerkennt. Die Weigerung einer Partei, in Gemäßheit der 
Vereinbarung einen Schiedsrichter zu ernennen, machte auch den 
Bertrag nicht hinfällig. Denn fie ift fein Vorfommniß unabhängig 
von dem Willen der beiden Parteien. E8& war deshalb zu fragen, 
was zu gejchehen habe, un das Zujtandefommen eines Scied$- 
Ipruches zu ermöglichen. II, 210/95 vom 15./22. Nov. 

864. Im Fall 504. E8 ift die Frage, ob Parteien, welche 

zu fpielen verabredet haben, gültig paftiren können, daß über die 
Anfprüde aus dem Spiel und ob Spiel vorliege, durd) Scieds- 
Ipruch entichieden werden jolle. Denn damit verleihen fie dem 
Spielvertrage unter Umgehung des Gejeges eine theilweife lag: 
barkeit. E8 Ffann vorliegend aber davon abgejehen werden. 
Denn nad) der Feltitellung des Berufungsrichters it ein folder 
Scdiedsvertrag überhaupt nicht gefchloffen worden. Der Beklagte 
behauptet und es ift feitgeftellt, daß nach den Abreden zwifchen 
ihn und dem Agenten ein rechtlid) wirffames Gejchäft nicht ab- 
geichloffen ift und daß der Schlußfchein nur zur BVerfchleierung 
des wahren Willens gedient hat. Dana) fommt auf die in dem 
Schlupichein enthaltene Schiedsklaufel überhaupt nichts an. Denn 
fie ift in Wirklichkeit nicht gewollt und die Klägerin Fann fie 
dem Beklagten nur um beswillen, weil er den Schlußfchein mit 
diefer Klaujel gezeichnet Hat, nicht aufdrängen. I, 237/95 vom 
23. Nov. 

Zahlungs» 865. Zahlungseinftellung nur, wenn die Nichtzahlung auf 

einfelung. pem Nichtfönnen beruht, nicht, wenn der Schuldner, obgleich er 
fonnte, dennoch nicht zahlte, weil er nicht wollte. Der Schuldner 
&. befand fi) zur Zeit des erhobenen Proteftes am 8. Febr. 1892 
zwar nicht im DBefite von baarem Gelde, um die gefjchuldete 
Wehfelfumme von 80000 Mark zahlen zu fünnen; aber das 
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20000 Marf Kohlen verkaufte, im Befike einer geeigneten Grund: 
ichuld von 50000 Mark und .einer Hypothef von 13000 Darf 
fih) befand, und aus den fonftigen Umftänden, daß er den Wechjel 
hätte dedfen konnen, dies aber nicht wollte, vielmehr Einklagung 
und Pfändung wünfchte, um auf ‘D. & Co. einen Drud ausüben 
zu fönnen. III, 124/95 vom 20. Sept. 

866. Die Annahme, daß fhon am 26. Febr. die Zahlungs- 
einftellung erfolgt fei, ift nicht gerechtfertigt; nicht die Fälligkeit ift 
erheblih, da die Wechfelfchuld eine |. g. Holfehuld ift, jondern 
bie erfolglofe Präfentation, und daß am 26. oder doch vor dem 
39. Febr. der Wechfel präfentirt fei, ift nicht nur nicht feitgeitellt, 
fondern nicht einmal behauptet. III, 124/95 vom 20. Sept. 

867. Die Beichwerde gegen den Beihluß auf Eröffnung 
des Ronfurjes über das Vermögen einer offenen Handelsgejell- 
Ichaft oder einer Kommanditgefellichaft in Liquidation fteht jedem 
perfönlich Haftenden Gefellichafter zu. B. III, 143/95 vom 
29. Zuli. 

868. Iın Fall 555 war durd) die Eintragung in die Zabelle 
rechtskräftig feftgeftellt, daß dem Släger in Höhe des noch von 
ihm nachzuweifenden, von dem Konfursverwalter nadjträglid an- 
erfannten Ausfalls bei der Subhaftation der verpfändeten Grund- 
jtüde eine Konfursforderung gegen die Maffe der 0.9. ©. zu- 
jtehe. Der beffagte Gefellichafter fann deshalb das DBeitehen der 
Ausfallforderung nicht mit Erfolg bejtreiten, jondern hätte nur 
geltend machen können, daß ein Ausfall gar nicht oder doch nicht 
in der von dem Stläger behaupteten Höhe erfolgt fei. IL, 154/95 
vom 24. Sept. 

869. Der Beklagte ftand mit den Brüdern Johann FR. und 
Sofeph K., in Firma Gebrüder K., in Geichäftsverbindung. Ale 
am 1. Ian. 1889 Johann KR. aus der Firma austrat, betrug das 
Guthaben des Beklagten an diefelbe 6003 Mark 92 Pf., für welde 
die Meithaftung des Klägers Iohann K. in Betracht fommt. Im 
Laufe des Jahres 1890 tft Sofeph K. geftorben, am 29. Juli 1890 
ift über das Vermögen der von ihm geführten Firma I. 8.-&d). 
und feinen Nachlaß der Konfurs eröffnet. Der Beklagte hat einen 
Sefammtbetrag von 19668 Mark 57 Pf. angemeldet und fich die 
Sonderrechte für feine hypothefarifche Eintragung vorbehalten. Im 


ablunge- 
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Laufe des Konfursverfahrens find Zahlungen an den Beklagten 
geleitet. Mit Unrecht hat das Berufungsgericht diefelben pro 
rata der jänmtlichen Forderungen des Beklagten angeredynet. Ein 
Betrag von 11842 Mark 50 Pf. ift aus der von Vojeph K. be= 
londers beftellten Hypothek erzielt. Für diefen Betrag kann $. 54 
KR. D. nit angewendet werden, weil joweit eine bevorredhtigte 
Torderung gezahlt ist. Die Gefammtforderung an die Firma K.-Cd). 
berechnete fi) auf 13018 Markt 8 Pf. Darauf find anzuredhrien 
11842 Mark 50 Pf. aus der Hhpothef, jodaß verblieben 1175 
Markt 58 Pf. Die Forderung gegen die Firma Gebrüder X. 
betrug jammt Zinfen 6650 Mark 49 Pf. Auf jenen Reit und 
diefe Forderung war die Dividendenzahlung von 4224 Mart 64 Pf. 
antheilig zu verrechnen. Denn 8.54 8.OD. ift aud) dann anzu= 
wenden, wenn e8 fih um mehrere Forderungen bejjelben Gläu- 
bigers handelt. Dem fteht aud) $. 61 KR. DO. nicht entgegen, welcher 
vorausfett, daß die mehreren Perfonen für diejelbe Forderung 
haften. Unerheblich, daß die beiden verfchiedenen Forderungen des 
Beklagten in eine Summe zufammengerechnet angemeldet und an- 
erfannt find. Unerheblidh auch, daß der Konfursmafje gegenüber 
entgegen der Beftimmung des 8.55’. DO. Zinjen über den Tag 
der Konkurseröffnung hinaus in Anja gebracht find. Denn ledig- 
lid) die thatjächliche Berechnung der Dividende ijt maßgebend. 
Rad) diefen Grundfägen wurde beredjnet, wie hoch fich die Tsordes 
rung de8 Beklagten an Iohann K. noch beläuft. II, 160/95 vom 
27. Sept./4. Oft. 

870. Die Hypothefgläubiger fonnten gejetlich ein Ab- 
jonderungsrecht bezüglich der Miethen der ihnen verpfändeten Grund- 
ftüde nur beanfprucden feit der Zeit der Beichlagnahme für fie 
durd) eine eingeleitete JZwmangsverwaltung. Der beflagte Konfure- 
verwalter hat fi) aber ihnen gegenüber zur Abführung der Miethe- 
erträge verpflichtet, ohne Arglift gegen die Konkursgläubiger, 
auh nicht in irrthümlicher Auffaffung ihrer Intereffen, jondern 
im wohlverftandenen Intereffe der Konfursmafje, indem er durd) 
das geringe Opfer der Miethserträge für die furze Zeit, binnen 
deren die SZwangsverwaltung herbeigeführt werden fonnte, die 
Möglichkeit eines freihändigen, der Konkursmaffe vortheilhafteren 
Berfaufs der Grunditüde offenzuhalten gejuht hat. Der Er- 
füllung diejes Vertrags Fann fi) der Konkursverwalter nicht 
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weigern; er ift zur Herausgabe der von ihm für die Zeit von 
der Zmwangsverwaltung gezahlten Miethsgelder verurtheilt. V, 
54/95 vom 28. Sept. | 

871. Im Fall 840. Die Erklärung des Konkursverwalters 
gegenüber dem Vertreter des Beklagten, er erfenne beijen Ab- 
londerungsredht an den Pfandfadhen an und werde ihm den Betrag 
zahlen, enthält die vertragsmäßige Anerkennung der Rechte des 
Beflagten. Die Nichteinholung der Genehmigung des Gläubiger: 
ausfchuffes berührt nad) SS. 121, 124 KR. D. die Gültigkeit der 
Anerkennung nit. Ebenjowenig wird diefe durch die Nichtigkeit 
der Hinsichtlich ihrer Gültigkeit ftreitigen Pfändung berührt, ob- 
wohl die Nichtigkeit wegen Mangels eines Erforderniffes begründet 
iit, deffen Nichtvorhandenfein nicht durch Verzicht der Betheiligten 
geheilt werben fanı. Die Anerkennung verpflichtet den KRonkurs- 
verwalter, dem Beklagten zu Theil werden zu laffen, was diefem 
bei Gültigkeit der Pfändung gebühren würde. III, 141/95 vom 
1./8. Oft. 

872. Bei Ausbrucd des Konkurjes hatte Gemeinjchuldnerin 
dem Bellagten 10 Stüd Waghäusler Aktien zum Kourje von 
120 Proz. zu liefern, Bellagter no 6697 Mark 7O Pf. zu 
zahlen. Der Konfursverwalter machte von feinem Rechte Ge- 
brauh, Erfüllung des Vertrags abzulehnen — 8. 15 R.D. —. 
Beflagter konnte nun nicht Rüdzahlung feiner auf die Raufpreis- 
ihuld geleifteten Theilzahlung von 6086 Mark 65 Pf. als Kon- 
fursforderung geltend machen. ‘Denn aufgehoben ijt der Vertrag 
nit. Vielmehr Eonnte DBeflagter nur fein Interefje fordern, 
welches wegen Sinfen des Kourjes niedriger war. Für die Werth- 
verminderung der Aktien hatte Verkäuferin nicht einzuftehen, weil 
e8 völlig dem Willen des Beklagten entipradh, daß die Gemein- 
\huldnerin vor der Stonkurseröffnung weder Abnahme der Aktien 
nod) Zahlung verlangte. IL, 158/95 vom 29. Dft. 

873. Zur Konfursmaffe gehörte ein Gefchäftsantheil von 
1800 Mark an einer Genoffenfchaft, welche der Konfursverwalter 
in der irrthümlichen Annahme, derjelben ftehen gleich hohe Gegen- 


forderungen entgegen, nicht realifirt hat. Nach Beendigung des 


Konfurjes hat ber Gemeinfchuldner feine Mitgliedihaft gekündigt 
und mit angeblich fimulirter Cejfion den Gefchäftsantheil abgetreten. 
Auf Grund 8. 153, Abi. 28. OD. war der Konfursverwalter dem 
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Ceffionar und der Genofjenfchaft gegenüber zur Klage befugt, daß 
ber Geichäftsantheil zur Konkursinaffe gehöre — vgl. Bb. IX, 
938 —. I, 203/95 vom 2. Nov. 

874. Der Konktursverwalter und ein Mitglied des Auf- 
fihtsrath8 find auf Scadenserfag verklagt. Die Klage ift mit 
Necht abgewiejen. Denn die Käufer hatten die Rechtsbeftändig- 
keit des für die Konfursmaffe vortheilhaften Berfaufsgeichäfts 
beftritten. Wenn die Bellagten deshalb den Rücktritt der Käufer 
genehmigten, jo war das ein Aft der laufenden Verwaltung, für 
welchen fie nur dann in Anfprud) genommen werden fünnten, 
wenn ihnen ein Verjehen nachgewiefen wäre. Das ift nicht ge- 
fchehen. VI, 206/95 vom 7. Nov. z 

875. Entfteht zwijchen einem bei der PVertheilung berüd- 
fihtigten Gläubiger (8. 139 8. DO.) und bem Konfursverwalter 
Streit über die Vollziehung der Vertheilung, weil der Konkurs: 
verwalter der Gläubigerin eine Gegenforderung anrecdhnen wollte, 
welche diefe nicht anerkannte, jo muß derjelbe, falls eine Ab- 
hülfe im Auffichtswege ($. 76) nicht angezeigt ericheint oder er- 
folglos bleibt, der Streit im Prozeßwege ausgetragen werben. 
IV, 154/95 vom 11. Nov. 

876. Einen Anfprud, ihr die Mittel zum jtandesmäßigen 
Unterhalt aus den Zinjfen ihres Eingebradhten zu gewähren, konnte 
die Ehefrau des Gemeinfchuldners aus 8. 1, Abi. 2 8. DO. nidt 
erheben. Denn diejer fett das VBorhandenfein beftimmter im 
Eigenthum der Ehefrau ftehender und dem Nießbraud) des Ehe- 
manns unterworfenen Vermögensgegenjtände voraus. Die Klägerin 
ift aber nur als Konfursgläubigerin aus einer Illatenforderung 
aufgetreten. IV, 154/95 vom 11. Nov. 

877. Das Amtsgericht hatte auf Beihluß des Landgerichts 
am 17. Ian. den Konkurs über das Vermögen einer Aftiengefell- 
haft eröffnet; durch Beichluß des Dberlandesgerichts vom 20. April 
wurde der Landgerichtliche Beichluß wieder aufgehoben, die De: 
Ichwerde vom Reichsgericht am 16. Mai verworfen. Das Amts- 
gericht Hat hierauf am 31. Mai das Verfahren wieder aufgehoben 
und dies am 10. Suni öffentlich befannt gemacht. Inzwilchen hatte 
der Konkursverwalter in Fortjegung des Betriebes der Bren- 
nerei Maffeichulden fontrahirt, welche nad) demnädhjft anderweit 
rechtskräftig eröffnetem Konkurfe wegen Geringfügigfeit der Maffe 
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nicht befriedigt werden fonnten. Der Konfursverwalter ijt von 
den Deaffegläubigern perfönlich auf Schadenserfag verklagt. Da 
der die Konkurseröffnung aufhebende Beihluß nicht ex tune wirkt, 
bleiben die inzwifchen ergangenen Verfügungen des Konfursver- 
walter® bejtehen. ‘Derjelbe hatte, ebenjo wie bei einem Zwang$- 
vergleiche — 8. 176 8.0. —, foweit Maffe vorhanden ift, bis 
zum Ablauf des zweiten Tages nad) erfolgter Befanntmadung 
der Aufhebung des KRonfurfes — 8. 68 — für die Befriedigung 
oder Sicherftellung jener Maffegläubiger wegen ber von ihm fon- 
trahirten Schulden zu forgen und haftet bei Vernachläffigung diejer 
Pflicht denfelben aud) wegen levis culpa nad) $. 74 perfönlid). 
Ein Schadenserfaganfprud) findet aber nur ftatt, wenn der Kon- 
fursverwalter nicht gejorgt hat — vgl. Nr. 281 — und joweit 
die damals vorhandene Mafje zur Befriedigung oder Sicherftellung 
der vom Konfursverwalter fontrahirten Schulden zugereicht haben 
würde. Zur Verhandlung hierüber wurde die Sache zurüdver- 
wiejen. III, 228/95 vom 15./22. Nov. Cbenfo III, 229/95 
vom 15./22. Nov. 

878. ©. Hatte drei Wechjel auf den Gemeinjdhuldner ge- 
zogen. hne diejelben vorzulegen, hat er fie im Konfurfe an- 
gemeldet, der Konfursverwalter hat, weil ©. in den Büchern des 
Gemeinfchuldners zu diefem Betrage ald Gläubiger eingetragen 
war, die Torderung als Wechfelforderung abzüglich einer Gegen- 
forderung anerkannt, und jo ift fie in die Zabelle eingetragen. 
9., weldhem ©. die Wedjel girirt hatte, hat, nadhdem ©. in 
Konkurs verfallen ift, unter Ueberreihung der Wedjel die For- 
derung aus denjelben zum vollen DBetrage angemeldet. Die 
Forderung ift auf Klage des H. der Konfursmaffe gegenüber feit- 
geftellt. Allerdings wirft der Eintrag in die Zabelle wie ein 
rehtsfräftiges Urtheil und zwar allen Gläubigern gegenüber; und 
danah ift aud) dem H. gegenüber die Gläubigerichaft des ©. 
rechtskräftig feitgeftelt. Da aber der Schuldner aus einem 
Wechlel nad) $.39 nur gegen Aushändigung des quittirten Wech- 
jel8 oder gegen Abjchreibung auf dem Wechjel zu zahlen hat, jo 
ijt die Feftitellung der Forderung des ©. al® mit der Klaufel 
erfolgt anzujehen: „gegen Aushändigung bes quittirten Wechjels‘‘ 
— R.D.96©. €, Bd. 11, ©. 71; 38.25, ©. 303 ff. — Die 
Seftitellung ift alfo den Rechten des H. unjchädlich, und die Kon- 
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fursmaffe gegen doppelte Zahlung der Dividende auf diefelbe 
Torderung gefichert. I, 364/95 vom 14. Dec. 

879. Der Kläger hat neben der erhobenen Klage beantragt, 
die auf Antrag des Beklagten zum Zwede der Auseinanderjegung 
eingeleitete Zwangsverjteigerung der den Parteien gemeinschaftlich 
gehörenden Grundftüde je als einheitlicher einzuftellen, weil Kläger 
Parzellirung begehrt. Das Oberlandesgericht hat die Zwange- 
verfteigerung ohne Sicherheitsleiftung eingeftellt. Die Befchwerde 
des Beklagten an das Reichsgericht ift unzuläffig, denn e8 handelt 
fih nicht um eine Zwangspollitrefung. Vielmehr ift durd das 
Pr. Gejeß vom 13. Juli 1883 zum Zwede der Auseinanderjegung 
der Miteigenthümer ein außerhalb des Rahmens der ftreitigen 
Gerichtsbarkeit Liegendes möglichft vereinfachtes Verfahren eitt= 
geführt, da8 nad) den Formen der Zwangsverfteigerung fidh richten 
joll, und dem jede Vorbedingung der Zwangsvollftredung fehlt. 
B. III, 176/95 vom 18. Okt. 
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Ablchuung des Richters nicht ver- 
loren durd) einen Bertagungsantrag 
720; 9. des erfuchten Amtsrichterg, 
Beichwerde geaen Beichluß des LKand- 
gerichts ohne Amwaltszwang 826. 

Agentur. Keine Fortiegung des 
Verhältniffes damit, daß der Geichäfts- 
herr einen fpäter überjchriebenen Auf- 
trag ansgeführt hat 412; die Pro- 
vifion aud) von dem Zufchlag für 
Fracht zu beredinen? 414; Brovifion 
von felbft gemadhten Gejdhäften nad 
Pofjen und Sclefien. Erfundigungs- 
pflicht, ob das Gejchäft für eine der Pro- 
vinzen beftimmt ift? 299; ‘Provifion 
von dem Kundenfreife de8 Vorgängers 
410; Fälligkeit der Provifion 413; feine 
Einrede des nicht erfüllten Vertrags, 
weil der Agent einzeine Gefchäfte in 
fremden Kohlen geichlojjen hat 409; 
Agent fchlieit mit dem Kunden ein 
dem Willen des Auftraggebers, wie 
er Letsterem fundgegeben, wideriprechen- 
des Ablommen 279; A. einfeitig von 
dem Geihäftsherrn aufgehoben, wegen 
Nichtüberichreibung eines Auftrags 
412; vorzeitige Yölung des Berhält- 
niffes durch den Gejchäftshern aus 
wichtigen Gründen 411. 

Allord unter der Bedingung des 
Beitritts der fämmtlicdhen Gläubiger 
ift nicht für den Gläubiger unbedingt 
geworden, weil er eine Allordrate des 
Gemeinjhuldners angenonumen hat, 


in Kenntniß, daß ein Gläubiger nicht | 


angenommen hatte 364. 
Stiengefellfhaft.e  Cigenthume: 

eriwwerb einer Aftie durch Ceifion oder 

Indofjament, Bemweislaft 567; die neuen 


Altien, weldje bei Herabminderung des | deshalb keine richterliche Beftätigung 





Grundlapital® ausgegeben werden, 
treten an die Stelle der alten 568; 
fein Pfandredht der N. an eigenen 
Snterimsjcheinen, aber Kaufmännifches 
Zurüdbehaltungsrecht 569 ; Feftftellung 
der Dividende, Grundfäge bei Bered)- 
nung des Neingewinng 561—63; 
NRübenlieferungspflicht 560; die Aftio- 
näre find nicht durch das Statut zu 
verpflichten, bi® zu einer beftimniten 
Summe zu einem Sarantiefonde bei- 
zutragen 565; Gültigkeit eines be- 
jondern Bürgichaftsjcheing 566; Un- 
güftigfeit eines Beichluffes, wenn die 
Redefreiheit ungejetlicd; eingefchränft 
war 570; Anfechtungstlage wider den 
Beichluß einer Generalverfammiung 
dem Auffichtsrath binnen einem Monat 
nicht zugeftellt 564; Ungültigfeit des 
eine Einzahlung fordernden General» 
verjammiungsbeichluffes ohne Anfcdh- 
tung 565; VBerantwortlichkeit der Mit» 
glieder de& Auffichtsrath8 der A. wegen 
unrichtiger Darftellung über die ©e- 
Ichäftslage der X. in der Generalver- 
janıınlung gegenüber dritten Perjonen, 
weldje dadırd) beftunmt find, neue 
Aktien zu zeichnen 23; kein Berzicht 
auf dur) frühere Borgänge begründe- 
ten Scyatenserfag durd) Decdarge für 
jpätere Seidhäftsführung 571. 

Altientommanditgefellichaft. Wie- 
weit ift ein Anjprud) des Gläubiger 
gegen die Mitglieder des Auffichte- 
rath8 aus deren Delikt begründet? 
512, 513. 

Alimente der Ehefrau 600; ver» 
tragsmäßige, nicht gejetsliche Alimente, 
wenn das Kind in der Ehe geboren; 
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dc8 Vergleichs 224; Alimentation der 
Großmutter dur) die minderjährige 
Entelin 223. 

Alternative Obligation. Keine 
definitive Wahl, wenn das Eine in 
Folge drohender Zmwangevolliiredung 
aus einem für vorläufig vollitrecfbar 
erflärten Urtheil geleitet wurde 154. 

Alteröverfiherung. Xente von 
nen Jane in Anjprucd genommen 
532. 

Amtspflichtverlegung. Keine des 
Gerichtsvollzieherg, welchen cine den 
Breußiichen Webergangsbeftimmungen 
zu, & % ©. entiprehende voll- 
firedbare Ausfertigung nicht ausge- 
händigt ift 254; feine Haftung des 
Gerihtsichreibers für unterlajjenen 
Eintrag in die Tabelle, wenn er die 
Arbeit dem Nififtenten übertrug 255; 
ift der Gerichtsvollzgiceher wegen dere 
fpäteter Zujendung einer Zuftellungs- 
urfunde dadurd) entichuldigt, daß er 
an diefem Tage Wedjielprotefte auf 
nehmen mußte? 256; Syndifatsflage 
wegen einer Koftenentfcheidung 2ı7. 

Anerlennung. NM. einer Abred)- 
nung nachdem der Gläubiger ohne 
Wideripruch der Beklagten den Saldo 
in deffen Kontobuch eingetragen hat 
369; feine nadıträglihe Monirung 
don Debetpojten der anerkannten Ab- 
rehnung, weil die Boften nicht in 
dies NRechnungsverhältniß gehörten 
371; U. des Saldos ftcht in Bezug 
auf die Verredinung der Erlöjfe aus 
Pfändern der Zahlung aud) bei Diffe- 
renzgeichäften gleich 500; U. durd 
Zahlung der Edhiuld, aud) wenn der 
Gläubiger rehnungepflichtig war 169; 
A. von Provijionsredynungen kein Ber- 
ziucht auf die Anfprücje für nicht ein- 
gettellte Geichäfte 368; U. eines ums 
gültigen Pfändungspfandredts durch 
den Konfursverwalter 871; A. dex 
formloien Zmvendungswillene des 
Erblafjers 370; Tiegt ein DBerpflid)- 
tungswille vor? 37V. 

Anfechtung einer Zmangspormer- 
fung aus dem Wedjjel, obgleih Ans 
jprud) auf vertragsmäßige Hypothet 
244; Befirhhtung, daß der Konfurg 
ausbredyen werde, fteht nicht der Kennt 
nig der SZahlungseinftellung gleich 
241; Kenntmif eines Vertreters des 
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die Leiftung Erhaltenden? 242; 4. 
einer Pfändung und Befriedigung des 
Verkäufers von &oldwaaren; der 
Konfursverwalter hat aber die ®old- 
waaren verkauft 152; Ausichluß der 
A. nad der PBrältufivfrift des Pr. Ge- 
feße8 und nad) der Berjährungsbeitim- 
mung des Deutichen Sejeßes 237 : feine 
Anfedhtungstlage gegen den Schuldner 
238; 9. eines Crlafjfes oder der 
nadıträglicen Beurkundung einer 
Schenkung 239; Bormerkung de8 An- 
fehtungsanipruche der Ehefrau wegen 
einer während des Cheiheidungspro- 
zeffes für den Vater des Ehemanne 
eingetragenen Hypothef 240; Klage 
des Konfursverwalters auf Lölhung 
der Pormerfung eines Anfechtungg> 
anfpruchs von Gläubigern des Kridars 
243; feine A. der früher vorbehaltenen 
Ernennung eines Familtenfideilommiß- 
nadjjolgers dur deu Ztifter 618; 2. 
einer Erbtheilung 250; teine Ber- 
mweifung des Anfechtungsflägers auf 
angebliche eigene Schuld an die Schuld- 
nerin, weldje von diejer nicht geltend 
gemadıt und von ihm beftritten wird 
245; feine A. der Nüdgabe eines 
Bandes, welches die Gemeinjchuld- 
nerin zuvor ausgelöft hat 246; Zah: 
lung nad) den Antrage auf Konfure- 
eröffnumg, werm der Konfurg erft jpäter 
und auf erhobene Beidywerde eröffnet 
wird 248, 249; Zahlung nn den 
Pfündungspfand läubiger, aus 
R.D. 8. 231 248; der Gläubiger eir 
hält das Mechfelaccept eines Dritten 
von den Gemeinjchuldnern, welche fich 
verpflichteten, Handichuhe zu liefen 247. 

Anlagen, öffentliche, Bedeutung im 
Einne Ü.U.R. Il, 14, 8. 78, 692. 

Anpreifungen, teine, jondern 
diectum 348. 

Anfprüde, widerjprechende. Ans 
fehtung eines Kaufs durd) den Kon- 
furöverivalter, während er die durd) 
den Kauf vom Gemeinichuldner er- 
langte Üaare in der Konkursmaife hat 
und über diejelbe verfügt 152; &el- 
tendmadjung des Anfpruchs auf den 
Derth diefer Maare von Eeiten des 
Berläufers gegen den Konfursverwal- 
ter, während er fhon den &emein- 
jduldner mit der A. venditi belangt 
und den Kaufpreis eingezogen hat 151. 


Anfpruchsverjährung. Gewähr: 
teiftung baupolizeilicher Mängel, arg- 
Liftige oder grobfahrläffige Berjchweis 
aung 345; die gewöhnliche Verjährung 
bei Berfchuldung beim VBertragsichluß 
oder bei der Erfüllung, wenn ®e- 
währsmängel vorliegen und nur 
Zchadenserjat gefordert wird 184; 
feine dreijährige Verjährung tvegen 
augerfontraftlihen Bericduldeng, wenn 
ein Bertrag vorliegt, den der Bellagte 
al® Bevollmäctigter aber arglültig ae- 
ichlofjen hat 180; feine dreisährige A. 
wegen eines Eingriffs in eine ifcherei- 
nugung duch Anlagen im Interefie 
der Schiffahrt 181; oder in eine 
Pahtnußung durch Kanalifation 182; 
furze Berjährung als Prälumtion 
der Zahlung 183; die zchujährige Frift 
des Code 2270 Berjährungsfrift 186; 
feine Unterbredung der Berjährung 
dur) einftweilige Berfügung oder 
Sicdjerung des Beweiles 186; Ber: 
jährung der Zinfen feit der Einitel- 
fung der um den Betrag der Zinjen 
vermehrten Kapitalichuld in die Bilanz 
222; Unterbrehung der A. durd) Ber- 
lefung des Antrags der Widerflage 
187; Berzährung läuft bei actio doli 
erit wenn die Höhe des Schadens be- 
fannt ıft, alfo nad Beendigung des 
Konkurjes des Schuldners, welchen 
N falihe Mittheilung Kredit gegeben 


Anwaltäzwang, nicht bei Beichiverde 
über Zurüdweilung der Ablehnung des 
erjuchten Amterichters 826. 

Anzeige. Tas Beriprechen, die A. 
der Unterfchlagung zu unterlafjen, gegen 
Dedung der untericdylagenen Euinme 
durch Wechiel nicht gehalten, Abweijung 
der Wedjielllage 331. 

Apotheler vertheilen die Rrankens 
faffen, denen fie Arzneten unter Be- 
willigung von Rabatt verabfolgen, unter 
einander 442. 

Arbitratoren. ZTare falfcd) unter 
Berüdfidtigung des Webergangs der 
Kundichaft 374; Anfechtung gejtattet, 
wennichon Käufer die tarirten Sadıen 
in Befis genommen haben 374b; 
eftitellung des Guthabens eines Ge- 
\ellichafters bei der Auscinanderjeßung, 
daneben eines davon abweidyenden Ge=- 
jellichaftsantheile 373. 
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Arglift, S. Betrug. Betrüglidje 
Berleitung zur Yölhung eines Aus 
zugs; die Kläger haben den Auszug 
auch auf einem zweiten Grundftüd 
löihen lafien 232; Bewußtjein der 
Rechtswidrigleit 235; Nichterfüllung 
eines Bertrags, defjen obervormund- 
ihaftlihe Genehmigung nicht nachge- 
fuht war 234; WZubfidiarität, der 
Sculoner aus dem Bertrage flüchtig 
und in Konkurs 233; a. doli wider 
den Berpäcdhter, welcher aus der feuer» 
verficherung feines Pächters Bortheile 
hat, wenn er die aud) an ihn gerid)- 
tete Frage über die Solidität des Ber- 
fiherungsnehmersnad) erlangter Kennt» 
niß über defien wahre Perfönfichkeit 
nicht rektifizivt 236; feine Haftung des 
Hypothetgläubigere, welcher fich bei 
dem Berkauf betheiligt hat, wegen arg>- 
liftiger Berichweigung einer Rente 315; 
argliftige Herbeiführung des Unter 
gangs einee Auszugs durd) Zivange- 
verfteigerung 209. 

Arreft. Dertliches Recht wegen der 
Gültigkeit und Wirkfamkeit der Ar- 
veftirung einer Korderung 9; A. auf 
den Anfprud) der Schuldnerin auf Her> 
ausgabe eines Erbicdyaftsantheile fichert 
den Gläubiger nicht mehr, nachdem 
die Schuldnerin diefen Antheil erlangt 
hat 8515 Sicherungsarreft wegen einer 
Forderung, über die ein austwärtiges 
Urtheil erging; feine Anwendung von 
g.661 &.%P.0. 544. 

Auftrag. Keim Recht aus dem Auf: 
trage, ein Srundititd zu eritehen, welches 
dem Auftraggeber und feiner Ehefrau 
gehört, wenn in Ausführung eincs 
gegen die Ehefrau beabfidhtigten Be- 
trugs ertheilt 332; ., eingehändigtes 
Geld abzuführen durdh em MWequi- 
valent ausgeführt 403; Webernahme 
des mindlidyen Auftrags, die auf den 
Namen der Beklagten ausgeftellte 
Hypothek für die Klägerin zu heben, 
wenn ausgeführt, verpflichtet zur Der- 
ausgabe des Gingenonmnenen 306; 
A. em Srumdftüc zu kaufen; Einrede 
der Arglift gegen den Aniprud) auf 
Ueberlafjung, weil der Auftraggeber 
zugelaffen hat, daß der Beauftragte 
dafjelbe für fid) bebaut 404. 

Auslegung von Berträgen. Der- 
trag über Rüdgabe von Waaren nad) 
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Tedung eines Theile der Edulbd. 
Der Schuldner darf nicht mehr Waaren 
als für feine Reftichuld zurückgeben 
300; 9. eines Bergleich8 gegenüber 
einer don dem einen Kontrahenten 
nicht fundgegebenen Abficdht, einen im 
Bergleidy nicht erwähnten Poften nad- 
zufordern 302; eine firma ift als zu 
dem Berein nicht mehr gehörig an- 
gefehen; A. der von den übrigen 
Firmen getroffenen Bereinbarungen 
dahin, ob fie die Vereinbarung als 
unter fich verbindlid) angeichen haben ? 
301; Käuferin fol der Rüdtritt freis 
ftchen, wenn fie bis zu einem beftimm- 
ten Tage die Auskunft eines Bürcans 
beibringt, daß Berfäuferin für eine 
Summe von 10000 Ptark nicht fredit- 
fähig jei 482; Provifion von Gejdhäf- 
ten nady Schlefien und Poien, welche 
Berfäufer felbft madjıt. Erfundigungs: 
pflicht? 299. 

Ausschlup von Richter nicht, weil 
derfelbe bei einer andern Enticheidung 
derjeiben Suftanz mitgewirkt bat, deren 
Nichtigkeit zu prüfen war 719. 

Ausfegung der Berhandlung, nadı- 
dein rechtskräftig auf Eid erfamut ift 
— ©. 3.0. 8.140 — 745b; R. des 
Prozeffee über Nießbrauchsrecht des Ehe- 
mannsbiszur Enticheidung der Revifion 
über das Eheiherdungsurtheil 7406. 

Ansfetung des Berfahrens, |. 
Unterbredjung. 

Auszng, von dem Ehemann für 
fih und feine Ehefrau ftipulirt; die 
Ehe wird geichteden 464; Argliftige 
Herbeiführung des Untergangs eines 
A. duch Zmwangsverfteigerung 205. 


Baubefchräntnng. Berurtheilung 
der Ztadt zur Entihädigung des zur 
Strafe gezogenen Zerraind vor der 
Baufluchtlinie ohne das Verfahren nad) 
8. 14 de8 Sejetes vom 22. Quni IST5 
nach dem prozellualtichen Verhalten der 
Stadt 663; feine Berchränfung der 
Haftung ans Baubejchränftung auf die 
Bereidherung 664. 

Bangelder. Beriprechen, einen 
Werkmeifter aus B. zu zahlen, Ein- 
wand, ea fei jehon früher einem An- 
dern ein Betrag cedirt 372. 

Beamte. Das vertragsmähiig zu- 
geficherte Gchalt mit fpäteren Alters- 
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zufagen nidt berührt durd) ein ab- 
weichendes fpäteres Seleß 22; Kün- 
digung eines auf Widerruf und Kün- 
digumng angeftellten Erefutors; derjelbe 
Hagt nad) Jahren mit Erfolg auf fein 
Dienjteinlommen, nachdem er jeinen 
Mohnfit aufgegeben umd eine andere 
Stelle angenonmten hat 681; mecha- 
niihe Dienjtleiftung eines ftädtiichen 
B. nicht die Ueberwachjung der Straßen- 
reinigung 680; feine Kündigung des 
B., damit ein Militäranmwärter ange» 
ftellt werden fan 679; die Stadt ift 
verurtheilt, das Gehalt eines einjeitig 
entlajjenren ftädtiichen 8. weiter zu 
zahlen, obgleich die Koften der Bolizei- 
verwaltung jeitdem auf den Staat 
übergegangen find, und wenn aud) 
Kläger durd) gewerblidye Thätigkeit 
ebenjo viel verdient 677. 

Bedingung. Borbehalt der Ge- 
nehmigung der Regierung zu einen 
von der jüdifchen Gemeinde abgeichloj: 
jenen Anlauf eines Grundjtüds,; Ber> 
pflihtung zur Einholung der Geuch- 
migung? 400. 

Begriff; 


Behörde. 
feine B. 676. 

Beihülfe bei der Dievaftation eines 
Landants durd) Veräußerung von In- 
ventarstüiden bei drohender Zmwangs- 
volljivedung, Scadenserfag an eine 
ausgefallene Gläubigerin 227. 

Beleidigung dur Behauptung, 
Jemand jei geiftesgeftört 5UL; durd 
Ansiprehiung des VBerdadhts, Jemand 
habe widernatürliche Unzucht mit einem 
Hunde getrieben HU3. 

Bchanntmachung eines Beichlufies 
nicht deiien Erwähnung in einem be- 
fannt gemadjten andern Beichluffe 75V. 

Bencfizialerbe. Subjtantitrung der 
Klage gegen Bermädtnignehner, welche 
haben pfänden laljen, der Wadlaf 
reihe zur Befriedigung aller Ber- 
mächtnifje nidht aus 635. 

Bergredt. Gehört zu den für die 
Sutsherrichaft vorbehaltenen soifilien 
auch der Fchm? 101; der Bergfistus 
bat gemuthet, ohne dag eine Beleihung 
jtattgefunden hat, Borzugsredht vor 
einem jpätern Vluther 97, 98; aud 
nad) Berziht des Wergfistus auf 
jeine frühere Miuthung umd neuerer 
Muthung unter Ueberdedung der 
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Bohrlöcher der Kläger 100; der Finder 
verzichtet innerhalb der Frift für die 
Felderitredung auf die Puthung und 
legt neue Muthung ein; feine “Yrio- 
rität der inzwiichen von einem Andern 
auf Grund defjelben Fundes eingeleg- 
ten Muthung 105; Kure als unförper- 
liche beweglide Saden im Sadılen 
43; Eintrag des Knreigenthiners im 
Sewerfenbuch 43; Freifur einer Xnapp- 
Ichaft nad) deren Bereinigung mit den 
übrigen Knappichaften des Yandes 574; 
Haftung der Gewerktichaftauf Schadens- 
erlag, weil der Repräjentant Abbau 
in fremdem Felde ohne forgfältige 
Unteriudyung der yeldesgrenzen ge= 
trieben hat 106; ein Stüd vom Pfarr- 
garten ift durch den Bergbau deteriorirt, 
fodap e8 nun als Bauplat einen ge- 
ringeren Werth hat 99: einem Brunnen 
wird das Wafjer entzogen; zur Ent- 
Ihädigung eine Wafferleitung gewährt. 
Darf der Grundeigenthümer diefe auch 
fiir ein new erbautes Hans benuten? 
218, der Brauer, defien Brunnen das 
MWafier entzogen ift, braucht das An- 
gebot einer Tieferlegung des Brunneng, 
nm neues Wajler zu gewähren, nicht 
anzunehmen, wenn feine Wahrichein- 
lichkeit der Dauer 216; VBerankerungs- 
foften 103; geringerer Werth des durch 
den Bergbau bejdädigten Gebäudes 
nad der Reparatur 102; Entichädt- 
aung für bei einem Hülfsbau aus 
fremden Grumdftücd geförderte Kohlen 
ohne Abzug von Gewinmunge- und 
Förderungstoften 104: feine Entichä- 
digung des Bergivertecigenthümers we: 
gen eine® zur Sicherheit der Giien- 
bahn ftehen gebliebenen Kohlenpfeilers 
107. 
Bernfung, |. Zuftellung. Bei Eivden 
über zufammenhängende Punkte nur 
iiber einen Punkt eingelegt; um Zu: 
fammenhang zu prüfen 819; liegt 
Konpenjarionseinrede dor, und War 
diejelbe nad) $. 491 in der Berufung 
unzulälfig? 820; Abmerfung der Klage 
wegen Linzulälfigfeit des Nechteiwegs, 
Zurücdweilung dev Berufung, tveil das 
Klageredht eriojchen ift 821. 
Bernfsgenoffenfchaft. Rechtsweg 
iiber einen Anfpruch gegen fie wegen 
faljcdyer ärztlicher Behandtung 69V. 
Beichwerde auf Berichtigung des 
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Thatbeftandes war zufällig 825; 2. 
auf Ablehnung des erjuchten Amts- 
ridhters ohne Anwaltszwang 826; Fein 
Antrag auf Erhöhung der Koftenred)- 
nung in der Beichwerdeinftang fiber 
den beim Landgericht berechneten Be- 
trag 731; feine eigene B. des Rechts: 
anwalts, wenn Koften abgeiett 732; 
B. wegen abgelehnter Ausjegung des 
Berfahrens,nacdhdem Verfäumnißurtheil 
und Einfprud) ergangen 754 und 755; 
feine B. des Bejdywerdeführers, daf 
feine B. in den Suftanzen für zır 
tälfig erflärt ift 823; keine weitere B. 
gegen Belcyluß des Oberlandesgerichts, 
wenn fie nicht gegen Landgerichtlichen 
Beihluß zuläjjig wäre 824. 

Beliger in gntem Glauben hat 
aud) nur gegen Erftattung feiner Gegen- 
forderungen zurüd aufzulaffen 303; 
A.L.R.1,7, 88.179, 180 gilt nidht 
für das Berhältmiß des Eigenthümers 
zum Befiter 61. 

Beftimmtheit des Bertragögegen: 
ftaudes. Nüdzahlung eines Dar- 
(chn8 durch Anfauf von aus dem 
Möbellager des Schuldners auszu- 
wählenden Möbeln vereinbart 323; 
Bertprechen, einer Druderci die Drud- 
arbeiten zuzumenden 333. 

Betrug, ij. Argliit. Pactum ne 
dolus praestetur 312; feine doloje 
Berihweigung des Echwanmmes nad) 
der Sachlage 313; B. über die Dauer 
des Patents macht den ganzen Licenz: 
vertrag auch für die Zeit, während 
weldyer da8 Patent läuft, ungültig 
314; Anfechtung ausgejdjlojfen durd 
fonttudente Genchmigung 316. 

Beweislaf. Gin Theil der Ab- 
findung war, ohne Untericheidung, in 
Üaaren und dem Kafjenbeitande zu 
gewähren. Wie viel war der Kaffen- 
beitand? 778; Umtehr der Beweislaft 
wegen mangelhafter Buchrührung in 
Steuerlachen 779; Ausichluß effektiver 
Yıeferung bei Kontofurrentverichr 780, 
1S1; it das Srundftüd Theil einer 
öffentlihen Straße? 783; 8. für die 
Erweiterung einer Bürgichaft bei Hin- 
gabe eines Mechjels 782; Berjährung 
dinglicher Rechte durd; Einstellung der 
Leiftung 63; Keifion in securitatem; 
Beweislaft, day dem Gläubiger For: 
derungen zuftchen 785; als gelumd 
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verfaufte Gerfte ift bei Verjendung 
auf der Eifenbahn mit Geruch be- 
haftet angefommen, wie war fie bei 
der Abjendung? 488; B. bei der Vin- 
difation gegen den redlichen Befitzer 
61; lex commissoria 784; B., ob 
der Indoffant als folcher oder als 
Domsziliat eingelöft hat? 342; ob 
eine Ceiftion Verwaltungsaft 282. 

Bezeinung, unvollitändige, ber 
verfauften Grundftüde, die auf andern 
Blättern des Grundbuch eingetragenen 
find im fchriftlichen Kaufvertrage nit 
mit genannt 290. 

Blödfinn. Ungiiltigkeitserflärung 
der von einem Blödjinnigen gejchloffe: 
nen Verträge, redlicher und unredlicher 
Befit 303, 304; B. für diefen Prozep 
feftgeftellt 24; wegen firer Ideen, wenn 
der Prozeß fi) auf dem Gchiete der 
$deen bewegt 23. 

Börfengefchäfte. Differenzgeichäft 
eines Gaftwirtbs, der 98000 Darf in 
der Lotterie gewonnen hat 497 ; Löfchung 
einer im Voraus für die Schuld aus 
reinem Differenzgeichäft unter ber 
Form einer Darichnshhpothet beftellten 
Hypothek 493; Differenzgeichäft eines 
Nicdyttaufmanns 499; das Neidhsge- 
riht nimmt abweichend vom Be> 
rufungsgericht Differenzgefchäfte eines 
in einem Bantgefchäft mit 3000 Marl 
Angeftellten an 501; Differenzgeichäft 
aus der Art der Realifirung, dem 
Umfang der Seichäfte und dem Stande 
des Bellagten al8 Rentner, welcher die 
Börje befuchte, geichloffen 506; Dif- 
ferenzgeihäft, Schlußidein mit der 
Klaufel, die früheren Berabredungen 
jeien ungültig 504; der beiderjeitige 
Wille war auf Zahlung der Differenz 
gerichtet, d. h. Lieferung und Abnahme 
waren ftillihweigend auegefchloffen 
505; Berredynung verfaufter ‘Papiere 
auf das Guthaben aus Differenzge- 
fchäften, Genehmigung durch Anerken- 
nung des Kontofurrents 500; Bes 
theiligung bei einem Differenzgeichäft 
502; die Differenzen aus den früheren 
Brolongationen find nicht verwirkt, 
wenn der Bantlier jeine Anjprüdje aus 
der leßten WProlongation durch unter- 
laffene Ausübung jeines Wahlredhts 
verwirft hat 503. 

Bürge. Bei Verzicht auf die Boraus- 
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fage fein Borwurf, daß Gläubiger 
nidjt zeitig den Hauptichuldner ver- 
fagt habe 534; Weiterhaftung des 
B., objdhon dem Hauptichuldner er- 
lafien 535; Anrechnung einer Theil- 
zahlung des Hauptichuldnere 536; 
mehrere B., jeder mit beftimmter 
Summe, für die Gefammtheit ver 
Partialobligationen, welde auezu- 
loofen. Fälligkeit mit dent Konfurje 
des Hauptichuldners 537; Hegreh des 
B., wenn das Darlehn für einen lor- 
porativen Verein von einem Mitglied 
aufgenommen ift 538; Feltftellungs- 
Hage aus dem felbitihuldnnerijche Bürg- 
Ihaft enthaltenden Schuldihern 541; 
Bürgihaft dur die Erklärung, es 
würde alles bezahlt werden 539; 8. 
für einen beichräntten Aftordvorichlag; 
B. hindert nicht die eigene Forderung 
gegen die ntercedentin geltend zu 
maden 540. 


Causa. Abkommen über Jlichtbieten 
bei einer Berfteigerung 332; der Theil- 
nehmer fann aus demjelben feine echte 
erwerben 332; Verzicht auf Mutter- 
rechte an einem umehelihen Kinde 
gegen eine Geldabfindung 333; die 
Geldabfindung verfpricht der Stuprator, 
in deifen Händen fie bleibt, für die 
Mutter zu belegen 333; Berwahrungs> 
vertrag von einem Brandftifter vor 
jeiner Berhaftuug geichlofjen, um das 
Geld vor dem Zugriff des Staats und 
des durch den Brand Beichädigten zu 
fihern 335, 402; Konventionaliftrafe 
für den Fall, daß Bellagter nicht alle 
Inftanzen erichöpfe 379, Vertrag gegen 
die guten Sitten, weil der Dlaller, 
jtatt den DVertrag auezuführen, mit 
Dritten gemeinfame Sadje madıt, die 
das Grundftüd billiger anfaufen 334. 

Eeffion einer Forderung insolutum; 
Haftung der Eedenten, wenn die Fors 
derung nicht durd) Auflaffung des ver- 
fauften Grumpdftüds zur Ertjtenz ge- 
langt 349; feine Anwendung der Ge» 
währleiftungsanfprüche bet veräußerten 
Sadıen auf die E. von Forderungen 
349; Ungültigleit einer &. von Zinjen, 
wenn der zinsberedhtigte Vater diejelben 
nad dem Vermerk im Grundbuch zum 
Unterhalt der Kinder zu verwenden 
hatte 350; Blanloceffion einer Partial> 
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obligation 351; feine gemeinfchaftliche 
©. der Bartialobligationen, wenn fir 
verjchiedene Gläubiger ausgeftellt 352; 
E. ohne Genehmigung des Berfäufers 
verboten; kein Anfprud des Kedenten 
an Cejfionar ohne Genehmigung des 
Berläufers 356; nad) der ©. hat 
Eedent über die Forderung des Kej- 
fionars verfügt, und demnächft diejfen 
entichädigt. Kein Anipruch gegen den 
Schuldner aus der Berjon des Ceifio- 
nars 353; GCeffibilität eines Mitgift> 
verjprechens 358; fein Anfpruch auf 
&., wenn der eine Schuldner ug 
rechtsträftiger Berurtheilung, obglei 
mit nicht anerfanntem Vorbehalt ge- 
zahlt hat 359; Einwand der Simu- 
lation vom Schuldner mit dem In- 
tereffe geltend gemadıt, daß num der 
Eedent al Zeuge dernonmen Wird 
357; fein Wcbergang des Gewähr: 
feiftungsaniprudis des Kedenten an 
feinen Bormann bei Weiterceffion 90; 
E. zur Sicherheit, der Gläubiger cedirt 
die Hnpothef weiter, Untergang feines 
Forderungsrechts 90; Gewährleiftunge: 
veriprechen den Celfionar perjönlic) 
ertheilt, fteht der Eeijion des nad) Aus- 
fall erwadienen Gewährleiftungsan- 
fpruch8 nicht entgegen 354; Baluta 
der E. der Kaufpreis eines Grund: 
ftüüids, welcher dadurdh getilat, nicht 
das Grunditüd 355; Unmwirkfjamteit 
des auf Simulation beruhenden Aıt: 
dDilats. Auch gegenüber dem gutgläu: 
bigen GCeifionar 812. 


Darlehen. Rücdzahlung durd) An- 
fauf don aus den Deöbellager de8 
Echuldners anzufanfenden Diöbeln ver- 
einbart 323. 

Delitt. Beihülfe bei der Pevas 
Station eines Yandguts durd Beränßes 
rungen bei dDrohender Zwangsverfteige: 
rung, Echadeneerjag an eme ausge- 
fallene Stäubigerin 227; Auftrag, ein 
Srundftück zu eritchen, welches dem 
Auftraggeber und deifen Ehefrau ge: 
hörte, ın Ausführung eines gegen die 
hefran beabfichtigten Betrugs; fein 
Recht ausdem Aıurftrage ohne Zuziehnug 
der Chefran 290; Berantwortlichkeit 
der Mitglieder des Auffichtsraths einer 
Aftiengejellichaft für den Ccdaden, 
welcher dritten Perlonen entjtanden 
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jet, die durch die unrichtige Mlittheilung 
über den Stand der A. in der General» 
verfammlung beftimmt find, neue 
Aktien zu zeichnen 231; Ueberfchreitung 
= Nothivehr, Scyhadenserfag? 228, 
29. 
Dictum, feine Anpreifung 348. 
Dienftmiethe. Kein Rücdtritt wegen 
Nichterfüllung, fondern Refiliation nad) 
B.L.R. 436; Entlaffung eines Diref- 
tor® feine freiwillige 435; ein Braus 
meifter leiftet dem Nachfolger feines 
Gegenfontrahenten Dienfte, ohne daß 
das bisherige Dienftverhältnig auf- 
gelöft wird. Entlaffung dur) den 
Nachfolger, Schadensanfprüche gegen 
Segenkontrahenten 439; feine Ber- 
pflichtung des Dienftherrn, dem Hand» 
fungsgehülfen ein Zeugniß über feine 
Leiftungen auszuftellen 440; nicht des 
Liquidators, deshalb fein Konkursprivis 
leg für das Honorar 441; Spolium, 
weil der Bedienftete auf feine angeb- 
liche Gehaltsforderung einen großen 
Betrag aus der Kaffe entnommen hat 
438; Entlaffung des Direftors einer 
Altiengejellichaft wegen Eigenmädtig- 
teit 437. 
Dispofitionsftelung.  Gebraud) 
nad) D. keine Genchmiqgung 446. 
Dritte. Bertrag zu Gunften Dritter 
feiner, wenn nicht die Abficht vorlag, 
fih dem Dritten zu verpflichten 325; 
Beitritt des Dritten durch Klage: 
erhebung nach mehreren Jahren 326; 
Beriprehen der Ehefrau gegenüber, 
die Tehngüter nicht mit Schulden zu 
belaften, zu Guniten der Kinder ab- 
gegeben 327. 


Ehe, zweite, Nacdıtheile; Schenkung 
unter Lebenden 611; fein Erlaß durch 
den andern Ehegatten 612. 

Ehefrau wählt das ftatutariiche Erb» 
reht und das Eingebrachte, während 
fie beides zuiammen nicht haben fann 
619; Alimente für die Vergangenheit 
600; Tcht ohne Ehejcheidung getrennt 
600; Anipruch auf Borfchiegung der 
Koften audy) nad) Beendigung der In- 
tanzen 741. 

Ghelihes Güterreht. Der Ehe- 
mann macht Gläubigerredht gegen die 
Ehefrau während der Ehe geltend 601; 
die Ehefrau kauft Bekleidungs- und 
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Wäfchefahen theils al8 Bormünderin 
des Ehemanne, theild nach der Ent- 
mündigung, Haftung des Chemanns 
602; WittHum von dem Schwieger- 
vater und Schwager unter Beichrän- 
Yungen ausgejett 604; erftredt ficdh nad) 
dem Gefjege nicht auf den Fall der Ehe- 
fcheidung 605; Pfändung von Früchten 
auf einem Grundftüd, welches die Che- 
frau gepachtet hatte, wegen Schulden 
des Ehemanns 606; Klage des ehe- 
männlihen Nießbräuders gegen den 
Dritten auf Revenuen und Kedmunge- 
fegung nad) der Scheidung 603. 
Chefheidung. Keine Bejchwerde 
der Ehefrau, daß nicht Beweis erhoben 
über den Ehebruch des Ehemann mit 
beftimmt bezeichneten Srauen, nacddem 
unerlaubter Umgang angenommen tft 
584; Zudjthausftrafe wegen Unzucht 
mit Kindern unter 14 Jahren 582; 
dringende Vermuthung der Verlegung 
der ehelichen Treue 598; bösliche Ber- 
laffung 583; eventuell troß Chebruchs 
des Ehemanne angenommen 590 ; Ber- 
laffung nicht böslih wegen Gcjund- 
heitsgefährlichkeitt der Beifchlafsvoll- 
ziehung 595; Nücdktehrbefcehl während 
IchwebendenEheiheidungsprogefiesnicht 
vom Amtsgericht zu erlaffen, deshalb 
feine bösliche Berlaffung 597; feine 
bösfiche Berlaffung, wenn der Ehemann 
die Ehebrederin nit aufnimmt 588; 
NRücdtehr ohne ernitliche Abficht, Ber- 
halten des Ehemanns 590; E. wegen 
Mifhandlung trotz wörtlicher Beleidi- 
ung der Ehefrau 585; Zabadrandjen 
eine harte Mißhandlung 594; Syphi- 
118 gerichtsnotoriich heilbar und des- 
halb nicht Eheijcheidungsgrund ausg.697 
AL. R. I, 1? 776; Verunglimpfung 
— Code 231 — im Buftande der 
Truntenheit 586 ; beim Zurüdgehen auf 
frühere Borgänge nicht erforderlich, daß 
der fpätere Borgang für fid) allein zur 
€. ausreicht 587; Beleidigung und Ge- 
fährdung des Gewerbes durch Anzeige, 
der Ehemann jet geiftesgeftört 591; 
Schlädtermeifter in Berlin nicht ‘Per: 
fon gemeinen Standes 592; Beleidi- 
gung dur) Ausiprehung des Wer: 
dadhts, der Ehenann habe widernatür- 
liche Unzudht getrieben 593; anhängiger 
Ehejcheidungsproze gegen die Erben 
des Ehemanns wegen der für die Aus» 
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einanderjegung erheblidyen Schuldfrage 
fortgeießt 589; verziehen, weil wäh» 
rend Schwebenden&hejchetdungsprogefies 
nicht innerhalb eines Jahres geltend 
gemadjt 596. 

Ehefcheibung, Wirkung ber. Der 
Ehemann Hatte einen Auszug für fich 
und feine Ehefrau ftipulirt 464. 

Chefheidungsprozeß. Verzicht auf 
das Rechtsmittel wegen der Schuld- 
frage, abhängig gemadjt von der Zu- 
ftinmmung der Ehefrau zum Zwang®- 
vergleid) d. Ehemanns, umvirkjam 817. 

Eid. Aufgehoben, weil ein zuge 
ichobener E. zufolge Beweisbeihluß 
abgenommen, ohne daß ein erheblicher 
Zeugenbeweis erledigt ift 792; e8 jollen 
Beränderungen in den Perfonen der 
Schwurpflichtigen vorgelommen jein; 
nicht zu berüdfichtigen in der Revifions- 
inftanz 791. 

Eideszufhiebung unzuläffig wegen 
zu großer Allgemeinheit behaupteten 
Mantos bei Bierlieferungen 793; Klä- 
ger habe erkannt, daß Bellagter ledig: 
lich über die Differenz Tpielen wollte 
193b. 

Eigentbumderwerb am Scap: 
Streit zwiihen Arbeiter und Arbeit- 
geber, welcher bei der Entdedung gegen- 
wärtig 39; am Dünger in einem ver- 
pachteten Gafthofe 40; E. des Gentein- 
chuldners, welcher die Auswahlfendung 
mit fi” genommen, wenn der Ber- 
fäufer auf den Kaufpreis fagt und den- 
jelben durd) Zivangsvollftredung ein- 
zieht 151; Eigenthumsübergang nicht 
durd) causa bedingt; E. zur Sicherung 
einer yorderung, Widerfprudysflage aus 
8.690 41; an Kuren als unlörper- 
lichen Sadjen 43; Vebertragung eines 
Maanrenlagers dur) Beauftragung, für 
Nedhnung dcs Berfäufers weiter zu 
verkaufen 44; keine durch; Snedifilation 
bei Weberjchreitung der Grenze 45; 
durd) Zujchlag in der Subhaftation, 
aud) wenn der Erjtcher das zugefchlagene 
Grundjtüd nicht erwerben wollte 47. 

Eigeutäumöflage auf Erfak gegen 
den dolo desinens passidere ohne 
Klage gegen den dritten Befiber 57; 
auf Erjaß gegen de8 Niekbräuchers 
Reditsnadyfolger wegen fehlender In- 
ventarienftücde, Begründung dev Klage 
58; feine Borausklage gegen den dritten 


Beliter 58; E. des als Eigenthümer 
Eingetragenen, Einrede des Befitzers, 
welcher nicht wahrer Eigenthümer 48. 

Einfafiung. Keine Annahme des 
Zugeftändniffes, wenn Bellagter bei 
Bortrag entgegengefetsten Sachverhalts 
ausdrücliches Beftreiten unterliei 774. 

Einrede der Arglift wegen Nidht- 
berüdfichtigung einer milndlid) berede- 
ten Bedingung 288; weil der Gläu- 
biger veriprodhen hat, er werde von 
dein auszuftellenden Mitgiftveriprechen 
feinen Gebraud; machen 775; weil der 
Auftraggeber zugelaffen hat, daß der 
Beauftragte das angelaufte Grundftüd 
für fi) bebaut 404. 

Einftweilige Berfügung. Exceptio 
spolii de8 Ehemanns gegen die Che- 
frau 853; die e.B. auf Herausgabe 
der für ein Wohnzimmer u. f. w. er- 
forderfidhen Sachen nicht zu unbeftimmt 
852; feine neue e. B., wenn das direlte 
Segentheil der aufgehobenen e. B. aus- 
geiprodhen wird 854; Slaubhaftmadhjung 
nicht befeitigt durch die Abweifung des 
Hauptanjprudhs in der Berufung 856; 
Aufhebung der e. B. gegen Sicgerheits- 
teiftung? 857; die e. 8. ıft nicht von 
dent Oberlandesgericht zu vollitreden, 
welches fie erlaffenhat858; Beichtwerde, 
weil e. B. ohne Sicherheitstciftung er- 
lafien ıft? 855. 

Eifenbahn. Eigenthumsbeichrän- 
fung der benadybarten Grundftüde im 
Interefje der Sicherheit des Eijenbahn- 
betriebs 662; fein Entichädigungs- 
anjpruch des fpüteren Eigenthümers 
662 , Entichädiqungsforderung der Diie- 
ther eines anliegenden Grunpdftüces, 
wenn die Straße im Interefje des 
Gijenbahnfistus tiefer gelegt wird 661; 
Haftung für den Schaden, welcher durd) 
Hodyvaffer, deffen Abfluß durd) den 
Eijenbahndamm erichwert ift, veranlaßt 
wurde; Diaßitab 55. 

Eltern und Kinder. Cinftweilige 
Berfügung, daß die Mutter das Kind 
während des Cheicheidungsprozefjes 
einmal in der Woche fehen darf 614; 
Erziehung der Tochter durd) den Vater 
nah Scheidung von Tisch und Bett 613. 

Enteigunng. Das Reftgrundftid, 
weldhe® der Unternehmer übernehmen 
muß, wird von allen aufhaftenden 
privatrechtlihen Verpflichtungen (hier 
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Servitut) frei 651; das Borlaufsredht 
8.57, Abj. 2 und 3 Pr. Enteignungs- 
geießes fan nur von denjenigen Eigen- 
thiimern zufammen ausgeübt werden, 
welchen die inzioischen zum Theil durch 
weitere Enteignung gebildeten Par- 
zellen gehören, die zufanımen das 
frühere Reftgrunpdftüd bilden 93; feine 
Entihädigung eines Miethers, weil er 
Wirthichafts:, Berlaufslolal und Woh- 
nung nidyt zufammen anderweit cr» 
langen fonnte 652; keine Entichädigung 
für den Berlanfswerth des Gejchäfts 
653 ; Höhe der Entfchädigung für Ent- 
eignung eines Grundftüds, welches zu 
den Zweden eines zur Zeit nicht im 
Betriebe befindlichen Bergwerfs cr- 
worben ift 657; Teine Schäßung des 
enteigneten Zrottoir® al® Bauflädje 
658; volle Entihädigung nad) den 
individuellen VBerhältniffen 654; feine 
Anwendung von 8.260 &.P. OD. 654; 
NRüdficht auf durd) den Eifenbahnbetrieb 
in Zulunft dem Reftgrundftüd ent- 
ftehende Schäden 655; 8.10, Abi. 1 
des Pr. Enteignungsgejeges bei Ent- 
eiguung eines Zheilgrumdftids 656; 
die Enteignete bat ein Erjagftid er- 
worben, weldyes noch der Kultur be- 
darf 656. 

Erbe. Der Erbe aus dem Eırb- 
vertrage fechtet die fein Erbrecht ver- 
eitelnde Verfiigung feines Erblaffers an 
634; Erben haben die nichtige Grund- 
jhuld einem Deiterben abgetreten und 
von diefem zurüderworben; innerer 
Vorgang 88. 

Erbfchaftsftener. Waifenhaus und 
milde Stiftung 673; Ausweilung eines 
Kapitals, dejjen Erträgnifie von Tefta- 
mentsvollitvedern nad freiem Ermeffen 
und ohne Rechnungslegung an Hülfs- 
bedürftige zur vertheilen, wenn Sohn 
und Entel des Teftators verftorben find 
674; keine Befreiung von der E. für 
eine Auflage an die erbende Stadt, 
einen Betrag an verichämte Arme zu 
zahlen 675. 

Erbvertrag aufgehoben durch ein 
gemeinschaftliche® Lorrejpeltivcs Tefta- 
ment der Kontrahenten; Vertragswille 
der letzteren 625. 

Erfindung. Vebertragung einer od) 
nicht fertigen &. fo wie fie ift; &e: 
währleiftung? 346. 
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- Erfüllung, |. Zahlung. Streit über 
die Art der E.; der eine Theil fügt fich 
dein rechtswidrigen Anfprud) des an- 
dern Theils unter Proteft, Aniprud) 
auf Schadenserjag 170; zwei Be: 
ftellungen find hintereinander gemad)t, 
von einer Beitellung ift der Käufer zu- 
rüdgetreten, ohne daß Berfäufer joldyes 
annahnı, auf welche ijt die erite E. an» 
zuredinen? 172. 

Erfülungsort für den Bürgen 324. 

Erklärung durd) Schweigen auf eine 
Erklärung des Andern über Auslegung 
eines Bertrags 268; der Kontrahent 
ift an die genehmigte Willenserflärung 
gebunden, weil er gegen Treu und 
Glauben handeln würde, wenn er fi 
auf einen nicht fundgegebenen entgegen: 
gefegten Willen berufen will 269. 

Errungenfhaftsgemeinfhaft nad 
Württembergifchen Redyt; Unzuläffig- 
feit der Zmwangsvollitredung in den 
Antheil der Ehefrau an einem einzel- 
nen Stüd wegen deren vorehelicher 
Schuld 810. 

Erjigung von Kiüftereigrundftüden 
durch die Schule 42; E. einer Dienft- 
barkeit für einen Theil des Gemeindes 
bezirts 65; €. eines Fenfters in einer 

emeinfchaftlihen Mauer; Heimlid)- 
eit? 64; E. eines WRafferleitungs- 
rechts aus den durch die Stadt flieken- 
den Bad) feitens einer Färberei 69; 
Umfang, Streit nad) der Berurtheilung 
70; der Filcherei im Kuriichen Haff 
als eines Realvedhts trot Zahlung einer 
Abgabe an Fiskus 68; E. eines Nedhts 
zur Erhebung der Marktftandsabgaben 
in der Stadt durch einen Nitterguts- 
befiger 66, 67; E. des Patronats durd) 
die Kirchengemeinde 685. 

Erpromiffion. Keine Befreiung des 
Schuldners durd) eine E. mit dem 
Sheinceffionar 179. 


Familienfideitommiß. Stempel bei 
Bermehrung des Fideilommifjes aus 
den Früchten 670; Erhebung vor der 
gerichtlichen Berlautbarung und Be- 
ftätigung 670; Vorbehaltder Ernennung 
eines Nucdhfolgers des Stifters beim 
Mangel von Descendenz ; Ipätere Be- 
rufung, Stellung der Gläubiger, welche 
ihre Forderung erft nad) der urfprüng- 
lichen Stiftung erlangt haben 618. 
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Fauftpfand, j. Biandredit. 5. nicht 
dadurdy) wieder aufgehoben, daß die 
Sache dem Beiteller zurüdgegeben wird, 
wenn diejer in anderer FJunftion be- 
ftellt al® zur Aufbewahrung zurüd: 
empfangen bat 281. 

Feitftellungsklage, daß das Zeita- 
ment ungültig jei; dem Subftituten 
jchlt die Bajfivlegitimation, wenn die 
Bermähtnignchmerin angenommen hat 
644; 5., m die Altivlegitimation be- 
züglic eines Depofitums zu erbringen 
759; %. darüber, daß gewifje Lofali- 
täten, in deren Befit Kläger ift, mit- 
verpachtet jeien 760; negative %., der 
Beklagte wird fpäter nicht mehr mit 
Anfprücen gehört, weld;e dieler 8. 
widerjprechen, wenn er fie nidıt in 
diefem Prozefie jubitantiirt hat 758; 
Generelle Ecjyadenserjagflage zuläifig 
207; 5, daß ein Reverse, in weldem 
die Deutter die Erzichung ihres Kindes 
einem Andern überläßt, erzwungen jet, 
gegen dicjen, nicht gegen einen Tritten, 
welcher gezwungen habe 761; wirth- 
Ichaftlichee Antereffe 764; %. wegen 
Berpflidhtung zur Zahlung der Brand- 
entfchädigung 763; feine Berpflich- 
tung, zur Reiftungskflage im Laufe dee 
Berfahrens überzugcehen 763; %. über 
Erbichaftsfapitalien 762, 

Fideitommiliarifche Subftitution. 
Der Nacherbe fechtet den Berpflegung®: 
vertrag der Fiduziarerbin, feiner Erb» 
lafferin, an 621; feine Anfechtung der 
Schenfung der überlebenden Witwe 
624; Aufpruc des Kideifommißerben 
auf Danifeftation des Nachlaffes durch 
den Fıdısztar 643. 

Firma. Ertnahnte eines Namene 
aus der Konfurrenzfirma unter Simu- 
lation einer Gefellichaft mit einent 
Träger diefes Namens 149. 

Form. Iın Pacıtvertrag verjehent- 
li) einige wefentliche Stüde nicht mit 
verpadjtet; der Berpächter will den 
Bertrag aushalten, aber diefe Stüde 
nidyt gewähren 283; mündliche In- 
bezugiekung zweier Ichriftlicher Kauf: 
berträge, in denen vice versa der 
Kaufpreis in 12400 Mark unter dem 
Werth gefchrieben. Der Kläger hatte 
bereits aufgelafjen, er fordert feiner- 
feit8 die Auflafjung 284; miündlicher 
Verzicht auf eine Provifion wirffam 


wegen fonft begründeter Arglift 285; 
mündliche Beredungen, welche in der 
VBolice feinen erfennbaren Ausdrud 
gefunden Haben 514; Schrift ab- 
weichend von mündlicher Beredung 
286; mündliche Beredungen in den 
Borverhandlungen ohne Aufnahme in 
den fchriftlihen Vertrag, nicht geheilt 
durh 8.10 E. E. G. 287; mündliche 
Beredung einer Bedingung bei der 
Unterichrift 288; nidjt unterichriebener 
Nacdıtrag eines unterichriebenen Ber: 
trags ungültin 291; feine Aufgabe der 
in den jchriftlichen Vertrag nicht auf: 
genommenen mündlichen Abrede 293; 
anßergerichtlicher Vertrag zwiichen Ehe: 
leuten 289; unvollitändige Rezeichnung 
der verkauften Srundjtüde im jihrift- 
lichen Kaufvertrag 290; Klägerin hat 
6000 Markzu dem Endzwed gegeben, da- 
mitBellagter ihr eine unentgeltliche Woh- 
nung in feinem Nenben einrichte 292. 
Tyradıtvertrag. Yicgegelder au zah- 
fen, weil fein Löichplag geftellt war 
450; midht, wenn der Bellagte die 
dadurd) verjänmte Zeit durch enerat- 
fchere Löichung wieder eingeholt hat 
450; Leichterungsfoften zu Yaiten des 
Empfängers, weil das Schiff ohne 
Leichterung nicht herantoımnıen fonnte 
44%; der Empfänger hat im Vertrauen 
auf die ihm ausgeftellte Cnittung über 
die Fracht jenem Werkänfer den Preis 
ohne Abzug der Leichterfojten gezabft, 
welchen jet die VBerfrachterin von ihm 
fordert 451; der Beklagte hat den %. 
nicht im eigenen Namen, fondern für 
einen Andern geichlojien, mit welchem 
aud) Kläger kontrahirt hatte 453; the 
goods are to applied for within 
24 hours; Bedeutung 455; haben die 
Schiffer mit den “rofurenren oder 
mit der Yefradhterin kontrahirt? 272; 
die Güter jollten von Ted abacliefert 
werden, womit die Befreiung des Ber- 
fradıters eintritt 452, 454. 
Fragepflicht, wenn cin Gefellichaf- 
ter don der liquidirenden 0. 9. ©. Be- 
friedigung fordert, wegen der vor- 
handenen Dlajie 559; 5. zur Auf 
Härung, ob das richtige Objeft der 
Bindilation bezeichnet ift 745. 
Yreiwillige Gerichtsbarteit. 
Zwangsvollftredung zum Zwed der 
Auseinanderjegung 878. 
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Garantie für einen Miethsvertrag, 
welchen die Käufer eines Gejichäfts 
Schließen würden, fein ©. für die Erben 
des bisherigen Miethers, nadjydem der 
Bermiether den Berkauf vereitelt hat 
542; Sarantievertrag al8 Bertrag über 
Handlungen 443. 

Sebrauhsmniter. Zwei Kon: 
ftruftionen einer Kanne, bet welder 
der Hand über den Dedel greift 143; 
Kunftfiichbein fein &. 141; Dlaicdinen 
und Betriebsvorridtungen nidt ©. 
142; Berfahren, Schnudgegenjtänden 
ein edelfteinartiges Anfchen zu geben, 
fein ©. 144. 

Gegenfeitiger Bertrag. Tier Agent 
hat dem Bertrage zwwider einzelne Ge- 
ichäfte in freinden Kohlen gemadt; 
feine Einrede des nicht erfüllten DBer- 
trage 409; nicht jede einzelne Ber- 
pjlichtung "Segenleiftung gegen die 
Teiftungen der andern Ecite 329; die 
Banarbeiten geliefert, nachdem "das 
&rumditück veräußert tft 330; Ber: 
Iprechen, Anzeige zu unterlajien gegen 
Dedung der ınterichlagenen Suntmte, 
nicht achalten 331; Kolgen, ivenn ein 
Kontrahent fie) Shuldhaft wegen einer 
einzelnen Feiltung verhält, jodaß dieje 
ohne Nüctritt vom ganzen Bertrage 
einen Dritten übertragen wird 320. 

Vegnenftand der Obligation. Kom: 
mittent fordert Heransgabe eines ‘Pa- 
pier8 in renere, weil Kommmilfionär 
das Angejchaffte weiter veräußert habe 
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Selegenheitsgefelfchaft. Bethei- 
Itaung des Bellagten unter der Ber: 
pflichtung dea Klägers, die Einjchüffe 
zu leiften; Swangsregulirung, neuer 
Ankauf der Hälfte. Gewinn aus dem 
ziveiten, größerer Berluft ans dem 
eriten GFejchäft. uam des Be: 
Hagten? 548—549b 

Semeindebeihluf durh cine all 
feitig genehmigte Aujtheilung der Mark 
unter Auswerjung don Heuerlinge- 
weiden 62. 

Semeinfchaftsverhältnik. Keine 
Klage des Einzelnen für fich gegen 
einen Dritten bei ungetheilter Dlaffe 
541 


Generalverfammfung. Ungültig- 
feit eines materiellen Beichlufjes der 
&., wenn zuvor die NRedefreiheit in 
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ungefetlicher Weife eingefchräntt war 
570. 


Gericht. Keine mangelhafte Be- 
jeung, weil einen Senatspräfidenten 
mehrere Senate zugetheilt find 706. 

Gerichtskoftengejeg. Keine Ber- 
zögerungsftrafe, wenn der Scriftiat 
nicht fürzer als eine Wodje vor der 
mündlichen Verhandlung zugeftellt ift 
736; feine Heranziehung des fonfoli- 
dirten Bergwerts als zweite Edyuld- 
nerin zu den Koften ohne Sadı- 
fognition; nad) Sacdjfognition ver- 
worfen 735; feine Strafe dem Be: 
Hagten, weil er fid) auf die vom 
Kläger erft in der mündlichen Ber- 
handlung vorgebradjte Kepfik nicht er- 
flären konıte 738; Anfprud) der Ehe- 
frau auf Borihuß der Koften nad) 
Beendigung der Auftanz 741; Ber- 
gleichsgebühr, wenn nur einer der zu- 
jammen verglichenen Prozeffe bei dem 
Prozepgericdht anhängig war 740; Be- 
fchlüffe über Beichwerden wegen Aı- 
jates von Gerichtsfojten nicht koften- 
frei 739; Berhandlungs» und Ent- 
Iheidungsgebühr, wenn thatlächlich 
iiber die Sadıe jelbft erfannt ift 737. 

Gerichtsftand der befegenen 
Saden, zugleid auf Schadenscerjaß 
2113; ©. des Detifts, nit be- 
gründet, wenn der frühere ZJuftand 
wieder hergeftellt war 711; ©. der 
Erbfdhaft an mehreren Orten 09; 
®. des Erfüllungsorts bei Ber- 
pflihtungen auf Unterlafjung 710; 
Anfprud) des Käufers auf Rüdzahlung 
der Nadynahme 717; Klage eines Kom- 
mijfionärs auf Rüdzahlung eines Bor- 
Ichuffes 716; negative Feftitellungs- 
Mage 712; fürdas Bertheilungs- 
verfahren ift das Gericht zuftändig, 
weldjes, wenn jdyon ohne Zujtändig- 
feit, den Befehl an den Drittichuldner 
erlaffen hat 714; ©. der Wediel- 
tlage $. 566 &.%. D., die Klage tft 
den mehreren Beklagten nicht an dent- 
jelben Tage zugeftellt 715; ©. der 
Widerfpruhstlage bei einer Pfän- 
ns und eberweijung zur Einziehung 
118. 

Gefellfchaft. Betheiligung bei einem 
Fotteriefprel; Revers, daß bei nicht 
pünftlicyer Zahlung kein Anspruch auf 
Gewinn durch thatfädhliche Webung 


Alphabetifches Regifter. 


außer Anwendung gejett 547, Auf- 
trag zur Berfteigerung einer Gemälde- 
fanmlung mit Bewilligung einer PBro- 
vifion nad) Prozenten des Erlöfes; es 
werden Gemälde vor der Berfteigerung 
entwendet 546; ©. an von dem einen 
Kontrahenten in Folge mündlicher Ber: 
abreding erworbenem Gut. Imbalt 
der Verpflichtungen aus der ©. 545. 
Gefeglihes Erbredt. Die Che- 
frau wählt ihr Eingebradjtes und bag 
ftatttariiche Erbredjt ftatt des tefta- 
mentarifhen Erbredts, während fte 
das Eingebradhte nicht fordern fann 
619; eines Holpitals, welches der Erb- 
lajierin unentgeltliche Verpflegung ge- 
währt hat 620. 
ewährleiftung, f. Ceifion. ©. 
der Schwammfreiheit; Zeitpunkt, nad) 
welchem fi) der Breis der erforder- 
lichen Wrbeiten richtet 344; ©. für 
baupofizeilihe Diängel; Frift nad) 
8. 343, ihr IA UUR L5 
345; Klage auf Erjat der Reparatur 
foften, Erhöhung des Anfprudye, weit 
der Schwanm während des Prozefles 
weiter um fich greift, feine Berpflich- 
tung des Käufers zeitig zu repariren 
auf eigene Koften 347; Abtretung 
einer nod) nicht fertigen Erfindung 
jo wie fie ift, Gemährleiftung? 316; 
Veräußerung eincs Generalanzeigers 
mit der faljhen Erklärung, Snferate 
jeien nur wenige Fücenbüßer 348. 
Sewäfler. Aus einem BPrivatiee 
mit einem dem Eigenthümer nicht ge- 
hörenden Abflug darf nicht Waffer 
zum Nadıtheil dc8 unterhalb liegenden 
Müllers entnommen werden, da® nicht 
zuritdgeleitet wird 108; Berfügunge- 
befugniß des Klägers über das Ducl- 
waffer, aud) wenn e8 zum öffentlichen 
Fluß wird 112; Ermittelung bes 
ES chadenseriates, fir welchen die ver> 
ichiedenen “Pflidytigen ohne Solidar- 
haft bei ihnen zujammen zur Paft 
faltender Wcberfluthung haften 109; 
Begrenzung der Pflichtigen bei An 
wendung des 8. 75, Ein... Ü.LUN. 
110; Anlage von Brüdenpfeilern in 
Brivarflüffen, Haftung für vorausjeh- 
baren Schaden 115; Recht der Fiicheret 
im Kuriichen Haff 113; fein Aniprud) 
auf Scyadenserjat eines ‘Privaten, weil 
ein fontrahirter Staat feine Berpflid;: 


Alphabetiiches Regifter. 


tungen zur Beleitigung von Sdiff- 
fahrtshinderniffien aus  publizirten 
Staatsverträgen nidyt nachgefommen 
ift 111; Bertrag zwilchen Mühlen- 
befigern und einer Fabrik über Waffer- 
entnahme, wirkjam für umd gegen die 
Rechtsnadhfolger? 114. 

Gewerbeordnung 8.120. Mangel: 
hafte Einrichtung eines Abtritts 264; 
fein Anfprud) des Unterhaltsberechtigten 
auf Erfat, weil der Unterhaltspflichtige 
in Folge Berftoßes gegen $. 120 oder 
einer KRontraktepflicht den Tod gefunden 
bat 264. 

Glanbhaftmahuag nid)t bejeitigt 
durch Abweifung des Hauptanfprudje 
in der Berufung 85h. 

Grundbuch. Daffelbe ift nur be- 
züglich des einen der auf dem Xitel- 
blatt bezeichneten beiden Grundftüde 
auf das Katafter zurüdgeführt 46; 
Eintrag der Küfterei als Eigenthümerin, 
Bedeutung 42; Berluft des Eigen- 
thHums durd) Subhaflation gegen den, 
welhem das Grundititd im ©. falid 
zugejchrieben war, objchon der Erfteher 
gar nicht erwerben wollte 47; kein 
Eigenthumsübergang auf den Sonder- 
rechtsnadhfolger, welchem zugejcjrieben 
ift, wenn die Auflafjung fi) darauf 
nad) dem beiderfeitigen Willen nicht 
erftredte 48; Einrede vom Befiter 
gegen den WBucheigenthümer geltend 
gemadjt, obwohl jener nicht wahrer 
Eigenthümer 48; fein Anjprud) des 
Befitsers auf Berichtigung des Buchs, 
wenn fein Autor nicht Cigenthümer 
war 49. 

Grunddienftbarfeit. Der Belip- 
nachfolger im belafteten Grundftüd ift 
nicht in den Vertrag eingetreten, weldjer 
der Dienftbarfeitsbeftelung zu Grunde 
lag 73; Recht auf Holz zum Haus- 
bedarf, nicht zur Yabrit 74; Ein- 
Ichränfung des Holzabtriebs, wenn für 
den Holzberedhtigten erforderlich, Sub- 
ftantiirung der Klage 75. 

Örnudherrlichkeit, veren Aufhebung 
feine Bejeitigung der aus bderjelben 
abgeleiteten Nedjte 66. 

Grundihuld. Nichtigkeit einer ©. 
wegen mangelnden Belaftungswillens 
gegenüber den Erben des Eeijionare gel> 
tend gemacht, welche fie einem Miterben 
abgetreten und von diefem zurüder- 
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worben hatten 88; Zinsredt an ©. 
nach deren Zurüczahlung und Wieder- 
ansleihung des Kapitals 71,72; Unter» 
werfung des Eigenthümers unter die 
fofortige Zmwangsvollftredung, Klage 
auf Ertheilung der Bollftredungs- 
flaujel 87; Abtretung der Rechte aus 
der ©., nachdem der Grundichuldbrief 
von dem Grundeigenthiümer eigen» 
mächtig weagenommen war 89; ab» 
getreten mit&ewährleiftungsveriprechen 
vor Eintrag der ©. 86. 

Sütergemeinfchaft. Der Ehemann 
ftellt allein die vollftredbare Urkunde 
bezüglich des gütergemeinjchaftlichen 
Grundftüde aus 607; feine Aufredy- 
nung der perfönlihen Schuld des 
gütergemeinfchaftlichen Ehemanne mit 
dem in die Gütergemeinjchaft fallen» 
den Erbanjprude der Ehefrau 610; 
eine nad dreimonatlicher Kündigung 
rüdzahlbare Hypothek feine dauernde 
Kapitalanlage 608; die Eheleute jchlie- 
Ben einen Bertrag auf Zeit, durd) 
welchen der Ehefrau Nubung und Vers 
waltung auf Zeit überlaffen wird; 
Widerruflichkeit nur des ganzen Bers 
trage, nicht einer einzelnen Beftim- 
mung 609; gütergemeinidaftliche 
Witwe Magt nad dem Tode ihres 
Ehemanns auf NRüdzahlung Hinter» 
legter Gelder 335. 

Öutsüberlafiungsvertrag.e Der 
Ehemann ftipulirt einen Auszug für 
fih und feine Ehefrau; Wirkung der 
Eheiiheidung 464. 


Haftpflicht, eigenes Berichulden 
des PVerunglüdten; keine Pflicht der 
Eifenbahn, die Bahnıjdywelle zu erhöhen 
260; der Beichädigte wurde unentgelt- 
fih im Geichäft feines Baters be- 
Ihäftigt; Anfpruh auf eine Wente 
261; Anjprudh auf Heilungs> und 
Beerdigungsfoften haben die Ange: 
hörigen nicht, wenn fie nicht Erben 
geworden find 263; Anfprucdh eines 
posthumus auf die Rente 262. 

Haudeldgebraudg. Keiner fürgroße 
Abweihung vom Sortenverhältmiß 
beim Kauf 480. 

Handelögeichäft nicht der Verlauf 
des Inventars in Zufammenhang mit 
einem Miethsvertrage 294; Anlauf 
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ziveier Pferde durch einen Kaufmann 
tein 9. 245. 

‚Handelsfitte, welche in Widerjpruc 
mit einem Berbotsgejeg fteht, nicht zu 
berüdfichtigen 471. 

Handlungen, Bertrag über. Zei 
Apotheker verbinden jich, die Arzneien 
gegen Rabatt nur an bejtimmte Kran» 
tenkafien eine® Bezirts zu verabfolgen 
442; kein Rüdtritt durd) Kontravens 
tion gegen den Vertrag 442; Garantie- 
vertrag als Vertrag über 9. 443; Ab» 
leugnumg de8 Auftrags, keine Weige- 
rung die Erfüllung anzunchmen 319; 
feine Anwendung von 88. 393 —407 
A8.X%. 1, 5 auf Verträge über 9. 
447. 

DERDIENGERAIEDIGIEN auf dem 
Gebiet der Wahnidee 23; für den 
einzelnen Prozeß feitgeftellt 24. 

Hauptiutervention. Der GHäubi- 
ger, weldiem eine Forderung jeines 
Schuldners zmangsweis übermiejen 
ift, nimmt Diele gegen den Dritte 
Idyuldner in Anjprud 723; der Kef- 
fionar, weldyem der Aniprud auf Rüd- 
gewähr einer Hypothek abgetreten ift, 
intervenirt im Prozelle des Inhabers 
der Hypothek gegen den Drittihuldner 
724. 


Heilung von Mängeln des Ber- 
fahrens. Ein Zeuge ift nicht ver- 
nommen, der ohne Recht fein Zeugniß 
verweigert hat 794. 

Herftellung des ehelichen Lebens. 
Keine Weigerung, weil der die 9. 
Begehrende nicht den ernftlichen Willen 
der Fortjegung habe 599. 

Hingabe einer Forderuug an 
Zahlungsftatt. Haftung der Keden- 
ten, wenn das verkaufte Grunpdftüd 
nicht aufgelaffen ift 349. 

Hypothel. Bedeutung einer Ein» 
tragung, nad weldyer der Edjuldner 
!/y Proz. jährlich zu zahlen habe, wenn 
die Bolt vor 1904 füllig wird 85; 
Nevenuenhypothef, der Gläubiger zahlt 
die Zinjen einer vorhergehenden 9. 
nicht, in Folge deifen Subhajtation, 
obwohl er die Zinjen bis auf einen 
Heinen Betrag aus den Revenuen hätte 
zahlen können 47; der antichretiiche 
Pandgläubiger erwirbt einem jpäteren 
Önpothefgläubiger keine Rechte, wenn 
er ftatt die Zinjen eines dorhergehen- 
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den Gläubiger aus den Cinfünften 
zu_ berichtigen, fich diejelben cediren 
läßt 83; Kautionshypothef einer Bant 
ale Fiduziarin unter Yusgabe von 
Theilihuldverjchreibungen ; Kündigung 
und Klage der Bank 81,82; Nautions- 
hypothef; wie weit bei dem Eintrag 
zu Ipezifiziren 84; Aniprich des Ver: 
fäufers an den Käufer, welcher eine 
auf einen andern Grumditiid mit- 
haftende H. übernommen hatte, aber 
durd die Befriedigung der SHäubiger 
aus dem andern &rumdftiid befreit 
war, auf einen der 9. gleichfonmten- 
den Theil des Preifes 78; 9. eines 
Eijenwalzwerts begreift aud) die im 
demfelben aufgeftellten Diaicdhinen, ohne 
welche c8 fein Eifemvalzwerk ift 35; 
Rechte am Amortifationsfonds und der 
durd deffen Verrechnung entftchenden 
Eigenthümerhupothet im Fal eimer 
Subhaftation bei Konkurrenz eines 
nadjftehenden Hypothefgläubtgers und 
Prändungspfandgläubigemn 73, 80; 
Schuldner zahlt an die gütergemein- 
Ichaftlihe Ehefrau, weldyer der Ehe» 
mann den Gebraudh der H. überiaifen 
hatte 289. 


Yagd. Ausübung der 3. in Be- 
gleitung des Jagdberecdhtigten 116. 

Juhalt der Bertragsobligation. 
Beripreihen, den Fieferanten aus den 
eingehenden Baugelderu zu befriedigen 
322. 

Anterefle, |. Schadenserjab. 3. ge- 
fordert, nachdem die Bmangevoll- 
ftredung aus einem für vorläufig voll- 
ftredbar erklärten Urtheil vergebene 
gefuchht war; feine Befreiung durch 
nachträgliche Angebot der Natural» 
erfüllung; maßgebender Zeitpunft für 
die Berechnung der WPreisdifferenz; 
Abzug von Transportkoften nad) dem 
mangebenden Marktorte; Zinien 211 
bi8 214; 9. der Berficherungsgeiells 
Ichyaft auf die Prämie ohne Rijito un: 
ftatthaft 520, 5215 Antereffeforderung 
für entgehende Mehrzinfen und ent- 
gangenen Gewinn aus nicht begogenem 
Bier bei Konfurs des Schuldners 
215; Berluft des Aniprucds auf das 
%. wegen verzögerter Erfüllung mit 
vorbehaltiofer Annahme der Erfüllung 
209. | 
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‚nterimsfcheine von Aktien, welche 
auf Namen lauten und deren Ber- 
Aäußerung an die Genehmigung der 
Altiengejellfchaft gebunden ift, Werth- 
papiere 34. 

Yuventar, Verpflichtung des Erbes- 
erben ohne Nadweis, daß er befitt 
641; fein Erlaß de8 $. zu Gunften 
des überlcbenden iduziars ausge> 
fprochen 642; ausgejchlojjen vom Erb- 
laffer zu Gunften der Witwe? 643. 

Kerthum über die Differenz zmwifchen 
‚grundbuchmäßiger und wirklicher Größe 
eines mit Preisbeftimmung nad) dem 
einen oder dem andern Mafjftab ver- 
fauften Grundftüds 307; 3. über die 
Bertragsmäßigleit des Baues bei einem 
Vergleich) ımerheblih 367; 93. über 
den Umfang des GScejichäfts, veranlaft 
durd) die Erklärungen des mitverfau- 
fenden Ehemanns als 3. über weient- 
liche igenichaften des verkauften 
Grundftüds. Dauernde Eigenjchaft? 
311; Recdenfehler begründet einen 3. 
in den Motiven, wenn über die Ge- 
fammtfumme fontrahirt ift; aber 
wifjentliche Benutung des 3.8 durch 
den ©egenkontrahenten jihadet diejem 
310; $%. in ausdrüdlich vorausgefeß- 
ten Eigenjchaften, wegen cincs angeb- 
Ich beftehenden Patents 309, 3. über 
ein dem verfauften Grundftiid nicht 
zuftchendes Redt. Der Berkäufer 
hatte Gewährleiftung abgelchnt 308; 
war der $. vom Verkäufer verichuldet? 
308; Redtsirrthum entichuldigt den 
Berkäufer nicht für unterlaffene Dilti- 
genz 461. 

Yuriftiihe Berfon in der Rhein- 
provinz nicht die Schule 686. 


Kapitalanlage, dauernde, 608. 

Kauf durch Uebernahme eines be- 
reits geicjloffenen Kaufs, der Verkäufer 
Hagt gegen den zweiten Käufer 266; 
die Abrede über die Wahl ziwiichen der 
wirklichen und der grumdbudhmäßigen 
Größe des Grumdititds zur Preis: 
beftimmung wird aufgegeben 4575 8. 
einer Barzelle, wenn ein Theil nod) 
im Separationsverfahren befangen tft 
458, der Pächter eines mit Hypothefen 
befafteten Gutes hat das Inventarium 
gefauft, Berurtheilung zur Zahlung 
423; der Käufer nimmt die Auflaffung 
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nicht entgegen wegen verjdhipicgener 
Abgaben, das Grumpdftüd wird fub- 
haftirt 162; Berpflidhtung des Ber» 
fäufers, eine Vergütung zu eritatten, 
weldye Käufer einem Dritten gezahlt 
hat 162; 8. unter Ucbernahme einer 
Srundihuld des Verkäufers, iwelche 
demnädit Berfäufer bei Weiterver- 
änkerung des Grundftids Löjchen läßt, 
Erjabanjprud) des Berfäufers 462; die 
übernommenen Hypotheten find dge> 
ringer 463; wunvollftändige Bezei:h- 
nung der verfauften Srumdftüde im 
ichriftlichen Kanfvertrage 290; Ber- 
jprehen des Käufers, den Kaufpreis 
zu zahlen, obwohl Hypotheken aufs 
haften 4549; Ankauf eines Grundftitde 
durd) die jüdische Gemeinde unter Bor: 
behalt der Genehmigung der Regierung ; 
Berpflichtung zur Einholung der Ge 
nehmigung? 4650; Käufer leifter nicht 
pünktlich die zur Abtwendung der Eub- 
haftation bejtimmte Anzahlung; die 
Eubhaftation war aber abzumenden, 
wenn Berkänfer diligent gehanpelt hätte 
461; der Käufer erftcht das ihm ver» 
faufte Srumditüc billiger in der Sub- 
hajtation, Keine Verbindlichkeit gegen 
Berfäufer 461. 

Kauf in Handelsjahen. Riüd- 
zahlung eines Darlchns durd) Ankauf 
von aus dem Vröbellager des Schuld: 
ners zu wählenden Döbeln vereinbart 
323; Auswahliendung, Redteverhält- 
ni%? 469; der Befteller nimmt flüchtig 
die ganze Auswahljendumg mit, um fie 
zu nnterichlagen; der Abjender erhebt 
die Klage anf Zahlung des Pretjes 
und erlangt denfelben, fpäter beruft er 
fih auf fein Eigenthum 1515 nachdem 
der Agent in eigenem Namen ver- 
fauft hat, Liefert die Auftraggeberin 
mit der Aufforderung, nur an sie zu 
zahlen 271; Kreditfähigkeit der Ber- 
füuferin für eine Sumnte von 10000 
Mart? 489; Auskunft rechtfertigt die 
jubjeftive Annahme, der aufgegebene 
Käufer fer fein PBrimaablader 466; 
Entnahme von der Brobe unnachtheilig 
467; Beweislaft iiber Veränderung der 
Probe 467; Berfauf von raffinirtem 
Schmalz Krone, weldjes fein Schweine> 
fett ift, mit der Garantie, dajjelbe dürfe 
als Schmalz verkauft werden 470; aud) 
bei Nichtannahme der Garantie if zu 
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prüfen, ob nicht Vertrag über unerlaubte 
Handlung vorliegt, weil Täufchung des 
Bubliktums beabfihtigt war 471; fom- 
binirter Quebrachoertraft geliefert mit 
einem Zulak von Vielaffe 472; Ber- 
fauf der Ernte eines Dritten mit An- 
gabe des Duantums; Garantie bei ge- 
ringerem Ausfall? 473; liegt die Ju- 
fage einer beftimmten Eigenjchaft des 
Fabrikats darin, daß erklärt wurde, 
die Zabrit habe denjelben Betrieb wie 
dem Käufer bekannte Fabriken, aue 
welchen früher geliefert war? 476; die 
auf der Eifenbahn in Säden ange- 
fonımene Serfte ift mit Geruch behaftet; 
Benrtheilung des Bereifes, ob fie |hon 
bei der Abjendung nicht gefund war 
488; Badjähigkeit verfcdjieden nad) 
dem Mohnort des Berfäufers und des 
Käufers 4835 9. ©. B. 347 bezicht 
fid) nicht auf Mängel der Berpadung, 
wenn Schon diefe den Bruch der Waare 
auf dem Zransport zur Folge gehabt 
hat 482; Agent nicht Tegitimirt zur 
Entgegennahme der DMeängelanzeige 
495; Rüge der Abweihung von dem 
bedungenen Prozentjat der einzelnen 
E orten nad) Ankunft des leßten Schiffes 
479; keine Ujance, weldye Abweidyung 
in qroßem Ptapfitab von dem Sorten- 
verhältniß geftattet 480; feine ver- 
jpätete Unterfudung bei Siangardeits- 
reis 465; der Verkäufer räumt dem 
Käufer alle Redite ein, welche diefer 
bei vechtzeitiger Diängelanzeige gehabt 
hätte 486; Nedhibition troß Ver- 
milhung von zwei Mengen Kleie 
468; Redhibition einer mangelhaften 
Waare, welche nicht abgenommen ift, 
bei gemifhtem Kauf nah A. ER. 
478; Redjte de8 Käufers auf Schadens» 
erfat ftatt Erfüllung, wenn die Waare 
einer beftimmten Broduktionsftätte ver- 
fauft und die angebotene Waare die 
zugefagte Eigenfchaft nicht hat 475; 
feine Sadmiethe bei minderwerthigen 
Erportjäden 494; Känfer läßt die ihm 
abgelieferten, aber von ihm nicht ab» 
genommenen Steine öffentlid) vertaufen 
485; Kohlen die Sommermonate in 
Raten zu liefern; feine Berpflichtung 
der Berfäuferin, die Kohlen zu jchütten 
oder nad Ablauf der Sommermonate 
zu liefern; noch große Duanten am 
Schluß der Periode 492, 493; kein 
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Berzicht auf Entihädigung wegen ver>- 
jpäteter Lieferung 481; Lieferungs- 
dverzug nicht ansgeichloffen durch rechts > 
irrthümliche Anfidyt des Berfäufer8 487 ; 
Firgeihäft? 487; das Stroh fol am 
beftimmten Tage vom Felde fein, kein 
Sirgefchäft 491; Beitellung einer grö- 
Beren Quantität Maare, nad) Bedarf 
abzunehmen; Abgehen von Bertrage 
wegen Nichtbezugs während zweier 
Jahre? 490; Rüdtritt vom Bertrage 
nur wegen einer Partie bei Lieferungs- 
verzug, neue Abnahme, kein fpäteres 
Abuehen vom ganzen Bertrage 4%; 
Eeibithülfeverlauf, Ausschluß der Ge- 
währleiftung, Zuftimmung des faumi- 
gen Käufers? 484; verjpäteter Selbit- 
hülfeverfauf 496; der Berfäufer hat 
ji) wegen der Zahlung auf eine ameri- 
faniiche Bank anmeifen laffen, bie 
Waare aber nicht vorher abgefandt 474. 

Kaufalität. Nichterfüllung eines 
Kaufs, Subhaftation des Grundjtüde, 
Berpflidhtung des Berläufers, dem 
Käufer eine Vergütung zu erflatten, 
welche er einem Dritten gezahlt hatte 
162; feine 8. für den Zufammenftoß 
mit einem nicht wahrgenommenen 
anfernden Schiffe, wenn einem begeg- 
nenden Schiffe ander® ausgebogen ift, 
al8 vorgejchrieben war 163; feine ®. 
des vom Dliether geforderten Schadens- 
erjatscs, weil ev wegen Schwamm das 
Mierhsverhältniß aufgehoben hat 161; 
feine 8. des durd Subhaftation für 
den Verkäufer entftandenen Schadens 
mit dem Berzug des Käufers in der 
Anzahlung wegen mangelnder Dilie 
genz de& Berläufers 461. 

Kirde. Bereinbarungen zwiichen 
einer Stadt und der Garnijonvermwal» 
tung über Benußung einer zu erbauen- 
den K. durch die Sarnijon Gegenftand 
eines verbindlichen Hagbaren Bertrags 
083, 684. 

Klage von zwei Deponenten, weldje 
geiondert hinterlegt haben, gemeinfam 
bezütglich der gefanımten Depofiten er- 
hoben 756; keine RK. eines einzelnen 
Miiterben gegen den Dritten bei un- 
getheilter Diafle 544; 8. faßt ohne 
Scheidung die Anfprücde aus mehreren 
Jahren zufammen; Einrede aus einer 
das eine Zahr betreffenden Thatfadıe 
157. 


Klageänuderung, unjtatthafte. 
Herausgabe von Aktien, welche zum 
Nachlaf der Witte zu einem Viertel 
gehören, — Herausgabe derfelben, weil 
fie zum Nadjlaß des Ehemanns ge- 
hören 766; die einzelnen Auflöfungs- 
gründe bei 0.9.©. 767; Nadjybringung 
der Eeffion eines Dritten, nachdem aus 
eigenem Recht geklagt ift 49; Haftung 
ans verjchuldeter Nichterfüllung — 
Zahlungsveriprehen 768. Keine KR. 
Der Eigenthümer fordert Werthseriag, 
— gibt eventuell anheinm, die Sadıen 
herauszugeben 769; Kauf, — Kom 
miffion mit Selbfteintritt 770; Theil- 
baftung, — jolidariiche Haftung 773; 
Forderung einer Invalidenpenfion, An 
gabe eines Grumndes, aus welchem eine 
dem Kläger nachtheilige ftatutariiche 
Beltinimung nicht angewendet werden 
darf 771; Unmöglicdjfeit der Aus- 
führung, — polizeiliches Verbot wegen 
der Unmöglichkeit 166; Nüdtritt vom 
Bertrage wegen Erfüllungsverzugs, — 
Ungültigfeit wegen Unmöglichkeit 772. 

Klagenhänfung. Eventuelle Klag- 
begründung dem Rechtsweg nicht ent- 
zogen, wenn prinzipale entzogen war 
765. 

Klafienrecdhte der jeweiligen Heuer- 
linge und Neubauern an den bei einer 
Theilung der Marken durch die Yauern 
ausgerwworfenen Heuerlingsweiden 62. 

Kollifion von Ecdiffen, f. Kaujal- 
ee 

Kommitfion. Kommittent fordert 
Herausgabe eines Papier in genere, 
weil Kommiffionär das angejdaffte 
Papier zu Unrecht veräußert habe 153; 
Seibfteintritt des Kommijfionärs nicht 
an Frift gebunden 416; ein Makler 
fontrahirt umd fpefuhirt in eigenem 
Namen, entnimmt fo aud Borjchüffe ; 
Schidjal der ihm anvertrauten Werth: 
papiere, auf weldje er für Rechnung 
des Auftraggebers einen Borfhup im 
Kontokurrent entnonmten hat 417; 
feine Brovifion für vom Einlaufs- 
fommiffionäv nicht abgenonmenen 
Spargel, und nidht für folchen, fir 
weichen er fid) nicht hat bei dem Weiter: 
verkauf zahlen laffen 418; der Käufer 
des Kommiffionärs fompenfirt mit einer 
ihm von einem Dritten cedirten For- 
derung 415. 
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Kommodat. Tseftungsgelände, deffen 
vorläufige Benußung geitattet, jofort 
zurüdzugeben auf Aufforderung 401; 
Klage auf den Preis, nachdem der 
Kommodatar die Eacden veräußert 
hat 59. 

Kompenfation. Keine Aufrechnung 
der perjönlichen Schuld des Ehemauns, 
weldye einem Dritten verpfändet ift, 
mit dem Erbantheil der gütergemein- 
Ichaftlicyen Ehefrau 610; feine 8. gegen 
einen Anjpruch auf Anerkennung ges 
meinschaftlicher Berechtigung an einer 
von der Beklagten zu einer Nadlaf- 
mafje zu zahlenden Summe 177. 

Kompetenz des Schenfgebers nad 
A..R. als Widerruf der Schentung 
396; feine 8. nad) Gen. Recht 395. 

Konkurrenzverbot. Schweigen als 
Zuftinmung zu einem den KR. unter- 
fallenden Gejdhäitsbetrieb 268. 

Konkurs. Nach aufgchobenem $. 
reflamirt der frühere Konkursverwalter 
einen Genofjenichaftsantheil des Ges 
meinjculdners 873; Beichwerde eines 
Gejcllichafters Über die Eröffnung dee 
Konkurjes über die 0. 9. ©. 867; Ans 
rechnung von Zahlungen aus der Kon- 
fursmaffe, wenn dem Gläubiger für 
eine mitangemeldete Forderung eines 
Dritten diejer Tritte nicht haftet und 
wenn dem Gläubiger nody Hypothek 
bejtellt ift 869; Anerkennung einer 
Ausfallforderung an die 0.9. ©. im 
Konkurfe präjudizirt dem Gejellfchafter 
8685 der Konfursverwalter hat fid) 
gültig verpflichtet, den Hypothefgläus- 
bigern die Miethzinje aus der Zeit vor 
der Beichlagnahıme des Grundftüds zu 
zahlen 87V; Klage des Konkursvers 
walter8 auf Föjchung der Bormerfung 
eine® Anfcchtungsanjprudhs von Glän- 
bigern des Kridars 243; Berpflichtung 
des Konfursverwalters, fir die Dedung 
der von ihm kontrahirten Maffefchulden 
zu forgen, wenn der Eröffnungsbeichluß 
wieder aufgehoben wird 877; Kon- 
fursverwalter und Gläubigerausihuß 
haben auf einen Vertrag verzichtet, 
defien Rechtsgültigkeit beftritten war 
874; Streit zwifchen einem Gläubiger 
und dem Konkursverwalter über Bolls 
ziehung der Bertheilung 875; feine 
Alimente der Ehefrau ded Gemein» 
ihuldners aus den Zinfen ihrer Illaten- 
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forderung 876; eine Wechjelforderung 
wird von zwei veridhiedenen Gläu- 
bigern angemeldet, von dem zweiten, 
nachdem die Forderung auf Anmeldung 
des erften anerfannt ift 878; Ans 
erfennung eines ungültigen Pfand 
rechts durch den Konfur&verwalter 871; 
der Konfursverivalter weigert die Er- 
fülung eines gegenfeitigen Bertrags, 
feine NRüdforderung der Anzahlung 
872; Klage des Konkursverwalters 
auf Fölhung der Vormerfung eines 
Anfehtungsanfpruds von Gläubigern 
des Kridars 243; kein Konkursprivileg 
des Fiquidators für fein Honorar 441; 
Zahlung der Altordrate von der ganzen 
Schuld tilgt nicht die Hypothek 171. 
ontrahenten. Die Gläubiger eines 
Bauunternehmers jegen den Bau fort 
und fontrahiren durd) einen Ausfchuß 
273; die Schiffer haben nicht mit den 
Scdifjsprofureuren, jondern mit der 
Befradhterin dahin kontrahirt, daß diefe 
die Dampfer zu ftellen hatte 272; nad) 
dem Zode des Ehemanns kontrahirt 
die niefbräuchertiche Witiwe mit einem 
Gcehülfen des Ehemanns; in eigenem 
Namen oder im Namen dcs unmiln- 
digen Erben? 270; nachdem der Agent 
im eigenen Namen verkauft hat, Lie- 
fert die Auftraggeberin mit dem Auf- 
trag, nur an fie zu zahlen 271; der 
Bermittler war nicht der Berfäufer 274. 
Konventionaflitrafe als Eriat des 
Sntereffe aud) bei Anwendung des 
9.©.83.; kein Unfprud), wenn fein 
Schaden oder feine Kaufalität 375; 
Berziht auf K., wenn bei Geftattung 
der unter 8. geftellten Handlung kein 
Borbehalt der K. erklärt ift 362; R. 
auch ohne Schaden 376; Feine t theif- 
weile Erfüllung, deshalb feine "Er- 
mäßigung, wenn das am beftinmten 
Tage zum Bewohnen fertig zu ftellende 
Haus im Rohbau fertig ift 377; durd) 
mehrere Berträge über denjelben Gegen- 
ftand die Strafe nur einmal verwirkt 
884; 8., falls der Beklagte nicht in 
einem wider ihn anhängigen Brozeh 
alle Inftanzen erihöpft 379; KR. nicht 
ausgejchloffen, weil Beflagter der rechte 
irrigen Meinung war, der von ihm 
verjchwiegene Bertrag binde ihn nicht 
378; Berpflihtung, 30000 Flajchen 
Bier zu beziehen, cejfirt, wenn fich er- 
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weift, daß daffelbe einer allgemeinen 
Berbreitung nicht fähig tft, wie poli- 
zeilich Eonftatirt wird 380; KR. vorzu- 
behalten bei der Annahme, nicht bei der 
Abnahme eines Baucs 381; durd) An- 
nahme der Leiftung ohne Borbehaft 
wird nah 8.UTALU.NR. IL, 5 der 
Anfprud auf die K. jchlehthin ver- 
wirft, nicht bloß die Bermuthung eines 
Berzichts begründet 332; Wirkung 
eines den Bauvertrag abündernden 
neuen Abloınmens auf die 8. 382; 
Beriprechen, einer Druderer Arbeiten 
zuzumenden, unter 8. 383. 

Körperverlegung. Eine Tanıe ftürzt 
in einem von einem Darnenvereine ge- 
mietheten Raume eine Kellertreppe 
hinunter 252; der Berlegte erlangt 
die Erwerbsfähigfeit wieder; Anfprud) 
des VBerurtheilten auf Befeitigung der 
Rente? 2583. 

Korporation. Vereinigungd.Knapp- 
ichaftsfaffen eines Landes; Scdidial 
des für eine Knappichaft beftimmten 
Freifures 574, Haftung der Stadt für 
Schaden, welder durch mangelhafte 
Einrichtung eines Turnreds verfchuldet 
ift 5765 Ausftogung eines Mitgliedes 
der Echügengilde wegen Beleidigung 
des Borftandes 575; fen Ausicdluß 
eines Viitgliedes einer Tchrerpenfions- 
faffe, weil dafjelbe nicht mit dem 
Kajjenbeitrag das Beitellgeld cinge- 
jandt hat 578; Ankauf eines Grumd- 
ftüds durd) die jüdische Gemeinde unter 
Vorbehalt der Genehmigung der Ke- 
gierung; Berpflihtung zur Einholung 
der Genehmigung? 460. 

Korrealobligation. Aktive anders 
nad) Landreiht als nad) Gem. Recht 321. 

Koften. Keine eitjtellung der K., 
welche der eine Streitgenofje dem ans 
dern zu eritatten habe 728; Felt- 
ftellungsantrag, wenn K. fir den all 
nicht pünftlicher Zahlung übernommen 
find, nicht ohne Nadyweis des Ber- 
zugs durd) öffentliche Urkunde 727; 
fein Berfäumnigverfahren im Koften: 
feftitellungsverfahren 726, der Anwalt 
des Beflagten liquidirt die volle Pro- 
zeßgebühr, wenn Kläger die Klage nad) 
deren Erhebung zurüdnimmt 726; feine 
K. der Reife der Partei zur münd> 
lichen Verhandlung 725; &. der Reiie 
zur auswärtigen Berveiserhebung nicht 
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erfrattinmgefähig 729; Aenderung der 
Werthfefritellung bei Gelegenheit der 
Koftenfeitjeßung 730; feine eigene Be- 
jchwerde des Rechtsamwvalts, wenn R. 
abgelegt find 732; der feititellende 
Nichter fanıı die Koftenrehnung nid)t 
erhöhen 731; Bortofojten der Geld- 
zahlung 168. 

Koften der Bolizeiverwaltung. Hei- 
fung Proftituirter von der Etadt zu 
tragen 664 5 das Schalt des Abdederg 
665 5, Entihädigung für von der Polt- 
zeiverwaltung bemußte Räume in ftädti- 
ichen Gebäuden 665. 

Koftenfantion im Patentvernid): 
tungsverfahren nur erftinftanzlich zur 
fordern 7335 8. einer englifchen part- 
nership, deren Partner Deutiche? 734. 

Kreditgefchäfte. Ausgabe von aus- 
fosbaren Partialobligationen unter 
Birgichaft für fefte Summen, welche 
zufammen nicht joviel betragen wie die 
ganze Hauptidild; Klage de einzel- 
nen Gläubigers? 399; ein Darlehn 
gegen Gewinnbetheiligung an einem 
Sejellichaftsunternehmen wird nad 
Fälligkeit des zur Sicherheit gegebenen 
Dreimonatwechlels zuviickgefordert 40. 

Kündigung des Schuldners bejtehen 
geblieben, wenn der Gläubiger nicht 
geflagt und fid) wegen der Zinjen be- 
zahlt gemadjt hat 298; Kündiqunge- 
vecht bezüglid) einer Kreditgarantie geht 
auf dei iiber, welcher die Schuld über- 
nommen bat 360. 


Landratl; verpflichtet den Fiskus 
nicht durch einen Auftrag, Bajtillen 
zu unterfuchen 280. 

Bäftiger Bertrag. Keiner, wenn dem 
Gegentontrahenten bereits die Pflicht 
Al welche er im Vertrag überntmmt 
28, 

Lchnredt. Ein Tehnsbefiter, welcher 
die SHänbiger aus den Früchten zu 
befriedigen bat, darf die gezogenen 
Früchte auf feine eigenen Forderungen 
jo lange anrechnen, als fid) fein Gläu- 
biger meldet 96; Berfprechyen des Lehns- 
befigers zu Gunften feiner Kinder, die 
Tehngitter nicht mit Schulden zu be- 
laften 327. 

Lex Aquilia. Zöüdtung eines wil- 
dernden fremden Hundes durd) einen 
Theilnchmer an der Jagd 251. 
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Lex commissoria bei einer Jagd- 
verpadjtung der Gemeinde; Ausübung 
nidjt geredjtfertigt, wenn die Kontra> 
vention dem Gemeindevorfteher befannt 
geworden und nicht gerügt 385; Re- 
vers, daß bei unpinktlicher Zahlung 
der Beiträge der Anfpruch eines Mit- 
jpielers auf den Lotteriegewinn ber- 
wirft werde, durch die Vebung außer 
Amvendung gejett 547. 

Licenzvertrag über ein beutiches 
Patent an einen Deutichen für Holland; 
ein Belgier fabrizirt dort auf Grund 
jeines befgijcdyen Patents 543. 

Ligqnidator fteht nicht im Dienft 
der GSefellfchafter 441. 

Zotteriejpiel, gemeinfchaftliches, f. 
Gefeltfchaft. 


Maflervertrag. Zft die Entftehung 
der Provifionsforderung argliftg hin- 
tertrieben? 407; keine Bermittlerge- 
bühr für Berlauf eines Grundftüds, 
weldyer Mittel zur aufgetragenen Ber- 
äuferung einer Hypothet war 408; 
bei einer indirekten Vetheiligung an 
einer Lieferung eine Propifion 405; 
Honorar von einem Theil verjprochen, 
unter Borbehalt neutraler Stellung bei 
den Berhandlungen feitens des Ber- 
mittlerg, umd Verfuch aud) von dem 
andern Theil Provifion zu erlangen 


406. 

Deanifeftation, f. Inventar. M. 
des Nadjlaffe, auegefchlojien vom 
Erblaffer zu Gunften der Witwe? 643. 

Diarkenfhutgejets. Unterjcheidbar- 
fett zweier Zeichen, welche lange neben 
einander gebraucht find und eingetragen 
waren 145; Unterjfagungsredt gegen 
den Schülfen, auch wenn derjelbe in 
gutem Glauben und der Berfud) einer 
ftrafbaren Berwendung der nachge- 
machten Marke nicht vorliegt 146, 
147; Bezeichnung der Maare mit einer 
fremden Firma in der Nechnung 148. 

Marktftandgeld keine Steuer. Er- 
figung dinglicder Redite 66; Erfitsung 
de8 Nects zur Erhebung in benad)- 
barter Stadt 66, 67. 

Miiethe und Baht. DM. eince 
S chrankfaches bei einer Bant, Inhalt 
des Anjpruchs 424; der Vermiether 
nimmt die Miethräume al® After- 
miether vom Miether in Nutung 420, 
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421; Aniprud des Deiethers gegen 
den Käufer, welcher die &cbäude 
niederreißt, auf Schadenserjag 420, 
421; der Vermiether lehnt einen an- 
geblihh fimulirten Aftermiether mit 
einer Erklärung ab, welche auch joldhe 
trifft, die er nicht hätte abichnen dürfen 
422; der Pächter kauft das Gute: 
inventar, Beruriheilung zur Zahlung, 
obwohl SHüpotheten auf dem Gute 
haften 423; kein Nücdtrittsvecht des 
Miethers, weil einzelne Räume wegen 
dringender Reparatur zeitweilig nicht 
benugt werden konnten 427; Ber: 
miethung eines Meßplates, polizei: 
Iihe Inhibition, Schadenserfag, weil 
ein anderer lat nicht geftellt ift 429; 
fein Rüdtritt voncinen Micthsvertrage, 
wenn der Miiether felbft die polizer- 
widrige Einrichtung eines für die Be- 
nugung ale Hotel nothiwendigen 
Raumes jchuldvoll veranlagt oder die 
Einrihtung genehmigt hat 430, 431; 
NRüdtritt von der Dliethe in Folge 
polizeilihen Befehle die Wohnung 
wegen Gejundheitsgefährlichkeit zu ver- 
lajjen 428; Dietsvertrag vom Diiether 
wegen Schwamm aufgehoben; weldyen 
Schaden fann Miether fordern? 161; 
Bermiethung einer Fabrik, Verpflid)- 
tung des Miiethers den Diethazins fort- 
zuzahlen, wenn er nicht räumt, ob- 
‚Thon er nicht betreibt 426; Reparatur- 
pflicht des Pächters ausgelegt aus der 
Gegenüberftellung von Neubauten 425; 
Beftimmungen über Niüdgabe der 
Früchte oder Zahlung bei Endigung 
de8 Pacdtverhältnifier achen auf den 
Käufer über 433; Nüdtritt des Ber: 
miether8 vom Bertrage bei Säumig: 
keit des Miethers trog mangelhafter 
Erfüllung de8 Bermiethers 431; End- 
termin dies incertus an et quando 
432. 

Militär. $. 33 de8 Gefeßes vom 
27.3um 1871 unterworfenden SS. 119, 
114 — 682. 

MiteigenthHämer. Kein Anjpruc) 
auf Zheilung durch Zubhaftation vor 
Zahlung defien, was der DI. zu fordern 
hat 92. 

Miterben, I. Theilung. Nollation 
ausgefchloffen, wenn nicht geichentt, 
jondern zur Gleichitellung mit den 
übrigen Erben gegeben 636; Kündi- 
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gungsredjt des M. gegen den Schuip: 
ner, deffen Kinder erbbetheiligt find 
637. 

Münzfup-Aenderung, Einfluß auf 
die Infinuationsfumme bei Schen- 
fungen? 33. 


Nahbarredt. Schnee von einem 
Wirthichaftswege auf ein Nadıbar- 
grundjtüc geihippt 52; Haftung für 
Zuführung von Wafjer, weldyes der 
Beklagte von fi) abwendet 50; Dlaf- 
ftab beim Schadenserfatanipruch wegen 
Hodwafiere, das wegen des Gijen- 
bahndanıns nicht genügend abfliegen 
fonnte 55, 56; Haftung des Staats 
für den Ecjaden, weldyen er beim Bau 
einer neuen Straße dem anliegenden 
Grundftüd zufügt 51; VBerurtheilung 
des Diilitärfisfus wegen lleberflugs 
von Geihofien 54; WER. IT, 8, 
8.143 bei Oberlidt 53. 

Nacdıtheile zweiter Ehe. Schen- 
fung unter Lebenden 611; fünnen nicht 
erlajjen werden 612. 

Negatoria. Keine eines Ziegelct- 
befiger8 gegen den Eifenbahnfistus 
wegen Warnungen, Ausgraben und 
und Wafferpumpen auf dem benadh- 
barten Ziegeleigrundftid zu unter- 
lajien 76. 

Rotar, welcher die hinterlegte Summe 
unterfchlug, Bertreterv des Glüubigers 
oder de8 Schuldners? 278. 

Nothwehr, Weberichreitung, Sca- 
denscrjat? 228, 229. 

Rotorietät nicht die Heilbarkleit der 
Syphilis 776; daß Schwellungen oft 
erft geraume Zeit nad) dem Sclage 
eintreten 777. 

Nüsliche Gefhäftsführung. Keine 
bei Ankauf einer Police de8 Baters 
mit der Abficht, diefelbe einmal für 
die Kinder zu verwenden 197; der 
Gedent hat über eine Forderung zu 
Kunften des Schuldner® verfügt, fein 
Anfjprud) an diejen 198. 

Nütsliche Berwendung. Keine durd) 
Lerftung an den Andern, mit weldyem 
Delfagterv einen mündlichen Gejell- 
Ihaftsvertrag geidhloffen, aud nicht 
durh Heranziehung des Theilungs- 
anipruchs 199; Fein Anfprud des 
Strombanfisfus auf Erjfaß von Ber- 
wendumgen, weil dem Ufereigenthämer 
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dadurd) Anlandungen zugewachien find 
200. 


Offene Hanbelsgefellihaft. Die 
unter derjelben Firma von dem Einzel- 
faufmann begründete 0. 9. ©., weldje 
die 0. 9. ©. führte, der er vorher an- 
gehörte, feine Kortfegung diejer 551; 
ein Gefellichafter fordert von einzelnen 
Gejellichaftern das Darlehn ein, welches 
er der 0.9. ©. gegeben hat. Wie viel 
fann er nad) flber die 0. 9. ©. aus- 
gebrocdhenem Konkurje fordern? 555; 
dem Gejellfehafter ift eine Darlchne- 
forderung cedirt; wie viel fann er 
von feinem Meitgejellichafter fordern? 
558; Subftantiirung feines Anfpruches 
gegen die liquidirende Gefellichaft wegen 
der zur Dedung erforderlichen Mittel 
559; Arglift des Wecdjjelgläubigers, 
weidher von dem einen Gecjellfchafter 
für deffen Schuld einen Wedjjel unter 
der Firma zeichnen ließ 552; Haftung 
für die Arglift eines Sozius, begangen 
in Wahrnehmung der Gejchäfte der 
0. 9. ©. 553; der eine Gejellichafter 
tritt der 0. 9. ©. gegenüber zugleich 
al8 Bevollmächtigter feiner Ehefrau 
auf, Folgen für die Anfprühe der 
Ehefrau an die Konkursmafle der 
0.9. ©. 556; Auscinanderjeßung nad) 
Auflöjung der 0. 9. ©.; kein einfacher 
Nüdfall des eingebrachten baaren Kapıi- 
tal8 nad) 9. ©. B. 143 — 557; Grund 
für die richterliche Emennung eines 
Fiquidators 554. 

Deffentlihe Sahen. Dauernde 
Ueberfluthung des Neffs am Kuriichen 
Haft; Eigenthumsuntergang? 29; ift 
ein Eitenbahnzufuhrweg eine öffent- 
liche Strafe geworden, weil angebaut 
ift? 31; Dienftbarkeit des Weges für 
die Anbauer 32; Einziehung einer 
Straße ohne Beeinträdhtigung von 
Fenfteen oder Thüren 28; Aniprice 
eines Mieters tvegen Beeinträchtigung 
in Benugung der Straße 30; Nieder- 
legung einer Straße im Antereffe einer 
Eifenbahn ; Entihädigungsanfpruch der 
anmohnenden Dliether 661; Beeinträd;- 
tigung durch einen Bauzaun, welcher 
dur) Umbau einer Brüde veranlaft 
ift 30; privatrechtliche Nubungsredhte 
ohne Bei räntung beftellt 27. 

Dertlihed NRedht. Wohnfitver- 
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änderung 5; lex rei sitae bei Mobi- 
fien? BZmwingendes Nedt 18; Yorm 
des Uebertragungsaktes bei Kuren 17; 
ftand dem Dialer das Üirheberredht an 
dem Bilde zu, weldjes er für einen 
Auftraggeber gemalt hatte? 15; An- 
jpruchsverjährung aus einem Delikt 
10; ob eine Urkunde Inhaberpapier, 
und Berjährung der Anjprüde aus 
demfelben 3; Bollmadıt ale Cejfion 4; 
Bereicherungsflage des Ambdoffatare 
gegen den Ausjteller eines eigenen 
Wechiels; ift Borlegung des Originale 
erforderlih? 6; Nechtzeitigfeit des 
Proteftes bezüglih de8 Regreßrechte 
gegen den Ausjteller 19; BBerpflidh- 
tung zur Bezahlung eines Cheds 20; 
Kompetenz; de8 Schenfgebere 16; 
Widerruf der Schenftung 16; Nedt 
der Flagge in der Charte partie ale 
maßgebend erklärt, daran ift die Em- 
pfängerin der Ladung gebunden 2; 
Betheiligung bei einem Beitgeichäft, 
weld,es Bellagter mit einer Firma in 
New-Nork gejchlofien hat 11; Nedit- 
liche Natur der Gejellichaft 18: Als 
jprud) an die Mitglieder des Auf: 
fidhtsraths einer Altienfommanditgejell- 
Ihaft aus deren Delitt 14; ne 
Güterrecht bei Veränderung des Wohn- 
figes wirfjam nad) den Tode des 
einen Ehegatten; ausgejchlofjen durd) 
prohibitive Beftimmungen? 12; St: 
legitimitätsflage, Weciel des Wohn: 
fies zur Zeit der Geburt 1; Redit 
der Mutter, das minderjährige Kind 
zu bertreten 8; Ungültigleit eines 
Vertrags über die Erbichaft eines 
Lebenden 626 ; Gültigkeit eines Arrefteg, 
welcher von NRunnänien aus auf eine 
Forderung gelegt wird, die ein Ber- 
liner an einen Aumänen hat 9; Be- 
freit den Drittichuldner der Arreft von 
der Berpflichtung zu hinterlegen? 9; 
einftweilige Berfügung 7. 


Barteifähigkeit. Keine einer nicht 
eriftirenden Schulgemeinde 721; eines 
Deännerturnvereins 580. 

Patent. NAeuderung der Darftel- 
fung der Konftruftion im Laufe dee 
Patentertheilungsverfahrens; von to 
ab läuft das P.? 127; Anfpruch auf 
Uebertragung von Batentrechten, Ge: 
ftattung nad) Nordamerifanifchentftedht, 
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wenn der Erfinder ein Dritter ift 
137; Bernidtung des ‘Patents Arn- 
fein & Martin auf Hufeijen mit 
Polftereinlage 122; Abweifung der 
Nichtigkeitsflage wider das Lanolin- 
patent 123; Abweifung der Nichtig- 
keitöflage wider die Patente von Zetter 
& Sceerer, Terichluß an zerlegbaren 
Scheren 126; das %. 30207 von 
Dr. Aron auf einen Eleftrizitätszähler 
124, 125; Bernidytung des B.8 45583 
auf eine Kugelmühle 128; Zurüd- 
weifung der Nidhtigkeitsflage wider 
das B. Konz 44338, Auslegung nad) 
Vorgängen im WPatentertheilungever- 
fahren; Zeichnung nad) der Bejdyrei- 
bung zu forrigiren 129; Bernichtung 
des P.8 Dlonier 14673 auf ein Ber: 
fahren zur SHerftelung von Gegen 
ftänden aus einer Berbindung von 
Dietallgerippen mit Kement 131; Ber: 
nidytung des P.8 Kaulhaujen 56 623 
auf durcdlochte Treibriemen 130; 8%. 
Bogel 72827 auf beidredhtes Bild- 
gewebe unter Berwendung von Sat- 
enille; Nichtigfeitsflage abgewiefen 
132; Nidjtigkeitsffage wider 75909 
zurücgewiejen 139; Vernichtung eines 
B.8, weil die im Auftrage des Patent- 
träger hergeftellte Daicdyine bei dem 
Herkmeijter vor der Anmeldung be: 
fannt geworden ift 138; Abweifung 
der Nichtigkeitsflage wider das B. 
Kafclowsty 76636 aufeine Borrichtung 
zum Geben eleftriiher Signale 140; 
Vernichtung eines Anfpruchs des PB.8 
12320 auf Maijd> und Kühlapparat 
wegen Anticipation durd einen Duir! 
1333; Abänderung der Patentanjprüce 
60156 auf ein Berfahren zur wajjer- 
feften Berbindung von Holzlörpern 
134; Nichtigfeitsllage wider die dreh: 
bare FZußbant bei Nähmajchinen PB. 
439914 Seidel & Diumm abgewiefen 
135; Nichtigfeitsflage wider das BP. 
33161 auf Neuerung an Rotations- 
pumpen 136. 

Patronat. Crfißung durd) die 
Kirchengemeinde 685. 

Pfandredt, |. Fauftpfand. Der 
Gläubiger cedirt die verpfändete Oypo- 
thef toeiter, Untergang jeiner perjön- 
lichen Forderung 90; kein Pfandredit 
der Nitiengefellichaft an eigenen Sn- 
terimsjcheinen 56V. 
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Pflichttheil. Als Schenkung einer 
ausftehenden Forderung anzurechnen 
die dem Pflichttheilsberedhtigten im 
einem Kaufvertrage überwiejene or» 
derung eines Kaufpreistheils 627; der 
Vrlichttheilsberechtigte hat den Anjpruch 
gegen den Pfleger feiner zufünftigen 
Descendenz zu erheben 627; Hinter- 
laffung des PB. nicht al8 Erbtheil 630, 
6315; dadurch, daß ein Erbe den $. 
fordert, wird er von dem ganzen Nadh« 
laß abgefunden 632 ; Beredynung des P.8 
und des Erbtheils de8 Vorbehaltserben, 
wenn die gütergemeinjchaftliche Mutter 
unter A.E. R., der Bater unter Code 
verjtorben, und der Vater ein Gut 
unter Lebenden gegen eine Leibrente 
veräußert hat 632, 633; Klage wider 
die Fiduziarerbin, wenn aud) Tefta- 
mentsvollftrecler ernannt waren 629; 
feine Berjährung binnen zwei Jahren, 
wenn ®B. nicht gegen, jondern aus 
den Teftament gefordert wird 628. 

Bolizeitihe Berfügung verbietet 
die Benukung einer Straße zur Auf- 
ftelung von Buden, Enticyädigung 
660; Niederlegung einer Straße im 
Anterefje einer Eijenbahn, Entfchädi- 
gungsanjprud) der Dliether eines an- 
liegenden Haufes 661; fein Ent- 
Ihädigungsaniprud) des fpäteren Eigen: 
thümers eines der Eijenbahn benadh- 
barten Grumdftüide, welchem das 
Lehmgraben und Auspunmen von 
Waffer polizeilic) unterjagt ift 662. 

Bolizeiverwaltung, deren Koften, 
j. Koften. 

Borto der Seltzahlung 168. 

Bojtverichr. Baftung des Kauf- 
manne, infonderheit einer eingetragenen 
Senofjenichaft, für die von ihren Kaj- 
firer unter Süllhung des ojtabliefe- 
rungsicheins erhobenen und unter» 
Ihlagenen Gelder 456. 

Provifion, |. Agentur: und Dlafler- 
vertrag. WB. zu beredinen nad dem 
Ergebniß einer Berfteigerung, e8 wer» 
den Gegenftände vorher entiwendet 54U. 

Brozchbevollmädjtigteru. Brozch: 
vertreter. Hauptbevollmiüchtigter oder 
Subftitut; deshalb richtig das Urtheil 
zugeftellt? 722; die Borftandsntitglieder 
eines Qurnvereins haben ihre Er- 
mächttgung zur Prozekführung nidt 
dargethan 58V. 


—— m nn nn 


Brozehfähigkeit. Die Partei hat 
Mahnideen gerade auf dem in diejem 
Brozeffe verhandelten Gebiet 23. 

Brozefftrafen. Keine Zinjen von 
einer zu Unrecht erhobenen Strafe, 
nod) Koften der Bejchwerde 744c. 


Quittung über die Fracht ohne 
Vorbehalt der Liegenelder 174; D. 
über die volle Fracht, obwohl die 
eichterfoften abgezogen find, präjudi- 
zirt nicht 175; DO. gibt andere Ber: 
vedinung wieder, al8 bei der lnter- 
zeichnung erflärt ift 176. 


Neallaft. Wegfall der bäuerlichen 
Laft mit Aufhebung des qutäherrlichen 
Berbandes 95; Ungültigkeit eines Ver- 
trag, dirvch welchen cine den Franzd- 
fiichen Recht unbekannte Reallaft be- 
jründet wird 114. 

Rechnungslenung. Der Mandant 
fordert WR. aus dem Mandat ohne Be: 
gründung einc® materiellen Nedts an 
den Gegenftande 225; fein Anjprud) 
auf R. nah) der Zahlung 1695 R. 
der Beklagten nicht abhängig von vor- 
gängiger R. des Klägers 226. 

Rehtsanwaltsgebühren. Beweis: 
gebühr und weitere Berhandlunge: 
gebühr, wenn in dem einzigen Ber: 
handlungstermin em Gid normirt, 
abgenommen und erkannt it 744; 
Prozeigebühr, wenn nur fiber prozep:- 
hindernde Einrede verhandelt ift 744 b; 
feine Beweisgebühr, wenn Bemeis- 
urfunden zur Benugung in fpäterer 
miündlicher Berhandlung nicht zur Be- 
weisaufmahme übergeben find 742; 
der Anwalt ift während der Beweis: 
aufnahme eingetreten; Höhe der Wer: 
bandlungsgebühr 743. 

Neditstraft. Zuipredhung des ge- 
forderten Schadenserjates; neue Klage 
auf weiteren Echadenserfat 808; der 
Sedent ift im Borprozen rechtskräftig 
zu den Koften verurtheilt; fein Keflto- 
ar fan die gezahlten Koften nicht 
ale Antereffe fordern 806; nad) den 
Gründen eventueller Antrag über: 
gangen, neue Klage 807; Berein- 
barung gegen 661 &. P. DO. auf Itlag: 
barkeit eines ausfändiichen Urtheils 
ungültig 809; die Gründe eines 
Zwichennrtheils werden nicht vedts: 

Praxis des Neicysgerichts. XXI. 
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träftig, wenn die Entideidung ihnen 
nicht entfpridgt 811; MWrtheil, die 
Zwangsvollftvedung in das cheweib- 
liche Bermögen zu geftatten — Snter- 
vention, weil die Zivangspoflftredung 
in ein Stüd der Errungenichaftsge: 
meinschaft gefucht wurde 810; das 
Urtheil weist die Wechlelffage ab, 
welche der Bollindoffatar für Rechnung 
des Ausftellers erhoben hat, der Aus: 
fteller Flagt jelbjt 337; Umwirkfanteit 
des auf Simulation beruhenden Judi: 
fats auch gegenüber dem qutgläubigen 
Geifionar 812; relative R. bei Eiden 
819. 

Rechtsmittel. Das Berufungs:- 
urtheil infoweit aufgchoben, als da: 
durch die Berufung des Beklagten 
zurücdgewiejen; Folgen 814; das Be- 
rufungsurtheil beziigfich einesAnfprudh® 
Ichlechthin aufgehoben ; damit find aud) 
die thatjächlichen Feltftellungen gefallen, 
wenngleich fie bezüglich eines zweiten 
Anfpruchs beftchen blicben 815; gegen 
ein auf Beftellung eines  Riquidators 
fautendes Urtheil, wenn inzwijchen die 
Fıauidation beendigt it 816; Berufung 
und Revifion umwirklfam, wenn ftatt 
der nicht ertjtirenden Schulgemeinde 
dem betreffenden Ecjulverband zugeitellt 
wird 721; Verzicht auf dae R. wegen 
der ESchuldfrage im Eheicheidungs: 
prozeß abhängig gemadjt von der Zır- 
ftimmung der Ehefrau zum Zwange- 
vergleih unmirkfiam 817; das Land: 
gericht hat in einer vom Antegericht 
verwielenen Sadye den Antrag auf 
Fortjegung des Berfahrens für unzu- 
läjfig erklärt; Berufung zulälfig 818. 

Kerhtsweg. Keitftellungsklage, dal; 
ein Nacdlai nicht fteuerpflichtig ei 
688; Ausiprudy des Provinzialland- 
tages über Dienftfähigfeit eines Pro- 
vinzialbeamten 693; Anfprud) gegen 
die Berufegenofienichaft wegen faljcher 
ärztlicher Behandlung 690; Erhebuug 
von Abgaben der flößer fir die Mia: 
nahmen zur Verhinderung der Ber: 
breitung der Cholera 692; Streit, ob 
die jec;smonatliche Frift des Militär- 
gejeßes abgelaufen war 694 ; Klage eines 
Deüllers gegen die Loheregufirunge- 
genofjenichaft 691; zwiidhen Eheleuten 
über Gerichtsfojten 6895 Jagdrecht auf 
jvonmdenm Grund und Noden 6945; 
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Ausschluß aus einer Schügengilde 
694 c. 
Neftitution mict ausgeichloffen, 


wenn die neue Urkunde ihrem Inhalt 
nach eime neue Thatjache wiedergibt 
27; fein Berjchulden gegenüber den 
Kiteraturangaben über die jtreitige 
Trage 828; fein Berichulden, wenn 
fein redhtlicher Anspruch auf Heraus- 
gabe der im yamilienarchiv befind- 
lichen Urkunde 829. 
Netraft der Erben, j. Theilung. 
Mevifion., Aufhebung cines Ur- 
theils, weil e8 gegen den Flaren Wort- 
laut der Statuten verftögt 578; inter- 
nationales ‘Brivatredht revifibel 822; 
Auridnahme der R. und Befriedigung 
der Revifionsbeklagten jedocd) nur wegen 
unvichtig bemeffener Koften 7Odbe, 
Nichteramt. Kein Anjiprud), daß 
die Anträge der Parteien für erledigt 
zu ertlären, wenn die urjprünglichen 
Anträge troß der Subhajtation des 
verkauften Grundftüds aufrecht ge- 
halten 795; Berüdfichtigung einer von 
den Beklagten nit geltend gemachten 
Unnültigfett von Amts wegen 796. 
Nädforderung ans grundlofer 
Bereicherung. Berwendung eines 
Shedbetrags, deffen Balıta von einem 
Andern al8 dem Geber herrührt 188; 
Erhebung fremden Sparfaffenbud)s 
189; der Gigenthümer hat der Stadt 
das Terrain für eine Straßenanlage 
aufgelafien, nadydem er fid) dazu den 
Anliegern verpflichtet hatte 190. R. 
abgenöthigten Geldes Boll: 
ftredungsflaufel der Mutter ertheilt, 
Riüdforderung der eingezogenen Alt- 
mente gegen das uneheliche Kind 196. 
R. gezahlter Nihtihuld. Irre 
thin, wenn dem Sahlenden der ob- 
jeftive Sadjverhalt vor der Zahlung 
befannt geworden? 191; Wijtentlic)- 
feit beim Empfang der Brandentichä- 
digungsfumme durd) einen Ceifionar, 
wenn Diefer wußte, daß der Kläger 
bei dem Verfiherungsantrage eine 
Trage falicd) beantwortet hatte? 192; 
ungeredhtfertigte Bereicherung nid)t aus» 
geichloffen, wenn Eeffionar denKedenten 
die Baluta gezahlt Hatte, oder wenn 
er durch das Feuer einen Schaden er- 
litten hat, der vom Gedenten verfichert 
war 193; feine ungeredtfertigte Be- 
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veiherung, wenn bei Cejjion Zahlungs: 
halber der gutgläubige Gejfionar durd) 
die Zahlung Dedungen verloren hat, 
weld)e er fonft realifirt haben würde 
194. R. wegen nidjt eingetrete- 
nen Erfolges Der Wedjfel, auf 
welchen nad) Berurtheilung gezahlt ift, 
wird im ordentlichen Verfahren für 
unaitltig erflärt 195. 

Nürftritt geitattet, wern 1500 Mart 
gezahlt werden. Zu deren Zahlung 
verurtheilt, weil fonft ohne Recht zurüd- 
getreten 318; Kontradention gegen 
einen Bertrag, welchen der Kontra: 
venient fir ungültig erachtet, Feine 
Rüdtrittserflärung 442; Ableugnung 
des Auftrags fein R. 319; kein R. 
von einer Teiftung, wenn nicht vom 
ganzen Bertrage 320. 


Sadlihe Zuftändigfeit. Kiane 
des unehelihen Vaters, daß gegen ihn 
fein Aniprudy aus dev Berurtheilung 
de8 Amtsgerichts zuftehe 707; Klage 
aus der Konfurrenzklaujel gehört nicht 
vor die Gewerbegericdhte 708. 

Sadhverftändigenbeweis über Blöd- 
finnigfeit, thatfädjliche Unterlagen des 
Gutadtens 789; Ablehnung zurüd- 
gewieien, fofort erfannt; Bejchwerde 
zuriidgewieien, Revifion gegen das 
Urtheil, Nahprüfung des Abtchnungs: 
grundes? 790. 

Schadenserfas, |. Antereffe. Sub: 
ftanttirung des Ed. BU5b; Ed. im 
natura nur bei Ausficht auf Dauer 
de8 wiederhergeftellten Zuftandes 216: 
der Richter hat den Antheil zu er: 
mitteln, wenn ntehrere, die nicht foli- 
dariih Haften, jchadenserjakpflicdhtig 
find 109; negatives Bertragsinterefie 
bei Kreditgewähr auf falihe Mit- 
theilungen 208; das negative Bertrage- 
intereife des Berkäufers bei Irrthum 
der Käufer in der Subftanz umfast 
den Schaden nicht, Welcher dem Käufer 
aus Handlungen erivadhjen ft, weldye 
er nad) Erfenntmiß des Irrthuuns vor: 
genommen hat, al® ob der Vertrag zu 
Recht beftche 201; Sc). auf Grund 
8. 75 Ein. 3.A.L.R., Begrenzung 
der Gemeinwefen, zu deren Bortheil 
die Schadenftiftende Anlage dient 110: 
EC. bei Anwendung ss. 73—75 Einl. 
3. A.L.%. ohne Beicdränkung auf die 


Bereicherung 664; der Minderwerth 
eines Grundftüds, aud wenn der 
EigenthHümer nicht verlauft oder baut 
202; unerheblid), daß dem Pfarrer 
em Piekbraud) zufteht für die Sorde- 
rung des Mlinderwerth8 203; Sc). 
des unrechtfertigen Befiters für Zuder, 
der nicht erportfähig geblieben ift 204; 
auf den Erjaß, welden Fiskus aus 
nachbarrechtlicherBerpflichtung zu feiften 
hat, ift anzurechnen, was den dur 
Hohmafjer Beichädigten vom Fiskus 
als Beihülfe auf Grund eines Spezial- 
gefetses geleiftet ift 210; Sc. für das 
durd) ein Bergwerk einem Brunnen 
entzogene Wafjer durd) Gewährung 
einer Wafferleitung. Darf dieje and) 
für ein neues Haus benutzt werden, 
welches der Entichädigte deinnädjft cr- 
baut 218; Anjpruch desjenigen, welcher 
fid) unter Proteft der von dem andern 
Theil vechtswidrig beanfprudjten Mo- 
dalität der Erfüllung gefügt hat 170; 
Sd. bei Verletung des Urheberrechte 
oder de8 geiftigen Eigenthums um- 
jaßt auch die Bereicherung, weldje der 
Bellagte aus der Nubung gezogen 
hat, wenn der Kläger felbit diejen 
Nuten nicht gezogen haben würde, 
und fonft feinen Schaden gehabt hat 
117, 119, 120; jedenfalls eine Lı- 
cenzgebühr 118; Schadenserjakpflicht 
eines Berwahrers fremder Sadıen, 
welcher deren Pfändung geftattet 2U7; 
Sch., welchen der Verkäufer zu ge 
währen hat, der nicht erfüllt hat, 
umfaßt auch die Bergütung, welche 
Käufer einem Dritten zu zahlen hatte 
162; fein Anfprud eines Privaten 
auf "©. gegen einen Staat, der 
Sciffahrtshinderniffe nicht befeitigt 
hat, wie ihn nad) einem publizirten 
Staatsvertrage oblag I11; Pfändung 
von Früdjten md deren Veräußerung 
durch einen Gläubiger de8 Ehemanns, 
obwohl die Ehefrau ihr Eigenthum 
glaubhaft gemadıt hatte 6U6; Sc). 
eines Glänbigers (Kaufmann), welcher 
troß eines mündlichen Stundungs- 
vertrags KErefution aus einem vor- 
Läufig vollftredbaren Urtheil ertrahirt 
206; argliftige SHerbeiführung des 
Untergangs eines Auszugs durch 
Zwangsverfteigerung 205. 


Schadendwürdigung. Kann der 
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jeist geforderte Schadenserjat neben 
dem früher zugejprochenen beftehen ? 
805 


Schenkung, |. Kompetenz. Begriff 
der Sch., feine, wenn nidht in der 
Abficht zu bereichern, gegeben 394; 
Sd). durd) Entjagung eines bedingten 
Rechts 390; vericjleierte Sch. durd) 
zu niedrigen Berlauf eines Haujes? 
397; die unentgeltlihe Einräumung 
einer Servitut 386; feine Sch., wenn 
bei gegenjeitigem Bertrag die eine 
Berpflihtung gegenftandslo8 oder un- 
gültig 389; wieweit ift bei der Be- 
mefjung des Werths die vermöge per- 
fönlicher Konzeifion im Haufe betriebene 
Saftwirthfchaft zu berüdfichtigen ? 
397 ; Schentungsform aud) bei einen 
aus Kauf und Sc). gemifcdhten Ge- 
Ihäaftse 398, Einfluß der Nenderung 
des Mitnzjußes anf die Berechnung 
der Infinuationsfumme 33; feine re- 
mimeratoriihe Sc., wenn nicht feft- 
zuftellen, wa8 auf die bisher geleisteten 
Dienfte entfüllt 393; joweit die re: 
muneratoriishe Sch. reicht, fünnen die 
Beichenkten fir die Dienftleiftungen 
feinen Erfaß fordern 392; Recht auf 
Kompetenz nad) den Grumdfägen des 
Miderrufs der Sch. 396; Kompetenz 
de8 Scjenfgebers nad) Gem. R. 395; 
Widerruf der gütergemeinjchaftlichen 
Ehefrau 387; Form des Widerrufs 
einer anfergerichtlihen Sd). 385; 
Widerrufserklärung liegt in dem Be: 
ftreiten einer gültigen Ed). und der 
Erklärung diejelbe anfchten zu wollen 
388; Sch. des Ehemanns an die Che- 
frau durd Stipulation eines Auszugs 
aud) für die Deutter in dem Guts- 
überlaffungsvertrag an den Cohn; 
Widerruf der Sc. 391. 

Scied3richterlihes Verfahren. 
Das Schiedsgericht erkennt unter Bor- 
behalt der von dem Bellagten ge- 
lcifteten Abichlagszahlungen 859; eine 
Bartei Fündigt ihrem Schiedsrichter 
860; ausländiisher Schiedsipruc), 
Mangel geheilt durd) unterlafjene 
Appellation 861; Gegenforderung vom 
Sciedsgeriht ad separatum ver- 
wiejen, wirft auch für die Erfüllungs- 
fage 862; Kompromiß einer engliichen 
und einer deutichen Verfiherungsgejell- 
ichaft anf ein franzöfifches. Schieds- 
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gericht 863; Schiedsvertrag, daß über 
die Trage, ob Differenzipiel vorliegt, 
im jchiedsgerichtlichen Berfahren ent- 
jchteden werden joll 864. 

Schiffstollifion, i. Raufalzırfanınıen- 
hang. Haftung mehrerer Schiffe für 
denjelben Schaden; fein Anjpruch des 
einen Rheders auf Abtretung des An- 
Iprud)8 gegen den andern 150. 

Schuldübernahme. Ucbernahme 
des Handelegeichäftse mit Aktiven und 
Paljiven; Webergang aud) der Ber: 
bindfichkeit aus einem &arantiejchein 
mit dem Recht der Kündigung 360; 
Sd). einer Genoftenfchaft, enthalten in 
der Geichäftsiibernahme mit Aftiven 
und Pafjiven, durd) Veröffentlichung 
der Bilanz öffentlid) Enndgegeben, Haf- 
tung 36l. 

Schulen in der Rheinprovinz keine 
juristischen ‘Perjonen 686 ; Eigenthun- 
erwerb der Schulgemeinde an Küfterei- 
arundftüden, Abwerfung der Klage der 
Kirchengemeinde auf Herausgabe 687. 

Schweigen als Zuftimmung beilleber- 
tretung eines Konkurrenzverbots 268. 

Sicherheit für die often im patent: 
amtlicdien Berfahren 733; Kantions- 
dich einer ausländischen Gejellichaft? 
13 


Sicherung des Beweijes; der Zeuge 
ohne Beifein des Gceguers vernommen; 
feine Berichuldung 788. 

Simulation einer Ecyenfung twegen 
gleichzeitiger Erridtung emer umgül- 
tigen leßtwilligen Berfügung anderen 
Inhalts 3055 eine Hyporhek ftatt fiir 
die wirflidye Gläubigerin, für die Be- 
flagte auggeftellt. Deren Haftung auf 
Herausgabe des Eingenommtenen aus 
den Gefichtspunft des Auftrags 306; 
©. eines Berfäunmißverfahrens, In: 
wirkfjamteit des Wrtheilg aucd gegen 
den gutgläubigen Eejfionar 812. 

Solidarfhuldner. Keine Berpflich- 
tung des &läubigere, den Anjprud) 
auf Eriaß gegen den andern Urheber 
eines Delitts dem Zahlenden abzu: 
treten 150. 

Spedition. Keine willfürliche Kin- 
digung der Abmadjııngen über Zoll- 
tredit bei eingelegter Uaare 419. 

Spolienfliage, weil der Vedienftete 
jein angebliches Gehalt aus der Kajle 
entnommen hat 458. 
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Staat und Reid. Haftung des 
Staats fir den Schaden aus Re: 
gierungshandlungen 659; Haftung des 
Reihsmilitärfisfus für das aufichuid- 
voller Handlung der Vefehlshaber be- 
rurhende Weberfliegen von &eichofjen, 
aud) bei fehlerhaitem Siegen der 
Soldaten 577. 

Staatsverträge. Kein Anjprud) 
eine®s Privaten auf Schadenseriag, 
weil einer der fontrahirenden Staaten 
jeinen Verpflichtungen aus publizirten 
St. wegen Bejeitigung von ESdiff- 
fahrtshindernifjen nicht nadıgelommten 
ift 111. 

Stellvertretung. Teer vermuthliche, 
nicht der wirflihe Wille des Boll- 
machtgeberse maßgebend, wenn den 
Dritten, welcher mit den Bevollinäd)- 
tigten abicjloß, Fein Berichulden trifft 
276; Bevollmädtigter darf ohne 
Spezialvollinaht Xandelpön verab- 
reden 277; diejelbe Berjon handelt bei 
Beftellung eines Tauftpfands umd 
Zurüdgabe der verpfündeten Saden 
zur Aufbewahrung in derjchtedener 
Ssunftion 231; der mit jeiner Ehefrau 
im Scheidungsprozeh Tiegende Che- 
mann cedirt nad) deren Zod zugleid) 
al8 Vertreter feines Sohnes, bevor 
ih die Beftelling eines Pflegers be- 
fannt geworden, eine Nadhlauhypothet 
282, der Notar, welcher die hinter- 
legte Summe ıunterfhlug, Vertreter 
des Gläubiger oder des Schuldners? 
278; Agent Jchließt mit dem Kumden 
ein dem diefen fundgegebenen Willen 
de8 Auftraggebers wideripredhendes 
Abfommen über den Ablieferungsort 
279; Landrath verpflidytet den Preußt- 
ihen Fiskus mit durd) Auftrag 
PBaftillen zu unterfuchen 280; Offiziere 
ertheilen eine wündlide Zuficherung 
wegen längerer Benugung vonzyeitungs- 
terrain 4U1 5; feine Befuguiß des Sdif- 
fers oder des Schifisunaklers, auf Xeid)- 
terungstfojten zur verzichten durd) Cırit- 
tung über volle FKradıt 275; Klage 
gegen den curator absentis für jene 
‘Berjon, weil er einen Bertrag arg> 
liftig nicht erfüllt Hat 233— 235. 

Stempel. Herabjegung des Antheil- 
betrags der einzelnen NAftien jtempel- 
pflichtig 667, Aushändiqung ansländi- 
cher, vom Ausland nad) den Inhalt 


gejandter Obligationen 668; Nende: 
rung an dem KRehtsverhültmig durd) 
Abjtempelung der Altie 608b; Schen- 
fung an eine geftiftete Arbeiterunter- 
jtügungefaffe 669; Fideilommißver- 
madhıng aus den Früdten 670; Er- 
hebung des Stempel8 vor der gerid)t- 
tichen Berlautbarung und Beltätigung 
des Bertrags 670; Schenkung durd) 
Entjagung eines bedingten Legats 390; 
der Vertrag ift im mehreren zum 
Theil im Wege der Korrejpondenz er- 
gangenen Urkunden erridtet 672; 
Sutsüberlaffungsvertrag mit Anwei- 
jung des Preifes auf das Erbtheil; 
feine Berüdfichtigung, ob der ‘Preis 
demnädjft das Erbtheil überfteigt 671. 

Stille Sefellfchaft. Die Einlage 
des ftillen Gejellichafters war nidt 
mehr vorhanden, als der Konmmanditiit 
eintrat 550. 

Subhajtation eines Dampfers als 
Zubehör eines Nittevguts mit der ©. 
des Nitterguts 8495; S. eines Yand- 
qıtts, Ausfall einer Gläubigerin in 
Folge der Beihülfe bei der VBeräuße- 
rung von Anventarienftüicden beidrohen- 
der ©., Schadenserjat 227; ©. eines 
Hanjes, in weldhem ein KReftaurant 
betrieben wird; das Inventarium dee 
Heftanvants geht auf den Erfteher 
iiber 3Te; Webergang der Subftanz- 
heile und des Subehörs auf den Er: 
fteher troß abweidjender Erklärung des 
Eritehers350. S.theilungshalber. 
Miederaufhebung, weil Antragiteller 
die Forderungen des Wiiteigenthiimers 
nicht berichtet hat 92; £eine Weichiwerde 
an das Neichtgericht STY. 

Subftanztheil nicht die elektriiche 
Beleuchtungsanlage in einer Bade: 
anftalt 35; wohl aber die Maicdyinen 
eines Eijenmwalzwerts 36. 

Subititution nicht für den Fall, 
daß das ZTeftament, in weldem das 
Bermähtniß und die ©. angeordnet, 
ungültig ift 644. 


Teftament, Bemeinfchaftliches. 
Der Nacdjerbe fechtet den fein Erb: 
vecht verlegenden Verpflegungsvertrag 
der überlebenden Witwe an 621; Ber- 
mädtmifje in demjelben; der über- 
lebende Eheaatte verheirathet fich wic- 
der md zeugt em Kind 622; fein 


__ WÜphabetifches Regiiter. 


eu 


Anfprud) gegen den zweiten Ehegatten 
und dejien Kind als Erben des Ehe- 
manns, aud) joweit in der Erbidhaft 
N der erften Ehefrau enthalten ijt 
623. 

Tejtamentövollitredfer der perfün- 
fihe Schuldner des Erblaffers. Klage 
des Erben auf Zahlung der Schuld? 
650; führt feinen Prozeß über das 
Erbredt 619. 

Thatbeitand. Ein Antrag ift nad) 
dem T. verlefen, ohne daß fid) darüber 
etwas aus den Protofoll ergibt 804; 
Berihtigung abgelehnt, Beichwerde 
dagegen ausnmahnısweis zuläffig 825; 
Mangelhaftigleit des T. 8U3. 

Theilung unter den Miterben. 
Klage ausgejchloffen, wenn die gejet- 
lichen Erben des Ehemanns erft nad) 
dem Zode der Witwe in das eintreten, 
was dieje übrig läßt 633; der Netraft 
des Mitterben — Code 841 — be- 
jteht nicht, wenn der Antheil an einzel- 
nen Nacdlapgegenjtänden, oder Gegen: 
jtände veräußert werden, welche dur) 
eine Auseinanderfegung unter den 
Miterben erlangt jind 639; wohl aber 
bezüglid) der Mobiltarmafjfe oder be- 
züglic) der Ammobiliarntaffe 640; ift 
der Antheil an der Imimobiltarmajffe 
veräußert, oder der Antheil an den 
einzelnen, aber jämmtlichen &rund- 
ftüden? 610. 

Thiere. Berleßung duch T., Klage 
de8 verlegten Hüter ausgeidjlojien. 
Was ift Hut? 200. 

Trunfenheit enticuldigt nicht bei 
gewohnheitsmäßigen Zrinfern und 
dem Bewußtiein, daß in diefen Zır- 
ftande Ausichreitungen erfolgen 586. 


Unfallverfiderungsgejeß. Der lr- 
heber der Berleßung war zu einer 
Buße verurtheilt, fein weiter gehender 
Aniprud) der Berufsgenofjenichaft H27. 

Ungültigteit der von einem Biöd- 
finnigen geichloffenen Berträge; Ver: 
urtheilung zurüd aufzulaffen gegen 
Nücdgewähr der Gegenteiftung und 
Erfaß der Verwendung bei redlichern 
Erwerb 303; anders bei vermutheten 
Betrug 304; U. einer Berabredung, 
welche den Inhaber einer von ihm 
zur Rötung gebrachten Srumdidnid 
Erfaß geben joll; Zurüdgreiien auf 
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früherer Schuldverhältnig 462; U. 
eines Bertrags über die Hinterlafien- 
Ichaft eines noc Lebenden @eiftes- 
franfen 626; U. des ganzen Vertrags 
wegen unzıläffiger Bertragsbedingung 
iv. 


Unmöglichkeit der Zeiftung. Keine 
des Eigenthümers, eine Belaftung 
herbeizuführen, weiche einem früheren 
Zuftande qleichwerthig ift 164; Ueber: 
traqung des Berfaufs der Vergwerfe- 
produfte eines Mitbefiters bedingt 
unmöglich 165; U. aug einen Grunde, 
welcher jchon vor der Berurtheilung 
zur Leiftung vorlag; fpäteres polizei- 
liches Berbot; Ermädtigung der Be- 
Hagten zur Ausführung, Möglichkeit 
der Beihhwerde 166; U. der Em: 
tragung einer Hypothel — Ungültig- 
keit des ganzen Bertragg 167. 

Unterbrehung des Verfahrens. 
Keine, weil der durch einen Abwefen- 
heitävormund DBertretene bereits vor 
Erhebung der lage verftorben jet 
153; fein Antrag auf NAusjegung, 
wenn die Erben des Berftorbenen 
bereits den Prozeh fortjegen zu wollen 
erklärt haben 754; anders 755. 

Unvordenklichleit beim  Gigen- 
thumserwerb 38. 

Urheberredt. Schadenseriag er- 
greift bei redhtswidriger Benubkung 
von Melodien für mecdaniiche Deufit- 
werfe auch die Licenzgebühr, weld)e 
dem Urheber bei Einholung feiner 
Genehmigung zu bewilligen aewefen 
wäre 118; umd Die Bereicherung, 
weldhe die Beklagte aus ihrer An- 
maßung des Elägeriichen Urheberrechts 
gezogen hat, ımd dem Kläger vor: 
enthält 119, 120; aud) bei Scyuldhafter 
Berletsung des Hägertiichen Nedts darf 
der Kläger dieje Bereicherung fordern 
117; photographiiche Vervielfältigung 
defjelben Bildes von zwei verichiedenen 
Sejchichaften nad) zwei Ansführungen 
desMeifters mitgeringen Abweichungen, 
wobei das U. von verichiedenen ‘Ber: 
jonen abgeleitet wird 121. 

Urtheil. Endurtheil, nicht Zwischen: 
urtheil, fofern der prinzipaliter er- 
hobene Anjpruch abgewiefen wird, weil 
iiber den eventnell auf diefe Summe 
erhobenen Schadenserjataniprud em 
SZwilchenurtheil nach 8. 276 ertheitt 
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wurde 797; ansländifches Urtheil ohne 
Reciprozität in Dentichland nicht zu 
berücfichtigen, aud) bei Vereinbarung 
der PBarteien 809; keine Enticheidung 
über Rechte der Beklagten unter ein- 
ander, wenn der Redhteftreit mit Nb- 
weilung der Klägerin erledigt wird 
198; Klageabweifung nad der Lir: 
theitäformel, zur Zeit nad) den Gründen 
199 


Bater Hagt auf Nlimente, welche 
von Diritten verfproden find 616; 
der Bater cedirt eine Nadjlayhupothet 
zugleich al8 Vertreter feines Sohnes, 
dem ein Pfleger beftellt war 282: 
Niepbraud) des Vaters am Vorbehalte: 
qut feiner Ehefrau nad) deren Tode 
615. 

Beräußernngsvertrag, j. Savähr- 
lerftung. 

BerbotSgefets jchlieht die Berufung 
auf eine widerfprechende Handelsfitte 
ans 471. 

Verein. or der Einladung 579; 
die VBorftandsmitglieder eines Turm- 
vereins haben ihre Ermächtigung zur 
Prozepführung nicht dargethan 580; 
Bereinbarumgen von faufmännifchen 
Sirneen, die ‘Preife ihrer Fabrikation 
zu heben, für den einzelnen Theil- 
nehmenden verbindlich, wenn einersirma 
an abändernden Verhandlungen nicht 
theilgenommtn hat, welde ale zu 
dem 3. nicht mehr gehörig angejehen 
ift? 301. 

Berfügnngsbefchränfungen, Iett- 
willige, ohne Bedeutung bei Zwangs- 
vollftvefung wegen Korderungen des 
Erblaffers 648. 

Bergleih. Bergleicdysweiie Auf: 
hebung eines Kaufe nad) Schwamm: 
verdachts; neuer Kanf in der Annahme 
der Schwanmfreiheit, das Haus hat 
den Scwanım 3655 8. über eine 
Verlegung des Tinten Auges; dent- 
nächst wird Kläger ganz blind 366; 
Irrthum über Bertragsmäßigkeit eince® 
Daucs bei einem 3. unerheblich 367; 
die eine Partei erhebt nad) Abichluf 
de8 B.8 Anfprucd auf einen im 2. 
nicht erwähnten Poften; Auslegung 
302, 269. 

Berjährnung dinglicher Rechte. Be: 
werslaft bei Einstellung der Rerftung 69. 


Berlöbui. Berurtheilung zu einer 
Entihädigung, falls Bellagter nicht 
heirathet 581. 

Bermächtnik. Aufhebung des in 
einem forntlojen Kodizil errichteten 
Bermiächtniffes durd) ein fpäteres Tefta- 
ment 645; Nutumgen und Zinjen des 
Annahmepreifes 646; feine Feit- 
stelungsffage der Anteftaterbin gegen 
den Zubftituten de8 Bermädtniß- 
nehmers bei nidyt eingetretenem Sub- 
ftitutionsfall 644; bedingtes Bermädht: 
ig, Entjaqgung nad) dem ode de3 
Erblaffers Cchenfinng 390; Oralfidei- 
tommiß? 647; feine Aufgabe durd) 
‘Broteft gegen die Eidesauflage durd) 
Beweisbeichluß 647; 3. in einent for- 
rejpeftiven Teitanent der Eheleute; der 
itberiebende Ehemann verheiratbet fic) 
wieder und zeugt ein Rind 622, 623; 
Zubjtantiirung der Klage des Bene- 
fiztalerben gegen den pfändenden Ber- 
mäctnißnehmer, der Nacjlaß reiche zum 
Befriedigung aller Bermädtmijie nicht 
aus 695. 

Berfäumnißverfahren. Berjäum: 
nißurtheil nicht ohme Antrag 813. 

Berichulden, weil der von einem 
‘Pferde gefchlagene Kläger daffelbe am 
langen Zügel aeführt hat 156; 8., 
weit der die Differenz fordernde Käufer 
die Maare nicht von dem fänmigen 
Serfäufer zu billigerem ‘PBretie genom- 
men bat 1555 3. de8 unrechtfertigen 
Vefiger8 in mangelhafter Aufbewah- 
rumg des vindizirten Juders 157; der 
Berfäufer nicht aus DB. zu belangen, 
weil er aus der dem Käufer mitge- 
theilten Thatfache nicht Anftoß nahın, 
das Haus auf Schwamm unterfucden 
zu laifen 160; fein Anipruch des 
Stenerfisfus gegen den Kreistarator 
wegen zu hoher Zare, wenn das Haupt: 
jteuerammt auf die Lare eines Kreis: 
tarators nicht hätte Freditiren. follen 
158; tein eigenes 3. des fpäter auch 
auf dem zweiten Auge Erblindeten, 
wert er nicht in die Klik gegangen 
1595 83. wegen Nichtbeachtung von 
Zweifeln 206. BB. Anderer Ein 
föniglicyer Koritbeamter jchießt auf der 
Jagd im Gemeindewald Iemandenn 
ein Auge aus 259; Haftung der eim- 
aetragenen Senoflenichaft für die von 
ihren Kaifiver unter Kälidung des 
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Boftablieferungsicheins erhobenen ud 
veruntreuten Gelder 456; der im Dienft 
eines Gaftwirths ftehende Knecht ale 
prepose eincs Pierdeeigenthümers, 
weldjyer dort die Pferde eingeftellt hatte; 
jein Berjchulden dem Kläger angered)- 
net 258; Haftung der Gewerkidaft 
aus dem Abbau des Repräfentanten 
in fremden Felde 106. 
Berjchwender 26; bei der Die- 
pofition über Zinjen 25. 
Berficheruugöverträge. Teuer- 
verfidherung. Unterbliebene Anzeige 
von der Translofation der verficherten 
Eadje, wenn entihuldigt ?507; früherer 
Brandfchaden verneint bezieht fi) auf 
den Brandichaden, welden der Ver- 
fiherungencehmer als ITheilhaber einer 
Handeligejellichaft erlitten hat 508; 
Brand von einem Dritten verurfadht, 
weldyent die verficherte Meafchine zur 
Benutung überlaffen war 509; wiffent- 
liche Ueberliguidation? 510; eine Oeff- 
nung nad) einer Fabrik in einem Yager- 
boden ift bei der senerverficherung nicht 
angegeben 51l. Zransport- inkl. 
Seeverfiderung. Keme Haftung 
des Verficherers für den Schaden, wel- 
djer einem Pier durd) einen Zulammen- 
ftoß mit dein verficherten Schiff erwadh- 
jen und von dem Schiff zu eritatten 
war 512, Abweihung von der ars 
Iprünglichen Reife 513, H14; münd- 
fihe Berabredumgen, welche in der 
Police feinen erkennbaren Ausdrud 
qerunden haben 514; Abwertung der 
Klage, weil der Rheder des Ecdjlepps- 
dampfers nicht zuvor den Prozeß mit 
dem Gigenthümer des geichleppten 
Kahnes darüber führt, ob er diejem 
aus der Kollifion hafte 517; kein nad): 
trägliher Nadyweis der Unrichtigkeit 
der der Kondenmmation zu Grunde lie- 
genden Beautadhtung 516; Cinforder 
rung der Prämie nad) Ablauf des Ber- 
ficherungsvertrags abagewiejen wegen 
Aralift 520, 521; Beftichtiqung der jec- 
beijcjädigten Waare ohne vorgeichrie- 
bene Zuzicehung des Konfuls mod des 
Havartefonımifjars519 ; fofortige brief- 
ide, aber feine telegraphticdhe Nach- 
richt von überfeeiihen Orte 518; Schiff 
und Schiffer find in jahrelanger lebung 
nicht regelmäßig angegeben, fen Ber: 
Inft des Entjihädigungsanipruchs 519. 
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Unfallverfiherung. Keine Ber- 
gnügungsfahrt, wenn im Anterefje der 
Benfionsgäfte 522; keine Gletichertour 
die Tour im Hochgebirge ohne die be- 
befondere &letichergefahr 523; volle 
Invalidität in Folge verlorenen ©e- 
brauchs eintes Gliedes 524; fein An- 
iprud) des an der Cholera Verftorbenen 
525; Berfuft der Ansprüche wegen 
verjpäteter Anmeldung und verjpäteter 
Zuzichung eines Arztes ohne Berichufs 
den 528; Unfall ohne änferen Anlaß 
529; Teine grobe Fahrläffigkeit die Ur- 
iahe des Todes, obgleid ein Magniß 
526. Rüdverfiherung Mafgeb- 
fichfeit der Beftimmung des Statuts 
der die NRildverficherung nehmenden 
GSefellichaft über die Auflöiung der 
Berficherungsverträge bei Muflöfung 
der Gejellichaft für die Riüdverfidhe- 
vung 531; nadhträgliche Genehmigung 
der Neife nadı Aland, weldye in der 
in Bezug genommenen Originalpolice 
in Ausficht geftellt war, mit verfichert 
530 


Bertagung. Aufhebung des Ur- 
theil8 wegen nidjt bewilligter B. 752. 

Bertrag durch Webernahme eines 
beitehenden B.8 266; B. nad) den Be- 
dingungen eines früheren B.8, ohne 
daß fid) Parteien des genauen Anhalts 
erinnern 267; unzuläjjige Bertrags- 
bedingung, welche den ganzen B. un 
gültig madıt 470. 

Berwahrnngsvertrag von einem 
Brandftifter vor feiner Verhaftung ge- 
ichlofjen, um das Geld dem Zugriff 
der Staatsfaffe und der durd Brand 
Beichädigten zu entziehen 335, 402. 

Berzicht auf Forderung wirfiam, 
obwohl Erklärung nur partiell ange- 
nommen 363; fein DB. auf die Be- 
dingung, wenn der Gläubiger nad 
Kenntmiß von deren Ausfall, eine 
Affordrate vom Schuldner annimmt 
364; DB. auf eine Konventionalftrafe, 
wenn bei Gejtattung der unter Strafe 
geftellten Handlung fein Borbehalt ge: 
macht ift 362. 

Bindilation von Zuder; Naftung 
de8 imredtfertigen Befigers für den 
ZScjaden, weldyer dir mangelhafte 
Yagerung dahin entftcht, daß derjelbe 
nicht mehr erportfähig ift 157, 204; 
Klage auf den Preis gegen den, wel: 


Alphabetiiches Regiiter. 


cher die Sadje in böfem Glauben ver- 
äußert hat, ohne vorgängige Ausflagung 
des dritten Befiters 57; Klage der 
Miterben auf Herausgabe der Altie 
gegen ihre Miterben, welche eine Schen: 
fung fitr fich geltend madjen, Beweis- 
laft 59—61. 

Boransfeknng. Der Webergang 
eines Gejchäfts für die Schuldüber- 
nahme den Gläubiger gegenüber ®., 
niht auch Bedingung? 296; der 
dauernde iaenthiunserwerb keine 8. 
für die Verpflichtung, die Zinfen dev 
eingetragenen Hypothef für die Zeit 
des Senufjes zu zahlen, um eine in 
Zufammenhang damit anferlegte Nente 
zu tragen 297. 

Borkanfsrcht. Das B. des Ent- 
eigneten fanı nur von den Eigen: 
thiimern der inzwiichen weiter gebil- 
deten Parzellen de8 Reftgrumdftiides 
zufanmmen ausgeübt werden, auch) wenn 
diefe durch weitere Enteignung ent- 
ftanden find 93; fein B., weil Kein 
Kauf vorliegt 94. 

Bormerfung cincd Anfechtungs- 
aujprud)8 der Ehefrau wegen einer für 
den Ehemann während der Dauer des 
Ehejchetdungsprozejies eingetragenen 
Hypothet 2410; Klage des Konkurs: 
verwalters auf Löicdhung der B. eines 
Anfehtungsaniprudy8 der Gläubiger 
243. 


Bormundichaft.e Keine obervor- 
mundichaftlihe Genehmigung eines 
Dienftmmiethvertrags unter Gcwinnbe: 
theiligung 617. 


Wahl aus beftinmmten Kreile von 
Zadjen liegt vor, wenn Möbel aus 
den jeweiligen Beftande des Möbel- 
lagers eines Schuldners zum Antauf 
auszuwählen find 323. 

Wandelpdn ohne Zpezialvollmadht 
verabredet 277. 

Waflerleitung vergleichsweije zum 
Erjaß für da8 einem Brummen ent- 
zogene Wafjer gewährt. Darf der Ent: 
Ihädigte die Wafferleitung aud) für 
ein demmächft evrichtetes nenes Haus 
benugen? 218. 

Wecdfel ohne Borbehalt für eine 
Schuld acceptirt, wegen deren län: 
pigerin redtspflichtia war 169; feine 
Verpflichtung des Indofjatars, fi) aus 
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der ihn vom Acceptanten beftellten 
Sicherheit bezahlt zu madhen 336; der 
Andoffatar, welcher die Wechjel mit 
dem Bermerf ohne Koften bei ihm 
verjehen und weiter begeben hat, hat 
ohne Proteft eingelöft, dann proteftiven 
fafjen und gegen den Ausiteller md 
Sndoffanten eingeflagt 340; anzu-> 
nehmen, daß cr nicht für den Bezoge- 
nen gezahlt Hat bei Angabe der Zahl: 
itelle beim Indoffatar? 341; aud) 
wenn Indoffant Domiziliat ift? 342; 
der Indoffant Hat fid) al8 Nothadreife 
angegeben und ohne Proteft eingelöft 
343; das Urtheil weift die Klage ab, 
welche der Bollindoffatar für Redynung 
des Ausftellevs erhoben hat; der Aus- 
fteller Hagt jelbft 337; der Ausiteller 
hat al8 Bevollmächtigter des Bezoge- 
nen acceptirt für feinen Geldbedarf; 
Kollifion des Giratars? 339; Proteft, 
Zahlungsbegehren an den Domizilia- 
a 338. 
echfelprozeß. Sind die Ein- 
reden des Nacjverfahrens dadurd) aus- 
geichloften, daß fie im Wechfelvorprozen 
geltend gemacht und verworfen find? 
830; die wider mehrere Wechfeljchuld- 
ner mit verjchiedenem Wohnfit er- 
hobene Wechjelflage ift an verfchiedenen 
Tagen zugeftellt 715; feine erneute 
Borlegung der Driginalwecjel und 
Protefte in der Berufung 831; that- 
fähliche Feitftellung durch Schluß: 
jolgerung im Nadverfahren, welche 
im Wechjelprozeffe abgelehnt war 832. 
Werkverdingung. Die Bauarbeiten 
find geliefert, nachdem dag Grunditüd 
veräußert ift 330; Beftellung eince 
Fahrftuhls zur Benußung ohne Führer; 
folhe VBenugung polizeilid) verboten 
445; Gebrauh nad) Dispofitions- 
ftellung feine Genehmigung 446; die 
zehnjährige Frift für die Anfprüche an 
Baumeifter nad) Code 2270 Berjäh: 
rungefrift 186; NRüdtritt wegen Er- 
füllungsweigerung des Beitellers 447; 
feine Anwendung von 88. 393 — 407 
AURL5 auf. 417; fein Rüd- 
tritt nach) Zufprechung des Erfitllungs- 
anfpruchs 447; Bezahlung des Preijes 
mit Borbehalt, keine Anfprüche über 
den Borbehalt hinaus 444; NRiüdtritt 
wegen VBerzugs des Druders bei einem 
Zeitungsunternehmen 448. 
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Werth des Streitgegenftaudes. 
Keine Bereinbarung über den Werth 
7050; W.d. ©. in jeder Inftanz feft- 
jufeten auf Antrag 695; Scied8- 
gerichtsflaufel 6975; Beichwerdewerth 
höher als Streitwerth 701; Feftfeung 
de8 Streitwerthes nad) Maßgabe der 
mündlich vorgelefenen, nicht der an- 
gefiindigten Anträge 7OAY; Redts- 
mittel don beiden ZTheilen eingelegt 
nur ein Prozeß 7O5e; jeder Theil for- 
dert für fi) Herausgabe der hinter- 
legten Summe 705y; Antrag, die 
Klage für erledigt zu erachten 705, 
105%, 705u; Befriedigung im Laufe 
der Revifionsinftanz, Streit über die 
Höhe der Koften nad) Zurüdnahme 
der Revifion 705«; Befriedigung im 
Laufe des erfiinftanzlichen Verfahrens, 
Streitwerth für das folgende Ver- 
fahren 705y; Klage auf Herabfegung 
einer Benfionsjfumme, der Penfionär 
ift vor der Berufung verftorben 705 B; 
der Bellagte ift im Laufe des Ber- 
fahrens fallit geworden 70AY; Aende- 
rung der Sachlage ohne Aenderung 
des Klagantrags 7059; Aenderung des 
Streitwerths von Amts wegen im 
Laufe des Koftenerftattungsverfahreng 
705%; ein Theil des geforderten Be- 
trage umftreitig 705d; Widerfprud) 
des Beklagten im Laufe des Verfahrens 
aufgegeben 705x; Hanptantrag auf 
Herausgabe, eventuell auf Aufhebung 
eines Bertrags 705k, 705m; Auf- 
hebung des Bertrags al8 Borausjegung 
des Schadensanfprudhs 7050; Ent: 
fernung eined Aufbaues aufden Grund- 
ftücte de8 Beklagten aus perjönlichem 
Necht des Klägers begehrt TOH1; aus 
dem Eigenthiunsredht, ohne daß Grund- 
dienftbarfeit behauptet ift 7TOär; Klage 
aufRäumung, Einwendung eines Padıt- 
verhältnifjes 7O5n; Klage auf Zahlung 
einer geringeren Summte, Widerllage 
auf Löichung der höheren Hypothet 
1050; Redt, auf einem Grumodftide 
Lehm zu graben 698; Negatoria wegen 
Zuführung von Schmubwaifer 705h ; 
Klage wegen einer Heiligenfigur TO5v; 
Klage auf Herausgabe von Werth- 
papieren ohne ZTalons und Kupons 
1051; Klage auf Herausgabe einca 
Hypothelenbriefes TOän; Theilungs- 
fage 696; Streit, ob jchon jetzt zu 
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theilen fei 7050; Klage auf Heraus: 
abe von vom Bellagten wegen eines 
fandreht® zurüdbehaltenen Saden 
7055; Streit um die Priorität bei 
Hinterlegung beider Hypothelenfumnen 
705 w; Klage auf Lölchung einer Hypo= 
thet für das PVerjprechen, erfteheliche 
Schulden bis zur beftimmten Summe 
zu zahlen 705r; Kiage auf Lölchu 
einer Kantionshypothet, welche naih 
Bellagtens Antrag nur zum geringeren 
Betrag valedirt TOAp; Widerjprucdhs- 
Hage gegen Pfändungspfandgläubiger 
705f; Klage auf Fölchung eines Ge- 
braudsmufters 702; negative Feft- 
ftellungstlage wegen eines Patents und 
Borbenugung 703; Klage auf eine 
Summe und Provifion 7055; Klage 
des Andoffatars gegen den Acceptan- 
ten, Nebenforderung von Zinjen und 
Koften 705e; Klage der getrennten 
Chefrau auf Alimente 705g; Klage 
des Kindes auf Alimente bis zum 
eigenen Erwerbe 7U5gq; Verpflichtung 
einer Stadt, ein Yuftizgebäude zu er- 
rihten und dem AInftizfisfus die Be- 
nugung gegen Entichädigung zu über- 
laffen 704; Anjprud auf Rüdgabe 
einer Kaution und ntereffeaniprucd 
705; Berurtheilung zur Borlegung 
von Gefchäftsbüchern, Werth auf Sei- 
ten des Berurtheilten 7UO; Klage auf 
Unterlaffung der Errichtung einer Kon 
furrenzgasfabrit 7055; Klage auf Räu- 
mung einer Dienftwohnung 7052; 
Zahlung und Herausgabe eines Koften- 
feftfegungstitels 705; Penfion eines 
Lieutenants a. D., der Reidisbankt- 
beamter 699; Anfechtung eines Ge- 
neralverfammlungsbeichluffes 7ODu; 
Klage auf Auflöjung der Gejellichaft, 
Kapitaltonto des Klägers 7OAr; einft- 
weilige Verfügung, die eheweiblichen 
Grundftüde nicht zu veräußern 7O5t; 
Ehejcheidung, unabhängig vom Ber- 
mögen 7058; Klage auf Einwerfung 
eines Grundftüdes 705u; Vejchiverde 
aufBchandlung einer Sache als ferien 
jadje 7O5n; Ermächtigung des Klägers, 
die Handlung auf Koften des Bellag- 
ten vorzunchnmen; Streit, ob dem Er- 
tenntmig genügt 7Ude; Feltftellung der 
Konkursforderung:; der Beltand der 
Konktursmafje hat fih im Laufe des 
Berfahrens geändert TODE. 
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Werthyapiere au Altien und In- 
haberpapiere, welche auf Namen lauten 
und deren Veräußerung der Genehmi- 
sung der Altiengefellichaft bedarf 34. 

iederanfhebung von Verträgen. 
Unter W. des Vertrags zwifchen Fiefe- 
ranten und Linterlieferanten liefert 
diefer zu neuen Breifen an den erften 
Befteller, welcher dem erften Lieferan- 
ten die Differenz berechnet. Kein Er- 
faßanfprııd) diejes an feinen Unter- 
fieferanten 317. 

Witthum von dem Bater für ge- 
wiffe Fälle und unter Beijchränfungen 
ausgefettt 604; nicht nad) dem Gefek 
auf den Fall der Ehejcheidung erftredt 
605. 


Zahlung einer Schuld, für melde 
der Gläubiger rechnungspflichtig war 
169; Zahlungen gegen ein Berbots- 
gejet? Thatbeitand de8 8.288 St.©.2. 
oder $. 209, Nr. 1 8. DO. nicht vor- 
liegend 402; 3. der Allordrate von 
der ganzen Schuld tilgt nicht die Hypo- 
thet 171; der Käufer von Spiritus 
hat den Preis ftatt an die Verkäuferin 
an den Bermittler gezahlt, der feiner- 
jeit8 die Spiritusfteuer verlegt hat; 
der Käufer darf diefen Betrag der 
Berkäuferin anrechnen 173; der 3. fteht 
die Anerkennung eines Kontofurrents 
gleich, in weldyem der Banlier die Er- 
löfe aus den bei ihm als Pfand hinter- 
legten Papiere auf die Schuld aus 
Differenzgeichäften gutgefchrieben hat 
500; 3. mit Vorbehalt der Erledigung 
von fi Herausftellenden Mängeln, 
Rechte des Zahlenden 444; Portokoften 
der 3. 168. 

Zahlungseinftellung nicht, wenn 
Nichtzahlung nit auf Nichtlönnen, 
jondern auf Nichtzahlenwollen beruht 
865; nicht, wenn der fällige Wedel 
nicht präfentirt wurde 866. 

ahinngsverfprechen. Beriprechen, 
aus Bauraten zu zahlen; fpäterer Ein» 
wand, davon fei einem Dritten Icon 
früher ein Betrag cedirt 372. 

eitlihe8 Redt. Die vertrag?- 
mäßige Zuficherung einer G©ehaltt- 
fteigerung nicht berührt durch fpäteres 
abweichendes Gejek 22; Aenderung 
des Erbichaftsfteuergefetges bei einem 
Rentenvermähtmiß 21. 


Zeuge. Unfähig der vorgefchobene 
Nichtigkeitsfläger 786; Leine Zinfen 
einer zu Unrecht erhobenen Strafe des 
nicht erichienenen Zeugen, nod) fonftige 
Koften zu eritatten 744 c; der Bormund 
des Klägers 3. 787; 3. zur Sicherung 
des Beweijes ohne Beijein des Geg- 
ner8 vernommen; nad) der Sadlage 
feine Berichuldung der unterlaffenen 
Ladung 788; Beugnißverweigerung 
ohne Recht, Heilung 794. 

Zinfen nicht Kapital geworden durd) 
Einftelung der um den Zinsbetrag 
vernichrten Kapitalfchuld in die Bilanz 
222; keine Zinfen des Vaters von den 
Seldern, welche er zur Tilgung der 
Schulden al8 Bormund des Kindes 
gezahlt hat 220; 3. vom zurüdgefor- 
derten Raufpreije bei Unmöglichkeit der 
Ausführung erft feit der Klagerhebung 
221; Prozeßzinfen für den in Laufe 
des Prozefjes erhöhten Anfpruch erft 
jeit der Erhöhung 219. 

Zinsreht an einem Kapitale aus 
einem Bertrage analog dem Niefbraud) 
behandelt, jodaß e8 bei neuer Belegung 
von jelbft wieder erwadjt 71, 72. 

Zubehör, beiwegliches, welches vor 
der Einleitung der Subhaftation ge- 
pfändet war, geht pfandfrei auf den 
Erfteher über 37; ein Dampfer Zus 
behör eines Kittergutes 37b; das In- 
dentarium eines Reftaurants in einem 
Iubhaftirten Gebäude ZTe; die Da 
Icdinen einer Fabrif 37d. 

Znrüdbehaltungsredt weder nad) 
9.8.3. nod nah A... R. für ein 
dem Erblafjer gegebenes Darlehn und 
einen Miethsvertrag, welcher nicht dem 
Erblaffer gegenüber erfüllt, fondern 
mit einzelnen Erben neu geichloffen 
ift, an Sachen de8 Erblajjers, welche 
dieje eingebradjyt haben 91; Taufmän- 
niihes 3. an auf Namen lautenden 
Inhaberpapieren, deren Veräußerung 
der Genchmigung der Aftiengeiellichaft 
bedarf 34; 3. wegen Anjprüden des 
Miteigenthümers; fein Antrag auf 
Zubhajtation theifumgshalber 92. 

Zuftändigkeit, jachliche, |. Sadhlidhe 
Zuftändigfeit. 

BZuftellung. Die Erfatzuftellung an 
die mit ihrem Ehemann in allgemeiner 
Sütergemeinfchaft Lebende Mutter für 
den von feinen Bater verffagten Sohn 
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ungültig 747; 3, der Berufung an 
den erftinftanzlichen Anwalt 748; war 
der Vertreter, welddem das Urtheil zu-> 
geftellt ift, Hauptbevollmädhtigter oder 
Subftitut? 722; rechtzeitige 3. der 
Berufung an den Staatsanwalt und 
den Streitgenoffen, welcher die Ent- 
mündigung beantragt hatte, im An- 
fechtungsprogeß 751; keine Zuftellung 
einer Revifion durd) Telegramm 749. 

Zwangsvollftredung. Wie ift die 
3. aus einer auf Lieferung nad) einem 
anderen Orte lautenden Berurtheilung 
zu vollziehen? 847; Pfändung unter 
Anklebung der Marke an einer ver- 
ftechten Stelle 840; joweit durd) Pfän- 
dung fremder Sache ein Pfändungs- 
pfandredht für den qutgläubigen Gläus- 
biger entfteht, fchließt die Kenntniß des 
Gerichtsvollziehere den Erwerb des 
Pfandrehts aus 841; Pfändung und 
Ueberweifung einer Forderung; feine 
Befreiung des Schuldners durd) [pätere 
Zahlungen eines Dritten an den ur- 
jprünglichen Gläubiger 834; Rente, 
von der Mutter ausgefett, unpfändbar 
835; Klage auf Vollftredbarkeit gegen 
die gütergemeinfchaftliche, aber gejchie- 
dene Ehefrau 836; fein Einwand aus 
der Zeit vor Zuftelung des Boll- 
ftredungsbefehl8 an den Ehemann 836 ; 
3. in den Auktionserlös, d. 5. in die 
Forderung des Schuldners auf Aus- 
zahlung des bei der Hinterlegunge- 
ftelle deponirten Auftionserlöjes 837; 
Wideripruchelflage der fänmtlihen Er- 
ben als Dritte, wenn zur ungetheilten 
Erbichaft gehörige Sachen wegen per- 
jönliher Schuld einzelner Erben ge- 
pfändet waren 838; Bertheilungsver- 
fahren; Einwand des Widerjpruchs- 
beklagten, dem Kläger fehle der voll» 
ftredbare Zitel, zufälfig und nicht 
ausgeichloffen dadurd), daß er nicht im 
Bertheilungsverfahren erhoben war846; 
Beichwerde aenen den Beichluß, die 
Zwangsvollftredungsmaßregeln ohne 
Zicherheitsfeiitung aufzuheben 839; 


- Klage auf die Bollitredungeklaufel aus 


notarieller Urkunde 845; Ucberweijung 
eines Anjprucdh8 auf Herausgabe von 
Sachen wird rehtswirfiam, nachdein 
ein Prozeß des Inhabers und Eigen- 
thümers der Sadıen zu deffen Gunften 
entichieden ift 813; 8.686 E&.P.D. 


aud) wen die 3. nod) nicht begommen 
hat 842; Arreftirung einer Forderung, 
feine Anwendung von 8.661 E.P.0. 
844; feine Aufhebung der Zmwange- 
vollfiredungsmaßregeln ohne Sider- 
heitsleiftung 848; Ermächtigung des 
Släubigers zur Vornahme der Hand» 
fung, Klage, weil die Ausführung 
wegen Gefahr für Leib und Leben un: 
möglid) jei aus einem Grunde, weldjer 
fhon vor dem Urtheil lag; Bezug- 
nahme auf ein fpäteres polizetliches 
Verbot 166; 3. aus einem vorläufig 
vollftredbaren Urtheile, Schadeuserjaß 
206 ; Pfändung eines andern Anjpriche 
als deffen, welder dem Schuldner zu> 
fteht, gibt dem Gläubiger feine Nedhte 
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441; Yerftung zur Abmwendung drohen> 
der 3. aus einem vorläufig vollftred- 
baren Urtbeif keine definitive Wahl 154. 

Zweite Ehe, Nacıtheile unter Le- 
benden 611; nicht zum Nadjtheile der 
Kinder gegen Zahlımg einer Summe 
zu erlafien 612. 

Zwifchenurtheil nad) S. 276 über 
die Miderflage, voeın mit der Gegen- 
forderung and) kompenfirt ift 802; 
Einwand, der Getödtete Habe keinen 
Unterhalt gewähren können, im Bers 
fahren über die Höhe 801; $. 276, 
Schaden nad verjchiedenen Richtungen 
behauptet; für Grund ausreichend, 
wenn gewiß, daß überhaupt Schaden 
entitanden 800. 


Beridtigungen. 


Zu Band YV. 
tr. 891, 3.1, jtatt: 1855, lies: 1885. 


3u Band XIV. 

S. 454, Kolonne 2, unter „Lotteric” ftatt: 435, lies: 455. 
3n Band XVII. 

Nr. 81, ©.45, 3.26, flatt: ©. 55, lies: Nr. 55. 


Zu Band XIX. 
Nr. s4l, lebte Zeile, ftatt: LI, fies: IV. 
5.453, Kolonne 2, unter „Beamte, ftatt: 747, lies: Bd. 20, Nr. 76m. 


Zn Band XX. 
Wr. 610, 3.2, Statt: Klägerin, lieg: Kläger. 
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